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Ueber die rechtlichen Verhältnisse der weltlichen Kirchenbe¬ 
diensteten, 

mit besonderer Rücksicht auf die Rechtssache des früheren bischöflichen Syndleo» 
Riewe gegen den Herrn Bischof Ton Cnlm, 
von . Oberhofgerichtsrath Dr. F. Rosshi,rt zu Mannheim. 

Veranlassung zu gegenwärtiger Abhandlung gaben zunächst zwei 
Rechtsfalle, von denen der eine in Preussen, der andere in Baden zu 
Tage trat, und ton denen der erstere durch die Schrift: : 

„Die katholische Kirche in Preussen und dessen 
höchster Gerichtshof. Dargestellt an einem Rechtsfalle 
von einem praktischen Juristen. Danzig, Verlag von 
A. W. Kafemann 1861,“ 

in weiteren Kreisen bekannt wurde, der letztere wenigstens in 
Baden die Aufmerksamkeit in gewissem Maasse auf sich zog. Die 
Besprechung gedachter Fälle wird zeigen, dass die in der TiteKiber^ 
schrift angegebene Rechtsmaterie einigermaassen im Dunkeln liegt und 
wird vielleicht dazu beitragen, dass man sich künftighin bestrebt, 
dieses Dunkel durch zweckmässige Vorkehr zu beseitigen. Unsere 
Besprechung Wird aber ferner einen Blick in die Veränderungen des 
Verhältnisses zwischen Kirche und Staat gestatten, welche das Princip 
der Freiheit und Selbstständigkeit der Kirche mit sichbringt und 
welche als nothwendige Cotfseqüenzen dieses Princips ins Lehen eih- 
geführt werden müssen, mag sich die hergebrachte, der Bevormundung 
der Kirche geneigte Anschauungsweise auch noch so sehr dagegen 
sträuben. : 

Wir Wenden uns zunächst zur Besprechung des Frenssiscben 
Falles. ' ' 

Mit Urkunde vom 17. März 1856 ernannte der damalige Bischof 
von Cülm, Dr. Anastasius Sedlag den Königl. Preuss. Kreisrichter 
Riewe, welcher, um dieser bischöflichen Ernennung'Folge leisten zu 
können, aus dem Kgl. Preuss. Justizdienste auf sein Ansuchen ent¬ 
lassen worden war, zum Syndicus des bischöflichen Stuhles zu Culm. 
Die Ernennungsurkunde lautet in ihrem wesentlichen Theile so: „Wir 
ernennen und bestellen hierdurch und kraft dös' Gegenwärtigen den 
Kgl. Kreisrichter C. A. Joh. v. Nep. Riewe zum Syndicus &4s 

Archiv Ihr Kirchenrcchi. TOI. ^213489 



2 Bosthirt Jan. Rechtliche Verhältnisse der weitliehen Kirehenbediensteten. 

bischöflichen Stuhles von Culm und der 'zu diesem 
gehörigen Institute in dem Vertrauen, dass derselbe bei tadel¬ 
loser christlicher Führung sich stets bemühen werde, nach der über 
die Diöcesanverwaltung und die darin vorhandenen Institute ergangenen 
oder noch zu erlassenden Anweisung zur Geschäftsführung für Unsere 
Curie, die ihm obliegenden Pflichten treu, fleissig und gewissenhaft zu 
erfüllen und Alles, was das Gedeihen, die Verbesserung und Aufnahme 
Unserer Diöcese und Unserer darin bestehenden Institute befördert, 
Willig und unermüdet nach Vorschrift der eanonischen und landes¬ 
herrlichen Gesetze dergestalt zu thün und zu leisten, wie er es vor 
Uns und seinem Gewissen, einstens aber vor dem Allgerechten zu 
verantwortensich getraut Dagegen soll derselbe des Genusses der 
hierzu bestimmten Syndicatagebäude, nebst dem zu diesen ge¬ 
hörigen Gärtchen, des etatsmässigen Gehalts von 800;,Thlr. aus der 
Casse Unseres Stuhles, des Gehalts von 100 Thlr. aus der Casse 
Unseres hochehrwürdigen Domcapitels und von 50 Thlrn. in der 
Eigenschaft als Justitiar des Pelpliner.Commissariates 
in vierteljährigen Raten postnumerando zahlbar vom Antritte des ihm 
hierdurch übertragenen kirchlichen Amtes, aber auch des Ranges 
ited' aller übrigen Prärogative und Gerechtsame eines bischöflichen 
Syüdicus sich zu erfreuen haben. 4 Im April 1856 trat Riewe in das 
ihm übertragene Amt und die damit verbundenen Genüsse und Be¬ 
züge, welche letztere alsbald um 200 Thlr. erhöht wurden, ein. Bischof 
Dr. Sedlag starb. Die Auseinandersetzung, welche hinsichtlich der 
bischöflichen Tafelgüter zwischen seinem Nachlasse und dem bischöf¬ 
lichen Stuhle, einzutreten hatte, leitete Riewe. Den bischöflichen Stuhl 
vertrat Domeapitular von P. Letzterer erhob im November 1857 bei 
dem neuen Bischöfe Dr. von der Marwitz eine Reachwerde gegen 
Riewe, in welcher dieser u. A. der parteiischen gegen das..Interesse 
des bischöflichen Stuhles gerichteten Geschäftsführung beschuldigt 
wurde. Bischof Dr. v. d. Marwitz lehnte es ab, auf diese Beschwerde 
einzugehen. Seine Motive ruhten in der Liebe zum Frieden und in 
dem Wunsche, den Syndicus Riewe nicht unglücklich zu machen. Nun 
; reichte im März 1858 letzterer bei , dem Bischöfe eine Klage gegen 
den DomCapitularen . von P. ein, worin er beantragte, diesen wegen 
der in vorgedachter Beschwerde und anderweitigen Aeusserungen ent¬ 
haltenen falschen Anklage und Verläumdung zu bestrafen, oder aber 
ihm, dem Riewe» ZU gestatten,, dass, er dem von P. gegenüber den 
weltlichen.> Richtet:l angehe. Der Bischof erklärte (15. März 1858) 
.unter Missbilligung des Benehmens des Riewe bei dem 
Auseinandersetzuugsverfahren, er» der Bischof, habe die 
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Sache 1 längst der Vergessenheit übergeben; nachdem er die Klage 
des von P. zurückgewiesen habe, wolle er aüch nicht die gegen 
diesen gerichtete Klage zur Verhandlung kommen lassen, wolle sich 
Riewe hiebei nicht beruhigen, so möge er sich, da die weltliehe Ge¬ 
richtsbarkeit hier nicht eintreten könne, an den Erzbischof von Posen 
und Gnesen wenden, er ermahne indessen zum Frieden und wünsche 
eine Aussöhnung zwischen von P. and Riewe. Dieser letztere fand 
sich durch die erwähnte Missbilligung verletzt und richtete sofort (16. 
März 185#) an den Bischof eine in sehr stärkest Ausdrücken: abge¬ 
fasste' Remonstration, in der er u. A. sagte, er sehe .den bischöflichen 
Erlass vom< 15. März für gar nicht existirend an, er habe um 
parteiisches Recht nicht erwartet u. dgl.. - Der Bischof Dt. 
v. d. Marwitz gab nun die Sache an den Erzbischof von Posen und 
Gnesen mit dem Ersuchen ab, sich modo delegationis der Untersuchung 
und Entscheidung hinsichtlich der gegen von P. und Riewe vorliegen¬ 
den Thatsachen zu unterziehen und bat nachträglich den Delegaten, 
seine Beurtheilung auch auf die subordinationswidrige beleidigende 
Remonstration des Riewe zu erstrecken. Der erwähnte Erzbischof er¬ 
kannte unter dem 23. December 1858, dass Riewe seines Amtes 
als Syndicus des Bisthumes Culm entsetzt werde, die 
gegen den Domcapitularen von P. formirte Klage aber unbegründet 
sei. Dieser Ausspruch war durch die in der mehrerwähnten Remon¬ 
stration enthaltenen Schmähungen und Beleidigungen des Bischofs von 
Culm, welche jede Fortsetzung des Dienstverhältnisses des Riewe als 
unthunlich erscheinen Hessen, motivirt. Durch Erlass des Bischofs 
von Culm vom 7. Januar 1859 wurde dem Riewe das Aufhören seiner 
Functionen angekündigt und gleichzeitig der Gehalt sistirt. Riewe 
gab zwar die ihm anvertrauten Schlüssel und Acten ab, protestirte 
indessen gegen seine Entsetzung, erklärte, den Recurs an den heiligen 
Stuhl zu ergreifen, und weigerte sich, seine Dienstwohnung zu räumen. 

Unter dem 15. Januar 1859 erhob Riewe bei dem Königl. 
Kreisgerichte in Pr. Stargardt eine Civilklage gegen den Harm 
Bischof von der Marwitz als Vertreter des bischöflichen Stuhles 
von Culm mit dem Anträge, den Herrn Beklagten für nicht be- 
rechtigt zu erklären, den Kläger seiner Aemter .als 
Syndicus und Justitiarius zu entsetzen, und ihn zu ver- 
urtheilen, unter Rücknahme der erlassenen Gehaltssistirung die 
betreffende Casse zur Gehaltsauszahlung für so lange 
anzuweisen, bis'Kläger auf gesetzlichem Wege aus den 
fraglichen Aemtern ausgeschieden sein werde. Dies Ge¬ 
such stützte der Kläger auf die Behauptung, „dass nach Preussischea 

1 * 
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Gesetzen dem Beklagten das liecht, den Kläger seiner Aemter zü 
entsetzen und die Gehalte zu sistiren, nicht zustehe, dass dieses 
Recht Vielmehr nur dem Staate zukomme, er, Kläger, somit nur 
ddrch Urtheil und Recht der'dazu eingesetzten Staatsgerichts- 
h öfe seiner Aemter 'enthoben werden könne.“ Gedachte Behauptung 
stützte der Kläger darauf dass er mittelbarer Staatsbeamter 
tm Sinne der $§< 68. 69. des A. L.-R. Thl. H. Tit. 10. *) und Be¬ 
amter einer privilegirten Corporation im Sinne des $. 25. Thl. Q. 
TitJ 6: des A. L.-R. 1 2 ) sei, dass demgemäss die Bestimmungen der 
im' letztgedachten Titel enthaltenen §§. 169—-173. 3 ) auf ihn anwend¬ 
bar seien, aus deren Wortlaute sich ergebe, dass er nur von der 
Staatsgewalt seiner Aemter entsetzt werden könne. 

" Beklagterseits hielt man diesen Ausführungen entgegen, die 
Vom Kläger geltend gemachten Gesetzesstellen seien hierher nicht 
anwendbar, weil sie von einer Aufsicht des Staates über die be¬ 
treffenden Corporationen ausgiengen, während die Kirchen inhaltlich des 
Art. 15. der Verfassungsurkunde vom 31. Januar 1850, welcher be¬ 
sage: „Die evangelische und die römisch-katholische Kirche, sowie 
jöde‘ andere Religionsgesellschaft ordnet und verwaltet ihre Angelegen¬ 
heiten selbstständig,“ der fraglichen Aufsicht in Angelegenheiten, wie 
die vorliegende, enthoben seien. Diese Ausnahmestellung der Kirchen 
— fuhr man fort — rechtfertige sich auch schon durch die §§. 26. 4 ) 


1) §. 68. Alle Beamten des Staates, welche zum Militärstande nicht gehören, 
sind unter der allgemeinen Benennung von Civilbedienten begriffen. §. 69. Dergleichen 
Beamte stehen entweder in unmittelbaren Diensten des Staates, oder gewisser dem- 
Uglben untergeordneter Coilegien, Corporationen und Gemeinen. 

2) §. 25. Die Rechte der Corporationen und Gemeinen kommen nur solchen 
vom Staate genehmigten Gesellschaften zu, die sich zu einem fortdauernden gemein¬ 
nützigen Zwecke verbunden haben. 

3) §» 169. Ist die Dauer ihrer Amtsführung (d. L der Amtsführung der Vorsteher 

und Beamten einer Corporation) weder in der Verfassung noch durch die Natur des Auftrags 
selbst bestimmt; so hängt sie von dem Schlüsse der Gesellschaft bei der Wahl ab. §. 170. 
Ist auch dadurch keine gewisse Zeit bestimmt: so wird angenommen, dass Vorsteher 
und.Beamte auf Lebenszeit bestellt worden. §. 171. Weder die auf Lebenslang, 
noch die auf eine kürzere bestimmte Zeit angesetzten Vorsteher und Beamte, können 
von der Corporation hach bloäser Willkühf wieder abgesetzt werden. §. 172. Der 
Staat aber kann sie‘aus eben den Gründen ^ aus welchen Beamte überhaupt ihres 
Amtes, verlu/stig erklärt werden können, ubseteen oder entlassen. §.173. D^e Corpo¬ 
ration hat nur das Recht, bemerkte Gründe dieser Art dem Staat zur Untersuchung 
änzuzeigön. v : ,J ' 

4) §. 26. Die Verhältnisse und Rechte ddr Corporationen und Gemeinen sind 
hauptsächlich nach den bei ihrer Errichtung geschlossenen Verträgen, oder ergangenen 
Stiftungsbriefen; nach den vom Staate erhaltenen Privilegien und Con- 
cessionenj und nach den auch in der Folge ünter Genehmigung des Staates ab- 
gefassten Schlüssen zu beurtheilen. 
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und 166. d ) des Tit. 6. Thl. IL des A. L.-R., jedenfalls erscheine eine 
Kirche nicht mehr als eine dem Staate untergeordnete Corporation im 
Sinne des §. 68. 1 2 ) des Tit 10. Thl. H. des A. I*-R., sotnit ein Kirchen¬ 
beamter auch nicht als mittelbarer Staatsbeamter; lediglich eine Folge 
der verfassungsmässigen Selbstständigkeit der Kirchen sei /es gewesen, 
dass Kläger* wie er selbst zugeben müsse, ohne alle Theilnahme 
der Staatsbehörden als Syndicus und Justitiar angestellt worden sei, 
unerachtet dass die den von ihm geltend: gemachten §$.169-7-473. 
des Titel 6. Th. U. des A. L.-R. unmittelbar vorangehenden §§. 16Q. 
163; 164. 165; 3 ) sine solche Theilnahme der Staatsbehörde: bei .An¬ 
stellung der betreffenden Beamten anordne. % 

Das Kgl. Kreisgericht zu Pr. Stargardt erkannte am 5. April 
1859, dass die Klage in der angebrachten Art ahzuweisen sei. Das 
Kgl. Appellatiousgericht zu Marienwerder bestätigte, .diesen Spruch 
unter den 6. December 1859. Das Kgl. Obertribunal zu Berlin er¬ 
kannte hingegen unter dem'17. October 1860: „Dass das Erkeunt- 
niss des Civilsenates des Kgl. Appellationsgerichtes fcö Marienwerder 
vom 6. December 1859 zu vernichten; in der Sache selbst so¬ 
dann auch auf die Appellation des Klägers das Erkenatnisa dos Kgl- 
Kreisgerichts zu Pr. Stargardt: vom 5. April 1859 dahin abzuäu- 
dern sei, dass der Beklagte, als Vertreter des bischöflichen Stuhles 
von Culm, verbunden, an den Kläger, die demselben als Syn¬ 
dicus des bischöflichen Stuhles von Culm und der dazu gehörigen 
Institute, sowie als Justitiarius des Pelpliner Commissariates zuste¬ 
henden, in der Bestallung vom 17. März 1856 und in der Ver¬ 
fügung vom 23. August desselben Jahres ausgesetzten Gehälter 
so lange zu zahlen, bis Kläger auf gesetzlichem Wege 
aus diesen Aemtern ausgeschieden sein werde. 0 

Das Gericht des ersten Rechtszugs hatte in den Entschei¬ 
dungsgründen zu seinem Erkenntnisse kurz äusgeführt, dass der 
§. 171. Th. H. Tit. 6. des A. L.-R.,'auf den Kläger sich stütze, 

1) 8. die folg. Note 3. 

2) S. eben S. 4. Kote 1. 

3) §. 160. Es muss jedoch die Wahl der Vorgesetzten Obrigkeit zur Geneh¬ 
migung angezeigt werden. (§. 159. sagt nämlich: Der Regel nach ist die Corporation 
befugt, sich ihre Beamten selbst zu wählen.) §. 163. Die von der Corporation ge¬ 
schehene und von dem Gewählten angenommene Wahl kann die Obrigkeit dennoch 
verwerfen, wenn der Gewählte die Eigenschaften nicht besitzt, welche nach allge¬ 
meinen oder nach den Gesetzen der Gesellschaft zu dieser Stelle erforderlich sind. 
§. 164. Wird die Wahl verworfen, so muss die Corporation von Neuem wählen. §. 165. 
Fällt auch diese Wahl auf einen Untüchtigen: so verliert die Corporation für diesen 
Fall ihr Wahlrecht, und die Stelle wird von der Obrigkeit besetzt. §. 166. Abweichun¬ 
gen von obigen Regeln beruhen auf besonderen Gesetzen und Verfassungen, 
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&nf ihn dicht 4R anwendbar erscheine i weil er auch nicht auf eine 
den ndt dem §. 171, zusammenhängenden Bestimmungen des §§.163— 
166. gemässe Art in; sein Amt gelangt sei, dass. Kläger auch nicht 
als inittelbarer Staatsbeamter erscheine, weil die Kirche seit Emana¬ 
tion 'd*B Art 15. der Yerfassungsurkunde tdib 31. Januar 1850 1 ) 
nicht inehr 4 $s eine dem Staate Untergeordnete Corporation zu 
betrachten sei-, und dass, da sich der Staat im Art. 18. gedachter 
YerfasSungsdAund« eines jeglichen Ernennnngs*, Vorschlags-, Wabl- 
önd Bestätigungsrechtes bei Besetzung kirchlicher Stellen (abgesehen 
vom Patronate und besonderen Rechtstiteln} begeben habe, auch.; an¬ 
zunehmen sei, dass die Entlassung eines Dieners der Kirche, so- 
fern nicht etwa ein Dienstvertrag euwiderlanfe, oihie staatliche Mit¬ 
wirkung ausgesprochen werdeft könne, dass aber 1 endlich aus einem 
‘besonderen IMenstvertrage gar «loht geklagt sei: Das Gericht des 
zweiten Rechtsztigs legte bei Motivirung seines Urtheiles etwa 
folgenden Öedankengang zu ‘Grunde. > Ein jedes Beamtenvcrhäkmss 
habe eine ! (pöblicistische und eine 1 privatrechtliche Seite, unter .'die 
erstehe falle die Frage, ob Kläger zur Fnrtföhrung seines 
Äthteb berechtigt sei, (privatrechtlich könne Niemand;ge- 
zwungeh werden, die Handlun g seines Miteontrahenten anzunehmen, 
§i'408. Thll l. Tit. 5. des A. L.-R.), unter die letztere Seite hin¬ 
gegen falle die Gehaltsänforderung. Wenn auch nach besonderen 
gesetzlichen Bestimmungen der Gehaltsanspruch eines uümittelba- 

- j ' j l —L— _' 1 * * ■ * i • ■ /i -‘i 

4) Bekanntlich' erliess der König von Preusöen unter dem 5. Decembfer 1848 
ybb Verfassung, bezüglich deren eine Revision;im ordentlichen Wege 4er Gesetz- 
gebmjg vprbebalton sein sollte. Nachdem diese Revision durch dje Kammej*n be¬ 
wirkt worden war, wurde die Verfassung endgiltig unter dem 31. Januar 1850 ver¬ 
kündet. In der Verfassürigsurkunde von 1848 beschäftigten sich die §§. 11—16. mit 
den kirchlichen Verhältnissen, in der von 1850 beschäftigen sich damit die §§. 12—19. 
Der obep citirte §. 15. der letztem stimmt wörtlich mit dem §. 12. der Verf.-Urk. 
von 1848 überein, worauf wir aufmerksam machen, weil es hiernach und in Betracht 
' <ler Entstehungsgeschichte der Verf. von 1850 als zulässig erscheinen muss, Auslegungs¬ 
quellen der 1848er Verf. auch für die von 1850 zu benützen, wie unten geschehen 
wird. Der erwähnte Art. 15. (12.) lautet: „Die evangelische und die römisch-katho¬ 
lische Kirche, sowie jede andere Religionsgesellschaft, ordnet und verwaltet ihre An¬ 
gelegenheiten selbstständig und bleibt im Besitz und Genuss der für ihre Cultus-, 

‘ Unterrichts- und WohRhätigkeitszwecke bestimmten Anstalten? Stiftungen und Fonds. tf 
Der Art. 18. der Verf. von 1850 lautet: „Das Ernennnngs-, Vorschlags-, Wahl- und 
Bestätigungsrecht bei Besetzung kirchlicher Stellen ist, soweit es dem Staate zusteht 
und nicht auf dem Patronate oder besondem Rechtstiteln beruht, aufgehoben. Auf 
die Anstellung von Geistlichen beim Militär und an öffentlichen Anstalten findet diese 
«Bestimmung keine Anwendung. Die Art. 14. 15. der 1848er Verf. sagten: Art. 14. „üeber 
das Kirchenpatronat und die Bedingungen, unter denen es aufzuheben, wird ein be¬ 
sonderes Gesetz ergehen.“ Art. 15. „Das dem Staate zuttehende Vorschlags-, Wahl¬ 
oder Bestätigungsrseht bei BetfeMAg kirchlicher Stellen ist aufgehoben.“ v , 
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reu Staatsbeamten nicht durch die Vertragsklage hei den ordentlichen 
Gerichten verfolgt werden könne 1 ), so sei die» doch andere bei dW 
mittelbaren Staatsbeamten, deren KJageberechtigungkeinem,Zweifel 
unterliege 2 ). Richtig sei nun auch, dass Kläger nach dem vor den 
Yerfassungsurkunden vom 5. December 1848 und 31, Januar 18AP 
geltenden Rechte als mittelbar«: Staatsbeamter au betrachten gewesen 
wäre; richtig sei ferner, dass er demgemäss jenem Rechte zufolge 
nicht ohne Staatsbeiwirkung hätte entlassen werden können. Allein 
dieses Reeht habe eben dnreh die Verfassungsgesetzgebung eine totale 
Umänderung erfahren. Wenn früher das rechtliche Verhältnis der 
Kirchenbeamten in Folge des Princips der Aufsicht des Staates Über 
die Kirche vielfach der Einwirkung des Staates unterlegen habe, so 
seien eben diese Folgen jenes Principes mit letzterem selbst 
hinweggefallen. Wenn auch der geistliche Kirchenbeamte Vermöge 
dorGnindsätze des kirchlichen Rechtes nicht absetzbar sei, 1 ausser 
vermöge der Disciplinarstrafgewalt der Kirche, so sei ein Gleiches bei 
den weltlichen Kirchenbeamten nicht der Fäll, da' sie seihet nach 
kirchlichem Rechte (c. 11. $. 5. de rescript. in VI. 1. 3.) nicht als 
Beamte angesehen werden könnten, auch insbesondere die Kirche «de 
Diseiplia argew alt nicht über sie änspreehe. Es «übrige mithin be¬ 
züglich ihrer nichts, als „Ihre Stellung als eine rein contraCtliehei an* 
Zusehen und zu behandeln. ^ Habe nun der Beklagte von seinem 
ihm nach 'VertragZgrnndsätaen $. 408. TM.I. Tit. 5. des A. 
L.-R. zustehenden Rechte Gebrauch gemacht, indem er den Kläger 
entlassen habe, so sei es nun Sachs des letztem nach §. 409. a. a. 0. 
«ine Entschädigungsklage anzustellen, während jedenfalls die 
Angestellte Klage' auf Vertragserfüllung zurückzuweisen sei. 

. J)ie dritte Instanz — das Kgl. Obertribunalin Berlin ging 
von wesentlich anderen Grundsätzen ans,,, als die beiden vorjern In¬ 
stanzen und kam daraufhin auch zu einem anderen Resultate; Sie 
räumte dem Art 15. der Verfassung vom 3J. Januar 1850 

-- v ri ' * . « : . I 

1) Cab, 0. vom 7. Juli 1830. v. Rönne, Staatsrecht der Preuss. Monarchie 
sagt hierüber II. §. 299. Note 2. S. 330. «Diese rein positive Beschränkung des 
ordentlichen Rechtsweges entbehrt der innern Begründung; denn dergleichen Streitig¬ 
keiten gehören zu den Privatrechtsstreitigkeiten, indem das Verhältniss zwischen dem 
Staatsdiener und dem Staate, was die Bezahlung des erstem für die von ihm ge¬ 
leisteten Dienste betrifft, .rein privatrechtlicher Natur und insoweit ein Contractsver- 
hältniss ist.“ 

2) v. Rönne a. a. O. II. §. 290. Note 8. S. 272 erklärt die Eintheilung in un¬ 
mittelbare nnd mittelbare Staatsbeamte für nicht präcis. Es sei, sagt er T kaum mög¬ 
lich, eine überall zutreffende Bestimmung dieser Begri^p aufzusteUen. { 
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Äl'cit die Ertfft'»ln, die früheren gesetzlichen Bestim- 
touögen in beseitigen. 

‘ 1 Wfr nahmen, was diesen letzteren Punkt angeht, keinen Anstand, 
tiis det Ansicht der beiden vordem Instanzen anzuschliessen, wenn 
wir auch ’iiü Uebrigen deren rechtlichen Anschauungen nicht durcK- 
‘ireg ticitretefa ihöchteh. 

M ^ei der Tragweite der erwähnten oberstrichterlichen Entschei¬ 
dung möge es uns vergönnt sein, uns des Nähern mit deren Motiven 

beschäftigen. Wir bemerken, dass die zur Erörterung kommenden 
Fragen gropsentheils auch für andere Staaten, als Preussen, zumal 
für solche, in welchen in neuerer Zeit ähnliche Grundsätze, wie der 
^es ; mehrerwähnten Ajrt. 15. der preussischen Verfassung vom 31. Ja¬ 
nuar 1 ; 850 gesetzlich sanctionirt' wurden, von hohem Interesse sind. 

Der Kläger hatte an den obersten Gerichtshof das Rechtsmittel 
«des Revision eventuell das der. Nichtigkeitsbeschwerde ergriffen. Ge¬ 
dachter Gerichtshof hatte zunächst .die prozessualische Zulässigkeit 
des einen oder andern. dieser. Rechtsmittel zu untersuchen., Nach der 
Kgl. Erenss. Verordnung vom li.December 1833 findet Revision 
statt.iä) in allen FäUan, welche Familien? und Standesyerhältniase, 
Ehrenrechte, Ehegelöbnisse oder .Ehesachen .allein oder, mit andern 
•daraus hergeleiteten Ansprüchen, xum Gegenstände haben, b)in, das 
Vermögen betreffendien. Fällen bei difformen Urtheilen der beiden (vor¬ 
dem Instanzen. und einer. Beschwerdesumme von 50P Thalern. Die 
Nichtigkeitsbeschwerde soll der gleichen. Verordnung zufolge — ab¬ 
gesehen von andern, hier nicht erheblichen Beschränkungen — .wir 
dann zulässig «sein: a) wenn, das angefoehtene Urtheil einen Rechts- 
grundsatz verletzt (contra jus in thesi) oder b) wenn es eine wesent¬ 
liche Processyorschrift verletzt *). Der Revision wollte im vorliegenden 
Falle hauptsächlich daraufhin Eingang verschafft werden, weil Stan¬ 
desverhältnisse und Ehrenrechte des Klägers in Frage seien. Das 
Kgl. Ohertribunal hielt die Revision für unzulässig, und sagt 
hierüber, in dem allein hierher bezüglichen ersten Klagantrage sei 
„ein dispositiver Ausspruch über Standesverhältnisse oder Ehrenrechte 
des Klägers nicht enthalten, es solle darnach der Beklagte nur für 
.Uicht berechtigt erklärt werden, den Kläger seiner genannten Aemter 
zu entsetzen,“ indem es fortfährt: „Es sind nun zwei Fälle möglich 
und diese Erwägung nöthigt auch schon hei der gegenwärtigen for¬ 
mellen Vorfrage in gewissem Sinne materiell auf die Sache selbst 


1) S. v. Bohne a. a. O. §. 314. QL S. 419 u. f. 
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einzngehon: entweder der Verklagte war gesetzlich betagt, dpn Kläger 
von seine» > Aemtern ohne Weiteres zu entlassen, wie es nach dessen 
Benachriehtigungbom 7. Januar 1859 geschehen isty.oder: ein solches 
Recht stand ihm nicht zu. Im .ersten Salle haben das bisherige 
Rtandesvashältuiss des Klägers und .die mit. seinen früheren Aemtera 
verknüpften Ehrenrechte selbstredend eo ipsoi ihre Sndaehaft erreicht, 
ton beiden kann mithin seitdem nicht mehr die Rede sein 1 ). Ward 
dagegen «^genommen, dass des Klägers Dienstentlassung nur Ungar v 
bühr erfolgt'sei, so kann freilich im Rechtswege Sein« wirk¬ 
liche Znrtickführung in seine bisherige amtliche Steh 
lang, die nur durch administrative Maasaregeln mög<- 
lich und auszuftihren wäre, nicht wohl bewerkstelligt 
werden; es’ bleibt ihm alsdann im Process« nichts weiter übrig, 
als seiü : Intelres.se zu liquidiren, das allerdings gerade inder 
weiteren FölgegeWährung ' seines BestallungsemkCmmens bestehen 
würde.“ ! • - •* • • • • • . )•■:•■/ . 

Wir führten das 1 Bisherige 'weniger um seine! seihst willen, als 
desshalb an, um damit Dasjenige zusammenzuhälten, was dis Kgl. 
Obertribubal sofort zu 1 Beginn seiner Beurthgilung der fSr zulässig 
nhd begründet’erafchteten Nichtigkeitsbeschwerde 1 sagt: • Naohdem näm- 
lSth gedachtet - • Gerichtshof ansgesprochen,' diese 'Beschwerde erscheine 
ittSoferne als begründet, als sie dem Appellationsrichter „eine unrich¬ 
tige Auffassung des BeatatenvCrhältnisses, eine umpassende Anwen¬ 
dung der $§. 408. 409. Thl. I. Tit. 5. des'A. L.-R. und der Art: 15. 
18. 109. der Verif.Utk. vom 91. "JanÄar‘1850, SoWie die Nichtan¬ 
wendung der $$. 170. 171. Thl. II. Tit. 6. des A. B.-R. zum Vor¬ 
würfe macht,“ nachdem der Gerichtshof darauf hihgfewiCsCn, wie dCr 
AppCllat!onsrichte! auf die 1 zweifacher Natur des Beamtenverhält¬ 
nisses sich gestützt habe, und 1 dass röan eine solche zweifach« Natur 
allerdings zugeben könne; fährt derselbe 1 so fort: „Diesen gemischten 
rechtlichen Charakter des Beamtenverhältnisses verkenut der Appel- 
Iaticnsrichter hun, wenn er beide Elemente nicht mit einander Ver¬ 
bünden 'auffasst, sondern sie vielmehr nebefi und abgesondert von 
ehiandCr, jedes speciell nach seiner Richtung hin beurtheilt; ja er 
'vriderspriCRt sich in dieser Beziehung sogar, wie der Implorant'mit 

1 > ■- 1 * 4 " 1 i * . i , . 

1) Dies Argument ist, wie uns scheint, durchaus unrichtig; denn bei Wür¬ 
digung der formellen Zulässigkeit eines Rechtsmittels hat sieh der 
Richter auf den Standpunkt des das Rechtsmittel ; Einwendenden zu stellen. Er kann 
also nichts daraus ableiten, däsS das Rechtsverhältnis», auf welches das- Rechtsmittel 
gegründet wird, eu bestehen aufgehört habe, so lange der Einwendende dessen Fort¬ 
bestand behauptet. - * ’ . , 
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Recht < rügt, insofern^ als er die ersten beiden Anträge der Klage 
(Rückführung des Klägers in sein Amts Verhältnis» i, Yerurtheilung des 
Beklagten, die Oehaltssistirang zurücknehmen) lediglich vom publj- 
cietisehen Standpunkte aus beurtheilt und beide deeshalb , für, idem 
Riehtwege nicht unterliegend erachtet , während er bei dem dritten 
Anträge allein die contractliohe Katur geltend macht, und fei Bezug 
attfihn die Reehte und 'Verbindlichkeiten der Parteien, insbeson¬ 
dere nach den $$. 408. 409. ThJ. I. Tit 5. des A. L.-R.*) 
»bmisst. Hierin liägt.nun eine unpassende AnW-endung 
dieser zuletzt gedachten gesetzlichen Vorschriften. 
Eben wegen jenes gemischten Charakters und der zwiefachen Elemente, 
die eich in dem Beamtenverhältmss vereinigen, kann die Frage, oh 
der Kläger von. dem Verklagten wUlkühtlich < entlassen werden, dürfte, 
nicht lediglich nach den allegirten allgemeinen $$* 408, 409., beant¬ 
wortet werden* Für Fälle -vorliegender Art gatten , vielmehr die spe- 
cielleren Vorschriften des $. 170. Thl. II. Tit. 6., sowie des $. ,98. 
Thl, Da Tit 10. des, A. L.-ß. dfe N«rm, 4er Entscheidung / ab.“ 

Wir unsererseits vermögen durchaus nicht einzusehen ,, wie in 
der Axt und Weise, iniweleher der Appellationsrfebter die $$, 408. 
409. zur Anwendung bjrachtO, eine falsche,Anwendung dieser Gesefe«s- 
steUen liegen solle,, wir glauben vielmehr, dass das Kgl.. Oh.ertribpejsl 
die denselben zu Grunde liegenden Bechfesütae, gelegentlich seiner 
vorhin mitgetheilten Bemrtheilung, des Rechtsmittels der Revision selbst 
angewendet hat. Das /ApgpllationpgeFiqht argumentirte, einfa,chso: 
Der Kläger verlangt von;dem Gerichte, dass es ihn .in, seine früher« 
Amtsführung wieder einsetze und 1 ihm die mit dem Amte verbundenen 
Vermögensyortheile -wieder verschaffe, Kr wdl. also, die beiden Seiten 
des (Beamtenverhältnisses, diejenige, in Folge deren der Beamte ein 
-Glied des Staats- oder Kirchenorganismus ist (dfe öffentlich-rechtlich«) 
und diejenige, in Folge deren er einen Amtsgewalt -zu beziehen hat 
(die privatrechtliehe), dem, Beklagten gegenübervor. Gericht zur, Gel- 
tungbriagen. Die e,rötere Seite kann er aberepitHilfe des Civilrichfere 
-nicht zur Geltung bangen, da dem;C!i^ilrichter kßioe Rechtsnormen zu G«- 
i bot« stehen,, worpach er,bemessen könnte,.pty ein .öffentlicher Beamter dem 
Staate oder .der Kirche fortan Dienste zu leisten berechtigt, mithin 
Staat oder Kirche zur Annahme dieser Dienste verpflichtet seien, oder 

1) §. 408. Bei Verträgen, derfen Heuptgegenstand Handlungen sind, kann 
Deijsnige, welcher behauptet, dass der Andere dioErfüUungbiahcr nicht conirsot- 
massig geleistet habe, oder solchergestalt nicht leisten könne, »war sofort», auf «eine 
Gefahr, von dem Vertrage wieder abgehen. §. 409. Er muss aber, wenn Biph hier- 
näehst bei der gerichtlichen «Untersuchung findet, dass sein Vorgeben ungegründet 
gewesen sei, den Gegentheil vollständig entschädigen. . 
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nicht, da« voh ; diesemCfvilriehtör zur Anwendung zu bringaride bür¬ 
gerliche Recht Vielmehr lediglich ausspricht, dass Niemand > «iw 
Handlung seines Miteontrahenten anzunehmen, gezwungen werdeh 
könne. Beigefügt wird , freilich müsse Derjenige, der sich Dieoatey 
mithin Handlungen, leisten zu lassen weigere* gewärtig sein, das«'4er 
Mitcontrabent, der die Dienste zu leisten sieh erbiete, die Gegenleistung, 
oder eino sonstige Entschädigung begehre. Uih diese letzteren, clvii- 
rechtlichen Bätze gesetzlich za begründen, wird sieb vom Appellutione- 
riehter auf die oft'angeführten SS- 4081 409. bezogen. Wir wüssten 
dei Argumentation dieses Richters nichts entgegenzttsefsen: Sie führt 
Cbetr einfach dabin, das« das Begehreneines öffentlichen 
Dieners anf die Wiedereinsetzung in efne ; Amtsführung 
gar keine Justins sehe begründe, und gelangt somit zn “demselben 
Ergebnisse,'za welchem das Kgl. Öberttibunal bei Prüfung ’der Zw- 
lässigkeit : detr Rechtsmittels der Revision gelangte. Niemand wird 
bezweifeln wbilen, dass der Staat nicht vor dem Richter darauf 
belangt werden könne, einen 'Diener, den er, ans was immer für 
Gründen, seiner DiwistMstungefl enthoben hat, wieder zU verwenden. 
Das NKmlfche muss der Natur der Sache und den civilrechtficben 
Satzungen nach auch der Kirche gegenüber gelten. Ans den bisher 
dargelegten Gründen hielten wir uns für- berechtigt j 1 die Richtigkeit 
des auf falsche Anwendung der SS- 408. 409. Tbl. I. Th. 5/ dOs 
A. L.-R 1 . gestützten Nlcbtigkedtsgrundes zu beanstanden. Die Frage, 
(ft wenn : auch, wie gesagt, das Begehren auf'eine Wiedereinsetzung 
ia‘eine 'Amtsführung keine Justizsache begründe, dies Begehren, von 
Sehen eines' Kirchendieners gestellt, der Klrfche gegenüber Gegenstand 
einer administrativen Thätrgkeit der 'Staatsbehörden werden 
künne, wird sofort bei Eiteterüng der Frage über das Fortgehen dir 
der Verfassung vorangegangenen'Preussisefaen Gesetzesbestimmungen 
zur Sprache kommen. ' - 

Diese 'letztere Frage hat das Kgl. Obertribunal dahin , dass die 
gedachten Gesetzesbestimmungen fortzugelten hätten, 1 gelötet, in¬ 
dem es, wie wir* gesehen haben, in der falschen Anwendung der 
Artt. 16. 18. lOO. der Verfassungsmknnde vom 31. Januar 1860, so¬ 
wie m - der * Nfohtanwendwig der §$. 170. 171. ThI. H. Tit. 6. des 
A. L.-R. einen weiteren Nichtigkeitsgrand findet. 

Berte wir nun dieser Lösung der Frage, die, wie uns scheint, 
mit aller Entschiedenheit gegen die Möglichkeit eihea Nebeneinander- 
bektehens der verschiedenen eben gedachten Gesetzesstellen sprechenden 
Gründe entgegenhalten, müssen wir den Zweifel anzuregen ans er¬ 
lauben , ob nur überhaupt der über Gesellschaften und Oorporationen 
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sich verbreitende TR. 6. de« If. TU. des A. L.-R- auf die, i^ircbpp 
aöwendborser, und begründen diesen Zweifel damit, dass, wte ,ein 
fittek in, de» gedachten Titel zeigt, sehr Vietep d«J5W vorkommt,. was 
eben, durchaus, nicht auf dje von jeher mit einer eigenthüpaliehep 
Organisatiop begahten Kirchen* insbesondere i» keiner Weine a#f die 
kafhoUsKhe Kirche passt» und dass der Gesetzgeber auf der anderen 
fteite iw eiftien Xitel, des U v TU. des. A. X-.-R. höchst umfassende 
^TT->aus nicht ,weniger-, lala- 1232 Paragraphen — besteheade. h«eien¬ 
de re Vorschriften für die Kirchen• erlassen hat.. ..Es wird,diesw 
Zwiöfel nooh daduTrcb. «epdihrt, dass der 26. des .TR f&nThl. G4) 
Ausdrücklich auf die «dir, einzelne QorporatiQnen geltenden . besonderen 
Reehtsquelleni hinweiset und. ider §. 166, .desselben Thals auf w be- 
eonderennGeseteen undVerfaaenngen“ beruhende Abweichungen“ V(»p 
den in, de».irMhergehendenfi§$, 160^-466. über die Anstellung Cof- 
iperationsbeamter gegebenen- allgemeinen Vorschriften izuljtesG,,.... 

‘m. Wir begnügen uns damit, das eben Besprochen«, als einan.Zwei- 
telsgrund hingestellt zu baben.-Emtscbeidead wirkt, jedenfalls 
gegen-die Ansicht des Kgl. Gbmtribunals die. juristische Auslegunga- 
iregel, dass gesetzliche Bestimmungen,. welch» sich. ah Folgerungen 
aus.einem bestimmten von.,der Gesetzgebung sanetionirten,Principe 
darstellen, auch ohne dass es -«weif «penteUen Aufhebung derselben 
bedarf, dann: als aufgehoben) betrachtet. werden, müssen, > sobald das 
Princip, auf iwelchem sin beruhen,idurch .eine neuere Gesetzge¬ 
bung, beseitigt/ist, Diese Kegel) welche de« Begriffen der. Begifc ent- 
fliesst,, stellt > gewiss mit vollem. Rechte Thibaut von . der/ logischen 
Auflegung §. 22. auf und es spricht sich, darüber von Yangerow 
Bnndect€m §. 2ü<, nachdem,er den Satz», „Gessante ratione legis cessat 
tex ipsa^ ifür falsch erklärt, so aus:.»»Man -mwsssicb-hiebei.nacfc 
, T/n&outi » richtiger Bemerkung . vor,, einer Verwechslung des falschen 
Satzes Cessante ratione etc. mit einem andern hüten,! der , durchaus 
.zu billigen ist. Wenn nämlich sein Gesetz, durchaus »ur mne> Folge¬ 
rung,aus einem-andern bestehenden Reqhtseatee ist, so, muss mit dem 
^ Wegfällen, dieses Rechtesatzes auch jenes .Gesetz, hinwegfallen, weil 
mit der ^Aufhebung, eines Frincips auch die-(blossen Gon- 
aequenzen desselben-als aufgehoben. betrachtet werden 
müssen.“ ...j n, i. ! ; ; 

, i Dass die im Thl. II, Tit. 6. .des A. L.-R. über die :Art der 
Bestellung» .und Entlassung der Corporationsbearatea gegebenen Vor¬ 
schriften auf, dem Principe der Bevormundung der Corporation»» ruhen, 

■ ■ ,t -u ■ . . V* 

1) fi* cfoen Note 4. S. 4. 
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wird sieb ebenso wenig bezweifeln lassen, als dass die Verfassungs- 
urkunden von 1848 ‘und 1850 dieses Princip bezüglich der Kirchen 
beseitigt wissen wollten. Es ergibt sieb, dass letzteres der Fall war^ 
sowohl a ni l dem Wortlaute der betreffenden Stellen, als aus der Ge- 
schichte ibrer Entstehung. Dass diese Stellen etwa nickt prakti¬ 
sches Recht', sondern nur gesetzgeberische Yerheiss ungen 
enthielten (es Ist diese schon anderwärts smfgestellte Ansicht von dem 
Kgl. Obertribunale in derRiewe’schenSaohe nicht förmlich aufgestellt, 
sondern 'nur als Zweifelsgrrind hingewbrfen worden), dass sie mithin 
vor ihm* Durchführung durch den Gesetzgeber selbst gar keinen 
Anspruch awf'Gefltttng 'hätten,'ist sicherlich irrig. Sehon der ganz 
bestimmte Wortlaut» der Ärtt. 12. 15. der Yerf. vom 1848 und- der 
Artt. -15.’18. der Yerf. von 1850- ist dagegen. Nicht» deutet darauf, 
dass es der'Gesetzgeber bei Versprechungen hätte- bewenden lassen 
wollen. Selbst im-Zweifel müsste wohl ein G esetz eher für prak¬ 
tisch wirksam, als für ein leeres Wort erachtet werden! >DaaB es der 
entschiedene 'Wille* 'dbs 'Gesetzgebers war, den erwähnten Gesetzes¬ 
stellen ein unmittelbares Eingreifen in -das Leben zu 'günneny ergibt 
sieh auch daraus, -daer der Art. 14/ dar Yerf. von'1848 Über den 
Kirehempatrouat, der Art 17. der Verfr- vom 1850 über denselben 
'Gegenstand Und ebenso der Art. 19. der Verfti von 1860’ über die 
övflehe besondere Gesetze ih'Aus-sicht stellen. Hätte dar 
Gesetzgeber die Ansicht gehabt, 'dass auch die von -ihm sanetionirten 
aHgemeinenSätze der Artt. 12. 15. der 1848er und> der Artt. 15. 18. 
der '1850er Verfassung" erst 'noch im Wege- besonderer Gesetze prak¬ 
tisch wirksaxh gemacht werden sollten, so hätte er dies wohl ebenso 
gut 1 gesagt, als er, wie angeführt, in einzelnen Puhkten auf nachfol¬ 
gende besondere -Gesetze - verwies. '-Der Art. 109. der 1850er Ver¬ 
fassung, dahin laufend 1 ; „Alle Bestimmungen- der bestehenden Gesetz¬ 
bücher, einzelner Gesetze wbd Verordnungen, welohe der gegenwärtigen 
Verfassung dieht zwwiäeflaufen, bleiben in Kraft, bis sie durch ein 
Gesetz abgefifiderf : w«den,^-entscheidet nicht z« Ungunsten, sondern 
zü GnnSfeh der Von' uns - vertheidigten Ansicht^ da-es, wie Wir glauben 
ganz klar'lst, 1 däbs'die hier'iü Frage kommenden älteren 1 Gesetzes¬ 
bestimmungen der Verfassung * ti Wi d e r 1 a tt f e ni * -Stets haben auch 
die Organe' 1 der Kgl.' Prettss. Regierung, wie sich- Unten noch des 
Näherb ergaben 1 wfrd-, die betreffenden Stellen der- Verftuaking als 
praktisches'Recht, Welches höchstens noch Behufs seiner Durchführung 
in : 'eimfelHen 1 Ptibhterf einiger administrativer Vorkehrungen, keineswegs 
aber einer 1 weiteren Einführungsgesetzgebung bedürfe, angesehen. 

Wenn Wit vorhin 1 sagten, es lasse sich nicht bezweifeln, dass 



14 jon. ReAtlkbe ^erWUtnwse der welttkhen äftebenbedleasteten. 


die im Tit. 4. TW. H. des A. L.-R. über die Art der Bestellung und 
Entlassung der Corporationsbeamtea enthaltenen Bestimmung««; auf 
dem Principe der Bevormundung der Gorporationen ruhen, so. soll 
diOB noch mit; einigen Worten näher dargelegt: werden« Dem vollbe¬ 
rechtigten? Gliede des Staates, dem gewaksfreien physischen Menschen 
kommt es • sicherlich an, seine Angelegenheiten an ordnen, wie er will, 
ent lange Cr sich innerhalb der Schranken der allgemeinen Gesetze 
bewegt. Ein Gleiches gilt »priori auch von der juristischen, > Persön¬ 
lichkeit (Corporation), die ja durch eine Fiction der physischen Per¬ 
sönlichkeit gleichgestellt wird. Wer seine Angelegenheiten selbst¬ 
ständig zu ordnen befugt <ist,< kann sich aach nach Beliebe» Organe 
an deren Besorgung wählen, er kann mithin Beamte anmbmea und 
entlassen, soweit er nicht etwa durch die Entlassunggegen das 
.gemciue d< i. für alle Staatsglieder geltende: Vertragsrscht anstössft. 
Wenn nun,,aber, der Staat besondere Gesetze erlässt, wodurch et,die 
Anstellung und Entlassung der Corporattoasbeamten entweder! in, vollem 
Umtenge für sich, in Anspruch nimmt, oder doch : sich eine gewisse 
Mitwirkung bei jener Anstellung und Entlassung sichert, so greift er 
in diedureb das gemeine Riecht dem Individuum gewährte Rechts¬ 
sphäre ein. Der Grund, au» welchem. ein /solcher Eingriff geschah 
und .geschieht; ist stete der,; dass der Staat sich ,> für berechtigt und 
verpflichtet erachtete und erachtet; Corporation«* seiner besonderen 
Obhut, seiner Vormundschaft, seiner polizeilichen Aufsicht am unter¬ 
werfen. Seiner, besonderen Obhut und Yormündschaft um deaswitten, 
weil man dein jeweiligen Mitgliedern der Corporation rin der Rioh- 
tung misstraut, dass man annimmt, dieselben könnSen das künftige 
gedeihliche Bestehen der Corporation gefährden*/ Seiner polizeilichen 
Aufsicht um desswillen, weili man von einer, Vie re i nig u n gi, von 
Kräften, wie sie die CorporahKwain;Bich fasst, mögliche, Nachtheile 
für das allgemeine Staatswohl fürchtet. j ..Hei dieser Lage der Dinge 
scheint uns die, Anschauungsweise, dass die* betreffenden Bestimmungen 
.des A. L.rß. Ausuahmcmaassregeta, Bevormundungsmaassregeln in 
sieh fass»), die mR den über die Selbstständigkeit der Kirchen be¬ 
stehenden verfassungsmässigen Principien , unmöglich vereinigt werden 
können, vollkommen gerechtfertigt zu sein. / . 

Wie «ehr man allseits von der Richtigkeit' dteser;,Anschauungs¬ 
weise durchdrungen war, zeigt der fiiewe’sche Fall seihst* Da* in 
den $$. —lflb. des Tit. d. Thl. II. des A-,/L,pR.. für Anstel¬ 

lung von Corporationabeamten vorgeschrieben« Verfahren ist bei dem 
Uebergange Riewe’s in den Kircheudienst nicht eipgehaiten,worden. 
Man hat den Art. 18. der 1850er Verfassung in dieser Weise so- 
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(ott bei ihm in Anwendung gebracht Wenn da» Kgl. Obertribunal 
gagt,: „Ganz ungerechtfertigt / würde aber auch jedenfalls der weitere, 
selbst nicht-einmal bei eigentlichen Kircbenbeamten zutreffende Rück- 
sehhtss sein: veil sieb der Staat- .fortan, seines bisherigen etwanigeu 
Eroenuqngs-s Viorschi»gs> Wahl- und Bestätigungsrechtes bei Eesetswüg 
kirchlicher Stellen begeben hat, so wäre« nunmehr die katholischen 
Bischöfe befugt, diet bei ihren Stühlen, ang es teilten Bisthums^Synidid 
oder die Josjtitiarieii der geistlichen Gerichte einseitig und willkühr- 
lich auch ihres: Dienstes wieder zu entlassen. Elpe solche Beftignijss 
legt ihnen veder der Art 18. der Verf.rUrk-, noch irgend ei« an¬ 
deres Gesetz bei“?. so scheint one hierin,, eine unrichtige Auffassung 
der Sachlage zn walten. Allerdings ist es mögljeb, dass die Ein¬ 
gehung, eines Rechtsverhältnisses keinen rechtlichen Schranken un¬ 
terworfen ist, wohl f aber , dessen Auflösung. Für den vorliegenden 
Fall stellt sich aber die Seche so, ; Die Verfassung geht von dem 
allgemeinen Principe der Selbstständigkeit der Kirchen aus., Aus die- 
seui Principe schon folgt die freie Befugnis» zur Anstellung und 
Entlassung der Kirchenbediensteten, soweit nicht der letztem etwa 
Schranken in Folge des allgemeinen Yertrag»rechtes entgegen treten. 
Hat nun die Verfassung die Tragweite dieses Principes noch insbe¬ 
sondere in Bezug auf die früher vom Staate geltend gemachten „J5r- 
nennungs- , Vorschlags-, Wahl- und Bestätigungsrechte bei Besetzung 
kirchlicher Stellen“ dadurch anerkannt, dass sie diese Rechte noch 
ausdrücklich beseitigte, so folgt daraus dpeb sicherlich nicht,, dass 
sie nun etwa ihr Prineip für die Entlassung von kirchlichen.Die¬ 
nern nicht hätte aufrecht erhalten wissen wollen. Sie gab lediglich 
der eminenten Wichtigkeit der Frage der Besetzung der. Kirchep- 
stellen halber einen besonderen Ausspruch hierüber. Sie wollte und 
musste bezüglich dieses wichtigen Punktes, der fast in allen Staaten 
Gegenstand eines Conflicts geworden war, einen bestimmten Aus¬ 
spruch gehen, wie aie es auch im Art. 15. bezüglich des Kirchen- 
vermögens that. Die Verwaltung des letztem und die Besetzung der 
Kirchenämter spielten stets die Hauptrolle in den häufigen Zerwürf¬ 
nissen zwischen Staat und Rirche. Uebejdies ist nicht entfernt davon 
die Rede, dass den Bischöfen ein willkührliches Entlassungsrecht 
vindicirt werden sollte, wie das Kgl. Obertribunal unterstellt, sondern 
nur davon, oh die höchst beschränkenden Grundsätze der §§. 169 ff. 
des Tit. 6. ThL H. des A. L.-R. noch anwendbar seien, oder die 
Lehre von der Entlassung der Kirchendiener auf den Boden des kirch¬ 
lichen Discipliparrecihts und des gemeinen Vertragsrechtes zu stel¬ 
len sei 
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! ! Whr' lasfeen 1 min einige Belege dafür folgen, dass die Organe 
der 5 'Kgl. Freüös. Regierung stets der Ansicht über die Unmittelbare 
Wirksamkeit 1 der betreffenden Stellen der Verfassung huldigten,' ■' die 
Wirbisher vertheidigten.' Man wird die Berufung auf diese Organe 
umsoweniger zurückweisen können, als! ja doch die vom Könige unter 
detor 5. December 1848 octroyirte Verfassung ausschliesslich von der 
Kgl. 1 Regierung aüsging, ate mit ihr die revidirte Verfc vom 31. Ja¬ 
nuar ' I Süd * iü allen hier einschlägigen Hauptpunkten übCreinstimmt, 
als überdies Sicherlich nicht anznnehmen ist, es werde sich die Kgl. 
Regierung fü Folge 1 einer unrichtigen Auslegung der Verfassung ge¬ 
wisser "Rechte 1 verlustig gemacht haben, auf die maU stets einen hohen 
Wei4h‘‘ku legen pflegtet • - , i!/ '■■■ ■■ 

In' „Erläuterungen ,“ die betreffenden Bestimmungen ' der Verf.- 
Urk. vorn 5. December 1848 anlangend, d. d. lö.December 1848 1 }, 
sagt der damalige CultuSminister von Ladenbetg: (zu Art. 12.) 
„Der Entwürf der ‘Verfassiingscom'tnission enthielt im Art. 19. die 
al%ehieine’Bfe^stimfriung, dass jede Religionsgesellschaft in Betreff ihrer 
innern Angelegenheiten und der Verwaltung ihres Vermögens der 
Staatsgewalt gegenüber frei und selbstständig sein solle. Diese Be- 
stimtndng ist offenbar eine ungeeignete, weil die Grenze zwischen deh 
äusSerh und ihnern Angelegenheiten nirgends fest bestimnit ist und 
well es ein negatives Recht gibt, auf welches der Staat gegenüber 
den' Religionsgekellschaften niemals verzichten kann, wenn et sich 
nicht selbst gefährden will. Desshalb hat die Verf.-Urk. in Ueber- 
einstimmung mit dem vöh der Frankfurter Versammlung gefassten, 
auch' von der Centralabtheilung angenommenen Beschlüsse, den prak¬ 
tischen Gesichtspunkt festgehalten und den Religio - sgesellschaftfen das 
Recht ihre Angelegenheiten selbstständig zu ordnen und zu ver¬ 
walten, verheissen, wonach'künftig 'feine positive Theil- 
nähime von Seiten der Staatsgewalt nicht mehr statt¬ 
finden wird.“ Würde nun aber — fragen wir — der Staat’nieht 
ein ganz positives Recht der Kirchengewalt gegenüber geltend 
machen, wenn die staatliche Administrativgewalt darüber erkennen 
sollte, ob ein Kirchenbeamter zu entlassen sei Öder nicht? 

In einem Circularerlasse an sämmtliche Oberpräsidenten vom 6. 
Januar 1849 2 ) sagt derselbe Cultusminister: »Was die im Art. 12. 
der Verf.-Urk. vorgesehene selbstständige Verwaltung der Vermögens¬ 
angelegenheiten der katholischen Kirche betrifft, so wird fortan das 

1) Abgedruckt bei Vogt, Preuss. Kirchen- und Eherecht I. & 21 u. f. 

2) Abgedruckt bei Vogt a. &. O. S, 2$ f, * 
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vom. Staute und dessen Behörden bisher gettbte Aufsichtsrecht aufco- 
hören und in die Hände der Bischöfe überaugehen haben. Desgleir 
dien wird bei einzelnen Fonds eine Ueberweisung derselben an die 
bischöflichen Behörden cur Selbstverwaltung eintreten müssen. Bei 
den vielfachen Schwierigkeiten, welche in dieser Hinsicht vorauszuseheu 
sind, da die bischöflichen Behörden der für diese Geschäfte 
nöth igen Organe mehr oder minder entbehren, ist es indessen 
hier vor Allem nothwendig, dass die bisherige Geschäftsverfassung 
einstweilen und bis : ein* erfolgten Auseinandersetzung zwischen 
dem Staate und der Kirche ohne Aenderung bestehen bleibe.“ Es ist 
hier der Verfassung eine sofortige Wirksamkeit ausdrücklich einge¬ 
räumt, nur soll, damit keine allgemeine Geschäftsstockung eintrete, ein 
Verfahren zwischen der Staatsverwaltung und der geistlichen 
Gewalt den Uebergang der Geschäfte von der einen auf die andere 
vermitteln. Weiter ist in jenem Circularerlass gesagt: „Soviel Art. 
14.. u. 15. betrifft, so hören von jetzt an auf: alle diejenigen Mass- 
regeln und Verfügungen, welche bisher der katholischen Kirche gegen* 
über, aus dem Standpunkte und in Kraft des landesherrlichen jus circa 
sacra eingeführt waren, mithin insbesondere die Bestätigung der bischöf¬ 
lichen Collationen für die von den Bischöfen angestellten Pfarrer und. 
Beneficiaten, die Bestätigung resp. Genehmigung der kraft Privat-, 
patronatrechts erfolgten, bischöflicher Seits durch Ertheilung der pano-, 
nischen Institution vollzogenen Besetzung geistlicher Stellen, die Ge- ( 
nehmigung der bischöflicher Seits erfolgten Anstellung 
von Erzpriestern und Dechanten und sonstigen bischöiV 
liehen Beamten u. s. w.“ Selbst zu der vom Cultusminister in 
Aussicht gestellten förmlichen „Auseinandersetzung“ kam es nicht, in¬ 
dem die Bischöfe Preussens dieselbe in einer Denkschrift, welche von 
dein Standpunkte ausgeht, dass alle in der Vert Urk. der Kirche zu-? 
gesicherten Rechte sofort in’s Leben getreten seien, ablehnten 1 ). Der 
letztere Standpunkt wurde sofort auch von den Staatsverwaltungs¬ 
behörden stillschweigend als der massgebende betrachtet. , 

Diesen Hergang bezeugt uns auch Richter in der Zeitschrift für, 
Kirehenrecbt von Dove 1. Bd. 1. H. 8. 100 ff. Er sagt z. B. auf 
S. 107—109, da die Gesetzgebung nur ein Princip und hem Detail 
geliefert habe, so „sei der Staatsverwaltung nur übrig geblieben, ent¬ 
weder in gegenseitigem Einvernehmen, Hand in Hand mit der geist-, 
liehen Gewalt die Dinge in den neuen Zustand hinüberzufuhren,. oder 
einseitig durch ausdrücklichen Verzieht oder durch Geschehenlassen 


1) Abgedruckt bei Vogt a. a. O. I. 8. 99 ff 
ArthiT Ar KlrchearecM. TOI. S 
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d^M’Principe Genüge zu schaffen der Circularerlass vom fe. Jahüar 
habe den ersteren "Weg, wenigstens bezüglich einiger ln Präge 
köinfhendeb Gegenstände versucht, die bereits erwähnte Denkschrift 
kePhiegegeh aufgetreten, „es habe auf der Hand gelegen, dass durch 
fliese Erklärung (Denkschrift) und die anderen weiteren Aeusserungeo 
gleicher Richtung der Gedanke einer gütlichen Auseinaridersetung ab¬ 
geschnitten worden sei, somit sei es allein der Zweite der dbeh be- 
zeiChneten "Wege gewesen, welcher habe eingeschlagen werden können,' 
tind auf diesem sei denn auch, von einzelnen Punkten abgesehen, die 
Regüllrung der Verhältnisse allein erfolgt.“ Ferner sagt Richtef 
a.ä. O. S. 116. 111.: „Nachdem wir so unsere Aufgabe begründ 
haben, 1 Werden wir von der Thatsache ausgehen kühnen, dass in dem* 
filtern Rechte der 1 Staat in zwiefacher Weise in die kirchlichen Dinge 
eiügriff: Zunächst direct und positiv durch Besorgung von Ange¬ 
legenheiten der Kirche, welche begriffsmasslg der Verwaltung durch 
die Oberen der Kirche anheimfallen, und dann indlrect und negativ 
durch' die aus dem Hoheitsrechte über die Kirchen abgeleiteten Befug¬ 
nisse des Schutzes und der Aufsicht, sowie der sonstigen Attribute der 
flohen Kirchenpolizei. Schon die oben angeführte Circularverfiigung 
vom 6.'flänuar 1849 lässt erkennen , dass in dem 12. Art. der 
V*erf. 'Urk!" eine nach beiden Seiten hih unmittelbar wir¬ 
kende' derdgatdrische Bestimmung gefunden' worden ist. 
Dieser Auffassung hat sich später bekanntlich die Ansicht entgegen 
gestellf, dass die früheren speciellen Gesetze durch die allgemeinen 
Aussprüche der Verf. Urk. nicht'berührt worden seien, und auch das 
öhertribünal hat angenommen, wie der Art. 12. der revid. Verf. Urk. 
(und folglich aucli der Art. 15.) nach' §§. 61 ff. 1 ) der Einleitung zum 
A. LR. nicht die Kraft und Bestimmung habe, ein bestehendes 
Pidticülar- oder gar VetträgSrecht aufzuheben (Entscheidungen XXIV. 1 
si’i XVÖ. 875'.)l Nach der Publication der Verf. Urk. war 
ih'desSe'n'die’geistliche Verwaltung, und nicht blos diese} 
der Ansicht, dass der' 12. (15.) Artikel die eiitgegenstehkii- 
de t n 3 Hestfm , m 1 u i ngeh des älteren Rechts’direct aufgehoben 
habe. 1 Die weilterfe Entwickelung ist daher 1 ganz nach dib^ 
eiar Voraussetzung gereitet worden. 1 

' V. Rönne-berichtet Uns im'Preuss. Staatsrechte I. Bd. $.657- 
u.’ ff., die köirigl. Staatsregierung habe, was die Attsftthrung defr Gründe 
Sätze'des Art. 12. der 1848er und'des Art. 15. der laSGerVörftiä 1 ' 
sttüg anbelangt habe, bezüglich der katholischen Kirche kehre Schwie^ 

1) Diese Geeetzesstellen stehen mit den oben angewendeten Auslegungsregeln 

nicht im Widerspräche. ’ J ' 
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rigkeiten gefunden, vielmehr habe sie unverzüglich die dazu erforder¬ 
lichen Massregeln ergriffen, die katholische Kirche habe stete in ih?eq 
Bischöfen Organe zu einer selbstständigen Verwaltung ihrer Aflga: 
legenheiten gehabt, ihnen sei nun diese Verwaltung anheimgegfbe$ 
worden, über die Ausführung im Einzelnen hätten commissarische 
Verhandlungen mit den betreffenden Bischöfen stattgefunden und auf 
den Grund derselben seien demnächst, unter Genehmigung des Cul- 
tusministers, von mehreren Oberpräsidien Begulative über die Ressort¬ 
verhältnisse in den die Verwaltung und Beaufsichtigung des katholi¬ 
schen Kirehen-, Pfarr- und Stiftungsvermögens betreffenden Angelegen¬ 
heiten erlassen worden. Diese Regulative gehen im Wesentlichen 
dahin, dass den Bischöfen die Verwaltung und Beaufsichtigung des 
Kirchenvermögens zustehe, und dass von ihnen nur die aus dem 
Patronate abfliessenden Rechte des Staates pder. der Privatpatrone zu 
beachten seien. Insbesondere kommt nach den Regulativen die Er- 
theilung von Autorisationen zur Führung kirchlicher Processe und 
von Genehmigungen zu sonstigen Rechtsgeschäften in Betreff des 
Kirchenvermögens, abgesehen von etwaigen Befugnissen des Patrones, 
dem Bischöfe zu. Es sind diese Bestimmungen hinsichtlich des Kir¬ 
chenvermögens von unmittelbarem Interesse ftyr den Riewe’schen Fall, 
da ja das Amt eines Syndicus hauptsächlich in der Besorgung der 
bezüglich gewisser Vermögenscomplexe sich darbietenden rechtlichen 
Angelegenheiten besteht, und da, nachdem die Verwaltung des Kir¬ 
chenvermögens und die rechtliche Vertretung desselben in Preussen in 
die Hände des Bischofs übergegangen ist, der für einen kirchlichen 
Vermögenscomplex aufgestellte Syndicus eben lediglich ein Diener des 
betreffenden bischöflichen Stuhles ist. 

Die angeführten zur Ausführung der einschlägigen Stellen der 
Verfassung getroffenen Bestimmungen wurden einfach auf administra¬ 
tivem Wege erlassen, unerachtet das A. L.-R. in $. 161. des Titel 
11. Thl. H. sagt: „Das Kirchenvermögen steht unter der Oberaufsicht 
nnd Direction des Staates“ und unerachtet weder diese Gesetzes¬ 
stelle, noch die auf dem in ihr ausgesprochenen Grundsätze beruhen¬ 
den weiteren Gesetzesstellen besonders, aufgehoben worden waren. 

Der $. 141. des Titel 11. Thl. H. des Ä. L.-R. macht die Ab¬ 
haltung von Synoden von der Staategenehmigung abhängig. Nichtsdesto¬ 
weniger wird diese Bestimmung in einer mit Zustimmung des Cultus- 
ministers erlassenen Verfügung des Oberpräsidenten von Westphaleb 
vom 8. Mai 1852 für durch den Art. 16.*) der Verf. Urk. aufgehoben 
erachtet. 

1) Juri. IS. J)«r Verkehr der BeligionegeaeUmsbefta» mit ihren Oberen ist 

2 * 
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’ "Dieses und noch weitere Beispiele' dafür, dass die Verwaltungs¬ 
behörden specielle Bestimmungen des A. L.-R. als durch die all¬ 
gemeinen Satzungen der Verfassung aufgehoben ansehen, führt 
Richter a. a. 0. S. ill ff. an, worauf wir verweisen. 

., • * ; • ’m ■ * i 

Wir wenden uns nun noch zur Betrachtung einiger in der Riewe r - 
sehen Sache' vom Königl. Obertribunale aufgestejlten Sätze. Defr 
Gerichtshof will es dahin gestellt sein lassen, ob der Art. 15. der 
1850er Verfassung blos eine gesetzgeberische Verheissung enthalte 
oder nicht, „da, wenn man auch von der letzteren Meinung ausgeheri 
und dem im, Art. 15. ausgesprochenen Grundsätze die weiteste Aus¬ 
dehnung geben wollte , dieser Artikel doch niemals zu der Schluss¬ 
folgerung berechtigen könne, es seien damit alle auf die kirchlichen 
Verhältnisse näher oder entfernter sich beziehenden Landesgesetze ohne 
Weiteres elfer katholischen Kirche gegenüber, beseitigt und ausser Kraft 
gesetzt, es hinge mithin nunmehr lediglich von dem betreffenden 
Bischöfe ab, ob er die Namens seines Stuhles eingegangenen contract- 
Iichen Verbindlichkeiten erfüllen wolle, oder nicht, er sei insbesondere 
befugt, den gehörig angestellten Justitiarius willkürlich seines Dienstes 
zu entlassen, eine derartige discretionäre Gewalt räume dem Bischöfe 
weder der Art. 15. noch irgend ein anderes Gesetz ein.“ Dieser Satz 
klingt etwas befremdend. Er soll vermuthlich ein gewichtiges argu¬ 
mentum ad hominem in sich fassen, .welches von einer angeblichen 
rechtlichen Unmöglichkeit einer gegenteiligen Ansicht hergeleitet 
werden will. Uns scheint es aber nichts weniger, als rechtlich un¬ 
möglich, vielmehr ganz in der Ordnung zu sein, dass wenn die auf 
die Kirche bezügliche Staatsgesetzgebung ihr Princip ändert, eben 
alle mit dem neuen Principe unvereinbaren älteren. Gesetzesbestim¬ 
mungen ausser Kraft treten. Dass der Bischof durch die neue desetz; 
ßebung in die Lage gesetzt worden sei, sich nach Willkür aller der 
von ihm Nansens seines Stuhles eingegangenen contractlichen 
Verbindlichkeiten zu entledigen, hat Niemand behauptet; lind 
wird Niemand behaupten. Nur die sehr weit von einer solchen Be¬ 
hauptung entfernte Behauptung ist aufgestellt worden, dass die älteren, 
die Kirchengewalt über ,d as Mass des gemeinen Rechtes be¬ 
schränkenden Gesetzesbestimmungen aufgehoben seien. Es ist 
nicht ein begünstigendes privilegium für die Kirchengewalt in An¬ 
spruch genommen, sondern nur die Abschaffung eines privilegium 
odiosuih behauptet worden. Aus den vom Königl. Obertribunale an- 

ungehindert. Die Bekanntmachung kirchlicher Anordnungen ist nur denjenigen Be¬ 
schränkungen unterworfen, welchen alle übrigen Veröffentlichungen unterliegen; 
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geführten $$, 550. 551. Thl. H. Tit. 11. des A. L.-R. 1 ) lässt sich 
nichts ableiten, denn wollte man den §. 551. so deuten, dass er der 
Kirchengewalt ihren weltlichen Bediensteten gegenüber jede Di sei* 
plin arbefugniss abspreche (was übrigens sein Sinn gar nicht ist), 
so wäre er eben gerade so gut, wie die §§. 170. 171. des. Thl. DL 
Tit. 6. durch die neuere Gesetzgebung beseitigt. Ebensowenig kann 
aus der Stellung des Riewe als Justitiarius abgeleitet werden^ 
denn mag auch die ältere Gesetzgebung den Justitiarius zum Werk¬ 
zeuge. einer staatlichen Ueberwachung der kirchlichen Gerichtsbar¬ 
keit bestimmt haben, so ist hiegegen geltend zu machen, dass nach 
dem Systeme der neueren Gesetzgebung diejenige Gerichtsbarkeit, die 
der Kirche hiernach überhaupt noch geblieben ist, frei und selbst¬ 
ständig ausgeübt werden kann. Dies folgt daraus,, dass durch $, 1. 
der Verordnung vom 2, Januar 1849 die geistliche Gerichtsbarkeit in 
allen weltlichen Angelegenheiten aufgehoben wurde 2 3 ), dass 
aber nach dem Principe des Art. 15. der Verfassung von 1850 die 
Kirche auf ihrem Gebiete selbstständig ist. Es beschränkt sich 
dermalen in Preussen die geistliche Jurisdiction lediglich auf die Dis- 
ciplin sowohl gegen Kirchenbeamte wegen verletzter Amtspflicht, als 
gegen Laien und auf Sponsalien- und Ehesachen, insofern die rein 
kirchliche Seite derselben in Betracht kommt?). 

Anzuknüpfen ist hier, dass die ausschliessliche Berechtigung der 
katholischen Kirchengewalt in Disciplinarsachen in Preussen vollkom¬ 
men anerkannt ist 4 ). Damit, steht denn auch in. Verbindung-, dass, 
das Gesetz vom 21. Juli 1852, welches die Ausübung der staatlichen 
Disciplinargewalt regelt, weder seinem Wortinhalte nach auf Geist¬ 
liche und Kirchenbeamte sich bezieht, noch auch von den Auslegern 
darauf angewendet wird 5 * * * * ). Es ist bei dieser Sachlage wohl mehr alp 

1) §. 550. (im Abschnitte: „von weltlichen Kirchenbedienten,“ welcher Ab¬ 
schnitt Übrigens weiter hierher Bezügliches nicht enthält) „Personen, welche zwar 
zum Dienste der Kirche,, aber nur in mechanischen Verrichtungen, oder weltlichen 
Angelegenheiten bestimmt sind, haben nicht die Rechte der Geistlichen.“ §. 551. 
Insonderheit werden sie durch ihre Kirchenbedienungen von der ordentlichen Gerichts¬ 
barkeit nidhf ausgenommen. 

3).v, Könne a* a. 0. II. §. 238. S. 257. 

3) v. Rönne a. a. O. 

4) 8. die vorige Note und v. Rönne a. a. O. I. §. 198. S. 660. Circular-ErL 
deto'Cultministersv. 30. April 1851. Rescr. dess. vom 16. April 1849. (abgedr. bei Vogt 
I. 8. 188.) Richter a. a. 0. 8. 116. Vgl. auch A. L.-R. Thl. II. Tit. 11. §§. 124—126. 

5) v. Rönne a,' a. 0. n. §. 285. S. 257.: „Auf Geistliche und Kirchen-, 

beamte finden die Bestimmungen des Ges. v. 21. Juli 1852, und insbesondere dessen 

Competenzbestimmungen, keine Anwendung. 11 In Note 10. hiezu sagt v. Rönne:. „Im 

§, 1. der (durch das Ges. v. 21. Juli 1852 aufgehobenen) V. v. 11. Juli 1849 war dies 

ausdrücklich bestimmt r bei der Berathung des Ges. in den Kammern ist indes*- ba* 
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zweifelhaft, 6b de^ „gesetzliche Weg,“ aiif welchen das Königl. Öber- 
tribunal in den Entscheidungsgründen zum Erkenntnisse vom 17. 
Öctöber Verweiset, jemals zu erreichen ist. 

Wir wenden uns nun zu dem zweiten der zu Eingang dieses Auf¬ 
satzes genannten Fälle. 

Fr. B. war Stiftungsrevisor im Grossh. badischen Dienste und 
damit im Staatsdienste. Im Jahre 1851 ging ei in den Dienst des 
erzbischöflichen Stuhles von Freiburg über. Die ihm hierwegen zu¬ 
gefertigte Bestallungsurkunde lautete: „Wir Hermann von Vicari, 
Erzbischof Von Fr6iburg, verleihen im Einverständnisse mit Unserem 
Ordinariate durch gegenwärtige Urkunde die durch die Ernennung 
des seitherigen Ordinarlatssecretärs, Kanzleirath E. J., zum Kanzlei- 
director erledigte Stelle eines Secretärs bei Unserer Ordinariats-Kanz¬ 
lei deni deirmaligen Grossh. Stiftungsrevisor Fr. B. in Karlsruhe mit 
eindtn Jahresgehalte von 1100 fl., welcher demselben in Quartalraten 
von Unserer Kanzlei - Cassa-Verrechnung auszubezahlen ist. Dabei 
sprechen wir die Erwartung aus, es werde sich unser nunmehriger 
Ordinariats-Secretär Fr. B. durch Fleiss, Ordnungsliebe und Dienst¬ 
verschwiegenheit, sowie auch durch einen untadelhaften Wandel Un¬ 
seres besonderen Wohlwollens stets würdig machen. Freiburg den 
21. Februar 1851. Hermann, Erzbischof von Freiburg.“ Nachdem 
auf Verlangen der Staatsbehörden B. ausdrücklich auf seine Staats¬ 
dienerrechte verzichtet hatte, wurde der Frnennung desselben zum 
erzbischöflichen Secretär unter dem 11. August 1851 die landesherr¬ 
liche Genehmigung «rtbeilt. Er trat sofort in seinen Dienst ein. Am 
10. Octbber wurde sein Gehalt auf 1400 fl. • erhöht. Später wurde 
ihfü die Verrechnung erzbischöflicher Cassen provisorisch übertragen. 
Wegeh Unregelmässiger Geschäftsführung im Bereiche dieses Rech¬ 
nungswesen wurde B. auf Anordnung des erzbischöflichen Ordinariats 
durch eine eigens hiezu bestellte Untersuchungscommission in Dis- 
ciplinaruntersuchung gezogen. Unter dem 23. April 1855 wurde dem¬ 
selben durch Ordinariatserlass aufgegeben, „die noch in Händen ha¬ 
benden Gelder aus allen von ihm früher verwalteten erzbischöflichen 
und Domcapitel-Cassen sammt den betreffenden Recbnungspapieren an 
den neuen Rechner abzuliefern.“ Unter dem 4. Mai 1855 erging an 
Befolgender — auf das Verhalten desselben in der gegen ihn ver- 

T f H , i # 

schlossen worden, diesen Satz in das Gesetz nicht aufzunehmen, weil derselbe ans 
Art 15. der Verf. ürk. von selbst folge, wonach Geistliche als solche keine Staats¬ 
beamten sind.“ An einer anderen Stelle I. §. 290. S. 274. sagt v. Rönne, mit der 
Stauung, Welche der Art. 15. der Verf. ürk. der Kirche angewiesen habe, sei es völlig 
unvereinbar, die Geistlichen und Kirchenbeamte ab Staatsdiener anznsehen. 
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Wogten Untersuchung gegründeter — erzbischöflicher Erlass ; „In .Er¬ 
wägung, dass, wir Uns aus wohl erwogenen triftigen Gründen ver¬ 
anlasst gesehen haben, gegen Sie in Bezug auf Ihre seitherige Dienst¬ 
führung xpit Beschl. vom 6. März d. J. eine Dienstuntersuchung vor¬ 
nehmen zu lassen ; in Erw., dass wir mit derselben Unseren Erzb, 
Ord. Assessor K. und Revisor H. zu beauftragen Uns bewogen ge¬ 
funden haften; in fernerer Erwägung, dass Sie Unsere Entschliessung 
vom 2ß« April d. J. nicht nur nicht beachtet, sondern ungehorsam 
Und mit unziemlichen Aeusserungen Unserer niedergeset^ten Commis¬ 
sion erklärt haben, dieselbe nicht anzuerkennen und die pflicht¬ 
schuldige Vernehmlassung auf die gegen Sie vorliegenden Anschul¬ 
digungen nicht, wie überhaupt keine weitere Erklärung noch eine 
Unterschrift zu Protocoll zu geben; so sehen wir Uns genöthigt, 
Ihre bisherige Besoldung so lange zu sistiren, bis die gegen Sie ver¬ 
hängte Dienstuntersuchung von Unserer beauftragten Commission, 
welcher Sie sich bei Vermeidung der gesetzlichen Nachtheile zu 
unterziehen haben, beendet ist. Dabei behalten wir Uns aber weitere 
Entschliessung nach dem Resultate der Untersuchung bevor.“' Am 
15. September 1855 erging ein nach Anhörung des erzb. Ordinariats 
gefasstes Erkenntniss dahin: „dass Fr. B. seines bisherigen Dienstes 
als Erzbischöflicher Secretär zu entheben und vorbehaltlich des von 
ihm zu leistenden Ersatzes an die benachteiligten Cässen aus Unse¬ 
ren Diensten zu entlassen sei.“ Motivirt war dasselbe durch den 
fortgesetzten Dienstungehorsam des B. und durch die von demselben 
an den Tag gelegte Missachtung seiner Dienstbehörde, dadurch, 
dass B., wie die Untersuchung ergeben habe, mehr als 600 fl. von 
ihm zu verrechnende Gelder nicht vereinnahmt, auch nicht an den 
neuen Rechner abgeliefert habe, dadurch, dass B., wie ebenfalls 
därgethan sei , um einen Recessposten zu verdecken, eine Quittung 
über 24 fl. 16 kr. unterdrückt habe, endlich dadurch, dass er, wie 
sich herausgestellt habe, unter falschen Vorspiegelungen und mit Miss¬ 
brauch seiner amtlichen Stellung sich Darleihen von 200 fl.' uüd 
116 fl. verschaff! habe. 

B. wendete sich, und zwar schon bei 'der einstweiligen Sistining 
seines Gehaltes an die Civilgerichte. Er behauptete, seine Anstellung 
im Dienste der Kirche sei zweifellos eine lebenslängliche, auf 
dieselbe Weise, wie eine Staatsanstellung gesicherte, es ergebe 
sich dien schon .aus dem Umstande, dass man doch gewiss nicht 
annehmen könne, er werde seine sichere Staatsanstellung gegen eine 
unsichere kirchliche Anstellung vertauscht haben, überdies sei ihm 
eine gleiche Sicherheit, wie sie der Staatsdiener anzuspjrechen habe. 
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noch ausdrücklich mündlich vom Herrn Erzbischöfe von Freibürg zu¬ 
gesagt worden, auch sei ihm auf dieselbe Weise versprochen worden, 
dass ihm die 15 Jahre, die er im Staatsdienste gestanden, angerechnet 
werden sollten. Er bemerkte, unter, allen Umstünden könne seine, 
mit landesherrlicher Genehmigung erfolgte Anstellung im Kirchen¬ 
dienste nicht ohne solche Genehmigung zurückgenommen werden, 
kein kirchlicher Diener, am wenigsten ein Laie, könne nach Badischem 
Staatskirchenrechte von der Kirchengewalt seiner Stelle entsetzt Wer¬ 
den, eines Dienstvergehens sei er in keiner Weise schuldig, die 
gegen ihn erhobenen Anschuldigungen seien haltlos, 
der erzbischöflichen Untersuchpngs - Commission habe er sich nicht 
unterworfen, weil er Gründe gehabt und geltend gemacht habe, die 
Personen, aus der sie bestanden, abzulehnen, weil aber diesen Grün¬ 
den keine Rücksicht gegönnt worden sei. 

Um das dargelegte Yerhältniss beurtheilen zu können, wird ein 
Blick auf die Badische Gesetzgebung nöthig. 

t Nach dem Badischen Staatsdieneredicte vom 30. Januar 1819, 
welches übrigens, wie es selbst sagt, nur die „Rechtsverhältnisse 
der weltlichen Civilstaatsdiener“ im Auge hat, ist der Dienst Des¬ 
jenigen, dessen Dienstzeit noch nicht fünf Jahre umfasst, unbedingt 
widerruflich, Pensionirung unbedingt zulässig, Entlassung aber nur 
wegen richterlich ^festgestellter Verbrechen und anderen, aus¬ 
drücklich bestimmten Ursachen 1 ), im Falle des Vorliegens 
solcher nach stufenweisen Besserungsversuchen 2 ), satthaft. 

Was die kirchliche Disciplinargewalt anlangt, so ist zu bemerken: 
Das HI. Organ. Ed. vom Jahre 1803 erhielt sie in dem Stande auf¬ 
recht, in welchem sie gemeinrechtlich zuvor bestand., Sie hatte dem¬ 
nach keine Beschränkung Seitens des Staates zu erleiden. Der §. 12. 
4es 1. Constitutionsedicts vom Jahre 1807 rechnete unter die „recht¬ 
mässigen Gegenstände der Kirchengewalt“ „die Polizei über ihre 
(d. i. der Kirche) Diener und Glieder in Bezug auf deren häus¬ 
liches und öffentliches sittliches Verhalten.“ Der §. 14. desselben 
ConsL-Ed. sagte unter der Aufschrift „Kirchliche Gerichtsbarkeit,“ 
„Jede richterliche Gewalt, die in Sachen des Gewissens, der 
Religions- und Kirchenpflichten einer Kirche nach iWn symbolischen 

*■-■■■■ ■ ' 1 ■ ■ i" 

I 

. 1) Dienstnachlässigkeit, Willkührlichkeiten gegen Unterthanen, Verletzung der 
DieneiidsttuctioQ, leichtsinniges Schuldenmachen, beharrlicher Ungehorsam, Unver* 
träglichkeit 

2) Dieselben sind: 1. Schriftliche Erinnerung, 2. schriftlicher Verweis, 3. Con^ 
atitpirpng zu Protocoll mit persönlichem Verweise, 4. Arreststrafen bei Subalternen* 
& Androhung der Entlassung. • 
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Büehern und dir darauf gegründeten Verfassung nöthig i*t| 
bleibt ihrungeschmälert, so lange sie selche nicht zum Nach* 
theile des Staatszweckes missbraucht • Hingegen keine Strafgerichts-* 
barkeit über weit liehe Vergehen der Kirchendiener und geistlichen 
Personen kann von der Kirchengewalt fernerhin ausgeübt werden.“ 
Durch $. 21; war ein reoursus ab abusu eingeräumt. Aus einer 
Gesetzessteile, die unseres Ezacfctons hierher gar- nicht bezogen wer4 
den kennte, de» $. 11. des-I. Const.-Ed. leitete: die Staatsgewalt die 
Befugniss ab, jedes Diseiplinarerkenntniss der Kirchengewalt der staat¬ 
lichen Prüfung und Bestätigung zu unterwerfen. Eine Staataministe- 
rialentschL vom 25; Mai 1559 Hess jedoch der Kirchengewalt wieder 
frei, Verweise* Geldstrafen bis zu 80 Gulden und Suspension voni 
Amte bis zu vterWoohen zu erkennen. Im Jahre 18&3 erklärte sich 
die Gr. Staatsregierung bereit, die ausschliessliche Berechtigung der 
Kirche zur Ausübung der DiseipHnarstrafgewalt über Geistliche 
als Kegel anzuerkennen , behielt sich jedoch eine Prüfling der betref¬ 
fenden Erkenntnisse für Fälle bevor, wo auf Suspension vom Amte 
oder vom Ordo auf mehr als drei Monate, auf Einberufung in das 
Besserungshaue auf mehr als drei Monate, auf: Zurücksetzung und 
auf Entlassung erkannt sei. Die Ausübung der Ditctpbnargewalt 
bildete bekanntlich in dem Badischen Kirchenconflicte, der zur Zeit, 
als sich der B.’sche Pall ereignete, wenn auch bereits in ein ruhigeres 
Stadium getreten, doch noch zu keinerlei Abschluss gekommen W&f, 
einen nicht unerheblichen Gegenstand des Streites. Es waren, bei dieser 
Sachlage gerade um die fragliche Zeitdie Grundsätze einigermäassen 
in das Schwanken gerathen. In dem, wenigsten» im-tbeilweise® Hiu-l 
blicke auf die Convention mit dem heiligen-Stahle vom 28. Juni 1859 
gefassten $. 16. des Gesetzes vom 9. Octeber 1890, die rechtliche 
Stellung der Kirchen Im Staate betreffend, ist über den fraglicher» 
Punkt gesagt: ,, Verfügungen und Erkenntnisse der Kirchengewalt 
können gegen die Freiheit oder das Vermögen einer Persou 
wider deren Willen nur von der Staatsgewalt und nur unter der 
Voraussetzung vollzogen werden, dass Me von der zuständigen Staats¬ 
behörde für Vollzugsfrei erklärt worden« sind,“' Durch diese Bestim¬ 
mung sind natürlich- alle früheren Satzungen aufgehoben. - 

Auf den Grund der eben angeführten, vor I960 bestandenen 
Gesetzgebung Wurde im B.’scheu Falle Seitens -der erzbischöflichen 
Curie geltend gemacht, dass die Sache gar nifcht vor die Gerichte: ge-* 
höre, indem sie dazu vereigenschaftet sei, lediglich von der kirchlichen 
DdsciplinoTgewalt erledigt zu werden. Die Gerichte gingen • aber auf 
diese Anschauungsweise nicht ein, wobei au bemerken ist, dass der 
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Bad. Gerichtspraxis nach «ach gerichtliche Klagen aus dem 
Staatsdi-enstver trage zugelassen werden. Die Kinchengewalt 
begehrte eine Beihilfe zum Vollzüge des anf Entlassung des B. 
lautenden Erkenntnisses durch die Staatsverwaltungabehörde, gleich-, 
zeitig aber die’ Erhebung eines Cempetensoenflidtes dureh <fie letztere, 
da die Sache unter allen Umständen nur Verwaftungssache sein könne« 
Das Grossh. Bad. Ministerium des< Ihnem, ging aber laut Erlass vom 
11. Juni 185£ auf Beides nicht eia, und zwar auf die Erhebung 
des Competenzconfiictes nicht, .weil, .wie in Baden auch bezüglich 
der Staatsdiener anerkannt werde', die Gehaltsanfbrderung den Gegen¬ 
stand einer bürgerlichen Rechtssache bilde, ianf Leistung .einer Bei¬ 
hilfe zum Vollzüge des Erkenntnisse nicht,; »indem ein Anlass, 
zu solcher Beihilfe überall nicht' vorhanden .sei, da ß. seine.Dienst¬ 
leistungen schon geraume Zeit eingestellt habe, seine.Besoldung her. 
teils sistirt, somit das fragliche Etkenntniss in allen seinen Thch 
len bereits vollzogen sei.“ Es mag die Entaohliessung des Grossh. 
Ministeriums des Innern in ihrem letzten Theile wohl in dem vorhin 
schon angedeuteteh Schwanken der Grundsätze. , welches um die frag¬ 
liche Zeit eiugetxeten war, ihren Grund finden« Im Einklänge mit 
den stets früher aufgestellten Grundsätzen hätte das Grossh. Mini¬ 
sterium des Innern das auf Entlassung eines mit landesherrlicher Ge¬ 
nehmigung in die erzbischöflichen Dienste getretenen Beamten lautende 
Brkenntniss der Kirchengewalt zur Prüfung reclamiren müssen. 

Betrachten' wir nun . die .Entscheidungen der Geruhte! 

Der Richter, des ersten Rechtszugs t— das. Gr. Stadtamtsgericht 
Freiburg —r .wies mit Urtheil vom 30. September 1850 die Klage, 
soweit Gehalt über den Tag der Dienstentlassung hinaus gefordert 
wurde, ab. Er nahm au, dass die Anstellung des B. inj Kircben- 
dieuste , da sie noch nicht eine Dauer von fünf Jahren erreicht ge¬ 
habt habe, im Hinblicke .darauf, dass nach des Klägers eigener Be¬ 
hauptung das Badische Staatsdieneredict maassgebend sei, zur,,Zeit 
der ausgeepcochenenEntlassung unbedingt, widerruflieh gewesen 
sei. Er führte aus, dass der Mangel einer Staatsgenehmig¬ 
ung der Entlassung jedenfalls,das civilrechtliche Ver- 
hältniss nicht berühre, und dass.daher gedachte Entlassung 
jenes Mangels halber keineswegs als wirkungslos) erscheine. 

Der Appellationsrichter — das, Grossh. Bad« Hofgericht zu Frei¬ 
burg t—imöcbtb durch llrtheii vom 14. September 1857,, den eben 
zuletzt; erwähnten untemchterlichen Entscheidungsgrund billigend, 
den Streitausgang von einem Eide abhängig.,, den der. Herr Enz* 
hischof von Freibtog, dahin leis tan feilte, »«s sei nicht Wahn’, das* 
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er «lern Kläger bei dessen : Anstellung im Kirchendienste die ZUMCherung 
ertheilt habe; dass' dieser — mit Ausnahme der Berechtigung en einem 
Pensionsbezuge —- in dasselbe RechtsverhSHniss, wie ein Staats¬ 
diener nach Maassgabe des landesherrlichen Dieneredfcts, trete und 
dass demselben die 1 hn Staatsdienste sehen zugebrachten Dienstjahre 
auch im Kirchendienste abgerechnet werden seilten.“ "Es bähte dieser 
Richter an, dass die AnstOllnngsuf kUnde keine lebenslängliche 
Anstellung nachweise (die Analogie des ßtaatsdfenerverhältnisSes und 
der Kirchenpfründe wurde nicht für maassgebend etaChtet), dass 
jedodh eine selche lebenslängliche Anstellung ih der auf den Eid ge¬ 
gebenen mündliehen Zusage zu finden 1 sein würde, dass die verfügte 
Entlassung wohl im Falle einer nicht lebenslänglichen Anstellung, 
nicht aber im Fälle der Wahrheit der atif den Eid gegebenen Thate 
sache entscheidend werde, und zwar letzteres nicht, weil gedachte 
Entlassung den Formen des Staatsdieneredfetes nicht entspreche, ins¬ 
besondere ohne Anwendung der Vorgeschriebenen Besserüngsversuche 
ergangen sei. 

Die dritte Instanz — das Grossh. Oberhofgericht —- stellte mit 
Erk. vom 15. December 1857 das ämtsgerifchtüche Urtheil wieder 
her. Es legte der Anstellanggur künde nicht die Wirkung der 
Unwiderruflichkeit des Dienstverhältnisses hei, und erklärte, da jene 
Urkunde, weil zum Zwecke der Feststellung des einschlägigen Ver¬ 
tragsverhältnisses geschaffen , ausschliesslich für maassgebend zu er¬ 
achten sei, den Eid über mündliche Aenssemngen für unstatthaft. 
Stillschweigend sanctionirte es mit dieser Entscheidung die bezüglich 
anderer Streitpunkte, z. B. des Einflusses des Mangels der Staatsge- 
aehmigung zur Entlassung, von den Richtern der vordem Instanten 
angenommenen Ansichten. ■ . j 

Ein dem Art; 15. der Preuss. Verf. von 1850 entsprechender 
Satz fand sich, als die zuletzt 1 besprochene Streitsache ihren Ursprung 
nahm, in der Badischen Gesetzgebung noch nicht Erst das Gesetz 
vom 9. Oetober 1850 stellte einen solchen dahin auf: „Die vereinigte 
evangelisch-protestantische und die römisch-katholische Kirche ordnen 
und verwalten ihre Angelegenheiten frei und selbstständig.^ ’ 

' Die Erkenntnisse des Kgl. Preuss. Obertribnnals in der feiewe 1 - 
schen Sache einerseits und der Badischen Gerichte in der B.’schen 
Sache andererseits, können sich nicht in allen Beziehungen ‘einander 
gegenüber gestellt werden, da die Gesetzgebungen, unter denen sie 
ergingen, verschieden sind. Allein einen sehr merkwürdigen Gegen¬ 
satz bilden sie doch darin, dass die Badischen Gerichte, im Eteklange 
mte^dea Pteuesischen Gerichten steter und mteRete Ifisf&h*f den< (HSh 
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Selbstständigkeit der Kirche^ angemesseneren freieren Vertragsstaudv 
punkt festhielteaf während das Kgl. Preuss. Oberjtribunal.den Grund¬ 
satz der Selbstständigkeit der Kirche, und zwar unseres Erachtens mit 
Unrecht, beeinträchtigte. Hätten sieb die Badischen Gerichte auf den 
Standpunkt des Königl. Preuss. Obertribunals gestellt, ab würden sig 
vielleicht i in dem Mangel einer landesherrlichen Genehmigung der Ent¬ 
lausung des B,. einen Entstand gefunden haben, der eie zu einem dem 
B. günstigen Erkenntnisse geführt hätte. 

... Die,,in. dem Culmer Falle sowohl, als in dem Freiburger von 
der kirchlichen Behörde jeweils, in den Vordergrund gestellte Frage 
der Trag weite der kirchlichen .Discip.lina, rgewg.it ist wer 
der „yon de n (Freussischen noch von den Badischen Gerichten gelöst 
worden. , Pi? letzteren kennten sie umgehen, weil sig die Anstellung 
des B. auf den Grund der Anstellungsurkunde, für widerruflich er- 
achteten und. daber keinen Grund hätten, zu, prüfen, inwieferne die 
kirchliche Disciplin&rgewnlt auch einer unwiderruflichen Anstel¬ 
lung auf den Grund von Dienstvergehen und eines Disdplinarver- 
fjshrene' ein Ziel setzen konnte. Insoweit das Gr. Hofgericht au Frei- 
bmg auf eine etwaige mündliche Zusage der Unwiderruflichkgji .haute, 
konnte, ea -jmsercj, Frage nur iup deswillen umgehen, weil dem be¬ 
haupteten Inhalte dieser Zusage zufolge das Badische Staafsdiener- 
edfot, nicht über das kirchliche Disciplinarrecht entscheidend geworden 
wärm Has Kgl. Preuss. Obsrtribunal und mit 4hm das Kgl. Appel- 
lationsg^richt au Marien wer der negiren geradezu eine DisciplUar-, 
geyalt des Bischofs über, weltliche Kirchenbeamte. Letzteres kommt 
bei,,solcher Anschauung zu seiner dem bischöflichen Stuhle zu Gulm 
gÜB8#gen Entscheidung,, abgesehen davon, dass es die $$. 170 ff. Thl. 
H. Tit. 6. des A. L.-R. für durch die Verfassung aufgehoben er¬ 
achtete ,n^r durch folgenden,Satz: „„Wenn nun nichts übrig bleibt, 
als,,difa Stellung des Klägers, alfl eine rein contractliche anzusehen und 
zu behandeln,,; so hat der Beklagte von seinem ihm nach §. 408. I. 
5. A, VB. zustehenden Rechte Gebrauch gemacht, wenn er den 
Kläger seines Dienstes entlassen hat, und es wird Saehe des letzten 
sein, nach $. 40.9. a. a. 0. die Entschädigungsklage anzustellen, wo¬ 
gegen die Klage auf Contractserfüllung, wie der erste Richter richtig 
annimmt, zurückzuweisen war/ Das Kgl. Kreisgericbt zu Pr Star- 
gardt scheint der Disciplinargewalt auf den Grund der Verfassuflgs- 
bestimmupgen, Rücksicht gegönnt zu haben, indemes erklärt, den 
bischöflichen- Stühlen müs&e das Recht beige m.esson 
werdf«, die bei ihnen a*g.«npmm,«neu Beamten, vorausge¬ 
setzt, „duss.'dftG mit, Letzteren^escWossenp Pienstcoutraci 'dem! nicht 
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zwwftterlaufeyi'jodierzeit zu’ enitlabsen', oh ne '.dass gegen ‘«Me 
solche Entlassung die Beraftmg *auf die KMUerStühle oder das k» 
§;.,?8j/.'d«s,: > ftes.x'Fem Juli 1862 i vorgeschriebene.Verfehlen in 
Anwendung , gebracht! Werden < dürfe, weil eben., diesen! i Beamte» dfe 
Eigenschaft mittelbarer,Staatsbeamten nicht; beiwohne. „ »■ ,, ... ji,,;<i 

‘ " IHi'^tircMcHen Behörden zu Chlm utid 'zö IVfeibürg stellten, 
wie beriiÖfkt, die Änirifcht auf, die' betreffenden wöltBcheri Beamtet! 
sdeii ifirerDisiClplinärgewält, ’ gleich den ihhen unt&gbbehön Klerikern 
völlig unterworfen / in ’ ^olge Üeäsen sei ihnen (den gedachten Behbr* 
dÄi) ’ägch ! && r Biefugniss zugekomirien, 1 gegen Jene Beamte''ein- DiätI* 
pliriarv&rfahr^n 'zti eröffiieh und tie’ atif Grund' desselbeil zu entfasieb: 
Im 'Üulttier FaUfe Wurde die EntlassungssenteW dürt^h ‘fierdftmg ibf 
i. 18: ‘CU’Xf :%ü: l'./dr ! l. X. dö mafedleis fv: 8di), 'fe. 2l de procdtf 
in' Vl^.’ (iM 9C) 'itnd' 'b. ! 21*. XV de tbscr. (r.'8.') ,: mottYirf. Tn den bei^ 
deb "iVatefif Stellen" ifet vohf 11 de^ Sihräfbat^eif ’biliee 1 «einen Obern bd* 
schimpfenden Klerikers die Rede, das c. 18. nennt als Strafe die 
Deposiilon, die dritte Stelle spricht von derWiderr uflichkeit der 
Procuratur, (te y|$rte möchte kaum fi|r den vorliegenden Fall erheb¬ 
lich sein. Im Freiburger Falle berief man sich auf c, 16. X. de 
offic. jud. ordin. (I. ;31.), Cönc. Trid.' sess. XXIV. c. 20. de ref., 
wo von der dem Bischöfe über seine Üntergebene zusfehenden Disd- 
plinargewalt die' Rede ist, ferner auf c. 12. X. de foro comp. (II, 
20.), wo der Satz, dass der Kleriker keinen Laien als Richter über 
sich erkennen könne, aufgestellt wird. Man hätte sich wohl' noch 
auf den Titel der Decretalen de majoritate et ohedientia . berufen 
können, und wir wollen auch noch des c. um X. de syndlco (1. 39.) 
gedenken, wo es heisst, dass, da sich Manche nicht mit gerichtliche^ 
Angelegenheiten befassen • sollten, zur Besorgung solcher Angelegen¬ 
heiten, nöthigenfälls constituto salario, ein Vertreter des Klosters auf- 
zustellen, sei. . . , 

Die Kirchengesetze sprechen von dem Verhältnisse weltlicher 
Kirchenbeamten *«r Kirchengewalt und von der Disciplin.argew3.lt de* 
letzteren über die ersteren in ausdrücklicher Weise n i oh t; Den Syn» 
dicus betrachten sie als eine ausserhalb des kirchlichen Verbahdes 
befindliche Person, müt welcher die kirchliche Körperschaft, die sich 
seiner bedient, im einem civilrechüichen Contraetsverhältnisse. stehe. 

- 1 • • : ; -■ • - . I I ’J • 

Es ist dies Alles vielleicht , dadurch zu erklären, daes in (früherer 
Zeit fest jeder ständige Beamte der Kirche (abgesehen von niederen 
Kirchenbediensteten) eip Kleriker war und[ dass"der'^äjndicus^dep dl£ 
von ihm sprechende Gesetzeastelle im Auge <hAt% kei» ( ständiger Kfe? 
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ebtabcamtzr, aofcdero ein für eiozeln« (Geschäfte, odfer eine»,g«wte*«tt 
Gzschäftskrti« ahgwumer Vertreter war 1 )«; 

D^' ÄÄtujp iWr SÄehe 'nach mttsswohl der Satz aufgestiellt wer* 
de«, daes j^der Beamte der Kirche,> iei er Kleriker, sei er Laie, det 
Disciplinargewalt dir - ÜrchMchen; Obtfeh <■oatenwrfen «ei, 'wie ttb«N 
haqpft jed<ff (i^; öffentlichen Dienste Stehende der Disciplinargewalt 
seines Vorgesetzten unterworfen ■ ist und unterworfen sein muss. Es 
lat die Unterordnung in .d&cipUnärer Beziehung eine aoth^rendige 
Folgendes Bestehens eines jeden, somit auch des kirchlichen Verwal- 
tungsprgnnisiaos 2 ). Wenn bei dem Umstande, dass dermalen bei uns 
in Deutschland ßkmmtfiche Kleriker Theologen zu sein pflegen, dass 
alle entweder (bereits Priester geworden, oder. jn der Vorberetyupg 
znm Presbyterate begriffen sind» gewisse kirchliche. Bedeutungen, mit 
Laien besetzt werden müfssen — manche, weil die b^s, humanistisch 
und tkeoiagiseh gebibJefeo Kleriker die hi^zu erforderlichen Special- 
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: O ^ hiernach dap; q. un, X. de oyndiep (!• 39«) wir<T 

auch das von dem Kgl. Preuas. Apj>ehationsgerich^e zu Marienwerder (s. oben) für 
J äs Nichtbesiehen einer kirchlichen Disciplinargewalt über "Laienbökmte angeführte 
v11. 5:4n Vlto. (I. 3.) «ufzufessen sein; ,1 :üj s'l 

,i) Desselben fragen, wie in Betreff der Rechtsverhältnisse dar weltlichen Kif*. 


das 

V. 


..i ■ i 


chenhqdiensteten kommen im Wesentlichen auch für die Geistlichen i,n Betracht. Aus 
Rheinbayern liegen eben zwei derartige Fälle vor, uhd der Vtif eriSche C assationsh of 
adoptirte die richtigen 'Grundsätze. De #i «protestantische Pfarrer S chin i tt von Mörz- 
in der pfalz* war, wie der Schwäbische Merkur 1862 Nr. 113^ berichtet^ wegen 
seines Verhaltens in dem Gesangbttehsstreite von dem Ministerium Pfordten-Reigers- 
berg [muss wohl heissen von dem protestantischen Öberconsistorium] seines Amtes 
entlassen uhd ihm lediglich ein genauer Suetentationagehait angewiesen wonden. Er. 
vertagte daher den Fiskus auf Ausbezahlong der,normalmässigen Pension, und dag 
Appellationsgericht in Zweibrücken gab ihm Recht, indem es erkannte, dass den 
Geistlichen der drei im Königreiche anerkannten ConfeSdionen , die Von der Verfas¬ 
sung dem ßtaatsdienem garantirten pragmatischen Rechte «ukämtn^ und sie diese 
npr dOrcheia JfJrthe^l der Staatpgerichtshofe verlieren könnten. Hiergegen ergriff dex* 
Fiskus die Berufung, mit welcher er beim obersten Gerichtshof auch durchdrang. 

Das Oherappellationsgericht zu München als Cassationshof der Pfalz hat näm¬ 


lich cj^rp^i Erkenutniss vom 9, Mai 1862 ausgesprochen (wie die Süddeutsche Zeitung 
Nr,338, meldet), dass die Geistlichen keine Staatsciiener sind und pragmatische 
Rechte nicht besitzen, dass der Art. 9. des Edicts über die Verhältnisse der Staatsdienst 
wornacb die Dienstentlassung mit dem Verluste des Dienstrangs «utd Gesammtgekjslteflf 
nur,-nach vorhergegangener richterlichen Untersuchung durch das Erkenntniss der 
dafür cojnpetenten Behörde erfolgen kann, auf die Geistlichen keine Anwendung findet 
ttad denselben bezüglich der Zuerkennung der Pension kein Klagerecht zdsteht , «on^ 
dem; dass über desfellsige Ansprüche die! Administrativbehcsrde zu entscheiden halt 

Jenes Urtheil des Cassationshofes ist zugleich für die Rechtssache des (kathol.) 
FfäWers Tkfel präjudicWlfch, der, Vom Bisohof von Speyer snspendirt, gegen den 
Fiskus 4nf Fortzahlung des Geholtes klagte, weil er nur durch.Urtheil eines Staats* 
michtshof entsetzt werden könne. Das Bezirksgericht zu Zweibrücken hatte auch 
dem Anträge des Klägers gemäss erkannt. Die Appellation des Fiskus dagegen 
siferett (Ahm.d. Red.) ; , u .. 
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kemrtaissentcht besitzen, andere, weil steh der Priester nte&l ä$aä 
versteht und verstehen kann, sie in üherriehmeti; so hnn d^ un* 
mhgHeh'Cu Gunsten' der weltlichen Kirchendiener eine Aenderong ao 
dem vorhin asfgestellten Satze hervorbringen, dass jeder nBeemte der 
Disziplinargewalt seines Oberen 'unterworfen’ sein müsse. Wie . 
fragen wir — kann ein Vorgesetzter Ohne Disetpünargewait das Inn 
teresso des Dienstes wahren? Soll er etwa in jedem Falle einer hd 
Kreise des Dienstverhältnisses sieh bewegenden Differenz behüte de« 
Auftrags der Saehe den Ovilrichter aneugehen haben ? Niemand wird 
die Möglichkeit eines stächen Standes der Dinge/ behaupten wollen. ’ 

' : Der'Weltfiche Kirchenbeamte unterwirft Sieh, 'gleich dem geist- 
Hchdti der Disciplinargewalt deä‘ kirchlichen Obere» dadurch, dass er 
die kirchliche Becfienstuhg annimmt, dass erin das betreffende Dlenst- 
verhfiltniss elntritt. ‘Ein Aehnlichesist beide« Staats dien er der FaH. 

Die fragliche Disciplinargewalt ist durch die , allerdings zu 1 
nächst nur für Kleriker bestimmten, Vorschriften des canonischen 
Rechtes und etwaige besondere partidulare Anordnungen geregelt: 
Bietet das canomsche Recht, bieten die etwaigen pafticulären Anord¬ 
nungen dem Bediensteten nicht die Sicherheit, wie ihanche neuere 
Staatsdienergesetze dem Staatsdiener, so kann sich der Betreffende 
dadurch nicht für beschwert erachten. Er geht Ja das fragliche’ Dienst¬ 
verhältnis freiwillig ein und muss sich demgemäss auch dessen Mo¬ 
dalitäten unterwerfen. ' ' " ! : ,f '' >. 

Der Civilrichter wird in der Regel, namentlich in Staaten, wo 
selbst dem Staatsdiener Klagen auf seinen Gehalt verstattet sind, auch 
die apf eine, kirchliche Anstellung gegründete Civilklage auf den 
zu, gesicherten Gehalt annehmen und .nicht etwa, weil eine Civih 
rechtssach.^ nicht vorliege, sofort zurückweisen 1 ). Der Civilrichter 
wird f^bej, sobald sich der beklagte/Kirchenobere auf ein kirch¬ 
liches Disciplinarerkenntniss, wodurch das Dienstverhältnis? aufgelöst 
wird, beruft, (abgesehen von etwa zwischen dem Anstellenden und 
dein Angestellten vprtragsmässig festgestellten besonderen Bestimmungen, 
wovon unten mehr) nicht umhin können, jenem. Disciplinar-j 
erkenntnisse volle Wirkung zuzuerkennen, weil der Ange¬ 
stellte? indem er sich der kirchlichen Disciplinargewalt unterwarf, der¬ 
artig«, Erkenntnisse jener Disciplinargewalt zum Voraus, für sich t als 
bindend anerkannt hat. . . . 

Wollte ipan dieser, wie wir glauben, auch civilrechtlich wohl 

-V- T - — -— ' > 

.1) Anders wird sich die Sache bei einem eigentlichen beneficium gestalten, 
einen ^all bei Sircy BeCneil 1825- H. £3. 
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begründeten Anschauungsweise ni c h t beipfliehten,' so würde, in < der 
That eine etgenthümlkhe Lagerung der Verhältnisse ein trete«. Neh¬ 
men. wir z. B. an, in dem besprochenen Freiburger Falle hätte die 
Anstelluagftuknnde ausdrücklich auf.die, Lebensdauer des Auge* 
stellte*'gelautet. Hätte, nun der Richter unter allen Umständen* 
möchte annh der Kläger B. im Laufe seiner Dienstzeit die schlimmsten 
Dienstvergehen begangen haben, demselben den ein geklagten Gehalt 
aaspreehbnt müssen:? 'Gewiss nicht; denn .es läg doch bei Eingehung 
des Verhältnisses sicher eben so wenig in der Absicht des Anstalten/» 
den.j äueh für den Fall der Verübung grober Dienstvergehen von 
Seiten des Angestellten (welche etwa nach jedem Staatsdienergesetze 
entweder nach vorgängiger Warnung oder pofprt die Entlassung nach 
sich gezegen, hätten) die Fortauszahlung des Geholtes znzusagen, als, 
es d«W> Angestellten jn den Sinn kommen konnte,, pich .selbst, für 
diesen Fall jene Fortauszahlung zu bedingen. Die gewöhnlichen 
civilrechtlichen Vertragsgrundsätze reichen nun in solchen Fällen zur 
Beurtheilung der Frage, wann eine Entlassung einzutreten habe, 
offenbar nicht aus nnd es ist sicherlich nicht anzunehmen, dass den 
kirchliche Obere bei der , Anstellung stillschweigend in die Anwen¬ 
dung jener Vertragsgrundsätze durch den Civilrichter eingewilligt 
habe, wohl aber umgekehrt, dass derselbe das Dienstverbältniss 
gönn nach kirchlichem Rechte bemessen sehen wollte, und es ist 
daraufhin weiter anzunehmen, dass der Angestellte durch Annahme 
der ihm in diesem Sinne gebotenen Anstellung auf die letztere An¬ 
schauungsweise einging. 

1 * ’ ' ’ * 

Eine Ausnahme von dem bisher entwickelten Satze, dass das 
DisciplinarerkenUtnisB entscheide, würde -— und damit gelangen wir 
zu dem oben schon angedeuteten Falle — dann zu machen sein,' 
wenn' der Anstellende und Angestellte einen förmlichen Vertrag mit 
einander abgeschlossen hätten, in welchem für alle diejenigen Fälle, 
in denen sonst die Disciplinargewalt nach den Vorschriften des cänö- 
nischen Rechtes und etwaiger particularer Normen zu walten hat,’ 
besondere Bestimmungen vereinbart, in welchem also zum Beispiele 
—- etwa nach Art der modernen Staatsdienergesetze — die Fälle 
ejner möglichen Entlassung festgestellt wären, und das dabei einzu- 
haltende Verfahren normirt Wäre. Im Wege eines solchen Vertraget 
kannte — vorausgesetzt natürlich, dass der kirchliche Obere, der die 
Stelle zu vergeben hat, darauf eingehen könnte und wollte — Der¬ 
jenige, der sich der kirchlichen Disciplinargewalt'nicht schlechthin' 
unterwerfen will, Das Vorkehren, wpa er zu seiner besseren Sicher- 
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heit für nöthig hält. Ein solcher Vertrag böte auch dem Civilrichter 
besonderen Stoff der Beurtheilung 1 ). 

Vorstehende Abhandlung macht keinen Anspruch darauf, das 
fragliche Verhältnis nach allen Richtungen hin erörtert und b&* 
leuchtet su haben. Der Verfasser beabsichtigte nur, unter Besprach* 
tmg der beiden mitgetheilten praktischen Fälle und Unter Widerlegung 
der von ihm für schlechthin unrichtig erachteten Endentscheidung des 
Culmer Falles die Gesichtspunkte anzudeuten, welche seines Erach¬ 
tens zur Lösung der hierher bezüglichen schwierigen Fragen allein 
geeignet sind. * 


Heber das Eigenthum an Kirchenglocken, die Pflicht, sie anzu- 
schaffen und die Verfügungsgewalt in Betreff derselben, 

mit näherer Rücksicht auf neuere Entscheidungen der badischen Regierungs¬ 
behörden und der preussischen Gerichte, 
von einem praktischen Juristen. 

Auf den Grund eines Paragraphen der Leichenordnung der Badischen Stadt 
E., welcher allgemein bestimmt, dass V* Stunde vor dem Leichenbegängnisse 
einmal mit der kleinen und beim Abgang des Leicbenzugs vom Sterbehause mit 
sämmtlichen Glocken, mit Ausnahme der grossen Glocke, geläutet werde, bean-’ 
spruchte der Gemeinderath der Stadt E. den Gebrauch des Geläutes auch bei Be¬ 
erdigung evangelischer Ortseinwohner; allein der katholische Pfarrverweser machte 
hiegegen geltend, dass die Leichenordnung von dem erzb. Ord. zu Freiburg nicht 
genehmigt und die politischen Behörden nicht befugt gewesen seien, ohne solche 
Zustimmung über die der Kirche gehörenden Glocken eine bindende Anordnung 
za treffen. 

Das betreffende Gr. Bad. Bezirksamt entschied aber zu Gunsten des Ge* 
meinderatbs und auf den Recurs des erzb. Ord. erkannte die betr. Gr. Bad. Kreis* 
regierang am 9. August 1861, Nr. 18,954, wie folgt: 

Nach §. 13. Abs. 2. des neuen Kirchengesetzes kann keine Kirche aus 
ihren Verfügungen oder ihren Verordnungen Befugnisse ableiten, welche mit den 
Staatsgesetzen im Widerspruch stehen. 

Zufolge der auch mit der bisherigen UebuDg übereinstimmenden Artt. 12. 
und 13. des Edicts über die Kirchen- und Schulbaulichkeiten vom 26. April 1808 


1) Solche Verträge sind z. B. bei; stande8herrlichen Beamten nicht. selten. — 
Wir haben hier dem Falle einer einfachen Dienstanstellung den eines besonder» 
Dienstvertrags noch insbesondere um desswillen gegenübergestellt, weil in der That 
in den beiden in dieser Abhandlung besprochenen Streitsachen jeweils von Seiten 
des entlassenen kirchlichen Bediensteten versucht wurde, den erstem Fall in den 
letztem hinüberzpspielen, wozu die Betheiligten vielleicht durch anfänglich (bei Ein¬ 
gehung des Dienstverhältnisses) vorhandene irrige Ansichten über ihre Stellung ver¬ 
anlasst sein mochten. 

ArcblT Ai UreheaieeM. VIII. 
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sind, dev Thurm and die Glocken einer Kirche nicht Mos als kirchliche, sondern 
auch als eine weltliche Banangehörde zu betrachten; hieraus geht hervor, dass 
die Glocken auch zu andern Zwecken, als zu den die betreffende Kirche speciell 
berührenden liturgischen Handlungen Verwendet werden dürfen, und dass diese 
Kirche kein ausschliessliches Verfügungsrecht über die Verwendung der Glocken 
ansprechen kann. In solchen, den eigenen Gottesdienst der betreffenden Kirche 
nicht berührenden Füllen steht dieses Verfügungsrecht der baupflichtigen Kireh- 
spielsgemeinde, beziehungsweise der dessfalls eintretenden politischen Gemeinde 
zu. (Plenarbeschluss des Grossh. Oberhofgerichts vom 7. December 1844, Nr. 5302, 
in den Annalen der Bad. Gerichte 1844, S. 879.) 

i. Die Beendigung eines Protestanten in E. bildet nun, wie aus der Recurs- 
ausfflhrung des erzb. Ord. zur Genüge hervorgeht, keinen Beslandtheii der katho¬ 
lischen Liturgie und der Gemeinderath in E. kann desshalb, wie hier geschehen, 
den Vollzug des §. 17. verlangen und anordnen, dass die Glocken in der katho¬ 
lischen Kirche daselbst bei der Beerdigung eines Protestanten benützt werden. 

Bei dieser Sachlage kann es auch auf die in der Recursausfübrung vorge- 
sebfltzte Nicbtgenebinigung dieses §. 17. von Seite des erzb. Ord. nicht mehr an¬ 
kommen. Aus diesen Gründen muss der Recurs desselben als ungerechtfertigt 
verworfen werden. 

.Hiergegen wnrde der Oberrecurs an das Grossh. Bad. Ministerium des In¬ 
nern ausgeführt, hierauf aber am 10. Januar 1861, Nr. 348. von demselben ver¬ 
fügt: dass man sich nicht veranlasst sehe, der Einsprache der kirchlichen Be¬ 
hörde gegen die Entschliessungen des Bezirksamts E. vom 11. Juni v. J. und der 
Grösst). Kreisregierung vom 9. August v. J. — worin ausgesprochen wurde, es 
habe das in 5. 17. der Leichenordnung für E. angeordnete Gelfiute auch bei Lei- 
chenbegfingnissen evangelischer Einwohner stattzufinden, — eine Folge zu geben, 
da die politische und die Kirchspielsgemeinde des gedachten Orts diesen Gebrauch 
der gedachten Glocken gestatten. 

Als das erzbischöfliche Ordinariat entschieden erklärte, dass hier 
eine Beeinträchtigung kirchlichen Eigenthums, mithin die Verletzung 
eines verfassungsmässigen Rechtes vorläge, und das Gr. Ministerium 
des Innern um Zurücknahme seiner Verfügung oder Erwirkung einer 
Entscheidung des Gr. Staatsministeriums angegangen hatte, erwie- 
derte das Gr. Ministerium unter dem 7. Februar 1862 Nr. 2009.: 

»ln der diesseitigen Entsehliessung vom 10. v. Mts. Nr. 348. haben wir die 
Einsprache der kirchlichen Behörde gegen die Entscheidungen der weltlichen Be¬ 
hörden in obiger Angelegenheit einfach aus dem Grunde zurückgewiesen, weil 
wir den Pfarrer, beziehungsweise dessen Vorgesetzte Behörde zu Erhebung einer 
solchen Beschwerde nicht für legitimirt erachten. Von einer Veröusserung von 
Kirchengut kann nicht die Rede sein, da über die rechtliche Natur der 
Frage gar kein Ausspruch erfolgt, sondern nur erkannt worden ist, der 
factische Zustand, wie er im $. 17. der Lelcbenordnung für Ettlingen nach vor¬ 
ausgegangenen Verhandlungen normirt sei, sei so lange von Staatswegen nicht 
zu Andern, als die politische und die Kirchspielsgemeinde, welch’ letztere durch 
Ihren Geistlichen allein nicht vertreten werden kann, mit demselben einver¬ 
standen und zufrieden sind. Sollte Wohldasselbe sich bei dieser Erklörung nicht 
zu beruhigen vermögen, so sind wir bereit die Sache Grossh. Staatsministerium 
vorzutragen.« 
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Dm erzbischöfliche Ordinariat hatte bereite unter 4a* 27- «&P* 
1861 erklärt, es wolle, wenn der fragliche Mitgebrauch der Glocken 
durch die Protestanten nicht als ein Recht prätendirt werde, diesen 
Mitgebrauch insolange, als die Protestanten au E. keine .eigenen 
Glocken hätten, precario gestatten. 

Im Hinblicke auf dieae frühere Erklärung, sowie darauf, den# 
der politische Gemeinderath zu E. den fraglichen Mitgebfauch der 
Glocken zu Gunsten der Protestanten nicht mehr weiter als Rß.pht 
ansprach, endlich darauf, dass, wie wir gesehen haben, euch das Gr. 
Ministerium des Innern in seinem letzten Erlasse eine Erledigung der 
einschlägigen Rechtsfrage nicht beabsichtigt zu haben erklärte, be¬ 
ruhigte sich das erzbischöfliche Ordinariat 1 ). 

Es lohnt sich indessen wohl der Mühe, die vorliegende Frage 
auf rechtliche Grundsätze zurückzuführen. 

Zum Verständnisse der betreffenden Erlasse der Gr. Bad. Be¬ 
hörden muss indessen Folgendes über die Badische Particulargesetz- 
gebung zunächst bemerkt werden. 

Das im Erlasse der Gr. Bad. Kreisregierung angeführte Edict 
vom 26. April 1808 will, wie es in seinem Eiogang sagt, die „Pflicht 
zu Kirchen- und Schulbaulichkeiten u regeln. Es legt die Baupflicbt 
im Allgemeinen in erster Reihe der Kirchencasse, in zweiter dem 
Zehntherrn, in dritter der Kirchspielsgemeinde auf, erstreckt jedoch 
die in dieser Reihenfolge zu tragende Baupflicht nur . auf die Kirche 
selbst, den etwa nöthigen Hofumgang, und das „nothwendige Inge¬ 
bäude,“ und verordnet daneben (im §. 12.) „der Thurm sei als eine 
nicht blos kirchliche, sondern vorzüglich auch weltliche Bauaugehörde 
im Zweifel weder der Kirchencasse, noch den Zehntherrn, sondern 
dem Kirchspiel aufzulegen,“ sowie ferner (im §. 13.) „für nothwen- 


1) Wir verweisen bei dieser Gelegenheit auf die treffende Bemerkung des hoohw. 
Bischofs Prhr. von Ketteier von Mainz, in dem Fastenhirtenbriefe v. «t. 
1862 (Kirchl. Amtsblatt 1862 Nr. 2. S. 12 f.): „In einigen Fällen sind Beschwerden 
erhoben, weil beim Begräbniss von Protestanten in ganz katholischen Gemeinden, wp 
keine eigene protestantische Kirche vorhanden war, das Geläute mit den Glocken der 
katholischen Kirche verweigert worden ist. Der Grund dieser Verweigerung lag aber 
darin, dass man wiederholt das Geläute als ein Recht in Anspruch genommen hat, 
oder eine schriftliche Erklärung darüber verweigerte y dass das Geläute epaie frfc£hvü- 
lige Gefälligkeit der Katholiken sei, was also wieder einen indirekten Eigenthumsan¬ 
spruch in sich einschloss. Es ist doch in der That eine Verkennung aller Billigkeit, 
unter dem Scheine der Toleranz der katholischen Kirche zuzumuthen, ihrem Eigen- 
thume su entsagen. Wenn die Katholiken bereit sind, mit ihren Glocken unter Wafc- 
rong ihres Eigenthumes beim Begräbniss eines protestantischen Mitbürgers zu läuten, 
so scheint uns das sehr tolerant zu sein; wenn man aber diesen Akt benutzen wollte, 
um unbegründete EigenthumsansprUche geltend zu machen, so ist das weder tolerant 
Hoch gerecht. 44 {Anm* 4L Red*) j. 

3* 
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Äiges Ingebäude hätten nur die Kanzeln, Stühle und ein anständiger 
Hanptaltar ohne besondere Verzierungen zu gelten, diese letzteren 
(die Verzierungen), sowie die Nebenaltäre, Orgel, Glocken und Uhr 
«eien nicht zu jener Classe des Ingebäudes zu zählen, seien daher, 
soweit nicht geeignete Stiftungen dafür vorhanden .seien, von der Ge¬ 
meinde, und zwar die Uhr von der weltlichen Ortsgemeinde, die 
übrigen Stücke aber, sowie der Thurm, von der ganzen Kirchspiels- 
getaeinde zu besorgen.“ ' 

Ueber die Fragen, wie sich das „Kirchspiel“ (beziehungsweise 
die „Kirchspielsgemeinde“) bilde, wer es vertrete, wie es die zum 
Baue nöthigen Mittel aufbringe, lässt uns das fragliche Edict grossen- 
theils im Dunkeln. Es spricht sich nur über die letzte Frage (im 
§. 26.) dahin aus, „dass die auf das Kirchspiel fallenden Baukosten 
jedesmal auf alle von In- und Ausmärkern besessene, freie und un¬ 
freie Güter, ohne Unterschied, die ortsherrlichen miteingerechnet, nach 
dem jeden Orts üblichen Schatzungsfuss ausgeschlagen werden sollen,“ 
dass der auf die „Ortsbürger und Schutzbürger fallende Theil der 
Umläge ganz oder zum Theile mit Bewilligung der Oberpolizeibehörde 
(oberen Staatsbehörde) auf die Gemeindecasse gelegt werden könne, 
und dass letzte Behörde überhaupt die Erhebung der Umlage, und 
eine etwaige vorläufige Capitalaufnahme zu besorgen habe.“ Im §. 29. 
sagt das Edict weiter, „dass das von ihm über die Baupflicht Be¬ 
stimmte in dem Falle, wo eine Gemeinds-Markung mehrere 
Kirchspiele verschiedener Religion umfasse, nur deijenigen Kirche 
zu Gute komme, welche schon vor der Spaltung in der Religion 
Pfarrkirche gewesen sei, während sich die erst neu aus Anlass der 
Religionstrennung hinzugekommenen Kirchspiele nur an ihre besonderen 
Mittel zu halten hätten, ohne an die Zehntherrn oder weltliche Ge¬ 
meinde einen Anspruch machen zu können, zu dem sie nicht das 
-Recht aus besonderen Rechtstiteln nachzuweisen vermöchten.“ 

Bei der Dürftigkeit und Unklarheit dieser Bestimmungen, ent¬ 
standen vor den Badischen Gerichten über die Processvertretung 
des „Kirchspiels“ in Kircheubaustreitigkeiten vielfach Schwie¬ 
rigkeiten und es sprach sich im Hinblick hierauf der in dem oben 
erzählten Falle angerufene Plenarbeschluss des Gr. Oberhofgerichts 
vom 7. December 1844 dahin aus, dass im Hinblicke auf die ge¬ 
dachten §§. 26. und 29. des Bauedicts die politischen Gemeinden, 
bezw. deren Vertreter zur Führung von Kirchenbauprocessen mit den 
Zehntherrn oder andern Bauherrn legitimirt seien, dass’aber dadurch 
„dem Kirchspiel als solchem, nämlich der kirchlichen 
Gemeinde, das Recht nicht entzogen sei, auch selbstständig 
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als Processpartei aufzutreten und dass dies« Gemeinde hier durch den 
Stiftungsvorstand*) vertreten werde. 1 2 * 4 

Wenden wir uns nun wieder zu der speciell die Glocken an¬ 
gehenden Frage! 

Es bedarf offenbar der Ausführung nicht, dass die Glocken nach 
canonischem .Rechte Eigenthum der Kirche sind. Sie werden 
gesegnet und gehören daher bekanntlich zur Claase der res bene** 
dictae. Walter, Kirchenrecht §. 269. Richter, Kirchenrecht §. 291, 
Schulte, Kirchenrecht II. §. 98. 

Selbst vom rein civilrechtlichen Standpunkte aus müssen sie 
offenbar als eine Pertinenz der Kirche betrachtet werden 3 )./ 

Das durch den §. 63. des Beichsdeputations-Hauptscblusses vom 
Jahre 1803 gewährleistete Kirchengut erhielt nun in der Badischen 
Particulargesetzgebung noch besonderen Schutz durch den $. XVIII. 
des in. Org. Ed. v. 11. Februar 1803 und den §. 9. des I. Const.- 
Ed. vom 14. Mai 1807, sowie durch §. 20. der Verfassungsurkunde 
vom Jahre 1818. In den beiden ersteren Gesetzesstellen ist noch 
ausdrücklich gesagt, dass jedem Confessiontheile das ihm zu-/ 
stehende Vermögen ungeschmälert verbleiben, und niemals ftir Bedürf¬ 
nisse eines andern Confessionstheils verwendet werden solle. „Niemals 
soll — sagt das Org. Ed. — ein Beligionstheil zu dem Mitgebraucb 
und Mitgenuss von Kirchen- und Pfarr- und Schulgebäuden, von Kir¬ 
chen-, Pfarr- und Schulgütern oder Einkünften, in deren unbestrittenem 
Genuss ein anderer Beligionstheil dermalen steht, sich eindringen, 
oder von Jemanden darin eingewiesen, oder zugelassen werden, mit¬ 
hin ist ein Simultaneum in solche einzuführen durchaus verboten. 4 

Die Gr. Bad. Kreisregierung setzt nun in dem oben angeführten 
Falle an die Stelle des Eigenthums und der daraus abzuleitenden 
Verfügungsgewalt der Kirche ein „Verfügungsrecht der baupflichtigen 
Kirchspielsgemeinde 4 und überträgt dieses Becht sofort wieder auf die 
politische Gemeinde. Vom Eigenthume spricht die Grossh. Kreis¬ 
regierung nicht. 

Es kann aber doch ganz offenbar daraus,, dass die Kirchspielsge-. 
meinde die Pflicht bat, beim Mangel hiezu geeigneter Stiftun¬ 
gen die Mittel zur Anschaffung von Glocken aufzubringen, kein Schluss 
auf ein dieser Gemeinde über die Glocken zustehendes Verfügungs- 


1) Der Stiftungsvorstand ist das zur Verwaltung des Ortsk irchenvermögen* 
berufene Collegium, welches aus dem Pfarrer und einigen Laien besteht. 

2) S. hierwegen die am Schlüsse dieses Artikels abgedruckten Entscheidungs¬ 

gründe des Kgl. Preuss. Appellationsgerichts zu Münster und des Kgl. Preuss. Ober- 

tribunals. 
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recht öder m. a. W. Eigentlram begründet werden 1 ). Die gedachte 
Pflicht der Eirchspielsgemeinde ist nichts Anderes, als die Pflicht der 
hu Kirehspiele Angesessenen (Bad. Bauedict §. 26.), im Nothfalle Bei¬ 
träge zu kirchlichen Bedürfnissen zu leisten, sie ist, wenn man so 
Will, eine kirchhehe Bteüerpflicht. Sowenig man aber aus der Pflicht, 
StaatöBteuern zu zahlen, ein Recht, über Staatsgüter zu verfügen, ab- 
leWeri kann, ebensowenig kann man aus der Pfficht, im Nothfalle die 
Geldmittel zu liefern, woraus Kirchenbedürfnisse gedeckt Werden sollen, 
das Recht, über das zur Befriedigung dieser Bedürfnisse Angeschaffte 
ZU verfügen, ableiten. 

Abgesehen hiervon steht ja für den fraglichen Pall niebt im 
Mindesten fest, dass die vorhandenen Glocken vom der Kirchspielsge- 
ttemde angeschafft wurden. Sie konnten ja aus Stiftungsmitteln 
angCsehafft würden sein* 

Vfü führen das Letztere an, ohne Gewicht darauf zu legen, weil, 
Wie Wir glauben, der zuerst gegen die Argumentation der Gr. Rreis- 
regiefruhg geltend gemachte Grund, der allein entscheidende ist. 
Zn welchen COnsequenzen müsste jene Argumentation führen? Es 
hätte ihr Zufolge die Kirchspielsgemeinde und att ihrer Stelle die po¬ 
litische Gemeinde auch die Gewalt über die Nebenaltäre, die im 
$. 13. des Edicts den Glocken ganz gleichgestellt sind! Zum Baue 
der Kirche, selbst sind dem Edicte znfolge die Kirchencasse, der Zehnt- 
herr, die Kirchspielsgemeinde snccessive baupflichtig. Wer von ihnen 
wäre nun, wollte man die Anschauungsweise der Gr. Kreisregierang 
hierher anwenden, der Eigenthümer über die Kirche? Mit Recht* 
bemerkt daher Schulte a. a. 0. §. 94., die Beitragspflicht zu Kitcheu- 
bedürfhissen ruhe auf ganz andern Prinzipien, als diejenigen seien, 
wonach die Eigen thumsfrage gelüset werden müsst. Wie es seheint, 
legte die Gr. Kreisregierung auch noch auf den Ausspruch in $. 12. 
des Edicts, wonach der Thurm als eine nicht blos kirchliche, 
sondern vorzüglich au eh weltliche BauangehÜrde zu betrachten ist, 
einiges Gewicht, aber offenbar mit Unrecht; denn erstlich spricht 
det §. 12., iu dem sich die eben mitgetheilte Phrase befindet, nur 
vom Thurm, und erst der $. 13. u. A. von den Glocken, und ferner 
bildet jene Phrase offenbar nur einen Entscheidungsgrund dafür, warum 
die Pfficht, den Thurm zu bauen, ausschliesslich der Gemeinde aufer¬ 
legt werde, und ist demnach mit Rücksicht auf das oben Gesagte 
daraus nichts für die Eigenthumsfrage abzuleiten. Wollte, was in- 

1) Diesen nämlichen Grundsatz hebt auch treffend bezüglich der Kirchhöfe mit 
Blickeicht auf das badische Bauedict das unter den Recbtsquellen in diesem Hefte 
folgende Urtheil des badisohen Hofgerichts des Seekreises vom 16. 
August 1859 hervor. (A. d. B.) 
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dessen nur im Wege einer gewaltsamen Anslegung geschehen könnte, 
jene Phrase auch auf die Falle des §. 13. bezogen werden, so waren 
ja damit auch Orgeln und Nebenaltäre zu „weltlichen Bauangehör- 
den“ erklärt, was zu thnn der Gesetsgeber doch wohl nicht beabsichtigte. 

Die fragliche Entscheidung der Grossh. Kreisregierung ist dem 
Bisherigen zufolge rechtlich offenbar unhaltbar und auch den Mi- 
nisterialentschliessungen, die diese Entscheidung wenigstens factisch 
aufrecht erhalten wollen, fehlt der Boden. 

Die Glocken sind zu Zwecken des Gottesdienste^ be¬ 
stimmte Kirchensachen und gebürt hiernach die Verfügungs¬ 
gewalt über sie der Kirchenbehörde 1 ). 

Es schliesst dies, wie das erzbischöfliche Ordinariat zu Freiburg 
in unserm Falle ausdrücklich anerkannt hat, nicht aus, dass 
sie ausnahmsweise mit Einwilligung der Kirche zu nicht gottes¬ 
dienstlichen Zwecken benützt werden, und dass diese Einwilligung na¬ 
mentlich für Fälle, in welchen Gefahr auf dem Verzüge ruht z. B. 
für den einer Feuersbrunst u. dgl. zum Voraus ein für alle Male ge¬ 
geben werde. 

In Frankreich haben sich die bekannten organischen Artikel 
zum Coneordate von 1801 mit dem Glockengeläute beschäftigt Sie 
sagen (Art. 48.): L’dv8que,se concertera avec le prüfet pour regier 
la maniöre d’appeler les fiddles au Service divin par le son des cloches: 
on ne pourra les sonner pour tonte autre cause sans la permission 
de la police locale 2 ). Eine Ministerialentscheidung von 1813 erkannte 
den Pfarrern die Aufsicht über die Glocken und deren Gebrauch zu 
(la garde et le Service des cloches). Es entstand nun eine Contro- 
Verse darüber, ob, da es im Schlusssätze des angeführten Art. 48. 
heisst, ohne Genehmigung der Localpolizei könne ausser zu gottes¬ 
dienstlichen Zwecken nicht geläutet werden, der Localpolizei das 
Hecht zustehe, ohne Zustimmung, ja gegen den ausdrücklichen Willen 
der Kirehenbehörde läuten zu lassen. Offenbar mit vollem Grunde 
erklärte sich ein Staatsrathsgutachten vom 17. Juni 1840 gegen 
dieses Hecht. Es sprach aus: Que les cloches des dglises 3 ) sont 
spdcialement affect£es aux cdrömonies de la religion catholique; d’oü 
11 suit qu’on ne peut en exiger l’emploi pour les cöl£brations concer- 

1) Offenbar entspricht diese Lösung auch dem durch §. 7. des Bad. Gesetzes 
vom & October 1860 sanctionirten Principe der Freiheit und Selbstständigkeit der' 
Kirche. 

2) Schon ältere französische .Staatsverordnungen hatten sich Uber das Glocken¬ 
geläute ausgesprochen. Der Art 8. der ordonn. de Melun verbot den Seigneurs und 
Anderen, sich der Glocken zu bedienen. 

8 ) Es handelte sich um Glocken ka tholischer Kirchen. 
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nant des personnes etrang&res au culte catholique, ni pour l’enterrement 
de celles ä qui les priöres de l’Eglise auraient dtd refusöes en vertu 
des rfegles canoniques; — Que le curö ou le desservant doit avoir, 
seul la clef des cloches comme il a celle de l’öglise et que le malre 
n’a.pas le droit d’avoir une secande clef..... In ähnlicher Weise hat 
sich auch die französische Deputirtenjkaramer gelegentlich einer Petition 
im Jahre 1837 ausgesprochen. 

Dabei ging man freilich stets von der Ansicht aus* dass in 
Nothfällen, wie. bei Brand, Ueberschwemmung ausnahmsweise die Lo¬ 
calpolizei zum Gebrauche der Glocken ermächtigt sei 1 2 ). 

Das Badische Recht bewegt sich allerdings bezüglich : der vor¬ 
liegenden Frage auf anderem Boden, als das Französische ; wir wollten 
es aber nicht unterlassen, das letztere in Vergleichung zu ziehen, um 
zu zeigen, wie man auch in Frankreich stets die Rechte der Kirche 
an den Glocken achtete. 

Endlich wollen wir noch eines Falles gedenken, gelegentlich 
dessen die Kgl. Preussischen Gerichte die Frage prüften, ob die 
Glocken eine Pertinenz der Kirche seien. 

Die aus den Ortschaften Tafert3weiler, Eschenbach und Bach¬ 
haupt en bestehende Kirchsp'ielsgemeinde Tafertsweiler im ehemals 
Hohenzqllern’schen, deren Mutterkirche sich zu Bachhaupten, befindet, 
verlangte von dem Herrn Fürsten von Taxis als Patron dieser Kirche 
und Grosszehntherrn auf der Gemarkung den Umguss einer zersprun¬ 
genen Glocke und die Wiederherstellung der zerbrochenen Kirchen¬ 
uhrtafel. 

Das Kgl. Preuss. Appellationsgericht zu Arnsberg als Richter erster 
Instanz wies die Klage ab, das Kgl. Preuss. Appellationsgericht zu 
Münster als Richter zweiter Instanz verurtbeüte nach dem Klagbe¬ 
gehren. Das Kgl. Obertribunal wies die beklagter Seifs gegen das 
Erkenntniss der zweiten Instanz ergriffene Nichtigkeitsbeschwerde, zurück. 

Wir theilen im Folgenden die betreffenden Erkenntnisse der drei 
Instanzen, vollständig nüt 3 ). 

1) S. Uber den Stand dieser Lehre in Frankreich überhaupt Dalloz, repertoire 
t. 14. m. culte Nr. 168. 

2) Wir heben in den Urtheilen erster und zweiter Instanz mit Cursivschrift 

diejenigen Entscheidungsgrlinde hervor, welche sich speciell auf die in dem vorstehen¬ 
den Artikel erörterte Frage beziehen, ob die Glocken Pertinenz der Kirche seien, 
ln dem Erkenntnisse dos Kgl. Preuss. Obertribunals vom 5. Februar 1861 wird nur 
diese letztere Frage in Betracht gezogen und bejaht. In dem Urtheile des Appellations¬ 
gerichts zu Münster vtim 1. Mai 1860 wird ausserdem ansgetührt, dass nicht erst, 
wopn das ganze Stamravermögen der Kirche absorbirt ist, sondern 
sehon wenn die Revenuen nicht zureiehen, die Verpflichtung des 
Zchntherrn zur W.ieA er her Stellung der KLrehennd ihrer (Berti- 
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J. Urtbeil des K öji lg I. Preuss, Appellationsgeriehtes zu Arnsberg 

vom 26. März 1859. 

T*afertsweiler '/• Thum und Taxis. 

Anwesend waren: der Appellationsgerichts-Präsident Notel, die Appells* 
tionsgericbts-Räthe Dr. v. Bannwarth, Stündeck, Hülsmann und der Gerichts- 
Assessor Costenoble. Für die Parteien: der Justizratb Seissenschmidt und der 
Geb. Justizrath Dr. Greve. 

Zur Verhandlung der hierneben bezeichnten Rechtsache stand heute Ter¬ 
min an. Zunächst wurde das Sachverhältniss vorgetragen, worauf der Vortrag 
der Parteien erfolgte. Es fand sich daraus nichts aufzuzeichnen. 

Nach Berathung wurde für Recht erkannt: 

dass die Klägerin mit der erhobenen Klage abzuweisen, derselben auch 
die Kosten^ des Processes zur Last zu setzen. 

Von Rechts Wegen 

Publicirt. 

a. u. s. 

gez. Notel, v. Bannwarth, Stündeck, Hülsmann, Costenoble. 

■- Im Namen des Kbnigs. 

In Sachen der Kirebspielsgemeinde TafertsweUer^ Klägerin, wider den Herrn 
Fürsten von Thum und Taxis zu Regensburg, als Eigenthümer der Standesherr¬ 
schaft Ostracb, Verklagter, bat das Königliche Appellationsgericht zu Arnsberg 
in der Sitzung vom 26. Mai 1859, an welcher Theil genommen haben: der Ap¬ 
pellationsgerichts-Präsident Notel, die Appellationsgerichts-Räthe Dr. v. Bann¬ 
warth, Stündeck, Hülsmann und der Gerichts-Assessor Costenoble, für Recht 
erkannt, 

dass die Klägerin mit der erhobenen Klage abzuweiseu, derselben auch 
die Kosten des Processes zur Last zu setzen. 

Von Rechts Wegen. 

Gründe.. 

Die Kirchspielsgemeinde Tafertsweiler besteht ans den Ortschaften Taferts- 
weiler, Esahendttrf und Baehbaupten in dem letztgedachten Orte befindet sich die 
Mntterkirche. Der Herr Verklagte, als Nachfolger der früheren KlosterherrsOhaft 
Salem, ist Patron dieser Kirche und besitzt auf den Gemarkungen der drei Ort¬ 
schaften den kirchlichen Grosszehnten. Auf Grund dieses Verhältnisses nimmt die 
klagende Gemeinde, und zwar die angeblichen einzelnen Mitglieder derselben, den 
Herrn Verklagten wegen Beschaffung der Kosten für den Umguss einer zersprun¬ 


gen tien eintritt. In dem erstinstanzlichen Urtheile des Appellationsgerichtes Zu 
Anleberg vom 86. Mai 1859 finden sich b'emerkenswerthe Ausführungen über Local¬ 
herkommen, auf welches die Klägerin die 'Verpflichtung des Zehntherrn zur Wie¬ 
derherstellung der Kirohen-Glocken und Uhrtafel ebenfalls zu stützen gesucht, hatte. 
Die Gründe aus denen das Appellationsgericht zu Arnsberg die Eigenschaft der Glocken, 
Kirchenuhren und dergleichen als Pertinentien der Kirche verwarf, sind im Wesent¬ 
lichen dieselben, aus denen seither auch die, Königl. Regierung zu 
Arnsberg die Anerkennung jener Gegenstände als Pertinentien der 
Kirche und demgemäss auch die Anerkennung der Pficht dieselben 
wieder herznstellen, in Fällen, wo dem Fiskus als Inhaber eines Patronats- 
rechtes die ‘Kirchenbaulast Obliegt, verweigerte. Das Urthefl des Kgl. ObertribunaM 4 
Ist dessh&lb von vielfacher praktischer Wichtigkeit. (Amn. d. Red.) ' 1 
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genen Glocke und Wiederherstellung der unbrauchbar gewordenen Kirchenuhrtafeln 
an der Kirche zu Baehhaupten in Anspruch, da diese Kosten aus dem Vermögen 
der Kirche unbeschadet ihrer sonstigen fundationsmässigen Ausgaben nicht be¬ 
stritten werden könnten. Ausserdem gründet die Klägerin diesen ihren Anspruch 
auf ein Localherkoibtnen. Seit dem Jahre 1605 bis zum Jahre 1827 sind nämlich 
sowohl bei der Kirche zu Baehhaupten, als Tafertsweiler häufig Ausgaben für 
Glocken, Ohren,und Uhrtafeln vorgekommen. Alle diese Ausgaben, welche in 
der Klage mit Angabe der Zeit, in der sie vorgekommen, aufgeführt sind, sollen 
nach der Behauptung der Klägerin von der früheren Klosterherrschaft Salem, 
und später von dem Herrn Verklagten, wenigstens, soweit das Kirchenvermögen 
nicht ausreichte, bestritten sein, ohne dass die Mitglieder der Gemeinde jemals 
zu Beiträgen herangezogen wären. Dasselbe Verhältniss soll während der ange¬ 
gebenen Zeit auch in den übrigen Osträch’schen Ortschaften, namentlich Oslrach, 
Magenburh und Severtsweiler bestanden haben. Aus diesen Gründen hat die Klä¬ 
gerin beantragt: der Herr Verklagte sei unter Verfüllung in alle Kosten schuldig, 
die Verpflichtung zur Wiederherstellung und Unterhaltung der Kirchenglocken und 
Kirchenuhrtafeln zu Baehhaupten in defectum tabricae anzuerkennen, demgemäss 
verbunden, die zersprungene Glocke, sowie die unbrauchbar gewordenen Kirehen- 
uhrtafein daselbst innerhalb richterlich festzusetzender Frist bei Executions-Ver- 
meldung auf seine Kosten hersteHen zu lassen. 

Der Herr verklagte hat um Abweisung der Klägerin mit diesem Anträge 
gebeten. Devselbe bestreitet zunächst, dass die behauptete Verpflichtung aus seiner 
Eigenschaft als Patron und Zellntherr hergeleitet werden könne. Nach seiner Be¬ 
hauptung liegt dieselbe vielmehr der Kirchengemeinde ob, was auch von der 
königlichen Regierung zu Sigmaringen und dem erzbischöflichen Ordinariat za 
Freiburg, von letzterem in einem abschriftlich übergebenen, von der Klägerin 
nicht anerkannten Erlass vom 26. Januar 1855 angenommen und durch die Praxis 
bestätigt werde. Der Herr Verklagte bestreitet sodann auch das zur ferneren 
Begründung des Klage-Anspruchs behauptete Localherkommen, da weder die 
frühere Klosterherrschaflt, noch .er selbst die in> der Klage anfgefübrten Auslagen 
aus den Jahren 1605 bis 1827 ex propriis hergegeben habe. In dieser Zeit war, 
wie die Klägerin anerkannt, das jeweilige Pfleg-, Ober- oder Rentamt zugleich 
nit rier Verwaltung und Verrechnung des Vermögens der Kirchenstifter zu Bach- 
baupten mit Tafertsweiler, zu Ostrach, Severtsweiler, Magenbuch 'und Einhard. be¬ 
traut. Dasselbe stellte über die Verwaltung Rechnung unter dem Namen Heiligen- 
reebnung, weiche von der Klosterherrscbaft revidirt und abgenommen wurde. Nach 
der -Behauptung des Herrn Verklagten hat die letztere hierbei lediglich als :Hei- 
ligenfonds-Verwaltung, beziehungsweise als Aufsichtsbehörde für und im Namen 
der Kircbenfabriken gehandelt, und sind während jener zweihundertjährigen Zeit¬ 
periode die jeweiligen Kosten stets auf die Heiligencasse und nicht in der Amts- 
reebnung auf das herrschaftliche Aerar verrechnet. Die Klägerin behauptet da¬ 
gegen , dass das Kloster die Pflegen, wie alle seine Nutzungen, als sein Eigen¬ 
thum verwaltet habe, und dass der Abt über die ehre, wie über die andere sieb 
habe Rechnung legen lassen. Für die erste Behauptung soll namentlich der Grund 
sprechen, dass das Kloster Glocken von dem einen Orte in den andern vergeben, 
so im Jahre 1729 die grosse Glocke von Magenbuch nach Baehhaupten und die 
kieine Glocke von da nach Magenbuch, wie denn auch die im Jahre für Bach- 
haupfen. umgegosseoe Glocke die.Umschrift trage: Stephapus D. G. S. R. E. Prae? 
latus monast. Sälen*. Ab|>as, , ... t , . 
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Der Herr Verklagte, weleher diesen Umstand Ins Nichtwissen stellt, beruft 
sieh endlich rar Widerlegung des behaupteten Localherkommens auf ein von 
Uranfänge bis zam Jahre 1827 zwischen den fünf Kirehenfabriken der Herrschaft 
Ostraeh, als St. Michael in Bachhaupten mit Tafertsweiler, St. Nicolans in Einhard, 
St. Lucia in Severtsweiler, St. Pancratius in Magenbnch nnd St. Pancratius In 
Ostraeh zur gegenseitigen Unterst Atzung bestandenes Unionsverh&ltniss, welches 
durch Erlass der FOrstlieh Hohenzollern-Sigmaringen’schen Landes-Regierung von 
5. November 1827 aufgehoben and statt dessen die abgesonderte Verwaltung hu 4 
Rechnungsführung jeder einzelnen Kirchenfabrik eingefQhrt ist. So lange 1 jene» 
Verhältnis bestand, wurde, was Ktfigerin zugegeben, das Deficit der einen Kfr* 
ehenfabrik aus den Ueberscbfissen der andern gedeckt, und zwar so, dass ent* 
weder Ober alle fünf Kirehenfabriken nach Einnahme und Ausgabe nur Eine 
Rechnung geführt wurde, oder dass die Einnahme und Ausgabe jeder einzelnen 
Kirchenfabrik besonders vorgetragen und der Uebersefatss der einen zur Deckung 
des Deficits der andern verwendet wurde. 

Der Herr Verklagte behauptet nun im Widerspruch mit der Kllgerin, dass 
die Kirchenfabrik zu Bachhaupten bis zum Jahre 1805 bei jenem VerhfiUniss nur. 
selten und von da bis 1827 gar keiner UeberschOsse bedurft habe; wenn solche 
aber nothwendig gewesen, so seien sie allerdings wohl von der Klosterberrsehaft, 
jedoch nicht auf Grund einer Verpflichtung, sondern ausdrücklich nur mittelst 
eines refhndlrlichen Darlehns geleistet worden. Dieses sei denn auch als solchse 
sowohl in den Heiligen*, als in den Amtspfleg-Rechnungen vermerkt und von den 
gemeinsamen Rentenöberscbflssen sfimmtlicber Kirehenfabriken wieder restituirt, 
wie dies insbesondere in den Jahren 1752, 1753, 1758, 1758, 1750, 1763, 1764, 
1765, 1766, 1767 und 1768 vorgekommen. 

Es musste, wie geschehen, auf Abweisung der *Klfigerin erkannt werden. 

Die Legitimation der Einzelnen Mitglieder der klagenden Kirchengemeinde 
zur Anstellung des vorliegenden Processes konnte zwar nicht beanstandet werden, 
da dieselben ein rechtliches Interesse dabei haben, dass die hier fragliche Ver¬ 
bindlichkeit, welche in Ermangelung eines andern Verpflichteten der Kirchenge¬ 
meinde zur Last fallen würde, gegen den Herrn Verklagten festgestelU und aus¬ 
gesprochen werde. Der in der Klage geltend gemachte Anspruch ist in¬ 
dessen nicht begründet. Zunächst ist der Herr Verklagte in seiner 
Eigenschaft als Patron und Grosszehntherr nicht verpflichtet, die 
Kosten für den Umguss der zersprungenen Glocke und für die Wie¬ 
derherstellung der Kirchenuhrtafeln zu tragen. Nach dem hier zur An¬ 
wendung kommenden gemeinen katholischen Kirchenrecht ist es ziear 
unzweifelhaft, dass der Besitzer des kirchlichen Grosszehntens und 
unter gewissen Voraussetzungen auch der Patron zur Unterhaltung 
und Wiederherstellung der Kirchengebäude verpflichtet ist, wenn 
das Vermögen der Kirchenfabrik selbst dazu nicht hinreicht. Diese 
allgemein im gemeinen katholischen Kirchenrecht anerkannte Norm 
Über die Tragung der Kirchenbaulast gründet sich auf die Bestim¬ 
mungen des Concilium Trid. Sess. XXI. Cap. 7. de reform. Ist nun 
hiernach der Herr Verklagte auch verpflichtet, die Kosten für die Un¬ 
terhaltung und Wiederherstellung der Kirche zu Bachhaupten in de- 
fectum fabricae zu tragen, so folgt daraus doch noch nicht eine gleiche 
Verpflichtung in Betreff der Glocken und Kirchenuhten. Die ange¬ 
führte Bestimmung des Conc. Trid. handelt nur über die Unterhaltung 
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und Wiederherstellung der Kirchengebäude (Parochialis ecclesiae); 
hierzu gehören aber nicht ! die Orgeln, Glocken, Kirchenuhren und 
dergleichen, da diese keine nothwendige Bestandtheile einer Kirche 
sind, eine solche vielmehr ohne diese ihrem Zwecke entsprechen kann. 
Die Unterhaltung8- und Wiederherstellungskosten der Glocken und 
Kirchenuhren müssen desshalb, wenn kein specieller Verpftichtungs- 
tttel ezistirt, am dem Kirchenvermögen selbst, reicht dieses aber nicht 
aus, von den Kirchengemeinden bestritten werden. So hat sich auch 
die gemeinrechtliche Praxis, namentlich in Betreff der Orgeln und 
Kirchenuhren entschieden. (Archiv für civil. Praxis Bd. XXVI. S. 316, 
317. Seufferfs Archiv Bd. IV. S. 131.) Dasselbe, was von der Unter¬ 
haltung und Reparatur der Orgeln gilt, muss aber auch in Betreff 
der Glocken angenommen werden, da beide gleichen Zweck haben. 
(Vergl. hierüber auch Puffendorf observationes, tom. IV. Nr. 103.104.) 
Hiernach ist der in der Klage zuerst aufgestellte Grund nicht geeignet, die be¬ 
hauptete Verpflichtung des Herrn Verklagten zu begründen; ebensowenig ist es 
ab« auch der zweite, das behauptete Loealberkomm'en. Wäre ein solches in der 
Weise, wie in der Klage behauptet ist, wirklich vorhanden, so würde die Ver- 
bihdlichkeit des Herrn Verklagten zur Wiederherstellung der Glocke und der Kir- 
chenubrtafeln keinem Bedenken unterliegen. Indess sind schon die in der Klage 
behaupteten Thatsachen zum Beweise der Existenz dieses Localherkommens nicht 
hinreichend. Localherkommen oder Observanz ist ein für eine gewisse Classe, 
einep Inbegriff von Personen, begründetes Gewohnheitsrecht. Die Quelle eines 
Gewohnheitsrechts ist aber das gemeinsame Recbtsbewosstsein des Volks oder der 
Personen, unter denen sich dasselbe bildet; die einzelnen Handlungen dienen zur 
Erkenntnis dieses Rechtsbewusstseins und müssen daher nicht bloss als gleich¬ 
förmige, lange Zeit hindurch wiederholte Handlungen sich darstellen, sondern 
auch von der Beschaffenheit sein, dass sie die Meinung der Handelnden von der 
rechtlichen Notbwendigkeit ihrer Handlungen, die Ueberzeugung von der Existenz 
eines befolgten Rechtssatzes deutlich zu erkennen geben. Die Behauptung und 
der Naöhweiss der blossen Tbatsacbe des wiederholten Handelns ist demnach 
z_mn Beweise der Existenz des Gewohnheitsrechts oder der Observanz nicht hin¬ 
reichend ( v. Savigny, System des heutigen Römischen Rechts, Bd. LS. 98. — 
Puchta, Gewohnheitsrecht Thl, if. S. 106 ff.; vergl. auch Entscb. des Königl. 
Obertribunals in Streithorst?s Archiv Bd. 27. S. 71 ff.) Im vorliegenden Falle 
hat nun aber die Klägerin für das Bestehen des Localherkommens nur die That- 
sache angeführt, dass die frühere Klosterberrsrhaft Salem und später der Herr 
Verklagte die vom Jahre 1605 bis 1827 vorgekommenen, in der Klage einzelnen 
aufgeföhrten Ausgaben bestritten habe; es ist aber kein Moment angegeben, wo¬ 
raus sich die rechtliche Notbwendigkeit für diese Thatsache folgen liesse, so 
dass schon desshalb das gestehen eines Localherkoromens, wie es in der Klage 
behauptet ist, nicht angenommen werden kann. Durch das Zugeständniss der 
Klägerin in der Replik hat diese angebliche Observanz aber allen Grund verloren. 
Darnach steht fest, dass von den ältesten Zeiten her bis zum Jahre 1827 zwi¬ 
schen den fünf Kirchenfabriken Bachha'upten mit Tafertsweiler, Severtsweiler, 
Magenbuch, Einhard und Ostrach ein zur gegenseitigen Unterstützung verpflich¬ 
tendes Unionsverhältniss bestanden habe, wonach das Deficit der einen durch die 
Ueberschüsse der andern gedeckt wurde. Hiernach konnte sich aber ein Local- 
herkommen, wie es ip der Klage behauptet ist, während der Zeit bis 1827 gar 
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nicbt bilden; dass sieb ein solches nach Jener Zeit gebildet habe, dafür ist 
keine Thatsache angeführt. Sollte sich aber wftbrend jener Zeit, wofür indess 
ebensowenig Thatsachen vorliegen, eine Observanz in der Weise gebildet haben; 
dass die Klosterherrschaft oder später der Herr Verklagte, was dieser aber he* 
streitet, beim Mangel von Ueberschüssen in sämmtlichen fünf Kirchenfabriken, die 
bei der Kirche zu Bachhaopten nothwendig gewordenen Ausgaben für Reparaturen 
bestritten habe, so’ würde der hier geltend gemachte Anspruch doch nur. dann 
begründet sein, wenn die Klägerin behauptet und demnächst bewiesen hätte, dass 
aus dem Vermögen sämmtlicher fünf Kirchenfabriken keine Ueberscbüsse vor* 
banden seien, oder dass’ die vorhandenen zur Bestreitung der Kosten für den 
Umguss der Glocke und die Reparatur der Uhrtafeln nicbt ausreichen würden, 
Eine dahin gehende Behauptung ist aber von der Klägerin gar nicht aufgestellt, 
so dass sich auch der zweite Klagegrund als vollständig hinfällig darsteüt. So? 
nach erscheint die Abweisung der Klage gerechtfertigt. 

Die Kosten des Processes fallen der Klägerin, als suceumbirenden Tbeile 
zur Last. 

Urkundlich unter Siegel und Unterschritt. 

2. Urtheil des Königl. Appellationsgerichts zu Münster vom i 

1. Mai 1860. 

Im Namen des Königs! 

Jn Sachen der Kirchspielsgemeinde Tafertsweiler, Klägerin und Appellanim, 
wider den Fürsten von Thurn und Taxis zu Regensburg, Verklagten und Appellaien, 
bat das KönigL Appellalionsgericht zu Münster iu seiner Sitzung vom 1. Mai 1861), 
an welcher Tbeil genommen haben: 

der Chefpräsident Rintelen, die Geheimen Justizrälbe Dr. Schlüter, 
v. Hartmann, die Appellations-Gericbtsräthe v. Kitzing, Tüshaus, 
Freusberg und der Gerichtsassessor Geisberg, 
für Recht erkannt: , 

. dass das Erkenntnis des Königlichen Appeliationsgerichts zu Arnsberg 
vom 26. März 1859 dahin abzuändern, dass der Verklagte schuldig, die 
Verpflichtung zur Herstellung und Unterhaltung der Kirchenglocken und 
Kirchenuhrtafeln zu Bachhaupten in defectum fabricäe anzuerkennen 
und demgemäss verbunden, die zersprungene Glocke, sowie die un¬ 
brauchbar gewordenen Kirchenuhrtafeln daselbst auf seine Kosten her- 
steilen zu lassen; dass von den Kosten beider Instanzen die gericht¬ 
lichen jedem Theile zur Hälfte zur Last zu legen, die aussergericht- 
lichen zu compensiren. 

Von Rechts Wegen. 

Gründe. , , 

Gegen das Erkenntnis des ersten Richters, auf dessen. Darstellung des 
Sach Verhältnisses Bezug genommen wird, hat die Klägerin, rechtzeitig appelljö* 
Sie fühlt sich durch den ganzen Inhalt desselben beschwert und beantragt, das 
Erkenntniss des Königl. Appellationsgerichts zu Arnsberg aufzuheben und der 
Klagebitte gemäss zu erkennen. ,, ,, 

Der Verklagte hat dagegen Bestätigung des ersten Erkenntnisses beantragt. 

Die Klägerin hat sodann in Folge eines Resolutes zum Beweise dafür, dass 
die KircheOttsae zaBachbaupten, resp. Tafertsweiler nicht im Stande sei, di? 
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ah der Kirche zn Bachhaopten nötbig gewordenen Reparataren an Kirchengloeken 
and Kirchenuhrtafeln zu bestreiten, auf die bei dem Pfsrramte Tafertsweiler be¬ 
ruhenden Kirehenfabrik-Rechnungen von Bacbbaupten und Tafertsweiler pro 1858 
und 1859 Bezug genommen und auf eine amtliche Aeusserung des erzbischöflichen 
Decanates Sigmaringen in Hausen provocirt. 

Jene Kirchenfabrik-Rechnongen sind eingefordert, doch ist nur die pro 
<859 und statt der zur Zeit nicht entbehrlichen pro 1859 die Kirchenfabrik-Rech¬ 
nung pro 1856 übergeben. Nach der letzteren betrug die Ausgabe der vereinig¬ 
ten'Heiligenpflege zu Bachhaupten und Tafertsweiler im Jahre 1856 433 Gulden 
und 27 Kreuzer, die Einnahme nur 330 Gulden und 7 6 /s Kreuzer; nach der ersten 
betrag die Ausgabe im Jahre 1858 1475 Gulden 47 Kreuzer und die Einnahme 
bloss 1421 Gulden 31 3 /a Kreuzer. Das amtliche Attest des erzbischöflichen De- 
eanates zu Hausen vom 5. Januar 1860 lautet dahin; dass der Betrag für den 
nothwendig gewordenen Umguss einer Glocke für die Kirche zu Bachhaupten 
dunhauss nicht aus dem vereinten Kirchenfonds — Heiligenpflege zu Tafertsweiler 
und Bachhaupten — bestritten werden könne, indem der Kirchenfonds daselbst 
nicht einmal die gewöhnlichen Cultüsbedürfnisse jährlich zu bestreiten vermögend ist. 

Ungefähr dasselbe wird von dem erzbischöflichen Decanate in dem Schrei¬ 
ben vom 3. Januar 1860 angegeben. 

Die producirten Beweisstücke sind nicht angegriffen, vielmehr von der Ge¬ 
genseite in forma producta anerkannt, nur ist die Behauptung aufgestellt, dass 
dieselben verspätet seien. 

Es konnte indess nur, wie geschehen, erkannt werden. Zunächst kann 
man mit dem Richter erster Instanz die Legitimation der einzelnen Mitglieder der 
klagenden Kirchengemeinde nicht in Zweifel ziehen. Sie sind diejenigen, welche 
in Ermangelung eines andern rechtlich Verpflichteten die Kosten der nothwendig 
gewordenen Reparaturen zu tragen haben und damit ist ihr Recht, den vorzüg¬ 
lich Verpflichteten anzugreifen, begründet. 

Der Herr Verklagte hat auch in dieser Beziehung keine besondere Einrede 
vorgebracht. 

In der Sache selbst ist das in Anspruch genommene Recht auf zwei ver¬ 
schiedene Fundamente gestützt, auf das Localherkommen und darauf, dass der 
Herr Verklagte Zehnt herr und Patron der betreffenden Kirchen ist. 

Was das erstere Fundament anlangt, so mag es unerörtert bleiben, ob 
zwischen zwei Parteien ein Recht, wie das vorliegende, überhaupt durch Obser¬ 
vanz begründet werden kann, oder ob nicht vielmehr hier eine Verjährung nach¬ 
zuweisen gewesen wäre.' 

Es kann auf diese Erörterung hier nicht weiter ankommen, weil das an¬ 
dere Fundament nacb jetziger Lage der Sache als den Anspruch wohl begründend 
angesehen werden muss. Schon der Richter erster Instanz stellt es als 
einen unzweifelhaften Grundsatz des hier zur Anwendung kommenden 
katholischen Kirchenrechts hin: dass der Besitzer des kirchlichen 
Grosszehntens, und unter gewissen Voraussetzungen auch der Patron 
zur Unterhaltung und Wiederherstellung der Kirchengebäude ver¬ 
pflichtet ist, wenn das Vermögen der Kirchenfabrik selbst dazu nicht 
hinreicht, nimmt aber nicht an, dass daraus eine gleiche Verpflichtung 
folge in Betreff der Glocken und Kirchenuhren. 

Ueber den Grundsatz, dass die zur Seelsorge bestimmten Kirchen, 
wenn sie baufällig werden, zunächst aus dem kirchlichen Einkommen 
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und, wenn dieses nicht reicht, von den Patronen und von Denen, 
welche von der Kirche ein Einkommen beziehen, wohin namentlich 
die Zehntherren gehören, und eventuell von den Pfarrkindern wieder¬ 
hergestellt werden müssen, — sind die bewährtesten Rechtsgelehrten 
des canonischen Rechts einig. (Brendel, Handbuch des Kirrhenrechls, Bd. U. 
S. 432., Walter, Kirchenrecht (7. Aull.) §. 267., Richter, Kirchenrerht j.2. Aull.) 
§. 303., Eichhorn, Grundsätze des Kirchenrecbts, II. Bd. S. 806. u. 807. Frey, 
Commentar über das Kirchenrecht Bd. 4. Abthi. 2. §. 138.). 

Und dieser Grundsatz ist es, den das Concil. Tri,d. in seiner 
Sessio XXL cap. 7. als einen im canonischen. Rechte geltenden h$?i- 
stellt. Hatte also die frühere Klosterherrschaft zu Salejn das Patro¬ 
natsrecht über die Kirche zu Bachhaupten und bezog dieselbe deq 
Zehnten aus den Gemeinden der Kirchspielsgemeinde, welches. Seitens 
des Verklagten nirgends bestritten, so ist der Herr Verklagte, als.an¬ 
erkannter Nachfolger des Klosters Salem, für den Fall, dass die Kir¬ 
chenfabrik nicht hinreichendes Vermögen besitzt, die Reparaturkosten 
zu beschaffen, verpflichtet, dieses nach dem bekannten Rechtsgrund¬ 
satze: Res iransit cum onere. 

Im vorliegenden Falle ist nun freilich geltend gemacht, das« 
dieser Grundsatz sich nur auf die zum Gottesdienste bestimmten Ge¬ 
bäude, also hier strenge auf die Kirche zu beziehen sei, aber nicht, 
auf den Thurm, noch weniger auf die Glocken und Uhren bei dersel¬ 
ben. Diese Ansicht theilt auch der Richter erster Instanz mit dem Be¬ 
merken, dass Qrgeln, Glocken, Kirchenuhren und dergleichen nicht 
als nothwendige Bestandtheile der Kirche anzuführen, indem die Kirche 
ohne solche ihrem Zwecke entsprechen könne. So habe sich auch die 
gemeinrechtliche Praxis entschieden. In Beziehung auf Orgeln ist 
dabei das Archiv für civilistische Praxis Bd. XXVI. S. 316. u. 317., 
Seufferfs Archiv, Bd. IV. S. 131. und in Beziehung auf Glocken auf 
Puffendorf obs. tom. IV. Nr. 103. 104. Bezug genommen. Da es sich 
hier nicht um Reparatur einer Kirchenorgel handelt, so kann dahin¬ 
gestellt bleiben, welche Ansicht einzelne Schriftsteller hierüber ausge-t, 
sprochen haben. — In Beziehung auf die Glocken bezeugt, Puffen¬ 
dorf am angeführten Orte ausdrücklich, dass dieselben pars templorum 
et appendix seien, et cum templis ejusdem qualitativ zu hältep. Im 
Uebrigen wird dort nicht die Frage: wer die Reparatur der Glocke 
vorzunehmen, verpflichtet ist ? verhandelt, sondern die, wer die Glocke 
in seiner Gewalt habe und solche zu gebrauchen gestatten kann. 

Das von Puffendorf Angeführte kann also nicht, als Autorität 
für die Ansicht des Richters erster Instanz und die des Herrn, Ver¬ 
klagten sprechen. Erwägt man aber, dass der Thurm, die darin be¬ 
findlichen Glocken und auch die etwa vorhandene Uhr mit der Kirche 
selbst nicht als für sich bestehende, nach besonderen rechtlichen Ver¬ 
hältnissen zu beurtheilende Bestandtheile, sondern, wenn sie einmal 
bei der Kirche vorhanden sind, als integrirende Theile jedenfalls als 
Pertinenz derselben angesehen werden müssen, so kann man da¬ 
rüber nicht zweifelhaft sein, dass das rechtliche Verhältnis, was von 
den Kirchengebäuden selbst gilt, auch von diesen damit zusammen¬ 
hängenden Bestandtheilen gelben muss (Puchta Pandectenß. 37.) Dieser 
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bekannte Grundsatz muss auch hier gelten . Freilich können besondere 
Localbestimmungen ein Anderes festsetzen, wie z. B. aus dem bereits 
citirien Br endet Bd. II. S. 486. hervor geht; allein, wo solche, was 
hier der Fall, nicht nachgewiesen sind, müssen die allgemeinen recht¬ 
lichen Grundsätze zur Anwendung kommen. 

Wenn demnach der Herr Verklagte, als Patron und insbesondere als Zehnt- 
berr in den Gemarkungen der Kirchengemeinde, für die Reparaturen der Kirche 
nnd ihrer Pertinentien aufzukommen verpflichtet ist, aber nur für den Fall, dass 
die Kirchengeiheinde selbst solche ans ihren Revenüen za bewerkstelligen nicht 
vermögend i§t, so fragt sich, ob dies Letztere auch hier der Fall. 

' ' bie vorghlegten Kirchenrechnangen pro 1856 and 1858, welche ihrer Form 

and |hrem Inhalte nach als echt nicht zu bezweifeln, ergeben nach ihren Ab¬ 
schlüssen, 1 dass die gewöhnlichen laufenden Ausgaben die Revenüen-Einnahmeh 
der Kirche um ein Bedeutendes übersteigen. Das bereits oben erwähnte Attest 
des erzbischöflichen Decanates zu Hausen, dem man als einem auf Requisition 
des König!. Kreisgerichts zu Hechingen ertheilten, von einer öffentlichen Behörde 
und mit Siegel und Unterschrift versehenen, vom Productor nicht bestrittenen 
Atteste vollen Glauben nicht verweigern kann, bestätigt es, dass der Kirchenfonds 
tu Bachhaupten resp. Tafertsweiler zur Bestreitung der hier fraglichen Repara¬ 
turen nicht im Stande sei. Dieser Umstand muss also als nachgewiesen und fest¬ 
gestellt angenommen werden. 

' Der in Beziehung auf diese Beweismittel ganz allgemein gemachte Einwand, 
dass äölche verspätet seien, ist nach der Vorschrift im §. 29. der V. 0. vom 21. 
Juli 1849, welches das hier massgebende Gesetz ist, nicht begründet. Anscheinend 
erheblicher dagegen könnte die auch wirklich vorgebrachte Einrede sein, dass 
die Kirche aus ihrem Stammvermögen, welches allerdings die Kirche zu Bach¬ 
haupten und Tafertsweiler nach den vorgelegten Rechnungen in einigen Capita¬ 
lien und Renten besitzt, die Reparaturen zu leisten habe. Die Einrede kann in- 
4ess als begründet nicht anerkannt werden. Es widerstreitet schon an und für 
sich der Natur der Sache, dass eine Kirche zu den aussergewöhnlichen Ausgaben 
das ganze etwa vorhandene Stammvermögen, dessen Revenüen nicht einmal zur 
Deckung der gewöhnlichen Ausgaben ausreichten, bis auf den letzten Pfennig 
sollte Verwenden müssen, bevor der Patron und Zehntherr angegriffen werden 
könnte. 

Der Zehntherr bezieht einen Tbeil der ursprünglich der Kirche gehörigen 
Revenüen, und auf diesen Revenüen liegt die Verpflichtung, zur Instandhal¬ 
tung der Kirche und ihrer Pertinentien das Erforderliche beizutragen, wenn 
die gewöhnlichen Revenüen nicht ausreichen. Sollte das ganze Stammvermögen 
also verwendet werden müssen, so würde ja der Zehntherr später den dadurch 
erwachsenen Ausfall an Revenüen zu tragen haben, oder, wenn dieses nicht der 
Fall, die Kirche völlig arm werden, der Zehntherr dagegen trotz seiner Verpflicht 
tUng. fm ungeschmälerten Genuss seines. Zehntens bleiben. Abgesehen aber von 
dieser der Natur der Sache widerstreitenden Annahme, bestimmt das Conc. Trid. 
Sessio XXI. cap. 7. de ref., dass die Pfarrkirchen ohne Unterschied aus gewissen 
Einkünften der Kirche widerhergesteilt werden sollen und dass, wenn diese nicht 
zureichen, die Patrone und Jene, welche Einkünfte von der Kirche beziehen, ih 
deren Abgänge aber die Pfarrkinder zur Wiederherstellung beitragen sollen. 
Nicht also erst, wenn das ganze StammvermÜgen der Kürch« ab- 
Sorbitt ist, sondern wenn dife Revenüen nicht 'zureichen, tritt‘öl^ 
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Verpflichtung des Zehntberrn ein. Hierin kann der Umstand, der .auch 
geltend gemacht worden ist, dass früher die Kirchen zu Baebhaupten undfa- 
fertsweiler noch mit anderen Kirchen, namentlich mit der zu Einbart, zu Leverts- 
Weiler, zu Magenbucb und zu Ostrach eine zu gegenseitiger Unterstützung ver¬ 
pflichtende Union gebildet, welche die Landesregierung seit dem 5. November 182? 
aufgehoben habe, nichts Andern. Hat die Landesregierung das frühere Unions^ 
verbältniss (wofür übrigens kein Beweis erbracht, und welches in der behaupte¬ 
ten Weise nicht anerkannt ist) aufgehoben und eine abgesonderte Verwaltung 
und Rechnungsführung für die besonderen Kirchen angeordnet, so kann diese? 
früher bestandene und aufgehobene Verhältniss den Zekntherrn nicht entheben^ 
diejenige Verpflichtung zu erfüllen, welche er gegen jede einzelne Kirche in seine* 
Eigenschaft als Zehntherr hat. Wegen dieser Verpflichtung hält die Kirehe sich 
an ihn, und wenn wirklich die Revenüen anderer früher in Verbindung gestan¬ 
dener Kirehen Ueberschüsse liefern, mag Herr Verklagter gegen diese seine ver¬ 
meintlichen Rechte aus einer frühem behaupteten Union geltend machen. 

Aus diesen Gründen musste das erste Erkenntniss abgeändert und, wie ge* 
sehehen, erkannt werden. 

Die Entscheidung hinsichtlich der Kosten stützt sieh auf die Vorschrift im 
$ 7. Tit. 23. der G. 0. und §. 9. des Gesetzes vom 10. Mai 1851. 

Königliches Appellationsgericht zu Münster. 


$. Urtheil des Künigl. Obertribunals zu Berlin vom 5. Februar 1861. 

Im Namen des KOnigs! 

In Saehen des Herrn Fürsten von Thum und Taxis zu Regensburg, Ver¬ 
klagten und Imploranten, 

wider t 

die Kirchspielsgemeinde TafeTtsweiler, Klägerin und" Implorantin, 
hat das Künigl. Obertribunal, V. Givil-Senat, in der Sitzung vom 5. Februar 
1861, an welcher Theil gnommen haben: 

der Präsident, Wirklicher Geheime Ober-Justizrath Jachnigen, die Ge¬ 
heimen Ober-Tribunolsräthe Sonnenschmidt, Oobel, Weisgerber, 
Blömer, Freiherr von Seckendorf und Nack, 
für Recht erkannt: ~ 

dass die von dem Herrn Imploranten gegen das Erkenntniss des Künigl. 
Appellationsgerichts zu Münster vom 1. Mai 1860 eingelegte Nichtig¬ 
keitsbeschwerde zurückzuweisen, Herr Implorant aueh die Kosten dieses 
Verfahrens zu tragen schuldig. 

Von Rechts Wegen. 

Gründe. 

Der Herr Verklagte hat, wie thatsäcblich feslstebt, als Nachfolger der 
frühem Klosterherrschaft Salem das Patronat über die Kirche zu Bachhauptep 
und bezieht zugleich den Zehnten aus den Gemeinden der klagenden Kirchspiels¬ 
gemeinde. 

Der Appellationsrichter stützt sich, indem er den Herrn Verklagten zur 
Anerkennung des in der Klage in Anspruch genommenen Rechts für verbunden 
und demgemäss für verpflichtet erklärte, die zersprungene Glocke und die Un¬ 
brauchbar gewordene Uhrtafel in der Kirche zu Baebhaupten auf seine Kostep 
herzustellen, auf den im Concilium Tridentinum Sesa. XXL Cap. 7. de refottp. 
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anerkannten Grundsatz des katholischen Kirchenrechts, wonach die zur Seelsorge 
bestimmten Kirchen, wenn sie baufällig geworden, zunächst aus dem kirchlichen 
Einkommen und, wenn dieses nicht reicht, von den Patronen und von Denen, 
welche von der Kirche ein Einkommen beziehen — wohin namentlich die Zehnt* 
tierren gehören — wieder hergestellt werden müssen, sowie auf die Annahme, 
dass dieser Grundsatz auch auf Glocken und Kirchenubren, als Pertinentien der 
Kirche Anwendung finden. 

’ . Die Nichtigkeitsbeschwerde verkennt auch diesen Grundsatz nicht, sie macht 

dem Äppellationsrichter vielmehr nur den Vorwurf, dass er denselben hier durch 
Unpassende Anwendung verletzt habe, da das Concilium nur von den Kirchenge¬ 
bäuden selbst spreche, und der Grundsatz desselben nicht ohne Weiteres auf 
alle nicht nothwendigen Pertinentien der Kirchen, wie Glocken und Uhren er¬ 
streckt werden dürfe. 

Der Vorwurf konnte indessen für begründet nieht erachtet werden. Aller¬ 
dings spricht zwar das Concilium Tridentinum an der bezeichneten Stelle wörtlich 
nur von den Kirchengebäuden. Allein daraus folgt keineswegs, dass der darin 
enthaltene Grundsatz, namentlich die demselben entsprechende secundäre Bau¬ 
plicht der Patrone und Decimatoren sich auf dasjenige beschränke, was zur Per- 
fection des Kirchengebäudes, als solchen gehört. Dem Appellationsrichter muss 
vielmehr darin beigepflichtet werden, dass derselbe sich auch auf diejenigen Be- 
standtheile und Gegenstände erstrecke, welche als Pertinenz der Kirche betrachtet 
werden müssen und sich demnach als Theile des Gebäudes darstellen, welche 
lediglich nach dem für dieses geltenden Rechte zu beurtheilen sind. Dafür spricht 
auch der Grund, worauf die subsidiäre Baupflicht der Patrone und Decimatoren 
beruht, und welcher darin besteht, dass sie als Inhaber und Niesser kirchlichen 
Vermögens eben durch diese ihre Innehabung und Benutzung der juristischen 
Person der Kirche es unmöglich machen, die Kirche und die damit zusammen¬ 
hängenden, Bestandtheile zu unterhalten, resp. wieder berzustellen. Die Nichtig¬ 
keitsbeschwerde bestreitet übrigens die Anwendbarkeit des fraglichen Grundsatzes 
auf die Pertinenzen der Kirche auch event. nicht. Allein sie behauptet, dass der¬ 
selbe jedenfalls über die nothwendigen Bestandtheile der Kirche nicht ausgedehnt 
werden könne, und bezeichnet als solche diejenigen, ohne welche die Kirche 
ihrem Zwecke nicht zu entsprechen vermöge, wesshalb auch die Patrone und De- 
elmatoren für die Unterhaltung, resp. Wiederherstellung der Glocken und Kirchen- 
Ohren überall nicht aufrukpmmen brauchten. Diese Unterscheidung ist indessen 
Jedenfalls in ihrer Allgemeinheit nicht gerechtfertigt. Das, worauf es hier höch¬ 
stens mitankommen kann, ist das Moment der Wesentlichkeit und Zweckbestim¬ 
mung, und es werden darunter im Allgemeinen diejenigen Bestandtheile und Ge¬ 
genstände gerechnet werden müssen, welche wesentlich eine gottesdienstliche 
Bestimmung haben und desshalb mit dem Kirchengebäude in Verbindung gebracht 
sind. Absolut wird sich über die Pertinenzqualität in diesem Sinne kaum etwas 
bestimmen lassen; vielmehr wird dabei die concrete Lage der Verhältnisse, die 
Stellung einer Kirche u. dgl. besonders ins Auge zu fassen sein. Geht man von 
Riesen Gesichtspunkten aus, so hat der Appellationsrichter rechtlich nicht gefehlt, 
wenn er den Herrn Verklagten zur Herstellung der Glocke und der Kirchenubr- 
tafeln verurtheilt hat. 

Was die Glocken betrifft, so haben sie eine wesentliche Bestimmung zum 
(kirchlichen Gebrauche und sind desshalb mit dem Gebäude regelmässig in dauernde 
Verbindung gebracht. Sie sind das einfachste Mittel, das Zeichen zum Gottes- 
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dienste za geben, ihr Gebrauch kommt schon in den frühesten Zeiten vor. Ctrl 
der Grosse wollte bereits, dass in den Parochialkirchen mehrere Glocken vorhtn- 
den sein sollten. Nach den Vorschriften der katholischen Kirche werden die 
Glocken zum Beleg ihrer wesentlichen religiösen Bestimmungen feierlich bene- 
dicirt. Es kann daher daran nicht gezweifelt werden, dass die Glocken in einer 
katholischen Kirche, und um eine solche handelt es sieh hier, zu den wahren 
Zubehörungen derselben gerechnet werden müssen, wie sie denn auch gemein* 
rechtlich gerade mit Bezug au? die Baupllicht der Patrone und Decimatoren dazu 
gezählt werden, van Espen, S. II. Thl. I. $. IX. $. XXII. BrendeV ü Kirehen- 
reeht JL 1308. Permander, $. 799. Dr. Mager, Zeitschrift von Reyscher und 
Wilda Bd. 10. S. 91. Puffendorf obs. IV. Nr. 103. 104. 

Was sodann die Kirchenuhren betrifft, so müssen auch diese als eine für 
die Kirche und kirchlichen Zwecke erforderliche Sache betrachtet werden. Die 
Zeiten, zu welchen gottesdienstliche Handlungen vorgenommen werden, sind ver¬ 
schieden. Sie anzuzeigen, ist eine Uhr nöthig. Synodalbeschlüsse schreiben so¬ 
gar vor, zu weichen Zeiten geläutet werden soll, um das Volk zum Gebete zu 
ermahnen, und wie lange bei einzelnen Veranlassungen, und dass nur Statutis 
horis geläutet werden solle. Die Zeitbestimmung fordert daher nur wiederum 
eine Uhr. Befindet sich eine solche an der Kirche und bat sie sich, wie es im 
vorliegenden Falle unbestritten ist, herkömmlich bei derselben befhnden, so kann 
es mithin auch als ein Rechtverstoss nicht gelten, wenn sie als Pertinenz der 
Kirche betrachtet worden ist, welche auch bezüglich der Reparaturpflicht nach 
den für das Gebäude selbst bestehenden Grundsätzen zu beurtheilen sei. 

Der vorliegende Angriff der Nichtigkeitsbeschwerde erscheint daher überall 
verfehlt. 

Zwar behauptet die Nichtigkeitsbeschwerde ferner noch unrichtige Anwen¬ 
dung des Rechtsgrundsatzes, dass Bestandtheile, resp. Pertinenzen das Schicksal 
der Hauptsache theilten. Allein nach dem Bisherigen ist diese Behauptung um 
so weniger gegründet, als der fragliche Grundsatz sich nicht bloss auf Sachen, 
sondern sogar auch auf Rechte bezieht. 

Es hat hiernach überall, wie geschehen, auf Verwerfung der Nichtigkeits¬ 
beschwerde erkannt werden müssen. 

Ausgefertigt unter Siegel und Unterschrift. 

Berlin, den 5. Februar 1861. 

_ Jachnigen. 


Wesen und Zulässigkeit der Votivmessen*)• 

(Ans dem Paatoralblatt für die Erzdiöcese München-Freising 1862. Nr. 16.) 

Die Verschiedenheit der Urtheile .darüber, ob dies oder jenes 
Begebniss, diese oder jene Feierlichkeit, z. B. Hochzeiten, Bruder¬ 
schaftsfeste etc. einen hinlängUchen Grund zur Feier einer solennen 
Votivmesse darbieten, lässt es als angemessen erscheinen, wenn in 
Folgendem die rituellen Bestimmungen und Vorschriften über das 
Wesen und die Zulässigkeit der Votivmessen in Kürze angeführt 
werden. 

r ■ ■ 

1) Man verbinde damit die fassliche und bündige Belehrung de misste vottvis 
bei Schneider, manuale sacerdotum. Coloniae 1862. pag. 243—250. (D. B. d. A.) 

4# 



w Privilegirte und nicht privilegirte, solenne und private Voiivmessen. 
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I. Beg riff und Eintheilung der Votivmessen.. 

Votivmesse heisst jene Messe, welche verschieden vom Officium 
des Tages und abweichend vom Charakter des Kirchenjahres nach 
dem Wunsche oder der besondern Andacht des Stipendiengebers oder 
des celebrirenden Priesters oder der Barche selbst gelesen wird 1 ). 

Unter den verschiedenen Einteilungen derselben heben wir die 
am meisten praktischen h&rvor, wornach 

A. solenne und private und 

B. privilegirte und nicht privilegirte Votivmessen unterschieden 

werden. 

Ad B. Ueber mehrere privilegirte Votivmessen, wie über die 
Votivmessen de B. M. V. (vgl. Archiv VII, 411 ff),-über die Dis¬ 
pensation erblindeter Priester täglich eine Votivmesse de B. M. V. 
oder beziehungsweise de Requiem lesen zu dürfen, über die Votivmesse 
zu Ehren der heiligen Apostel, über die Donnerstagsämter vor ausge- 
setztem Allerheiligsten u. s. w. soll in besonderen Artikeln geban¬ 
delt werden. Es soll hier nur von den solennen und privaten Votiv¬ 
messen die Rede sein. 

Ad A. Eine solenne Votivmesse ist jene, welche wegen einer 
wichtigen weltlichen oder öffentlichen kirchlichen Angelegenheit auf 
Anordnung des Papstes oder Bischofes feierlich celebrirt wird 2 ). 

Solche wichtige Angelegenheiten, welche die Celebration einer 
solennen Votivmesse begründen, sind nach Entscheidungen der heili¬ 
gen Congregation der Riten und dem übereinstimmenden Urtheile der 
Bubricisten folgende: 

Das Wohl und die Erhaltung des Landesfürsten und seines Erst¬ 
geborenen oder überhaupt das Landeswohl 3 ), die Erfüllung eines von 
einer Communität gemachten Gelübdes 4 ) oder die feierliche Danksagung 
für die glückliche Abwendung eines grossen Uebels 5 ); ferner das Heil 
und die Ausbreitung der Kirche, das Wohl des Papstes und der Vor¬ 
steher der einzelpen Diöcesen; das vierzigstündige Gebet 6 ). Wie 
schon in der 'Definition bemerkt wird, ist zur Feier einer solennen 
Votivmesse immer die Erlaubnis des Ordinarius nothwendig. Diese 
letztere, vorausgesetzt kann auch das aussergewöhnliche, sehr zahl- 


1) Rubric. general. Missal. Tit. IV. 

2) Rubr. gen. Missal. Tit. XI. S. R. C. 4- Sept. 1745 ad 2. in Aquensi. 

8) S. R. C. 19. Mart. 1607. 

4 ) 8. R. C. 16. Junii 1663. 

8) Löhner P. IV. tit. 2. §. 1. n. 7.; Gavantus P. I. tit. IV. §. 11. Mer. P. I. 
tit. IV. n. 52. 

6) S. R. C. 12. Sept. 1840. 



Solenne Votivmessen. — Zulfissigkeit derselben. 

reiche Zusammenströmen des Volkes die Celebration einer solchen 
Messe motiviren'). . 

Keinen hinlänglichen Grund zur Feier einer solennen Votivmesse 
bieten: 

Die Wahl einer Abtissin 1 2 ), die Einkleidung und Profess - Able¬ 
gung eines Religiösen 3 4 ), eine Prozession, sei es, dass sie veranstalte^ 
wird zur nachträglichen Feier des Frohnleichnams-Festes, weil sie mm 
Tage selbst oder während der Octav nicht stattfinden konnte*), oder 
sei es, dass sie abgehalten wird an Sonntagen von Seite einer Bru¬ 
derschaft 5 ); ferner lässt keine solenne Votivmesse zu: die, Veranstal¬ 
tung einer neuntägigen Andacht, und würde sie noch so feierlich be¬ 
gangen 6 7 ), die Primizfeier neugeweihter Priester 1 ), die Abhaltung von 
VolksmisBionen 8 ) mit Ausnahme des ersten Tages oder des Beginnes 
derselben, wo mit specieller Erlaubniss des Ordinarius ein solennes 
Votivamt gesungen werden kann; ebensowenig ist eine Missa vot. soL 
begründet durch eine Hochzeitsfeier 9 ) oder dureh ein fünfzigjähriges Ju¬ 
biläum (goldene Hochzeit). 

Eine private Votivmesse ist jene, welche nach dem Wunsche 
des Stipendiengebers oder des Priesters oder auch auf Befehl des Or¬ 
dinarius, aber nur in einer Privatangelegenheit celebrirt wird, es mag 
dieses ohne oder mit Feierlichkeit (cum pompa, cantu et levitis) ge¬ 
schehen 10 ). 

H. Zulässigkeit der Votivmessen. 

Es wurden bereits die Anlässe im Allgemeinen und Besonders 
angeführt, welche die Celebration einer solennen Votivmesse begrün¬ 
den. Es fragt sich nun um die Tage, wann eine solche Messe er¬ 
laubt ist. 

Solenne Votivmessen sind zulässig an allen Tagen mit Aus¬ 
nahme: 

a) der Feste dupl. I. cl. und der Sonntage I. cl. 11 ) (also dominica I. 

Adventus et Quadrag;, Passionis, Palmarum, Pasch, et Pentec. 

1) S. R. C. 23. Sept. 1837. 

2) S. R. C. 28. April 1708 in Bracharensi. 

3) S. R. C. 24. Jul. 1683 in Roremundensi. 

4) S. R. C. 8. Maj. 1749 in Liabon. 

5) S. R. C. 6. Dec. 1653 in Fanena. 

6) S. R. C. 2. Sept. 1690 in Panormit. 

7) de Herdt Tom. I. P. I. n. 9. 

8) de Herdt 1. c. 

9) S. R. C. 28. Febr. 1818 approbatum a Pio VH. die 3. Mai 1818. 

10) S. R. C. 24. Jul. 1683. 

11) 8 . R. C. 12. Sept. 1767. 
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(cum duabus feriis subsequentibus), dominica in Albis et ss. 
Trinitatis), 

b) des Aschermittwochs und der ganzen Charwoche, ferner der Vi¬ 
gilien von Weinachten und Pfingsten 1 ). 

Damit jedoch an diesen Tagen eine solenne Votivmesse gefeiert 
werden dürfe, muss quoad ritum solemniter d. h. cum pompa, cantu 
et levitis celebrirt werden, wo aber keine Leviten zu haben sind, we¬ 
nigstens mit einer solchen Solemnität, welche sie von der einfachen 
und privaten Messe unterscheidet. 2 ) 

An den für solenne Votivmessen verbotenen Tagen muss die 
Messe des Tages genommen werden mit der Commemoration der Missa 
•Vot. sub una conclusione 3 ). Selbstverständlich wird die Tages- oder 
Festmesse ganz nach dem ihr zukommenden Ritus, mit Gloria und 
Credo oder ohne diese celebrirt, wie es das Directorium vorschreibt. 

Bekanntlich fällt das Geburtsfest Sr. Majestät des Königs Maxi¬ 
milian JI. von Bayern in gewissen sich wiederholenden Jahren auf den 
I. Adventsonntag, an welchem nach allgemeinen kirchlichen Vor¬ 
schriften keine Votivmesse erlaubt ist. Aus besonderer Gnade jedoch 
haben Se. Heiligkeit Papst Pius IX. mittelst Decret der S. R. C. vom 
8. August 1851 zu gestatten geruht, dass an dem erwähnten Sonn¬ 
tage in den grossem Pfarrkirchen der Städte und Märkte, nach vol¬ 
lendetem gesungenem Amte de dom. I. Adv., ein feierliches Votivamt 
de ss. Trinitatae mit nachfolgendem Te Deum unter Gesang und Or¬ 
gelbegleitung für S. M. den König in der gewöhnlichen Weise gehal¬ 
ten werde. 

In den Pfarrkirchen auf dem Lande, in denen nur Ein Amt ge¬ 
halten werden kann, ist dieses de dom. I. Adv. zu singen, und nach 
demselben in colore albo paramentorum das Te Deum mit den ge¬ 
wöhnlichen Versen und der Oration abzuhalten 4 5 ). 

NB. Aus dem Inhalt und Wortlaut dieses Decretes erhellt 
als gewiss, dass fragliche Begünstigung durchaus nicht weiter 
ausgedehnt und benützt werden darf, als für den bezeichneten 
Fall. 

Private Votivmessen sind zulässig an festis semidupl. et 
simplicibus, an nicht privilegirten Vigilien und Ferien 3 ). 

Verboten sind sie: 


1) S. R. C. 27. Mart. 1779 in u. Ord. minor. 

2) Rubr. gen. Missal. IX. 14. Gardell. in Instruct. Clem. §. 15. 

3) S. R. C. 12. Sept. 1767; 27. Mart. 1773. 

4) Generale N. 564. vom 2. Nov. 1852. 

5) Rubric, general. Missal. IV. 3. 
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«) an allen Sonntagen und festis duplic. 1 2 3 4 ), 

ß) an den Tagen innerhalb der Octaven von Weihnachten, Epi¬ 
phanie, Ostern, Pfingsten und Frohnleichnam, 
y) an den Vigilien von Weihnachten, Epiphanie und Pfingsten, 
d) am Aschermittwoch und die ganze Charwoche hindurch 2 ). 

Das Verbot der Celebration an den genannten Tagen gilt von 
allen privaten Votivmessen, mag auch die Feier derselben noch so 
solenn sein; mögen sie gestiftet sein oder nicht, mögen sie in einer mehr 
oder minder wichtigen Angelegenheit celebrirt werden, sofern sie nicht 
den Befehl oder die specielle Erlaubnis des Ordinarius für sich haben 3 ). 

Aber auch an den für diese Messe erlaubten Tpgen ist ihre 
Feier nicht ganz in das Belieben des Priesters gestellt, in dein di$ 
Rubrik des Missale dazu eine vernünftige Ursache, verlangt „Id ver^ 
(celebratio Missae vot.) non fiat, nisi rationabili de causa. Et guoed 
fieri potest, Missa cum Officio conveniat 4 ). Als ^ine solche vernünf¬ 
tige Ursache erklären die Rubricisten die besondere Andacht Prie- 
sters oder deu Wunsch des Stipendiengebers 5 ). , i 

Es darf also der Priester, den Fall der Kränklichkeit oder eine« 
andern für ihn selbst oder für Andere zu befürchtenden bedeutenden 
Nachtheiles, z. B. unaufschiebbare Vornahme einer Provisor, ausge¬ 
nommen, uicht etwa deshalb eine private Votivmesse wählen, um 
schneller damit fertig zu werden. 

Schliesslich mögen noch folgende leitende Grundsätze bezüglich 
der Wahl von privaten Votivmessen angeführt werden: 

1) Hat der Stipendiengeber eine heilige Messe verlangt ohne Be¬ 
stimmung ihrer Qualität, so genügt der Celebrant der Applica- 
tionspflicht durch das Lesen der Messe des Tages 6 ). 

2) Verlangte der Stipendiengeber ausdrücklich eine Votivmesse auf 
einen für solche Messen ungehinderten Tag, so genügt der Prie¬ 
ster der Applicationspflicht nur durch das Lesen einer Votiv¬ 
messe 7 ); denn der ausdrückliche Wille der Stifter oder Stipen¬ 
diengeber muss, sofern er vernünftig ist 8 ), erfüllt werden 9 ). 

1) Ruhr. gen. 1. c. 

2) ß. B. C. 28. Aug. 1627 ; 21. Jun. 1670; 5. Oet- 1686; 10. Dec. 1718. 

3) S. R. C. 28. Sept. 1675; 24 JuM683; 4 Sep^. 1745. 

4) Ruhr. gen. Missal. IV. 3. 

5) de Herdt 1. c. n. 9. IV. Quarti P. I. tit. IV. dub.* 2. 

6) S. R. C. 12. Sept. 1840 ad 7. in Brugensi. 

7) S. R. €. 3. Mart. 1761 ad 14. in Aquensi. 

8) Vernünftig ist hier das Verlangen des Stipendiengebers, wenn er nichts den 
Rubriken Widersprechendes begehrt. Ist der Tag nicht bestimmt, so ist innerhalb 
der angemessenen Zeit ein für Votivmessen freier auszuwählen. 

9) S. R. C. 5. Aug. 1662; 12. Sept. 1840. 
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. 3) Ist eine Votivmesse verlangt worden auf einen für selbe verbo- 
1 ienen Tag, so hat man darauf zu sehen, ob der Stipendiengeber 
einen freien Tag abwarten oder die Tagesmesse nach seiner In- 
v tention applicirt haben wolle. 

?!('■/ . _ 

r 

Die Paramentenfarbe bei Votivmessen, 

(Aut dem Pastoralblutt für die Erzdiocese Munchen-Freißing 1868- Nr. 8.) 

" 1 Nicht selten entsteht ein Zweifel über die Farbe des Messge¬ 
wandes bei den Vötivmessen. Es mag desshalb die nachstehende 
DetäiflirUng der hierher bezüglichen rituellen Vorschriften den nöthi- 
geii Aufschluss geben. 

1 / a i) Nach der Rubrik XV1H. n. 2. des römischen Missale hat 
man sieh bei den Votivmessen zü Ehren des Herrn und der Heiligen' 
jener Paramentenfarbe zu bedienen, deren sich die Kirche an deren' 
#e : Ste bedient. Demgemäss gebraucht man die weisseh Paramente 
berdön Vötivmessen zu Ehren: der heiligsten Dreifaltigkeit, des hei¬ 
ligsten AltarSsacfaraentes, des heiligsten Namens Jesti, des heiligsten' 
Herzehs Jesu, der seligsten Jungfrau Maria, der sieben Schmerzen 
Mariä, der heiligen Engel, des heiligen Johannes des Täufers, der 
Sttihlfeier und Kettenfeier Petri, der Bekehrung des heiligen Apostels 
Paulus, des heiligen Johannes des Evangelisten, aller Heiligen, der’ 
Brenner, der Wündmale des heiligen Franz von Assisi (17. Sept.), 
der heiligen Jungfrauen, Wittwen und Büsserinnen, von Reliquien, wenn 
die Messe des vorzüglicheren Heiligen, dem sie angehören, die frag- 
ftebe’ Farbe hat, des Erinnerungstages der Kirchweihe; ferner in der 
Vötivmesse pro creatione et corönatione Papae et pro anniversario 
cönsecrationis Episcopi und in der Missa votiva pro sponSo et sponsa. 

Rothe Paramente haben die Vötivmessen zu Ehren: des hei¬ 
ligen Oeistes, der heiligen fünf Wunden des Herrn, des kostbarsten 
Blutes Jesu, der Dornenkrone des Herrn, des heiligen Kreuzes, der 
Lanze und Nägel des Herrn, der Enthauptung des heiligen Johann'es 
des Täufers, der heiligen Apostel (mit Ausnahme der vorher genann¬ 
ten) , der heiligen Märtyrer (auch der Jungfrauen, Wittwen und Büs¬ 
serinnen, wenn sie den Martertod erlitten). 

Ebenso bedient man sich der fraglichen Paramentenfarbe bei der 
Votivmesse zu Ehren der „unschuldigen Kinder,“ obwohl sich die 
Kirche an deren Feste, weuo es nicht auf einen Sonntag fällt, .der 
blauen Farbe bedient. - .. 
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Auch die Votivmesse pro eligendo Sutnmo Ponttöce hat die 
rothe Farbe der Paramente. 

Die violette (blane) Paramentenfarbe ist vörgeschriebcn für 
die Votivmessen: de Passione Domini, pro quacunque necessitäte e. gl 
pro peccatis, ad postuland&m gratiam bene moriendi, ad toüendum 
schisma, contra paganos tempore belli, pro pace, pro vitanda mortali-’ 
täte, pro iter agentibus, pro infirmis (Rubr. Miss. XVIII. n. 5 ). 

2) Die Vorschriften der Rubriken bezüglich der Paramentenfarbe 
gelten sowohl für die solennen als auch für die privaten Votivmessen. 
r 3) Das Antipendium des Altares richtet sich in der privaten' 
Votivmesse nicht nach der Farbe der Messe, sondern nach der des Offi- 
cinms; in der solennen Votivmesse aber soll es mit der Farbe des Mess¬ 
gewandes übereinstimmen (De Herdt, sacrae liturgiae praxis I. n. 49. II.). 

’< •• 1 ' 1 T 

tfeber das Verhältniss der Christen zu den Juden im Allge¬ 
meinen und über das Verbot des Dienens von Christen bei 
i , Juden insbesondere, 

mit Rücksicht auf die Verhältnisse.in Galizien, Polen und Ungarn 
von Dr. Friedrich H. Vering. 

Ein berühmter protestantischer Kirchenhistoriker von jüdischer 
Abkunft, Neander (K. G. H. S. 731. ff. 3. Aufl.) hat näher ausgeführt, 
wie die Päpste das ganze Mittelalter hindurch die Juden in allen, 
christlichen Reichen gegen zahllose Bedrückungen in Schutz nahmen. 
(M. s. auch Hergenröther im Katholik N. F. Mainz 1859 Bd. 1. 
S. 657.) Die Bischöfe und die Päpste waren es, die im Mittelalter 
den Juden Duldung verschafften. Aus mannigfachen'Gründen, nament¬ 
lich wegen der laxeren Moral der Ungläubigen, ergingen aber zugleich 
viele kirchliche Verbote des nähern Umganges mit den Ungläubigen,’ 
Insbesondere sollten Christen auch nicht bei Juden als Dienstboten 
oder in ein ähnliches Verhältniss eintreten. Die betreffenden Bestim¬ 
mungen der Kirchengesetzo sind nebst der älteren Literatur darüber, 
ausführlich mitgetheilt in Phillips Kirchenrecht Bd. H. §. 97—-100. 
8. 396 ff. (Regensburg 1846). Man darf aber annehmen, dass jene, 
älteren Verbote des Umgangs, wenigstens was die eo ipso eintreten¬ 
den S t r a fe n anbetrifft, unbedingt durch ein ziemlich allgemeines Ge-' 
wohnheitsrecht in Deutschland und' den meisten ausserdeutschen Staa-, 
ten abrogirt sind (Vgl. Schulte Kirchenrecht Bd. II. S. 465.). 

Im österreichischen Kaiserstaate war früherauch bürgerlicher 
Seits.die Zeugnissfähigkeit von Juden gegen Christen 
beschränkt, den Juden keine Freiheit zum'Grundbesitze" 
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anerkannt und da« Dienen christlicher Ammen, Mägde 9 . s. w. 
bei Jaden verboten. Diese Beschränkungen, welche übri¬ 
gens thatsächlich schon vorher nicht mehr beachtet waren, wurden in 
den letzten Jahren von der kaiserlichen Regierung aufgehoben. 
Es geschah dieses in der Zeit nach dem Abschlüsse des 
österreichischen Concordates, und ohne dass desshalb der 
Papst oder ein Bischof eine Beschwerde erhoben hätte. 

Die Bischöfe der Kirchenprovinz Lemberg rit. lat. (der Erzbi¬ 
schof von Lemberg und die Bischöfe von Przemysl und Tarnow), ob- 
schon sie ausdrücklich anerkannten, dass die Gesetzgebung des Staa¬ 
tes von einem andern Gesichtspunkt ausgehe, als die der Kirche, und 
dass der Staat, indem er Unterthanen verschiedenen Glaubens habe, 
auch den äusseren Verhältnissen aller seiner Unterthanen Rechnung 
zu tragen habe, (vgl. den unten folgenden Erlass des Bischofs von 
Przemysl vom 9. Februar 1860) fanden sich jedoch veranlasst, mit 
Rücksicht auf das Gebühren der Juden in Galizien ihren Gläubigen 
das Zusammenleben mit den Juden in Einer Familie 
und das ständige Dienstnehmen bei denselben unter 
kirchlichen Strafen zu verbieten, und zugleich das kirchliche Verhältnis 
der Christen zu den Juden mit Rücksicht auf die dortigen Zustände 
wieder näher in Erinnerung zu bringen. Aehnliche Bestimmungen ent¬ 
hält das Grauer Provincial-Cpncil vom Jahre 1858. 

Dass die Bischöfe vom Standpunkte des Rechtes und der 
kirchlichen Freiheit vollkommen befugt sind, ihren Diöcesanen das¬ 
jenige kirchlich zu untersagen, was ihnen in religiöser und sittli¬ 
cher Beziehung als für dieselben nachtheilig erscheint, bedarf kei¬ 
ner Rechtfertigung. Eine andere Frage wäre es aber, ob sich bei 
den heut zu Tage unter, uns lebenden Juden überhaupt, 
oder wenigstens bei den in Galizien undUngarn lebenden 
Juden solche Grundsätze finden, dass sich dadurch auch 
vom Standpunkte der Humanität und der Zweckmässig¬ 
keit die erneuerte kirchliche Einschärfung jener Ver¬ 
bote rechtfertigen lasse? 

In dieser letzteren Beziehung brachte das Stuttgarter „Deutsche 
Volksblatt“ 1860 Nr. 105. einen bemerkenswerthen Artikel über die 
Juden in Galizien, den wir hier wörtlich folgen lassen: 

„Bekannt ist, dass mit oder ohne Concordat jeder katho¬ 
lische Beichtvater verpflichtet ist, die Absolution zu verweigern, wenn 
der Pönitent die nächste Gelegenheit zur Sünde nicht aufgeben will. 
Nun ist allerdings richtig, dass in Deutschland an Orten, wo die Juden 
noch nicht übermächtig geworden, der Dienst in einem jüdischen Hause 
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für einen Christen sittlich nicht gefährlicher ist, als in jedem andern, 
aber selbst hier zeigt es sich, dass der Jode, wo er zur Macht kommt, 
sie zum Nachtheil der Omim (Abkürzung für Edomim, die Bewohner 
des weiland römischen Reiches deutscher Nation) missbraucht. Gerade 
in Betreff des vorliegenden Gegenstandes hat der verstorbene katholi- 
sehe Stadtpfarrer von Frankfurt, Beda Weber, in seinen „Cartons“ ein 
gar nicht erfreuliches Bild von der Lage christlicher Dienstboten in 
dortigen Judenhäusem entworfen, ein Bild, zu dem von anderwärts 
her wohl noch mancher Pinselstrich möchte hinzugefügt werden 
können. 

Indessen handelt es sich hier nicht um deutsche, sondern um 
galizische Juden, und das sind zwei sehr verschiedene Dinge. Die 
deutschen Juden sind, von der schinkenessenden jeunesse dorde abge¬ 
sehen , Rabbinisten, die galizischen dagegen Chasidäer. Was es nun 
mit einem Chasidäer für eine Bewandtniss habe, wollen wir der Un¬ 
parteilichkeit wegen einen Juden selbst auseinandersetzen lassen. Der 
bekannte Geschichtsschreiber des Judenthums, der Oberrabbiner Joss 
in Frankfurt, bekannt wegen seiner Kunst, die Gegensätze abzuschlei¬ 
fen, sagt über die Chasidäer in seinem neuesten Werke: „Geschichte 
des Judenthums und seiner Secten, Leipzig 1859,“ S. 191. wörtlich 
Folgendes: „„Man macht der Secte mit Recht rohen Aberglauben, 
Gleichgültigkeit gegen die menschliche Gesellschaft, Streit- und Rach¬ 
sucht, Faulheit und Müssiggang, äussere Vernachlässigung der Hal¬ 
tung, insbesondere aber Trunksucht und Sinnlichkeit zum Vorwurf; 
auch die Zaddikim wenden keineswegs ihren Einfluss an, um den Zu¬ 
stand tiefer Versunkenheit zu ändern. Ganz abgesehen von dem Ei¬ 
gennutz, der bei diesen seine Befriedigung findet, ist kein Zaddik bis¬ 
her in weltlichen Dingen unterrichtet genug gewesen, um zu einer 
Besserung die Hand bieten zu können. Die Folge von Allem ist 
Stumpfsinn gegen die entsetzliche Armuth in der an sich regsamen 
und mit Geist ausgestatteten Bevölkerung, Verachtung aller edleren 
Genüsse des Lebens, selbst der einfachsten Sauberkeit, Unempfänglich¬ 
keit für gesellige Freuden, ausser den Verzückungen bei festtägigen Zu¬ 
sammenkünften, Hass gegen alle, die ihrem Verein nicht 
angehören, Hochmuth wegen dieser Selbstständigkeit und Gegen¬ 
seitigkeit und daher auch ein erstaunliches Kraftgefühl der Secte, 
welche übrigens im Laufe eines Jahrhunderts von wenigen Familien 
auf viele Hunderttausende gestiegen ist. Das gan[ze südliche 
Polen, ein grosser Theil der Juden von Galizien und Un¬ 
garn und weiter östlich, dann auch viele Auswanderer in Palästina 
gehören ihr an, alle von gleichem Geiste beseelt.““ 
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Wir wollten ünsern Jüdischen Gewährsmann aüsreden lassen 
und tragen jetzt erst für das Verständniss des Lesers' Einiges nach; 
Die Zaddikim (die Gerechten, Plural von Zaddik) sind bei den Cha- 
sidäern.ungefähr das, was bei unsern Juden die Rabbiner sind: sie 
sind die geistlichen Vorsteher der Judengemeinden. Allein die Stei¬ 
fung der Zaddikim ist doch eine ganz andere, als die der Rabbiner 
bei uns, auch wenn diese „Kirchenräthe“ sind. Der Oberrabbiner von 
Frankfurt schildert dieselben von S. 186 des angeführten Werkes an, 
wir begnügen uns aber, nun einige Hauptstcllen aus dieser Schilde¬ 
rung herauszuheben. „„Das Leben der Secte pulsirt in dem jedesma¬ 
ligen Zaddik, welchem jedes Mitglied zu glauben schuldig ist, wo¬ 
durch allein Vollkommenheit der Seele gewonnen wird; denn durch' 
blosse Gespräche mit dem Zaddik wird der gemeine Mensch zu Gott 
emporgehoben, daher hat jener die Pflicht, den Zaddik seines Bezir¬ 
kes aufzusuchen. . . . Der Zaddik hat entschiedene Macht Über alle 
*> , ■ 

Gesinnungen seiner Anhänger. Er steht in enger Verbindung mit' 
Gott und jeder Chasid muss dieselbe mittelst seiner Treue gegen den 
Zaddik erstreben. Diese Verbindung nennen sie die Begattung mit 
der weiblich gedachten Gottheit durch Gebet und Gebräuche. . . . . 
Jeder Zaddik ist der König seiner Gemeinden. Er umgibt sich mit 
Pracht und zahlreicher Bedienung und fortwährend strömen 
seine Untergebenen zu ihm, um sich seiner Gnade zu empfehlen.’ 
Jeder rechnet sich’s zur höchsten Ehre, ihn bedienen zu können. . . 
Der Zaddik ist der höchste Richter und sogar Herr über Gesetz und 
Recht. Wo er sich in einer Gemeinde befindet, wird alles Streitige 
oder Zweifelhafte seiner Entscheidung unterbreitet und selbst sein 
Rath gilt als Vorschrift. Jede Angelegenheit, Unternehmung, Gesqhäfts- 
sache, ja jeder Zustand, Kinderlosigkeit, Unfruchtbarkeit, Krankheit — 
alles wird ihm vorgetragen und überall weiss er zu rathen oder zu 
helfen; jeder befolgt, was er sagt, denn er hat die Macht über Tod 
und Leben. Viele begeben sich zu ihm, blos um. ihn zu sehen, und 
zahlen dafür gern, mehr aber für seinen Segen, oder sein Gebet, oder 
auch ein Erlösungsspiel mit allerlei Münzen, Pidjon. Seine Hand zu 
berühren, sühnt schlechte Thaten, seine Mütze den Hochmuth, seinen 
Gürtel sinnliche Begierden, seine Beinkleider Blutschande, seine The- 
phillin Frechheit u. s. w. u. s. w.““ 

Man würde sehr Unrecht thun, wenn man, den Frankfurter Ober-' 
rabbiner der Uebertreibung beschuldigen wollte. Andere Schilderun-' 
gen aus ebenfalls jüdischen Federn, z. B. von dem in den vierziger 
Jahren gestorbenen Juden Perl, lauten noch schlimmer. Die Bemüh¬ 
ungen der österreichischen Regierung seit Kaiser Joseph IT., die Zu-- 
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stände der Joden za verbessern, blieben in Galizien rein erfolglos, 
ob die rassische Regierung damit, dass sie die junge chasidäische 
Mannschaft bereits im 13. Lebensjahre ausheben und bis zom 36; 
unter den Fahnen behalten lässt, weiter kommen wird, muss erst did 
Zeit lehren. 

Welches aber die Lage christlicher Dienstboten, namentlich weib¬ 
licher , bei einem solchen Volke, das seine Geilheit sogar in seine 
Vorstellungen von der Gottheit hineinträgt, sein müsse, braucht man 
picht auseinanderzusetzen. Wenn daher der galizische Klerus im 
Beichtstühle Dienstverhältnisse von Christen in Judenhäusern mit 
einer Strenge behandelt, wie sie bei uns im Allgemeinen noch nichi 
nothwendig geworden, so übt er damit nur eine Pflicht, die ihm mit 
oder ohne Concordat obliegt. Die Geschichte zeigt Beispiele genug, 
dass Staaten ganze Bevölkerungsklassen der Willkühr und den GeHb 
sten derer überlassen mussten, die zu einer gegebenen Zeit so oder 
so gerade die Stärkeren waren. Die Kirche hat es von jeher als ihre 
Aufgabe betrachtet, zu den Unterdrückten zu stehen, auch wenn die 
Unterdrückung legaUsirt war.“ 

Betrachten wir nun die Hirtenbriefe der Galizischen Bischöfe, 
so ersieht man aus denselben, dass dieselben immer noch milder ur y 
theilen, als der jüdische Oberrabiner. Dem Geschrei,, welches damals 
die Wiener jüdischen Literaten erhoben, hätten die Bischöfe, wie der 
Artikel im Deutschen Volksblatte beifügt, am. einfachsten mit der 
Forderung begegnen können, diese Herren möchten sich einmal auf 
einige Jahre in corpore nach Galizien begeben, um ihre dortigen Glau¬ 
bensbrüder in den ersten Grundsätzen der Civilisation zu unterrichten. 

Damit unsere Leser sich ein vollständiges Urtheil bilden können, 
lassen wir .nun die betreffenden bischöflichen Erlasse selbst folget}. 
Wir schicken voraus: 

I. Verordnung der Lemberger k. k. Statthalterei vom Z.-Decem- 

ber 1859. Z. 50562*), 

Ober die Aufhebung des Verbotes des Haltens christlicher Dienstboten, Ammen, 
Gesellen und Lehijungen von Seiten der Israeliten. 

Laut Erlasses des h. k. k. Ministeriums des Innern vom 20. December Z. 

II, 896 haben Seine k. k. Apostolische Majestät mit Allerhöchster Entschliessung 
vom 13. v. M. zu genehmigen geruht, dass das Verbot des Haltens christlicher 
Dienstboten, Aminen, Gesellen und Lehrjungen von Seiten der Israeliten, nicht wei¬ 
ter zu handhaben ist. 


1) Im Wesentlichen dieselbe Mittheilung erging von Seiten der k. Regierung 
von Krakau unter dem 4. Februar 1860 Z. 38573. an das bischöfliche CoDäistorium 
«n Tarnow. 
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Ihdem durch diese allerhöchste Entschliesstnig die Bestimmungen des Krete- 
schreibens vom 18. Februar 1803, ferner des mH Gubemialverordnung vom 30. 
September 1826 Z. 60,647 (Prov. Gesetz-Sammlung S. 164.) bekannt gegebenen 
h. Hofkanzleidecretes vom 14. September 4826 Z. 23,536 ausser Wirksamkeit tre¬ 
ten, wird zugleich bedeutet, dass die israelitischen Dienstherren und Meister bei 
sonstiger Ahndung und Strafe verpflichtet bleiben, die minderjährigen christlichen 
Dienstboten und Ammen, und deren in ihrer Haushaltung etwa lebenden Kinder, 
i30 wie die christlichen Lebrjungen, und die bei ihnen wohnenden christlichen 
Gesellen, zum Besuche des Gottesdienstes und.beziehungsweise des nachmittägi¬ 
gen Wiederholungsunterrichtes an Sonn- und Feiertagen anzuhalten. 

Um die Befolgung des Schlussabsatzes dieses Erlasses zu Qberwachen, sind 
die bezüglich des Meldungswesens der Dienstboten, Gesellen und Lehrjungen be¬ 
stehenden Vorschriften strenge zu handhaben, und ist den unterstehenden Ge¬ 
meindevorständen einzuschärfen, damit sie diejenigen israelitischen Dienstgeber 
und Meister, von denen sie die Gewissheit erlangt haben, dass dieselben der ihnen 
laut des eingangserwähnteil Erlasses auferlegten Verpflichtung nicht nachkommen, 
den Bezirksämtern zur Vorkehrung der erforderlichen Massnahmen anzeigen. 
Endlich haben die Bezirksämter diese Bestimmungen auch den israelitischen Ge¬ 
meindevorständen mit dem Bedeuten bekannt zu geben, die genaue Befolgung bei 
ihren Glaubensgenossen zu Qberwachen. 

Zuerst erging nun von Seiten des, wenn wir nicht irren, schon 
damals zum' Erzbischof von Lemberg ernannten Bischofs Franz Xaver 
von Przemysl unter dem 9. Februar 1860 (Consist. Curr. 2. Nr. 2371.) 
ein Ausschreiben an den Klerus in polnischer Sprache, dessen Haupt¬ 
inhalt nach dem Deutsch. Volks bl. 1860 Nr. 102. in getreuer 
Uebersetzung also lautet: 

2. Erlass des Bischofs Franz Xaver von Przemysl vom 9. Februar 

1860 an den Klerus, 
betreffend das Dienen bei Juden. 

Zunächst theilt der Erzbischof die Ministerialverordnung mit, wornach das 
Verbot' des Haltens christlicher Dienstboten, Ammen, Gesellen und Lehijungen von 
Seiten der Juden nicht weiter mehr zu handhaben ist. Der Erzbischof will der 
Geistlichkeit Weisung geben, damit sie einerseits den Verpflichtungen des Seel¬ 
sorgerberufes gehörig nachkomme und die Geltung der Kirchengesetze wahre, 
ohne andererseits gegen das Gebot der christlichen Nächstenliebe zu verstossen, 
oder auch die der Staatsgewalt schuldige Ehrerbietung zu verletzen. Die Juden, 
heisst es weiter, betrachten sich, obwohl die Strafe der göttlichen Gerechtigkeit, 
die Zerstreutheit in alle Länder, auf ihnen laste, als das einzig gottgefällige Volk, und 
leben in stetem Hass gegen das Christentbum. Galizien leide besonders von den Juden. 
Man müsse ansehen, wie die in den Schenkhäusern sitzenden Juden das unwis¬ 
sende Volk betbören, und indem sie es zur Trunkenheit und zum Müssiggange 
verleiten, dessen Sittlichkeit untergraben, es um seinen Besitz, Erwerb, um seinen 
Taglohn bringen. Dieses Uebel habe in der letzten Zeit sehr überhand genom¬ 
men und drohe mit noch schlimmeren Folgen, da die Juden es nicht unterlassen 
werden, die bezogene Regierungsverordnung zum Nachtheil der Christen für sich 
Aaszubeuten, und in nähere Gemeinschaft zu den Christen tretend, ihren Verderb- 
Heben Einfluss auf dieselben zu vermehren. Die Kirche habe, am den Gefahren 
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aus dem innigen Umgang mit den Ungläubigen und Juden vorzubeugefl, diese 
Gemeinschaft selbst verboten, namentlich das Zusammenleben mit den Juden wie 
in einer Familie, das ständige Dienstnehmen bei ihnen. Auch sollen christliche 
Ammen keine jüdischen Kinder säugen. Doch ist es den Christen nicht 
verwehrt, Arbeiten gegen Taglohn bei den Juden zu verrichten. 

Der Erlass fährt dann wörtlich fort: Im Sinne der kirchlichen Gesetzge¬ 
bung hatte auch das bürgerliche Gesetz im österreichischen Kaiserstaate den 
Juden die Haltung christlicher Dienstboten und Lehrjungen unter Strafe verboten. 
Dieses bürgerliche Strafgesetz ist nun durch die bezogene Regierungsverordnung 
aufgehoben worden. Die Gesetzgebung des Staates geht von einem andern Stand¬ 
punkte aus als die Gesetzgebung der Kirche. Der Staat hat Unterthanen verschie¬ 
denen Glaubens, er trachtet daher den äusseren Verhältnissen aller seiner Unter- 
tbanen Rechnung zu tragen; die Kirche Christi aber bezweckt bei allen ihren 
Verordnungen vor allem das Seelenheil der Gläubigen. Indem nun das Staatsge¬ 
setz die gegen die Juden wegen Haltung christlicher Dienstboten und Lehrjungen 
bisher bestandenen Strafen aufbob, beabsichtigte es keineswegs, und konnte es 
auch gar nicht beabsichtigen, die Christen von der Befolgung der diessfälligen 
kirchlichen Vorschriften in ihrem Gewissen zu entbinden; dagegen muss die Kirche, 
durch die Sanction des Staatsgesetzes nicht mehr unterstützt, ihrerseits um so 
wirksamer auf die Beobachtung ihrer Gebote dringen. 

Jeder Christ, der einen ständigen Dienst bei einem Juden annimmt, oder 
mit Juden gemeinschaftlich wie in einer Familie zusammenwohnt, und jede christ¬ 
liche Amme, die mit ihren Brüsten jüdische Kinder säugt, macht sich einer schwe¬ 
ren Sünde schuldig; und wer ungeachtet der diessfalls von Seite der Kirche an 
ihn ergehenden Ermahnung in dieser Sünde verharren würde, würde hiedurch 
der durch die canonischen Satzungen angedrohten Strafe verfallen. Viel schwe¬ 
rer noch würden sich jene Eltern und Vormünder versündigen, die sich nicht 
scheuen würden, ihre Kinder zu einem Juden in die Lehre oder in den Dienst 
zu geben. 

Um die Schwere dieser Sünden um so mehr hervorzuheben, und von deren 
Begebung um so wirksamer abzuscbrecken, machen Wir dieselben zu einem bi¬ 
schöflichen Reservate, so dass kein Priester, der nicht die besondere Ermächti¬ 
gung zur Lossprechung von den bischöflichen Reservatfällen erhalten hat, von 
diesen Sünden — ausser in dem äussersten Nothfalle, welcher bei der Todesge¬ 
fahr eintritt — die Lossprechung zu ertheilen berechtigt ist, noch berechtigt sein 
soll. 

Es werden demnach dem bischöflichen Reservate verfallen: 

1. Jeder, der nach Kundmachung dieser Verordnung gemeinschaftlich mit 
den Juden wie in einer Familie zusammen wohnen, oder einen ständigen Dienst 
gegen einen auf bestimmte Zeit ausbedungenen Lohn bei denselben annehmen 
sollte, als Knecht, Geselle u. dgl.; und jene Weibspersonen, die sich zu jüdischen 
Kindern als Ammen oder Kinderwärterinnen verdingen, oder was immer für einen 
ständigen Dienst bei Juden versehen würden. 

2. Jene Eltern und Vormünder, oder wer sonst Gewalt über die Kinder 
hat, welche ihre Kinder bei Juden in die Lehre oder in Dienst geben sollten. 

8. Jene, die zwar vor Verkündigung dieser Verordnung einen rechtskräf¬ 
tigen Dienstvertrag eingegangen sind, jedoch auch Über die eingegangene Ver¬ 
tragszeit — die sich längstens auf die Dauer eines Jahres erstrecken dürfte — 
weiter noch in jüdischen Diensten verbleiben, oder ihre Kinder bei Juden belassen. 
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4. Alle Personenimännlieheu oder weiblichen Geschlechts, die sieh mit 
Jaden oder Jüdinnen fleischlich vergehen sollten. 

Ueberdiess verordnen Wir, dass alle jene, die mit Jaden gemeinschaftlich 
zusammen wohnen, oder ständige Dienste bei Jaden versehen, weder zu Taufpa- 
then noch, zu trannngszeugen zugelassen, noch auch in die kirchlichen Bruder* 
schäften aufgenommen werden dürfen. Jenen aber, die ungeachtet der vom 
Seelsorger an sie ergangenen Ermahnung in dem besagten Verhältnisse za den 
Juden verharren, soll, wenn sie sich nicht vor ihrem Tode mit Gott aussöhnen, 
noch das gegebene Aergerniss im Beisein wenigstens zweier Zeugen widerrufen, 
hach dem Tode das kirchliche Begräbniss verweigert .werden. Zwar darf die 
Leiehe auf dem Friedhofe beerdigt werden, doch ohne alle kirchliche Ceremonie 
und ohne die priesterlicbe Einsegnung. Wenn sie sich aber vor dem Tode mit 
Gott aussöhnen und das gegebene Aergerniss widerrufen, so ist ihnen die priester* 
liehe Einsegnung nicht zu verweigern, doch hat auch in diesem Falle jeder feier¬ 
liche Prunk wegzubleiben. 

' Diese Unsere Beschlüsse sind bei einer geeigneten Ansprache durch drei 
aufeinander folgende Sonntage von der Kanzel herab zu verkündigen, und ist 
diese Verkündigung jedes Jahr am ersten Adventsonntage za erneuern; wobei 
jedoch alles sorgfältigst vermieden werden muss, was der christlichen Nächsten¬ 
liebe fcu nahe treten, und das gläubige Volk zum Hasse und zur Verfolgung der 
Juden veranlassen könnte. Es handelt sich vor allem darum, das christliche Volk 
vor den seinen Glauben bnd seiner Sittlichkeit aus der näheren Gemeinschaft mit 
den Juden drohenden Gefahren zu sichern, und das daraus entstehende Aergerniss 
zu beseitigen. Und wenn gleich hiebei die Erwähnung der üblen Gewohnheiten 
und Fehler der Juden nicht gänzlich vermieden werden kann, so muss doch alles 
Aufreizende gegen die Juden sorgfältigst vermieden werden. Die Christen sollen 
die Juden meiden, aber nicht hassen. Der Hass darf sich nur auf ihre Fehler, 
ihre Unarten, ihren Aberglauben, nicht aber auf ihre Person erstrecken. Der 
Christ soll vor den Folgen des Hasses der Juden gegen die Christen sich in Acht 
nehmen, aber ihnen alles Gute wünschen und für ihre Bekehrung zum wahren 
Glauben beten. 

Es folgte darauf: 

3. Ourrenda Gonsistorii Metropolitani Leopoliensis ritus latini 

die 16. Mart. 1860. 
qaoad Christianorum servitia apud Judaeos. 

In memoriam revocamus Vobis praeprimis Fratres Venerabiles! longe jam 
antequam supra adducta, modo revocata (vetita illa) potestatis [civilis in ditioni- 
bus bis sancita prodiverint, legibus Ecclesiae idem prorsus constitutum extitisse. 
Ita capit. 8. de judaeis et Sarracen. (V. 0.) in Concilio Lateranensi III. sub Papa 
Alexandro in. editum, continet vetitum, ne judaeorum servitio se assidue 
pro aliqua mercede exponant ChriStiani, et ne foeminae christianae 
ihfantes judaeorum in eorum domibus nutrire praesumant, et similia 
quoque in cgpit. 13. (nt supra) ab Innocentio IU. P. lato, leguntur. Praecepta 
haee, uti in memoralis canonibus expressum occurrit, innixa sunt ei considerationi, 
v quod judaeorum mores, et nostri in nullo concordant, et ipsi facile 
ob continuam 'conversationem ac assiduam familiaritatem ad suam 
super stitionem et perfidiam simplicium animos inclinarent u item: quo.d 
Christianae religionis dignitati id summopere deroget, si hujusee asseclae judaeis. 
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Apostaten(adifMLi HT. Iäj)' iteitwtcaa 'Grwib''d&vritttf aptHAW, •qnfljas'' 
ot ait Ule (1 ad Cor. I. v. tüj) ^Ghriftvt cnpe i fbetuf^ tvandalitnk , 1 tity **<'quf 
Mtaaen ejus bfosphemant, famulentur. ....umm p: : >. r;n'j < 

Q«a« ratiönes-cum jam ex natura '«t coirthiao'0«bstetaol;J»'iEMtesia eiMmr 
•ipraeceptis Ulis, suis minime nnquam; recesait, ;, bed >pottu$i:talia" Saepe MUppj 
iteravit; q«o obtqttirsafOeiet recoiere hfteditas a Sunnno Pontlfld^Reiedrfto JCIVi 
adownes Arehiepiseopo» et EpiseoposRegni Poloniae ex Arte Gandulpht sub 
U. iunii Ü5t ae a p. m. Nieolao Wyiyeki LeopoUensi < t*ne kemporiß; Arcbiprte^ 
sule propwigatas litttras, in quibas et varia saorum preedeeessorom* utpofeW* 1 
wtai, IV.i P«Mli IV- PU V., Gnägoriii XIIL et -Clementis VIII: Ueereta WCMenii 
vbtdalis. Petrieovjensis, sub P. Gregorio XH1. -ertebfaM, ttnn alte synMatia sttrtttt«;t 
quap in Polenia hac de re pradiverunt, receimuit« confirmavit, quaemtem ■ «** 
terae ina<rtteSynodlDteecwai»e p. in. ijebiepjseopi^Vene^laf itUeraicnwBirf^ kn. 
136& babHae, typta iropressis, per extenaum, adjeetts eongruis eidem praeceptit,' 
»eper»Btur. .niM: -.'fr ' e-.i 

Quare erclesiastica probibiMo apud fudaesa inserviendi eenttauo bi robor«' 
suo subsistlt, et haec certe fldeles stricte obli£ar& -minime cessavit, p^opter legem 
eivilem modo pnblicatam, eum'neque ibidem vel yemote Innuatur, neqiie alte 
regimipi in genese adscribi valeat Intent^o, leges ab Ecclesia latas aothoritate sua 
privandi/ftdelesque ab barum observqtione eliberandi. 

Inde jam sequitur, praeprimis fajsissimam imo aperte malevolam fore talem 
memoratae'altissimae resolutionis interpretationem, aesi baecce praeceptis ab Ee* 
clesia datis repugnaret, acsi ergo per eandem inter Eeclesiam ac eivile Imperium 
Kliffs aiäuetuS ! esset «otifüctoset‘Idteo non soKim 'ömnftio', de ^Ö'^Vblabda re- 
spörisabilltate doram ctaBtietjam potestate secus absque dubio incarrenda/daveni» 
dum erit, ne tale infundatum, et pro regimine injuriosum assertum praepaftbw 
publice et in specie e suggestu sacro, unquam proferatur, sed potius tarn in eon- 
eipnityus quam in confessionali, et, quoties .apta sese praebuerit occasio, popalp 
explicare ac lricüfcäre sacerdotibüs inconibit: ' ' ' 

" l.° j»ormJ$, quod ad praesens hoc'in objecto emanaVif , eam nbmifsi ha¬ 
bere signHTcattoriem, taitt adversus judteos, qni Chrlsttalias pertonas'in fimnlos, 
imtrlees, lyrones aut sodales susclperent, quam adversnsChristianos serritlo <«pud 
jihtaeos sese mancipatoros nulla aapllusrepressira vel vindleativä media ex parrt 
poiestatis ctvltis fore adhlbenda j nequaquam autem quod id a -Cbriatianis lfCitC 
fleri possit; sed quod potius et nabe sicuti de praecedenti gravis peertti reos 
sese redderent; ‘ qui violando eeclesiae leges atque -irnmanitati a poeniS' ex parte 
regtmirts seetearis irrogandfe confldentes, qufr f«mnli, sodalee, tytMtes,><vel notrWM 
Jadaeis operas suas loeare non reformidarent. : > .» >"< i ‘i : im«ud 

2. Ipsam hane cireumstantiam, qnod hoc in objecto eivilis ipotestas'lnwi 
ebban säum retraltetv adeotfue Ecclesia pro manutenendis- praedepttbr sUis attxllium 
ejw obtlhdre amplnts non possit r tantb fortius pertnovere debere»quemeun^nd 
veretcnedenlem aei pium cbvistianvnx, nt’baec Eeclesiae manöaia- eo exadtiu»’>ad 
fttelius <tamiipsei!semt; qnam et ; ab >altt8 ServM*i), in qutmtnm in ipsn edt ^ iproi 
cmrave saibgatj ^ ,t ü»;- ■ > • r. ti p . •< ;/■< ~t «r;. <>•; ; -.nbi? 

.’ntu ü^. tlfonendl, tmoj < 8ab'intenntnamdo >De» treraendo ja<Uclo'‘ObtestaBdl saM 
pwontes, ifotdresi aut alii,i inic >obUitu inflaxunr exeroere Talentes,.<non {iolu«/tiep 
qitedi Deu* i avertat, spas peoies, suos pupiltes] vetiiub quocunqae titakreducandosi 
aut corandos, ad servitia apud judaeos sub aliquo ex supra- d i cti s ti t u i is au se t» 
pienda, ipsi inducant, vel multo tpinns :J ?flggnp, ,fpd, 4»o «t ,yOf\|b.,b«pp fpciendo 
Anhlf fto UicheomU. VIII. 5 
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9eii«ü^te!yWe{^riOiMf^^<di pNMHt stint' «tatkoHtate, r nn]Uqae fieptet#»'ttedtkq 
»etinere* aut«si'iid *nibUominaa\ fieref, retrahafö eoneotur "< > < > t -,m v, n 
4 . Cum, adhibita qnamvis omni solttcitudine de cara,«perandum MMS 
Wi ait. niMiiadfljtiiros ehrratianos apBd judaees,famulos, sodales, tyradfes, vel 
Mtrfees ageme3,tmocuin »obintfare valeant tarn (inftmstaet ■conjaneturae, snl» 
qatbua nee possMrfle ,«eset ungerei, ntChristianns' nexum flmalitif; qw se'«g* 
jadeeura jam£*rte ebstrinxeratysaltem jHico, Imoartte lengtoris teiraporls detur* 
snm dtewivats fwoinde peo erntet» bis caejbol sab' gravi conedentiaeenere tene-t 
bpitar Animamtmt Caratonesi saa i ex parte maxima «um sotertia invigSürei' »* idt* 
p«gta, seeundumi teuerem /MiofetefiaUs Detrtti Judaeis Christiabos Wierviente«? 
ngtriees, sodales, aut tprones * bfebentibüe obllgatid, Vaavtst«»' qnambofamltftm 
eam» *d*mo» iforte viventes proles ad frequentatf enetn ttlvitiorani Offttio#mn, imo 
qtnCaitecbisfiüfk»ri* pomertdiante,■; diebtistiomfnMret fiestls adstrtngetfdi exm*e> 
qsptpatarv: quettoideo in finenr; oceumnte necessitate odtersa» 'fefraetaribs-’titf 
instantia loeali, aut immediate a districtnall Officio aoxilium implorare, aotpro 
wenkta, fid Gattristorium pro ferenda imbdela reeurfere epörteret. y 


*! Xti^Örilus''Eqtiei A )$e 'Märiastyrski 1 ' 

o>V. tiii* •■ v« • >_ I • ,! i I>- .. <vi;-. .m:.■■ >m n , •• ■ 

vicarius Capitularjs. 

8 ’ ' • ■ Ex Consistorio Meiropolitano r. li / 

, teopoli die 16. idartii‘1860. 
u! '' 1 Severinus Morawski 'm. p. 

, . Cancellarius. 
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dar nbisherigeB staatlichen Veri)ete knre- angeführt «wird , folgt, hier 
Wettet^ ' 1 <h!M i r;*'"j . u*< ;.Mt ü ■* -r r ■ ,>i U 


-tM,“) n» tlj:* »f r ■ « *:' ;i;i ‘i . l .* * uJ.- ■ - '** “*v •<! • »; -;,?»? 


%'. il Curreiida Josephi Aloysii epf*cbpi\irqriioyfynpti ( <f .% JiinU,i8^ ft 

de j^obibita assid.ua coiiyersatlope et familiaritate C^ristianorum cum Jqdaeis. 


..!il:;(nKolanMB!(difitertiVe«epaWles,'Fratreai' qoam difbeiie et arduum Vobis^ anaa 
et fpua mcumbal, in bocce negsotio munus pastorale ita adimptendl, >ut et eatnai 
rot« jcanwwni' integritas, animarmn fldtlium fides tintemerata et salus iacohUBifl^ 
vfftBm ettom Jogis civilis memoratae aqotoritas custodiatur, atque utnmque-ainq 
detrtmente spiritaali populi ebristiani .condiietur. u<r-i !.<:,■ ■ - -ifi 

to t Neqae «aiw aliquem latere potesf^ quantum Judaearum reUgio et morea, 
pWfiilta 0 .,tn -hacce provineia a nosttis differülit ^wtnebrem jun aaaiqtdtus 
Sammi Pontifices Romani contubernium > Cbrratianerum cum Judaeis interdicebant 
bortabanturque, ne Gbriatfani apud Judpeos peepetuum servitium et famulatum 
«weceast ,jCu» pit nimis,absupduBL, ut b|a»pheinns€bristi; iaßbnstianos iVimpnH 
testatia, exerceati 1 )!“ Summus Pontifex Alexander 1H. jta statnitc „Ad baec on^ 
nibua Christianis, qui mmt in jurisdictione i vestca^ penitu» iaterdicaiisj et ai necesse 
(Mrit v discibüone ecolestiastica .ernnpeUatis eoisdem,' na -Judaeoram qerritfo sdi-dnt 
sidue pro aiiqua mereede exponant, quod etiam obstetricibus et notrieibos eoraa 
piObibere euretis.; ne infantes Judaeorom in eornm doraibos nutrüre < praesamant, 
qnonjüun Judaeor.um .mores teb sostn in'inallo concordant, et ipsi de facfii ob ieonq 
tüuw*j;«onveraati 0 npm et lasüduam faadUpritem ^d doam superstitionem etipacfip 

<—* ■* ** m l til i /' -i.-ji'ii -ir». . ))i[ ui;. . .(»bfUlI/'i IU» 
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diam siaplieiuro anlmas inclinarent 1 ).“ hmoMBÜss JII* p#rr*',Ua praeoipkfAr- 
chiepiscopo SeBoneasi et Episcopo Parisiensi aaao ISIS, JBtai JudaeosCquos fTOr 
priaculpa submisit perpetuae servituti) pietas Christiane receptet, et sustineat cai. 
babitationem iUorum: Ingrati tarnen nobis esse non debent, ut reddant Chrisiiatu* 
pre gratia contumeliam, et de familiarite conteiDtum, qui tamquam misericurdher 
innosiram famitiaritatem admissi, nobis itlam retributionem impendunt^ quam 
Gutta valgare proverbiura) mus in pera, serpens in gremio etignis in sinu, säte 
consueverunt haqpitibus exhibere. Accepiipus aqiem, quod Judaeifacjuat Christter, 
nos filiorum suorum nutrices (qaod non tantum dicere sed nefandom est cogitane^ 
cum in die Resurrectionis Dominica« Mas recipere Corpus et Sanguinem Jesu 
Christi oanügü, per triduum antequam eos laatent, lac efihndare. faciunt in lotri- 
naat Alia iasuper contra Odern catholicam deteatabilia et inaudita committunty 
prapter quae fidelibus est verendum, ne divinam indigaatiouepi ineurraat: ca» 
eas perpelrare patiuntur indigne, quae fidei nostrae eoafusionem inducuat, JnMr 
hemos Jgitur districte, ne de cetero nutrices vel servientes habeant Cbristianog, ne 
filii liberae flliis famulentor anciliae, sed tamquam servi a Domino reprobati, in 
cujus mortem nequiter conjurarunt, se aaUum per effectum operis recognoscant 
servos i Horum, quos Christi mors liberos, et illos servos effecit. Si vero nutrices 
et servientes non dimiserint Cbristianas, sub excommunicationis poer.a inhibeatis 
districte omnibus Christianis, ne com iis commercium aiiquod audeant exercere 
Has et similes alias leges Corp. J. C. in Decretalibns Gregorii IX. eodem tituio de 
Judaeis et Saracenis contentas eomprobat, imo ad easdem provocat BenedictusXIV; 
in soa Epistola eucyclica ad Primaten, Arehiep. et Episcopos regni Poioniae ex, 
arte €andulp|ti die 14 Juni 1751 3 ) revocatque ibidem in memoriam «jusdem te- 
noris leges a Romanis Pontificibus Nicolao IV. Paulo IV. Pjo V. Gregorio XIII. et 
demente VIII. editas, nec non ad Synodos a Poioniae Episcopis celebratas, qua- 
rum coostitutionibus leges hae insertae exsüterant, atque praelaudatos Episcopos 
ita alloquitur. „Voe autem Venerabiles tratres ut eadem lila (i. e. praecepta) .dar 
rissime perspiciatis ne ipsam quideni lectioqis curam suseipere opus habetis. Om-, 
nia in- Decessorum vestrorum Synodis statuta, atque praescripta vobis occurrunt; 
com ipsi quidem minime praetermiserint, in suis constitutionibus ea amnia inne¬ 
rere, quae quod ad praesentem materiam attinet, a Romanis Pontificibus spnrita 
atque ordinata fuerunt 4 ). “ ipse Sumraus Pontifex porro feie lacrimans, vividia 
coloribus tristem desolationem depingit, quae et ejusmodi Judaeorum cum Christiar 
nis commercio in populum Christianum, ejus civitates et oppida etc. redundat. 
JKeritoest quod conqueri deheamus: adeo ut vel cum fletoillud exclamare eoga- 
mur: Mutatus est color optimus!.... notum nobis factum est adeo isthic Judae* 
orum numerum muitiplicatum esse. <>t aliquot loca, civitates, oppida, quae ut 
ruinis constat, jnuro ante prebe eUrcummunita erant, quaeque.... magno ineaU* 
nun Cbrjstianorum numero frequentata fuerant, diruta modo, situ et squaUoae 
foeda, ac magno quidem Judaeorum numero referta, Christianorum autem quasii 
plane destituta reperiantur s ).“ Et quid demum dicamus de Uia desolatione spiri- 
ttudi, quam assidiHt familiaritaset eoutuberoiüjn cum Judaels inanimisChristiana*: 
rum causant Cessante quippe exemplo et jncitattone ad religionis Cbristianaeexar- 

■ yo" ' in r 1 - . • t- . 

c. 8. d« «Jud. et Sftrac. V. 6, . .. ; 

3) c. r Xip. de Jud, et Sarac. V. 6. 

4) Bullarium Bened. XIV. Edit. Venet. a. 1768. p. 175 et sq. Tom. III. 
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dttom;> prouti W in domo 1 ihrMtan prdesamitur;«xtinguiturdn «inwtejasaedi dw* 
nriMtn radionm et sdmtplicltim, r fevvor fldei; econtrario centinuus aspeetus ritaaA 
Judaieoram parit indifferenttsmura, imo etiam perfidiamerga Christum. Facile 
enlm aniraos Ineuttorum ex ejusmodi- conversaUone oceupare potest, praejudteiOBa 
hodiednm sat divatgatumcin qualibetretigionesalutem aeternam Invenmposse 
SuffeeaU vero fldei ardore, evellitar neeessario Christian« teneritas eonseientiae, 
tfenor Dei et peccati, quo deniqoe fit, ut hDmines rüdes bis destitati tlrtatHnwy 
prOvarum eupiditanam freeamdejlciant, et dd quodvts seeto patrandam prank 
eradanf • ■■ 1 •: ! ••• i" ■ • ■•'**» -*.n 

"'" Hi» motivis imftantur lege« ecelesiasticae stipra memoratae et vetitum j 
eb#teti«niSv ‘ apud Judaess fatautttiam vel serriiluro suseipiendtiLegesbaemra* 
qtmiö abrogatae fbere sed imoine pleno perseverantvigore. Neqae ettam lege» 
«Mies eas a*fefre t aut iisdem contradfcere intendunt, sed tantumexecutfonem«!*; 
viteni. qua atnea fVuebantur, iisdem in posterum denegaat. Qaapropternemu^ 
oplnetur, legibhs pöliticis sapra allatiscontra teges hos Ecdesiae praejudictam 
generarii' ' vnii»*." - •• (• ■ ■ •;*, i , • ••*< • - . • i. <; ;j 

- f: '*• Qatun autetn hemovestrunr'igyieret, qeatttnm stt pretlam cujosvts animaa> 
SoAgWne Jesa Christi redemptae 4 et quamgravis obligatio cuique saoevöotiinemn«*- 
bat; anfttias sibi conrredltas ad exemphrm Snmmi Pastorls Jesu Christi ita pascendi,- 
ofr iisdem non solum omnem alimoniam spiritualem suppeditet, sed etiam quodei* 
pdrrfealunt sedactionis a recta flde et tramite justitiae ob iisdem abigere eonetmV 
dd quh vittieattone' ceram Beo rationem est redditarus; Vestri ofßclierittantoi 
majori cum zelo mmc adtaborare; udfldew etrriöres omniam animaram Vobis 
coücreditarum integros semtis ac custodiatisj querh in fitibm sequens nornni 
ageüfti Vobis inserviat:' > ■ ‘ • . i- •• 

- I. Sacerdotes non intermittantj quoties specteles elrcumstantiad ' id popos- 
rennt, pÖpuiumCbrtsflamim'dve sfngiiiatim et private, sive e saoro suggesta ed#^ 
cede, pristinntn vetitum’ Eoctesiae supra ailatom bodiedam obügare, et persenia 
cbrMtianis sub gravi peecato- prohiberi, apud Judaeos servitio stabili, sive simptv-i 
da *ftaraiitii, sive nutricis, srve tyrocinii^aut opiflcii se mancipare. ftan minarb 
eum’ zelo tales admonltiones convertant ad potentes, tutores vel ciiratores, iqat 
saas proles aut popitlos ejusmodi servitiis apud Judaeos tradere non verentur? 
itaque ob oeulos ponant gravia- pericüla um fidel tum chtistMnae virtutis, qnttas 
peraoMs bas, juventti in aetate vetsantes 1 exponunt, cujns rei coram Beo rattenew 
SOBPTedditUrl.’ o '■ *; <:-• 

• fl. Sacerdotes diiaant falsam nonnallorom opinioaem, acsMeges poHttafe 
reedntes legibus ««clesiasUds contradieant, ant vim earundem anferant; quam ile^ 
gibusi biaipolitids nil oontra canones Ecdesiae stadiatwr, neque ibidem dicta set*- 
vbia dn foro Ecclesiae llcit« esse declurentnr; sed tabtum simpiidter VH coCrcitiva;' 
cufuai auxiUo hueusque' vetitum ecclesiasticum' muaiebatetr, > ln posterum adbibetiSO 
ttrtUtur; ••••*•• ■ ■■ • •; • •!>. 

: III. Ododsi vero adhibttis bis Omnibus admouitionibUs et ObsebraMnibds p09H 
buWlij, quidam Cbristianörum apud’ : Jadbebs - memorarts servitiis se mantipwe' 
pwtesuwerent, id‘ saltem Curatores animaram selerter adimplere satagaitt, ^t ejatH 
modi servi, nutrices, tyrones aut sodales opificiorum, nec non eorunde ut pro l es, 
praecipue si cum iisdem in domibus judaeorum morati fnerint, offleia" dhina nun* 
quam negligant, imo minorennes Institution! religiosad seu datecbiSaifOni horis po- 
meridiams diebUs doniinf^is et fesltivis accurate intersint, quod etiam alto pecreto 
Ministeriali supra citato est injunctum. Quare obversante fors .regit^ja^ contra 
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pmieoceS’jmplerandaai'erit auailiamabiiataDtitiecalti aut inmediate;,* 
Officio districtunü. Hunc in flnem quilibet parochus comignationem jSOU'.-eoto* 
logaai de nomine et cognomine Cbristienorum apud Judaees in sua parochia sta- 
MKm servitio detentorum, *d|eoto nomiite et cognomine Judaet, apud quem inser« 
viont^ conficiat, et vigiii oculo eorum mares et vitae rationem custodiat, 

I Dum autem Curatores anknarum baue pari em soilicitudinis et mdboni 
stti sttnt explleituri, nanqnam non todöiores sint, se in regno Christi dilMitadd 
Wfsari, “tfSöd ‘ Cäritalf ceu princfpali fandamentum est superstructum, ita qutde« 
nt et hoS, qui nobiseum alifer 'credtint, et tantopere a nobis dissefrtitmt, pottait 
ejnSdem caritatis, quam litnoris et vindictae vi flectere satagafnus: Netto etiaffl 
inflciabitat, drcumstontlas tempormn hodiedom mulatas esse, et dari aiioquiä 
eöain Judaeos'CaUiores ftdei etmoribus Christianoram non infensos. Quaproftor 
sttBftda cautio et prudentiä pastoralis in hocce negetio erit impendenda, ut-omnis 
shsptcio persecutiönis aut vindictae studii evitetur omnisqüe absit talis agefldi ratMj, 
quae popuio Christiano ad immodicUtii et ftarentem zelnm contra ■ Judaeos ansam 
et fomitem praeheret, quod et menti Eeclesiae ac Sommorum Pontiflcam praecep- 
tio adversMetur. »Estpteprudentes sicut serpentes et simplices sicut eolurotaea 
ait Christus. (Math. 10. IC.) Benedictus XIV. vkuperat persecutionem Judaeoram 
et’in citata epistoia eneyclica $.4, refert de Radulpho celebri Monacho, qui s.XBj 
Judoeos persequebatur. »Cetebris ille Monaehos Radulphus, immodico olim ductus 
zere, adeo contra Judaeos exanit, ut saeeulo Xll. qwo vtxit. Gailiam Cermanfom« 
qoe percohrer«, et contra eösdem Judaeos, utpote Sanctae Religionis nostrae Mos« 
tes, concionando Christianos tnflammaverit, ut ipsos ad interuecionem delereutj 
quae eapsa futy, ut tarn magnus Judaeoruip nmnerus interflcer.etur. Nimio huic 
et furenti Radulphi zelo magnus iiie S. Bernardus.sese opposuit, atque in EpistaLa 
sua 363. quam ad clerum ei populum Galliae orientalis dedit, ita scriptum refiquit: 
Nbti 'suVit persequendi Jddaef, npn sunt trucidandi, sed neC effügandi quidem Ite* 
terrogate'eUS dWinas pagtnas. '‘NOvi quid in pSalmo legttur prophetathmfide J»> 
daefs: , Den* osten#» mihU inqoit Ecdeaia, super/jninifcos meos ne ocddas e#a< 
ne quaudp obliviscaptur pppuli njei. Vhri quidem aptce$ ppbis, suu( repraes^ptan« 
tes pomi^cam .passjonem. Prqpter hoc dispersi sunt in omnes regipnes, ut dum 
jostas tanti facinoris poenas luunt, testes sint nostrae redemtipnis.« 

' : ‘' Nbtum vobis est,’tn quibusdam Moraviae'regio'nlbus ihter Ctiristiatios et 
JUflodoS 1 tdrbos'4t fMnUltus'reoenteii jam exnrtos fbfese, qiied a oobts'longe ab; 
sifc, .|AudiCe hune ia jönem |verba S. Bernardi. (Epist. ,165, ad HenricumArcbie- 
piscopum Moguntinum 1 ). »Nonne copiosius triumphat Ecclesia de Judams per sjnr 
gulos dies, vei convincens vel convertens eos, quam si semel et simui consumine- 
ret eos in ore gladii? Nunquid incassum constituta est illa universalis Qratio Ect, 
clesiee, quae pffertnr pro perfldis Judaeis, a solis ortu osque ad oceasum, ut\Deu* 
et Doptinus auferat velamen de cordibus eorum, ut ad lumeu veritatis a .spi^ te> 
nebris eruantur? Nisi enim eos qui incredqli sunt, credituros speraret, superfluum 
et vanum videretur orare pro eis.« . , 

V. Ad praecavendum igitur variis difficultatibus et coilisionibua, quoad per- 
Sodas christianas, quae jam servitio apud Judaeos detentae sunt, et pacto aliquo 
seu'c'ontra’etÜ coram foro civili ligantür, ita est procedendum, ut si animum muta- 
verinti, et apud Judaeos amplius deservire detestati fuerint; non absolute dpmus 
Judaeoram deserant, sed secundum leges civiles de servitiis editas aut tempus ser- 

■f rr-T T— r ; 'r- : —r. ' n '* 

1) In £pist. encyd. Bened. XIV, eit. §. 4. .y ^ 1 
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Jttüs adfmpleatit, aut ex causa tegttima statuto spatio tempoMs, uHerioriservfcio 
denuneient. ' :> 

VI. Denlqne snmmo cum animl‘nwerore pereepinras, quoadam Christtaraos 
prava eupitfine adeo abripi, uf et commixtlonem canwlem cum Jodaeis twn vere- 
antur, quo nvfando commercio, hon tantum contrahitur gravis reatus fofüfcationte, 
aut respective adulterii, sed etiam prostituuntur membra Christi. Docet & Paulus 
0- Cor; VI. v. 19.) »An nescitis, quoniam membra vestra temptam sunt Spiritus 
Sancti, qui tn vobis est!« et (v. 15 et 16 ibid.) »Nescitis, quoniam corpora vestra 
membra sunt Christi? Tollens ergo membra Christi faciam membra meretrieis? 
Absit. An nescitis, quoniam qui adhaeret meretrici, unum corpus efBcitur?«— 
Quavis fornicatione aut aduiterio tuxuriosus peccator injuriam infert corpori suo, 
temph) Spiritus Sancti et mortalis cuipae reus evadit. »Noilite errare: neque for- 
nicarii, neque idolis servientes, neque adulteri etc. regnum Dei possidebont.« I. Cor. 
(Vf. v. 9 et 10.) Et quid demum dicendum erit de iis, qui membra Christi eom- 
mercio turpi cum incredulis et Judaeis coinquinant? 

Quapropter dedaramus abhinc commixtionem carnalem cum Judaeis, ad 
easus reservatos, prouti prius erat, pertinere, ita ut ab hoc adeo turpi peocato 
nennisi ii sacerdotes absolvere queant, qui facultatem absoivendi a casibus Nobis 
reservatis obtinueruut, et in posterum obtinebunt. Si autem vobis contigerit ejus- 
mndi praevaricantes in confessionali absolvere eos super gravitate et torpitudine 
sceleris commissi instruite, poenitentiamque gravem saiotanem, pro ratione dr- 
emttstantiarum etiam dhtturacm imponite. Gratia Dei sit cum Omnibus Yobki. 
Amen.' •— 

Es entstanden hun aber über den Uinfahg des Verbotet dAs 
£)ienens von Christen bei Juden einige Zweifel, zu deren Lösung sich 
der Erzbischof .von Lemberg durch Vermittelung des. päpstlichen Nun¬ 
tius i an den päpstlichen Stuhl wandte. Die zur Entscheidung vorge¬ 
legten Fragen nebst der Antwort der Congreg. S. Offtcii worden be¬ 
kannt gegeben in deu Lemberger Cönsist. Cürrenden unter dem 19. 
•“September 1861 (Marginal-Nummer 26.) Der vollständige "Wortlaut 
des erzbischöflichen Schreibens, sowie die Antwort des päpstlichen 
Nuntius ist naeh der Mitteilung des Tarnewer tHechöfliebenCo»- 
sistoHumb vom 17. Octöber 1861 (ih der Consist. Curr. XXI. pag. 
154—157.) folgender:’ ' ’’ ‘ ' ,Jr " 

5. Copta Expeditionis fflrrii Consistorii'Metrop. Leopolierisis rit. lat. 
ad EitcilleiilissHhum 'Uhistrissimum de Revereridis&Vnium Äntoninrri, 
dd huca Archlepi&copum Tarsensem et Nitotium AposCoiicum ViHtonae 
' 1 — dtö. 3. Aprilis 1861. N. 413., ' ‘ • " 

de prohibitione servitii penes Judaeos propiüs declarandi *). u ' ,rf 

Novjssimo tempore obtinui ab uno e rectoribus parochialium ecclesiariim 
mihi subjectarum libellum, in quo annuntiat: bona terrestria ambitum ejus paro- 
chiae conslituentia, in proprietatem judaei devenisse, huneque ibidem cum. tota 
atia familia esse commoraturum. 

1) Wir lassen hier die blos über die früheren Anordnungen berichtende Einlei¬ 
tung weg. 
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■ iv^ÄeulgüBT' de caüsa «^petit a meimbitartiite teibWfcIptei dnbta qaMd 
pHBCta seqnentiA: • «>>• . \ •'•• -'iv ■ »’•» nwu-, 

.i-i, : Utrom interdietio ecelestwtiea rospeota soscipiendi a cafthöJlcie sertitit 

apnt Jndteos reotringenda sit tantum ad talts persouas, qnae eorajudaeis"ewnb 
manem, aut jgaasi commune» mensain et babitationem habent (utU pedlsstiqoii 
anriUae,: f am o fa aitesj nutrices), vd vero extendat ae etiam ad eas, quia terrebM 
abqno domino, judaicae fidci addtato, riotum e< babitationem qoldem aeeiptant, 
aed inteco prorsus a jadaeis separat»«; aeutfeliqtrtdreardm oeeanomtearmfiF 
eenrientes? : . • ", 7 . • •' 1 - "■'* 

*.,■ Utmmucompieetfttur in se interdietiopraememorata etiaw offlcfaie« 
privatos judaici bonorum terresttiuto proprietarn; uti r« otMionomicae direkteres', 
vetmapectoxes, scribas^praediales, siivarum prtefpctos et similes; qol a hört) 
mo judaico itidem habRalUmem, sed sepuratarn, obtinen t, atqoe salariom pecil- 
niariom, vel frugora qüantitatem pro alimeBtationeV » ' • , . « ^ .*«•. • » 

.8. Utrom catholicis sit penobtcndom, bperas suaB judaeis ih offlcinls eei 
fMOdticremati aot cererisiae, ad eosjspeetantibus, ad -serviles, tebores pro und 
■eosevel plaribus laeare? . ' . v> ■■ js 

In solvendis quaestionibusistia fateor J£xeellmea«i ttme Domine! rnehaud 

exjg«*q» jexperiri UifflcuUat^p.. r ..... .,., t ..1 , , .i,: 

•}> ( : Si.etenim tenor sopra addoc tarum< canonum aatendatur ,vix nd&iissHiriJg 
apparet distinctio facienda inter illos cfaristianos, qui jodaeornm servitio- sese 
maneipant eom in modom; üt> com ilsdem to strictiwi sensu eommunemhabeant 
babitationem et vtctam, et eos, qui ; quamVis separattat habitantes, vietumque so* 
mentes, tarnen jodaeornm sab qiurikattque demnm nomine veltitulo, herill po* 
(«statt ad longius tempus, seu continuo duraturae, sesesobjiciunt. Vetat etenitt 
eap. 8. de Jud. et Saracen. (V. 6.) ebristiante generatim „Judaiorümservibtb 
se asrtdue pro äliquä mercede expxmere,* — jao» 'vero cap. 18. ibidem 
inbibet eüam simplietter „ne serviertes habeant Ohristtamos judati* Pd- 
stttat etiam letiorem hanc; prohibittonnm tstarniq esplicatiooem snperaddita legis* 
lateris inteütio: »ne — nknirum — „fllii liberae fötis famulentur ancillae* 
sed nt sattem +per •effec tum operis recognoscant (sc.judaei) ,{#e setoos 
ülorum, quos Christi mors liberoe et illos ■ servos effex.it , M enjn» aoföm 
«ensus evidens estf; derogare id Religionis ohristianae dbgrdtäUp si’Hiir> 
fusee asseclm judaeis qua famvdi, vel' inservientes. tamquam hkrW 
suis obsequia praestare teneantur. Utique enim hoc obtotn nil refert, nuttf 
GbttstianUs««com herb suo judaeo in ona .recte domo habitet , ac edat, vel secus? 
Sed Mem valet'etiam et de attero mottvo vetiti, de quo agitur in capite 8. de’ 
Jod.-et Saracen. expresso: quia nempe fudaeorvm mores et ftostri in 
tutllo eorcordant, et ipsi de fäoili, ob contimtam conversatiottem et 
assiduam famiUarUcat&m ad suam superstitionem et perfidicm, anintos 
simpliciutn incUnarent ; Tlx namque aiiquis negabit, etiam illas christianas 
personas, qttae, licet si m eadeln domo eom judaeo non babitando ac-comedeödo' 
tarnen apud iliurii quaftcunquein gradu inserviunt, ob frequentes com eodem bero 
suo contactos, multiplicesque et’fere inevitabites domuiu ejos adeondi, ibique con- 
wetsandi oceasiones, quin, imo et per ipsum nexum dependentiae, qöo erga 
eü» sont consätntae, perieulum non ieve, si non totalls perversioriis, ttme '9aftem : 
in •tepiditatem ac indifferenössimutn reiigiosuin inddendij ineurrere <■>; ■ 

' ■ • Respteiendb ^örro' ad supra dtataruro litterartim P. lendtiiMI XTV'.' cdtß 
textom, invenima» Ibi^'qwi^^vera» deploratftlutnqtte maloih id deMgnatfl äi Gbif* 
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Btiapj „frtfttauciwUxxte hominis judaei, qua praxdtt'vel InmtupotVesoris, 
tamquam subditi de nutu ac potestate domini, dependeonty*' - u >Mttt 
WltiHa snbdUi tcrrestrium bonornm pum domino unamcömmnneirrriion liabebant 
domum, neque rem familiärem; *- quod ergo de his valet, quomodo • noft "tafelt* 
dßi.talitaua» quipotestati berüi alicqjus judaei en tüalo sep«tii f «»garmemdwn 
ppud. ipsurn.ssus/repti parere coguntur? etiamsi fors com eo 4a eade»doraoj ; taw»- 
(joaiÄ COüCutien^o »uincessanter haud «ersentur. Ideoetiam «leeret» in Sytiodo 
dioefesenq, quae, sub p. m. Arcbiepiscopo Yenceslae SjeräkowskihicLeopoliauno 
1765 eelebrata fuit, condita, et typis pressa> in Capite XXI. de Judaeis intitolato 
baep iContinent,' ad prawf eceusiium pontiflcinm rescriptum pcoveeando; ^ qxtomam 
ignomipiam \ iCotuMUoni fideliwm adfert * judaeis famulos > adtribuen; 
ßd opem servilia in caupomiß, tabemis, vulgo braxatoriis ipsis locatis 
et locari soUtie .... .atque eiiam qonducta anriua autlongioris tem- 
poris mercede judaeis cujusvis sexus inservire BeUgionis nostrae dei- 
rogat :dignitaU,. r- quare modo ,supra dicto judaeis famularl gfiaviter 
et subi pomis prohibeitws u >*+ sab quo igitur. eomprehensnm: est sentttta* 
omne apud Judaeos; sive corowunionem babitationis et iktus oom iiddem'post 
Grabens, aive bancoe non produpansosequetam. ... .r .r 

Nibilominus, praeceptis istis in moderno rerdto statu stritte sese eotofof* 
»«PO yjfSr. posaibile est; aut tamenmaximi moraentifationes id dissuadere vl- 

4entUlwi Vw. !'(;■•> ..iS- .(!«('.• •'* f.P ' ' • •!* • ’■ •• ' " - " r'i, 

!■:,. !i €ahae*eti etenimilta ancbetuai profaibltor jadaeiSMtoM terrestria itripro* 
prietatemresignandi, qulnüuoixel tittdo nonnisi. looatipcooduoti in possesioneH 
diipittendi,. hujusque maniitentianera subponunt. Jan autem Rrpae Excellentia* 
Yestrae ignoruro.esse nequit, prodivisse pro Provincia hac, Gaiieia videlicet Au« 
sjUiqca, sujr 18. Febr.\l,86ft caesareara constitutionem , qua mediante judaeis 'con-) 
duetionem ejusmodi bonorum sine limitatione eoutedi, bonavero talia ipsis in 
prpprietaiem quoquecum eonditionibus faciles admodum adimpietiems aequii*e#ei 
liberum esse fuit Statutura ; iqua permissione «onnül* jpra revera usi sunt, et attos< 
multo pioxes, eadrn uti haud.^esee. intermissuros nulli subest dubio. Cbnstiaaoa 
eqim, ad abstinenduib a disveudeodis tosiducendisye judaeis bouis ,&uis permovere< 
oerte sine omnf fhKtu tentaretur; praetereundo etiam, bona ierrestriq a. judneis* 
ejpj ac conduci posse. cirert ^enditioöes elocationesve, quas-, Oafbore. prnetore, se» 
via^ pqbJicae «ubbastatianisi,. adeoque et sbta..p*iqris\.domini volüntate üerf, apud 
WB'frequenter.coBtioifpt.ni.; > :»!•,..! »• hv •* .>•'<« --.w* 

Si nune nutem, eöi noa obsMote, (.ßfcrjBtiwii .aftnduJudaeösy; quiibanonum. 
teErestriwp. domini aut conduetores evaserunt, quaieoanque,; »ervitium assWuom 
sqscipere nmip cuai rigore Unpedirentur, evenirent kide varia incommoda, in spedec 
\, ju Talus, bonorum possessores nutios> fere invealrent, quos tamquam' in« 
serviertes .pro diversis laboribus eircq ruralem oeconomiftfli occurreptibus adbi- 
bere,ipossent t sjquidem in. judaica pppulatiune paucissimi deprebenduntur., hiyos- 
ntffdi. Vitae, genus. amplecti parati,. sed. pierique ab agreslibus ac dueis laboribus, 
abbflreentv acupotius^spqeulationi alicui commetciaii ac industriali seseiaddicerre, 
et percepjq; ex eadem lpcro. saepe exiguo, viyere malunt; altera, aute» ex parte> 
tr. • <% Rustieis» bonorum, quae in judaeorom transeunt manus, iucolis fuadoft> 
baud possidentibim, et ideo quaestu se sustentare coactis, adimcretur exoptata, 
imo saeplus necessaria valde.oecafriou ope servitii circa oeeonotniam io domiqicali 
apta, prOi/merrBdej UssumeBdi- Exi b« «utero ad l. et 2. ad(juctts onretBr sine 
dqbjq exapprtratm. ac vqbe»e#s ; apimprum cqocitatjo - t quam tarnen sedulo evitva; 
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jam in epistola a RmaExcellenliaVeferrad'mq.subedie*lfe‘>Majb486f ; iiirecta, 
fÖffltnfindaUllU^ii! >< < f ; <1 11 'A > * - f' f ' ’! •: ii* •f‘>i:/i!i , nr'f'i 


in ?•-*. 'iJndaitisiiWiwrwa domtaisveipassessorttara; in offieliöes pmdMgenda 
tiH inspieienda' eurem Te: oeeonomtet icbrtettanos coriducere nonvatentfbuft, liütM 
MMUierat,!>qaain)saaenretigi«ni3 qoaerer« IndhrMaa, qnae apudiipsot Mia exer* 
cerent munia. Taliter ergo adduceretur id ipsum, quod io praelaudata fdpaa 
Benedicti XIV. encyclica gravissimum appellatur malum; quod nempe sapBr Chri¬ 
stiane» imperil specboe* asstdoe .praeferredfc' «stentarentqae ^-judaei. Etiaftnsi et« 
enlm, snblafe.4k. tMi* 1848 fedilionibhs hl» fiabdütlfte nexu, qao rurteöWe erga 
ferrpqtcep dopiinos tqlft; ebMrfnge^pptiqr^^ii^tint^lli j,ajp.borqpwe. qcet ipsf 


eprundem, pfocuratorum ppu f offlcialium auctoritati j tai^opere (t obnoxü tarnen ^ 
bis semper ädhuc in taritum jiiagna ex'jjiarte deppndent. in' quantum sab torum 
invigiiatione'kfe direiföotre oj&ras di^ersas -pro'^e 'dotifthr,' nitut Völtfiitarie et erga 
diurnum saepias pnlestant salarium/ - i : : : t >i> i '-. i /; 

Et nlagis adboci imperio judaicofnra'offfcialiiHp, re« «efonamieain ejosdem 
reügloBte dominaiMiE itörantium, sübessent/inservtentes inferiores, qcri ibidem .forte 
o CtrristiaiHH’um iiuinero appikarenuir; quare, ctun itocce ultimum, jnxta superins 
dtaa/visavetti possit,; melius apparet toUerare, si Qfertatfitais lalia servitia, apad 
Judaeos praestanfeibaf i Cbristiflni etiam*non vera iaddiri prapponerentör immer, 
diati superiore«. ♦ ^ ••>.• i > n>>;n i 

. i i His conaideratiwnbqs ducusscpwfc), #ub wderpis rerufe iadjuiirti? ae con« 

tttgeüi.jpps^, ne,;aft$ Jpdafjos aganf 9^?^ 
assiijqe ,erga merc^dem nutri^es*. opjflcii sodales,aut tyrones, vel famulos ad ser- 
vitia ejus inäbIis,‘.'propter quae in communi cum iisdem re familiari', seu dömesticä.' 
vifere ädigdntiiK (^odsf Mifetn Judabl •ad ) rtin! deföWMdiciim in Tidhi# terri^W« 
blls ** *€■ jure idomkiii,JvoWtitulo >loeali coddutti, flossessis,. vel in «feraatorittj 
brhxabqriis^aujüflq*; »fllciuia;i*dhibeant,i qua oflicjaleq, velqpa fafcervlpnies, nObrir 
stianos, etiamsi continuo et erga retributionem, sed ita, ut bi a dominis suis se« 
parate babitent, et vel propriam -rem do mes t i enm geraut, vel tarnen victuin, taeri 
sui impeusis, ast seorsive pereipiant, puto adbibendam esse circa matum boc eam 
tolerantiae prudentiacque rationein, qua (uti in instructione a. p. m. P. Grego- 
•1» fifeufld*); jnbfla., tnhtrjiftqqia, pro ; E^isf^^ft^wdiiwrts ^ 

2?. Maji 1841 data dicitur) „ Sedes apostolipa solet mala illa patienter 
dissimulare, quae vel intpediH ortirilno neqürfimt, vel, si impediantur, 
funestioribus etiq^.,m(S<m¥¥H* fwifam adtfim pafcfmtere possunt. u 


ln re ^qenjtqnt^gjtqwtatisi,, ^rppse/tip, cgntga, canonum ac pontilicalium 
constitutionum litteram et mentem autoritate mea propria statuere quidquam non 
andbfcs, Rssm. E^ceilentiam -Veitmm eam lomniy> qua spar iebt- voneratfonei ( dxoMj 
ut manifestajam ip ,m««in praemis?te . se^qntlam, isitpidpsa, 4ve ju-o re, «at« im« 
petrata ad id a SS. ßroo Nostro facultate, ratibabere, vei vero aliam congruam 
qtfoafd toiteiiym fstani pr^icedendi normWi niirii 'gVitiose 'sikithidrstrWi dli^etnr. 

‘•L * n i i;; ^aa simui »utor ortasioneledci >. rifd.-iw- «I oV.ii 


ä "äk’ sk'Ä hm 

if >Jv: ( *m. ritnake^tid tyihesiiürn 4 CdHsüitM mkvpiMt.'Wi .’ 

■'i ft.- i r.i, dtdJ 3. Apribis 1861 ffi <413., » ‘i •*?!* i!r.jij* uoi'.i / 


ii» 


...A, i |»E^qellm 0 ..*t J?mo J) r ,?fflqdscft, j?tveT(o,.Wiei»i 5 Wej 5 iii W! .AriÄippip*qeo. t Lflqif> 
poliensi rit. lat. — Officio mihi duco notifleare Excelientiae Vestrae Rmae 
S. Congregationis S. Offlcii ad quaesitum ab Ipsa, cum suis hnmanissfmis litteris 
diea/ Aprilfe. mlbi datts, {woposMumlu ßuuitLirii X .‘J XW 
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.«!*> ißle e»fni;ind*!&j eoägrefftti(Xres|»o(Ut:( i : -tr' ; .,*« c np,, ; q-», ,r. mi 

»Prndenter dissimalandom juxta votom R. D. D. Arcbiepiseopiv, dummode 
•honadsit pericaluflt perversionis. Cnrandmn tarnen «beodeln Archfepiseopo, ut 
M fleri eommode poterit^ Christian» tralinm fahraiaton praeatent Jndaeis^.ne »e* 
»parala qaidem mensa atqpe habitatione,- niatr pbt«nta prius üeeatia abtodinam 
»ael. a respectivis ParoChis,« • ,.i ru,*< 1 -. m. •< .Aiutmt whm 

i Hane oecasionem arripift..etemete. . :iw. ;'n 1 

.iifa rescrtpto S. Congaeg. 8. Oflftdi deest adnatatlo dkt, qua datumesL« 

Wir erwähnen endlich noch , diae «beit "das Ungarische !;•>• .,•!(-• 
t. 1 Cbricil. Wwindtot fc'18S8"(?«««*• 18591« 

toi. minorj tit.9. e. 1 4l'de communione cum ‘Öaeretlcis , et' Scfusima- 
.tieiq. ac Judaqis (pag., 129.)-unter ttyy 2. ^estimipt; 

»Parochi prohibeant, ne Cbristiani servitimu säum Judaeis asjidoe impen- 
dere attdeam • (Benedictas Papa KlV.' de Synode Dtoeces; libr.B. t. 4. Ntim. 2.), 
Ha ut fldnt itlorum domestici, et, familiäres. Porro ne ebristianae mulieres Ju- 
daeornm nutrices in eorunt dbmibas ollo pacto sint. extra eorum domos wro, 
Ateiftum neeessltas, Rartotto Probaatia, postuiaiflerifc, (Cap.*t&<eta.de>Jat- 
daels.) tfoneant qaoque PSrdcbi mutiere;: Chräiianas, ne ppera obstetrjeusnbe* 
braeorum ntantur.« 

•" " 'Die'yöhttehende gehört bu denjenigen Anordnungen de» Pro- 
Mhciil-öoncfl&^iibef' Welche der Präfect der CötttfrUgi #Upe* reiHtäöfik 
synodorum proviriciaUutn , Cardinal A: "JNt. Üagiano in’ tlen „liRerae 
super gdprobatioue p^cretorum, Condlii Pfovjpciac} Strigoniensis d,. Ü 
Romae 27. Januarii 1859 (ciiDecreiaet ActaCone. prov. Strigo-n. 
av 1 1858:'Pefettfli 1859 pag.10.) seine besondere Billigungausspraoh. 
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Die RechtsYerfaältoiflse der verschiedenen Riten innerhalb' der 

. kathonsthe» ... 

'' '‘:<w . • ‘ vmviVafi !m nwgen'fbther t %'Wö»bsi l g’.' v 

" ’ • n ‘‘‘ ! ' i!i ^«>hartWfagi' vtü'AVaÜItr Bd; m 

.. m: (uA i'jt»'/; i-;r r.',’,'wn Rrüi' i'l ? -i.P t r 

in. Der orientalia«b« Rflgul**> iundi8äicularhlearua. Die 
f ' «etoinat^en und tli« PfArrelOrn der'Orfent«leti^ " 

vi-M* V^rschliqj^enen,,,uuirtqp. ,94^1^. hqbten. wi? die l^teiner 
ihre besonderen geistlichen Orden» Wenuu eln» orientalische Gemeinde 
^Uf.^k^h^ischen ^inhei^ zurü9kkghrt^ wjjfjden ^ 

alter, ^e^ b^tehepdep Orjep anerkupnt, ihre »Regeln qjipr einer Re¬ 
vision durch die Propaganda unterworfen. Diu. Approbation der Or- 

den^rogehf i ist ! 'auch hier flach ■ •'dem gemeinen ■ Rechte päpstliches 

• ••■ *• •• ■ - r ■ 

thrtrsuinuiui »«»;,• ü-h -« it* rt '.tt i%,0 ^ i.f , j» - *,.,»/!’} r. 

1) Jnnoc. UL e. 9. de reüg. domibua 4/mp. r A j b. «auieadnig. Stttaj 
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i 

! ""'Der4ortÖgftöhste 1 geistliche < Orden »der 'OHentftlen ‘l«t f ddrdw 
heiligen Basilius, der iii verschiedene männliche und weiblich« 
Cpttgregationen Verfällt. Dieser bei den Griechen stets hochgefeierte 4 ) 
Orden hält'sieh; an die in den Schriften des grossen Kappadoeiers J ) 
gegebenen Regeln Und hat , namentlich bezüglich des FastenB , eine 

sehr strenge Disdiplin 8 ); • • ••> * • » 5 - *'• .*' 1} - 

' «) Unter den griechischen Meteülteh ist 7 noch jettot die 
alte Basiliähernegel die allein herrschende, die nur im Laufe• der 
Zeiten verschiedene Modtficationen erhalten Mt "Schon Cardinal 
Bessarion halte im fünfzehnten Jahrhundert eitle Revision dieser‘Regel 
veranstaltet und sieM *13 Artikel eingethellt *). •' Bis ztt Anfang dieses 
Jahrhunderte beständen zwi&i grkcbWlchitische Basllianercongregationen: 
l) die de SAnctissiino Salvatore, um 1715 von dem Erzbischof Eu~ 
thymius von y Tyres und Sidon besonders für die Erziehimg junger 
Kleriker gegründet, 2) (Be de Sv Johanne Baptista in Sohair, um 1700 
am Libanon errichtet, fh Rota mit der Kirche 1 S. Äfärla in'Donhde* 
beschenkt Und mit ihrbn besonderen Regeln daselbst bestätigt*), dann 
von Benedict XIV. 1743 und 1767 für den Libanon äpprobirt' 6 ), 1 
gleichwie auch Clemens XIII. 1762 ein'neues Kloster in KCsruan 
bestätigte 7). In dieser 'letzteren Cotigregation taasstefl'eich 1 später 
die OVidnche von Aleppo eine gewisse Snperiörit&t über dW void Berge 
Libanon an, was viele ■' heftige Streitigkeiten 1 herbeiführte, Wesshfclb 
dieselbe ih-steei Fraktionen, die aleppinische und die hhladitische ge* 
theilt wand, welche Theiiuüg Gregor XVL 1882 genehmigt hat) iDa- 
be*wbrden> int'der Neuzeit drei Coügregatieoen; gräcomeäohitfscher i Rah 
sittatter aitfgeftihrtS); .• ■ 1 ■>. >!»•.« . < 

;,J Jede dieses drei Gongrogitionen. Mt ihren 1 .eigenen .GeaSralabt,. 
derl aflQQ) Libanon remdirty rwjfe au6h ihren Procarater in.RomA). JDM. 

a h i fc f t' <u '-Ob »* * »i .r*< » r- *<2 .Jo \ .i>>i } v • M 

ih fökidfciW). &fep.^& *d tftaolaum diacinidtat^Peo^lhec. t: 

XCIX. p. 941. ed. Migne.) 

2) Die längeren and kürzeren Regeln nebst einigen Beden und Briefen de« 
Heiligen. PP* gr. t. XXXI. ed. Migne. ' 1 

’S) X. Ähatiüs de utriusque Beel. conscns. L. ÜI. c. v 8. ii. 8seq.p." 1031 seq. 

t iv. p. m wq.° ; ^ v - l ; 

[Wir verweisen auch auf das Decretum S. C.' ^upet statu Regülarfuni d. 7.' 
Decembr. 1860 de disciplina et constitutionibus Monafehofutn Ä. B&siltl Huhgariae im 
Archiv VIL 458 f. (D. R.)] r! :i 1 ; : ‘ 

,4) Moroni 1. e. 1 : ‘ ? ' n " } 1 ‘ 

5) Cleifo. Xll. Const. Sol jbstitiaä 14. slept. WS&. fiidl. *rdp. t Ö. A^. p. 287. 

6) Const. Demandatam §. 20. (Bull. Be&edi t. I. p. lSl. ad. Venet.)’iJull. Prop. 

UI. p. 181. ‘ *’ ■ 1 ; t,; . J ‘ 

7) Breve Irjunctum Nobis 15^NoV. 17*2. bdft. Pröfr. Ytf: *t l ' 

8) So in der Statistik bei Me}er I. S. 490. 

9) Annuario Pontifioio 1861. p* 487 seq. 

* 
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Mßnohe haben die dreifache QuadragesimÄ dev .griephieeben .Mönche 
ZU, beobachte», di« vor .Ostern; die der Apostel, die vor Mariä, Him¬ 
melfahrt 1 ), halten: eia Noviciat und mehrere Rangstufen?); eia..urid 
sind gegen ihre Oberen zu« strengsten -Gehorsam verpflichtet 3 ^ Nach 
Benedicts XIV. .Anordnung * sollen abd» die iBasibauercongregaticmen 
strenge an die von der Propaganda festgestellten und in dem Schreiben 
12* August 17,$7, an den Patriarchen CyrillUL *) approbirtcu Hegeln hal¬ 
te«, den Heischgenuss .meiden und unmittelbar dem Ordinarius, mittelbar 
dem; Patriarchen unterworfen sein; wo kein Blsdhof sich findet,: da stehen 
w nuuvttedbar unter dem Patriarchen 5 ). Da* jus st«wapegii, dae 
ehemals: die'giesseni Patriarchen im .Orient übten *) mnd ;das schon 
früher' Gegenstand von Klagen der. Ordinarien war 7 ), ist; 4eWu«utio- 
chepiscben Patriarchen der Melchiten keineswegs),zugesprochen; «ich 
ward, ;es_ bezüglich des zu seiner Resident dienenden Kloster seicht 
geiftft- ui An, Streitigkeiten .fehlte es,, auch), im, diesen ßoBgregatiftue» 
nicht,[ , Pie; Mwwbe wollten; allein für sich d#s aktive Wahlrecht für. 
Besetzung ; der „JB^thümer beanspruchen, mit Apssohiuss der . minder 
unterrichteten .und wegen ihrer Verheirathung passiv; wahlunfithigan 
yi eitpricster, I was. .aber vom, römiseben Stuhle nachdrücklich, zurück: 
gewiesen ward 8 ). Oie Salvatoriauer haben auch einiKlftster ln Alexan- 
driew,! Hospitien in Jaffa und Born, die Sohairiten haben in Aleppos 

Omnaskus. Bomr, Zahle u. .s. f. Niederlassungen 9 ). , . ., . j 

:: uFüriidk/ BasiBanerinen 10 ) gelten im WesentficheiL disselben Con- 
atittitidncln i Wie i für. di6 Basifiaher* Das Nönoeflkloster d«r >, Anduak 


eidfio'i'iih) Kdsiban r für .'Tächter jader > gri«chiseh-meiebitischai> i Nation 
gegründet, sollte nach Benedicts XIV. 'Anordnungen diesem-i Brite 
aubsSohliestlioh gewahrt werden y, so dass aus* keinem anderen- Bitus 
Jridgfrafien darin .anfgvaonflnen .iwerdett dürften , ; auch nicht VoaK Par 
triarchen; es genoss den besonderen Schatz des heiligen Stuhles und 
der Propaganda,, ward aber unter die geistliche Jurisdiction der 

* *.* ■ -i . i *il.i i-: 1 jirl i i. t . - j lI < #4 t.j. ' i\ ln' ~ .• ’’ i* , ».U . „ 

1) Moroni 1. o. p. 17$. , . . .. 

$)< Ueber äyt Nonien .j ((ip^aptpt) and die Clas^en der Mönche, ^owie den 
Unterschied des fxixpdv und des flifOC a^fl® hei ftjten und ijenerep Griechen s. 

IStoHmtifr P- WKW-fiU-,.: , , a < /, i ; , j , 7/ 

., . 

4) Bull. Prop, t. II. p. 181. .. i 

5) Const. Demandatam 1. c. 


, ^^WMM.fr L f-r. x^. 9. n v l^.; c. 16. 

b-.4r.9- 4 r .,ff. 3, 

7) Baisamon in can. 81. apost. (Kevereg. Pand. can. t. I. p. 19. 20.). 

8) Jtforoniy r l^cimi.f. ^V,^ 1 169., . . , ‘ 

9) ib. p. 159 seq. 162. 

10) Moroni t. II. p. 172 seq. 


m y. f 

,-iJc. »VI 


V : ■ 1 Ä\'<\U',y ui f*<i \H 

; lofcl ur»ii* 1 viu* i r-iiiü/iiiiA 



De? BSÄttoherotaetfIwf de» krteeiifcltheU 'Metelften' bnd ff 


Mönehd 1 l<etn :: heiligen ' Johannbfr iü" Sohair unter Unmtttelbafer' 1 AtiP 
sieht 'des^Ofdittärfns trtd lli tftit)t«ibarel , ' , cl^s Patriarchen gestellt 1 ; ' falft 
dicke «Seht-katholisch:wären, soll dferöenerälabt' dergeWanftten ÖOU- 
gre£ation die 1 «llelA%e Afcfeiebt' 1 ‘Haben. t)er drdetttlifefoe befihtVltöer 
dieser Nöühen r ‘soll , ein t^ra Genetfalabt 1 präseötirtei 1 und' ‘foxn' <5rdiaä J 
rhei approbierter tttonaChüs professus 1 ‘dieser 1 Ccrigreg’atioir' äein^ebeh^ 
in der Regel der ' attfcseror dientHkhe-, Wekttftb6r äüchder BisiÄöf r fai 
eres'für erspHesslich Hält,-einen Regülateir eines 1 anderen InstltttCrf 
odW auch'des lateihfsbhleu ®Ktttk, i jjtaUCH , eideh''WeUptfester^bestutiih@tf 
fcatth 1 ). ’ Bacft "der Theilung der Scihäiftten hi zwei FraktibnUn f #H J 
hieUertdi? Aleppinei* die : Aufsieht dher daß vorgenannte' Kloster,' 1 dfd 
Bslädken'tdteöber >deh Nbnüencönvent'B! Mariae 1 dfe trähsftu. i;!i Das 
Recht der weiblichen wie der 1 'männlichen 1 Klöstkr,' derRegel ttöeh* 
nftt-Tder dureh die Propaganda zu • ertheilendbn kppt obatldh 1 dbS pSp'ftü 
liehen Stuhles nehe"€onsti tut tonen hihzttzüfügen, war ton Benedict XTV. 1 
rhrbehatten wurde»*) Und Clemens ‘Xltl. 'bestätigte in seinem an den 
Patriarchen Thoodosius gerichteten Erlass vom 22. AUgüst 1764 
mehrere" an! der’ Regel der Basilfasnerinen vorgenommenen Modlfica-' 


tloneii 3 4 )!' -.' ■ • ; 1 j • : - -‘ iU • M 

^‘ 'Beiden Rüthenen gab es ebenso keine arideren Mönche als 
ßiülianer. Der MetröpoHt Hypatius, der mit der an Clemens VIII. 
abgeotdneten Gesandtschaft selbst nach Rom gekommen war, hatte 
dais berühmte Dreieinigkeitskloster der Basilialner in Wilna erlang^ 
und'llesS hier 'Hitbenfsclie Jünglinge 'in den, Grai&sälzen' der (jniou 
elzldheni Sein 'Nachfolger Joseph 'Velamnii brächte’ noch 'mehrere 
Köster''ihr UhlCn* UÖd' bildete “atfe ihneü die Congi-egatiön der'aller- 
KefflgSten DrdtefrUgkbrt der Unarten^’ für welche 1 er von ttrbau Vitt. 
1*604 die Appröbatlön 1 'erl'ähgte nachdem ein 'jafar zuvor der ’grosse 
BASiHtfriterJösfaph'At : Erkbisthbf von Poloczk 5 6 ),'’durch die Schismatiker 
gCthdtet wbrdeüwari’ Urbari Vltl.' gab der Congregatiori'viele Bf- 
W'Cisc Seines Wöhlwblleris, räumte iht die Kirche der heiligen Sergius 
tüd ' BieChus* , 'eirf^‘bei de^'ihr (SWnerälproCurator residiren ' sollte) 
naUh d*n< flrfärtytelr Jbäaphät 1646 ih 1 die Zäh! derSeligen auf'und 
gestattet^ ^de^Sen' 1 ©ffic&iri 11 Uhd' ‘'hifekse 1 */.'' KSr erlkübte der ‘tfohgre- 

'‘sU ifiM A* <i!u7 n'jlnO '‘»I» it ,]t '»>• * ! niM t« / *>Uj l>uii iff > 'itfixr: 


1) Const. Demandatam §§. 22—24. p. 131. 132. 

2) ib. §. 25. p. 132. •*** •<! - 7f ' “ * 

3) Conat Saorarum virginum Bull. Bold. tt/ (v 

4) Bencd. XIV. Conat Interplnres 2. Mai 1744 (Buift. ttenid. l I. ^ l?rf iaq.) §.2. 

5) Vita B. Josaphat KuncavWli 4rcYila^iÄ4pl‘Wofciah."tluAä J ^dW.**Varc8ii 

1665 anotore Jacobo Suaaa. v*J A>iv>) .<j .f .t .lum k 0 

6) Bullar. Born. t. VL, II. p. 381. * v «o-iufq ioin! .Uuo') {* 
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gnth>n, Bef durch das General capitei ; auf. je vier Jahre, vorzunebmaude 
Wahl d«B »Generalahts oder Protoacchimaudriten, «ater dem.die wr* 
schiedene». «airten Basilianerklöster; stehen , selUent).,ti,Mehrere dw 
»elben in den Piöeesen Chelm, Wladinpr, Leck, Prezemishwanenafeer 
noGbv ( <w>« .diese*. Copgregatiens getrennt r J>ie .«rfsAnuzdumig Glut, 
mcps i XL 1720in Zamotek (Zamoacia,) gehaltene , rutbenisohe Natiuh 
ualsy«ode. beschloss ; die Vereinigung. aller,, BaailianerklöstOT darch !ein, 
Genaralpapitel.nnter.Vprsitx des Metropoliten .und Assistenz, desProto- 
pjffhipjwdriten au bewerkstelligen, welche ftesolatiea MOP Innoeenz XEL 
und Benedict (XIII. (1,724) genehmigt wardty. , Das, 173b (Ojgehalteuei 
Öpperalcapiiel beschloss, dass alle ntthenipchen Bzsiliauerklöster sieh 
vereinig*» und nur zwei Congregationen , bWtehen soBten; die UthatM 
i*<?bfi von. der allerheiligeteu Dreieinigkeit und die polnisch-russiuch« 
unter Auruftuag ; des Patrocinum B, V. Mariae.; Mehrere -darane. 
hervergegaugene Fragen wurden in einer» Versammlung der Propa¬ 
ganda vor Benedict i XIV. am 1 . Mai, 1 742: verhandelt und namentlich 
furgut befunden, dass, die zwei tJoagregationen vereinigt und von» 
einem, Generulcftpitel dann ,ein .neuer GenCrafobt igewühlt werde 3 ). 
Da die ruthenischen Bischöfe diese Union aller Basilianer als .ihren 
Jurisdiction über, dieselben nachtheilig erachteten und sich,ib* wenig 
geneigt erwiesen 4 ), forderte sie d$. P«p^, ana27. Hevemher,4,74$ 
mit der Versicherung , dass ihren Rechten dadurch kein , 807 . 

schehen soll^ zu t^ätiger Unterstützung ; dieser Massisegel, auf|?) r ; In* 
Mai 1743 wurde unter dein Vorsitze des Metropoliten und dop» voju 
N untius in. Polen , suhflelegirten/Bischofs voniZenopolis das General'» 
cajutel gehalten und die Vereinigung ,der zwei Congnegationen iu 
eine» aus zwei Provinzen,. der polnische» upd htbauipchep?, gebildete 
unter einem Protoarchiinaiid^itien, sowie dißi Alternative von beiden 
Provinzen, ein^eführt, so dass dhf erateu)L*l der Frotaarcbimandriti aun 

der lithauischen OrdenEjprpyinn, die, ponsultereu upd ,Secretäre in, gleir 

eher Anzahl, nuf beiden Provinzen geyhhl* WdW»/ 

noph verschiedene Entscheidungen getroffen 6 ), »Am, 30. JVf&fjB: 4 174^ 

der .Propaganda; beratheu W4 jenp pecrpte dwch 
den pöpsüicheu^Erlasf af de» ru^nf^ei^^eMPPohten Athanaabw 
Szeptychi und Be Archimandriten des Ordens Vom 2. Mai desselben 


*; f .K.J ..i '.V . >. • : •.« 1 • •: .!• • < 

1) Moroni t. IV. p. 181. 

2) Bened. X&V» *Cop|ft.j©it« ^§. 8« 4» . ./fr 

.. , ,^$»pst.^t.v§g..4-Hbii, n;> .... . ■ • • > 

. 4ri RonWW. fc.Xiy. .*.;44,•• ..../ 

6) Bnlll tlp. 97. Const. 66. Et*i dubitar«. , 

6) Const Inter plorM g. 6. • \: ■/ , 





■ t.nüsj i: iPrtfdMflümtfcrtwirttt:I4tn l a tfeutfl. TO 

Jäh reg apptobirt, nhr‘ Urft einigen Asndenmgfenia dsmäntgeiegtoA 
Entwurf 1 ). Er wurdeiwbswmderd •bestimmte <ll)HIn'>deB beM*n :Bro4 
vtnderi ig«ntteftwamed>'Afcten sbll der'Titel: Ordbrie SoBasiliiiM. Ru- 
tbtnoiium btflhd*, fa ^n beBOfldeteBi der 'jeÖer iProTindl ^Sü TrmitatiJ 
Uriitorwth uncH'Proieritionis Beates skpae tiVirginis) • i gewahrt! wetdeae 
S^Die vbn de^ ’Provitfa Lithauen* *n tfci *i polnische ’tgeecKeHaneliAbu 
tretungdes Boosters Ldblm ‘>wird'gertthmigt,die Entscheidung ' übefc 
nrBif'andere Küster abür vertagt. vto UrbtteiVM/fär dik 

MbhulMite'Prdviwi' erth)bteter^bsjpitiittniJni/SMtty ’soWte dik Alumnate 
inbdenl » «verschiedenen 1 Colifegiew' gtehitann von < nni lianofler > rittet* «OmW 
gWigatten, nitefct mehr einör Ptovin»fl). 4) i in* alten »An klfoterliobeu 
AMten ' hat 1 der ProtoaidrimanÖrit dert Vertritt ;!vörden Archiinahfliteatv 
ite. fiebrigen 1 aber* 1 satt i die bisherig« GteteoWkeit 'in < Kraft’bleibeti*);* 
5)!>Der > PTOtoar^himbndrit• oder’ ö*neralabt'>h*t" fn' allen‘ mit 1 Aebtefc 
versehenen KlösterA 1 die Jurisdiction 1 ÜbeC'die Kiesterg^ttk ’Md idto 
Per^onender Mönche; der Metropolit über hat irt diel innere Regierung 
des KlöSters sieb'nicht eiHHtteisehea’}’wib’er dike auch seit 1096) 
dein' Orden und gebiete Generalabt ’gatlü’ überilees.' 1 Einstweilen’ soll' eT 
diebis" da/hin geübten Rechte ferner*' ausübend <6) BdbhTedd des 
Getieraibfots 1 soll' 1 der ’ efete" Cenboito» dür* ‘ Pfcoti nü', welcher der’ Vei^ 
storbene ■angchßrte ,' J bis zur Neuwahl 1 den ^.(teilen ! lei Wh■' hathdeui ’ er 
ddm Metropoliten den Tod geteeldet*) 1 dem’ er ' die* 1 gelMhrehde' »Ehter 
Uted Ehrerbietung*’zh 1 erweisen hät.-'tf) Die 1 Riten 11 der orientalischen 
Siteehe und^tereh die ■Constitution- 'Demaadatatovorft ^4. 1 ©eetteber 
l’fW müssen bei Strafe'"des* Vdrluetfeg' des aktiven 1 ’Und pa^v^n 
Wahlrechts bteobafchtet Wd beschweren' 1 Wetdefi. ' S)’‘Der GenteralprcM 
te^ater*’ dkl' • Ordens 1 "WirdVOm 1 ‘GefteraÖcapitei 1 • brwlfclt ’tiüd ‘hierbei 
«Wischen den'dwei• Provinzen 1 alternirfy bö’‘ dass* ‘So oft der’Pretoafchi 1 
mandkt ’teiS' der ‘ einen 1 ipsotine ist, 1 der ■ 'Gerieraiproenrbtör ‘ bus der f a*r* 
deren zu wählet; ist. 9) Der Generalabt kann die TötfslSr persönlich 
©i$er duroheinen Apreren, visitirgn, so oft einsolchegdurch die Yii 
sitatioa des Provincial* einen NaChtheü' erlitten hat 5). 10) Die Zahl 

i) 'f* -*hl 'tJ-i'-’v) «•' ’• '‘'i 1 - iv * , '/ > i ’rj • i, \.y ’.I äj‘j. , ■ ,< - >:,» 

. ■ +*■■ ' W !• ' ■ *1 !i ■' * !. Io / /. rI 

rK IyCctotf. afcifc 7*.£daat *>&opm taUfcm 1950.$, h 
i) Goüit Inte* flirr* §§. 9-rwia. i rr ;>., 1 

> a) Conit. cit. ^ 16 % , t p . . , . 1 -. » ■! «.• . . < • .... 

• nA) Uh §«' 91*11.. ' <:1 Xi/i J. • ‘i ... J .»• ‘. 

• ’ ' 5) ib.,|§» 9g-mW.: . 1 . i , - ' ,r,u ,U •• 

’ii 

. f: V V ! 4 :•* 1 4 V i . 

M r'. J.ifi: .« 

A)C ) i ;j ‘ Uli .»! /i ; ; Mj. ^ .Mi. ) <; 
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dee.Stiasniberßchtigten> heim ,ß**Araicapitel wird > feetgetfctiit.fyfünndi SO. 
Unfern gaaii jmheriKlBstenmit aiidenwBi.iuis^ropi’dchje« 2 ).t - f trii«iuH 
i[j( lEiriigetfeh* Wichtige: Klagen ibllbben datoale itiocfriKnerledigk. 
Bjfcibrfeffe' derselbenciWäiy dbt rdie iBasrliäiiaiäbtef «PmrittetHxto 1 demuProfesH 
Mohtamnänten/ .pder - demi Itf etrapelitian' Unterstehen sollten, Das > iGc-l 
ndfalcapitet war »derfi Ansicht gewesen »idet- Pfotoatcbitnaadrit habe 
de^ Vietütaonsrecht über: die: I Personen n der Mötichey aiber »Seht über 
i\b Arcbtithstndrifejl 1, idie amtoittelbar. dem hfotropohlefc .unfteiwetrim 
seien *;i SO difts .der öeweHalabtrnbaiirKAigent wdden dter Aehte-tntf rdeUf 
Mefnopoliten Bericht/nfioi :erstatten,!habe.i Bbnedict KlY. batte,; die» 
UttfortYttftLhg der Athte i iunter die ümnSttelböre Jutisdijetfcm de» Oe« 
oe««iäbta> flit,etsprJes9Hcheri ,tmd/ dem geltenden Recht»! entsprechende*, 
eiklärt; l;daimita eich dhet fist^die jmfedictiö- iaimediate. metrpftelijtaBii 
s»ftfv«rs<*ätdeaS! DeO-ele.il der!if.ropegandfc.i und der: Oongregption | des. 
hödentisiscbtti■ Gosttfls•*!i Auf.iErlftsse ;Utfaab’s VICE .und 1 sonstvorg*? 
legte Doepme»teibei!ie£; ad w eiltei der- Rvpät nicht > vor geüaaer.PriN 
hmgt oller Akten ,41$ Sackfr/ en4swh$Mk»\ a )« Es i hatten zweitens die 
Achte dernbeideÄi Providsep i auf daai,pe»sive' Wahlrecht: soriStpHfe 
des öenerralebts verzichtet * so. dMSrfle «ßhieH, :ea »olle nen eia ieiub 
faeher; Mönch,i dir diese,Würde gewählt>werden, j Der Papetf, schob 
apch hier die. Eatspheideng eiif,iindem ersieh' begpttgte^riden .Ajw- 
sehlpßSi dflfilMßachcj,;, die, noch nicht Pjrofesßnßbgßtegt,, leataopteliep^ 
, r > : i wdiaehdoini rühertfidieaei Frage*», geeignete) Oecumonteii vergeh»# 
waren> ^upde äwübeRj« bewertivor,,;dem Papste;,geMHteoepi SMewK 
am,fl3, ^ 0 Kamber, -IjHfö veifhandelfcDie Resultate »achte Reoedict XJYj 
iPT ^npr, r .Constitution y<RPj gO,i MMi Uhü 1 bekannt)ward ! CfW 
schieden » rdasai die Archlwenärttefti dern unndttelbarop,4urisd}cti<*ni de» 
PfRtowchipiaüdriten, jantewtebeq »■-; vom .de«* : eie n ihrev4netetUatte»- «f s 
helteftjj während!, die, ^psöthtion. > der. i MßtwpqM* ^ flithpikt ,,,m jidüMf» 
TTTTT^T^ i' 1 *}7>r7T *»ih a<,rJ tddKvur.c) ml .J-a :i.\ no* *b 

1) ib. §. 27. Stimmen sollen unter dem Metropoliten als Vorsitzenden^ 1) die 
CoÜÄultö'ren iHÄl' Scc^tare d6^ Ge^yraifebti 1 Sriii‘ Prohtiui&f{ 2 ) J “40* Möitttie* kiÄ 
jstkftdert fceidtefa Provtoinjf ^thr* dfe »Wähl. 4ear^Pipto%jW8wpiiidrit4n 'tärnmtwtilbt 
selben mit dem Erwählten für die Wahl zu den niederen Ordensämtern ab. Nähere 
Bestimmungen über die Auswahl dieser Votanten soll der Bisohof von ZenopoUs ent¬ 
werfen und an die Propaganda einreichen. (§. 28.) 

2) Klöster, die kaurii dfwetfofte* -Ä*ör «önell*^emäbrfenTkÄuisn r ts<dl de# Metro¬ 
polit mit dem Protoarohimandriten und dem P^civiiltial; wie- gfcen Odn^ultorbii^uniren. 
(§. 29.) Bened. XIV\ spendet in dieser Constitution dem Eafeblsolkof Athanajlius und 
dem Präfeoten der Propaganda Cardinal Vincenz Petra Bischof von • Bräjfestt <ilnd dem 
Cardinal-Relator Aloys Carafa, Bisohof von Albano, wegen BelhttSdns-für di^ Ruthe- 
nen reiches Lob. 

3) Const. Inter plures §§. 15. 17—20. 

4) ibid. §. 14. 

5) Const. Super familiam (Bull. t. IV. p. 179—181.) Const. 56. 



. Der BadUanerorden bei den Butbenen and ln Kalten. Bl 

Hände sie auch den Obedienzeld abeulegen haben, woriii sie auch 
die Beobachtung aller apostolischen Constitutionen angeloben müssen 1 ). 
Ferner .ward entschieden, dass die Archimandriten sowohl beim Pro* 
vindal- als beim Generalcapitel aktives und passives Wahlrecht haben 
und in der Zahl der Wühler miteinbegriffen sind. Es kann nebstdem 
der Archimaadrita-Generalis seine Visitation auch über-die einzelnen 
Archimandriten erstrecken und diese bei derselben nöthigenfalls vom 
Amte., snspendiren, unbeschadet des den Suspendirten zustehenden 
Rechtes, an den Metropoliten als Delegaten des heiligen' Stuhles in 
devolutivo, und wofern der Protöarcbimandrit zu mfamirenden oder 
sehr gravirenden Strafen vorschritt, auch in suspensivo zu appeüiren: 
Auch ausserhalb der Visitation kann an den Metropoliten in der¬ 
selben Eigenschaft appeUirt werden, wenn der Protoarehimandrit, was 
er nur in regelmässigem Process und mit dem Beirath seiner Consul- 
toren zu thun befugt ist, in Criminaisachen gegen solche Achte ein 
schwere Strafen bestimmendes Erkenntniss erlassen hat Alle Mönche 
können überdies wegen ihnen zugefiigter Beschwerden gegen den 
Protoarchimandriten - an den Metropoliten als Delegaten des aposto¬ 
lischen Stuhles reenrriren, unbeschadet der Autorität 1 der Nuntiatur 
und des römischen Stuhles 2 ). ’ •■■■'■ 

Viele päpstüehe Erlasse 3 ) bezeugen die Sorgfalt des römischeh 
Stuhles für die ruthenischen Baeilianer. Benedict XIV. enthob sie 
ihres vierten Gelübdes, keine Bisthiimer and Archimandriten Ohne Zu¬ 
stimmung ihrer Oberen anzunehmen und beseitigte die auf dessen 
Missachtung gesetzten Strafen 4 ). Als später die Zahl derselben seht 
abnahm, indulgirte Pius VH. 1822, dass unter den Huthenen'aiich 
Lateiner in. den Basilianerorden eintreten dürften 6 ). Aber Kaiser 
Nikolaus hat dem einst so blühenden-Orden den Todesstoss versetzt, 
so dass nur noch schwache Ueberreste von ihm sich finden. ‘ 

Auf österreichischem Gebiete bestehen noch etwa 36 Basilianer- 
eonvente, worunter zwei Nonnenklöster; die Zahl der Religiösen wird 
auf 150 angegeben. In Galizien behauptete der Orden noch "eine 
gewisse Blüthe; einige der Convente sind in ‘Ungarn und ‘Sieben¬ 
bürgen 6 ). 

Italien hatte für die unirten Griechen ebenfalls mehrere Ba- 

1) ib. §. 2. cf. Const. Inter plures §.22. 

2) Const. Super familiam §§. 3r-6. . *’ > •' 

3) Bullae et Breyia summorum pontificum Congregationem Ruthen am Ordinis 
S. Basilii M. concernentia. Pocsajoviae 1767. Vgl. Mejer I. S. 455. N. 1. 2/ 

4) Const. d. d. 12. April 1753. Bull. t. IV. p. 40-42. h. 15. < 

5) Bull. Propag. IV. 397. 

6) Kathol. Blätter aus Tyrol 1$56. Kathol. Wochenschrift 1856. Nr. 52. [Vgl. 
oben S. 75. Note 3.] 
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siUaner, Von diese» hatten aber .mehrere unter Sixtus TV.' 147$ den 
lateinische» Ritus erwählt; die übrigen suchte Gregor XIII. 1573 zu 
reformiren und ordnete die Abhaltung eines Generalcapitels an, das 
nach Panl’s V. Weisung vom 15. Mai 1620 alle sechs Jahre gehalten 
Werden solltef). Dasselbe wühlte den Generalabt in der Regel; oft 
aber .wurde dieser'durch päpstliches Breve auf längere Zeit bestätigt, 
htyweijen sogar,auf .Lebensdauer ernannt?).: Ausser der obenerwähnten 
4>htei von; Grottafprrata bestehen noch Klöster und Hospitien, wie zu 
Bomund Palermo 3 ). Selten^ ja wie es scheint, fast ganz ausgestorben 
find ip Italien die Basilianerinen. Alexander VL gestattete den griech¬ 
ischen Nonnen von Palermo wegen der Schwierigkeit die nicht mehr 
imiVplkf, gesprochene griechische Sprache, zu erlernen, ■ den Ueber¬ 
gang zum lateinischen Ritus mit dem Dominikanerofficium; Innocenz XL 
schrieb, ihnen 1680, das römische Brevier vor. . Nach und nach nahmen 
alle Basilianerinen in Italien dein lateinischen Ritns an; nur die von 
Messina behielten den griechischen sträng bei *). 

,, Die in .Spanien .begründeten Basilianerklöster waren 1577 von 
Gregor XHI. dem italienischen Generalabt unterworfen und zu einer 
JJrovin* vereinigt worden» Clemens VUI. trennte 1605 die reformirten 
Basilianer von den nicht reformirten. Sie hätten einen eigenen Ge- 
neralvicar, der von den Provinzen erwählt und vom Generalabt be¬ 
stätigt ward. Die ; Aemter durften nur auf drei Jahre ertbeilt und 
wer einmal .Oberer war, auf sechs Jahre nicht, wieder gewählt. werden, 
jünter, den spanischen Brasilianern brachen viele Streitigkeiten aus, 
welche in den Jahren 1639, 1641, 1646 und 1660 die ^Päpste Ur¬ 
ban VIII., Innocenz X. und Alexander. VII. beschäftigten 3 ). Später 
finden sich diese Basi)ianer in päpstlichen Erlassen nur selten.erwähnt 6 ). 
, (i Benedict X1Y- hielt die von früheren Päpsten der italienischen 
basilianer Kongregation verliehenen Privilegien vollkommen • aufrecht. 
Bezüglich d,er nicht zu ihr gehörigen griechischen Mönohe bestimmte 
er,, dass sie, ip Allem der unmittelbaren Jutisdietion der lateinischen 
Ordinarien unterstehen und strenge alle Vorschriften über Beobachtung 
des griechischen Ritus einzuhaltea haben, 7 ). Von der griechischen 


; 1) Dap. bestätigte Bened. XIIJ, am 12. Jmft 172$. Const. Expom 99. Bull. 

Rom. XIII. p. 219. 220. ed. Luxemb. 

2) Moroni t IV. p. 182. 183. 

3) Notizie st&t. p. 110. Moroni IV. p. 180. 

4) Moroni 1. c* p. 175. 

5) Moroni p. 183—185. 

6) So im Breve Leo'* XII. voifc 24. Eebnt&r 1824. Exponi Nobfs. Bull. Rom. 
Cont XVI. p. 26. 27. 

7) Const. Etsi pastor&lis g, 9. n. 22. 23. p* 82. . ‘ 
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Cöngregation des Oratoriums in Sicilien war bereits oben (Absclin. I.) *) 
die Rede. Öas Kloster und die Mönche von Grottaferrata gemessen 
die seit Eugen ffl. (1145) anerkannte passive Exemtion von der Ju¬ 
risdiction des Cardinalbischofs von Tusculum, haben aber nicht die 
bischöfliche Jurisdiction über Klerus und Volk des Territoriums. Die 
mit der Abtei verbundene Pfarrei soll in der Art besetzt werden^ dass 
dfer Commendatarabt dem Bischof von Tusculum einen dem lateinischen 
Ritus zugewie'senen Regularen oder auch Weltpriester präscntirt, der 
dtinn in Allem, was sich auf die Seelsorge bezieht, dem Ordinarius 
büch ‘den tridentinischeri Bestimmungen unterworfen ist. Obschon 
dem Commendatarabt, 1 falls er die bischöfliche Weihe hat, jährlich 
einmal die Firmüng ‘in der Abteikirche zu ertheilen, ferner die Appro¬ 
bation von Beichtvätern und die Ermächtigung für Ehepröklamationeü 
der zur Pfarrei gehörigen Brautleute zu concedirert gestattet 1 ist, sd 
sollen doch in allem Uebrigen die Rechte des Ordinarius' gewahrt 
bleiben und namentlich EheprocesSe aus der Pfarrei hur vom bischöf¬ 
lichen Gerichte verhandelt werden. Zudem Sind die im Concll vob 
Trient dem Diöcesanbischof auch bezüglich der exemten Klöster zu¬ 
gesprochenen 'Befugnisse aufrecht erhalten 2 ). '' : ' ' 

1 b) Die Armenier hatten frühzeitig ihre 1 'eigehe Congrfegatiöh 
von Basilianern. Mit 'Cäsarea, dem Bischofssitze des 1 grossen 
Basilius, •‘waren' sie seit den Tagen Gregors! des Erleuchters in engerer 
Verbindung und' bis tief-in das siebente Jahrhundert hätte das grie¬ 
chische Kirchenwesen immer noch grossen Einfluss auf diese Nation, 
so sehr sie auch seif der Synode von Chalöedön ihre eigenen Wege 
ging. Uin 1830 wurden : mehrere armenische Basiliaher durch den 
Dominikaner , fearthblomäns von Bologna zur katholischen Kirche ‘zu¬ 
rück geführt, die man Fratres uniti, auch' Franchl Armeni bannte. 
Viele, die mit den ‘Lateinern in engere Berührung gekommen waren, 
traten 1356’ mit Erlaubniss des Papstes InnöceiiB VI. in den Prö- 
digerorden ein und bildeten so die Domimkanerprovinz von Naxivan 3 * * * * 8 ). 
Ebenso nahmen die um 1307 nach Genua geflöhenen armenischen 
Basiliaher, die dort die Barthölomäuskirche erhielten und andere Nie¬ 
derlassungen in Italien gründeten, unter Innooenz VI. die Augustiner* 


1) S. 192. des vorigen Bandes. 

2) Const. Inter rnulta 24. April 1747 Bull. Bened. t. II., p, 125—129. Ueber die 

Jurisdictionsrechte des Erzbischofs von Messina und des Commeudatararcjiimaudriten 

des Basilianerklosters dieser Stadt ward am 23. August 1729 eia Vergleich geschlos; 

sen, den Clemens XII. am 8. März 1736 bestätigte (Bull. Rom. t. XV. p, 53—58.) Dio 

Constitution Benedicts Uber Grottaferrata hat aber Leo XII. am 12. Nov, 1824 durch 

die Bulle Inter cetera* (Bull. Rom. Cont. XVI. p. 278—282.) modifioirt. < 

8) Bened. XIV. ep* ad Archiep, ßhod. 29. Dec, i755 §. 6, (Bull. t. IV. p. 157.) 

6 * 
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regel nnd das römische Brevier an; ihre Congregation wurde aber 
wegen innerer Zerwürfnisse von Innocenz X. am 24. October 1650 
ganz aufgehoben. Unter Clemens XI. leisteten 1706 zwei nach Rom 
gesandte Mönche der häretischen Armenier aus Naxivan im Namen 
ihrer Ordensbrüder dem römischen Stuhle Obedienz; diese unirten 
Mönche dienten in den Missionen und blieben längere Zeit, obschon 
In geringer Anzahl, der Union treu*). Nach und nach erloschen aber 
die katholischen Basilianer unter den Armeniern ganz und ihre Wie¬ 
derherstellung scheint wohl zunächst durch die Gründung zweier 
neuer Orden entbehrlich und zugleich unthunlich geworden zu sein. 

Während der heftigen Verfolgung der katholischen Armenier im 
Orient im siebenzehnten Jahrhundert zog sich .Abram Atar Poresigh 
mit zwei Priestern und mit Jakob Hosepian (dem späteren Patriarchen 
Petrus II.) auf den Libanon zurück, wohin ihnen mehrere Geistliche 
ihres Ritus folgten, mit denen sie ein Kloster de SS. Salvatore grün¬ 
deten. Von ihrem Schutzpatron, dem heiligen Antonius dem Einsiedler, 
den auch die Maroniten sehr verehrten, hiesen sie Antonianer. 
Sie modificirten die alten Mönchsregeln und verpflichteten sich zu den 
drei Gelübden und zum Missionsdienste; das Novidat sollte zwei 
Jahre daueru, der Generalabt auf drei Jahre gewählt werden. Im 
Jahre 1753 sandten sie behufs besserer Ausbildung einige Religiösen 
nach Rom, wo nachher (1761) ihr Generalabt Gregor Nipot den Palast 
Cesi nahe am Vatikan erwarb, der in ein Kloster des heiligen Gre- 
gorius Illuminator umgewandelt ward. Clemens XIIL bestätigte diese 
Stiftung, die besonders die Ausbildung tüchtiger Missionäre in das 
Auge fasste. Unter Gregor XVI., der dem Generalabt die Pontifical- 
insignien gewährte*), war die Zahl der in Rom lebenden Religiösen 
auf 17 herabgesunken, worunter sieben Priester einschliesslich des 
General-Procurators und des Abtes; aber viele dort gebildete Religiösen 
waren auf verschiedenen Missionsstationen thätig. Am Libanon, wo 
der Generalabt residirt, bestehen noch zwei andere Antonianerklöster, 
die dem Patriarchen von Cilicien als Missionäre behilflich sind 1 2 3 ). 

Einep neueren Zweig der Antonianer bilden die Mechitari- 
sten, gestiftet von Mechitar aus Sebaste in Kleinarmenieu (geb. 1676, 


1) Moroni Diz. t. IV. p. 180. 181. 

2) Breve Tuum monachorum 11. März 1845. 

3) Moroni Diz. t. IL p. 224. 225. Notizie stat. 1843 p. 33. 34. 174. Mejer I. 8. 
486. 525. Im Jahre 1853 war Timotheus Tellalian Qeneralabt; P. Arsenius Angiara* 
kian vom römischen Kloster des heiligen Gregor, jetzt Erzbischof von Neucäs&rea, 
sammelte damals auch in Deutschland Almosen für die Missionen und Klöster des 
Ordens. loh hatte in dieser Zeit Gelegenheit einige Tage mit ihm zu verkehren. 
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Priester seit 1696, + 1749). Um 1700 hatte er den Grund zu die¬ 
sem Vereine gelegt, und zwar in Galata. Von da durch die Verfolgung 
des schismatischen Patriarchen Avedik vertrieben, wanderte er mit 
seinen Schülern nach Modon in Morea aus, wo ihm die Republik 
Venedig den Bau eines Klosters gestattete, für das er von Clemens XI. 
die Genehmigung erhielt 1 ). Seit 1715 aber wurde der Sitz der Con- 
gregaüon auf die Insel San Lazaro bei Venedig verlegt. I>ie8elbe 
wählte sich mit den durch den Ritus gebotenen Modificationen die 
Renedictinerregel aus, wesshalb die Mönche in Italien auch Antoniani 
benedittini genannt wurden J ). Unter dem zweiten Generalabt Stephan 
MeHkonian (1750—1800) bildete sich eine zweite Mechitaristencon- 
gregation in Triest (1773), deren Sitz 1810 nach Wien verlegt ward, 
während nachher auch in Triest ein Hospitium wieder aufblühte. Die 
venetianische Cong’regation hat einen Generalprocurator und das Ho¬ 
spitium von St. Joseph in Rom. Beide Congregationen, von General¬ 
äbten geleitet, zeichnen sich ebenso durch wissenschaftliche Thätigkeit 
wie durch ihre Missionen in Siebenbürgen, Russland und der Levante 
aus, die Generaläbte wurden darum auch mit der 'erzbischöflichen 
Würde vom päpstlichen Stuhle geschmückt und können ihre Zöglinge 
selbst ordiniren. Mehrere Hospitien wurden nach und nach gegründet. 
Die Mechitüristen legen neben den gewöhnlichen das vierte Gelübde 
ab, nach Kräften den katholischen Glauben, vor Allem unter ihren 
Landsleuten zu verbreiten. Die Mehrzahl der Mitglieder entscheidet 
über die Zulassung der Novizen, die alle Armenier sein müssen; sie 
werden sorgfältig unterrichtet 1 und streng geprüft. Die Mönche hal¬ 
ten dreimal täglich Chor, kommen in der Beobachtung der Fest- und 
Fasttage dem römischen Ritus sehr nahe, wobei sie aber die nationa¬ 
len Einrichtungen festhalten und die Heiligen ihrer Nation besonders 
feiern, und haben das gemeinschaftliche Leben sehr gewissenhaft 
durchgeführt ®). 

c) Bei den Maroniten finden wir den Orden der Antonia¬ 
ner, der gegenwärtig in drei Congregationen zerfällt 4 ). Bis 1757 
bestanden deren nur zwei: 1) die von St. Elisäus oder auch Anto¬ 
nius, von Clemens XH. 1732 approbirt 5 ), 2) die von St Isaias von 

— t , 

1) Decr. Congr. Prop. F. 2. März 1711. 

2) Moroni 1. c. Notizie stat. p. 35. Me}er I. S. 486. 487. 

3) Viele interessante Notizen Uber die Mechitaristen finden sich bei Hurter: 
Ans dem Leben des Aristaces Azaria, Generalabts der Mechitaristen, Erzbisehofs von 
Cäsarea. Wien 1855. und bei H. Lämmer in der Conversionsschrift Misericordias Do¬ 
mini. Freibarg 1861. S. 124 ff. 

4) Moroni t TL p. 226. 

5) Breve Apostolatas officium 31. März 1732. Bull. Prop. t. 11. Append. p. 47. 
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demselben Papste acht, Jtthrn später genehmigt- 1 ). Ja folge ganz 
ähnlicher Zerwiirfnfrse, wie wir sie ob,en bei den Gräpomelchiten in 
der Congregation von St., ^ohapnes Baptiata gesehen haben, -aber viel 
früher spaltete sich die erstgenannte Congregation Finder in..Aleppi- 
n^er und ^ajaditen , welche. Tbejlung Clemens NIV. untpr Anweistfeg 
bestimmter Klöster ,für die beiden Fraktionen bestatjgte 2 ),, r nachdem, 
sclfon .CJlemen^ XIII., 1759 in den Streitigkeiten des Patriarchen To* 
bias Petrus von Gaza mit den Mönchen vom Berge Libanon hatte 
i.ntervenfren r müssen 3 ). Die frutQniaper vom.Berge Libanon (Bahuti"' 
fen) verpflichten jßieh zu Keuschheit, Armuth, Gehorsam und De¬ 
nrath, leben von Handarbeit und insbpspnderevoim Feldbau«, dem ein 
^heil dieser Möncfr? (die LaienhrüdQ?), ganz sich- iwidmpk ^hrend der 
ändere 4 (Irrigster und Kleriker) dep Studien Qbfregt . Leben is$ 
sehr strepge^ das, Fasten dem gräcomelohitischen analog, die Zahl 
ihrer Klöster und ihrer Bewphoej; •. bedeutend; auch -zTyei Nonnenklö¬ 
ster stehen unter den Baladiten*), Ihnen stehen an 25 Klöstern zu,- 
den Älpppinem 6.,, den,. Isaiajapru ,13 oder j£ 5 ). Die Gepmraläbta 
von St. Flisäus und St. Isaias nahmen mit je vier Desioitofen An- 
theil an dep Berathungen des NatipnaliCnpeils yop, 1^36 6 ), 

. Diese Congregationen stehen nach (ien ,vop Clemens XIII. ^.neuer¬ 
dings wiederholten Beschlüssen der genannten Synode unmittelbar unten 
den Ordinarien, mittelbar unter dem Patriarchen., Die Statuten derseL. 
ben sind fast in aljep wesentlichen-Punkten ganz gleichlautend. Den 
Generalabt unterstützen in der Regel vier Begupepi;. der. Klostefabt 
kann sich .qipen jV'ikar wählen, er ernennt den P^ppurator oder 
pomen,, der ihm ippnatlich Rechenschaft abzulegen ,hat; drei älteres 
Mönche wirken als Consultoren; d er Beichtvater und Spiritual, .de? 
Präfect der Kirche und der der Bibliothek werden .besonders aufge¬ 
stellt. Alle drei Jahre soll die Generalcongregation,,und ; die yisjUhf* 
tion der Klöster durch den Generalabt Statt finden. Es sollen die 
Regularen alle, acht Tage, beichten^ ein .zweijähriges Noviciast halten, 
und jährlich am, Feste des heiligen Antonius (17. Januar) die Gelübde 

die'Regulae et constitufciones dieser Mönche erschienen gedruckt (zu Rom im Jahre 

vrs* •=:, . ... »•••• • • • • •= 

1) Breve Misericordiarum Pater. 17. Januar 1740. Bull. Propag. t. II. p. 309- 
seq. die Regeln wurden 1741 in Rom gedruckt. 

2) Clern. XIV. Brave Ex iujuncto Nobis 19. Juli 1770. Bufl. Prop. t. IV. p. 126. 

3) Bull., Propag. t. IV. p. IQ. ■ 

4) Vgl. Jvotizie stat. p. .43. 44. Mejcr I. S. 489. 490. 

5) Moroni, t. II.jp. 175. 

' 6) Bull. Bened. XIV. t. I. p. 34. §. 4. 

7) dem. XIII. Coust. Quamquam 22. Aug. 1767 an den Patriarchen Joseph 
Petrus Bull. Rooj.. Cont. t, III. y. 4^5..446... . 
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ernenert werden. Der einfache Habit vört schwarzer Wolle mit Schwar¬ 
zem Gürtel darf mit keinem anderen vertauscht werden *). Den Kleri¬ 
kern ist das Studium deT heiligen Schrift,’ der Väter und Theologen, 
sowie der syrischen und arabischen Sprache eingeschärft, in den von 
Clemens XII. 1732 approbbteh Regeln auch das der hebräischen, 
griechischen und lateinischen Sprache 2 ). Die Priester haben fünfmal 
des Tages Chor 8 ); sie werden nur Seelsorge und für Missionen ver¬ 
wendet; das aettve Leben soll mit dem contewplativen bei ihnen ver^ 
einigt sein. Sie leiten die Frauenklöster, hn Gänsen sieben, die ähn¬ 
liche Regeln befolgen. Die 'Nonnen dürfdn mit Erlaubnis« des Patri¬ 
archen von einem Kloster’ zum änderet! übergehen. Man zählt' an 
200 Nonnen nnd 1000“*) bla 1600 5 ) Mönbhe, wovon etwa 600 'Prici- 
ster sind. In Rom hatten die Antonianer 1707 ein Hans and Garten 
bei der Kirche St. Marcellini et Petri in der Nähe des Lateran er-» 
worben, unter Benedict XIV! erhielten sie Kirche und Hospiz tos 
St. Antonius- nahe bei St Peter in vinculis, die Beit der Tlei- 
hmg der Cöngregation von St. Elisäas den Aleppmerh znfielen/ 
deren Procurator dort seinen Sitz hat 6 ). So rühmlich auch im Gan¬ 
zen die Haltung der inaroiiiti8cheh Regularen war,' so fanden sich 
doch öfter untur ihnen mantgfäche Uebdstände und Misshelligkeiten, 
die zu Unruhen und Kämpfen führten, an denen mehr oder ■ wbnigeh 
auch Weltleute sich betheiligten T ). Abgesehen von kleineren Contover- 
sen, wie dem unter Gregor XVI. verhandelten Streite über das Pa¬ 
tronat des Klosters des heiligen Artemius 8 ) nnd den Zwistigkeiten der 
Aleppiner und Baladiieu wurden mehrere Missstände im maronitiseheri 
Klosterwesen ans den Bullarien ersichtlich. Besonderen Aftstahd er*' 
regten die schon durch gfte Canones und Gesetze 9 ) Verbotenen mona- 


. 1) Vergleichen wir dis 1740 für die Isaianer approbirten Statuten mit den litt 
genehmigten Regeln, so findet sich meistens eine wörtliche Uebereinstimmong. Die, 
ersteren haben im ersten Theil zu cap. 14. de oratione vocali §, 3. nur einen kurzen 
Zusatz, mehrere c. 16. de SS. mysteriorum communione,' während c. 17. Ringes fehlt, 
was. die von 1732 enthalten u. s. t 

2) In letzter 60 tatst es: Praeter syriacam et a^abicam liuguam, quas uecessario 
oallere debent, ourabunt etiam disoere hebraioam, graecam et latinam. In den Regeln 
der Isaianer von 1740: Syriacam et arabicam linguam probe callere curabunt nt sacras 
Scripturas et Patres Doetoresqne legere atque Interpreter! valeant. 

3) Auch die Laien nehmen regelmässig an den canonisehen Tagaeiteo Theil. 

4) Moroni t XLI1I. p. 130. 131. 

. 5) Notisäe stet. p. 171, Mtjer 8, 624. Moroni L ew p. 126. 

6) Moroni L e. p. 114. 

7) Moroni 1. c. p. 130. 

8) Breve Fraternität» tuae 6. Sept. 1836. (Rull. Prtlp. V. p. 124.) , 

9) Conc. oecum. VII. can. 20. (Grotian c. 2t. 0. XVIII. q>< 2.) L. 44. Cod. 4« 
Episc. et Cler. 1. 3. 
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steril duplicia, die Verbindung von Manna- und FrauenkJöstern, wofür 
man sowohl öconomiache als aus. den seclsorgerlichen Obliegenheiten: 
entnommene Gründe geltend machte. Oie Beseitigung dieser Doppel¬ 
klöster war von dem Concil von 1736 beschlossen worden, aber nicht 
allseitig, zur Ausführung gekommen Noch unter Pius VXL wurde das 
Verbot erneuert 1 2 ) und der dahin zielende Beschluss einerßynode des Li¬ 
banon bestätigt und eingeschärft; es kam .anch grösstenteils zum 
Vollzüge; nur fand sich 1336. in dem Doppelkloster von St. Elias 
die Trennung noch, nicht durchgeführt, die von der Propaganda wie¬ 
derum geboten wurde 3 ). Auch an anderen Auswüchsen fehlte es 
nicht ganz..' Eins gewisse Anna Agemi. hatte Nonnen vom Herzen 
Jesuundeine Bruderschaft desselben gestiftet and für sich eine schwär¬ 
merische Verehrung zu gewinnen gewusst, so dass sie selbst Bischöfe 
täuschte und für die von ihr verbreiteten Irrtüraer gewann. Bene¬ 
dict XIV. unterdrückte die von dieser Anna, gestifteten Vereine, be¬ 
fahl, die ihr anhängenden Nonnen in andere Klöster zu versetzen, 
und verbot die Bücher, welche von den angeblieben Wundem und 
der Heiligkeit dieser Nonne hanhelten 4 ). Aber noch Pius VI., der 
dieselbe für eine Getäuschte und Visionätin , ihre Heiligkeit für eine 
falsche erklärte, hatte .mit den Nachwirkungen ihres Einflusses bei 
den Maroniten zu kämpfen 5 ). 

d) Ueber die an Gliederzahl nicht bedeutende Gongregation der 
Antonia,ner des heiligen Hormisdas bei den Chaldäern 6 ) 
fehlen genauere Nachrichten ; wir finden einen Genaralabt P. Elisäus 
Eliäs, der in Mesopotamien residlrt, im römischen Staatshandbuch 7 ) 
verzeichnet.' 

e) In Aethiopien war eine Mönchsoongregation vom heiligen 
Antonius mit Basilianerregel unter Leo X. und Pius V. errichtet und 
erweitert worden 8 ), die aber später verfallen zu sein scheint; ausser 
einem unter Gregor XVI. in Rom residirenden abyssinischen Mönche 9 ) 
fanden wir, von diesen Antonianem oder Basilianern keine Spur. 

f) Bei den Syrern gibt es keine eigentlichen Mönche^ sondern 
nur in Communität lebende, unverheiratete Weltpriester; der Name 


1) Breve In eommuni ft. Nov. 1816 (Bull. Prop. IV. p. 965 seq.) 

2) Breve Quod de «onstanti 30. Mai 1819 (Bull. eit. p. 376 seq.) 

3) Dahin ist Meier"» Angabe (I. S. 430.) au präcisiren. 

4) Const. Ad supremam 4. Januar 1748 Bull. Propag. Append. II. p. 160. 

5) BulL Prop. 1. o. p. 226 seq. 279 seq. 

6) Notizie stat. p. 45. 117. Mejer I. S. 490. 526. 

7) AnnuaHo Pontificio 1861 p. 485. 

8) Moroni Dia. i. II. p. 227. 

9) Notizie stet. p. 36. Mejer S. 487. 
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Congregation : des heiBgen Ephrem und ähnliche weiset nur auf solche 
Priesterhäuser hin 1 2 3 )] Die früheren ßasilianer, welche um 1739 naeh 
den Bemühungen des katholisch-syrischen Erzbischofs von Damascus 
Numetalla Eodsi im Kloster des' heiligen Ephrem waren a ), scheinen 
uatergegangen zu sein. Die Restauration des MOnchswesens wurde 
mehrfach von Rom aus empfohlen 9 ). 

' Zu bemerken ist noch, dass im Orient ausser den mit besonde¬ 
rer Regel ausgestatteten und in der vitä communis beharrenden eigent¬ 
lichen Ordensleuten auch seit alten Zeiten irreguläre, nach eigenem 
Gutbefinden lebende Personen im Mönchsgewande 4 5 6 ) und dann Ana- 
choreten Vorkommen. Die Missbrauche der ersteren, der kloster- und 
regellosen Pseudomönche sind schon in alten Zeiten bekämpft worden *); 
dagegen ist das Eremitenleben den Professen mehrerer Orden, z. B. 
der maronitischen Antonianef ®), gestattet. Man hält dabei an der 
alten Regel fest, dass keiner in die Einsamkeit sich begeben solle, 
bevor er mehrere Jahre im Kloster gelebt und dort die ascetische 
Lebensweise von Grund aus erlernt hat 7 ). 

Der Säciilarklerus der Orientalen steht im Allgemeinen so¬ 
wohl numerisch als geistig dem Regularklerus nach. Bei den Maro- 
niten z. B. zählte man unter Gregor XVI. 500 Welt- und 600 Or¬ 
densgeistliche 8 ); bei den Armeniern in Oesterreich um 1856 an 36 
Säculargeistliche und 111 Mechitaristen, von denen 33 Priester waren 9 )'. 
Bei den Ruthenen Waren im vorigen Jahrhundert so wenige Welt¬ 
geistliche, dass die meisten Stellen, auch Canonikate, Officialate, Pfar¬ 
reien, mit Basilianern besetzt werden mussten und viele Benefi- 
cien zu regulären umgestaltet wurden 10 ). Noch jetzt ist die zur 
Diöcese Chelm gehörige griechisch-unirte Pfarrei in Warschau mit 
einem Propst aus dem Basilianerorden besetzt. Auch bei den Gräco- 
melchiten wirkten bis in die neueste Zeit vorwiegend die Basi- 


1) Mündliche Informationen hatten mich davon überzeugt; ich finde es nun 
auch in deni eben mir zu Gesicht gekommenen Artikel Siria im Dizion&rio von Moroni 
tom. LXVU. p. 29. bestätigt. 

2) Moroni 1. c. p. 28. 

3) Oreg. XVl^ Breve Non sine magno 24. Deo. 1831. Bull. Prop. V. 71. 

4) Die idtoppoftfiot im Gegensätze der Xütvoßtaxot. S. Allat. de consens* 
L. IH. c. 8. n. 8. p. 1031. 

5) Thomassin. de vet.' et nov. disc. P. I. L. DL c. 28. n. 3. 4. 

6) Const. Anton, a. 1732 Parte H. c. 13. 

7) Vgl. ThomasHn. 1. c. n. 3—8. 

8) Notizie stat. p. 171. Mejer 8. 524. Moroni t. XLHI. p. 114. 

9) Kathol. Blätter aus Tyrol 1857. Kathol. Wochenschrift 1857 Nr. 20. 

10) Propter penuriam saoerdotum saecularimn, sagt Benedict XIV . ausdrücklich 
const. super familiam §. 7. p. 180. 
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li-aner. Der Säcularklerus, well verh«irathet,war weniger' einflusß-* 
reich, im Beichtstuhl gemieden und wegen des Mangels an Aussieh- 1 
tea auf Beförderung, da zum Episcopate wegen des CeRbatsgesetzea 
fast nur Regularen befördert werden konnten, auch minder thätig und 
strebsam. Benedict-XI VL. sprach die Besorgniss aus^ dass der ruthe-: 
nische Weltpriesterstand in Nachlässigkeit, Unwissenheit und Müsßig- 
gang verkomme 1 ), wie es bei den griechischen Schismatikern nur zu 
sehr, der Fall war.. Indessen haben viele,: zumal die in der Propaganda- 
zu Rom gebildeten Weltpriester der Orientalen sehr thätig gearbeitet; 
bei den Maronitpn und Gräcomelchiten haben sich viele freiwillig dem; 
Cölibat unterworfen und die Zahl der Säeularkleriker hat sich an ver-, 
achiedenen prtep bedeutend vermehrt; doch sind auch zwischen ver- 
heiratheten und unverheiratheten Weltpriestern manche Dissidien aus* 
gebrochen. Die presbyteri uxorati beschuldigten ihre im Cölibate le* 
bepden Mitbrüder des Ehrgeizes, des Strebens'nach dem Episcopate,. 
^ährend diese jene wiederum des fleischlichen Sinnes ,u. s. f. ziehen. 
An diesen Dissidien findet das- Cöjibatsgesetz der abendländischen 
Kirche eine . glänzende Rechtfertigung. Rom, achtete abpr die 
orientalische Disciplin und die Freiheit der Einzelnen. Die in ,4er 
Hauptstadt der christlichen Welt gebildeten Alumnen dürfen nach vol¬ 
lendeten Studien in die Heimath reisen, ohne höhere Weihen erhalten 
zu haben; sie können dort eine Ehe eingehen und dann sich von ihren 
Bischöfen, ordiniren lassen 2 ). Wollen sie aber in Rom ordinirt wer¬ 
den, so sipd sie zum Cölibate, verpflichtet, weil auch nach der Dis¬ 
ciplin der Orientalischen Kirche eine Eheschliessung post susceptos 
ordines sacros nicht gestattet ist 3 ). Die zweite Ehe yon Priestern, 
die bei den Maroniten vor 1736 öfter vorkam 4 ),, ist aber, auf das 
Strengste verboten. 

Für eine bessere Erziehung uhd Ausbildung des orientalischen 
Säcular- und auch Regularklerus hat der päpstliche Stuhl, ohne Mühen 
Und Kosten zu scheueil, in glänzender Weise Sorge getragen. Vor 
Allem hat er das grosse Weltseminar, das Collegium-.-urbauum de 


t) B.entd,. XIV. llU ad Butheno# 14. Aug. 1753.;(Bull.tV.p.:i>&.): Ob oculos 
vestros ponere non omittimus, ex neglectu, ut ita dicamus, - deri Bapculariß uedem: 
pro venire ignorautiam. Qui&que enim ex jdero saeculap animiim despondet otioque 
diffluit, cum cogitat 7 Kegulares potius constitui in iis muneribuB qbeundis, quae qui- 
libet saecularis non repente, sed paulatim sub magistri et praeceptoris discipjina in- 
structus et idoneus aliquando exercere possk. 

2) VgL Moroni L c. p< 130. 

3) Vgl. Walter, K. jR. §§> 2J2. 213. Bened. XIV. coust. Aljatae §. 22, 

4) Moroni 1. c. p. 121. . > 
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prop*g^inda.%le, (16)2 7) gegründet *) und dauernd unterhalten, aus dem 
die .tüchtigstem Arbeiter heryorgegangen sind., Dazu besteht das grie¬ 
chische Seminarmit dar Kirche des heiligen 'Athanasius, eine Sehöp-; 
fang des . grossen Gregor XIII. (1577), fest 2 ). Das . von demselben' 
Papste (1584). .gestiftete maronjtische Collegium in Rom 3 ), ist, nach*, 
dem .die franzöflifcbe Occupatiou den grössten Theil seiner Güter ge¬ 
plündert , tpit dem grossen Seminar der Propaganda verschmolzen 
worden*). Dasselbe geschah schon viel früher mit . dem 1635 durch 
Vermächtnis« de# maronitischen Abtes Victor Sciadah gestifteten und' 
1647 erweiterten .Seminar für dieselbe Nation zu. Ravenna, das von 
Alexander VII. nach Rom transferirt und mit dem daselbst bestehen¬ 
den vereinigt ward 3 ).. (Für .ruthenische und mosko.witjsehe Jünglinge 
hafte Gregor XIII. das Seminar zu Wilna gegründet, das. mindesten»; 
zwanzig Alumaeu aä^len sollte. Da später keine Russen mehr auf¬ 
genommen wurden, weil. der Czar den Eintritt bei Todesstrafe verbot,! 
nahm man statt derselben auch Jünglinge des lateinischen Ritus auf. 
Das Y® rbot eher Benedict XIV. am 5. April 1753 6 ); er befahl, der 
Stiftung gemäss nur Ruthe nen und Küssen aufzunehmen und ordnete 
bald .darauf (14. August 1753) die Herausgabe dier Statuten dieses 
Seminars dureh die Propaganda an 7 )- Ausser dem griechischen Col¬ 
legium in Rom erhielten die Griechen noch das von Clemens XI!, 
dotirte Seminar San Benedetto in VU&no, der Diöcese Bisigaano. in 
Calabrien, angehörig (17 32) 8 ) dessen Statuten dieser Papst nachher 
am 6. April 1736 bestätigte 9 ). Dem Rector verlieh derselbe Papst, 
am 14 . Februar 1739 die Facultät, den philosophischen , und theolo¬ 
gischen D^ctprgrad ;?U ertheilen 10 ). Seit ,1715 bestand auph in Paler¬ 
mo ein Seminarfürl2 griechische Alumnen 11 ) ; als dasselbe, nament?. 
lieh seit,1809, schwere Verluste an seiner Dotation erlitten, wurden 
zu seinen Gunsten andere Kirchengüter mit einer jährlichen Pension 


r 1) Conet. Imraortaliä Hei Fi)(88 1. August 1627. — Bull, Fropag. t. 1. p. Ö5sq. 
Moroni t. XVJ. p. 245. Mejtr I. S. 114. 227 ff. 

' , 2) 'Vgi: Mejer S. 80. 479. 

3) Gregor : XIII\ Const. Salvatoris noatri. Id. Jan. 1853 Bull. Prop. App. I. 
p. 82. Mejer S. 80. 479. 

4^ Not stat. p. 23. Iflejqr S. 423* 4$2. . 

5) Alex . VH. 22. Oct. 1665 Breve Romanua Pontifex. Bull. Rom. t. VI. P. VI., 

p. 36. 

6) Bull. Bened. t. IV. p. 39. 40. 

7) ibid. p. 54. 55. 

8) Notizie atat. p. 21. Mejer S. 439—481. 

9) Bull. Rom. t. XV. p. 96—100. ed. Lux, 

10) ibid. p. 277. 278. f ; 

11) Notizie stat. p. 21. Mejer S. 440. 481. 
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belastet 1 ). Ausserdem wurden auf Anregung des päpstlichen Stuhles 
mehrere Seminarien im Orient gestiftet, die zum Theil mit Klöstern 
verbunden sind und gleich diesen oft von Patronatsrechten beeinflusst 
werden, wenigstens was die Ernennung der Vorstände betrifft. Bei 
den Maroniten haben die Familien Stefan!, Safir, Benedetti solche 
Patronate, denen die Collegien von Ain-varka, Maro-Rumid, St. Georg 
unterworfen sind 2 ) 5 um 1843 zählte man bei dieser Nation 5 Patri¬ 
archal- und 9 Diöcesanseminarien 3 4 ). Die Armenier der Provinz 
Constantinopel hatten Seminarien in der Hauptstadt und in Aucyra *), 
unter Pius IX. vermehrte sich deren Zahl noch beträchtlich; nament¬ 
lich unterhalten die Mechitaristen mehrere treffliche Anstalten dieser 
Art. Bei dieser intelligenten Nation steht der Grad eines Vartabied 
(Doctor) seit alten Zeiten in hohen Ehren, den gewöhnlich die Bi- 
sdlöfe unter feierlichen Ceremonien verleihen 5 6 ). Für die Armenier in 
Russland bestirnte das Concordat von 1847 Art. 9., dass die lateini¬ 
schen Bischöfe von Caminiecz und Cherson die Anzahl dei* Geistli- 
chen für die armenischen Katholiken festsetzen sollen, die auf Kosten 
der Regierung in ihren Seminarien zu erziehen sind; ferner dass in 
jedem derselben ein armenisch katholischer Priester angestellt werde, 
um die Alumnen dieser Nation in ihrem Ritus zu unterrichten ®). Die 
Hierarchie der Syrer, Chaldäer und Gräcomelchiten wurde 
mehrfach zur Errichtung solcher Bildungtanstalten ermuntert upd zu 
diesem Zweck wurden Sammlungen in Frankreich und anderen Län¬ 
dern Europa’s veranstaltet. 

Nach und nach hat sich der Stand der Säcularpriester fast allent¬ 
halben gehoben und gab zu vielen schönen Hoffnungen Anlass. In 
dem bischöflichen (jetzt erzbischöflichen) Sprengel von Fögäras, wo 
Basilianermönche den Dienst der Canoniker versehen hatten, entschloss 
sich 1807 der damalige Bischof Johannes Babb, weil die Zahl dieser 
Religiösen einerseits sich sehr vermindert, andrerseits ihr Institut die 
Erfüllung der Capitelsobliegenheiten nicht gut ziizulassen schien, ein 
eigenes Domcapitel von Säculargeistlichen zu errichten und zu doti- 
ren, was Pius VH. mit Freuden genehmigt 7 ). Aehnliches geschah 


1) Pius VII. Breve vom 13. Febr. 1816. Bull. Bom. Cont. t. XIII. p. 458. 459. 
Const 653. 

S) Moroni t XLHL p. 126. 

3) Notime stat. p. 171. Mejer S. 524. 

4) Not. stat. p. 133. Mejer S. 520. 

5) Moroni t. LI. p. 330. 

6) Acta PU IX. vol. I. p. 117. 

7) Pius VII. Const. Apostolatus d. d. 1. Dec. 1807. Bull. Rom. t. XIII. p. 246. 
247. Const. 531. 
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ln vielen anderen Diöcesen sowohl bezüglich der Canonikate als der 
Pfarreien. Dass in der Levante die Domeapitel gänzlich fehlen, ist 
aus der gedrückten Lage der Orientalen überhaupt leicht begreiflich; 
gewissennassen ersetzen sie die Conventualen der Klöster und die den 
Patriarchen und Bischöfen assistirenden Geistlichen, bei den Patriar¬ 
chen zumal die diese umgebenden Titularbischöfe. Diese eine Art 
stehender Synode (odvodoc Ivöiyioooo), jene eine Art von Presbyteri¬ 
um. Wo ausreichende Mittel vorhanden sind, wird die Errichtung 
der Capitel stets begünstigt. 

Aus Missionsstationen feststehende Pfarrereien zu errichten 
ist allenthalben das Bestreben der Kirche; nur konnte das nicht über¬ 
all in gleicher Welse gelingeu. Für die Italogröci wurden früh¬ 
zeitig besondere, nach gemeinsamem Rechte organisirte und dotirte 
Pfarreien errichtet 1 ), wo sich dieselben in grösserer Anzahl befanden. 
Benedict XIV. gab folgende Vorschriften für die Gläubigen des grie¬ 
chischen Ritus in Itaflen: Es sollen die lateinischen Ordinarien, so¬ 
weit es immer möglich, die griechischen Pfarreien mit solchen Prie¬ 
stern besetzen, die in den nationalen Collegien und Seminarien zu 
Rom, Palermo, San Benedetto di lillano ihre genügende Ausbildung 
erhalten und dort mindestens drei Jahre sich tadellos aufgehalten 
haben. Nie dürfen die Bischöfe diese Parochien an lateinische Prie¬ 
ster vergeben, die dem griechischen Volke nach seinem Ritus nieht 
dienen können, sondern nur an rechtgläubige, griechisch ordinirte und 
griechisch lebende Geistliche, mögen sie eingeborene oder eingewan¬ 
derte sein. Griechische Weltpriester, die aus Albanien oder der Le¬ 
vante kommen, das Schisma nicht, angenommen oder doch abgeschwo¬ 
ren haben, die erwiesenermassen katholisch und dabei gut unterrich¬ 
tet sind, dürfen mit Pfarreien bedacht werden. Den Kalogeri oder 
Mönchen*) soll die Seelsorge nicht übertragen werden, ausser im Falle 
dringender Nothwendigkeit oder aus sonst einem gerechten und billi¬ 
gen Grunde. Es steht den lateinischen Ordinarien Drei, den griechi¬ 
schen Pfarrern ihrer Diöcesen auch Hülfspriester (Cooperatoren oder 
Coadjutoren) ihres Ritus beizugeben 3 ). Diese Pfarrer der Griechen 

1) VgL Bened. de Syn. Dioec. L. II. c. 12. n. 1 seq. 

2) laXÖYSpOt, boni senes ist eine alte und gewöhnliche Bezeichnung der 
griechischen Mönche. S. Ooar Eucholog. graec. p. 120. 498. ed. Paris. Ueber die 
Verleihung von Pfarreien an Mönche war die ältere Disciplin sehr sehwankend. VgL 
Thomastin. op. cit. P. L L. HL c. 22. n. 1—5. L. II. o. 27. n. 5. 9. 10. Gewöhnlich 
aber wurden Mönche nur ob defectum vel ob paucitatem sacerdotum saecularium mit 
denselben betraut, wie Pius V. 1567 in seinem Indult bezüglich des spanischen Ame¬ 
rika aussprach. Thomassin . 1. c. L. UI. c. 22. n. 9. 

3) Bened . XIV. Const Etsi pastoralis §. 5. n. 6—11. p. 77.; §. 9* n. 13. 14« 
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haben ‘ im Allgemeinen alle pfarrlichen liechte unter Abhängigkeit von 
ihrem Bischof und dessen griechischen Generalvikar 1 ). Lateinische 
Priester dürfen nur, wenn sie dazu gerufen werden, sich in die geist¬ 
lichen Funktionen der Griechen einmischen; ihrerseits dürfen griechische 
Geistliche in ‘ lateinischen Kirchen nicht ohne bischbfliche Erlaubniss 
feierlich (cum solemnftate) Messen und Ofificien feiern, welche Erlaub¬ 
niss aber auch ohne dringendes Bedürfnis^, auf Grund eines geistli¬ 
chen Nutzens’, ertheHt werden kann 2 ). Auch das Begräbnissrecht 
kommt dem griechischen. Pfarrer für seine Parochianen' zu. ‘ Kinder, 
«die vor erlangtem Vemunftgebtauch sterben, sind von demi Pfarrer 
zu beerdigen, nach dessen Ritus sie getauft; sind, ausgenommen wenn 
ihnen dfe Taufe von diesem nur ex necessitate und in Ermangelung 
eines Priesters des Ritus erthcilt Ward, dem sie anzugehören hätten, 
oder wenn ihnen ein apostolisches Indült ertlieilt ward, dass sie zwar 
ritu latino 1 getänft werden, aber in ihrein Ritus verbleiben dürften, in 
welchen Fällen sie nicht als zu einem anderen Ritus übergegangen zu 
betrachten sind s ). Dasselbe gilt auch von Allen, die den Vernunft- 
gebraueh bereits erlangt hatten. Will' aber Jemand in die Kirche 
eines anderen Ritus begraben werden, dem er dicht durch die Taufe 
angehörte, so gelten die allgemeinen Regeln*) ; die Leiche ist von 
dem 1 paröchus proprius atls der Pfarrerei zu entlassen, wobei diesem 
die quarta-funeralis 1 verbleibt, und in der Kirche deä Begräbnisses 
sind die Exequien abzuhalten. Der lateinische oder griechische Pfar¬ 
rer, der'die Leiche cxtradirt hat, besitzt kein Recht,” dabei zu inter- 
vetiiren und' einen Theil der Stolgebühren zu beanspruchen; es sind 
die canonischen Bestimmungen de juribus parochorum circa sepultu- 
räni genau einzuhalten 8 ). ’ * . 

■ Bei den Ruthenen ln Polen waren ebenso die Pfarreien or- 
ganisirt, die aber meistens mit Basilianern besetzt werden mussten. 
Benedicf'XIV; ihdulgirt 1756, dass, so Oft Weltpriester für die Seel¬ 
sorge fehlten, die Bischöfe sich mit dem' Protoärchimandriten der Ba- 

1)’Dfer*‘griechische Generalvicw des Bifcchofi hat den Angehörigen sfeiries tti- 
tus gegenüber dieselbe Stelluog wie der lateinische in Bezug anf die Lateiner und 
muss sich innerhalb des durch die Personen restringirten Jurisdiction sgebietes halten. 
Dervoti Inöt. Jur. can. Lib. I. tit. 3. sect. 9. §. 78.: Ubi plures constituti sunt (Yicarii 
generales) et Inter singulos diVisft sunt officia, Sntra cörum fines cöntinere se unus- 
quieque debet. Während sohst der Bischof nicht getiÖthigf ist, einen Vicar aufzu- 
fttellen (DeVoti I. c. n. 8.), ist er doch’ da hifezu gehalten, Wo Angehörige eines Ri¬ 
tt» in grösfierer Anzahl in seiner Dföcese sich befinden. 

8 yjBentd* Const. eit. §. 9. n. 15. 16. 

3) Vgl. Abschn. I. S. 186. ‘ 

4) Decret Greg.L. Ifi. tit: 88. 

5) Bened. 1. e, §. 8. n, 11. 12, 
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siüaner in’s Benehmen setzen möchten, um von ihhen taugliche Onrat- 
priester-zu erhalten. Dabei schärfte err ein, dass solche mit Pfar¬ 
reien versehenfe Mönche dem Bischof gehorchen und ihm bezüglich 
der aeelsorgef liehen Verwaltung Bechenschaft a bl egen müssen, auch 
seiner Visitation undCorrection, gleichwie auch die an der Kathedrale 
dielenden (Mönche, unterstehen. Ohne bischöfliche Approbation dür¬ 
fen aie überhaupt keine Seelsorge-ausüben *). — 1 Auf öesterreiehischem 
Gebieita! haben, die Ruthetnen noch, wie apch die Armenier, ihr 
wohlgeordnetes Ffarrsyatem 2 ). 

;!. Im Orient; Und Aegypten. .hätten die lateinischen Mitlsionäre sehr 
oft die Stelle der Pfarrer zu vertreten, unter den Kopten namentüeh 
die ; Franzidkanerobservanten.: «Auf "die von letzteren: vorgdegte Frage, 
ob dtü Pfarrern des koptischen Ritus, die vom Schisma zur katholi¬ 
schen t Kirche! zuriiekkehren, nicht s die/' Faeultät au ertheilen sei 1 , den 
Katholiken ihres Ritus die pfarrlichen Sacramente zu spenden* Wie sie 
VQr ihrer Bekehrung hei den getrennten Kopien gethair, obßchon diese 
Spendung bei gänzlichem Mangel an katlioliseben Pfarrern den latei¬ 
nischen ■ Missionären übertragen »woorden; wär 3 ), entschied Benedict XIV. 
aro\7- Mai .1745, dass nach der Müde der jetzigen Kirchendisöiplin 
allerdings nach, dem Gutbefinden, des Geueralvikar* solchen ehemali¬ 
gen schismatischen Pfarrern unter gewissen Voraassetzungen die Spen*- 
dpng 4er pfarrlichen • Sacramente zugestanden werden solle. Es muss 
sher feststehend 1) dass dieselben gültig igeweiht waren, 2) tauglich 
zur Verwaltung der! Sakramente auch unter.Katholiken und als solche 
yom. Generalvikar der. Mission erprobt und auserlesen sind; ferner 
3) dass sie von der Ausübung ihter Autorität bis zur Erlangung der 
UQtbyendigen Absolution im äusseren und inneren. Forum, der Reha¬ 
bilitation und Dispensation von der Irregularität, den Censuren und 
Strafentlmgang genommen haben, Sie müssen ausserdem nach katho¬ 
lisch-koptischem Ritus die Sacramente. ertheilen, von der Gemeinschaft 
der Schismatiker sich enthalten and die kirchlichen Vorschriften genau 
beobachten. Die lateinischen Missionäre sollen aber auch da, wo 
solche koptische Priester sind, dieselben gu unterstützen fortfahren 4 ). 
Ebenso dürfen in der Levante die Franziskaner vom heiligen Lande, 
deren Guardian mit besonderen Facultäten betraut war 5 ), die pfarr : 
liehen Functionen an solchen Orten, und unter Umständen vor- 


1) Const. super familiam §.,7. (Bull. Bened, t. IV.) 

2) Kathol. Blätter aus Tyrol 1856 und 1857. 

3) Bened. XIV. Const. Eo quamvis § 3. dub. II. (Bull. t. I. p. 228. 229.) 

4) ibid. §§. 11-16. p. 229. 23,0. 

5) Vgl. Mejtr I. 8. 254. N. 1. 8. 400 ff. 
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nehmen, wo kein Pfarrer des griechischen Ritas zu finden ist, ifir 
solche Falle werden ihnen auch die gebräuchlichen Emolumente zu¬ 
gesprochen, ohne dass sie desshalb von dem orientalischen Patriarchen 
abhängig würden. Nur sollen sie gehalten sein, den Patriarchen der 
Orientalen jährlich ein Verzeichniss der ihrem Ritus ungehörigen See¬ 
len, die sich am Orte ihrer Wirksamkeit befänden und die für sich 
in allem Uebrigen von ihrem Patriarchen abhängig blieben, einzurei- 
ehen 1 ). Ueberhaupt suppliren die lateinischen Missionäre bei dem 
Mangel ordentlicher Seelsorge unter den Orientalen; da, wo die Aus¬ 
übung der katholischen Religion frei und öffentlich ist, wird den Mis¬ 
sionären die Facultät, die pfarrlichen Sacramente zu reichen, Taufe, 
Ehe, letzte Oelung, Ostercommunion undViatikum zu administriren, 
nur mit der Clausei ertheilt: „wenn an diesem Orte keine Ordina¬ 
rien oder Pfarrer sind, oder, wofern solche sich dort befinden, mit 
ihrer Erlaubnis 2 ). ü 

Der römische Stuhl hat die orientalischen Patriarchen mehrfach 
aufgefordert, dafür Sorge zu tragen, dass wo möglich an allen Orten, 
wo Gläubige ihres Ritus sich finden, ein Pfarrer desselben aufgestellt 
werde 3 ). Die Nothwendigkeit stellte sich auch immer augenschein¬ 
licher heraus, besonders da auch nicht allenthalben lateinische Missio¬ 
näre sich fanden , und die Orientalen gegen die Taufe von Nichtprie¬ 
stern, die sogar viele Schismatiker gang verwarfen 4 ), sich oft sehr 
eingenommen zeigten, ausserdem aber auch die Spendung der Sacra¬ 
mente durch Geistliche verschiedener Riten viele Inconvendenzen nach 
sieh zog. Bei den Gräcomelchttcn 5 ) und Maroniten 6 ) bildete sich dm 

1) Bened. XIV. Const. Demandatam §. 13. (Bull. t. I. p. 131.) 

2) Vgl. das von Mejer I. 8. 248. 249. Note 2. mhgetheilte Regulativ für die 

Ertheilung von Facultäten, besonders Regola I. • t • 

3) Bened. XIV. Const. Demandatam 1. c. für die Gräcomelchiten: Curet autem 
Patriarcha pro sui muneris implemento, ut übicunque opus fuerit, catholici parochi 
copia suppetat, a quo preefati Graeci Melchitae sacramenta ritu graeco recipere queAnt. 

4) Greg. Abulpharag. Barhebr. Nomocanon (Mai Nov. Colleot. X, ILp.18. JL4.) 

Photius scheint die Laientaufe wenigstens, wenn sie ohne Nofh, da wo Priester zu 
finden waren, gespendet wurde, für nicht gültig angesehen zu haben. (Responsa cano- 
nica apud Mai Nov. Coli. 1, II. p. 217. c. 1.) Vgl. auch Selvaggio Antiqn. ehr. Ir. 
HI. c. H. §. 4. n. 9. ; 

5) Pius VII. setzt in seinem Breve an den neuen melchitischen Erzbischof von 
Hierapolis vom 3. Juni 1816 §. 4. (Bull. Rom. Cont XTV. p. 40.) die Durchführung 
des Parochialverbande* voraus und spricht dort von intrudirten Pfarrern, die nach 
geleisteter Busse auf andere Pfarreien versetzt werden können. Sed qui eoIo intru- 
sionis crimine laborant, si paroeciam poenitentia ducti dimittant, in alteram paroeciam 
eanonice institui a te potemnt. Ejus autem, quem denuo parochum volueris eligere, 
habenda diligenter est ratio morum pröbitatis et publicae, quae de ipso habeatur, 
existfanationki. 

6) Um 1852 zählte man bei den Maroniten 356 Pfarreien. Vgl. Wtirzb. kath. 
Wochenschrift 1853 Nr. 29. S. 575. 
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Pa roch ial verband rasch und sehr zweckmässig aus. Die Pfarreien 
werden durch freie bischöfliche Collation besetzt 1 ), je nach Bedürfnis* 
und Umständen bald mit Regularen bald mit Weltpriestern. Der rö¬ 
mische Stuhl suchte die pfarrlichen Rechte und den Parochialverband 
ganz nach den in der lateinischen Kirche herrschenden Bestimmungen 
feststellen zu lassen und diese sind auch den Zuständen der Orienta¬ 
len gegenüber ein Ideal, dem immer näher zu kommen ernstlich ge¬ 
strebt werden muss« 

(Schloss folgt.) 


Ueber den gegenwärtigen Rechtszustand der katholischen Kirche 
im Kanton St. Gallen in der Schweiz. 

„Tantae molit erat.“ 

I. Der frühere Rechtsäustand der Kirche seit der 
Gründung des Kantons. 

Der Kanton St. Gallen durch den Machtspruch Napoleons I. im 
Jahre 1803 auf den Trümmern des weltberühmten Stifts St. Gallen 
in’s Dasein gerufen und aus den confessionell, geschichtlich uud 
ethnographisch sehr ungleichen Bestandtheilen der alt St. gallischen 
Landschaft und des Toggenburgs, Gasters und Uznach’s, Werden¬ 
berger und Sarganserlandes zusammengesetzt, bot seit seinem, politi¬ 
schen Gestände dem Josephinischen Staatskirchenrecht einen ganz geeig¬ 
neten Boden dar, um darauf die Experimente der absoluten Staats¬ 
allmacht in kirchlichen Dingen auszuführen. Der Kanton zählt neben 
62,000 (evangelisch-reformirten) Protestanten — 110,000 Katholiken, 
die in den Bezirken der alten Landschaft, Uznach, Gaster, Sargans, 
Alttoggenburg und Oberrheinthal in überwiegender Mehrheit stehen,, 
in den Bezirken der Stadt St. Gallen, Unterrheinthal, Ober- und 
Mitteltoggenburg und Werdenberg in entschiedener Minderheit neben 
und unter den Protestanten zerstreut leben. Agrikultur, Handel und 
'Industrie, letztere vorzugsweise bei den Protestanten — sind die 
Hauptbeschäftigung der Bevölkerung. Bei der Begründung des Kan¬ 
tons suchte Müller-Friedberg — das nachmalige Haupt der 
Regierung bis zur Sturmperiode von 1831 — einen einheitlichen 
Staat nach französischem Zuschnitt herzustellen, und wies dem Ressort 
desselben die Kirchen- und Erziehungsangelegenheiten der Katholiken 
und Protestanten zu. Allein der weise Grundsatz der Vorzeit — 

1) Bullar. Propag. IV. p. 864. (Pius VII. Gonst. eit) 

Atohhr ftr Uicbenncbt. VIII. 
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oatik' TSo: vielen und blutigen Bruderzwisten errangen, der :in j«aen 
Angelegenheiten/ beiden Religionspärtheieh /—. um den Frieden zu. 
wahren, eine itioi in partes zür politischen Pflicht machte, hatte seit 
Jahrhunderten'zu tiefe Wurzeln in das. Volksleben eiugeschlagen, als 
dass jenes Experiment der rationalistischen Doetrinäre einen dauer¬ 
haften-: RechtszuStand hätte begründest können. Nach kurzer Dauer- 
fnik\ 1814; das erste Vdrfassungswerk ausamsäen; dife Behörden .muss-! 
ten auf den alten Rechtsgrundsatz zurückkommen und««den Katholiken, 
und Protestanten die gesonderte Besorgung ihrer Kirchen-, Schul-, 
Ehe-, Klösterangelegenheiten sowohl als auch die selbstständige Ver¬ 
waltung der bezüglichen Fonde einräumen, der'Staat (Regierung und 
Grosser Rath) behielt sich aber sein Oberaufsichts- und San¬ 
ktion sr echt — und damit das gelegene Mittel vor, die confessio-' 
nelle Autonomie ’ in jenen Dingen namentlich gegen flie Katholiken 
ün’fer’ Umständen zu drücken, zu hemmen oder völlig aufzuheben. Wie 
die Rr^e^mpten ihrerseits frejl und unangefochten jene confessionpllen 
Angelegenheiten für sich, in. gesonderten Grossratbscollegien, Kirchen- 
und ^rziehpngsräthen besorgten, traten die Mitglieder der katholischen 
Coijijfessioi^ (je 93 an der Zahl) itheils von ganz katholischen, theils 
vpn ^ c^nfessiopell gemischten Bezirksbevölkei ungen gewählt, 
zur .'Lejtuug ihrer cQnfessionellen Angelegenheiten in einem katho- 

i Mir li* i ' 1 ° ' : ' W ' 

liscpen . Grossrathscollegium zusammen , aus welchem der katho-, 
lisphe Administrationsrath zur Besorgung der kirchlichen Ange- 

* t .j t 1 * t' f -) , " * 1 . " I . t < 

legenheiten und ein Erziehungsrath zur Leitung des katholischen 
Unierrichtswpsens hervorging. In der bisherigen Verfassung hatte 
sonach die Staatsbehörde für sich die ganze Fülle der sogenannten 
hoheitlichen Rechte, in kirchlichen Dingen Vorbehalten, unter ihrer 
Oberaufsicht und Sanction stand die Besorgung der Kirchen- und 
Schulangelegenheiten beider Confessionen beziehungsweise ihrer Be¬ 
hörden. Die katholische Kirche, die man bei der Gesetzgebung 
immer auffallender ignorirte und als ein — bereits abgelebtes Wesen 
behandelte, — ward an das „rein Geistliche“ gewiesen und sah sich 
von den Banden der zwiefachen Competenzen und Rechten der Staat-,, 
liehen und der confessionellen Behörden umstrickt. Dass bei dieser 
Sachlage jeder Schein von Kirchenfreiheit allmälig schwinden musste, 
ist .leicht, begreiflich. Seit den Tagen des unglücklichen Sonder¬ 
hundskrieges wurden auch die früher noch eingehaltenen Rücksichten 
weggeworfen; war doch dieser, wie General Dufour in der Bundes¬ 
versammlung sich offen aussprach, ein Religionskrieg zu Gunsten des 
Protestantismus gewesen, dessen Postulate man liun in der Schweiz 
durchgängig zu erfüllen , habe. So durfte man sich nicht wundern, 
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wehte auch im Kanton St, Gallen idie. siegreiche» Maefciutoterder 
Aegide der »Staatshoheit »und daherigem „Unveräusserlicher Rechte^ an 
der Tempelpforte ungestüm klopfte und sich Eingang m' das Heilig- 
thutn und» Stellung mitten in demselben erzwang. i ! .>• . i» 

[. Zwar,fühlen sich selbst wohldenkende. Protestanten durch die 
Behauptung immer noch verletzt, dass das monstrnöse Staatakirchenr. 
recht» der. itteueiren. Zeit mit zu den bitteren Früchten gehöre, welohe 
die. Reformation der Welt getragen; allein nichts ist dennoch 1 leichter,» 
als. den theoretischen und urkundlichen Beweis für jene Behauptung 
zu leisten. Der Kern dieses StaatsUrehenrechtes lag schon in der 
absoluten Negation einer selbstständigen Kirchengewalt nnd .die Ueber- 
tragung : derselben an die Landesfürsten, welche die Reformatoren ver¬ 
kündeten, klar genug enthalten; das einmal aufgestellte Princip hat 
in und nach dem westphälischen Frieden, der die Länder und deren 
Bewohner, mit» Haut und Haar, mit Leib und. Seele den weltlichen 
Eprste» zu willkürlicher Verfügung überliess, nur seine folgerichtige, 
npthwendige Entwickelung erhalten', die mit der Frucht der erklär¬ 
testen Despotie in dem Grundsätze cujus est regio, illius et religio —- 
enden musste. .Also -auch bei dieser Verirrung zn Anfang — Frei¬ 
heit, am Ende— Sdavetei, was die unglücklichen Völkerschaften 
Deutschlands soi lütter verkosten mussten. Der Einfluss dieser grund¬ 
falsche» Lehre konnte nicht auf »das Gebiet des Protestantismus allein 
beschränkt bleiben, ftr machte sich darüber hinaus- auch ira Gebiete 
der katholischen Kirche .geltend, und .rief im vorigen Jahrhundert das 
P ehr/» n i a p,i s c h - Jo s« phi n i s c h e und ins»neuerer Zeit. das. f a ti o- 
n allst jsc,he» Staatskirchenrecht ins, Leben. Hatte das erstere der 
Kirchengevalt. noch einen gewissen .Schein von Autonomie gelassen,, 
so wusste das letztere den Jrrthum auf die letzte Spitze treibend 
auch.poch» diesen Schein am Ende wegzuräumen. Die Theorien des¬ 
selben haben ihren lockeren Grund’ in den Behauptungen jener ver¬ 
irrten 'Schulweisheit, welche lehrt, dass es im. Gebiete der Erkennt¬ 
nis kte* 1 *® andere Autorität.gebe, als die menschliche Vernunft, auf. 
dem Geinete des Thubs und Handelns kein anderes Gesetz als der 
Wille der Menschen (ider Mehrheit), und wie im .weiteren Verlaufe 
diese Irrlehre die Materie und den Geist, die Welt und Gott zu Einem 
Wesen- macht, »so sollen tiach. ihr Vernunft und Offenbarung, Staat 
und Sirche eines und-, dasselbe «ein. Eine sichtbare, selbstständige 
Kirche,[kann es nach dieser Lehre .so wenig :als eine besondere Offen- 
bamug; Gottes an die Menschen geben., nur in Vernuhftbegriffen und 
in Acten der [Humanität besteht dib wahre Religion und diese vermag 
der Staat durch seine eigenen/Kräfte und Gtgane zu pro du oben. Der 

7* 
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Staat, ißt.:daher die einzige wahre Kirche , das Eine and das Alles» 
die “wirklichen Kirchen, sind nur vorübergehende Zustände, die ha 
jeder-Weise herrabzustimmen, einzuschränken und nur so lange noch' 
zu dulden sind, bis das Volk durch die Bildung der Staatsschulen 
seine confessionellen Vorurtheiie wird abgeworfen haben und für den 
Eintritt in die raenschheitliche Kirche des neuen Vernunftstaates -wird 
gehörig vorbereitet sein. Wenn nun aber schon in der physischen 
Weltsich eine begriffliche Ordnung, in der nloralischen aber ein 
rechtliches Princip sich offenbart, die ohne den absoluten und sich 
selbstbewussten Urheber — Gott unerklärbar bleiben; wenn im Wei¬ 
teren Materie und Geist, das äusseres und inneres Leben des Men¬ 
schen schon nach: ihren Erscheinungen beurtheilt, auf wesentlich ver¬ 
schiedenen Principien beruhen, die in den geschiedenen und dennoch- : 
harmonisch geeinten Sphären des natürlichen und geistigen Lebens 
sich offenbarefi und in. der- Erreichung einer zeitlichen und ewigen 
Bestimmung ihr Endziel anstreben, so haben sie auch dm grossen ; 
Leben der Menschheit und-der Völker nach Gottes weiser Anordnung 
in Staat und Kirche als in zwei separaten und dennoch harne- : 
niscb verbundenen Ordnungen die gesonderten Kreise für 1 ihre beson-' 
dere Entwickelung erhalten, damit die Individuen, die Völker, die 
Menschheit die hohen Zwecke ihres Daseins für 'Zeit und Ewigkeit : 
erreichen können. Diese ‘Lehre ist keine andere als die des Christen¬ 
thums selbst, sie ist ausgesprochen in der unabänderlichen Verfassung,' 1 
die Christus 1 seiner Kirche vertöeh, worin die geistliehe Gewalt zum' 
Heile der Menschen, weder ganz noch theilweish von einer weit- 1 
liehen Regierung» sondern einzig und allein von den rechtmlässigen' 
Bischöfen in ihren- Sprengeln und “von dem Papste im Umkreise der 
ganzen Kirche frei und selbstständig ausgeübt werden soll. - 

So einfach und natürlich, so begründet und so klar diese Lehre 
ist —, wie sehr wurde sie dennoch anf dem Gebiete der Rechtsbücher 
und der praktischen'Gesetzgebung in Deutschland misskannt und ver¬ 
unstaltet — Und mancherorts das gerade Gegentheil unter der-Maske 
legislatorischer Hypokrisie gegen die • katholische Kirche aufgestellt. 
Im Kanton St. Gallen, der seit dem Jahre 1831 im einseitigen Vor¬ 
gehen gegen die Rechte' der Kirche als der ^moralische Vorort“ in 
der. Schweiz galt, erreichten die Ausschreitungen 1 des neueren Staats¬ 
kirebenrechtee ihre Kulmination aber auch ihren Wendepunkt 1 durch 
das s. g.-confessionelle Gesetz oder das Gesetz der Rechte des* 
Staates-in kirchlichen Dingen vom 16. Januar 1855; Dasselbe be¬ 
stimmte in Art. 6. 8. und di c „Alle allgemeinen Verordnungen Und' 
Verfügungen kirchlicher . Behörden-. in -Angelegenheiten 'ihrer Com-’ 
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petenz sind der hoheitlichen Genehmigung' , unterworfen ,;kirehliichen 
Rechten uneingegriflfen; (l;).“ Kundmachungen (und Amördmingeh vor¬ 
übergehenden Belanges— von den' kirchlichen Behörden erlassen, 
unterliegen gleichfalls dem oberhoheitlichan Placet, das zugleich mit 
der betreffenden Kundmachung (z. B.;Fastenmandate) oder) Anordnung 
bekannt gemacht werden soll. 4 . „Jede Verordnung Und Kündmacbung 
kirchlicher Behörden ist an und für ; sich uhgültig tand .gesetzwidrig, 
wenn ihr die Genehmigung . des grosseh Rathes 1 oder das oberbobeitlichb 
Placet,. abgeht.“ Derlei RechtsbeafciminUngen . widerlegen zu wollen, 
hiesse dem gesunder« Menschenverstand schwache Beurtheilnngskraft 
zusehreiben, sie tragen die beste Widerlegung in ihrem eigenen Un- 
mass. Die Ausführung derselben war eine würdige Form für ihre 
innere ,Rechtlosigkeit.Denn wenn z. B; der. Bischof ein Fasten¬ 
mandat erjiess und mit seinem Namen besiegelte, kam. zum. Schlüsse 
noch das obrigkeitjjche Placet einer aus Katholiken und’ Protestanten 
gemischten Regierung, mit der Formel zustehen: „Wir haben vor¬ 
stehenden Erlass des Herrn Bischofs gelesen, geprüft und geneh¬ 
migt- und ertheilen demselben hiermit das hoheitliche Placet,“ und 
diese Formel müsste unter schwerer Strafandrohung von den Pfarr- 
herr.an zugleich mit dem bischöflichen Erlasse von der Kanzel 
jedesmal verlesen werden,' Als, für den bischöflichen Hirtenbrief, 
betreffend die Dogmatisimng der hnmaculata 1 conceptio b. M. V., das 
hoheitliche Placet eingeholt werden musste*. fügte es sieh, dass der 
Chef der Regierung, der die • Flacetformel, zu unterzeichnen hatte, 
gerade 'ein Mitglied .protestantischer Confessioü war; er musste 
nun, wenn auch mit grösstem Widerwillen unterzeichnen, dass er 
jenen bischöflichen Erlass eingesehen, geprüft und genehmigt habe. 
Dass derlei'Irrungen in die Länge unhaltbar wurden, war nach den 
Gesetfeen des Lebens voranszusehen! Das angeführte Staatsgesetz 
bestimmte weiter in Art. 12.: „lieber die Geistlichkeit beider 
Confessiorien übt tder Regierungsrath die Oberaufsicht des 
Staates aus, wie folgt: a) Sämmtliche Geistliche sollen bei ihrer An¬ 
stellung, wenü sie den allgemeinen Bürgereid noch nicht geleistet 
haben) 'für Beobachtung der Verfassung und Gesetze beeidigt wer¬ 
den. b b) Die Wahlen aller Geistlichen auf Pfründen, selbst wenn 
diese auch nur vicariatsweise besetzt werden, sofern das ViCariat 
länger als acht Wochen dauert, unterliegen der hoheitlichen 
Genehmigung ^Placet). Der Regierungsrath hat das Wahlrecht 
der Gemeinden bei erwiesener Beeinträchtigung zü schützen, c) Wenn 
ein Geistlicher durch Missbrauch seines Amtes den con- 
fesöionelilem oder politischen: Friede® störet, nsmentlich'' 
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tauCh, wenn er kr seiner amtliehen Stellung zum'Hasse 'Und zur 
Verfolgung seinetr politischen Gegner Und Andersgesinnten aüf- 
staehelt oder Wenn er den Vorschriften der eidgenössischen oder 
Kantonalen Verfassung 'und Gesetze beharrlich ehtgegenfrtrkt oder 
Wenn er durch seineta Wandel die Würde seines Amtes söhwter 1 ver¬ 
letzt , so känn der Regierungsfath ihm das hoheitliehe Plaeet 
entziehen, und ein solcher Geistlicher verliert bei erschwerenden 
Umständen sofort auch das Niederlassungsrecht, Wenn er nicht 
Ortsbürger der betreffenden Gemeinde ist; d) ohne Zustimmung des 
Regierungsräthes können keinem Geistlichen die ' Einkünfte seiner 
Pffünde entzogen werden.“ Dass das neue in diesem Gesetze atofgieF- 
steQte Oberaufsichtsrecht der Staatsbehörde über die Priester und ihr 
amtliches Wirken ulnd Verhalten mit der Verfassung der 'katholischen 
Kirehe, die ein solches Recht ausschliesslich und' allein den Bischöfen 
zutheilt, im grellen Widerspruche stehe, konnte 'auch Voni blödsinnig¬ 
sten Beurtheilef nicht übersehen werden; die verlangte 1 'Eidesleistung 
War eine bei jeder Kirchenverfolgung angewandte, längst abgenutzte 
Chicane, die auf Originalität nicht den geringsten Anspruch' machen 
konnte; daS unbedingte, der Weltlichen Regierung Vorbehalten« Placd- 
tirungsreicht über die Wahlen' der Geistlichen auf kirchliche Pfründen 
setzte die Pfründe Wahlen oder Patrokatrechfe der Privaten und Ge¬ 
meinden zum blossen Schein herab, Übertrag die dagegen fn Wahr¬ 
heit widerrechtlich der Staatsbehörde, and machte das'Wesen der 
Rechtsaetion bei Pfründewahlen — die bischöfliche Adikissto« und 
Institution — zur hlossOn Form -— zur leeren Null. Datei* war* die 
innerste Lebensader der kirchlichen Ordnung, die auf' di» apostol¬ 
ische Nachfolge der Bischöfe in ihrer Ordinktöoh und auf die 
bischöfliche Sendung- der Erlöster durch’ die Bischöfe gründet, schwör 
verletzt, nur ein Schritt blieb noch übrig, um .die KirohenotdhUng 
gänzlich zu zerstören , dass nämtioh . die Staatsbehörde run‘ Steh tras-' 
die gewählten Priester-den Pfarrgemeinden ztigeseUdet-tendi-die Priester 
eine solche Sfendühg ddrCh die Vollmacht-der Bajonette ; wirklich- über¬ 
nommen hätten. Die Staatsgewalt hatte sbnach 1 ihren Thron in 'Mitte 
der Kirche errichtet,' sie übte über das dmtl-i ehe Wihketi und Iwbbnl 
der Pfarrer, KapLäöe und Vikare da« Gberaufetdhtötechit * udd .die 
oberste Cabinetsgerichtäharkeit aus. — Denn nach deu'Beetihunungeii. 
desselben Gesetzes Ward der'Staatsbehörde und zwar einerAd- 
mlnistrativbehöfcde das unbedingte Recht 1 eingeräUmt, die möglicher¬ 
weise durch politische oder eDüfessiortClle Parteimänüer, -öden dürch 
freche Zeitungsblätter denuncitten Geistlichen in Untersuchung 1 zu 
ziehen, -eine Anklage auf' Störühg des pöMtiscben oder oodfbssiorieUen! 
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Friederis u. s. w. gegen sie zu formuliren, ihnen da& hoheitliehe Plal- 
zet zurückzuziehen, d.- i. gegen sie eine' Amts- 'und Pfründentsetzüng 
and unter Umständen eine Fortweisung aus der Pfarigemeinde. zu-'er¬ 
kennen — somit Urtheile Über die Ehre, den Beruf,, die Lebenseki- 
stenz der katholischen Geistlichen zu fällen — und dieses Alles.ohne 
prozessualisches Verfahren, ohne einen unabhängigen Gerichtsstand, 
oder ’eine weitere Appellation zuzulassen, ohne alle und. jede Mitbe¬ 
theiligung' des rechtmässigen Bischofs. Und dieses neudrakohisohe 
Recht bildete nicht nur eine DrohungsTUthe, um zu schrecken, *4- seit 
1849 fand an mehreren, mitunter ausgezeichneten Geistlichen das neue 
Kriegsrecht seine harte Anwendung. Wurden der Geistlichkeit alle 
Vorrechte und Privilegien entrissen, mit denen eine fromme und grosse 
Vorzeit sie ausgezeichnet; so hatte sie jetzt zum Austausch und Ent* 
gelt ein Ausnahmegericht der ärgsten Art hinzunehmen, welches 
den Ankläger, : Richter und Vollzieher in einer moralischen Person 
vereinigte. Höher könnte man ja die Einheit des Staates nimmer brim 
geal Allein, ivas der grosse Bischof von Karthago sehori im 3. Jahr¬ 
hunderte anssprach, ' hielt der Bischof von Sk Gallen auch diesem 
Unterfangen entgegen: „Die Bienen haben nur einen König; sprach 
jener (S. Cypr. de vanit. deor. idol.), die Schafe nur einen Führer 
und die Heerde nur' ei Wen Hirten; um so mehr kann auch die Kirche 
Christi nur'6 inen Bitten'haben nach der Anordnung dessen, der für 
seine'Herde weise sorgte, damit sie in der Eiligkeit des Glaubens er¬ 
halten' bleibe. 4 —- 11 ■■ 

u ' Die bisherige 1 Verfassung hatte das Schul- und Erziehungswese» 
zu gesonderter Leitung den Behörden der Confessionen — nicht 
des» Staates■— überlassen, somit gemischte Schulen im Grundsätze 
unzulässig erklärt; allein im greHeri Widersprach mit dieser B^sthn- 
rpung erklärte das angerufene Gesetz in' Art 15. j „Die katholischen 
und reformirten Gemeinden,'Genossenschaften und Korporationen sind 
berechtiget, gemeinsame (gemischte) Lehranstalten zn gründen 
und im gegenseitigen Einverständnisse die daherigen Organisationen 
und Verordnungen zu erlassen. In diesen Fällen soll die gesonderte 
Ertheilung des Religionsunterrichtes und des Unterrichtes über 'reli¬ 
giöse u'nd Kirchen-Geschfchte sowie für den confessionellen Cultus lü 
allen seinen Theilen besonders gesorgt werden.“ Schnell wurde in 
Folge dieses Artikels, dessen Tendeüz wohl offen am Tage' liegt, die 
bisherige katholische Kantonsschule aufgehoben and unter 
den lautes teii Klagen der Katholiken in die neue Mischschule einge a 
sehmolken. Der jährliche Zinsertrag von ihren Fonden ' nahezft 
einer MiHibh Frauken sammt den ‘Geiiräulichkeiten, LehraitfeelifJ 
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Instrumenten u. A. auf zehn Jahre an die neue gemischte Lehran¬ 
stalt nach einem Vertrage ausgeliefert, der bei weit geringeren Geld¬ 
leistungen und Opfern den Protestanten das Vorrecht eines weit 
überwiegenden Einflusses in der Schulbehörde und bei der Leitung 
der Gesamintanstalt gewährt. Selbst die Einschmelzung kleinerer 
katholischer Primarschulen in grössere protestantische 
— was in jüngster Zeit im Kanton Thurgau durch die protestantische 
Mehrheit gegen die dortigen Katholiken in der empörendsten Weise 
cur Ausführung kam, war im Kanton St. Gallen schon eingeleitet — 
als die Rückwirkung dieses Druckes nach den unveränderlichen Ge¬ 
setzen der Natur eintrat; denn Gott hat in seiner Weltordnung vor¬ 
gesorgt, dass die Bäume nicht in den Himmel wachsen und der Thurm¬ 
bau des Uobermuthes nie tief in die Wolken hineinreicht. 

Der hochwürdigste Herr Bischof von St. Gallen erliess gegen das 
hervorgehobene Gesetz oder vielmehr gegen das'gesatomte bisher zur 
vollen Herrschaft gelangte Staatskirchenrecht eine ausgezeichnete Denk- 
echrift vom 4. December 1857 an den gesammten Kantonsrath „über 
die Lage der katholischen Kirche unter der Herrschaft des Staatskirchen¬ 
rechtes im Kanton St. Gallen,“ welche die allgemeinste Verbreitung fand 
und auch in französischer Uebersetzung gedruckt erschien. {Vgl. Archiv 
III, 447 f. 578-581, 583.) Sic wurde von den Katholiken.lnjt ungeteiltem 
Beifall, von der Gegnerschaft mit der grössten Erbitterung aufgenommen 
und führte zu der gewaltigen Krise hin, die nach den heftigsten Kämpfen 
mit der neuen Verfassung vom Jahre 1861 auch eine neue, weit gün¬ 
stigere Rechtsstellung für die katholische Landeskirche für die Zu¬ 
kunft mit sich führte. Aus der Reihe der Rechtsverkümmerungen und 
Zurücksetzungen,. welche die Katholiken bei Vergehung von Aemtern 
und Anstellungen im Civil- und Militär-Etat früher zu erdulden hatten, 
mag der einzige Umstand hervorgehoben werden, dass Jahre lang 
unter der früheren radikalen Wirthschaft von den vier Katholiken, die 
als Stellvertreter des katholischen Volkes in der Landesregierung sassen 
kein Einziger das Vertrauen desselben besass, sie \ Alle „hatten über¬ 
wiegend reformirten Bezirken ihre Wahl in den Kantonsrath und 
dadurch ihre Wahl in den Regierungsrath zu verdanken und tra¬ 
ten bei jedem Anlass als die erbittertsten Gegner ihrer Küche und 
Confessionsgenossen auf. Jacta erat alea mit der bischöflichen Denk¬ 
schrift; die heftige Opposition, die sie im radikalen Lager hervorrief, 
vermochte endlich auch die Katholiken unter die Fahne ihrer lange 
misshandelten Kirche zu sammeln. An der Spitze derselben stand in 
diesen Tagen der bittersten Entzweiung neben den H. H. Baumgart- 
per, Gwür, Kikenmann., Zuod u. A. der selige J. J. Müller von 
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Wyl, als gebildeter Jurist, gewandter Redner, liebevoller J^Iensfh^hf 
freund und glaubenstreuer Katholik gleich ausgezeichnet, der in f .der 
ruhmvollen Vertheidigung der Rechte und Freiheit seiner Kirche 
und seines Volkes . in der edelsten Form den ganzen Ipgrimm, der 
gegnerischen Partei puf sich sog, und wahrlich vpn dc r Schwere, die- 
ser hast erdrückt unter der Trauer des ganzen Volkes upd aflg<jrpei- 
ner Anerkennung den 14. .Wiptermoppt 1861 leider allzufrühe durch 
den Tod. von hinnen schied um für seine hoben Verdienste die Kijone 
in jenem Reiche zu empfangen^ in welchem, wie der heilige Pjetrus 
schreibt, die. Gerechtigkeit wohnt Ger Verewigte richtete i.alfl 
Berichterstatter über das berührte Sta^tskirchengesetz an den grosp^n 
Rath. unterm 3« Januar 1858 die bemerken&werthen Worte: ,„Das 
Plazet für kirchliche Erlasse mochte in Zeiten und Ländern aip P|atze 
sein, wo der Staat sich nicht bloss den Schutzherrn der Kirche 
nannte,, sondern .es. in der Wirklichkeit auch war; wo er den kirc^T 
lieben Beschlüssen durch seine weltliche. Gewalt Vollziehung yesr-j 
schaffte, wo er der Geistlichkeit auch in bürgerlicher Re^iehupg 1}e- 
sondere Rechte gewählte und überhaupt keinerlei öffent¬ 
liche Mittheilung duldete,, welche nicht zuvor die Censur der.;^er¬ 
sten Staatsbehörde passirt, hatte. Alle diese Gründe treffen nicht mehr 
zu in Zeiten und Staaten, wo die, individuelle Gewissejp^frei- 
heii walten^ darf ,und soll; wo die Kirche keinerlei Staats zwang 
für ihre kirchlichen Vorschriften beansprucht, wo die Geistlichkeit in 
allen bürgerlichen Beziehungen den übrigen Staatsbürgern gleich!-, 
gestellt ist, wo jejera die grösste Freiheit für• öffentliche Bespre¬ 
chungen jeglicher, Art verfassungsmässig proclamirt ist. Das, freie 
Wort des Bischofs an Geistlichkeit und Volk trägt eine hohe, mora¬ 
lische und bürgerliche Verantwortlichkeit'in sich selbst, : upd 
diese gibt der Staatsbehörde vor anfälligen Uebergriffen die grösste 
Gewähr, die er mit dem Plazet.nicht erreicht Uef>rigeps quiss es 
als eine höchst beklagenswerte Weltanschauung; angesehen werden, 
den katholischen Bischof und die mit ihip verbundene Geistlichkeit 
als geschworene Feinde des Staates zu betrachten,und alle 
politischen Massregeln nach dieser unberechtigten.Vor¬ 
aussetzung zu treffen, Man wird mir, indem, ich für beide 
Landeskirchen — T also auch für die katholische — Beseitigung alfes 
staatlichen Zwanges und freies Lehen und Wirken zurückfordere, W^g- 
werfung unveräusserlicher Hoheitsrechte, Unterwerfung des Staates 
unter die Hierarchie , Begünstigung des LUtraniontanismus u. A. vor¬ 
weifen, allein, Schlagwoj^c sind kein? Gründe. Wir wollen keinen ,ge¬ 
knechteten Staat, aber wir vfpllen eben, s^ wenig j ?inp gpjuwshftl&i 
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/ wir wollen umgekehrt aftch keinen allmächtigen 'Stäkt, 'aber 
Cijen'Ao wenig eine ohnmächtige Kirche und wie wir ’ die Staatäauto- 
nlät "in ihrem sdlbsteigenen Getriete ehren, so ehren wir ' eben 1 SO ‘ kehr 
lie kirchlichen Autoritäten in dem Bereiche ihrer' geistlichen Recht- 
same. Das Stäatskirchenrefcht dem Wir huldigen, ist kein ; Staatskirbben- 
rfecht dds‘Misstrauens und der Oberherrschaft sondern ein 
Stäätskiichenrecht 1 des Vertrauens und der Achtung gegen die 
Kirche. Wir brin'geh ’ < eä‘ nicht dazu, 1 'die Kirche uhd ihre Vorsteher 
äls die Keift de deS Staates und der btirgerliChen'Gesellschaft’ Zu be¬ 
trächten , Wir ,! vei*ehreft sie' als' deren Freunde Und Wohlthäter 
Uri(f laBsen Ausnahmen hierin 'nie als Regel gelten! Darum fürch¬ 
tet wir uhs nicht Vor der Freiheit, äuch vor jener der Kirchd 
nicht/ Wir"Vei , trauCn Wahrer Freiheit; sie' trägt die HCilmit 1 - 
fei gt^eh ihre ‘ Kiknkheiten iii sich Selber! Jede Ötaätszwängerei ; in 
kirchlichen Dingen — führt die Völker ^ur Verwirrung und znm Un- 



frieden. 11 "Alle 'dkherigen'Sehritte haben immer dhs Gegöhtheil herbei- 
gCftil^•f. ,, ' Wäge ek der Stäkt,"sich auf das Ffincip der Freiheit und 
dbk Vertrauens auch für' ä*ie KitchC'iiü Stellen, und er wird 
ufalfeich" besser fahren hilft iiü Volke besseres Wohl vernehmen be J 
gründen als" bisher.“ "Damals Verscholl noch diese-Sprache der WhMr- 
helt 'Uiid ’ MäsSigüng ohne 'sichtbaren Erfolg, ’ Wirkte aber wesentlich 
mit,' unreine Weitere Verständigung in jenen Sachen'vorzttberCiteta. 

" Doch niCht "von' der 1 Staatsgewalt" allein Würde die Kirchfe in 
ihren Rechtet); in 'ihrtr ‘Freiheit und’ Selbstständigkeit -sö schwer be- 
eift trächti^l, ‘ auch 'die katholische Baien schafft, in den 1 besonder 
ieft Cöllegien einek'großsen RathCS,-AdministratidnsratheS Und 'ETzfe- 
hUft’gSrathes repräsentirf, hätte (bfesoridcrs in dfer Sturmperiode der Jahre 
i'833^-'i'47 durch 'Verordnungen Und Verfügungen aller 'Art die' be- 
engChdsteh" Bande um die Kirche gewunden. Wir haben obeii bemerkt, 
däss ftälih de!r St. Gallischen Verfassung die Rircheft-, Schul-, Ehe- 
uüfl’ KloSter* - Angelegenheiten nicht det 'Staatsbehörde softderft den 
cöftife'ksi’düelleh Behörden der Laieft zur" Besorgung überlasten 
wütfleil ; Hl vbiV dieiseii gingen " die sogenannten confeSsiofteBen Verord¬ 
nungen "hervor,' die 1 in Manchem aber sft atg als jbneä 'Staatsgesetz 
’v'httr'' 1895 die'Rechte der Kirche verletzten Und bei allerdings schb- 
nehtler'AnwCtfdtfrig dennoch bis in Äe neueste Zeit ihre formelle Gel¬ 
tung'behieftCh.' Nach diesen Verordnungen w'riHlefi einer Weltlichen 
BeftÖicfe dem katholischen Adminisfrationsrathe — die'Befugnisse 
ztfgCtWilt, eine von der bischöflichen Behörde unabhängige PrüfUngs- 
cönnriiSSion für die PriestCramtskändidatenaaftusterllen, über die AUf- 
nähiftÄ‘"Ofler Nichtaufnahme derselben iö däk Priester l S^röiftkriüm ~ 
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selbst gegen die Einsprache* des/Bisohdfs -4- endgültig zu entschei¬ 
den, bei Klagen von Privaten oder Gemeinden den Wandel und die 
Atotsv^rrfehtnbgeii def PfärrgCMlreheh Hü 1 ilÜterittCfiWr, uriÖ je nach 
'dim'ErgUbttisSe so9ei»öt 1 Untersuchung gkgen sik auf ’ Ett tläsSnng ' öd« 
Aihtaentketkutog' zta 1 erkennt«. ‘’ Die 'gleicbÖ 'ßehörde ha'rteüber'dlc 
Alifnähtne der Oa’tididtsfinnbn dl#'Klöster ausschliesslich Stf enWChei'- 
dC« Und' ’dfcs' Kirchöii-, Blbthtita* - iii/d PfrtindVermögOü bereits AUS*- 
SehUCeslieli'ifu VetSviribn. 1 ' Selbst die Beschlüsse der HllfsverelnSCotii*- 
tüfesiön, in deren 1 'Spitze der : BlschbF’ötttff■'sbitf StellVertret^ Steltf, 
hbSi“die jährlichen Uittfefitütetüngs^iimtft^n an hilfsbedürftige Priester 
Aue ehofCm 1 Fonds; der theflsChirch'gesetzlich SttjUilirte Dotation* theils 
dürchdiC eigenen 'jährlichen' Geldbeiträge der ’Vcreihsgliedet sieAbiL 
ddtfe ! hedüffiten *,der J Genehmigung“ dOr böntfhUten 1 Behörde. Ib 
B krdfthe des SfchulWeseüs beschränkte "sich 1 Ä»‘ gaftze Ehrflntss 1 d et 
Errtshe ätffdie Brtheilüiig des ^BeBgfdnsiiiiterrichteS-iii dt« Real 1 Utid 
Frfmarsehäletit ffurtefl (Alb OrfsgeislfichCri. 1 lÄttgstt «kannten' -zwkr dW 
katholischen Behörden 1 das UnrfJCht, dks M AB 1 'diesen 1 Bestimmungen 
dhr eigene«, conftssioUelie« 1 Verordnungen lag, und’ snehteh 1 es 1 ' tn'tb- 
VJflirtfCw ,, VWör i anfubgefiv ^ut l 'kä <l nia'eheii. Ekmehdie&ejedocb’vof de« 
Aflgetneiheh' 'KafltotiSräth tim 'der*’Steatssarrotiök ürttCfbreftei hu ,: "wiSb- 
de*h;* Sb VrusSte die ‘Vereine AlllSntfe der Protestanten uhd 1 Radikalen 
Katholikenjede : derartige Sanctioö zu hinter treiben; die nknfe Verfjttf- 
Atrtfg kaitf dadütch 1 iidht' *ur Ausführung; die Behördeto eäheu sich 
Wider l ?hTen WfheTi 1 au die Alten, ; kircheufeiudlifchsrt T Vefoi'duiihgen' 
nitfÄckgewiesen. 1 DasS unter solchen * UmständCh dib bitterste'Ehtztrei-' 
nttg daS' SChou Cdufeseiönell ^etrettttW Bt/ GallCr -Völfc ih z%W ; feik^ 
HChe Lager «USMnötfdertrieb', die 1 cotifesSiOhCllb Antipathieden Büre« 
äis : 'Haiipththei WurAgitalion dienen musste, 11 die *kant<rriUle'Jmirtikli^ 
Silk^das Ferner' der ''Zwietracht ■ täglich heftigif anblikss, die’ Bitzuhgck' 
dey'Kairfonstatheö zum ‘Tummelplätze'' leinet neuen StaAtStheologik uhd 
dfer-'UeldeuechaMichsten 1 Ausfalls gfegeh dis'Kirche mW 'Geiitlh'hkCifc 
aUsetfeUhbn das 'öffentliche 'LebenUnd selbst 'der 'Friede'"der * Ge 1 -' 
lhcfedd» > Und Familien ' tfurdh FWnäseligketten uhd» Störungen - ■all«' 
Art getrübt, "das''ganze LkÄd vor uwdha<*h'jeder Wafolerneöecnng 1 'dek 
©foseen 1 ftafhes’ ; in ■ die 4 ?eösstie AiÖrögUng Verseilet tverdten müssten; JüL 
ärie»'tHesC'unseligen Eraebeikuiigen* huren 1 die'' natürlichen Folgen ehlek’ 
widerUftturliche«> Systems>>'das* von 1 ‘Staafkwegeu’ ^*‘Thdblogid tHt®' 
uhd' dem« lebendigen Baum der' Rieche udter ' Ihrem entschiedensten' 
Widerstreben 'dad- wiMfrOmde Keim'des moiderneii 1 StaatSkircbeniCChtes 
mitt’öCwalt einwipfTopfOT sIch abiBtihte; -^ ' >hin I i. u.i mi« 

»ob TiUtii *h, uo-i hm» «;t»v*tni-» l'ü i .;' t■ •;:«i; ei’^»i-; n *i> u 
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Nach außerordentlichen Anstrengungen; gelang es, dar, katholi¬ 
schen Partei in. den Maiwphlen 1861., ein« Mehrheit in dem. großen 
Jtetheunddßin.öie Möglichkeit, (eine copseryative Mehrheit in .der 
hiÄndeßegie^^.zn^prreic^^ dieser, Steg fiihrte hei der, täg¬ 

lich wachsenden ,, Aufregung ;>d#- protestantischen.. Bevölkerung .die 

lange. (Krise, tfu? schnellen ( Entscheidung- Als der neuge^äblte grosse 

Rath amt 3, Jnnl 486L zusemmentrpten sollte*. .weigerte sich die be¬ 
reits die , andere Hälfte der Grpssrath^paitglLedw aufstellende liberale 
Seite au ,dpr‘Gonstituirung Theil zu nehme«, bevor ihr yon Seite der 
Qnpßrvativßn ; Garantien für Vornahme einer VerfnßUQgsrevifppn upd 
dffin durch ,4ufeteH,PiPg einpr anderen Wahlkreis-Eintheilung.Sicherung 
einer, liberalen Mehrheit für den, künftigen großen Rath gegebenwürtte* 
Pie Bewegung hatte den höchsten Pqpkt erreicht, dif fordernde ;Part 
Mfc MIß, vgeistigflUi flnd .materiellen Mittel in sicherer, Bereitschaft, um 
ihien, Villen idurchnneet^en, des Gewitter eines unermeßlichen Un¬ 
glückes, schachte Über das Gand und die Kipehe von Sh Gallen | da 
fanden sieb hochgesinnte Männer yon beiden Parteien. zusammen, um 
apf depa ^pge eiper; Aurglelchupgdea Sturm zw beschwören und den 
Frieden,,wieder .heraus teilen. Bei der .Lösung dieser entscheidenden 
Aufgabe haben ieich.die H. JL Dr. Weder und Landammann A.epli 
>rpn der einund, die H. EL Lapdammapn Baumgartner und 
p.rhfidwM,L*/GmJr t ;yon der anderen, Parte» ein, bleibendes Verdienst 
erwerben, ,fiie, wussten teil i ihren 1 Freunden im. gefahrvollen Augenblick 
upd; ,upter kränkender Mißtrauung ihrer, eigenen Gesinnungsge¬ 
nossen einen Standpunkt ü.bex den Parteien einzunehmen und haben 
dadurch’,schwere» lUnheil, abgehalten und dem paritätischen Kanton 
den (Frieden(gesichert. Mittlerweile' wurde der, neue Verfassungsrath 
gewählt;, er zählte neben 6>2 Radikalen 64 Conservatiye upd circa 
^4^Mitglieder!der gemäßigten Bichtang, die bei wichtigeren Fragen 
den Fahne WiedprVund Aepli’s, folgten, Unter diesen Umständen er* 
Wuchs auch, für. die i .Bischöfliche Stelle die unerläßliche Pflicht, zur 
Beruhigung derrwrtgeregten iGemüther das Ihrige beizutragen und au 
die erhitzten Parteien ein Wort der Versöhnung und des Friedens zu 
richten, .ohne .damit .die wohlbegrondeten Rechtsansprüche der Kirche 
iggepdwie ,zu. schwächen. Der greise Bischof erliess daher durch sei¬ 
nen jQfßcialen Herrn Domdeean Dr. Greith'an den Verfassungsrath 
upttePii,ld<)September ,1861 eine neue Denkschrift,’die in der ersten 
Sitzung unter lautloser Stille dev Versammlung iverlesen., von beiden; 
Parteien den ungeteiltesten Beifall eineratete und sodann unter dem 
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Titel „Was unsziira Frieden dient# durch. den Dhick verbreitet j'arf 
die Beruhigung- des Landes einen wesentlichen Einfluss übte. Dadleöe 1 
Denkschrift eine historische 'Bedeutung 1 erhalten hat, zudem »dem We»b 
depnhkt dir Bewegung bezeichnet, der den Üebergdug 'des 1 früherem 
kirchlichen fteehtszustandes In die 1 neueste PhasederGegenwart vor- 1 
mfttMte, überdies Verhältnisse Und 1 Ktwtände eines parlt ächze hieit 
Landes berührt, die'unter'änderen - Firmen auch l in''D«Ctfeohlabd ! 
wiCderkehreh, so ist dieselbe verallgemeinern Interesse unddarfVäüc 
um hier eine ßt&He finden. 1 Die Ansprache des Herrn iKsCfcäfs'Vöb' 
St. GAlIen an den Veifassungsrath läutet: 1 r, i' • nfu/. 

Die Aufgabe, die'Sie ln’Ihrer gegenwärtigen Vewambriuflg' i«b 
lösen' 7 haben ; für das 'St. 1 Gallische Volk eme nteue’StaatsverihssÜng' *tr< 
entwerfen, ist .auch für die katholische Landeskirche vört 11 hoher Bedfett 1 - ; 
tuhg; sie legt dem ergeben« tUntCrzeibhneten' die Pfflcht auf, inVee^' 
bthdung mit seinem geistlichen 1 RatÜe und der gesammten fcatfcölisfcheri > 
Geistlichkeit, die ihre Wünsche in den VeTsamrahihgen Landtag' 
pitel ausgesprochen hat, Ihnen die Freiheit und die Rechte unserer 
Kirche zu * Wohlwollender und gerechter Anerkennung um 4o > eindring¬ 
licher an das 1 Herz zu legen , als eine sölche 1 unverküttimerte ; Gewähr- 1 
leistang und 1 Sicherung der ältesten Und erhabensten Ahstalt -unhetnui 
Vaterlandes ! nicht njir ein Gebot ■ der Gerechtigkeit "ist / welche 1 die 1 
Völker erhöht, sondern, mit zn den obersten BädingOng&i geh®!*} ohne» 
welche 1 die neue Kantonsvetftssung weder mit der* Hoffnung' auf : eine 
gründliche Beruhigung unseres Vblkes , 1 noch mit der - Aussicht 11 auf 
einen dauerhaften Bestand bei den 'politischen Wechselfittlen' der*Zd»l 
kauft in V Leben treten würde. Es gibt im St. Gallischen" Laude; 
kein Recht, welches älter und heiliger wäre, ahf*Jenes ist 7 , düs die 1 
katholische Kirche für sich aufzuweisen hat, selbstständig 1 , 1 tmbehltrJ 
dert tmd frei die höhe Sendung zu erfüllen} die Christus ihr-zurBe^ 
seligung der Menschen übertragen hat; Dieses Recht ward’ ftir di# 
verbrieft durch die lebendigen Schriftzöge : und das uhveHStgbard 
Siegel der apostolischen Mühen und Opfer, 1 mit- denen der 1 heilig# 
Landes vater GallnS vor zwölf Jahrhunderten 'diese' Kirehe begründete/ 1 
und es ist unverletzlich und heilig gemacht dürch 1 die 1 uUSterbUCheti 1 
Verdienste, welche diese Kirche* zu einem gKnSeUderf'Diadem atiP 
ihrem Haupte im Laufe der Zeiten vereinigte;' DcnH’ äie’ hat unSer' 1 
Volk schon an’ dter Wiege 1 seiner UrgeSchtCkte 1 gepflegt-; die ! Ktrltti/ 
der' Gegend durchgeföhrt, die Erleuchtung Ut/d Gesittufig^der BeWbfr^ 
ner zu Stande gebracht, die christlichen Fatiafflen'gebildet, ;i, uil©' 1 !bJ 
ihnen die ersten Unterlägen eines staatlichen GeMelnweSenü geschalt 
fen; sie bat endlich 1 WtthrChd igiper Zeitdauer, die kehr weitRclfeV 
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Reich :■*»■.■ (der GftaeWfchteL jö . ratfreicbtn t, dfebipiudfechan, Omer jdqsr 
Gbilfetewthuuw,!diesem .Vjolkein, Umkreisen. gespendet,, dfe t! w ( «h : übnp, 
die, ASwtten unseres !V^te*:<l»mded,.itto«uatei<Aen.,,i AJs.iu. der.ilfeforr; 
roatioönde? rtän^ Theil! silchi Vonid»m, Verbände, der.&ltep Ejirebe fcwnd«» 
mi, zw ; einer elgeuon,RetigionsgeposaeBsqbaft;siqb ver,ban& heben,[ 4t &| 
Anhänger beider ,)Kirpben unbedingt; % .balde ein, freiest, ebenbürtiges, 
Uftdj üefbtlWie« iDasein 4PrdeB, 1 öÄept}iebw JteeblS 0 rbBnd«p ) :^r #eli- 
gjftäeverträgei sieb augasiqherjtj.uadi .als,, yor, .bald; .sechzig Jahren*, pue, 
durch -idm iQpfer ,des weUbeeöbwlen. ^tiftee, : &t, Oallep ,pn4 idoeesn,, 
Aufhebung, die Vereinigung ^^yersebiedaBeba^apdeatbei^e au;ßiuepv. 
Kantennßb.fOeUen (»^gliPbMvaF., haben sich^ diq, KatbehkftU • dfs alt 
Sfc OftUiaehen/ fewde»s • »it < Ähren itbrjgep; ..OlagbeBftbrüdern , .rfr, wqnj*; 
auch,»it ,8ebin«ra -rr /fc^dft^üniwiw^ };..8ig Aftbeih .ghflr,., 

wirft die.iP.iWfestflnfBn ibreraeit^ibeik ,ihfeipa : Eia,ir,4t .in .den neuen Staat, 

den; frflw#! nnd,iwgingaecbtibnkten %»>! ,Kiwhu vo^elleuapT, 

d^epb.Becbtpn ausbedungen, / .■ „ ,• , i; t, .•• ., 

Hat,idiei^kflbe «flngfb i WH ;nur...eb|e ggduld^^j.aon^ern fiußj 
b«Eeflbbgte..E^igtenÄ.Än tUpseTUn 1 J^audA, ? 0 ; (d%rf„sie F^jW., IwffßUi ,|n ; 
dar ihr : pigeptbÜfnU^bennRgpbtaspbäre .and Sehjisweise hei,^er,.£tnais:i 
gewahr gereckte Auerkrwwwgjuud .Beugung,.zu finden^ und, ¥ idmfti 
def.FaJfl.i dann, können, ;wed<tfi;dhjf Glaube,, jnoqh ihr G^t^diqm^.wedf?9 
ihre Ve^Msungt, ,wM?b; die aus . ihr, ^fliessenden ftefihte ,$w G e»m 
ständenbeiisbigqr.j i legislatnrisabnr^Bestüuinwigßp pdqr .adjpipißtratiypfi,- 
Yffifügpflgep/ gqipacbt , w^dqn,.latere , vfelfnpbr(ihre ■MtW:-. 

1W»i>, Sclufanbfb hei. Jen, (Brenz*)!,, fipdien,, TrO|,j^n^:-bdb^:Oehiqt, hfl-, 
ginnt, i daanden (göttliche, .Erlöser seiner t^pbe ^jpr, fdqgq^pnd ^eb^-; 
a»g ^»geyrieseuK.Jjafe,; Spbwerp l JS(ätupf'p r; ,habun seift,ganger,; &ejt $e„ 
Gimpdivgste.n,jider ; ; w«ebtigst#p Reiche; -^schMte^ *; ütWfU rjpgefh.dte; 

Nefgopajitäten, naflb Ihrur polÄhnebna SelL>sthtÜ n( bgk*iM Selbstverwaltung. 

und Gheiqhhereobtigjing; die Kilben ,suchen igegqn d*a, unberechtigte, 
Beyorwnndung den alten F/fdjWifstaates .ibre eigene ^echts^llufig ijud. 
nnpbqxnurte Wifikftaiubnit.su, sichern, ifliniWuUpPöfihldgn diqses Wejfc-; 
ketupfeft sind ,su«b, über; d|p, ^qpzararhnu upgeres YsApr^ndes , ffagfa 
diutpgf» und daifdiniMigiüeeB .Oafih^.Aiu %f#en gfbnn »! h^u sin, 
die, tiefem; Bewegung, n»d 'ffbeilnabfue,, in., $p>ser<iw Y^lk- heiympwfwf 

Sin» hefibgeuhrtn Oerren,, hat: gÄ^iqhe yor^ebh 11 ? I h^pfnui» r.dßfftr 

Yulkn inaph lgugnu ,Kätnpfen ,epdlipb ,den Frieden gu bringen; und f idg^ 
Wwk etnen dauerhaften iYefiständjgnug, u^iB.ntbhrtgubg! 
bifrg»fii.aUöftuhihfien,.uach ) dei?. siqbiMln» °hue Untq^nbiedridpf^hutw*: 
gew .ven gftnaet, flqfdq, eebufUr til $ie wntdeu -dinseft, fegqpreicb^, Wwlt 
mi .BflgMichunt unseres„ Yeikes . und ftU«b„B»hipq ii ^s ^pnjqps .pu, 
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Stmty .brjjngpp^ ww Sfti dem-, Zuger ;?hi;np Herzensflirer.,Bil)<lUhg. 
Ihrer Lieh# zum ,Vaterland folgend — auf; eine gerechte, uud wohj- 
wollende; jWeise die Beziehungen der Kirche zum Stpeter-Sd den- 
kirohjichen, Stiftungen pud Fondep undzu de#, Landes schulftji 
zu erujjitteln upd in der neuen Verfassung festzus#zen, suchen. Ich, nehiqp, 

mfr. dievEh^j über dia,hfnmrgehhb3» e UPiftkte.ntffij» Y<w 

Behörde, m möglichster Khi*.^ auszuspie^ben. 
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1. Die, Stellung der Kirche zum Staate. 

‘ i '• ! < • i it , • 1. > ' M , • T 4 - . »J * f , * ‘ . » i t f t I * 1 1J11 i; •; f 

; ;•>; Würde die kathölwche/Kwoha,fjemela auf die veile:Anerkennung, 
ihres rechtlichen Bestandes/ uud, ihrer ; freien Wirhaaml*eit;wziohtem, 
su. hätte sie a» diese» Tage zugleich; ihnen Bum, ihr# Selbstauflösuflgi 
unterzeichnet; denn eiet stützt sich, auf den Glauben* dass .sie,, idUft 
Sendung 'und Verfassung nicht von den Menschen, sondern von • dem 
göttlichen Stifter -des Christenthums erhalten habe und vpn. ihm ange¬ 
wiesen sei, : sie unter, alle» Umständen und seihst in. Mitte, aller Widern 
spräche uud Verfolgungen der Welt his ' am das Bude der Tage fest* 
zuhalten und zu vollziehen. ,, Die TheUung.der .geistlißhenund wplt-r 
liehen Gewalt . isfi, eine dunch das Christeuthum igewenuene^jwelthijBto- 
riseh« Errungenschaft; isio, ist, nicht minder., zur ■ Erfrfepz; d«t Kirche 
nöthigj als ei* zugleich dies sicherste .Sohutzyvchr, der bürgerliche^, 
Freiheit gegen 'tlie, Uebergriffn .einer ' absolute», Staatsgewalt zu j,edpr; 
Zeit.gewesen,üst .Indem.; die Kirche aber das ganze Hecht 
volle 'Freiheiti nur Erfüllung; ihrer göttlichen. Sendung ,in Anspruch] 
nimmt, ist,sie weit entfernt, über deu Staat uud das jt \yaa,^iues,B^l#% 
is*^ herrschen oder in «Sine Asgelegppheften sich eiomiqcben zu wo^r, 
len. Hei der politischen Bildung, dieitwer Vqlk erf.ejffht,,,, ( yKäfle> /f% 
und fih! siqh, zmnal in einem paritätischen, Staate,, , j^V, #rarftge. 
Versuch eiUCi Tborheit ohne allen Erfolg, , und irf jede d&berige Bpfi 
fürehtUfig ohne;.allen Grund. Das Rechtsbegehjren der Kirche, kft viel, 
zu ,sicher und zu klar gestellt, als dass es möglich wäre, ihm. aM di,«. 
Länge der Zeit einen zweideutigen oder. gtaatsgefährliphep ßipn.^p, 
unterschieben, es lässt sieh, auf die.einfachen Sä^ze* zprückfübren; v 

Die, Kirche verlangt)Selbstständigkeit füg die Leitung ib^n |eige-, 
neu Angelegenheiten .in dem Umfange, wie es jedpr andern htjreobj^ 
ten Kooperation, sogarjedem Priyatvereine zusteht, so, hmgger Hichlfy 
gegen die Btaamgesetze, unternimmt,, Sie . unterwirft sich, «U«h $tärffo 
gesetzen, nur desjenigen nicht, die ihrem göttlichen .Glauben; zuwjflffl 
wären, verlangt für sich , weder Ausnahmen noch Privilegien, fofderf, 
aber auch: füruSioh. Gleichheit vor dem Gesetze nhd j3eseitiguug 
Hemmungen uudi^Beschrlnlwngen, di« mit .fler, HeflAßgftng 
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gewÄitcles pJlizeistaates für alle anderen Bürger und Korporationen 
ich Staate 1 Weggefallen sind. — Welche Forderung kann billiger, — 
kahn gerechter als diese seih? Hat man der Küche alle Begünsti- 
güngeh , die ! der fromme Sinn einer grossen Vorzeit ihr einst verlieh, 
etitzogen, so hat sie wohl das volle Recht, gegen alle ungünstigen 
Äriknahmsgesetze, mit denen die Notzeit sie bedrängte, ihre Verwah¬ 
rung einzulegen. Diese Befreiung vor unwürdiger Bevormundung kann 
der Kirche nirgendswo auf die Dauer vorenthalten werden; sie bricht 
sich auch ohne Concordate siegreich überall die Bahn, wo die Ver- 
Witiütog def Begriffe und' die Macht der VorurtheÜe vor dem Lichte 
der WäfirheU Weichen und einer edieren Anschauung der Welt den' 
Finte'räUmen mttss. Denn in einer Zeit, in welcher die mächtigsten 
ReWhe * nur auf dem Grunde vollständiger Gleichberechtigung und 
Selbstverwaltung der ihr zugehörigen verschiedenen Völker ihre poli¬ 
tische Neugestaltung zu vollziehen vei-mögen und das konfessionelle 
Bewusstsein wie das politische bis zur vollsten Lebensfähigkeit aus¬ 
gebildet erscheint, kann*die Anomalie sich nicht lange'halten, dass 
Alles gleich sein soll vor dem Gesetze, nur die Kirche nicht, dass 
in' allen Kreisen die Bevormundung der Staatsgewalt aufhören soll, 
nüir im Gebiete der Kirche nicht 1 , dass nirgends Ausnahmsgesetze ge- 
dhldOt Werden, nur gegen die Kirche solche aufgestellt werden dürften. 
Die Beziehungen der Gläubigen zu den Priestern, der Priester zu den 
Bischöfen, — der Bischöfe zum heiligem Vater, dem Sichtbaren Ober¬ 
haupt der ganzen Kirche, sind durch jene unabänderliche Ordnung 
ühä'Verfhs'äüngfestgeatellt, die Christus seiner Kirche‘'verlieh; durch 
diefeO normale LObensverbindung, die den Verkehr zwischen dem Haupte, 
dWi Ordnen und Gliedern vermittelt, wird die Kirche, wie der Apostel 
lehrt', z*Um‘ lebendigen Leibe ausgestaltet, und so wenig in der Ein¬ 
richtung 1 des'* natürlichen Lebens der Lauf der organischen Kräfte un¬ 
terbunden, die 1 Bewegung der Organe gehemmt oder die Verbindung 
des Hauptes mit den Organen und Gliedern unterbrochen werden darf, 
Wenn anders der Leib im ungetrübten Genüsse seiner Gesundheit und 
seines'Lebens erhalten bleiben soll, so wenig dürfen derlei Störungen 
uiid Hemmnisse Zwischen Haupt und Gliedern in der Ordnung der 
KSrUhe YorgenommeU werden, Wenn diese eines ungefährdeten Bestan¬ 
des* und'frohen 1 Daseins sich erfreuen soll. Nach dieser Grundverfas- 
süri^ der Kirche kömmt dem Bischof, und nur ihm; die Leitung der 
Diöb&se'' in geistlichen Dingen nach allen Rechten seines Hirtenamtes 
Zuj Wie naeh Oben seine Verbindung mit dem Oberhaupte der gan* 
zfeW Kirche, sö muss sein Verkehr mit den Priestern und Gläubigen 
üiHtllen geistlichen Angelegenheiten unbehindert und frei sein. 1 Alle 
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Präventivmassregeln der Staatsgewalt zur Hemmung dieses Verkehrs 
sind unberechtigt, erreichen auch nie das damit beabsichtigte Ziel, 
rufen vielmehr das Gegentheil hervor, wie jeder andere Druck auf 
wohlbegründete Menschenrechte. Wer will es leugnen, dass die Presse 
schwere Missbrauche au Tage gefördert habe? lat es desswegea Je¬ 
manden .eingefallen, gegen sie friventivmassregeln anzuwenden oder 
über sie von Staatswegen die Censur au verhängen ? Dagegen aber 
sollte eine staatliche Censur Aber die Erlasse der kirchlichen Behör¬ 
den und für Fälle angewendet werden dürfen, wo der Hut au seiner 
Heerde, der Bischof m seinen Gläubigen spricht? Jeder Bürger kann 
für eich das Recht in Anspruch nehmen, seine freie Meinung über 
Alles auszusprechen, selbst die Kirobe mit allen Mitteln der Leiden¬ 
schaft zu befeinden, und seinen Angriffen durch die Tagespresse die 
weiteste Verbreitung zu geben; nur den Vorstehern der Kirche sollte 
das Recht vorenthalten werden, die Lehren und Gesetze der Religion 
ebenso frei zu verkünden und die Kirche gegen die Angriffe ebenso 
unbehindert zu beschütaen? —> Jeder geordnete Verstand wird den 
grellen Widerspruch, jeder unbefangene Rechtssinn die Rechtsungleich¬ 
heit heraus finden, die bejahenden Falles in einem solchen Verhält- 
niss läge. 

Zum rechtlichen Bestände der Kirche gehört unbestreitbar die 
freie Ausübung ihres Gottesdienstes .und ihrer Seelsorge. Beide aber 
sind von den Priestern unzertrennlich, die sie nach Christi Anordnung 
zu verwalten haben. Soll der Gottesdienst nicht eingehen und die 
Seelsorge in den Pfar,rgemein den nicht aufbörpn, dann muss die Kirche 
unbehindert durch ihre Bischöfe für die Ausbildung eiper zureichenden 
Anzahl fähiger und würdiger Priester sorgen; denn weun die Zweige 
und Aeste am Baume absterben, phne dass neue Schösslinge an ihm 
sich wieder bilden , so stirbt der Baum selber ab und kann ferner 
keine Früchte mehr tragen; so verhält es sich mit der katholischen 
Religion upd Kirche in jedem Lande; sie fallen in Trümmer, wenn 
keine Priester mehr aasgebildet w.erden, welche nach der Lehre des 
Apostels die Verkünder des göttlichen Wortes und die Ausspender 
der heiligen Geheimnisse in den gläubigen Gemeinden sind. Wo da¬ 
her die Kirche gerechte Anerkennung ihres rechtlichen Bestandes fin¬ 
det, muss ihren Bischöfen das Recht zugestanden werden, Geistliche 
für deu Dienst des Altars und der Seejsoige zum Frommen der Pfarr- 
gempinden auszubilden, die Priester, .die sie würdig finden, in den 
Weinberg fies Herrn zu senden, .unwürdige nach Gründen des Ge¬ 
wissens and des Rechtes davon abzuhalten oder daraus zu entfernen 
und für die Herde der Gläubigen Alles .anzuordnen, wps sie zur Er- 

inkh ftr EJrdMnrtchi. Y1IL 8 
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haltuUg, Pflege und Förderung des religiösen und sittlichen Lebens 
in der Kirche für heilsam und nothwendig erachten. Durch dieses 
freie Walten der Kirche im selbsteigenen Gebiete ihrer geistlichen 
Angelegenheiten wird' keineswegs ein Staat im Staate aufgestellt, weil 
die Kirche die volle Selbstständigkeit desselben in seinem eigenen 
Rechtssphäre vollkommen anerkennt und in allen weltlichen Dingen 
Sich seinen Gesetzen wie jeder andere Bürger unterwirft. Zwei Ord¬ 
nungen des Rechtes im Leben der Völker sind keine Widerspräche, 
so wenig als die zwei • Lebehssphären es ins' Wesen < des Menschen 
sind.' Kirche und Staat hat Gottes Weisheit zum Wöhle der * Mensch¬ 
heit von einander ausgeschieden , und*wenn unser göttlicher Erlöser 
an Hohe und Niedere die Mahnung ausspricht: Gebet Gott, was Got¬ 
tes, und' dem Kaiser, whs des Kaisers ist, — sö hat er'damit weder 
etwas Unmögliches, noch etwas Widersprechendes, sondern ein Gebot 
der ewigeh Weisheit und Gerechtigkeit ausgesprochen, welches ohne 
strafende Rückwirkung nie überschritten werden kann. Halten Sie, 
hochgeehrte Herren, durch gerechte Bestimmungen jede Einmischung 
der Staatsgewalt von der Kirche ab, und die Kirche wird jede Ein¬ 
mischung in das politische Gebiet von ihrer Seite ferne halten; 

‘ t • 

2. Die kirchlichen Fonde und Stiftungen. 

Die Kirche ist nicht von der Welt; denn sie hat weder ihre 
Lehre noch ihre Sendung von der Welt empfangen; auch ihr Zielbe¬ 
streben , die Menschen in der Welt zum Reiche Gottes zu berufen; 
reicht weit über diese irdische Welt hinaus. Wenn sie aber auch 
nicht von der Welt ist, so ist sie dennoch in der Welt ünd hat'für 
ihren zeitlichen Bestand und ihre Wirksamkeit wie jede andere sicht¬ 
bare Anstalt der zeitlichen Mittel von Nöthen. Seit jenen Tagen, als 
sie siegreich aus den Verfolgungen der ersten drei Jahrhunderte auf 
den Schauplatz de* Weltgeschichte'überlrat, wurde sie vor dem'Foiinü 
des öffentlichen Rechtes der Staaten als eine juridische Person mit 
dem Rechte des Besitzes, des Erwerbes, der Verwaltung und des 
freien Genusses jener Stiftungsgüter anerkannt, Welche der froitime 
Sinn der Gläubigen zur Pflege und Förderung des Gottesdienstes und 
der Seelsorge ihr im Laufe der Zeiten beigebracht; und haben auch 
die Laien da ünd dort bei der Verwaltung dieser geistlichen Stlftungs- 
fonde bestimmte Rechte im Sinne der Mitbetlieiligung ausgeübt, so 
haben sie solche jederzeit im Namen der Kirche, der wahren Eigen- 
thümerin, und unter ihrer Zustimmung ausgeübt, wobei für sie das Recht 
der Aufsicht, der Verwaltung und der stiftungsgemässen Verfügung 
anerkannt und gesichert.blieb. Es wäre wohl leicht, diesen Rechte- 
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grundsatz wieder mehr zur Geltung zu bringen, namentlich durah die 
reehtliche Stellung, die man den Pfarrämtern bei der Verwaltung der 
Kirchen- und Pfründenfonde anwiese, die ihnen im wohlverstandenen 
Interesse dieser Fonde in mauehen Kantonen unbedenklich, eingeräumt 
wurde. Wird dagegen dieser rechtliche Gesichtspunkt verschohen, so 
müsste die irrige Ansicht immer allgemeiner werden, welche sehen 
jetzt zur Gefährde der kirchlichen Fonde und ihrer stiftungsgemässen 
Verwendung Viele verleitet, — zu glauben, diese geistlichen Fonde 
seien den Gemeinde- und Geneseengütern gleich zu halten, und es 
stehe den Kirchengenossen ein freies Verfügungsrecht über sie zu. 

Die oberste Bedingung des Friedens in jedem Staate ist die 
Sicherung der persönlichen und dinglichen Rechte Aller und für Alle 
oder die strenge Handhabung des Rechtsgrundsatzes: Jedem das Seine. 
Möge darum die neue Verfassung dem Staate bei der Verwaltung der 
kirchlichen Stiftungsgüter keine Rechte zusprechen, die er in unserem 
Lande seit so vielen Jahrhunderten und bis zu dieser Stunde nicht 
besass. Wie in allen Gebieten, wo die Rechte und Interessen ver¬ 
schiedener Individuen oder juridischer Personen vermengt und ver¬ 
mischt werden, Reibungen und Zwistigkeiten unvermeidlich sind, so 
ist dagegen die Ausscheidung und Sonderung der jedem Theile zu¬ 
stehenden Rechte und Interessen das sichere Mittel, zwischen ihnen 
gutes Wohlvcrnchmen und Frieden herzustellen und zu erhalten. 
Das erkannten und darnach handelten unsere Voreltern. Der Grund¬ 
satz, dass in allen Dingen, welche die Religion betreffen, auch in 
solchen, die nur von dem einen Theile als Religionssache angesehen 
werden, die Parteien auseinander treten und selbe für sich gesondert 
besorgen und verwalten, dass im Weiteren in Religionssachen Nichts 
durch Mehrheiten, sondern Alles zu gleichen Sätzen entschieden 
werde, wurde nach unglücklichen Brüderzwisten von beiden Theilen als ein 
unantastbarer Grnndsatz des öffentlichen Rechtes aufgestellt, und er 
hat Jahrhunderte lang den Frieden zwischen den.christlichen Kirchen 
in unserem Lande bewahrt. Wenn schon in rein bürgerlichen Ver¬ 
hältnissen Majoritätsbeschlüsse der unterliegenden Minorität, schwer 
fallen, weil auch diese von der Gerechtigkeit ihrer Sache eine feste 
Ueberzeugung sich gebildet hat, so wird der Druck solcher Beschlüsse 
doppelt schwer empfunden, wenn er die religiös-kirchlichen Rechtsan- 
schannngen und Gefühle berührt; denn hier, wird er auf Mehrheiten 
-zurückgeführl;, die sicli durch die Anhänger der gegenüberstehenden 
Religionsansicbt oder Kirche gebildet haben, als ein Act der Unduld¬ 
samkeit ausgelegt und darum um so schmerzlicher empfunden. Warum 
also eine Vermengung und Vermischung der selbstständige!) Rechte 

8 * 
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beider Kirchen bei der Verwaltung ihrer Stiftunggfonde herbeiflihren, 
nm sie in der Staatsgewalt zu centralisiren, da jede derartige Neue¬ 
rung in unserem Lande nur Verwirrung und Unzufriedenheit auf bei¬ 
den Seiten und für beide in sichere Aussicht stellt r“ 

Zu den katholischen Stiftungen gehören auch die Frauenklöster, 
die nach dem Untergänge der drei grossen Stifte S t. Gal 1 en, P f ä f e r s 
und Schönis unter Gottes Schutz aus dem Unsttme der früheren 
Zeit für die Katholiken noch gerettet wurden; sie sind daher für sie 
cum Gegenstände besonderer Thettnahme and Obsorge geworden. Das 
Ordensleben, auf die Rätfae des Evangeliums gegründet, ist eine dsr 
schönsten Blumen im Garten ihrer Kirehe. Wer sein Geistesauge über 
diese hinfällige Welt hinaus zu erheben vermag, <we»s auch diesem 
Lebensberufe eine höhere Bedeutung zu geben, die auf der Waagschale 
des sittlichen Werthes mehr als der bloss handgreifliche Nutzen wiegt. 
Die Frömmigkeit verbreitet ihren Segen über alle menschlichen Ver¬ 
hältnisse und das Beispiel der Selbstverleugnung kann für unsere 
tugendarme Zeit nicht ohne wohlthuende Wirkung sein. Vereine vott 
frommen Jungfrauen, die nichts Irdisches ansprechen, als das zum 
Leben Nothwendige, dabei zu jedem Werke der Barmherzigkeit und 
Nächstenliebe bereitwillig sind; Vereine, welche die Stenern nnd Lasten 
der Gemeinden und des Staates tragen, sich durch ihre Mitbetheili¬ 
gung an der Erziehung der weiblichen Jugend ihrer Umgebung gemein¬ 
nützig machen, manchen Jungfrauen des Landes, denen hiefür Neigung 
und Beruf verliehen ist, die Aussicht auf eine glückliche Versorgung 
eröffnen in einer Zeit, wo solide Versorgung fiir sie immer seltener 
wird, — diese Institute verdienen schon von dem Gesichtspunkt der 
Humanität aus volle Duldung und unbedingte Achtung. Sie hoffen 
daher auch in der neuen Aera unseres St. Gallischen Staatslebens auf 
ihren ungeschmälerten Fortbestand im Lande der Väter, mit dem sie 
seit Jahrhunderten in guten und in bösen Tagen Freud und Leid ge- 
theilt haben. Die Kirche wird nicht aufhören, für sie das lebendigste 
Interesse an den Tag zu legen und mit unauslöschlichem Danke es 
anerkennen, wenn man sie über das zukünftige Loos dieser frommen 
Institute in der neuen Verfassung beruhiget. 

8. Das Schul- und Erziehungswesen. 

Die Kirche war von jeher und wird immer gegen gemischte 
Lehranstalten und Schulen sein, weil diese für die religiöse Seite der 
Erziehung viel zu schwere Nachtheile in sich schliessen; allein sie 
macht dem Staate das Recht nicht streitig, Sehulanstalten überhaupt 
zu errichten, muss sich jedoch ihren Einfluss auf die religiöse und 
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sittliche Seite der Schulen entschieden Vorbehalten und der Freiheit 
des Unterrichtes das Wort reden. Selber die älteste und bewährteste 
Erzieherin der christlichen Jugend und der Völker überhaupt hat sie 
von der stillen Dorfschule an bis hinauf zu den Hochschulen alle Bil¬ 
dungsanstalten der Vorzeit gegründet und gepflegt, und es ist für 
ihren ursprünglichen ßchulberuf wohl sprechend genug, dass die erste 
Sprachlehre für das deutsche Volk schon im 9. Jahrhundert von einem 
Ordensmanne der alten Reichenau ausgegangen ist. Es hat sich zwar 
laut genug das Losungswort vernehmen lassen: Die Schnle sei von 
der Kirche völhg>lossu trennen, damit die bürgerliche Erziehung dann 
um so besser gedeihe. Dieser Ruf vexstSset sich jedoch eben so sehr 
gegen die menschliche Natur als er den Lehnen des Christeuthums 
zuwider ist. Oder wer wellte den Zweig vom Baume trennen, um 
seine Blüthen zu vermehren, wer der Pflanze den Einfluss der Sonne 
und der Luft entziehen, um sie zu kräftigen; wer in der menschlichen 
Natur die Verstandeskraft von dem Gemüthe trennen, um die Bil¬ 
dung des Geistes zu fördern, wer endlich die Jugend ihrer ewigen Be¬ 
stimmung entfremden, um sie glücklich und zufrieden für diese Welt 
zu machen? Nein, hochgeehrte Herren, auch im Gebiete der Erzie¬ 
hung darf der Mensch nicht trennen, was Gott verbunden hat! Nur 
im einträchtigen Verbände mit der Kirche kann die Schule blühen 
und für den Einzelnen, für die Familien, für die Gemeinden und den 
Staat reiche Früchte des Segens tragen. ■— So wenig das Leben des 
Menschen in ein bloss äusserlich-weltliches und in ein rein innerlich¬ 
geistiges auseinandergezogen werden kann, weil beide Richtungen in 
der Einheit des Lebens auf das Engste verbunden sind, so wenig darf 
die bürgerliche Erziehung von der religiösen getrennt werden; vielmehr 
müssen beide sich verbinden, um im Zöglinge mit dem christlichen 
Bürger auch den Erben des Reiches Gottes heranzubilden. Allerdings 
bat der Staat ein hohes Interesse daran, dass durch den öffentlichen 
Unterricht seine Bürger auf jene Stufe der Kenntnisse erhoben werden, 
welche bei den gegenwärtigen Bildungszuständen für die Wohlfahrt 
der Einzelnen und der bürgerlichen Gesellschaft unerlässlich sind. 
Es gibt wohl auch viele Kenntnisse und Fertigkeiten, die von den 
sittlichen and religiösen Ueberzeugungen unabhängig sind; verlangt 
man nur diese Kenntnisse und Fertigkeiten, dann kann man von einer 
rein bürgerlichen Schulbildung reden, die der Staat ausschliesslich zu 
leiten hätte. Allein, wenn die Erziehung UBd die Schale zugleich 
das Gebiet der sittlichen und religiösen Ueberzeugungen berühren und 
pflegen sollen, dann hört beim Schulunterrichte der Einfluss des Staa¬ 
tes da auf, wo das göttliche Gebiet christlicher Lehren und Sitten 
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beginnt, und selbst der Unterricht in den bürgerlichen Kenntnissen 
muss seihe höhere Kraft aus der Religion schöpfen , deren Pflegerin 
einzig und allein die Kirche ist. 

Das St. Gallische Volk ist ein christliches Volk ; — der Masse 
unserer Bürger ist Arbeit und Sorge als Lebensloos beschieden, sie 
suchen und finden ihr Paradies nicht auf dieser Welt. Der christliche 
Glaube führt sie zu jenen Tugenden hin, welche die stärksten Stützen 
für die Wohlfahrt und Ruhe der Familien und des Staates sind; die 
Hoffnung, die aus diesem Glauben erblüht, eröffnet ihnen die frohe 
Aussicht auf ein besseres Loos, hält sie aufrecht in#den vielen Leiden 
und Prüfungen des gegenwärtigen Lebens. ' Was wäre ihnen das 
Erdenleben ohne diesen religiösen Glauben, ohne diese beseligende 
Hoffnung? Darum verlangt unser Volk eine christliche Erziehung der 
Jugend und schreckt vor dem blossen Gedanken einer Trennung des 
Unterrichtes von der Religion, der Schule von der Kirche zurück. 
Auch Ihrer hohen Einsicht kann es nicht entgehen, welch entsetzlicher 
Schaden und Nachtheil überall für ein Volk erwächst, wo die 'Schule 
der Kirche entfremdet und zur systematischen Gegnerin derselben ent¬ 
würdigt wird, wo der Schulunterricht schwächt oder niederreisst, was 
die Weisheit und Liebe der Mutter Kirche in den Herzen der Jugend 
gegründet und aufgebaut hat; Verwilderung der Sitten, Verwirrung in 
den Familien, Beunruhigung des Volkes, ^Zerrüttung der Staaten, wür¬ 
den die nächsten, unausweichlichen Folgen derartiger Verirrungen im 
Gebiete der Erziehung seiu. Wenn daher neben der bürgerlichen 
Bildung auch die religöse Erziehung der Jugend in der Schule ihre 
sorgfältige Pflege erheischt, und diese unbestreitbar Sache der Kirche 
ist, so muss ihr auch die Leitung der religiösen Erziehung ohne alle 
Verkümmerung gesichert werden. Weil die Vereinbarung hierin ein 
so schweres Problem ist, wurde seit Jahrhunderten die Leitung und 
Besorgung des Schul- und Erziehuugswesens den betreffenden Cou- 
fessionen überlassen. Die confessionelle Laienschaft nahm die Leitung, 
der bürgerlichen Erziehung zur Hand, ihre harmonische Verbindung 
mit der religiösen, die die Kirche bietet, wurde auf diesem Wege 
leichter ermöglichet und man hat wohl allen Grund über ,die Ausbil¬ 
dung und den Fortschritt, welchen die Schulen auf diesem Wege unter 
der Obsorge der Confessionen gewonnen haben, die vollste Anerken¬ 
nung auszusprechen. 

Eine ruhige Betrachtung der Dinge wird raths&m finden, ein 
historisches Princip, das sich mit den Anschauungen unseres Volkes 
eng verwob und so lange Zeit bewährte, der wandelbaren Tagesmei¬ 
nung nicht so leicht zum Opfer zu bringen; zum Wenigsten sollten 
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Uebergänge das bisherige System mit dem künftigen vermitteln. Diese 
Uebergänge bietet das Princip der Unterrichtsfreiheit, das den Priva¬ 
ten und Korporationen das liecht einräumt, ihre eigenen Schulen zu 
halten und für .ihre besonderen Bedürfnisse zu sorgen. Wie viele 
paritätische Staaten von Deutschland haben in deu abgelaufenen sech¬ 
zig'Jahren es versucht, durch uniformirende Staatsschulen die confes- 
aionellen .und provinzialen Eigentümlichkeiten im Leben ihrer Völker¬ 
schaften aufauheben und die. Geister nach einem hoheitlichen Modelle 
gleich zu bilden? Allein die vollständige Erfolglosigkeit dieser Ver¬ 
suche liegt am Tage; denn selten traten die eonfeseionellen und na¬ 
tionalen Gegensätze : im Völkerleben schroffer hervor, als sie in unse¬ 
rer Zeit an’s . Tageslicht getreten sind. Soll das Schulwesen unter 
der Leitung des Staates die Katholiken beruhigen, so muss die freie 
und uneingeschränkte Leitung der religiösen Erziehung der Kirche 
unter Garantien gesichert werden, die es ihr möglich machen, die ler¬ 
nende Jugend zu gläubigen und werkthätigen Christen heranzubilden. 
Dafür*aber ist. die Aufstellung eines Reügionslehrers mit einigen Unter¬ 
richtsstunden in der Woohe durchaus ungenügend. Betrachten wir 
dieses.Verhältnis Daher an einer höheren Lehranstalt und an den 
Volksschulen überhaupt. Was kann der Religionslehrer an einer hö¬ 
heren Lehranstalt für die christliche Bildung der katholischen Jagend 
wirken, wenn .der übrige Unterricht vielleicht eine entgegengesetzte 
Richtung verfolgte, wenn insbesondere der Geschichtsunterricht in 
manchen entscheidenden Fragen mit der Lehre, der Würde und Ehre 
der katholischen Kirche im grellen Widerspruch stünde, wenn die re¬ 
ligiösen Uebungen der Jugend in den Andachten und dem Gottes¬ 
dienste beliebig beschränkt würden, wenn dem Seelsorger der Anstalt 
keine hinreichende Strafkompetenz zugetheilt und der entartete oder 
saumselige Schüler sonach für seine Vergehen und. Unterlassungen m 
religiöser Beziehung keine Strafe zu befürchten hätte, wenn endlich 
die Religionslehrer, statt ein Seelsorger für die Jugend mit allen da- 
herigen Rechten und Pflichten zu sein, durch beschränkende Verum¬ 
ständungen jeder Art. zur bedeutungslosen Figur und in die unange¬ 
messene Stellung eines Hülfslehrers herabgesetzt würde? Die schwe¬ 
ren Nachtheile hievon würden sich bald in der Verbildung unserer 
Jugend zum Jammer der Eltern bemerkbar machen und der Schule 
für immer das Herz des Volkes entziehen. 

Diese grossen Bedenken finden ganz besonders bei den Volks¬ 
schulen ihre volle Begründung. Die Gefahren und Naehtheile für 
Kinder und Eltern stellen sich hier noch in weit höherem Masse ein, 
wenn die Volksschule der eigenen Kirche entfremdet und zum Tum- 
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melplatze kirchenfein «Bicher Richttogen und religiöser oder politischer 
Kämpfe herabgewürdigt würde. In ihr muss der Lehrer vielmehr mit 
dem Seelsorger Hund in Hand geschlungen an der Bildung der Kinder 
arbeiten; schon die Schulbücher müssen die erhabenen Wahrheiten Sur 
Belebung und Kräftigung des Glaubens und der Sitte» I» den zarten 
Herren antönen; weder der Unterricht noch das Beispiel des Lehrers 
darf sich etwas erlauben; was den frommen Sin» der Klebten ärgern 
könnte; vielmehr muss er durch ein glaubeerfttlltes Gemüth seinem 
Unterrichte die höhere Weihe zu geben wissen, um den Boden in 
der Jugend zuzubereiten, auf dem die Aussaat der Gotteslekre, durch 
den Seelsorger ausgestreut; in der verheisseueü, hundertfältigen Frucht 
wahrer Erleuchtung und Gesittung zur Freude der Eltern und zur 
Hebung und Kräftigung eines christlichen Familienlebens erblühen 
kann. Um« daher «fiese naturgeinässe Verbindung der bürgerlichen und 
religiösen Erziehung iu den* Volksschulen zu erhalten und dem Schul¬ 
wesen überhaupt ein leitendes und förderndes «Element hn allernächsten 
Kreise 1 zu sichern, haben die meisten Staaten den h. b. Ortsgeistlichen 
in der Schulpflege oder hl den Schülräthen von Gesetzeswegen Sitz 
und Stimme verlieben, wie dies in nächster Nähe der evangelische 
Confessionsthei) und die Kantone Thurgau und Aargau in ihren Seha*l- 
organteationeir festige« teilt haben. Die darüber gemachten Erfahrungen 
haben sich überall zum Vortheil der Schulen bewährt.- Denn nicht 
immer, ist hei den Laien iu den Landgemeinden die Cöthige Zeit, die 
erforderliche Neigung, die Ausdauer tod die Kenntniss voraftozusetzen, 
die zur Leitung, Anregung Und Förderung der Schule zu wünschen 
sind; ziehen die h. h< OrtegOisriichen sieh von dieser Obsorge zurück, 
oder Werden sie zurückgewiesen, so muss das Gedeihe» der Schule 
nothwendlg den grössten NachtheW leiden. loh hibe mit dieser Be- 
t rach lang meine Eingabe au Sie zu Ende geführt; möge sie bei Ihrer 
hohen Behörde die verditote* Berücksichtigung finden! 

Sie gehen ah ein grosses Werk; indem Sie für unseren Kauten 
eine neue Staatsverfassuug entwerten; kein höherer Glanz mag diesem 
Werke werden, als wen« es ein Denkmal der Friedensetiftung ist. 
Was Ihr ebenes Herz in vaterländischer Gesinnung gegenwärtig fühlt,: 
was die vielen Tausende liier Mitbürger in frommen Gebeten Gott 
empfehlen, was alle Bewohner dieses sehönen Landes, Jung und Ah, 
venft Kinde bis «um Greise, in tiefempfundene» Wünschen aussprechen, 
daa lege ich Ihnen mit meinem letzten Wort «»’s Herz.: bringen Sie 
naeh schweren Kämpfen unserem Volke den Frieden wieder 1 
Die Erfahrungen, diejhinter uns liegen, haben Ihiti Aufgabe um Video «r- 
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leiehtert, sie mahnen heim Aufbau des Werkes an jene Mässigung, 
die mit unbefangenem Kick die gegebenen Zustände des Landes und 
seiner Geschichte In Erwägung sieht, an die Gerechtigkeit, die Allen 
und durum auch der Kirche Recht su halten wehe, an die Weisheit, 
weiche ehe rechten Mittel zur Beruhigung des Volkes findet. Gewäh¬ 
ren Ke, hochgeehrte Herren, in der neuen Verfassung der Kirehe ihre 
selbstständige SteHtmg und freie Wirksamkeit in ihrem selbsteigenen 
Gebiete; siehera Sie den CPonfes »Ionen ihre Rechte im Kreise ihrer 
eigenen Angelegenheiten, anerkennen Ke neben der bürgerliche» anch 
Ae religiöse Seite der Erziehung in den Sehulen durch Wahrung des 
der Kirche gebührenden Einflusses und der den Confessione» zustehen¬ 
den Mitbetheiügung an der Leitung derselben, — und der alte Kampf 
wird ausgestritten, die Beruhigung unsere» Vetkes erreicht sein; diese 
Sonderung verschiedener Reohte wind zur Vereinbarung der Bürger 
führen und versöhnliche Geshnmgen unter ihnen neu begründen. 

Wie oft ist int Laufe dieser Jahre' die Klage von der einen 
Seite laut geworden, dass die Kirehe durch ihre Geistlichkeit sich in 
die Politik mische; allein die Frage lag sehr nahe, — hat die bis¬ 
herige Politik sich nicht allzuviel in’s Kirchliche gemischt? Können 
die politischen Wahlen für die Kirche gleichgültig sein, so lange sie 
zugleich such «ine eonfessioneBe Bedeutung von so grosser Wichtig¬ 
keit haben und für die Ruhe und Wohlfahrt der Kirche und ihrer 
Rechte und Anstalten vo» so entscheidende» Folgen sind? Wurde 
nicht im Groswathssaate über die katholische Religion und Kirche, 
über Getetliehkeit und Kirehenrecht so viel und so oft verhandelt, als 
bestände di» nächste und wichtigste Aufgabe der politischen Behör¬ 
den darin, kirchliche Fragen abzuhandds? Wenn in jedem Wahl¬ 
jahre schon viele Monate vor dem Wahlentscheide das ganze Land 
in eine fieberhafte Bewegung gerieth und namentlich cüe katholische 
Bevölkerung Ar ihre Kirche, ihre eoufessiouellen Stiftungen und Rechte 
das Schwerste befürchtete, wir diese Aufregung eine bloss erkünstelte 
Erscheinung oder aber die natürliche Rückwirkung der religiösen uud 
rechtliche» Geftihle des Volkes gegen Gesetze und Beschlüsse der 
Staatsbehörden in kirchlichen und confessi©nellen Dinge», die es oft 
auf das Schmerzlichste berührten? Werden Ae Ursachen solcher Wir¬ 
kungen und Erscheinung» beseitiget, so werden wir auch die letzte¬ 
re» nimmermehr erleben. 

Zwei christliche Confsseionen bestehen im Kanton; seit Jahr¬ 
hunderten leben Ae Anhänger beider in den verschiedenen Gemeinden 
zerstreut unter- und nebeneinander; der gesellige Verkehr führt sie 
beide tägficb zusammen; dieselbe arme Dorihütte hält beide unter 
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einem Dache in gesonderten Familien umschlossen. Lange waltete 
über ihnen der gegenseitige Friede. Die kirchlichrpolitiscjhen Zerwürfr. 
nisse haben auch djese friedlichen Beziehungen in .unserem Lande 
tief getrübt.. Ist unser Leben nicht.ohnehin mit Kümmernissen aller Art 
genug belastet, ist das tägliche Loos unserer Mitbürger nicht schon 
schwer genug, — muss es deun noch durch die Bitterkeit fortwäh¬ 
render confessioueller Zwiste .gewürzt werden? Es sollte ein Leichtes 
sein, Frieden zu schliessen ; was der Einzelne gegen seinen Nächsten 
vermag, vermögen auch die beiden Kirchen und ihre Bekenner gegen 
einander einzuhalten.. Ohne im. Geringsten prinzipielle Lehren, zu 
verlengnen, oder ihr selbstständiges Wesen in;einer gegenseitigen Ver- 
mengpng aufzageben, finden, sich beide für das gesellschaftliche Leben 
geeinigt auf einem weiten und : fruchtbaren Gebiete, — dem gemein¬ 
samen Gebiete der christlichen Duldung und.Nächstenliebe. Al¬ 
lein der Legviff dgr christlichen Duldung schließet eine Wechselbe¬ 
ziehung ejn, sie muss, um wirklich.zu werden, von beiden Theilen 
geübt werden. Die katholische Geistlichkeit ist in sich geeint und 
mit ihrem Haupte dtuch die Bande der Liebe und des Gehorsams 
eng verbunden;, sie wird mit mir den Tag segnen, der den Beginn 
eines - besseren gegenseitigen Wohlvernehmens bezeichnet; dieses in 
unseren dueisen auf alle Weise zu befördern, wird das unausgesetzte 
Bestreben von .uns Allen sein. 

Allein ein Friedenswerk kann nur durch ein . aufrichtiges Ent¬ 
gegenkommen aller iuteressirten Thvile möglich werden und Ihnen, 
hochgeehrte Herren, ist die grösste Mitbetheiligung, aber auch der 
grösste Huhm dabei beschieden. Deun wie jede edle, grosse That 
nach allen Seiten beglückend < wirkt, so wird die Einigung unseres 
Volkes nicht nur dem Kanton St. Gallen zum grössten Heile gerei¬ 
chen, sie wird auch für das weitere Vaterland von der wichtigsten 
Bedeutung; sein. Die Welt geht grossen Entscheidungen entgegen; 1 
möge.die nahe Zukunft alle tieferen Zwiste unter uns ausgeglichen 
finden, damit das St. Gallische Volk in den Tagen der Noth als ein 
geeinigtes Volk sich mit den übrigen Brüder Stämmen der schweizeri¬ 
schen Eidgenossenschaft verbinden könne, um in den bevorstehenden 
Krisen für die Freiheit und Unabhängigkeit unseres Vaterlandes mit 
vereinten Kräften einzustehen. Diese Einigung aller Bürger der 
schweizerischen Eidgenossenschaft ist die einzige, aber auch die zu¬ 
verlässigste Grossmacht, auf welche die Schweiz am Tage der Gefahr 
sich wird verlassen können, und mit dieser Gross macht wird sie 
gegen alle Feinde unüberwindlich sich erweisen, wenn sie sich wie 
unsere Väter gethaa, des Schutzes des Allmächtigen würdig macht. 
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Geistlichkeit und Volk vereinigen ihre Wünsche und Gebete mit dem¬ 
jenigen ihres Oberhirten: dass Gott unser Vaterland erhalte, dass er 
seine heilige Kirche in ihm schütze, dass endlich Wahrheit in Liebe 
und Friede in der Gerechtigkeit daaBanner werde, das für die zu¬ 
künftigen Tage das St. Gallische Volk zu einem Volk von Brüdern 
vereinigt. 

(Schluss folgt.) 


Die kirchlichen Verhältnisse in Baden nach den Gesetzen vom 
9. Oct 1860 und den Vereinbarungen mit der Kirche, 

von Dr. H. II a r.s , erzbischöflichem Kanzleidirektor in Freiburg. 

(Fortsejzong, vgl. Archiv VII. S. 40—59, 238—250,) 

§. 8i 4. Die kirchliche Gesetzgebung (Verkehr, Placet). 

Das aus dem französischen, centralrsirenden Bevormundungsstaate 
hauptsächlich entsprungene 1 ) Placet, d. h. die Befugniss des Staats, 
alle gesetzgeberischen resp. obrigkeitlichen Acte der Kirchengewalt prä¬ 
ventive zu genehmigen oder zu hemmen, wurde in Baden durch Art. 
,XXH. Zifif. 2. des HI. Organ. Edicts vom 11. Februar 1803 2 ), durch 
§. 52. lit. b. der katholischen Kirchencomm.-Ordnung vom '31. Octo- 
ber 1803, §§. 11* 12. 21. des I. Gonst. Ed. vom 14. Mai 1807, durch 
II. §. 13. des Fund. Instr. und §§. 4. 5. 19. der oft citirten Verord¬ 
nung von 1830 eingeführt, endlich durch die $§. 2. 3. und 6. der 
Verordnung vom 3. März 1858 (Anl. B.) moderirt. 

Im Bevormunduugsstaate 3 ) war diese allgemeine, auf alle 
Vereine und Presserzeugnisse ausgedehnte Präventiv-Massregel be¬ 
greiflich; mit' der Herrschaft des Rechtsschutzstaates und der' 
daraus emanirenden Vereins- und Press frei heit musste 'auch das 
Plaicet schwinden; und wo dieses besteht, da hängt folgeweise das 
Damokles-i-Schiwert stets über «der Pressfreiheit. Wie jedem 
Vereine, so musste auch der Kirche der freie Verkehr unter den 
Oberu, den Vereinsmitgliedem und nach aussen in allen kirchlichen 
Angelegenheiten zugestanden werden. - 

1) Phillips, Kirchenrecht, Regensburg, Manz. 1846. Band II. S. 557 ff’. Band V. 
S. 54 ff. . 

2) Es ist hier.zugestanden, dass das Placet „die vorherige Einholung des 
landesherrlichen Mitbeliebeus nicht aller Orten nothig wai;.“ 

3) Die Liberalen aus jener Zeit haben deshalb neben der Abschaffung der. 
Censur auch die ihres Correlats, des Placets, verlangt, von Rotteck, Staatslexikon, 
Band IX. S. 299: „Die Kirclie wird völlig wehrlos gemacht durch das königliche 
Placet und es wird der Staatsgewalt dadurch (sowie in bürgerlicher Sphäre durch 
die Censur) die Macht verliehen, die Stimme der Wahrheit und des Rechts 
zu ersticken.“ 
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Mom. Die kirdificben Verhältnisse in Baden. 


Diese Freiheit der Kirche folgt auch ans der Natur der Sach«. 
Die Kirche hat, wie eine 18 OCj übrige Erfahrung uns beweist, die 
Probe bestanden, dass sie ohne staatliche Mitwirkung für ihre Mit¬ 
glieder sorgen kann. Die Bischöfe sind jedenfalls so gute Staatsbür¬ 
ger, als die Vorstände von politischen, Kunst- oder Industrie-Vereinen; 
es liegt deshalb, und da der paritätische Staat die kirchlichen Anger 
legenheiten nicht so wie die Kirchenbehörde kennt und seiner Natur 
gemäss sich in dieselben nicht einmischen darf, kein Grund vor, die 
Kirchenbehörden ausnahmsweise zu behandeln. Der Umstand, dass 
die Kirche ein öffentliches Gemeinwesen ist, ändert an der Sache 
nichts, weil eine Wahrheit nicht deshalb unannehmbar oder nicht 
allgemein durchführbar ist, weil und insofern sie eine grössere Aus¬ 
dehnung erleidet. Die Presse und die politischen Vereine sind in 
unserer Zeit gewiss eine grosse und der Staatsordnung möglicher 
Weise mindestens eben so gefährliche Macht, als die Kirche, und doch 
besteht mit Recht gegast jene das Präventiv-System nicht mehr. Da 
jene Macht nicht gerade selten gegen die Kirche gerichtet ist, so darf 
djese um so weniger unter eine gegen ihre freie Bewegung gerichtet« 
specielle polizeiliche Ueberwachung gestellt werde«*)> als t 
die kirchlichen Anordnungen sich lediglich auf kirchliche Rechtsver¬ 
hältnisse erstrecken, das Rechtsgebiet des Staates also nicht gefähr¬ 
den. Sollte ein kirchlicher Oberer ausserhalb seiner Competenz han¬ 
deln, und wirklich dadurch staatliche oder bürgerliche Rechte ver¬ 
letzen , so mag der Staat die allgemeinen und ordemtliehen 
Repressivmittel anwenden 1 2 ). 

Die Freiheit der kirchlichen Gesetzgebung, deshalb die Aufhe¬ 
bung -des Placet’s, ist ein Ausfluss ihrer vom Rechtsstaat« garantirten 
Selbstständigkeit 3 4 ), ihrer selbstständigen Jurisdiction, weshalb; 
auch die heutige Staats- und Kirehenrechtedoctrin *) das 
Placet verwirft. Wenn der Staat die Anordnung der Kirehen- 
behörde zu genehmigen beansprucht, dann ist er es und nicht die 
Kirche, welcher das kirchliche Gesetzgebungsrecht ausübt, die kirch¬ 
liche Autorität vertritt. Wie der Kirche eine solche Bevormundung 


1) von Ketteier, „Soll die Kirehe allein rechtlos sein?* Mains, 1861. S. 14. 

2} So kann der Staat sein politisches Attffcfchtfcrucht in der Sichtung ausUben, 
dass die Kirche durch Ihre Anordnungen das Recht des Staates, der Corporationen 
oder der Privaten nicht antaste. Württ. Gesetzentwurf vorn 4. März 1861. Motive S. 26. 

3) Warnkonig, „die katb* Frage.“ (Tübingen 1848) „über den Conflict des Epis- 
copats* (Erlangen 1863) nennt das Placet eine Regierung des Staats in der Kirehe. 
Erläuterungen des königl. press». Min. sur Verfassungsurkunde vom 15. Decbr. 1848. 
d. d. 15. Deeember 1848. Abgedruekt in den eit „Beiträgen,* Heft I. S. 10. 

4) Bluntschli, Staatsrecht S. 556. Bichter, Kirchenreoht S. 201 ff. 
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des Staates nkht zukommen kann, so steht auch diesem das Placet 
gegen die Kirche nicht zu 1 ). 

Die Aufhebung des Placet's wird nicht blos von der allgemein 
anerkannten Religionsfreiheit, der Sonderung des Rechtsgebiets 
von Staat und Kirche, sondern auch von dem positiven Recht 
der letzteren gefordert 2 ), und die Politik fordert endlich gleichfalls 
die {Beseitigung des aus einem unberechtigten Misstrauen und der 
Eifersucht gegen die Kirche entsprungenen Placet's. Es hat wohl 
Confllcte zwischen den Staats-und Kircheabehörden Iwrvorgerufen, 
aber solche wie beseitigt, weü, gerade wenn solche bestehen, diese 
Mussregel alse praktisch werden acfll, sie eben von den Bischöfen 
nicht respectirt and deshalb kraftles wird, wie dieses 'sich an der 
bad. Verordnung vom 7. November 1853 bewährt bat. 

In Baden ist seit 1853 das Placet nicht mehr angewendet 
worden. 

Es ist nicht blos in katholischen, sondern in allen Recht s- 
schutastaaten, überall wo das Präventiv- dem Repressiv - Systeme 
weichen musste, wo die Verfassungen jfur Wahrheit wurden, 
beseitigt, wie in Bayern durch Art. XIL lit. e. des Conc. 3 ), durch 
das italien. Coac. 1803. Art. XXL 4 ), das neapol. Conc. 1818. Art. 
xxm., das 8t. gallische Art. XXI., das tosikan. 1851. Art. V., 
das russische 1847. Art. XIII., das Opan. 1851. Art. XLHI. and 
das Österreich. Art. II. QI. 5 6 ), in Hessen durch die Darmstädter 
Convention ®) von 1854. Die neueren, auf dem Prineip des Rechts- 
scfautzsteates beruhenden Verfassungen haben den Verkehr der Kirchen¬ 
stellen frei gegeben und das Placet beseitigt. In England und 
Nordamerika gibt es kein Placet, ebensowenig ln Belgien — nach 
der Verf. Urk. von 1881 Art. EL ■$. 16. In Kurhessen (Verf. 
1831. $. 135.), Hannover (Verf. 1833. $. 63. 64., Landesv. G. 
1840. $. Oft, 70.) und in Holland (Vorfass. $. 170.) Ist das Placet 
in kirchlichen Angelegenheiten beseitigt. Die deutsche Reiehsverfas- 


1) VtrgotUni, Qsstarr. Conoord. 8. 193 ff. Studien Uber das österr. Conc. 
S. 68 ff. Permanedcr, Kirchenrecht S. 81 ff. 

2) Moser, „von der Tentschen Religionsverfassung." Bd. II. Cap. X. §. 16. 
BdL m. Cap. XH. §. 3. S. 564. 820. Art VI. der Bolle: „ad Dom. greg. cuat* 
cf. meine Abhandlung Uber die bad. Convention §. 5 ff. §. 31. 

3) Dagegen die Yerord. v. 8. April 1852. ef. Hcnner a. a. O. S. 64 ff. Da# 
Placet ist nur für geistl. Sachen aufgehoben. 

4) Die organ. Art 1 ff. bestehen daa Placet auf die von aus wärt. Kirchen* 

ohem ergangenen Anordnungen. 

6) Das hiezu gehörige päpetl. Schreiben v. 5. Nov. 1855 and das des Oesterr« 
Coltmin. v. 25. Jan. 1856 ist im Archiv I. Ed. abgedruckt. 

6) Seit* a. a. O. S. 102 ff. 
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sung vom 28. März 1849 §. 147., sowie die Verfassungen, welche 
deren Bestimmungen aufgenommen haben, habdn das Plaeet durchaus 
aufgehoben 1 2 ). Dasselbe that die preuss. Verfassung von 1850 
Art. 16 3). 

Ueberall da, wo der indifferente Staat und die freie Kirche ihre 
eigenen Wege gehen, ist wie in Amerika, Belgien und in den nach 
1848 entstandenen deutschen Verfassungen sogar jede Mittheilung 
kirchlicher Anordnungen an die: Staatsbehörde, sowie das Zusammen¬ 
wirken dieser und der Kirchenbehörde bei s. g. gemischten Ange¬ 
legenheiten entfallen. Die- Conventionen, die hessische, württem- 
bergische und die badische insbesondere, lösen die Verbindung zwi¬ 
schen der Kirche und den heutigen Staaten nicht, und concediren 
deshalb den letzteren, dass die Kirchenbehörde die Verord¬ 
nungen in kirchlichen Verhältnissen der Staatsbehörde 
mittheile, dagegen über gemischte Sachen sich mit dieser 
verständige. Hierdurch ist'allerdings einerseits die kirchliche 
Selbstständigkeit gewahrt, anderseits dem Staate das Mittel gegeben, 
die ihm anvertrauten Interessen und Rechte ausgiebig zu schützen 
und 1 — einem Conflicte mit der Kirche vorzubeugen. 

Der §. 15. des neuen badischen Gesetzes (im Archiv 
Bd. VI. S. 134) hebt zwar in Anerkennung der kirchlichen 
Selbstständigkeit das Plaeet für „kirchliche Verordnungen“ auf. 

Dagegen verlangt das neue Gesetz, welches sich mit Nicht¬ 
beachtung der seit 1853 veränderte«’ Stellung des Staates zur Kirche, 
der anerkannten Selbstständigkeit der letzteren an die Fassung der 
eitir'tenBestimmung vorn 3. März 1853 anschlieäsfydie „Genehmigung 
des Staates für die Verordnungen der Kirche, welche in bürgerliche 
oder staatsbürgerliche Verhältnisse eingreiferi,“ widrigenfalls selchen 
die „rechtliche Geltung oder der Vollzug“ versagt wird. Alle kirch¬ 
lichen Verordnungen müssen gleichzeitig mit : der Verkündung der 
Staatstegierüng mitgetheilt werden. 

Durch dieses Gesetz ist allerdings keinerlei Präventiv- 
Massregel gegen kirchliche Verordnungen sogar in sog. gemischten 
oder rein staatlichen Sachen eingefühlt 3 ). Es stellt nur das repres- 


1) Schwarzburg-Sondershausen 1849- §. 20. Anhalt-Bernburg 1850. §. 21. Ol¬ 
denburg, rev. Verf. Urk. 1852. Art. 78. §. 3. 

2) Richter in Dove’s Zeitschrift für Kirchenrecht I. Band S. 100. 111. 112. 

3) Comm. Ber. der II. Kamm, zum Ges. Entw. S. 9.: „Präventive Mass- 
r ege ln sind hiernach (nach §. 15.) beseitigt, und die Regierung wird demnach 
tiur nachträglich hemmend eintreten können.“ Verbandl. der II. Kamm. S. 23. 
Jläusser: „Durch diesen §. ist das alte Recht des Placets aufgegeben.“ Ebenso Larruy. 
Comm. Ber. der I. Kamm. (v . MoklJ ß. 25: „Die Kirchengewalten können anordnen, 
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sive Einschreiten des Staats gegen diejenigen kirchlichen' Verord¬ 
nungen in Aussicht, welche politische oder bürgerliche Rechte ver¬ 
letzen. Die Art. 12. Und 16. der preuss. Verfassung drücken die¬ 
sen gesetzgeberischen "Willen prägnanter aus. Wenn schon deshalb die 
etwähhte Fassung keine glückliche genannt werden kann, sb ist sie 
juristisch auch unrichtig, weil der Staat nicht da's Recht hat, die 
kirchlich -rechtliche Giltigkeit einer • kirchlichen' Verordnung 
aufzuheben oder solche von seiner -Genehmigung“ abhängig zu machen; 
und weil er nicht die Macht hat, deren Vollzug, sofern solcher mit 
kirchlichen Mitteln geschieht, zu hemmen. Einem Conflfcte wird bei 
einem Grenzstreife nicht durch die von dein Gesetze ‘nicht scharf 
ausgedrückte „ Genehmigungsondern durch ein Ein verlieh men 
zwischen der Staats- Und Kirchenbehörde vor Erlässttiig einer staat¬ 
lichen oder kirchlichen Verordnung, welche sich auf dCm gemeinsamen 
Rechtsgebiete bewegt, vorgebetigt. Dieses Verfahren beabsichtigt das 
Gesetz offenbar und ist es auch seit 1853 in Baden praktisch gewor-, 
den, so dass bei gemischten Sachen das erwähnte Einvernehmen vor 
Erlassung einer Verfügung stattfindet, und hierauf auf Grund desselben 
die Staats- und Kirchenbehörde in selbstständiger Weise 
ihre Verfügung erlässt. 

Das Object solcher Verordnungen ist in dem Gesetze ebenso¬ 
wenig genau präcisirt, da ein Einvernehmen im Ein ne desselben erst 
dann'stattzufinden hat, wenn die kirchliche Verordnung bürgerliche 
oder staatsbürgerliche Rechts Verhältnisse zu aiteriren geeignet ist, 
oder Wie sich die päpstliche Instruction zu Art. IV. scharf ausdrückt: 
„sofern-sich hirtenamtliche Anordnungen nicht- innerhalb■- des'Kreises 
halten , fn> welchem- 1 die Kirchengewalt ausschliesslich zuständig ist, 
sondern sich auf Dinge erstrecken, welche im Gebiete döo Staatsgewalt 
liegen.“ 

In diesem Falle schreibt also auch die Convention Von 1859 
(päpstliche Instruction ad Art. IV.) vor, dass „der Erzbischof vor 
der Veröffentlichung“ solcher kirchlichen Anordnungen in gemischten 
Sachen „sich mit der Grossh. Regierung in’s Einvernehmen setze.“ 
Dabei können selbstverständlich beide.Thejle, jeder auf seinem Gebiete, 
ihre Selbstständigkeit wahren und es kann auch die Kirchengewalt 
entscheiden, oh ihre Verordnung in politische oder 
bürgerliche Rechte, „eingreife.“ 

was sie wollen, selbst ihre Befehle verkiindten, ohne ^vorherige Anfrage beim Staat 
und ohne dessen Billigung.“ Verhandl. der I. Kammer S. 19., Geh. Rath Lamey: 
„Der §. (15.) besage nur, die Kirche dürfe iu Bezug auf staatliche Verhältnisse 
keine Verordnung erlässen, ohne dass der Staat dieselbe gut ge heissen habe.“ 
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Wie das erwähnte Gesetz, so g&rantirt auch der Art. VI. der 
Convention den „freien wechselseitigen Verkehr des Erzbischofs, des 
Klerus und des Volkes mit dem heiligen Stuhle und des Erzbischöfe» 
mit seinem Klerus und dem Volke in kirchlichen Angelegenheiten 1 2 ).“ 
In Uebereinstimmung mit dem Gesetze schreibt auch die erwähnte 
päpstliche Instruction die Mittheilung der kirchlichen Verordnungen 
ap die Gr. Regiezung gleichzeitig mit der Veröffentlichung vor, damit 
das erwähnte politische Aufsichtsrecht des Staates gewahrt 
werden kann?). 

, Wie durch den Art. XXII. der Convention stipulirt ist, so steht 
gemäss §. I. und 7. des neuen Gesetzes, wie nach der bestehenden 
Praxis dem Erzbischöfe der Verkehr mit dem heiligen Stuhle, mit 
allen Staats* und Kirchenbehörden dos Landes ungehindert zu 3 4 * * * * * * ). 

So stimmt das erwähnte badische Gesetz seinem Sinne und sei¬ 
ner praktischen Ausführung nach mit den citirten Bestimmungen der 
Convention überein. 

§. 9. 5. .Bürgerlicher Eid des Erzbischofs und des Klerus. 

Der aus V. §. 21. der KÜechenpraginatik entnommene, im Art. 
III. des Bisth. Fund. Instr. den oberrheinischen Bischöfen vorge¬ 
schriebene Eid wurde bekanntlich von der oft citirten esposizioue ver¬ 
worfen und durch die Bullen von 18ßl und 1827 aufgehoben. Er 
beruht auf der diesen Verträgen ontgogenstehenden einseitigen Anord¬ 
nung des (jetzt beseitigten) Bevorraundungsstaates, des sog. Staats- 
kirebentbums *), welches die Bischöfe als Staatsdiener betrachtete, wie 
denn auch in dieser Eidesformel denselben unverkennbar Potizeidienste 
zugemutbet werden und ihre selbstständige Stellung als Vertreter der 
Kirche ignorirt wird. 


1) „Daher, ¥ heisst es in diesem Artikel weiter, „können die Belehrungen und 
Verordnungen des Erzbischofes, des Provincialconcils und des heil. Stuhles selbst 
ohne vorgängige Einsieht und Genehmigung der Grossh. Regierung veröffentlicht 
werden. 11 

2) Jacobson über das österreichische Concordat Leipzig, Otto Wigand. 
1856. §. 32. 

3) Die Verordnung Gr. M. d. Inn. vom 22. Juli 1801 Nr. 7557. schreibt den 
Staatsbehörden vor, die JSirehepatellen nicht mphr eis auberdinirte au .behandeln. 
Abgedruckt im fiivsb. Anz. Bl. 1861. Nr. 17. (im Archiv Rd. VII. 8. 121 £<) 

4) of. meine Abhandlung über die Convention. Archiv VL §. 28. Der Eid 

lautet: „Ich schwöre und verspreche bei dem heil. Evangelium Gottes, Seiner König¬ 

lichen Hoheit dem Grossherzog von Baden und Allerhöchsteren Nachfolgern, sowie 

Aen Gesetzen des Staats Gehorsam und Treue: ferner verspreche ich, kein 

Einverständnis zu unterhalten, an keiner Beratschlagung Theil zu nehmen und we¬ 

der im In- noch im Auslande Verbindungen einzugehen, welche die öffentliche Ruhe 

gefährden, vielmehr, wenn ich von irgend einem Anschläge zum Nachtheile des Staa- 
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.Nicht bfos die fPrfnciplen ‘dies R^cht^staftt^s^ isonderTt ftti&t' fötc 
positive Recht spricht gegen diesen Diensteid.' Die ligiA “fidölft&fc 
wurde’nach dem Invesrtitursiretöft bekanntlich abgesch&fft tihd'öböhio 
hat! der früheV von den Bischöfen geleistete Eid 1 der Lehenstreue (SAcra- 
fmentuin fldelitatie *) sbitder SScolhrisatton mit dem ÖhtfäHen des Objefcts 
(Lehen) seine rechtliche 1 Existenz verloren. Wie 'die ‘Vörstehei» Wh<3£röfr 
Corporation«! im 'Staate 'ü l s eol’che dett Staate keinen besonderen^Eid 
(Diensteid)' zu schwötön haben, so kanh man viln den BiSchöfen tihd 
Geistlichen nur tn Shiier Eigenichaft als Staatsbürger’ ähd nuV de^ 
aHgem'einen Untörthähen** nic'ht'aber den fragliche!! Dienst* 
ei'd verlangieii.- Iietzteren hdben 1 die'KtfrcherrdienCr Vielmehr,' wlö ! dlle 
Beamten i von 'GcfVporatSonen* ihtdm verfassungstnBäßlgen ÖbÖrir th 
leisten a ). 

; < . Der lArtllT. der «Convention dnthHif indessen einen besonderen 
Eid, \telehen den Erzbischof «als solch»«* detrrGnifesherzog sta sfcflWf öreü 
hafc,::und wotin ttii eicht «Ui loyaler Staatsbürger VerjlfKcfittet' 8 ^.' 1 ’ ih 
der besonderOn päpstlichen Instruction für : ddi Erzbisehöf Wirt! hieftA 
bemerkt, dass auch die übrigdn Gcitetlfcheh deh Ünterfhaneneid' löisteh 
können 4). 'iHfctin < liegt offenbar ' die'Seiten tf^der Kftfcbe 'gem&tfrtfe 
Cohcession, 'dass dfteKirchendiener «alfc sblcheirt*allen' Staat 1 iOhefr uM 
b ür gerlbehienRevh t-trr er hB'ltn5«s een’’der öthatiiöhen ObTigfkW'bi 
h,eiVorhaglemder« WoitflC «ergehen nein sollen.' ■SO'iefraüch dieE^deÖ- 
fortneliirii Art. tVI. des 1 frönzüa.fim Art. «KVi des baieHscMeri; Art. XIV J . 
des Baseler und Art. XXIX;' des* neap. Gotteordats, ! ihid' Ist 1 
sowie in den Landesgesetzen anderer Staaten, wie Preußens,<.Belgiens, 
4er Niederlande; inebesioodere eine Beeidigung detwGeistliohen auf die 

—..in, , r i •Ti - > . < • ;■ ' f( i ' *• l t " * ■: n y •: d.'K nr .r ■ ; A t f 

tes, sei es in meiner Diöcese oder anderswo Kunde erhalten sollte, solohes Seiner 
niglioheja Hoheit au eröffnen.** 

f t) of. hierüber Müller, Lexikoftdes Kirohenrefchts U. Bd. 689. Pctmatitdtr, 
Kircbenrecbt Iw §l 66: *1. ,f r " :: *‘ ,J * 

2) Die Formel des Eides der Treue und des Gehorsams, den die'Bischöfe dfeii 
Papste 3u schwören hebern, ist abgedrückt 1 bei Mülieb A. a. 6. S:’ 6681*Nx05. :r * Walter. 
Kirchenseeht £. 326. • ' - 'r : 1 ' 

'3) Dieser Eid lautet! „leb schwöre;und gelobe auf Gottes heiHges Evängelinin, 
wie es einem Bischöfe geziemt, Euerer* Königliehen Hoheit und Allerhöchst-Ihren 
Nachfolgern Gehorsam uüd Treue. Ingleich eh schwöre und gelobe ich, ab keineria 
Verkehre oder Anschläge , welcher die öffeHtiiöbe < Btrhe gefährdet , Theif iü nehmen, 
und weder inner* noch ausserhalb der Grenzen des GrossherzogthuntiS irgend f einü 
verdachtige Verbindung' zit» unterhalten; sollte ich aber fn Erfahrung bringen, dass 
dem Staate irgend eiüö Gefahr drbhe^ zur Abwendung derselben Nibhtft zü tfnter* 
la»8en.“ , 1 ! ' ■ • • ; i s 

4) Sie lautet; w Wc*m;dle Gr; Segierüng ▼erWmgt, 1 dasar die GeSstbcben bediA 
Eintritt in »den Kirchendiesst den iEld der Treue sühwiÄ-en', so kann dies der"Erabi‘ 
schof ohne alle Schwierigkeit? «ugebefc,- wofern irar die fifdesformeP nichts Iti sfeh feöst, 
was den Gesetzen Gottes oder seine r heiligen Kiföhs t widerspricftf. 1 * 

Arehir (kr Kirchenrecht. YIII. 9 
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„Staategesetze u nicht verlangt worden *). Der in der Convention 
berührte Gehorsam und die Trene gegen den Repräsentanten des con- 
stitutionellen Staats schliesst einerseits den Gehorsam gegen die ver¬ 
fassungsmässigen Staatsgesetze in sich, anderseits ist jeder freie 
Staatsbürger den Staatsgesetzen nur den rechtlich und 
moralisch gebotenen Gehorsam und nur in staatlichen 
und civilen Rechtsverhältnissen schuldig, also den Gehorsam, 
„wie er einem Bischof geziemt 5 ).“ Man kann deshalb in dem 
Rechtsstaate keinem Bischoie oder Priester einen Eid zumuthen, wodurch 
sich dieselben verpflichten sollen, rechtswidrige Gesetze, insbesondere 
solche, welche in die von ihnen beschworenen kirchlichen Rechte 
rechtswidrig eingreifen, in ihren kirchlichen Amtshandlungen zu 
befolgen 3 ). 

Eine Collision zwischen dem Yerfassungs- (Unterthanen-) Eid 
des Kirchendieners als Staatsbürger und seinem Diensteide als Kir¬ 
chendiener, ist nicht denkbar, sofern das Recht heilig gehalten wird 4 ). 
Diese kann nur dadurch eintreten, dass der Staat in Rechte der Kirche 
eingreift, oder umgekehrt Im ersteren Falle ist jeder Vertreter irgend 
einer Corporation verbunden, ihre Rechte Jedem gegenüber au schützen 5 ); 
im letzteren Falle wird der Staat auch ohne Berufung auf einen Eid 
die Rechtsordnung, durch die verfassungsmässigen Mittel schützen; in 
beiden Fällen kann ein besonderer bürgerlicher Eid der Kirchendiener 
eine solche Collision nicht heben, wie solches 1854 im badischen 
Kirehenconfllct sich praktisch gezeigt hat 

1) Müller , Kirchenlexikon a. a. 0. S. 690 ff. 

2) v. Rümelin Württ. L Ges. Entw. Mot S. 20. 21.; «Es ziemt einem Bischöfe 
vor Anderen, an Aohtung der bürgerl. Ordnung seinen Glaubensgenossen nun Vor¬ 
bild zu dienen. 11 

3) Häufig leisteten deshalb die Vertreter von Corporationen, wie die Land¬ 
stände dem Landesherm den Huldigungseid mit der Cautel, sofern er auoh ihre Pri¬ 
vilegien achten werde. Rhetmeier, Braunschweig-LUneb. Chronik L 630 ff. Moser , 
Landstände (1765). 

ln Bayern leisten die Geistlichen den Verfassungseid. Der aus der fälschlich 
hieraus abgeleiteten Deutung, als ob sie solchen bezüglich ihres Kirchenamtes ge¬ 
schworen hätten, entstandene Conflict endigte mit dem allerhöchsten R$ script 
vom 15. September 1821, „dass der von Unseren katholischen Unterthanen absu- 
legende Eid lediglich auf die bürgerlichen Verhältnisse sich beziehe und sie 
dadurch zu Nichts verbindlich gemacht werden, was den katholischen Kirobens&tzun- 
gen entgegen wäre.* 1 

4) Das Verlangen der Concordatsgegner, dass die Kirchendiener als solche aut 
die Staatsgesetze verpflichtet werden sollen, beruht auf der oft gerügten Niehtsonde- 
rung zwischen staatlichen und kirchlichen Rechtsverhältnissen. Reyscher, württ. 
Concordat S. 51. Sarwey, Bericht der württ. staatsrechtl. Comm. über die Conven¬ 
tion, S. 45. Comm. Ber. der 11. Bad. Kammer Uber die Convention. S» 11; dagegen 
Probst in dem eit Comm. Ber. über die Convention (1860) 8. 10, 

6) Zöffl, Staatsreckt JL Theil g. 282. 286. 
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Die §§. 1. und 7. des badischen Gesetzes vom 9. October 
18.60 verlangen zwar die in der Cönvention stipulirte besondere Be¬ 
eidigung des Erzbischofs und der Geistlichen nicht mehr. Der 
cit. Art. III. des Bisthumsfund. Instr. ist durch die entgegenstehende 
Praxis und durch das erwähnte neue Gesetz aufgehoben. Die 
Geistlichen als solche haben in Baden bisher dem Staate kei¬ 
nen Eid geleistet. 

Die zwischen der Gr. Regierung und dem Erzb. Ordinariat am 
19. November 1859 zu Stande gekommene Vereinbarung, welche 
nicht mit der Cönvention aufgehoben wurde 1 2 ), hält aber den von der 
Convention vorgeschriebenen Eid fest Und verfügt in Folge dessen: 
„Die Neupriester werden beim Austritte aus dem Erzb. Priesterseminar, 
zu Freiburg, vor dem von der Grossh. Regierung bestimmten Com- 
missär den Unterthaneneid nach der Formel 3. des Gesetzes voih 
7. Juni 1848 3 ) leisten. Den übrigen Geistlichen wird dieser Eid, 
soweit sie ihn nicht schon geleistet haben, am Amtssitze durch den 
Amtsvorstand öder einen anderen damit zu beauftragenden Staats 1 
beamten abgenommen werden.“ 1: ' 1 ' ' 

Hiezu machte der Herr Erzbischof in seinem Ratificationsschrei¬ 
ben vom 18. November 1859 den ihm durch die päpstliche Instruction 
aufgetragenen Vorbehalt, dass „die bestehenden sowohl, als die in 
Zukunft zu erlassenden Staatsgesetze nichts enthalten,’ ! was den Gesetzen 

Gottes oder seiner'heiligen Kirche widerspricht.“ 1 

.. : >: •••. '. ' 1 ... ' '• >: 

$. 10. 6. Verwaltung des Kirehenvermögens und Bis- 

thumsdotation. ;i 

Bei der Säcnlarisätion Waren die in dem jetzigen Grossherzog- 
thum Baden bestandenen Kirchenbehörden fast durchweg im Besitze 
und in der Verwaltung des Kirchen - Und Stiftüngsvermögens 3 ). Das 
Elgenthum der Kirche an diesem Vermögen ist noch in dem bad. 
Organis. Edict vom 11. Februar 1803, in dem dazu abgedruckten 
bad. Rescript vom 28. October 1790 und PostScript de eodem und 
29. August 1791, in der citirten Hofraths - Instruction, der kath. 
Kirchencomm. Ordnung, sowie im §. 9. des I. Const. Ed. von 1807 
anerkannt. Während hiernach die Kirche unter Staatsaufsicht noch 
in der Verwaltung dieses Vermögens fast durchweg belassen und die 


1) Archiv VII. (Neue Folge I.) S. 58. 

2) Rbl. 1848. Nr. XXXVII. S. 168. Dieser Eid lautet: „Ich schwöre Treue dem 
Grossherzog und der Verfassung, Gehorsam dem Gesetze, und des Fürsten wie des 
Vaterlandes Wohl nach Kräften zu befördern, so wahr mir Gott helfe.“ 

3) Siehe meine Abhandlung im Archiv IV. Band. §. 2. 3. 6. 

9* 
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stiftpngsgemässe Erhaltung und. Verwendung desselben im §. 20. der 
bad. Verf. U. garantirt. wurde, hat sich die badische Regierung seit 
der Errichtung der kath. Kirchen-Commission (spätei* Oberkirchcnrath) 
die ausschliessliche Rechtsvertretung, Verwaltung, und Verwendung 
dieses Vermögens angeeignet Die diesen Zustand bewirkenden, dem 
B.evormundungsstaate entsprungenen staatlichen-Verordnungen konnten 
durch die wiederholten Protestationen, wie sie in der citirten esposiziopo 
des Cardipals Cpnsalvi yop 1319, dem bekannten Breve von 1830, 
sowie von den Genpralvicariaten in Bruchsal und Constanz, insbe¬ 
sondere dem Bisthumsverweser von Gessenberg 1 ), endlich 
Von dem Erzbischöfe von Freiburg 2 ) ausgingen, nicht beseitigt 
werden. ...«■ 

" ,i r • • ' 

.Das Org. Ed. von 1809, die §§,;12. 19. 20. des I. Const.iEd.* 
die Verordnung vom 21. Novemb er 1820 (Reg. BL 1827. N«. I») und 
von 1830 (§. 38.), da? J^ehntabl. Ges..-vom. ,15. N 0 vember: ;1833 
(§, 2. 5.), die Rtaatsministerialyerotdnungen!, vom ; 10.: April 1833, 
Regierungsbl. Nr. XyilL, vom. 22. Mai undi 18»hDeoember 1834, 
sowie endlich die Verordnung vom 3. Mär;?,-1853 beliessen dem.Erzt- 
bifchof mit Umkßhrnng des, richtigen Rechtsverhältnisses nur ein 
vages EinsichtsEripn^rungs- undein Mitge»ekmigungst 
recht, letzteres b ei Verwendungen aus kirchlichen.Fonds, welche, dem 
S^ftungsz wecke nicht'entsprechen oder . bei Veräusaerungei^ VerpfäiK 
düngen und Ablösungen., .Die, Darstellung des Vermögens, der khjcÄt 
liehen Fonds, welche jeweils dem Erzbischöfe und zwar erst seit dem 
Jahre 1 1849: mitgetheilt wurden,- enthielten {bis >zum Jahre-1856)* nicht 
einmal alle kirchlichen Fonds), sondern: ntr einige allgemeine. Es 
waren blosse summarische Uebersichteu,. ip weihen.,nur dje,Summen 
der. Rechnungs-Hauptabtheilungen ohne irgend welche Entzifferung 
angegeben waren j es konnten daraus die Gründe für die Verminderung 
oder Vermehrung der Fonds nicht geschöpft werden. , Die besonderen 
Ausgaben und die Belege dazp wurden nämlich pie beigefügt, die 
Voranschläge dem Erzbischofs pie mitgetheilt, und da ihm pur tbm 
Resultat aus früheren Rechnungen in. diesen,summarischenkJeber- 

.——-r*— , ■. - . ■ 

1) Siehe die Verhandlungen der II. Kammer von 1819. 1829. 1§31. Auf diesen 

Landtagen wurde Inbbesöhde^e die (Abschaffung der kath. Kirchensection (später 
Oberkirchenrath) beantragt, da! diese Staatsbehörde an die 'Stelle des Bischofs geseftt 
wurde. Der Führer der liberalen Partei (v. Rotteck) sprach hiebei die denkwürdigen 
Worte: „Es könnten den katholischen Interessen und den Gesinnungen der; Katho¬ 
liken zuwiderlaufende Verfügungen.eintreten, die man doch als die Entscheidungen 
des Willens der Wortführer der katholischen Kirche selbst geltend machen könnte/ 
Verhandlungen der H Kammer von 1831. Heft XXVI. S. 389* v 

2) Denkschrift von 1851 und 1853 18. S. 106. 
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sichten zur Kenntnis kam, so war sein Erinnerungsrecht gegen solche 

„faits acComplis® illusorisch. Wohl hatte der Erzbischof das Jiecht, 
sich die'Rechnungen vorlegen zu lassen; er konnte aber hievon keinen 
zweckentsprechenden Gebrauch machen, da die deshalb nothwendige 
Vorlage, z. B. aller Rechnungen uud Vorrechnungen der allgemeinen 
Fonds nicht effeetuirt wurde, weil solche der Staatsbehörde nicht ent¬ 
behrlich waaen. Da diese nicht, wie in Württemberg geschieht, über 
die allgemeinen katholischen Fonds öffentliche Rechnung ablegte,' so 
war die Verwaltung, insbesondere des allgemeinen katholischen 
VermögtinS; ohne jegliche Controle. DieSe War aber um so 
ttöfiriger, da die St&atsbühtfrdt Mtgleich die mit den Interessen 
des Kirchenvetmögens sehr h&ufig cbllidirenden des Domänen¬ 
ärars (abgesehen tön den Interessen dfet Rrötestanten) zu vertrC 
ton hat, und da siegln früherer Zeit wenigstens, Xussterst selten auf 
die Beschwerden des Ordinariats wegen zweckwidriger Verwendung 
des katholischen Kirehenvermögens Rücke ich t nahm. 

’ 1 Die von Seiten' der Staatsbehörde so ausschliesslich geleitete 
Verwaltung dieses Vermögens war überdies bezüglich der Rechnungs¬ 
führung eine wegen des' ausgedehnten bureaukratischen Mechanismus 
sehr verwickelte, deshalb kostspielige 1 ). Ueberdiess wurden nicht 
blos die Bedürfnisse des Oberkirchenraths grossentheila, sondern die 
für die übrigen bei der Verwaltung des katholischen Vermögens thätigen 
Staatsbeamten, die Verwalter und Revisoren lediglich aus diesem 
Vermögen geschöpft, und doch wurde der Erzbischof bei der Anstel¬ 
lung dieser Beamten von der Regierung nicht einmal gehört. 

Nur die Fonds der Landcapitel, des Domcapitels und des Erzb. 
Ordinariats standen unter der Verwaltung und Verwendung dieser 
Corpprationen. Die localen Fonds würden von dem nach der citirten 
Verordnung von 1820 aus der Kirchspielsgemeinde unter Vorsitz des 
Pfarrers gewählten Stiftungsvorstande, dessen geborenes Mitglied der 
Bürgermeister oder ein katholischer Gemeinderath war, verwaltet.- Die 
Aufsicht und Revision über dieselben besorgten die Kreisregierungen, 
die über die Pfründen: der Oberkirchenrath. Der Geistliche war 
im Genüsse und in der Verwaltung seiner Pfründe, sowie Präsident 
des StiftungsVorstands — im Namen der Regierung; obgleich durch 


I) Ala Verrechner der allgemeinen Fonds wurden Staatsdiener angestellb Die 
Verrechner der Localfonds mussten auf Kosten derselben aus obigem Grunde die 
Rechnupgsn stellen lassen; es entstanden häufige Klagen über die Verzögerung 
der Revisionen, welche Überdies jährlich circa 40,000 fl. kosteten, sowie über deren 
Bemerkungen bezüglich der Cultusausgaben. cf. das katholische Kirchen- und Stif- 
füngsvetfnogen im Grossherzogthum Baden. Mainz, Wirth. 1854« §. 9* 
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diese controlirt, war doch, die Decretur eine sehr beschränkte, und 
jede .Yeräusserungshandlung im weitesten Sinne des Wortes, jede Bau¬ 
veränderung , die ßeförsterung, die Anlegung und Kündigung der 
Kapitalien war an die Genehmigung der Regierung 1) gebunden. 

In ipeinpr, im Band IV., Heft 9. 10. 11. u. 12., Band V, 
^eft 1. enthaltenen Abhandlung über das Kirchenyermögen ist aus 
der Geschichte und dem Wesen desselben, resp. der betreffenden 
Rechjtsinstitute des Staates und der Kirche, aus der Natur der Sache, 
aus der Staats- wie der Kirchenverfasswg, dem positiven Recht, den 
Gesetzen ,upd Concordaten, wie sie, in den übrigen Ländern bestehen, 
^pnrie ,aua dem Princip der Selbstständigkeit der Kirche und 
ihrer Anerkennung als Rechtssubject dargethan worden, dass sie 
berechtigt ist, das Kirchen-, Schul- und Stiftungsver- 
n^ögen selbstständig zu verwalten,’ rechtlich «u vertreten 
und,rzu verwenden. 

Hierin ist der weitere Beweis erbracht, dass weder dar politi¬ 
schen, nqch der sog. Kirchspiels-gemeinde*), noch dem 


1) fliese erlies« hierüber eine grosse Masse von Verordnungen; so über die 
Decr'eturen die Verordnung im Reg. Bl. 1811. Nr. 36. 1812. Nr. 28. Dreisam Anz. 
1825* Nr. 7& Anz. Bl. Seekr. 1832. Nr. 100. Erl. Minist, des Inn. vom 28. October 

Nr. 12005. Abt, BL Mittelrh. 1838. Nr. 99. Verord. Bl. Oberrh. 1839. Nr. 19.; 
Uber die Anlegung der Notabiliepb ( üeher: Reg. BL 1827. Nr« 1? >§. 13. Anz, BL 
Seekr. 1833. Nr. 31. über die Stiftungskisten: Verordnung der katb. Kirohen- 
sectioti'Vom 16. November 1812. Nr. 11340.; über die Anlegung von Kapitalien: 
Bjsg. BM8Qfc Nr. 53.18U. Nr. 3. 11. 1820. Nr. 6. 1823. Nr. 9. 1881. Nr. 16. Verord. 
Bl. Oberrh. Kr. 1840. Nj. 28. 1848. Nr, 3- 1858. Nr. 9. Erlass 4«« ka*h. Oberkiraben- 
raths vom 27. Deeember 1850. Nr. 34,656. über Verweisungen: Reg. Bl. 1827- 
Ni. 1. Ans! BL Seekr. 1832. Nr. 100. A.-Bl. des Mittelrb. 1838. Nr. 46. über Kassen- 
ui?d Natur allenstürzp; Reg. Bl. 1827. Nr. 1. Erlass der katb. Kircbenseetion 
vom 5. Februar, 1828. Nr. 1351. §. 13. über Revision. Reg. Bl. 1834. Nr. 24. über 
die Beitragspflicht der Gemeinden: Verord. Minist, d. Innern vom 9. Januar 
1826. Nr. *203. über die Anlegung der B&ufouds: V. Bl. Oberrh. 1844« Nr. 28. über 
4i^ Pxoceafjegftiip^tion; K. K. S. 13. Juni 1832. Nr* 7860. Bauedict 1808. Reg. 
Bl. Nr. 19. Staatsminist. Erl. 18. Mai 1820. Nr. 1335. Reg. BL 1837. Nr. 22. 1832. 
Nr. 27. 

.Ueber das Verfahren bei Sterbfällen der Geistlichen ef. die Ord. Verord. vom 
30. Mai 1834. Nr. 3224. 

i * 

lieber filtere alarrechnungen und Abkurungen cf. die früheren Ver¬ 
ordnungen K. K. S. 12. Jänner 1828. Nr. 432. Oberkirchenr. 30. Mai 1848. 4. Dec. 
I84^»r., 20506. Verord. Bl. Oberrh. 1840. Nr. 27. Anz. Bl. 1810. Nr. 38. Verord. Bl. 
Oberrh. 1845. Nr. 18.; Pfründehäuser Ord. Verf. vom 5. October 1849. Nr.6026. 
Käufe und Tausche Oberk. Verord. 15. April 1845. Nr. 8342. 26* Januar 1850. 
Nr. 2489. cf. überhaupt Stromcyer Belehrung für Stiftungs-Vor stände und Rechner — 
Constanz 1857. 

2) Die sog. Kirchspielsgemeinde axistirt bekanntlich nicht als Rechts- 
gubject, deshalb können nur die Pfarrgenossen, resp. die Vertreter der kirchl. Ver¬ 
mögens-Institute ein .rechtlich^ Interasse bei der Verwaltung und Verwendung des 
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Staate das Eigenthum an diesem Vermögen und deshalb aueh 
nicht die Verwaltung, Vertretung und Verwendung des¬ 
selben zusteht, dass also die Entziehung dieser Privatrechte durch 
den Staat etc. einer Incamerirung gleichkomme. Der Staat ist aus 
öffentlichem Recht befugt, die politische Staatsaufsicht über 
dieses Vermögen zu führen und demgemäss zu verhüten, dass die 
Kirche durch die Verwaltung und Verwendung desselben weder die 
Rechte des Staates noch die der Staatsbürger *), verletze. Ausser 
diesem öffentlich rechtlichen Aufsichtsrecht des Staates 3 ), 
welches negativer Natur ist, ist die Kirche dem Staate im Gebiete 
des Vermögensrechts, wie jede Corporation betreffs der recht¬ 
lichen Natur ihrer Vermögensobjecte und vermögensrechtlichen 
Handlungen unterworfen. So wegen der Form für die Geltendmachung 
ihrer Vermögensrechte, wegen der civilrechtlichen Wirkung ihrer des- 
fallsigen Handlungen, wegen jeder Verletzung im Gebiete dieses 
Rechts, ferner wegen der Fragen über Erwerb und Besitz, sowie wegen 
des Besteuerungs- und Expropriationsrechts des Staates. Da aber 
jetzt die Kirche, wie jedes Rechtssubject im Staate als solches den 
allgemeinen Staatsgesetzen untersteht, und die Kirchengüter, 
wie alles andere Privatvermögen, deshalb steuerpflichtig 3) sind, so 

ihrem kirchlichen Wohle gewidmeten Vermögens“ haben. Die Motive zum bad. Ge« 
setzentwurf gestehen zwar zu, dass „ein Eigenthumsreoht der Gemeinde in 
Bezug auf kirchliches Vermögen nicht begründet ist,“ meinen aber, hiernach 
(ef. meine oitirte Abhandlung) mit Unrecht, es bestehe „ein rechtliches Interesse der« 
selben, bei der Verwaltung dieses Vermögens vertreten zu sein.“ cf. über die Nach¬ 
theile einer Betheiligung der Gemeinde als solcher bei dieser Vermögensver¬ 
waltung: Archiv BL 8. 12. Man siehe auch, namentlich in Betreff der Verfügung 
über die Kirchenglocken, Archiv VIII., 8. 33 ff. 

1) I. bad. Const. Ed. §. 9. Simultankirchen sollen nach §. 10. dieses 
Edicts nicht weiter eingefuhrt und wo sie bestehen, nur bis zur Abtheilung unter den 
Betheiligten belassen werden, cf. U. bayer. Verf. Ed. §. 90 ff. bei Müller, Lexikon 
des Kirchenrechts, Würzburg 1839 ff. 4. Band S. 71 ff. 

2) Hieraus folgt aber nicht* wie die Motive zum bad. Gesetze §. 10. meinen: 
„Eine Concurrenz der Kirehen- und der Staatsgewalt in Verwaltung des kirchlichen 
Vermögens.“ Richter, Kirohenrecht §. 288. Klub er, öff. Recht des Deutschen Bun¬ 
des, §. 532. „Das Kirohengut ist verfassungswidrig inoamerirt, nicht blos, wenn 
es seiner stiftungsmässigen Verwendung, sondern auch, wenn es seiner stiftungsmässi- 
gen Verwaltung entzogen und durch Staatsbehörden verwaltet wird.“ Rotteck, Staats¬ 
lexikon IX. S. 388 ff. Bluntschli, Staatsrecht S. 562. 

3) Ueber die Steuer- und Abgabepflicht des Kirehenvermögens: Rbl. 
1815. Nr. 18. 1822. Nr. 12. 1820. Nr. 17. 1828. Nr. 7. S. 60. 1837. Nr. 21. Steuerdir. 
Verf. vom 10. April 1838. Nr. 5092. Rbl. 1842. Nr. 10. Rbl. 1835. Nr. 41. 52. Rbl. 
1840. Nr. 33. Verf. Reg. Obcrrh. 22. Juni 1850. Nr. 1559. Rbl. 1854. Nr. 12. 15. 
Ueber Steuerrückersatz Rbl. 1858. Nr. 43. Accise für Stiftungen: Oeffentliohe 
Anstalten für Wohlthätigkeit und Unterricht sind frei. Finanz-Ministerial-Verf. vom 
9. Januar 1836. Nr. 990., arme Kirchen sind Va aecisfrei. ErL der Steuerdir. vom 
5. Ootober 1855. Die übrigen kirchtteheu Fonds sind nicht aoeisfpei. Fin.-lftü-ErL 
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OQAfäUjt, ift) denuhciVtigÄO: Rechtsstaaten, j«dex« .Reichtaglrund für. 
eiji}^.m o r t isM i o üs ges e tz,; reap. für ,die S taats g«neh mig un gty 
zu ^irciilichen Stiftungen- i , . ü a •. :>• 

jPießfi; Grundsätze sind im Allgemeinen in .den Art. XII. bis> 
XXI- der. Copyention gewahrt und durchgeführt.. Es ist .aberihierin. 
w 09 ätei den ^bwälteuden besondern Umstäadehi und in der • Voraus r> 
setzung, dass die Staatskasse zu den kirchlichen!. Stiftungen < Beiürägel 
lp|ste/“ dwn.;Stante eine .Mitleitnng ibei.'der ; Verwaltung;desuKiivi 
cbenvexipögenBaowie das; Z us ti,m m U ngs rec h t zu . allen . Verr, 
äp pser ÜP gsbao dl#n gen ;imi> canioujschen Sinne de« » Weites ?) 
ceqcedirt.. . Indessen soll, dies«: Mitleütmg de» ßtftittes.;bei..idef Vefr- 
Yfalitung des, VertnÄgenf. des Erz^b. Tisches,, des,Dömcapitels, der. iMo-t 
tropoütapkirchß,t der ,nuter .dem Exzbisohefa, dem<DomtapitelAinddett 
Lapdeapiteln stehenden Fonds ausgeschlossen sein. .und. solche ivseiti 
diesen Gorporationcn frei geführt .und, es, sollen .die, P&ündefi wie ib&r 
l^er y^oniihren.Inhabern verwaltet werden*. Die; Verwaltung, der ÄbriH 
gen Fonds soll im Namen des.Erzb;ianh.afs,,geschehe»*; nur sollen» 
die, Districts- .pnd Oberstiftujjgsräthe. gewBinsphnftlieh .von der. Regie-i 
rang;, und idem; Erzbischöfe gewählt werden. Bei der Verwendung; 
des Kirchen Vermögens soll bezüglich der Feststellung der Etats „at»£ 
die Forderungen und Wünsche des Erzbischofs besondere Rücksicht 
genbmriieii werden.“ Anderseits gab aber auch die Regierung das 
Aufsichts- . und Einsichtsrecht des Erzbisch,of bezüglich 
des Schul- und Stiftungsvermögens, sowie ferner züv dass der- 
Fräsident f des Oberstiftungsraths zugleich /Vorstand' des 
katholischen Ober^chulraths sein, und dass für beide Cpllegien,.. 
eine gemeinschaftliche Kanzlei bestehen solle. ■ ' > , . 

'' ’ Die '"erwähnten, vom heiligen Stuhle der badischen Regierung 

vom 7. Juni 1828. Nr. 3077. Ueber G apitalate uer |Bbh 1860. Nr; 19.. Fröhlich, 
Gemeindeordnung §§. 68 ff. ,, 

1) Im §. 7. meiner cit. Abhandlung ist nachgewiesen, .dass solche in Frank¬ 

reich trotz der in Baden hie für angeführten Art. 010. 037. tde& .Code .civil nicht existirt* 
Die sog. Staatsgenehmigung zu, kirchlichen Stiftungen ist auch in Baden .durch Vor-, 
waltungs ve-rfügungen. insbesondere durch die Verordnung vom 10. April 1833 
eingefiihrt und so bis aufs Kleinlichste durebgeführt,. dass zu jeder kleinen Dten- 
silienschenkung für eine Kirche die Staatsgenehmigupg ertbeilt wird. Vgl. Frei¬ 
burger KirchenbUtt 1861. Nr. 13. - 

2) cf, hierüber Archiv V.Band S. Iß. .Durch das päpstliche Schreibe« 
vom 20, November 1869 ist dem jetzigem Erzbischof von Freiburg die Vellmaoht^er» 
theilt, Namens des . heiligen Stuhles Pachtverträge bis zu 15 Jahren zu genehmigest 
UJ«di Kirchengüter .bis aur Summe van 1000 Scudi au veräussern, ja sogar über diesen 
Betrag hinaus, jedoch unter der Bedingung, dass der Kaufyreds zu kirchlichen GüterA 
verwendet oder sichet: angelegt werde, .Solche, Yeräussarungeu sollen jedoch mit aus- 
dräakheher Erwähnung,der {mpMttchsa. Delegation. geschehen.^ >;U - --oi 
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gecatchten 'Concesskmen ficleh selbstverständlich mit der Beseitigung! 
der Gonv^nt4on. ' ! Die Erzbi Denkschrift vom 22. Mal 1860 protestirte 
deshalb mit' Recht gfegan die Bestimmung des $. 10. Ges. .vom 
9.- ! <>ctober' !l)860 r : welche^ die „gemeinsame Leitung der Kirche und 
des Staates“ b&f tden Verwaltung des Kirchenverniögens jmstulirt. Die 
selbstständige!^Verwaltung desselben durch die Kirchenbehörde ist 
jetzt M in den' Rechtsstaaten anerkanfat 1 ). Der Comm, Bericht ' der 
erstennbddiifcben iKanimer wendet mit’Recht gegen die Beschränkung 
derselben, durch das erwähnte Gesetz ein: „Da die Kirche als. Cor-. 
pttWtioii' anerkännt, es unzweifelhaft eines * der wesentlichsten, Rechte 
einep.'GorporAion sely ,Vermögen zü erwerben 1 und zu verwalten; d« 
ferner der Kirche ausdrücklich (§. 7v .des Ges.) die! freie und selbst-’ 
ständige Ordnung und Verwaltung ihrer eigenen Angelegenheiten 
übertrugen ’fcei, zu diesen aber sicher das Vermögen gehöre; da ferner 
die Verwendung materieller Mittel häufig die Bedingung 
deg Durchführung rein kirchlicher Zwecke sei; so sei die 
gemeine ehaftli’ch« Verwaltung des Kirchenvermögens unver¬ 
einbar mit diesen Vordersätzen.“ Deshalb sei „den Kirchen die' 
Besorgung ihrer Vermögensangelegenheiten selbst zu. überlassen unter 
Beifügung der Sicherungs-Massregelu gegen Verschleuderung des Ver¬ 
mögensstocks und gegen stiftungs- oder rechtswidrige Verwendung 
der, Fonds 2 ). Trotzdem und obgleich der protestantische Prälat 
Ulbnaftn 3 ) gegen jede Betheiligung des Staates an der Verwaltung 


1) §. 1« 19. t des österr. Prötestantenpatents vom 8 . April 1861. Badisch« Evang. 
Kirchen Verfassung von 1861. §§. 22. 29. 34. 37*.». 49 *. 56 7. 79«. 92 M. 110 «.^^ 
cf. Beiträge, zum preuss. KirChenrecht. Paderborn 1854 und 1856. I. S. 54. 37. 4Q.‘ 
59. 60. IL S. 6 . 11. 15. 16.» Dove, Zeitschrift für Kirchenrecht, Berlin 1861. 1. ß. 551 
118.*- Geflacht Paderborner Diöcesanrecht ß. 30 ff. Archiv IV. ß. 371 ff. VE* S. 158. 
(Hessen). Inhaltlich der jüngsten Vereinbarung des Bischofs von Limburg mit dem 
Herzog von Nassau steht ErSterem die Mitwirkung und Mit&ufsioht bei der Verwal¬ 
tung des KirohenyermÖgeua, sowie die Mitverwendung in der Weise zu, dass jeder 
Ausgabspostenlder bischöflichen Genehmigung bedarf. Die früher bestritten gewesene 
Becbtssubjectivität de$ bisehöflichen Stuhles ist nunmehr anerkannt. Archiv VI. 
S» 373 ff, Schulte, die Erwerbs- und Besitzfähigkeil; der deutschen katholischen Bis- 
th Urnen und: Bischöfe. Prag, Tempsky 1860. 

tfb* Möhl, -Staatsreohi und Politikw II. Bd. S. 284 ff. (Tübingen, Laupp- 
1862.), wo dieser Verfass, des Comm.-Ber. der I. Kammer nach weist, dass der Kirche 
die selbstständige Vermögensverwaltnbg zu stehe. 

q >8) Verhandlungen* der I. Kammer. ß. 13 ff. Vgl. die cit. Bestimmungen der 
e¥*>EHE4henvär£as&ung -von 1861. Minister Sta b e! gab zu, dass das Gesetz die Mit* 
leitung des..Staates nur im Allgemeinen verlange': *Wenn ein Vemäohtniss unter der 
Bedingung, dass die Kirche es verwalte, gemacht. . .. werde, so verwalte die Kirche 
das betreffende Vermögen allein . 11 Cit. Verhandlungen & 16. 

- Mit ?Unneohti fbigern die MotivO' aus der im §. 20. der Verf. Urk. postuBrten 
pflioht ,Staates nicht Jn idas Vermögen^ also auch nickt in die VerwaltuB % g 
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and Verwendung des protestantischen Vermögens protestirte, ging 
doch jenes Gesetz in beiden Kammern durch. — In diesem Gesetze 
ist, wie die Motive bemerken, niehts über die Frage wegen des 
Eigenthums am Kirchenvermögen entschieden, während in der 
Convention die Kirche ab Rechtssubject desselben erklärt wird 1 ). 

Die weitere Bestimmung im Abs. 2. des §. 10. cit. Ges.: „Bei 
der Verwaltung des kirchlichen Districts- und Ortsvermögens müssen 
die berechtigten Gemeinden vertreten sein,“ bedeutet nach dem Ans- 
geftihrten, sowie nach der bestehenden Praxis, dass die Corifessions¬ 
verwandten in jedem Orte oder Bezirke als Mitglieder des' Stif¬ 
tungsvorstandes gewählt und so bei der Verwaltung des fraglichen 
Vermögens betheiligt sein sollen 3 ). 


and Verwendung der Stiftungen einzugreifen, die erwähnte MitJeHung des 
Staates. ; 

1) Von einer Ignorirung der Bestimmungen des Kirchen rechts, insbesondere 
Über die Verwendung des Kirohenvermogens und über den ordentlichen Vertreter des¬ 
selben in der Diocese (Ordinarius) zeugt die Aeusserung des Geb. Raths Lainey in 
der I. Kammer (Verhandl. S. 14.): „Gestehe man der Kirche das Eigenthum *u, 90 
werde dies Vermögen zu einem allgemeinen (?) Kirchenvermögen. So könnte 
man eines Tages erfahren, das Rechtssubject des Vermögens der katholischen Kirche 
sei nicht im Lande, sondern in Rom.“ Vgl. dagegen v. RümcHn Motive zum ersten 
württ. Gesetzentwurf S. 39. und meine cit. Abhandlung. 

2) Aus den Verhandlungen über dieses Gesetz ergab sich, dass bei manchem 
Abgeordneten der klare Begriff über das Rechtssubject einer juristischen Person 
und über die Verfassung der katholischen Kirche fehlte. Die Idee, der Zweck, nicht 
die Mitglieder einer Corporation, bilden ihr Rechtssubject. Die protestantische, nicht 
aber die katholische Kirche, kennt eine „Kirchengemeinde.“ — (Die landesherrliche Ent- 
schHessung vom 24. November 1861, die Besetzung der katholischen Kirchenpfründen 
und die Verwaltung des katholischen Kirchenvermögen s betr., stellte 
in der Sitzung der »badischen zweiten Kammer vom 6. Mai 1862 die Commission nach 
dem Deutsch. Volksbl. Nr. 106. den Antrag: „Die hohe Kammer wolle den WtmsCh 
in das Protokoll niederlegen; es möge die Grossh. Regierung anlässlich der nach 
§. 21. der Entschliessung vom 20. November 1861, die Verwaltung des katholischen 
Kirohenvermogens betreffend, in Aussicht gestellten weiteren Verhandlung auf eine 
wirksame, dem §. 10. des Gesetzes vom 9. October 1860 mehr entsprechende Vertre¬ 
tung der hei kirchlichen Districtsstiftungen berechtigten Gemeinden Bedacht nehmen.“ 

Prestinari findet angleiche Behandlung der beiden Kirchen, indem nur be¬ 
züglich der Verwaltung des katholischen Kirchehvermögens und nicht auch des pro¬ 
testantischen solcher Antrag gestellt werde; zudem glaube er, dass es vorerst noch 
keine katholischen Districtsstiftungen gehe, denn diese sog. Districtsstiftungen seien 
entweder Orts- oder allgemeine Stiftungen« 

Walli stellt verschiedene Anfragen und Wünsche an die Regierung. 

Geh.-Rath Lamey bemerkt, dass er im Namen der Regierung und auch des 
erzbischöflichen Ordinariats die Zusicherung geben könne, dass mau heeügüoh der 
Betheiligung der Gemeinden an der Verwaltung des Districts Stiftungsvermögens den 
ausgesprochenen Wünschen entgegenkommen werde; doch gebe es seiner Ansicht flach 
solche zur Zeit noch nicht, wie Prestinari richtig bemerkt, und die Gemeinden wüiv 
den kein Interesse daran haben, sich bei der Verwaltung zu betheiHgen. .Dein Abge¬ 
ordneten Walli erwidere er, dass die Regierung von dem Grundsatz aasgehe, dJüs 
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Durch di« zwischen der Grosah. Staatsregierung und dem Erz¬ 
bisehof toh Freiborg am 18. März und 2, November 1861 über di« 
Verwaltung des Kirebenvennögens zu Stande gekommene Verein¬ 
barung wurde die im erwähnten §. 10. des Gesetzes ausgesprochen« 
Mitleitung des Staates bei der Verwaltung desselben auf die rich¬ 
tige Bedeutung zurückgeführt. Hiernach steht der Regierung 
die Mitaufsicht über die Verwaltung des Kirchenvermögens,die 
Genehmigung zu allen Veräusserungshandlunge*, die 
Einsicht in di« Verwaltung, und zur Wahrung dieser Rechte 
ein Visitationsrecht zu. Während die Leitung der Verwal¬ 
tungsbehörden, d«r Rechtsvertretung und die Verwendung des 
Kirchenvermögens durch den Erzbischof in dieser Vereinbarung con- 
sequenter, als in der Convention durchgeftthrt ist, sind die Bestimmungen 
der letzteren insbesondere bezüglich der Verwaltung der Erzbischöflichen, 
Domcapitelschen und Landcapitelfonds sowie der Pfründen, endlich bezüg¬ 
lich der Ernennung der Verwaltungscommissionsmitglleder bei behalten. 
Die,.Verwaltung des Schu 1-. und Stiftungsvermögens soll, wie 
solches auch in der römischen Convention stipulirt ist, unter der 
Leitung der Regierung stehen, dagegen dem Erzb. Ordinariat das Auf¬ 
sichtsrecht über die stiftungsgemässe Verwendung sowie das Einsichts¬ 
recht in die Acten, Rechnungen und Urkunden gewahrt und ihm zu 
jenem Zwecke von jeder Veräusserungshandlung Kenntniss gegeben 
werden 1 ). 


sich ihr Interesse zunächst darauf beschränke, die Redlichkeit und Güte der Vejrwal* 
tung zu prüfen; dieses Recht werde sie nie aufgeben, so wenig, als sie zugeben werde, 
dass Stiftungen ihrem ursprünglichen Zwecke entzogen werden; sie wolle die Fonds 
sichers. aber die Detailfragen Uber die Verwendung der Kirchenregierung überlassen; 
das müsse geschehen, wenn die Kirchen selbstständig sein sollen. Damit sei freilich 
der Kirchenregierung ein gewisser Einfluss zugestanden, allein die Sta&tsregierung 
fürchte solchen nicht, weil er ein Ausfluss des Rechtes der Kirche sei. Die Regierung 
werde nie auf das Detail der Verwendung eingehen und entspreche dadurch den 
kirchlichen Gesetzen. Was den §. 13. des Gesetzes betreffe, so hätteu die dort ge¬ 
nannten Fonds keine ständigen Einkünfte und keinen Grundstock; erst jetzt solle aus 
gegenwärtigem Vermögen ein Grundstock gebildet werden, die Ueberschüsse habe aber 
die Kirchenregierung zu verwenden; man könne dies nicht beanstanden, sonst würde 
die Kirche die Feststellung eines Grundstockes versagen. Was die Superrevision be¬ 
treffe, so sei noch nichts im Einzelnen bestimmt, übrigens sei er (Redner) kein Freund 
vom vielen Revidiren. Man möge desshalb die Kirchenregierung fragen, die St&ats- 
regierung wolle für die Kirche nicht verantwortlich sein. 

Die Kammer beschloss darauf über den Commissionsantrag hinsichtlieh der 
Verwaltung des Kirchenvermögens zur Tagesordnung überzugehen und die Erklärung 
des Ministers des Innern, Geh. Rath Lamey in das Protokoll aufzunehmeu. Vgl. 
Deutsch. Volksbl. 1862. Nr. 107. [Anm, der Redaction.} 

1) Die Verordnung hierüber vom 20. November 1861 sowie die dazu gehören¬ 
den weiteren Vereinbarungen sind abgedruckt im Archiv VII. (Neue Folge L) S. 131 ff» 
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Auf Grand dieser. Vereinbarung Über' die katbolisehe Vörthogeos- 
verwaliung wird eine der hohenzollernschen*)• ähnliche Verwaltung#- 1 
Instruction im gemeinschaftlichen Einverständnisse 4er Regierung und 
des Erzbischofes erlassen und werden hierdurch die aufgehöbe-tienj 
oben erWähnten Reg. Verordnungen durch neue ersetzt werden. ' 
’■i> Die r-eaie Ausstattung der bischöflichen Klr'Chen, 
welche den oberrheinischen Regierungen kraft des 1 §. 35. R. D. Ö. S.y 
soiwie. des $. 71. der Frankf. Grundz.. der Risth. Fürid. Instrumente 
und der Bulle provida.'solersque obliegt, ist bis jetzt nüt sehr theil^ 
weise vollzögen worden. Oie Dompfründen in der Erzdiöcese werden 
nur theihvcise, die Doiflfabrik und die Seminarien gar nicht aus 
Staatsmitteln, d. h. aus dem sSciriarfcirteh 'Kirchengate ufttettialteri 
und ndie Dotation jeher Pfründen besteht nurdetn kieiA6teft‘'Theil<8 
nach Aus Hegenden Gütern öder RusticalobKgÄtioiien 5 ). 1 

•Oer heilige Stuhl begnügte sich mit'der schon ln der Verord¬ 
nung vom 3. März 1853 von der Regierung gemachten Zusage deir 
realen Dotation, „sobald eä die Verhältnisse gestatten 3 ). u 'Diese 
allgemeine Zusage hötdie Regierung nicht zurückgenommeri. 

••'it- • i'r,. . (Fortsetzung folgt.) '• 


Hechtsquellen und Rechtsentscheidungen, 

nebst literarischen und sachlichen Erläuterungen. 

A. Für die gesammte katholische Kirche. 

1. Ansprache tMus \%. am Feste Mariä Verkündigung (25. März) 1862. 

Das Fest Mariä Verkündigung sollte in der vor wenigen Jahren prachtvoll 
wiederhergestellten halbgolhischen Hauptkiche der Dominikaner in Rom, wie üb¬ 
lich, durch die Anwesenheit des heiligen Vaters mit grossem Gefolge, die soge¬ 
nannte Cappella Papale, gehoben werden. Gegen zehn Uhr erschien der heilige 


Die Verwaltung des Schul- und StiftungsVermögens durch den Staat ist hiernach von 
Seiten des Erzbischofs nur de facto zugegeben. 

Nach diesen Vereinbarungen steht die Besetzung der Messner eien- und 
Organistendienste, sowie die Leitung des kirchlichen Bauwesens dem Erz¬ 
bischof zu. Archiv a. a. 0. S. 121. Wie in der Convention, so ist auch durch diese 
Vereinbarung stipulfrt, dass die Erzb. Kanzlei, das Knabenseminar, das theo¬ 
logische und die niederen Convicte aus kirchlichen, resp. katholischen Mitteln 
tinterhalteü werden* sollen. 

1 ) Archiv in. S. 340 ff. IV. &eft 9-12. V. Heft i. ' ** 

2) Freiburger Bisth. Fund. Instr. vom 16. October 182t mit Beilage vom 23. 

DäCember 1820 und 11. 14. 22. 24. und 29. Mai 1838. Wilrtt. Comm. Ber. über die 
Convention S. 10. 45. Bad. Comm. Ber. hierüber S. 11. Riess a. a. O. S. 63, wo der. 
Erlass des Executors der cit. Bulle abgedruckt ist. Die cit. „bad. Uebereinkunft mit 
dem papstlkriien Stuhle.“ 8 . 2. ' 

ivi 3). Art. III. der Convention* — 




Ueber die Notfcwpndigkeit der .weltlichen Herrschaft des päpstlichen Stables. läi 

Vater mit seiner Begleitung in der Kirche,- Santa Waria sopra Minerva genannt, 
JPA4' wohnte dem; Hoch gm te bfjy du Cardanat, Asquini cetebrirtei i Dem Sottest- 
fünnste zehnten, apch dieCarrtinäle, die römischen Prälaten und der ganze päpst¬ 
liche Hof. bpi, wie cs eben Vorschrift^ för ; die Cappella Papale ist. . , n 
Am Schlüsse der Feier begab sich der heilige Vater in die Sakristei,' legte 
die Pontificalkleider ab und bestieg den hieT zubereiteten Thron.i 7.u beiden Seiten 
•standen-Cardinal PatTizi , PbSfect der'Congregation der Riten und Cardinal Cfa- 
TeHl-Paraeclaniy Berichterstatter in ‘Süchten der KeiHgsprdcbung'der' JapänC 1 - 
«oeheu Märtyrer aus der Gesellschaft Jesd. Sofbw erhielt der SeeCetär'derselben 
Cogregation der Riten den Auftrag; das Decret zu- verlesen, in welchem derPapst 
erklärt; dass der Heiligsprechung der erwähnten gottseligen Märtyrer Paul Miki, 
Johandes S o an'und Jakob oder Didatktis Kisai nun kein Hinderniss nfehr ent- 
gegtenslehe. - h. • ** •• "••*> '* :■ > . 

-ii •' i -Mach Vorlesung dPs Becrets dadkte der* General ‘der Gesellschaft Jpsb, 
Pii.B.eckx, für die Gnade, dass der heilige Vater eine solche Verordnung erlassen 
habe, die dem: Orden des heil. Ignatius zu so grosser Zier und Ehre gereiche. 
Vernehmen Sie nun die herrlichen Worte, weiche der heilige Vater, diese 
Gelegenheit benützend, wie er es ja so gern (hat, darauf erwiederte. ’ 

kWahrtich, sprach PiuS’der Neunte, koiinte meinem Herzen Nichts will? 
Köriimener'sein als ! DäS', dessen Zeugen wir soeben alle gewesen; als Zu selten, 
WfP'die Dienhr Gdttek : und Heiligen sich vermehren,’ die in ' ihrer zunehmenden 
Anzabi' gewiss nfleht aufhören^ FlirSprache für uns am throne Gottes einzulegen 
Und die ersehnte Fülle der Erbarmung auf uns herabzuflehen, Fülle der Erbar- 
rinlng Zum 1 Schutze der Rechte der Gerechtigkeit ; Fülle der Erbarmung zur Be¬ 
kehrung def Verführten und Abtrünnigen; Fülle der Erbarmung, um mit Festig¬ 
keit Uhd*'Fassdng ‘den Krieg und die Leiden zu ertragen und um endlich den 
Triumph des Friedens milzufeiern. Ja, eS ist ein tröstlicher Gedanke für uns, 
bev der deimtSchsiigen Feier von aiiserwählten' Seelen. von dem Coli eg der Car- 
dinile dnd von deffiBischöfen, Unseren Äithrüdern-, nmgfeben zu sein. Ein herri- 
liebes Schauspiel wird es wahrlich sein, um den höchsten Hirten die anderen Hiri- 
ton; rings im Kreitee zu sehen, die für die Rechte dieses heiligen Stuhles eln- 
mütbig eingestandeu sind und mit'Worten des Trostes unsern Schttierz erleichtert 
bähe«. • ,! ‘' 1 

-Wir benutzen diese‘Gelegenheit, um von einem BfiefeKrWähnvrng zuthun, der 
uns ■*- es sind kaum vierzig Stunde« —- aus einer groisert Stadt Italiens, oder besser gei¬ 
sagt,. aus-dfer Hauptstadt der Lombardei zugekommen ist von Seiten eines* GeistliHieh, 
d#r sich als Kanoniker unterschreibt und worin es heisst: »Hüten Sie sich whhl, 
der nächsten Versammlung der Bischöfe in Rom die weltliche Her f Sc hilft 
aj& GJauhenssgtz erklären zu lassen.« Wäreerüier gegenwärtig der armselige 
Priesteri— viei .lieber wünsehten wir 'ihn einen guten Priester nennen zu ken*- 
neu*— .dann, wollten wir ihm saget», wie wir es euch sagen, die ihr gegenwär¬ 
tig .seid: Dessen könnet.,ihr sicher !sein, dass- detr heilige Stuhl die "weltliche 
Herrschaft nicht Tür .einen Glauhenssatz hält,; dagegen .erklärt er,' dass die 
liehe. Herrschaft nothweudig und unentbehrlich jst, so lange.die gegen* 
wär^ige Anordnung, der. Vorsehung dauert, um die Unabhängigkeit der geJstltebPd 
Gewalt zu wahren. Wir würden-.ihm sagen: »Wohlan, ihr , Hetr Dnmcapitulwr, 
seid:so dienstbeflissen in Auseinandersetzung euerer Befü¥chtiiugen und lasset WC 
sogar dem Steliveriretpr. Jesu Christi zu Gesicht kommen , •-*- nun so vernehmet 
4enu-seine $tipun^ die eiucb und den CoUeg, dem .1ür angehöret, auflerlPgt, auf 




142 Ansprache Pins IX. am Feste Maria Verkündigung ltö& 

eueren unmittelbaren Hirten (den Btseböf) zu hören und nicht bloss seine Be¬ 
fehle zu. vollziehen, sondern auch seine Rathsehläge. Wenn ihr nnö euere ent¬ 
legen nicht gehorchet, werdet ihr und sie elendiglich zu Grunde gehen. Wir 
würden ihm sagen: Empfehlet euch den heiligen Märtyrern, die Alles verloren 

haben, um Gott nicht zu verlieren.« 

1 / 

Von einem benachbarten Lande (aus Piemont) kommen uns ebenfalls 
Schreiben zu, von einigen Geistlichen unterzeichnet, mit der heuchlerischen ZU- 
muthung, wir sollten der weltlichen Herrschaft entsagen, die ihnen oder besser 
gesagt ihren Rathgebern höchst läfslig fallt und ein Hinderniss ist, ihre antichrist- 
lieben und antisocialen Pläne durehzusetzen. Zur selben Zeit erhielten wir jedoch 
auch andere Briefe von Geistlichen, voll Ehrfurcht und Liebe zu diesem heiligen 
Stuhle, aus denen bervorgeht, dass die Regierung oder ihre Vertreter und Emis¬ 
säre gedruckte Formulare in Umlauf setzen, die wir gesehen und gelesen haben, 
um da oder dort die Unterschrift eines bemidleidenswerthen Priesters oder Kleri¬ 
kers zu gewinnen, in der doppelten Absicht, um den Glauben zu verbreiten, der 
Klerus huldige dem abgeschmackten Grundsatz von der Unverträglichkeit der 
geistlichen mit der weltlichen Herrschaft, und dann um den niederen Klerus von 
den eigenen Bischöfen zu trennen, deren wunderbare Eintracht eben jetzt die 
ganze Welt in Staunen versetzt hat. Diese guten Priester, die uns schreiben, 
bitten uns dann noch, den Verirrungen weniger Abtrünnigen keinen Glauben bei¬ 
zumessen, von denen einige ohne Ueberlegung, andere aus Furcht ihren Namen 
hergegeben. Der heilige Stuhl, fügen sie bei, möge ja versichert sein, dass ihre 
innigste Ueberzeugung über jeden Zweifel an der Nothwendjgkeit der weltlichen 
Herrschaft erhaben ist. Schliesslich bitten sie uns, den Blinden zu verzeihen, die 
nicht wissen, was sie tbuen, und (fügen wir bei) auch wieder von anderen Blin¬ 
den geführt, darauf ausgeben, sich in jenen Abgrund zu stürzen, aus dem es bei¬ 
nahe unmöglich ist, je wieder herauszusteigen. /, 

Wir unsererseits werden Sorge tragen, dass die Versuche, die Hirten von 
der Herde zu trennen, nicht gelingen. Die heiligen Märtyrer mögen uns Das vom 
Herrn erwirken und durch ihre Fürsprache sei es uns ermöglicht, auch die za- 
künftigen Heimsuchungen mit Muth und Kraft zu ertragen. Die heiligste Jung¬ 
frau, deren mächtiger Schutz uns bisher sicher geleitet bat, möge gnädig fort- 
fahren, uns zu schirmen und erflehe uns eine vollkommene Ergebung in den 
göttlichen Willen, so dass wir, wie sie jenes, von den Geschlechtern der Mensch¬ 
heit ersehnte Fiat ausgesprochen: «Siehe ich bin eine Magd des. Herrn, mir ge¬ 
schehe nach deinem Worte,« — dass wir, sage ich, durch sie ermuthigt gleich- 
falls im Stande seien, zum Herrn zu.sprechen: Siehe deine Diener, es geschehe 
nach deinem Willen. 

Es erübrigt uns nur mehr, den Herrn zu bitten, dass er über uns Alle sei¬ 
nen, Segen herabsteigen lasse. Er steige herab über die Gesellschaft Jesu, die so 
viele Heiden für den Himmel und so viele Vertheidiger für die Kirche hervorge¬ 
bracht und verleihe ihr die Kraft, die Beobachtung ihrer Regel und die Muster¬ 
haftigkeit des Lebens so bösen Beispielen gegenüber aufrecht zu erhalten. Dieser 
Segen spende Licht unserem schwachen Geiste und verleihe Stärke diesem Arme 
Dieser Segen stärke und schütze alle Die, so zur Erhaltung des hin- und herge* 
schleuderten Schiffleins der Kirche mitwirken, damit ihre Stimmen von dem Ge¬ 
töse des entfesseltellen Ungewitters nicht überwältigt werden. Dieser Segen diene 
endlich dazu, allen Guten Muth einzuflössen und alle Bösen zu bekehren.« 

So Pius der Neunte. Um ein Uhr traf dar heilige Vater wieder in seiner 
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Residenz ein. Es war ein wahrer Triumphzog vom Vatikan Ns zur Kirche Santa 
Maria sopra Minerva und ebenso bei der Rückkehr. Tausende und abermals Tau* 
sende lagen auf den Knieen und baten um den apostolischen Segen. Die Glück¬ 
wünsche, die Vivats für den heiligen Vater, für den sichtbaren Stellvertreter Jesu 
Christi und die Vivats »für unseren Künig Pius den Neunten,« für den Souverän 
wollten kein Ende nehmen. Die Baikone und Fenster an den Strassen waren 
festlich mit gewirkten Tapeten und Damastbehüngen geziert, der Jubel nnd die 
Freude des römischen Volkes war um so grösser, ab der heilige Vater kurz vor¬ 
her in Folge einer leichten Erkältung, verbunden mit fünftägigem Fieber, unpäss¬ 
lich gewesen und heute zum erstenmal wieder ausgefahren war. 

2. Decretum S. Congregationis super statu Regularium d. 25. Jan. 1848, 
de litteris testimoniaübus eorum, qul ln Ordinem aut Congregationem recipiantur. 

(Ans dem Kirchl. Anzeiger für die Erzdiözese Köln 1862 Nr. 10.) 

Romani Pontifices pro eorum pastorali rura, qua semper regularium fami- 
liarium bono et splendori prospicere non omiserunt, illud Superioribus pro viribus 
eommendarunt, ut antequam ad religiosum babitum postulanles redperent, de il- 
lorum vita, moribus ceterisque dotibus et qualitatibus sedulo inquirerent, ne in- 
dignis ad religiosas familias, non sine maximo illaruni detrimento, ostium adape- 
rirent. Verum quamlibet Moderatores Ordinum diligentiam adhibeant in informa- 
tionibus exquirendis, in gravi tarnen ut plurimum versantur periculo deceptionis, 
nisi a locorum Antistilibus testlmonium exquirant circa eorum qualitates, qui ad 
habitum religiosum admitti postulant; Ordinarii enim vi pastoralis oificii oves 
suas prae caeteris agnoscere possunt, et saepe saepius ea manifestere impedi- 
menta, quae alios latent. Haee animadvertens Sanctissimus D. N. Pius PP. IX. 
audito voto S. R. E. Cardinalium hujus Sacrae Congregationis super statu Regu¬ 
larium attentisque postulationibus nonnullorum Episcoporum, praesenti decreto 
ubique locorum perpetuis futuris temporibus servando, baec, quae sequuntur, Apo- 
stolica auctoritate statuit atque decemit: 

1. In quocunque Ordine, Congregatione, Societate, Instituto, Monasterio, 
Domo, sive in iis emittantur voia solemnia, sive simplicia, et licet agatur de Or- 
dinibus, Congregationibus, Societatibus, Instltutis, Monasteriis ac Domibus, quae 
ex peculiari privilegio, etiam in corpore Juris claoao, vel alio quovis titulo in de- 
retis generalibus non comprehenduntur, nisi de ipsis specialis, individua et ex- 
pressa mentio fiat, neipo ad habitum admittatur, absque testimoniaübus litteris 
tum Ordinarii originis, tum etiam Ordinarii loci, in quo postulans post expletum 
deeimum quintum annum aetatis suae ultra annum moratus füerit. 

2. Ordinarii in praefatis litteris testimoniaübus, postquam diligenter ex- 
qubiverint eüam per secretas informattones de postulantis qualitatibus, referre 
debeaht, de ejas nataübus, aetate, moribus, vita, fama, conditione, educatione, 
seientia; an sit inquisitus, aliqua censura, irreguiaritate, aut alio canonieo impe- 
dimento irretitus, aere aüeno gravatus, vel reddendae alicujus administrationis 
rationi obnoxius. Et sciant Ordinarii eorum conscientiam super veritate exposi- 
toram oneratam remanere, nec ipsis unquam Uberum esse hujusmodi testimoniales 
litteras denegare; in iisdem tarnen super praemissis singuüs articulis ea tantuirt 
testari debere, quae ipsi ex conscientia affirmare posse hi Domino judicaverint. 

8. Omnibus et singutis Superioribus regularibus aliisque Religiosis, ad quos 
speetat, rqjuscunque gfadus sint et Instituti, licet exempti et privilegiali ac de 
neceflsitate exprimendi, etiam in virtute sanctae obedientiae hujus deejeti obser- 
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•vantia disfrfrte praeriphör; et qui contra tatijus äferetf Cenorem' allqnemailba- 
bitum ^eligioauni recfeperit, qoenam privptionis omnium offiriorumvocisqueaetl- 
vae et perpetuae inbabilitatis ad alia in postumtn obtinenda eo ipso-iincurrtt, o 
qua nonnisi ab Apostolica Sede poterit dispensari, ' ' 

4. Vt cujuscunque privilegii, faeultatis, indulti, dispensationis, approbatto- 

nis regularura et cnnstitutionum etiam in forma speciftca, quarrt abApostoUea 
'Sede aliquis Ordo, Inst isutum. Supertor, Religiosus consequeretar, nunqnam buir. 
deorete derogatum esse censeatur, nisi ei erpresse, et nominattm derogetur, itaeS 
in coneessione derogatoriae generales quantnmvis amplae apponantur. Quodsi 
alicui Institute expresse et nomiwitiirt dispensatio super eodebt decreto aKqaandb 
concedi contingerit, aliis minime extendi poterit vi cujuscunque privilegii et com- 
mtinicationis priviiegiorum. - ' s ‘ 

5. Quolibet anno die prima Januarii in publica mensa boc decretum |ega<- 
tur sub poena privationis offirii ac vocis activae et passivae, a Superioribus ipso 
facto incurrenda. Ne autem bujus decreti observantia, alifjua. ratione, titulo, 
praetextu impedialur, Sanctitas Sua quibuscunque in contrarium facientibus con- 
stilutionibus, regulis et stalutis cujusvis Ordinis, Congregalionis, Societatis, Institut), 
Monbstbrli, Domus etiain in forma spiecifica ab Apostolica Sede approbatis, nec 
nbn cufiibet priVTfegio, licet in corpore juris clausn, et Apostolicis Constitutionibus 
ac decretts conflrmato ac expressa, individua, speciali et specialissima nientione 
digrio , alilsqüe conlrariis qtiibuscuhque prorsus derogat, et derogatum esse 
deciarat. 1 ' 

1 Datum Romae ex Sacra Congregatione super statu Regularium die 25. 
JariüaHi 1848. . , , . 

(Andreas Caii. Bizzärfi a Secretjs.) 

Die 6. Febfuaril 1848 praedictum decretum äffixum et publicatum f'dit ad 
valvas Ecrlesiae S. Joannis Lateranensis, Basilicae Principis Aposlolprum de Urbe, 
Caucellariae Apostölicae et Curiae Innorenlianae, ac in aliis' locis so litis , et' con- 
suetis Urbis, per me Aloisium Pitorri Apostoliccm Cursorem. ; ' 1 

Jos. Cherubini, Magister Cursorüm. " 

, \ , , ■: > , >*». r ■ * . * 

. . .. * • - . • ‘t- r ■ f imü- 

3. PU PP . IX. Litterae Breves d. 7. Febr* > 

de votis solemnibus non faciendi?, nisi post, triennium, a die qno yota simpiida 

emissa sint, computandum. u i ■ 1 i 

(Aus dem Rirehl. Anzeiger für die Erzdfijtese KtHto 18St^Ülr. : 8.) 1 ' 

Pius PP. IX. ' • 

AD PERPETÜAM REI MEM0R1AM. 1 l " ■ ! 

. , ■ . . . ' , t ' • - ’ ; !J ■ •«.,Ji' 10 .v 

Ad universalis Ecdesiae regimen, ,Dqp, dispqwpte, y.oca#,.pro,pf$tor)|li> 
qua urgemur, sollicHudjt^ hapd praetgrnqsimus ad rpligipsae. quoque CmnilMp 
iuentis aciem, animique curas, latentere, ut ege, de chrjsUapa .et givili; rqpubliw 
optime meritae, ad prisiinum splendorem reyocarentur, et ippremeptum, ^iccipergnt. 
prqbe autem agnpyimus tristissirois bisce temporibu?, quibus ipimici Crpci? Cbrii*ti 
Humana divinaque , orpnia pessumdpre , ac mores pervertere, studppt,,, ipg^itpim 
j^bibendam esse curatn, soilicitadiqqpj,, diligentia^, ed .eqrum spiritum,, uti, p«r 
est, probandum, qui vota solemnia Deo punpupare postutgut, ne. qujs gdfnit^Uir, 
qui saeculi coutagione pollulus eleclupi Christi gregem inficiat; vel verae voca- 
tionis expers, susceptique instituti pertaesus gravem sodalibus molestigm inferat 
pum fisciplinae perturbatione, et regularis observantiae discrimine. Idcircp, auditq 
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troto VY, FF. NN. SLR. E. Cardinaltam.; Congregationis super statu Rcgulartoit 
nonnulia hac super re maodaviama cdi decreta, inter quae illud praesertim in - 
praesens commemorandumest, quod per litteras eneydim die XIX.MortiiMDCCCLVÜ 
a Yen. Fratre Archiepiscopo Philippensi meraoratae Nostrae Congregationis Seeree 
lario signatas, publicatum est. in praefatis autem litteris haee, quae sequuntur, 
quoad religiosos virorum Ordines, ac Instituts ex Nostro expresso. mandata^nt 
Apostolica auctoritate sancita fuere, seilicet „Peracta probatione etrnovitiaiü 
ad praescriptum S, Concilii Tridentini, Comtitutionum Apostohiearum, 
et statutorum Ordinis a S. Sede adprobatorum, novitii vota svmplida 
emittant postquam . explevermt aetatem annorum sexdecimdb eodem 
Tridentino- Condlio slatutaan, vel aliam molarem quae . fortan a ata* 
tuMs proprii Ordinia a S. Sede approbatia reQuiratur, et quoad lai- 
cos et conversos postquam ad eam pervenerint aetatem, quae iw Con* 
stitutüme,Clementis VIII. incipiente »In Supremo« praefinita est. Pro - 
fessi post triennium a die, quo vota simplicia emiserint computandum 
si digni reperiantur. gd professionem uptq-rum solepnnpim admittan- 
tur, nisi fortasse pro'aliquibus locis, uti nönnuUis Iristitutis indultum 
est, professio votorum simplicium ad longius tempus jam concessa 
fuerit. Poterit vero Superior generalis ac etiam Superior provincialis 
ex justis et rationahilib&s causis professionem votoruin solemrtium 
differre, non tarnen ultra • aetatem annorum vigintiquvnque expleto- 
rum. Si verq in Ordine seu Instituto Provinciale? non habeantyfä 
eadem differendi professionem votorum solemnium facultas attribuitur 
etiam Superiori domus Novitiatus, de consensu tarnen Magistri novi- 
tiörum, et dUorum Religiosqrurh, qui in Instituto aliquo gractu sint 
insignitl. Decreta Congregationis super statu Regularium incipien. 
»Romani Pontifices, et Regulari Disciplinae« anno MDCCCLVIII protnulgatd 
omnino serventur in r'eceptione ad habitum, ’ novitiatum, et professio- 
nem votorum simplicium. 11 Postquam hoc decretnm executioni demandatum 
futt, ex ipsa experientia comperirnus, quantuiii utilitatis ex eo r’eligiosae familiae 
retulerint, et' referre possint. Verum nuper agnovimus allquos novitios, praeter^ 
miss* professione votorum simplieium, ad vota solemnia nuncupanda admissös 
fuisse, et exinde circa dictorum votorum solemnium Validitatem gravia dubia 
soborta esse. Nös igitur cupientes in re tantl' uiomenti omnOm ambigendi cau¬ 
sam in posterum removere, iriotu proprio, et certa sciehtiä;’deque Apostolicaie 
Nostrae polestatis plenitudine, quoad religiosas' virorum fainilias eujuscumque Or¬ 
dinis, Congregationis et Institut!, in quibus solemnia vota einfittuntur, statuimus, ' 
ac decernimus nullain omnino, iriitam, et nullius roboris före professionem vo i 
torum solemnfuöi tarn scienter, quam ignoranter, quovis modo, praetextü et cq- 
lore factam a novitiis qulbuscumque etiam laicis, et cohversis, qui licet probatio- 
hem, et novitiatum prout de jure expleverint, non emittant prius professionem 
Votorum simplicium, et in ea per triennium integrum non permanserint, quamvis 
yel a SuperioHbüs, vel a novitiis, vel ab utrisque intentio habeatur respective re- 
Cipiendi ad vota solemnia, et ea emittendi, ac omnes rittis adhibeanfur ad pro¬ 
fessionem votorum solemnium praescripti. Haec volumus, statutmus, praeeipimtiS, 
manfiamu? non ebstantibas, quatenus opus est, Constitutione Renedicti XIV: Prae- 
fiecfes^oris Nostrt super divisione materiarum, ailisque Apostolicis, et ln universa*' 
libus, provjncialibusque, et Synodalibus Conciliis editis, genertlibus vel speciall- 
lms cdnsfiiutionibus , v et ’ordinatiohibüs, regulis ," slatutis, et consuetudinibus oujus- 

Arcblv fb KiuIuaiKht. VUI. 10 
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Ortflnis, Congregatiends, etlnsdtott etiam juramento, conflrmatione Apostoliea, vd 
quavisfinnttnte alia roboratis, privilegiis quoque indultis , et LiUeris Apostolicis 
In ebntrartam praernissorum quomodolibet concessis, eonfirmatis, innovatis, quam* 
vis spedflca: et individua mentione dignis» quibus omnlbus et singulis illorugi teno* 
ribus praesentlbus pro insertis babentes ad praernissorum effeetum specialiter, et 
eipresse derogamus, ceterisque contrariis quibuscumque. Deeernentes bas Nostras 
btttetas semper et perpetao validas et effieaces existere et fore suosque plenarios 
et lntegro» effeftus sortiri, et obtinere, et ab omnibus, ad quos speetat, et in fu* 
turum spectabit plenissHne suffragari, et ab omnibus inviolabiliter observari, et 
rtseeus super bis a quoquam qua vis auctoritate scienter, vel ignoranter conti* 
g*Mt attentari irritum, ac inape esse et fore volumos^ et declaramus. 

Datum Rornae apod S. Petrum sqb Annulo Piscatoris die VH. Februar« 
MDCCGLXih PontMcatUB< Ndstrl Anno Decimo sexto. 

i 1 B. Card. Barberinu». 


B. Für einzelne Linder, Provinzen, DIBcesen. 

I. Baden. 

Urtbeil des badischen Hofgericbts des .Seekreiaes vom 
. ■ 18. August 1858. 

Das Eigent hum an den Kirchhöfen gehört nicht der politischen 
' Gemeinde, sondern der Kirche 1 ). 

kirchhöfe, besonders solche, welche an Kirchen angebaut sind, 
bilden, sowohl nach den kirchenrecbtlichen Bestimmungen , 2 ), als nach Nr. 29. des 
bad. Bauedicts de 1808 eiq Accessorium der Kirche und sind Kircbengut.— 
Nach dem badischen Gemeindegesetze (§. 73. Ziff. 4.) gehören sie eben* 
falls nicht zu dem Vermögen der politischen Gemeinde, sie sind eine geweihte 
Sache, gehören zum Kirchengut, wie auch eine Kirche desshalb nicht Gemeinde* 
vermögen wird, weil die Baupflicht hierzu der Gemeinde obliegt. Indessen trägt 
Letztere nicht als politische, sondern gemäss $. 14. des Bauedicts als Kirchspiels* 
gemeinde zu den kirchlichen Baukosten bei. — 

Nach diesen Grundsätzen wies das Gr. Bad. Hofgericht des Seekreises in 
seinem Urtheile vom 16. August 1859 Nr. 4071. I. Sen. die Klage der Stadt 
Ueberlingen gegen den dortigen kath. Kirchenvorstand, das Eigenthum an dem 
Kirchhofe Aufkirch betr. — in rechtskräftiger Weise ab. Die Entscheidungs* 
gründe zu diesem Urtheile besagen hierüber: 

»Die Klägerin trägt zur Begründung der Klage vor, das Grundstück, wel* 
ches, wie die seit langer Zeit mit der Münsterkirche vereinigte Pfarrkirche und 
4er Ort Aufkirchen, zu der Gemeinde Ueberlingen gehöre und bis zum Jabre 1843 
ala Begräbnisstätte benützt worden sei, finde sich im Grundbuch und im 
Register zur städtischen Mappe als Eigenthum der Stadt eingetragen, die Ver* 
mqtbung spreche dafür, dass aller Grund und Boden der Gemarkung, insoweit er 

1 m V'f * ".UM " .- 

, l)r Vgl* Arolki* VII, 378* Revue cstholiqac. Itouvain 1862, 3®. livr.p. 
189 and den Artikel Uber die Kirchhofsfr eg e in der prenssischeii 
Rhein pro vin * im nächsten Hefte des Archivs. 

2) Walter, Kirchenrecht §. 269. Richter, Kirchenr. §. 286. 305. Permaneder, 
Kirchenr. g. 801. 
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nicht ftaelHreiabär ßgedtbntt eines Dritten ist; der Gemeinde gefaöre;ftaeh$.it& 
des Benedicts sei Grand- and Boden der Begräbnisstätten Elgenlharo der Ccm e t» 
den; endlich sei die Stadt Ueberlingen schon zar Zeit, als sie noch Reichsstadt 
war, Eigenthüraerin des Grundstücks gewesen und habe solches der PMrret Auf- 
Urrhen zur Benatznng als Begräbnisstätte überlassen. — ■ 

Allein alle diese Anführungen enthalten keinen zu Recht bestehenden Er* 
werbstitel für das von der Klägerin in Anspruch genommene Btgenttamn and' es 
fehlt desshatb der Klage an dem tbatslcküchen Klagegrund, welchen $. *79. P. 0. 
»erlangt;-* 

Der Eintrag des Grundstücks als Eigenthnm der KMgerln * im- Grundbuch 
und tm Register zur städtischen Mappe wäre nach f. 25. des II, K. Ei a L. RS. 
lUt.* zur Klagbegründang nur dann geeignet, wenn, was nicht geschehen k$ 
behauptet wlre, dass der RechtstRel des Etgenthumserwerbes in das Grundbuch 
eingetragen sei. Es gibt weder eine gesetzliche noch eine richterliche Vermo* 
thung, dass Grund and Boden einer Gemarkung, insoweit er nicht nachweisbar 
figenthum eines Dritten ist, der Gemeinde gehöre; eine solche Yermutiumg^ 
weiche int vorliegenden Fall nach L. R. S. 1S53. eine gesetzliche sein müsst«, 
lässt sieb auf 1 2. des II. Constitutionsedicts, welcher von der Gemarkung haö- 
delt, nicht stützen, indem sich aus dieser Gesetzesstelie im Gegentbeil ergibt, dass 
der Begriff der Gemarkung dem öffentlichen Recht angehört und auch seine Aus¬ 
flüsse , das Bannrecht und das Grundrecht, lediglich öffentlich rechtlicher Natur 
sind und ein civUreehtliehes Eigenthum in keiner Weise zu begründen vermögen.’ 
Auch aus $. 28. des Bauedicts vom 26. April 1808 lässt sieh ein Etwerbstitel für 
das von der Klägerin behauptete Eigenthum nicht herleiten; denn das Bauedict 
hat überhaupt nur die Baupflieht zu Kirchen- und Sthulbaulichkeiten zum Ge¬ 
genstand, diese ist aber nicht mit dem Eigenthum an diesen Baulichkei¬ 
ten nothwendig verbunden, vielmehr in den meisten Fällen davon ge¬ 
trennt, und $. 28. insbesondere stellt nur eine Norm dafür auf, wem die Ver¬ 
bindlichkeit der Anschaffung und Unterhaltung des Gottesackers obliegt, ohne 
eine Bestimmung darüber geben zu wollen und zu können, wer Eigen- 
thümer des als Begräbnisstätte verwendeten Bodens sei. Ueberdies würde 
diese Gesetzesstelle, indem sie besagt, dass die Begräbnisstätten, wenn sie um 
die Pfarrkirche herum angelegt sind, im Zweifel für eine zufällige Gestattung des 
Vorhofs der Kirche gelten, im vorliegenden Fall eher für das Eigenthum 
des beklagten Fonds sprechen, da in der Klage ausdrücklich angeführt ist, 
dass der vormalige Gottesacker in Aufkirch zunächst der Kirche liege.« 

II. Bay6*n. 

Erlass des Ministeriums des Innern für Kirchen- und Schulange¬ 
legenheiten vom 28. März 1862, 
die Anerkennung der Irvingianer als Privatkirchengesellschaft betreffend *). 

(Angabm^ger Postaeitang 186* Nr. 93. Bayerischer Landbote 1862< Nr. 109.) 

»Se. Majestät der König haben, entsprechend der von den Irvmgianera in 
Schwaben und Unterfranken gestellten allerunterthänigsten Bitte, denselben die 
Abhaltung gemeinsamen Gottesdienstes zunächst in Seifertshofen, Ldg. Roggenburg, 
ellerhaMvollst zu gestatten und allergnädigst zu genehmigen geruht’, dass den* 


1) Vgl. Über die Liturgie der Irvingianer! Angeb. Pastoralbl. von 
Prof. Dr. Thulhofm- 1868 Nr. 1B. 


10 * 
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Mbdh gleich den Mfenaoniteir die Beeilte einer PrivatkirtbengeseHsehoft nach 
Massgabeder $$162/ Ws 88. der 11. JVerf.-Beil eingerftumt werden. Deia von 
den Irvingianem zur Feier ihrer Religionshandlangen bestellten Personen kommt 
-gemäss (. 38. der II. «Verf.-Beil. unter der obersten Staatsaufsicht die Befugnis* 
za, Taufen, Trauungen und Beerdigungen bezüglich ihrer ReligionsgeBOssen vor* 
zunehmen und den schulpflichtigen Kindern der Letzteren den religiösen Unter¬ 
richt suertheilen. Dagegen geniessen diese Religiönsdiener als solche voran» 
den Staatdeinwohnern keine besonderen Vorzüge Und haben in dieser Ihrer Ei¬ 
genschaft auf die Rechte und die Achtung öffentlicher Beamten keinen Anspruch. 
Es- kann desshalb den Leitern und Vorstehern der Irvingianischen Religionsge¬ 
meinschaft in Bayern nicht gestattet werden, der zur Bezeichnung der Kirchen* 
imter angenommenen-Prädikate »Apostel, Engel oder Bischof u. s. wi« im «ffeott- 
Iahen Verkehre im Staate sich zu bedienen. Ebenso hat die Führung der Tauf#, 
framougs- und Sterberegister hinsichtlich der irvingianischen Religionsgenossen 
hoi der einschlägigen Dlstrictspolizeibehörde zu geschahen. Die einzelnen vag» 
kommenden Fälle sind von den Vorstehern der neuen Religionsgemeinschaft der 
Polizeibehörde Jedesmal anzuzeigen'und letztere hat auch die Auszüge aus den 
Registern zu ertheiien und zu beglaubigen. Bel etwaigen ferneren Hebertrttten 
von Staatseinwohnern zur irvingianischen Gemeinschaft ist die Einhaltung der 
Bectimmungen des §. 10. der II; Verf.-Beil. und der hierzu ergangenen Vollzugs- 
tastructionen genauesten» zu überwachen und es kann in Zukunft Niemand als 
Mitglied dieser Religionsgenossenschafl anerkannt werden, weicher nicht vorerst 
den Austritt aus seiner bisherigen Kirche vor dem einschlägigen Pfarrer oder 
geistlichen Vorstände der verlassenen Kirche persönlich erklärt und sich hierüber 
genügend ausgesprochen hat. 

•München, den 28. Mürz 4862. ! ••• 

v. Zwehl. Bezold. u 

nt. Oesterreieh. 

1. Vollzugserlass des fürsterzbischöflichen Consistoriums zu 
Prag vom 27. December 1861, 
über die Verwaltung des Kirchenvermögens. 

(Ans dem Ordinariatsblatt der Prager Erzdiöcese 1862 Nr. I.) 1 ). 
ln Befolgung der in dem oberhirtlichen Schreiben Sr. Eminenz des hochwür¬ 
digsten Herrn Ordinarius angedeuteten Weisungen wird dem hochwürdigen Diö- 
cesan-Klerus behufs Einführung der Verwaltung des Kirchen-, geistlichen Stiftungs- 
und Pfründen-Vermögens nach kirchlichen Normen Folgendes zur Nachachtung 
bekannt gegeben: 

1. Die als Richtschnur vorgezeichneten Verwaltungs-Vorschriften werden 
jedem Herrn Kirchenvorsteher in einem deutschen Exemplare durch die hochwür¬ 
digen Herren f. e. Bezirks-Vicfire zugemittelt. Die Instrnirung der zur Verwaltung 
beizQdehenddn Kirchenkämmerer, and die bei der gemeinsamen Geschäftsführung 


1) Vgl. Archiv VH, 289 ff. 460 ff. Die unter dein 24. September 1860 von 
den Bischöfen der böhmischen Kirchenprovi ®% (Prag, Königgrät», -Leitmerits, Bad¬ 
weis) erlassenen Vorschriften Uber Verwaltung desKirohenvermögens 
folgen im nächsten Hefte des Archivs. Mit besonderer Rücksicht auf die bö hmi sche 
Kircbenprovim handelt über diese Fragen: Loberschiner, das Kirchen vermögen. Bad¬ 
weis 1862. (272 S. 8, 2 fl. Oest. W.) Vgl. Kathol. Jcito-roiwrMg. 1862 Nr.8. Ifc 
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uUV*nnvldlfcbe;.tynweiiungtufden Inhalt and die Tragweite der Vonehriften 
bringen es selbstverständlich mit sieh, dass den Seeisorgs-Statiomen, wo die Pas¬ 
tors tion in böhmischer oder in beiden Landessprachen geführt wird, auch ehk 
Mimisches Exemplar zuzustetien sei. - Der Preis jedes einzelnen Exemplars ist 
ohne IMerchled der Sprache auf 15 kr. österr. Wahr, angesetat. Die Beschaffung»^ 
Kosten hat das Kirchen-Vermögen za bestreiten, und sind die entfallenden Betrüg* 
im vfcariatämtlicben Wege anher einzusenden. 

2. Nach $. I. der Verwaltungs-Vorschriften hat der£Bezlrks-Vieir oder ehr 
anderer hierzu besteliter Priester die Verbindung zwischen dem Ordinariate und' 
den einzelnen Verwaltung-Collegien zu Termittelii. ln Erwägung der grossen 
Ausdehnung der Vieariats - Bezirke, und der ohnehin bedeutenden Gesehäftslast, 
welche die Führung des Vicariat- and Schuldistrkt-Amtes auflegt, dringt sieh die 
Nothwendigkeit auf, für Unterstützung der Vicariats-Vorstände in der Leitung der 
ökonomischen Angelegenheiten der Kirchen ihres Bezirkes durch besonders hierzu 
bevollmächtigte Priester Vorsorge zu trelTen. Indem man die diesbezügliche Ver¬ 
fügung unter Einem trifft, werden die Herren Seelsorger von dem Ergebnis* der¬ 
selben noch vor der Ueberoahme der ihnen zuzuweisenden Verwaltung des Kir> 
ebengütes in Kenntniss gesetzt werden. 

3. Was die im §. 2. und $. 7. der Vorschriften ausgesprochene Bestellung 
der Kirchenkämmerer betrifft, so werden die Herren Kirchenvorsteher dafür sor¬ 
gen, -dass sie die Eingepfarrten von der bevorstehenden Aenderung in der Ver- 
waftungsart des Klrchengtites flach den' in dem oberhirtlichen Schreiben gegebe¬ 
nen Andeutungen anf fassliche Weise von der Kanzel mit dem Beifügen unter¬ 
richten, dass einige verlässliche Männer aus den Eingepfarrten, welche hierzu Vom 
Bischöfe ermächtigt werden sollen, den Seelsorger in der Verwaltung zu unter¬ 
stützen haben. Damit die Kirchenkämmerer auch dös Vertrauen der Pfarrgenos- 
sen begleite, haben diese dem Seelsorger jene Männer zu bezeichnen, die sie die¬ 
ses Amtes vorzugsweise für würdig achten. Zu diesem Ende werden die Seel¬ 
sorger eine Zusammentretong der Männer des Pfarrspieles, and nach Massgabe 
der nach §. 2. angeführten Umstände auch eines Theiles der Eingepfarrten Ins¬ 
besondere, auf einen Sonn- oder Feiertag nach dem nachmittägigen Gottesdienste, 
öder auf einen andern als zweckentsprechend erkannten Tag unter Angabe 'der' 
Stunde anberaumen, die Ankündigung der ZusanftnentrCtung mittelst Afflgirung an 
der Kirchenthüre, und wenn es die Umstände erheischen, auch durch Umlauf¬ 
schreiben in den eingepfarrten' Ortschaften zur allgemeinen kenntniss bringen. '' 

Als Versammlungsort kann das Pfarrhaus, die Schule oder ein anderes an¬ 
ständiges Local bestimmt werden, jedoch ist' stets darauf zu achten, dass die 
Versammlung unter keinen Umständen in der Kirche abgehalten werde. 

Bevor zur Bezeichnnng der za Kirchenkämmerern sich eignenden Männer 
durch die Pfarrgenossen geschritten wird, hat der Seelsorger die Bestimmung 
derselben, deren Pflichten und Rechte nach Umfang and Dauer auseinader zu setzen, 
wie sich darüber insbesondere die $§. 6., 7., 8., 9., 10., 11., 14., 15., 21., 25., 26., 43., 
45., 58., 67., 73. aussprechen, und ausdrücklich hervorheben, dass die Kirchenkäm*. 
merer weder an die Stelle des Patrons treten, noch deren Befugnisse die dem¬ 
selben" zukommenden Rechte schmälern oder beeinträchtigen können, uni) dass 
deren Bestellung lediglich von der Genehmigung des Bischofes abhänge, 

Ueber das Ergebniss der abgegebenen Stimmen ist ein Protokoll aufznnehmen,' 
und dasselbe vom Seelsorger mit der eigenen Wohlmeinung im Wege des f. e. 
Viklmtamtcs anher zu leiten, oder sonst nach Vorschrift des f. 7. vorzugehen. 
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Oie Herren Vikare werden es sieh »»gelegen sei« lassen v die diesbezügli¬ 
chen Vorlagen aus allen Seelsorgsstationen des Bezirkes zusammen mit thunlicber 
Beschleunigung hieber zu Obermitteln. 

4. Bei der Verwaltung des Kirchen -Vermögens haben sieb nach Massgab* 
der Verwaltungs-Vorschriften auch Patrone entweder persönlich oder durch. Stell» 
Vertreter zu betheiligen* . • 

Dieselben werden mit Beziehung auf die $§< $*, 14. und 19. unter Einem 
angegangen, die von . ihnen etwa ernannten Stellvertreter den betreffenden Seel* 
ssrgern bekannt za geben, und sie auch in Zukunft von dem in der Person den 
Stellvertreters vorgefaHenen Wechsel in Kenntniss zu setzen. Bei diesem Anlässe 
werden sie sich auch darüber aussprechen, ob sie nach Zulass und unter Beach- 
tung des §. 14* für sich oder ihren Stellvertreter einen Schlüssel von der Kir- 
cbenkassa in Anspruch nehmen. 

■ Sollte sich der nicht leicht zu befürchtende Fall ergeben, dass die erfolgte 
Benennung des Patronais - Stellvertreters mit dem 2. Absätze, des §. 3. nicht im 
Einklänge stünde , so wäre der Patron von dem Kirchenvorst eher mit dem Ersu¬ 
chen um Benennung eines andern Stellvertreters auf den Anstand geziemend auf¬ 
merksam zu machen. Im weiteren Verfolge eines derartigen Falles wird die An¬ 
gelegenheit dem Bezirks-rVikär oder dem; Bevollmächtig! en des Ordinariates unter 
genauer, und nach Massgabe der Umstände mit den erforderlichen Beweisen in- 
strunter Darlegung der obwaltenden Anstände zur Weiterleitupg au das f. e, Con- 
sistorium vorzulegen sein. Der Bezirks-Vikär oder der sonstige Bevollmächtigte 
Wird den .Gegenstand unter Anschluss seiner Wohlineipung zur Entscheidung ein- 
ijripgeu. • 

Ist. der Patron der Kirche von jenem des Bepefizium .verschieden, so sieht 
jedem von ihnen .das Recht zu, zur Ausübung der ihm zukommenden Befugnisse 
einen Stellvertreter zu |ernennen. In diesem Falle wird zu den nach Vorschrift 
des f. 14. angeordneten Berathungen, und wo es die Verwaltungs-Vorschriften 
sonst noch anzeigen, der respective Patron oderPatronats-StellVertreter beizu¬ 
ziehen sein, oder zu ipterveniren haben. 

Dass in diesem falle die Inanspruchnahme eines Schlüssels von der Kirchen- 
kassa nur dem K'ircbenpatron zustehe., ergibt sich aus dem Inhalt des §. 19. von 
selbst. .......... » . _ 

. '5y Ist. auch die Bestellung eines eigenen Rechnungsführers nach Inhalt des 
$. 2. nicht überall erforderlich, so dürfte es doch unter den dermaligen 
Umständen bei sehr, vielen Verwaltungs-Collegien erwünschlich sein, dass be¬ 
sondere Rechnungsführer bestellt werden, wesslialb die Herren Seelsorger darauf 
bedacht sein wollen, sich der Beihülfe gewandter und verlässlicher Recbnungs- 
fübrer zu bedienen. , t 

6. Bisher bestanden für mehrere Kirchen, über die ein und derselbe Patron 
dps Patronatsrecht ausübte, wenn deren Vermögen von dem nämlichen Rechnungs- 
fübrer verrechnet wurde, zumeist sogenannte allgemeine Kirchenkassen. Nachdem 
dermalen die Berechnung des Vermögens einzelner Kirchen von ihren betreffenden 
Rechnungsführern zu besorgen sein wird, und nach §. !9. der Verwaltungs-Vor¬ 
schriften die verschiedenen Kassen auch unter der Aufsicht gesonderter Verwal¬ 
tungs-Collegien stehen werden: so wird sich in vielen Fällen die Noth Wendigkeit 
hprausslellen, neue Kirchenkassen beizusebaffen, 

Um diesem Bedürfnisse abznhelfco, wird Folgendes zur BeaAtnng mitgethellt. 

9l) Di^ vorhaadenen allgemeinen Kircbenkassen sind entweder, der Kirche, aus 
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'deren Mitteln eie beigesehafft wurden, BuröciaatelleB? pd«r wtnoaicli des 
Eigentham einet einzigen Kirche deren i flleht.erweiseii; läset* sind sie zur 
Vermeidung erhöhter Transport-Kosten für.die nächste,mit keiner eigenen 
Kassa versehene Pfarrkirche desselben Patronates innerhalb der Diftcese in 
Ansprach zu nehmen, wobei es sich von seihst verstehet, - dass der Quo¬ 
tient, welcher nach vorgenommener Schätzung des Kaasabebfiltaissesi-fUr die 
übrigen Kirchen, auf deren Kesten sie nachweisbar itusprüngüeb. beige- 
ecbafft wurden, entfallen wird, (Uesen vergütet werden muss. 

b) Sind noch andere aus Mitteln des Kirehen-Vermögens beigescbaffte Kassa- 

. Behältnisse vorfindig, welche als Kircbenkassen verwendbar-und zweckent¬ 
sprechend befunden werden, so werdw sie nach Massgabe:des Bedarfes 
den betreffenden Kirchen zur Verfügung zu stellen, sonst aber für Kirchen, 
welche einer Kassa benöthigen, zu erwerben sein. . ,-i ... 

c) Bei der Beurtheiiung, von welchen Kassen angenommen werden könne, 

dass sie aus dem Kirchen-Vermögen beigeschaflt wurden, ist nicht zu über¬ 
sehen, dass bei allen Kassa-Behältnissen, die als Kirehenkassen verwendet 
wurden, die rechtliche Vermuthnng für das Kirchen-Eigenthum spreche, 
■weil jeder Eigenthümer für die Erhaltung' und Aufbewahrung seines Ver¬ 
mögens zu sorgen bat, dass daher Eigenthums*Ansprüche eines Andern an 
solchen Kassen erst bewiesen werden müssen. ■ 

d) Tritt der Fall ein^ dass eine neue Kirchenkassa beigesehafft werden muss, 
so ist nach 'Weisung des $. 19. vorzüglich auf Solidität und Sicherheit des 
Behältnisses selbst zu sehen , aber auch das Raumverbältniss nicht ausser 
Acht zu lassen, indem Werthpapiere, inventarieu, Kirchenrecbuungen, 
Stiftsbriefe, Contracte und andere Urkunden daselbst zu verwahren sind. 

In letzterer Beziehung wird unter Umständen auch darauf Rücksicht zu 
nehmen sein, dass nach Andeutung des $. 46. der Vorschriften elnige Kassa- 
• trüben die Urkunden über das zur Erhaltung von Kapellen yKreuzen, 
Standbildern gewidmete Vermögen aufzunehmen haben werden, indem ! W 
der Regel deren Aufbewahrung den Kassen derjenigen Kfreben nitaRen 
wird, bei denen ihr Vermögen bisher verrechnet wurde. ■ 

e) Im Einklänge mit der gesonderten Vermögens-Verwaltung voh einzelne» 

’ Kirchen nimmt der letzte Absatz des $.<19. auch gesonderte Kassatrnhert 

in Aussicht. Lassen es entweder die Vermögens-Verhältnisse' mehrerer* 
Kirchen, die der Obsorge eines Pfarr-Vorstandes anvertrant sindy odef 
andere rücksichtswflrdige Umstände nicht zu, dass das Vermögen der Pfarr¬ 
kirche von jenem der Filialen sogleich getrennt anfbewabrt werden 
könnte; so wird vorläufig die Aufbewahrung nur einer Kassa zu be¬ 
werkstelligen, und die Behebung des durch dringende Umstände gerecht¬ 
fertigten Provisoriums anzustreben sein. 

Dass in so einem Nolhfalle auch eine nothfällige Vertheilung der Kassa? 
schl&ssel Platz greifen müsse, versteht sich von selbst. Üebrigens kann esj 
sich nur um die nolhfiUlige Zuweisung eines Schlüssels handeln, wenn 
der zweien oder mehreren Kirchen gemeinsame Patron auf einen Kassa- 
schlüssel Anspruch macht, da der Kirciienvorsteher auf einett Schlüssel 
unter keinen Umständen verzichten darf, ln dem Falle, wo die Pfarrkirche 
und deren Filialen vorläufig nur eine gemeinschaftliche Kassa haben wer¬ 
den, wird ein Kontroll-Sehlüssel dem Patron der Pfarrkirche, and wem 
die Filialen anderen Patronen unterstehen, der zweite. Kontrol-Schlüssel 
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- h 4e* P*troü jener 'i i ^teie *ustufoigen 'sein T wekihe von demgemeiaschaft- 

lich auf bewahrten Vermögen den grössten Antbeit hat, ausser es würden 
die 1 Umstände, welche nach Weisung des §. 19. za berücksichtigen kommen, 
eine aridere Vertheilung'derRontroll-Schlflsselnothwendig machen. 

- - v > Ebenso leuchtet es ein, dass> in so einem Notbfalle auf das etwaige An¬ 

sinnen, das Vermögen einer oder der anderen Kirche in der Gemeinde oder 
einer anderen fremdartigen Kassa aufzubewahren, nicht eingegangen wer¬ 
den dürfe. Das leichteste Auskunftsmittel in solchen Fallen wäre wohl 
das, wenn sich entweder die Eingepfarrten oder Filialisten oder ein beson¬ 
derer Wohltbäter herbeiliessen, der einer Kassa benöthigenden Kirche eine 
vollkommen'entsprechende Kassa-Truhe zu widmen. 

,■■ f) ;, Mitt der unzulässigen Hinterlegung de» Kirchen vermögen* ln feiner völlig 
fremden Kassa ist das Lokale zur Aufbewahrung desKassa-Behält- 
,r. ; iniss#ss . nicht zu verwechseln. , Wahrend das Kirchengut nur ln einer Kir- 
: chenkassa aufzubewahren, ist, wird sich in Erwägung der Umstände nicht 
,... selten dieNothWendigkeit einstellen, den Patron um Ueberlassupg eines ge- 
. ;■>' - eigneten Lokals, ip weichem das KansabohUtniss auf bewahrt werden könnte, 
v .7 ; zu .ersuchen, oder die Gemeinde um Aufnahme desselben in die Lokalität 
.4ec Gemeinde-Kassa anzugehen. 

g) Was die Beischaffung der Kaasatruben selbst betrifft, so wird darauf 
: , zu achten sein, dass : für ein minder geeignetes Behältnis« das Kirchenver- 
mögen nicht unnöbig in Anspruch genommen, und dass bei,der unver- 
, p,ntekilieben Ausgabe ohne,Beeinträchtigung des Zweckes auch die 
zulässige Ersparniss erzielt werde. Die. Rücksichten machen es räthlich, 
dass die Angelegenheit,der Beischaffung von Kirchenkasse« im Einverneh- 
... i -nten mit den Herren Bezirks-Vikäfen , behandelt werde,'denen in dieser 
. fi . Richtung weitere Instruktionen unter Einem zugehen. , ' , • .• 

> i ^Dje Einführung der Verwaltung des kirchlichen Vermögens nach den 
pilKetheiltcn Vorschriften ist. ein zjj;iumfangreiches Geschäft, ■plgdass' mit den 
erörterten;. at»d;;augedeuteten Vorbereitungen die Reihe derselben abgeschlossen 
wäre. Um Kraft und Zeit des hoebwürdigen Diöcesan - Klerus hlefür nicht über- 
mässig io Anspruch zu nehmen, werden die .weiter zu ergreifenden Massregein 
demselben nach Massgabe des Bedürfnisses und nach Zulass der diesfeHs einge- 
lfiteten Verhandlungen bekannt gegeben,, und zweckmässige Behelfe mifgetheilt 
Wden,, . < . :, . 

•' : 1,1 Vdmfürst-erabischöftichen Consistorium. 

Prag, am iV. December 1861. 

Peter Krejei, m.. p. Generalvicar. 
Adalbert Uron, m. pi J£anzleidirector. 

2.' Verordnungen des Erzbischofs von Lemberg vom 16. März und 
18. NoVember 1861, des Bischofs von Tarnow vom 24. October 1861 
' . ' und päpstliches Breve vom 17. März 1862 .' 

gegen den Missbrauch kirchlicher Andachtsübungen zu politischen Demonsirationen. 

In einem oberhirtlichen Schreiben vom 16. März 1861 schärfte der hocliw. 
Erzbischof von Lemberg seinem Klerus ein (vgl. Consistor. Cürr. 1861, Margin. 
Ihr. •.): " • ; -• •' : t 

1. neiRectores Ecclesiarum sive parocMalluni stoe regtffarium ullo sub 
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ffraetehta Teripisnt' stipendia pro devotionlbtts, qnae apcrte demonstritlones poll-< 
ticas pro scopo babent — neve etiam gratis tales devotiones absolvere praesumant. 

2. eti»m ubi.talis Anis non foret manifestus, si tarnen ve) .ex quantitate 
stipendii oblati, ve! ex qualitate persona e ofTerentis, vel ex aliis rerum adjunctis 
pateret, Stipendium recusanrfuni est. Hac de causa specialis attentio circa reri- 
plemla’fetipendia^cbihlneiidatilir. ' 

w- Ä' Bednlb invigilandum, necantica quaepiäm, praetfer'ilia qaaeab Ordina* 
eiätu .probate,. aut longneva consuetndine in Ecclesia rCcepta sunt, sive in Ecclesäe 
siye in cpemeteriis decantentpr — neve praeter Sacerdotem, aut Organarium aut 
Seniorem-ConfTaternitatis aut aüam personam a Rectore Ecclesiae ad id autho- 
risatam, quisquam praesentium hymnos intonare äudeat. 

’ Ein Ähnlicher Erlass erging in polnischer Sprache ühter dem’ 24. October 

1861 vom Bischof von Tarirow. (Curr. 19:) und nach vorheriger Bertttaung 
udt Seinen Suftraganen (den Bischöfen' von Tarnow und Przemysl) erlies» 
der Erzbischof von Lemberg unter dem 18. November 1861 ein erneuertes 
Verbot desselben Inhalts, in welchem insbesondere nochmals verboten 
wurde, ohne besondere bischöfliche Erlaubniss andere als 
die gewöhnlic'hen und 1 herkömmlichen Processioneö' abzuhalten, 
ohne bischöfliche Erlaubniss neue Kyeoze einzasegnen oder zu* 
Anlassen, oder dass an denselben politische Abzeichen oder In¬ 
schriften angebracht, dass andere als die altherkömmlichen oder vom 
Bischöfe genehmigten Lieder in den Kirchen gesungen würden. 

Der Erzbischof legte dieses Ausschreiben dem' päpstlichen Stuhle vor und 
etüielt darauf folgendes, seine Anordnungen bestätigendes Breve vom lTT März 
£882', welches' der Erzbischof von Lemberg unter > dem 5. April (Consist. Curr. 
1.883 Nrs, 21. Ojfd»>, der Bischof von 7»rnow unter den) 10. April. (Cons. Curr. 

1862 Nr. VIII.) seinem Klerus mittheilte. 

Venerabili Fratri Francisco Xaverio Archiepiscopo Leopoliensi 

latini ritus. , 

Plus PP. O. 

Vener&bilis Frater, Salutem et Apostolieam Benediotfonem. > Li- 
bentissime Tüas nuper atcepimus litteras intimo erga Noe , ethanc 
Appstolidam Sodom fidei, pietatie et observantiae > sensu cönscriptaä, 
ac die 21. proodmi metisis Jdnüatii datag. Iisdem autem significas, 
Venerabills Frater, post recentes notissimosque in variis Poloniae Regnl 
regitonibos motu», in ista quoque Tua Dibecesi phires varii generis in' 
eodem sensu significationes locum habuisse. Namqne inter alia, uti 
Barras, ab aliquibus utrinsque Cleri presbyteris etiam in Ecclesiis • po- 
liticae babitae conoiones, et ibi carminA* et hymni argumenti item po* 
lities a laicis praesertim viris cantati fuerunt. Itaque etiamsi ■ oppor* 
tuna Jam alias dedisses monita, tarnen, collatis cnm Tuis Suffraganeis 
Episcopis consiliis die 18. raensis Novembris snperiori anno ordina- 
tidnem ad istnm Tuum Clerum pro pastoralis Tui nauneris ■ offieio' 
dandam exiat£maati, oujns oxieinplag Jiobie mifiieti.. 4£ua oedümtibnq' 
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eundem Clerumiterum serio monuisti, ut a commemomtts rebus, et 
politicis negotii» se omnino abstineat, eumque vehementer es hortatus, 
ut proprii ministerii partes sedulo explens, animarum saluti servire 
studeat. Non possumus non vehementer probare, et commendare 
susceptum a Te Consilium, .quandoquidem, Venerabiüs Frater, hac Tua 
agendi ratiome,< et - Domas Dei sanctitatem , decorem , d%uitatemque 
tueri, atque in Tui.Cleri memoriarn propria officia revocare omni 
studio curästi. Domos enim Dei, quas domos orationis ipse Christus 
Servator Noster nuncupavit, summa religione essb hahendas, et exeo- 
lendas ab ipso Deo admonemur , qui detolationem minitatur in eos, 
qaiponunt offmdicula in Domo, in qua invocatur nomen Ejus, tU 
polluant eam. (Jerem. cap. 7. v. 30.) Sacrae siquidem aedes ad di* 
vina officia sancte celebranda, et religionis actus pie exercendos sunt 
destinatae. Quocirca Decessor Noster Beatus Gregorius X. de sacris 
templis loquens inter alia haec provide sapienterque docet et praecipit: 
„Attendautur in lockt eisdem intentis praecordiis sacra solemnia; de* 
„votis orationibus insistatur. Nullus in locis eisdem, in quibus cum 
„pace ac quiete Vota convenit celebrari, seditionem excitet., conclama- 
„tionem moveat, impetumve committat. Cessent in locis illis... Socie- 
„tatum quarumlibet concilia, conciones. Cessent vana, et multa fortius 
„foeda et profana colloquia. Cessent confabnlatkmes quaelibet, Smt 
„postremo quaecumque alia, quae divinum possunt turbare officium, 
„aut oculos divinae Majestatis offendere, ab ipsis prorsus extranea, ne 
„ubi peccatorum est venia postulanda, ibi peccandi detur occasio, aut 
„deprehendantur peccata committi. “ (B. Greg. X. in Concil. generali 
Lugdunen, relatus in cap. decet de immunit. Ecclesiar. in 6.) Quae 
sane ornnia peculiari sua Constitutione confirmavit, innovavit et am* 
pliavit S. Pius Y. Praedeceasor item Noster, gravioribus adversus 
transgressores poenis constitutis. > (S. Pius Y. Constit. Gum pritnum 
edita 1. ApciUs 1566). Quocirca Veuerabilis Frater, merito; atque 
optimo jure episcopalem Tuam sustulisti vocem ad honorem Domus 
Dei vindicandum, atque ad eä amovenda, quae a locis sanctitate om* 
nino sunt aliena, quandoquidem fideles in Domo Dei summa cum pie* 
täte ac religione versati debent, et grande est nefas, in ea se minus 
reverenter gerere. Atque etiam merito Tuum Clerum sapiendssimis 
praesertim Concilii Tridentini verbis monuisti, quomodo debeat christia* 
num populum salutari doctrina imbuere, eumque ad vitia fugienda, 
atque ad virtutea amplectendas, exercendasque excitare, et quomodo a 
popttlaribus conoionibus sedudantur oporteat, quae ad aedificationem 
non faciünt et a quibus plerumque nulla sit pietatb accessio. Et 
quidea» eedesiastici viri nihil antiqmas, habere debettt, quam ut pro* 
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priae vocatSonis sempermeraores virtntnm omninm exempla Christiane 
popuio praebeant, orationi instent, proprii ministerii nranta sanote 
obeant, sacras potisslmum disciplinas assidue excolant, ae tum a po- 
litteis turbis, tarn ab aliis omnibus, quae in sortem Domini vocatos 
nequaquam decent, omnino abhorreant, utque veram ne germanam ca- 
tholicae Eeelesiae docentes doctrtnam in sempiternam hominum pro* 
curandam salutem 8trenne incumbant. Jam vero quod attinet ad re- 
sponBum a Te, Venerabilis Frater, illis datum, qui Te adierunt, ut 
comnkemoratam Tuam ordinationem juxta eorum desideria revocares, 
reeponsnm idem ülam episcopaktn prüdentiam ac firmitatern ostendü, 
quae catholicum Antistitem summopere deoet. Atque reeponsumidem 
eo magis congruam et opportnnum, quod istic diversa plane eint rerum 
ac temporum adjuncta, iu quibus alibi sanctissima nostra versatnr 
eeilgio. Perge, Yenerabilia Frater, majore usque alacritate omnes 
pastorabs Tut immens partes bnplere, et catkolicae Eeelesiae doctri- 
n&m tueri, defendere , et inoulcare, Tuumque Clerum assidue hortari, 
Ut digne ambulet vocatione, qua voeatus est. Nee desinas pro eximia 
1-ua pietate, et episeopali zelo fidelcs Tibi commissos indesinenter 
monere et excitare, ut in catholica religione magis in dies firmi et 
stabiles permaneant, ac singula quaeque Dei, ejusque sanctae Eecle- 
siae mandata religiöse servanda etnrent, et mutuam inter so earitatem 
continuam babeant, ac per bona opera eertam eorum vocadonem, et 
electionem facere stndeant. Denique Tibi persuadeas velimns, prae* 
eipuam esse Nostram in Te earitatem, ac Nos a Deo Optimo Maximo 
kumittter enixeque exposcere, ut Te replere, confertare et eensolari 
velit uberrimis divinae suae gratiae donis, quae in dilectas quoque 
ovbs Tu&e curae eotnmissas copiose deseendant Atque horum auspi- 
cem et propensiesimae Nostrae in Te voluntatis pignus Apostobcam 
Btnedietionem intimo oordis affectu Tibi ipsi, Venerbalis Frater, cunc- 
tfcque Cbrieis Laicisque fidebbus Tuae curae eommissis peramanter 
impertimur. Datum Komae apud Sanctnm Petrum die 17. Martii 
atmo 1862. Pontificatu* nostri anno Decimoeexto. 

IV. Polen und Russland. 

(Fortsetzung von Archiv VII, 145—162.) 

5. Schreiben des heiligen Vaters vom 20. Februar 1862 
an den hochwiirdigslen Erzbischof Felinski von 

Warschau. 

(Aas der Tygodnlka Katholickiego 1862, Bell. Nr. 19.) 

Venerabili Fratri Sigitmundo Feliei Archiepiscopo Varwvienti. 

Pius Ff. UL 

,: 0 i: Venewdnlia Brüter, Salntem et Apostolieam Benediotaoneon. Inter 
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grayis«imas, ^uibus vehementer apgebamur» spllioitudinfle. ob .rpcemtis- 
sipaa in multf* Pploniae regkmibus Jpcta» ac praesertim, ob pericpla* 
in. qpibus iufelix illa versatur oatip, gratissimum.Nuntium accejpinMis, 
Te a SeEeoiapimo. ac poteqtissimo, Russiarum Jmperatoie,. et; Pploniae 
l&ge XUusfci Nobis psse .eommeodatum,. ut ■ vaeantis MetropoUtanau 
Vprsayiensis Ecclesiae Archieppscoppm cqnstituerpmus. Quod qujdemt 
non medieeri Nobis solatio et qonßolationi fuit. Namque ita,veluti 
aummopore opiabamus, et Jogitimo suq paefcori insignem illpm Eccle- 
siam commiitere potuimus, quae formidoloais sane teipporibus vig^an,-, 
tjssimum suom «anisecat aptistitem morte abreptum, ac ; suo;.quqqup 
Yicario Capitulari .oaruerat, <pii in tristissima animorum coneitationq 
Qum eummo Npslro et, mxraium bonorumipoerore in c&rceremfperafc, 
conjeetus. ,, Accidit etiam, ut ejusdem Varsayiepsis Ecclesiae .regimipi 
etprocurationi, Te, Venerabilis Frater» praeficere potuerimus,quem 
eximia religione ac pietate praeditum et singulari erga Nos, et hanc 
Petri. Cathedram : eatholicae t yeritatis centrum> fide, omore et. obsprvan* 
tia egregie animatum esse cognoaeimus. Quocirca, nulla interpqsita 
mora, ipso dieDomini Nostri Jesu Christi Epiphanipe Saqro post sol* 
lßmnia in Pontificio Nostro Saceila ex more perpcta, secretum copyox 
cavimus Oopsistorium, in quo Te Varsaviausis Ecpieaiae Archiepifteor 
pum» quamiibentisaime renuntiayimus, et ApostoÜcas de bas re litte- 
ras eub Plumbo expediri, ac statim ad Te perferri, jussimts. 

; Nunc vero hanc Tibi scribirous EpistoAam, ut raagiß magisque 
inteUigas qua praecipua benevoleniia Teproaequamur, Venerabilia Fra¬ 
ter, et quam vehementer. de rei catholicae rationibus,: deque spiritual! 
istius Yarsaviensia Dioeeesis fidblium bono solliciti simua. Equidem 
dißsimulare non potesumus, non levi Nos cura metuqu* angi» cum, 
probe seiamus» quibus difficilimisteraporibus Tibi sit regenda, ac mo- 
deranda ista Varsaviensis Djoöcesis. Sed Tibi addimus animos, u£ 
confortatus: in gratia Domini Nostri Jesu Christi» - cpjus causam strenue: 
constanterque tueri ac defendere debes, omues boni pasiaris partes atu* 
diosissime implere contendas. ßiqnidem dlvino iilius auxilio fretus, 
qui facit de tenebris lucern splendescere, vel facile poteris omnes vin- 
cere angustias ac difficultates. Etenitn in Episcopali mimsterio obe- 
undo praeter aüps difficultates , quae in praesenLe Poloniae conditione 
derivant, non pauca Tibi qccqrrent impedimeata ob multas civiles 
vigentes leget, quae catholicae Eeclesiae doctrinae, juribus ac liber- 
tati plane adversaptur. Itaqu^ Venerabiiis Frater, Te etiam atque 
etiam bortamur, ut coelesti ope suffiiltus» et quaerens quae Jesu Christi 
sunt, catholicae Ecclesiae causam impavide propugnes, animarum sa- 
lati i seduloivpirospiciitß /luttque opini siudio ea malai amovenda ^ures, 



in den Efzbfscftof Fellnsfei von WarstAan. ' 1 1ÖY 

quae 'fetiDtoeeesl et Poloriae nationl impendero videntnr. Ac summ«* 
porfe optamus, ut prae octilis Habens , quae Tuo Praedecessori per 
Nestram Epistolam die 6. Juni! anno superiore datam (im Arehiv VII.) 
154 sqq.) significavimu», ntmquam desmas pro episcopali Tuo zelo 
ömuem operam impendere, üt ecelesiastici viri propTiaevocationis dig- 
nltatisquAsetaper memor^s, virtutum onmiutn exemplar cbristiano po** 
pttlo präebeant, atque ab iis Omnibus se diligentissime' abstinent^ 
qtiae in sortem Domini vocatos neqnaqnam decent, ae sut ihinisterii 
rnnnio^ naviter, scienter, saneteque Oxereeanfc, oratiorii inatent, e&eras 
praeseirtim disdplmas ; assidne exdolant», 1 et* in sempitemam horainnm 
salutem procurandatn totis viribus incumbant. Neque icöitÜas parisb* 
Hcitüdine ac vigilantia fideles Tibi cöncreditös indesineqter monere, 
hortari et excitare 1 ,' ut in Catholicae rellgionis profossione. magis in 
die» stabilis et immoti persistant, et nunqnara se decipi, : atque hier* 
rorem 1 indtrci patfantor a perversorum dogirtatum *< cultoribus, ut qui 
Sancta Dei et Eeclesiae praecepta, leges diligenter observent, ac mu- 
tuam inter se caritatem contintram habentes'declinent a malo, etfaciant 
bonum, et ambulent digne Deo per omnfa placentefe et in omni opere 
bono fiuctificairtee. 

Nihil vero intentatum relinque, Venerabilis Frater, ac omni 
animi firtnitate in id potissimum incumbe, ut plenam in episcopali 
Tuo munere exercendo libertatem omnino consequf possis*. Atque in 
fatmc finem band omittemus summa animi Nostri contentione penes is- 
tum Serenissimum ac potentissimum Imperatoren» et Regem denuo in* 
Stare, et urgere, qui non levem Nobis spem injecit fore, ut justieei- 
mae atque iteratae Nostrae expostülatiOnes tandem aliqnando optatum 
assequantur exitum. Idem enim Princeps per auum Mifiistrom Pleni- 
potentiarium apud Nos et hanc Sanctam Sedem morantem Nobis nu- 
per dedaravit, amota esse ea impedimenta, quae hactenus obstiterut, 
quominus Noster, et ejusdem Sedis Legatus istic esset, qui penes ip- 
sum Principem, Nostram et Apostolicae Sedis personam referens, Nos 
accurate certiores faciat dq Sanqtissimae nostrae religionis statu in 
amplissimis istis dominiis, quique suum omne Studium adhibeat ad ec- 
clesiastica negotia definitiv o modo rite componenda, ac Tibi, aliisqufe 
istis Venerabilibus Fratribus Sacrorum aqtistitibus consiiio,. solatio et 
auxilio esse queat, tmn in cujusque Dioece&ia proeuratione, tum in dif- 
ficilimitC rerum ac temporum adjunetis, quae TiW, eisdemque Venera* 
bilibus Fratribus evenire nunquam possint. 

Jam vero Nostris in votis est, Yenerabilis, Frater, ut nunquam 
intermittas ab ipso Serenissimo ac Po^entiasim# Imperatpre enixe ex<* 
poseeroji mt enam omnem clementiam et humanitatem adhibere velit 
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erga illos tarn edclesiaatieos, tum laicos viros, qui post ultimas 
in Polpni ae Regna significationes vel in vincula conjecti vel damn&ti 
fuerant. Cuba autem Nobis vel maxime eordi sit, ut ecclesiasticus, 
vir, qui in ista dioecesi Yicarii Capitularis munere fungebatur quique 
omni eommendatione dignus, a qua vis augustia et moleatia liberetur, 
tCcirco quantum consilio et opera eniti et efficere potes, nihil praeter- 
mitte, ut idem pristinäm suam recuperare queat libertatem. Scias au¬ 
tem velimus, Nobis gratissimum fore, si Te in h&c alma Urbe Nostra 
presentem intueri, et amplecti poterimus, cum plures solemni, Peate-r 
costes die hoc anno Sanctorem Caelitum erdinibus, Deo bene juvaato, 
adscribere laetabimur. 

Denique Tibi persuade, Venerabilis Frater, Nos alacri ae liben- 
tissimo animo esse praestituros quidquid majori Tuae, et istius Dioe- 
eesis fidelium utilitati condueere posse noverimua. Interim vor© in 
omni oratione et obsecratione cum gratiarum actione a clementissimo 
misericordiarum Patre et Deo totius consolationis bumiliter enixeque 
petimus, ut mittat Tibi de coelis sanctis suis assistricem sapientiam, 
qnae Teenm sit, Tecumque laboret, utque Te replere r confortare, et 
consolari velit, uberrimis quibusque divinae suae gratiae donis, quae 
in dilectas quoque ove» Tibi traditas copiose descendant. Atque 
horum auspicem, et propensissimae Nostrae in Te voluntatis pignus 
Apostolicam Benedictionem ex intimo corde profeetam, et cum omnis 
verae felicitatis voto conjunctam Tibi ipsi, Venerabilis Frater, cun- 
ctisque Clericis Laicisque fidelibus Tuae vigilantiae commissis pera- 
manter impertimur. 

Datum Romae apud S. Petrum, die 20. Februarii anno 1862. 
Poutificatus Nostri anno Decimosexto. 

(Subscriptum) Piu* P. P. IX. (L. S.) 

(Fortsetzung folgt) 


Msgr. Vincenzio Tizzani, arcivescovo di Nisibis, La celebre contesa fra s. 

Stephano e s. Cipriano. Roma. Salviueci 1862. 363 pagg. (6 Francs.) 

In diesem so eben erschienenen Werke behandelt der gelehrte Verfasser 
den bekannten Streit zwischen Papst Stephanus und dem heiligen Cyprian anf 
eine hSehst geistreiche Weise. Er weist nach, dass die dem heil. Cyprian «ge¬ 
schriebenen Briefe an die Nnmidisehen Bischöfe, an den Brnder Quintus, an Papst 
Stephanus, an Jubejanns, an Pompejus und an Magnus, sowie das Decretum s. 
Stephani, die Acta Concil. III. Carthag. und die Epistola Flrmiliani unecht und ohne 
Zweifel aus der Werkstttfe der Donatisten hervorgegangen sind. 

(Prof. Mitterruäzuer an Brixe«.). 
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Schneider, P. Joseph, S. J. Manuale sacerdotum, in qno ii quibns cura 
. animarum rommlssa est ad manom habent, tan qua« te private devotione, 
tum quae in missae eelebratione, sacramentoram administratione et quo- 
rundam aliorum sui rauneris officiorum exeeutione usui esse possunt. Co* 
loniae 1862. Sumptibns et typis Joamtis Petri Bacbemi. XIV et 782 pagg. 
hi 16. (Preis elegant broschirt 1 Thlr. lOSgr., gebunden in schwart Leder 
mH Goldschnitt 1 Tblr. 22V« Sgr.). 

Unter der grossen Zahl ähnlicher Werke, von denen ein Tbeil übrigens 
auch sehr veraltet ist, zeiebnet sich das vorliegende dadurch aus, dass es weder 
ein blosses Gebetbuch für den Priester, noch auch eine blosse Anweisung für die 
seeisorgerliche Praxis, sondern in beiden Richtungen zugleich eine sorgfältige 
Auswahl von Unterweisungen in allem dem katholischen Geistlichen zur Ausübung 
seines Berufes zu wissen Notwendigen enthält. Vielleicht hätte der Eine oder 
Andere noeh dieses oder jenes, z. B. noch mehr aus dem Eherecbte, aufgenom¬ 
men gewünscht. Aber für alles Wichtigere und häufiger Vorkommende reicht das 
Manuale vollkommen aus und es ist auch überhaupt sein liturgischer und pasto* 
reller Theil reichhaltiger, als irgend ein anderes derartiges Werk. Obendrein hat 
man hier das Ganze in einem bequem ln der Tasche zu tragenden, eng, aber gut 
und deutücb auf schönem Papier gedruckten Bändchen beisammen. 

Wir heben hier namentlich hervor, die ebenso einfach und bündig, wie 
gründlich gefassten, sich überall auf die Entscheidungen der päpstlichen Congre- 
gationen, namentlich der Congr. Hituum, stützenden, oder aus dem Rituale Ro- 
manum oder den bewährtesten kirchlichen Autoren entlehnten Belehrungen de 
caerimoniis missae privatae (p. 225—236.),' de parlibus moMlibus Missae ofBelo 
conformis (p. 236—243.), de missis votivis, de solemnibus, de privatis, de missa 
pro sponso et sponsa, de missis deftmctorum (p. 243—255 ), de conformitate 
Missae cum officio ecclesiae, in qua celebratur (p 308—310.); unter den Unter¬ 
weisungen und Formularen de sacramentorum administratione insbesondere den 
ausführlichen Unterricht de sacramento poenitentiae (p. 374—457.), wobei attch 
ein vollständiges Verzeichniss aller päpstlichen und bischöflichen Reservatfälle ge¬ 
geben wird, und de sacramento matrimonii (p. 451—583.), wobei die praktischen 
Fragen über häufiger vorkommende Ebebiudernisse und in Betreff der Assistenz¬ 
leistung bei der Eheschliessung, und das Verhalten in Dispenssachen vollständig 
abgebandelt werden. Endlich enthält das Manuale ausser den gewöhnlichen Be¬ 
nedictionen auch noch einen Anhang von zahlreichen präcisen Formularen zu 
Eingaben, Dispens- und Fakultätsgesuchen. 

Ein dem Buche vorgedruckter, nach Materien geordneter Catalogus von 
Werken, die der Verfasser benutzte, wäre übersichtlicher alphabetisch geordnet; 
aber da die vorzüglich benutzten Werke auch an den betreffenden Stellen noch¬ 
mals verzeichnet, und die in jenem Verzeichniss enthaltenen zum Theil von sehr 
verschiedenem Werthe sind und manche Hauptwerke darunter fehlen, so hätte 
der ganze Catalogus auch fortbleiben können. 
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Ueber eine vor Kurzem veröffentlichte Decretalc . 

Eugens III., 

von Professor Dr. H. Hüffer zu Bonn. 

Herr .Dr. Kinschius veröffentlicht in der Dove’schen Zeitschrift für Kirchen* 
recht. Bd. II. Heft II. S. 219 ff. eine interessante von Prof. Jaffö in Wien ent¬ 
deckte Urkunde Eugens III. (1145—5g), in welcher der Papst die Ehe eines Wil¬ 
helm Ttaversaria wegen des Hindernisses der Affinitas secundi generis für ungültig 
erklärt und zur' Unterstützung dieser Erklärung mehrere Aussprüche älterer De* 
cretalen anführt. Hinschiu? glaubt darin die ersten Spuren einer Benutzung des 
gratianischen Dekrets an der römischen Curie zu erkennen, ein Umstand. nicht 
ohne Wichtigkeit fpr die Bestimmung des Zeitpunktes, wann dasDecret veröffent¬ 
licht worden sei. — Der Gedanke aus den Cätaten päpstlicher Urkunden auf die 
Anwendung und Verbreitung der uns überlieferten, kirchenrechtiichen Sammlungen 
zu schlossen, ist gewiss ein recht glücklicher und könnte, häufiger zur Ausführ¬ 
ung gebracht, noch interessante Ergebnisse vermitteln. Das aus dieser Urkunde 
von Hinschijus hergeleitete Resultat ist jedoch nicht hinreichend begründet. Die 
Beweisführung beruht durchaus auf der Annahme, dass die Citate der Urkunde 
in ,keiner der vermittelnden Sammlungen sich finden, sondern ausschliesslich im 
Gratianischen Decret, Dies wird mit vollkommener Zuversicht aus dem bekannten 
Tbeioerschen Verzeichniss über die Quellen Gralians und den Nachweisungen der 
römischen Correkloren und Richters zu den Capitein des Decrets hergeleitet. Aber 
jene, Nachweisungen, so verdienstlich und unentbehrlich sie sind, bleiben doch 
ganz unzureichend zum Beweise des Nichtvorbandenseins einer einzelnen Stelle 
in einer oder gar in allen vorgratianischen Sammlungen. Alle (3 oder 4) Citate 
der Urkunde finden sich genau übereinstimmend bei Anselm von Lucca und im 
Polykarpus und sind höchst wahrscheinlich diesen Sammlungen entnommen, ganz 
gewiss nicht, nach zahlreichen Veränderungen, dem Decret. Die Buchstaben iqa. 
G,, welche Uinschius als magister Gratianus erklären möchte, bedeuten in Wahr¬ 
heit; Maurilio Gregorius, oder, was mir eben so wahrscheinlich aber ohne, Ansicht 

i’ 

des Originäls nicht bestimmt nachweisbar ist, sie sind verschrieben für ua. G. 
(una. Igitur). Denn gerade diese beiden Worte fehlen den Citaten, zwischen 
denen sie sich befinden, um genau mit Anselm lib. XI. c. 93. übereinzustimmen: 
— Ich habe mich über diese Urkunde und einige damit zusammenhängende Fra¬ 
gen ausführlicher ausgesprochen in einer kleinen Samrfilung von »Beiträgen 
zur Geschichte der Quellen des Kirchenrechts,« die sich eben unter 
der Presse befindet; denn die sorgfältige, in mancher Beziehung dankenswerthe 
Abhandlung von Hinschius gibt ein recht auffallendes Beispiel, wie wenig Alles, 
was bisher über die vorgratianischen Quellen gedruckt wurde, ausreicht, um eine 
tiefer gehende Combination dieser Art zu begründen. 

In derselben Schrift werde ich auch über den in diesen Biätterrt schon 
erwähnten über sententiarum Magistri A. nähere Auskunft geben. Die Benutzung 
von Seiten Gratiane glaube ich erweisen, für die Autorschaft des Algerus von 
Lüttich wenigstens nicht unerhebliche Gründe anführen zu können. 

- » »» -» tm ««-«- 


Die Rechtsverhältnisse der verschiedenen Riten innerhalb der 

katholischen Kirche, 

von Prof. Dr. Hergenrötber in Würzburg. 

(Schluss, rgl. Archiv Bd. VH. S. 169—800, 337-363. Bd. Vitt. S. 74-97.) 

IV. Di% Sakramente, Sakramentalien und andere kirch¬ 
liche Gebräuche bei den Orientalen. 

Die sieben Sakramente der abendländischen Kirche haben die 
orientalischen Häretiker und Schismatiker vollständig anerkannt*), ob¬ 
schon hei einseinen derselben, s. B. bei den Nestorianern, nicht imm er 
dieselben genannt werden und viele Corruptionen sich in die Lehre 
und Praxis eingeschlichen haben 1 2 3 ). Es ist nicht zu verwundern, dass 
ihre Ausdrucksweise oft sehr ungenau und unbestinHnt erscheint; ha¬ 
ben doch auch abendländische Theologen vor dem dreizehnten Jahr¬ 
hundert, den Begriff des sacramentum sehr weit gefasst und Sakra* 
mente und Sakramentalien konfundirt 3 ). Immer aber haben sich die 
zur katholischen Einheit zurückkehrenden Orientalen sehr leicht in 
die Lehre von den sieben Sakramenten gefunden, deren ausdrückliches 
Bekenntnis« in den bekannten Erlassen Eugen’s IV. ausdrücklich vor- 
. geschrieben und in den Formularen Gregor'« X1H. und Urban’s VIII. 
bestimmt enthalten ist. Wir haben es hier zunächst nur mit den 
Bestimmungen und kirchlichen Entscheidungen über die einzelnen 
Sakramente bei den katholischen Orientalen zu thun. 

1. Die Taufe wird bei den Orientalen mit mehreren, durch¬ 
aus unwesentlichen Abweichungen von der Praxis der lateinischen 
Kirche ertheilt. Die meisten derselben sind sehr alt und können in 
keiner Weise angefochten werden. Die Griechen weihen für jede 
einzelne Taufe das Taufwasser besonders 4 ), während dieses bei den 
Lateinern am Charsamstag und Pfingstsamstag benedicirt und im Tauf- 


1) Vgl. in Bezug auf die Griechen die Orthodoxa oonfessio P. I. q. 98. Synod. 
Hiero«. 1672 cap. 15. L. AUatiu» de cons. L. III. c. 8. 11. Hard. Conc. XI. p. 185.247. 

2) Ausführlich handelt von diesen Verirrungen Dr. Denzinger, Kritik der Vor¬ 
lesungen des Dr. TMersch. Würzburg 1847. tt. 8. 67—97. 

3) So z. B. Hugo von St. Viktor in der Schrift de sacramentis. 

4) Eucholog. graec. ed. Goar. Paris. 1647 p. 352—354. 
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becken aufbewahrt wird. Es ist Ersteren die Beibehaltung ihres 
Brauches vollkommen gestattet und auch in Italien können sie nicht 
gezwungen werden, das vom lateinischen Pfarrer benedicirte Tauf¬ 
wasser zu gebrauchen 1 2 ). Wenn in derselben Kirche Kinder von bei¬ 
den Riten getauft werden, so kann der griechische Pfarrer mit dem 
von ihm graeco more geweihten Taufwasser auch Lateiner taufen; 
doch soll der Ordinarius dafür sorgen, dass sich von Lateinern ge¬ 
weihtes Taufwasser vorfinde, welches lateinische Priester bei jeder 
Taufe der Angehörigen ihres Ritus (den Nothfall ausgenommen) an¬ 
zuwenden haben 3 ). Es ist ohne Bedeutung, ob mit kaltem oder 
warmem Wasser (wie bei den Griechen) getauft wird 3 ). Die Salbung 
der Brust, des Rückens, der Ohren, FUsse und Hände des Täuflings 
ist da, wo sie herkömmlich und im Rituale vorgeschrieben ist, eben¬ 
sowenig zu hindern, als der bei den östlichen Griechen verkommende 
Brauch, den ganzen Leib des Täuflings zu salben 4 ). Die Ceremo- 
nien der Taufe können von dem taufenden Geistlichen nicht eigen¬ 
mächtig umgestaltet oder weggelassen werden 5 ). Es ist insbesondere 
die dreimalige Immersion, die einst auch un Abendlande herrschte,' 
da wo dieselbe in Geltung ist, strenge einzuhalten 6 ), ebenso die bei 
den Griechen allgemein übliche passivische Form (Baptizatur servus 
Dei in nomine etc.) 7 ); . auch in Italien dürfen lateinische Ordinarien 
diese griechischen Riten nicht anfechten 8 ). Die Beisetzung des Amen 
nach der Nennung jeder einzelnen der drei göttlichen Personen macht 
zwar die Taufe nicht ungültig 9 ), ist aber abzustellen 10 ); 

Im Jahre 1630 ward in Rom über die Taufformel der Chal¬ 
däer verhandelt. Der Akt des Taufens wurde bei denselben mit 
einem Verbum im Präteritum ausgedrückt (Eemad beim männlichen, 
eemadat beim weiblichen Geschlecht), was Zweifel an der Gültigkeit 
der Spendung erregte. Nach fünf Sitzungen wurden darüber sechs 
Regeln aufgestellt, in denen unter gewissen Voraussetzungen die Gül- 


1) PA. a Carboneano, Append. ad traet. de baptismo g. l. p. 99. Im Auszage 
gibt dasselbe auch der Minorit Bonaventura Staidel in seinem Compendium theoL 
moral, univ. P. Antoine. Augustae Yindel. 1779 t. 11. p. 211. 

2) Bened. XIV . Const. Etsi pastoralis §. 2. n. 6. 

3) ib. §. 2. n. 5. PA. a Carboneano L c. p. 99. 100. Staidel 1. c. 

4) Bened . Const. cit §. 2. n. 3. 4. 

5) C. a Breno Manuale Missionar. Orient. 1. c. c. 2. q. 14. p. 203 seq.; q. 17* 
p. 207 seq. 

6) PA. a Carboneano 1. c. p. 100. 101. Staidel 1. c. p. 211—213. 

7) Qoar Euchol. p. 355. 

8) Bened. XIV. Const. cit. §. 2. n. 2. p. 76. 

9) Decr. Congr. S. Offic. 10. März 1590. 

10) PA. a Carboneano 1. c. §. 2. p. 102. B. Staidel 1. c. p. 214. 

Ji 



Die forma baptismi bei den Chaldäern. 163 

tigkeit der unter dieser Form ertheilten Taufe ausgesprochen, aber 
doch zur Vermeidung von Zweideutigkeiten und Irrthümern die Er* 
mahnung an die Chaldäer beschlossen ward, bei der Taufe sich des 
Präsens im Indicativ oder doch des Imperativs zu bedienen und falls 
ein gleichmässig auf die Vergangenheit und die Gegenwart gehendes 
Wort (wie bei den Orientalen und den semitischen Sprachen gewöhn¬ 
lich) gebraucht werde, dieses in der Bedeutung des Präsens zu nehmen 1 ). 
Die neueren Chaldäer änderten in der That die forma baptismi ab 
und bedienten sich entweder der dem lateinischen Ritus entsprechen¬ 
den Formel (Ego te baptizo, serve Christi N., in nomine etc.), wie 
in den Ritualbtichem des Patriarchen Joseph I., oder ahmten die 
syrische und griechische Formel nach (Baptizatur N. in nomine) 3 ). 
Unter demselben Pontificate Urban’s VBL, drei Jahre nach jener 
Erörterung (Sept. 1633) hatte man die bei den Armeniern üblichen 
Formeln 3 ) als gültig anerkannt. Jedoch musste hier dagegen einge- 
schritten werden, dass eine Rubrik die dreimalige Wiederholung der 


1) Die Kegeln sind folgende: L Baptismus collatus per yerbum praeteriti tem- 
poris ad significandam actionem praeteritam, et non eam, quae per ministruiq exer- 
cetur tune quando baptizat, etiam cum invooatione SS. Trinitatis et aquae naturaüs 
ablutione, immersione yel aspersione non est verns baptismus. II. Esset tarnen verna 
baptismus collatus per verbtun indifferens ad praeteritum indkativi et praesens im- 
perativi, si baptizans uteretur illo pro praesenti imperativi, si cetera adsint recta.. • 
III. Idem dicendum, quando minister Utens verbo indifferent!, ut supra, nihil eogitans 
de praeterito vel de praesenti, virtualem autem intentionem haberet utendi illo verbo 
meliori modo, quo potest, etiamsi crederet, vocem significantem vel exprimentem ac¬ 
tum, qui per ministrum exeroetur, esse praeteriti temporis, retenta tarnen intentione 
faciendi, quod Christus instituit vel observat Ecclesia christianusve populus, et non 
alligandi formae eignificationem suae privatae credulitati. IV. Si baptizans uteretur 
verbo praeteriti temporis ad significandum actum, qui per ipsum ministrum exeroetur, 
quando baptizAt, ceteraque requisita adessent, esset baptismus, siapud nationem illam 
vel clerum esset usus accipiendi vooem illam praeteriti ad significandum actionem 
illam praesentem. V. Est etiam verus baptismus, si quis ex ignorantia linguae in- 
fringendo verba abpque animo introducendi errorem aut haeresim proferat vocem prae¬ 
teriti pro praesenti, si tanta sit inter vocem praeteriti et praesentis simiütudo, ut fa- 
cilis sit lapsus ab una voce ad aliam, prudentesque viri judicent communiter bapti- 
zantem vocem praeteriti pro praesenti corrupte prolatam supposuisse, et prolata voce 
ooncipiant actionem praesentem sufficienter significari. VI. Ad tollendam tarnen in 
hujus tarn neoessarii Sacramenti forma omnem ambiguitatem vel erroris occasionem ad- 
moneantur in posterum Chaldaei, dum baptizant, uti verbo praesentis indicativi aut 
saltem imperativi; vel si velint uti verbo indifferent! ad praeteritum et praesens, ae- 
cipiant illud in signifioatione praesentis. 

2) Amman. Bibi. Orient, t. III. P. n. p. 251. PA. a Carboneano 1. c. §. 2. 
p. 102. 103. Staidd 1. e. p, 215-217. 

3) Bei Galanuz: Servus Christi sponte veniens ad baptismum baptizatur nunc 
per me in nomine etc. Bei Verricettui: N. servum Jesn Christi, qui a sua infantia 
venit sponte ad baptismum, baptizat nunc manns mea in nomine etc. Oder: baptizat 
nunc manu» mea in nomine Patris, baptizet nunc manus mea in nomine Filii, baptizet 
nunc manus mea in nomine Spiritus sanctL 
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forma baptismalis vorschrieb 1 ), was eine Iteration der Taufe invol- 
virte 2 ). Die Worte sponte veniens, die zu insinuiren scheinen, die 
Intention des Täuflings sei ausdrücklich gefordert, und das baptizet 
nunc manus mea, das nicht den Worten Christi gemäss ist, wurden 
vielfach getadelt 3 ). Ueber die Taufe der Iberier in Mingrelien, bei 
denen das Aussprechen der Form der Zeit nach von der Application 
der Materie getrennt und die Einheit des Spenders nicht gewahrt war, 
wurde, weil nicht in allen Fällen die Abnormitäten vorkamen, der 
Beschluss gefasst, die Taufen seien sub conditione zu wiederholen 4 5 ). 

Das Verschieben der Kindertaufe bei vielen Orientalen^), die 
Auslassung der Exorcismen bei der Kindertaufe, wie sie unter den 
Syrern und Chaldäern vorkam 6 7 ), die Tauft von Erwachsenen ohne 
hinreichenden Unterricht 2 ) mussten mehrfach gerügt werden. Auch 
sonst kamen namentlich bezüglich der Unktionen bei der Taufe, Miss* 
bräuche und Superstitionen vor 8 ). Nach Benedict XIV. dürfen die 
griechischen Priester in Italien die Getauften nicht mit dem Chrisma 
salben (wie es im Orient erlaubterweise geschieht) und es sind dess* 
halb die hierauf bezüglichen Worte des Euchologiums 9 10 ) völlig weg¬ 
zulassen 16 ). Denn damit wird bei den Griechen des Morgenlandes 
die Firmung ertheilt, welche unmittelbar mit und nach der Taufe ge¬ 
spendet wurde; während aber den griechischen Priestern im Orient, 
wenigstens ex tacita concessione seu delegatione Sedis Apostolicae 
die Spendung der Firmung erlaubt war 11 * ), konnte das nicht bei den 

1) Haec ter dicens immergat eum etc. 

2) Ph. a Carboneano §. 1. p. 101. 

3) Ph. a Carboneano §. 2. p. 102. Staidel p. 214. 215. 

4) Verricdl. q. 9. de baptismo tit. 4. sect 1. Ph. a Carboneano 1. c. p. 103. 
Staidel p. 217. 

5) Auch die Maroniten hatten früher die Taufe der Kinder bis zum 40. Tage 
verschoben, worüber unter Anderem auch Leo X. den Patriarchen belehrte. ( Raynald 
ad a. 1514 n. 87 seq. a. 1516 n. 5.) Auch bei den Syrern und Aethiopiern kam da« 
häufig vor (Ph. a Carboneano de sacr. ritibus c. 9. §. 3. p. 68. de bapt. §. 3. p. 104.) 
Nicht weniger bei den Griechen, wie schon aus Greg. Naz. Orat XL. de baptismo 
und Chrys. hom. I. in Acta c. 7. hervorgeht. Viele verschoben auch die Taufe, so 
lange kein Priester zu haben war, weil sie dieselbe nur durch die Priester gültig er¬ 
theilt glaubten. Ph. a Carboneano 1. c. p. 103. 104. Staidel p. 218. 

6) Ph. a Carboneano de sacr. rit. p. 68 de bapt. p. 105. 

7) Ph. a Carboneano de bapt p. 104. 

8) ib. §. 4. p. 105. 

9) Goar 1. c. p. 356. Die Worte sind: Et oratione hac terminata baptisatum 
sancto unguento ungit, Crucis signum faciens in fronte, et in oculis et in naribus et 
in utraque aure, et in pedibus, dicens: Signaculum Spiritus sancti. Amen. Deinde 
cum suseeptore et puero in cireuli modum procedit saeerdos. Vgl. die Noten daselbst 
p. 366—370. 

10) Bened. XIV. Const Etsi pastoraüs §. 2. n. 1.; cenf. §. 3. n. 1. p. 77. 

11) Bened. XIV. de Syn. dioeces. I». VII. c. 9. n. 1 seq. Die Worte in cap. 4. 

4 - \ 
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griechisch-unirten Priestern Italiens der Fall sein, die zum römischen 
Patriarchate gehörten, in 4 em der Bischof allein ordentlicher Minister 
dieses Sakramentes ist 1 ), gleichwie auch unter Nicolaus I. die von 
griechischen Priestern in dem de jure zum abendländischen Patriarchate 
gehörigen Bulgarien ertheilte Confirmation nicht als gültig betrachtet 
ward 2 ) und wie Innocenz IV. in dem Schreiben an den Cardinal Otto 
von Tuskulum 3 ), die auf der (damals von lateinischen Bischöfen 
kirchlich regierten) Insel Cypern von griechischen Priestern ertheilte 
Firmung verwarf 4 ). Bei den Buthenen wurde dagegen die Firmung 
durch blose Priester jure extraordinario et ex Apostolicae Sedis di- 
spensntione festgehalten, während die maronitische Synode von 1736 
hierin völlig dem römischen Brauche sich anschloss 5 ). Die Gewohn¬ 
heit, neugetauften Kindern zugleich die Sakramente der Eucharistie 
und der Confirmation zu reichen, war. unter den Orientalen sehr ver¬ 
breitet; viele Missionäre duldeten sie, wo sie ohne grosse Schwierig¬ 
keiten und Aergemisse nicht zu beseitigen war 6 ). Taufe und Firmung 
verbanden insbesondere auch die Kopten mit einander 7 ), die dess- 
halb sogar die ritu latino ertheilte Taufe verachteten, weil ihr das 
„Siegel des heiligen Geistes“ abging. Benedict XIV. wollte die ka¬ 
tholischen Kopten genau darüber belehrt wissen, dass es sich um 
zwei verschiedene Sakramente handle, und erklärte, es könne wohl 
lateinischen Priestern die Spendung der Firmung delegirt werden, nur 
sei vorher zu erforschen, ob alle Umstände vorhanden seien, die eine 
solche, bei den Schismatikern leicht missdeutbare Concession noth- 
wendig und räthlich machten 8 ). Später entschied er, es sei dem 
Präfekten der apostolischen Missionen in Aegypten die Fakultät zu 
ertheilen, die Firmung mit dem vom Bischöfe geweihten Chrisma, 
nöthigenfalls (in Ermangelung des neuen) auch mit dem alten, den 
über sieben Jahre alten Kindern zu spenden 9 ). Was die auch in der 

de consuet. I. 4. stehen nicht entgegen, da hier nur von lateinischen Priestern in 
Constantinopel die Bede ist, wie der Text Innocenz 111. zeigt. Baluz. Epist. Innoc. III. 
t* I. p. 480. Bened. 1. c. n. 8. 

1) Bened. XIV. Instruct. pro Cophtis 4. Mai 1745 Const. 129. §. 4. (Bull. t. I. 
p. 229. ed. Venet) 

2) Phot, encycl. ep. 2. n. 7. cf. Bened. de Syn. dioec. 1. c. n. 3. 

3) Hard. Conoil. t VII. p. 364. 

4) Morin. Dissert. II. de Sacr. Corfirm. c. 22. Van Espen Jur. eccl. univ. P. 
II. tit 3. c. 2. n. 4. Bened. 1. c. 

5) Bened. 1. c. n. 5. 6. 

6) Manuale Missionar. Orient 1. c. c. 2. q. 15, a. 204. 205. 

7) Thomas a Jesu de convers. gent L. VH. c. 7. 

8) Bened. XIV. Instr. pro Cophtis d. d. 4. Mai 1745 (Bull. Bened. t. L p. 
228 seq.) 

9) Bened. Const. 30. d. d. 19. Juni 1750 (Bull. Bened. t £Q, p. 129 seq.) 
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älteren lateinischen Kirche 1 ) übliche Spendung der Eucharistie an 
neugetauite Kinder betrifft, so ist sie den in Italien angesiedelten Al¬ 
banesen 3 ), wie auch den Ruthenen und Maroniten 3 ) entschieden 
verboten. 

2. Dem bereits Erörterten gemäss bestimmt Benediet XIV. in 
Betreff der Firmung för die Italograeci Folgendes 4 ): 1) Die latei¬ 
nischen Bischöfe sollen ihre von griechischen Priestern getauften 
Diöcesanen firmen, und zwar absolute; 2) diejenigen aber conditionate, 
von denen man mit Grund zweifeln kann, ob sie von griechischen, 
den Taufritus nach ihrem Euchologium vornehmenden Bischöfen 
getaüft wurden. 3) Hat ein lateinischer Bischof kraft päpstlicher 
Dispensation Jemanden ordinirt, der in Italien und den dazu gehörigen 
Inseln von einem griechischen Priester getauft ward und von dem 
nicht zu erweisen ist, dass er von einem griechischen oder lateinischen 
Bischof die Firmung erhalten hat, so muss derselbe erst, und zwar 
absolute, gefirmt werden, dagegen conditionate, wenn gezweifelt wird, 
ob ihn ein griechischer Bischof getauft hat. 4) Obschon die von einem 
einfachen Priester Gefirmten nicht zu zwingen sind, sich von einem 
Bischöfe firmen zu lassen, da dieses Sakrament nicht absolut zum 
Heile erforderlich ist, so hat doch der Ordinarius zu mahnen, dass 
die Vernachlässigung der Gelegenheit es zu empfangen schwere Sünde 
ist. 5) Wo ein griechisch-katholischer Bischof zu finden ist, da sollen 
die lateinischen Ordinarien dafür sorgen, dass von ihm ihren griechi¬ 
schen Diöcesanen die Firmung ertheilt werde, um die Vermischung 
der Riten ferne zu halten. 6) In jedem Falle ist das Chrisma, dessen 
sich die griechischen Priester bedienen, vom Bischöfe zu nehmen, der 
es allein weihen kann; die Priester der Italogräei dürfen es nur vom 
lateinischen Ordinarius nehmen (nicht so die anderen Oele, die sie 
selbst weihen können); niemals dürfen sie es von schismatiscben Bi¬ 
schöfen annehmen. Für die griechischen Melchiten ist ge¬ 
stattet, dass der lateinische Guardian vom heiligen Lande (a fortiori 
der nun in Jerusalem residirende lateinische Patriarch), da wo kein 
griechisch-katholischer Bischof sich befindet, denen, die ein einfacher 
Priester getauft und gefirmt, auf ihr Verlangen sub conditione die 
Firmung ertheile; wo ein solcher griechischer Bischof residirt, soll 
der Guardian nur mit dessen Zustimmung firmen 3 ). 

1) Bencd. de Syn. dioec. L. VU. e. 12. n. 1. 

2) Bencd. Coüst. Etsi pastoralis §. 2. tt. 7. 

3) Bencd. Const. Allatae 26. Juli 1765. §§. 24. 25. p. 128. 129. Ph. a Carbo - 
nemo de bapt §. 4. p. 105. 106. 

4) Const. Etsi pastoralis §. 3. n. 1—6.; §. 4. n. 1—3. p. 77. 

6)<kmvt Demandatam §. 14. p. 131. 
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Was die Bereitung des Chrisma angeht, so mischten viele Orien¬ 
talen dem Balsam and Olivenöl noch andere Substanzen, auch Wein 
bei; so die Griechen, Armenier 1 2 ), Maroniten 3 ). Es ist das nicht 
absolut verboten; nur ist, wie die Synode von Zamoisk für die Ru- 
thenen sagt, Acht zu geben, dass der Hauptbestandteil Balsam und 
Olivenöl sei 3 ). Wie schon Innocenz IV. aussprach 4 5 ), darf jeder 
griechische Bischof das Chrisma weihen; doch ist der Brauch ge¬ 
duldet, dass der Patriarch zugleich mit den ihn umgebenden Bischöfen 
die Weihe vornimmt 3 ). Die Form der Griechen und anderer Orien¬ 
talen: Signaculum doni Spiritus sancti Amen, die im armenischen 
Rituale nur erweitert erscheint, ist als gültig anerkannt; auch ist die 
Salbung anderer Körperteile ausser der Stirne, Augen, Nase, Mund, 
wie bei den Armeniern, gestattet 6 7 ). Bei den Maroniten darf (wie bei 
den Lateinern) seit 1736 nur der Bischof die Firmung erteilen und 
diese ist von der Taufe, falls nicht diese der Bischof vornimmt, 
getrennt 3 ). 

3. Das Busssakrament wird in der orientalischen Kirche im 
Wesentlichen auf dieselbe Weise administrirt wie in der lateinischen 8 ). 
Die deprecative Form im Gegensatz zu der mindestens seit dem zwölften 
Jahrhundert allein bei den Lateinern herrschenden indicativen 9 ) ist 
wenigstens da als gültig anerkannt, wo noch die Handlung des absol- 
virenden Priesters hinlänglich ausgedrückt ist, wie in den Worten: 
Gott (die Gnade des heiligen Geistes, Christus) spreche durch meine 
Niedrigkeit (durch mich, den unwürdigen Diener) dich los und befreie 
dich von deinen Sünden u. s. f. 10 ), übrigens haben die Griechen 
mehrere Gebete, in denen deprecative und indicative Formeln zugleich 

1) Ph. a Carboneano Append. de confirm. §. 1. p. 109. Staidel L c. p. 229. 

2) Wenigstens vor Leo X. Raynald 1. c. 

3) Ph . a Carboneauo 1. c. Bened . XIV. Conab Ex qno primum §§. 44—59* 
Bull. t. IV. p. 167-171. 

4) Ep. ad Tuscul. Ep. cit. 

5) cf. Bened. XIV. Delle feste dä Geaü Cristo t. L c. 6. §. 7. p. 273. 274. ed. 

Padova 1747. 4 

6) Ph. a Carboneano 1. c. §. 2. p. 110 seq. Staidel p. 231 seq. cf. Areud. de 
Concordia L. II. c. 7. 

7) Mehrere hierher gehörige Fragen behandelt noch C. Fr. a Breno Manuale 
t. H. Llb. H. c. 3. q. 8-10. p. 236-241. 

8) Ph. a Carboneano Append. de poenit. §. 1. p. 240. 241. Staidel p. 443. 

9) Morinm (L. VIII. de Poenit. c. 12.) Juenin (de Sacr. diss. VI. q. 7. c. 2. 
a. 1.) und viele Andere nehmen an, dass die eigentliche Form der Griechen nur die 
deprecative war; dagegen sprach sich Edmund Simonetus aus (de forma Sacram. 
poenit. in Thesaur. theol. XE. Opusc* tX. p. 535 seq.) Doch scheint Ersteres besser 
begründet Vgl. Devoti Inst. jur. can. L. n. tit 2. sect. 4. §. 81. nota 3. 

10) Congr. S. Offic. 1613 (Pignatelli t. V. Covault 62.) C. Fr. a Breno 1. o. c. 2. 
q. 2. p. 278. 
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Vorkommen 1 ). So sehr die indicative Form empfohlen ward, wie sie 
denn nach und nach die meisten Ruthenen 3 ), die Maroniten und Ar¬ 
menier annahmen 3 ), so findet sich doch kein absolutes Verbot der 
forma deprecativa. Benedict XIV. 4 ) bemerkt bezüglich der Italograeci, 
dass wenn — wie im Nothfalle geschieht — griechische Priester Latei¬ 
ner absolviren, sie sich der von Eugen IV. festgesetzten Absolutions¬ 
form bedienen sollen, an welche sie die deprecative anfügen dürfen, 
die sie sonst ausschliesslich als Form gebrauchen (quam pro forma 
hujusmodi absolutionis dicere tantum consueverunt). Der Gebrauch 
einiger Armenier, die Absolutionsworte: Deus remittit peccata tua bei 
jeder einzelnen, vom Pönitenten bekannten Sünde vorzubringen, wird 
mit Recht von den Theologen getadelt 5 ). 

Während in casu necessitatis jeder Priester ohne Unterschied 
des Ritus gültig absolviren kann, dürfen auch ausserdem die lateini¬ 
schen Missionäre' im Orient Katholiken aller Riten, die ihnen beichten 
wollen, absolviren 6 ), jedoch nicht von den Reservatfällen der Patri¬ 
archen und Bischöfe, wenn sie von ihnen nicht die Fakultät erlangt 7 ). 
In Italien kann der lateinische Ordinarius den als hinlänglich taug¬ 
lich befundenen griechischen Priestern die Vollmacht ertheilen, auch 
extra casum necessitatis Lateiner zu absolviren 8 ) und das von Eini¬ 
gen 9 ) aufgestellte Axiom, Niemand dürfe da, Wo sich Geistliche seines 
Ritus finden, bei Priestern eines anderen beichten, ist sicher un- 


1) Goar Euchol. p. 673 seq. So steht neben den Worten: *0 ÖSOC . . . &<$0L- 

Vtoat oou va *• t. X. auch: lym öl ooi naoac; 

tdc ^pap-cCotC aoo stc TO 0 VOJta X. T. X. Auch die Formel: *0 fisö? 

OOI öl* IfJtOÜ und die ausdrückliche Erwähnung der von Christus 

verliehenen Schlüsselgewalt bestimmen den Sinn der Gebete näher. 

2) Ph. a Carboneano 1. c. §. 2. p. 242. Staidel p. 445. Nach Arcud. L. IV. 

’c. 3. sagten die ruthenischen Priester früher: Divio» gratia sancti Spiritus per me 

peccatorem et minimum servum suum habet condonata quaecumque peccasti, und im 
Jtituale des Metropoliten von Kiew hiess es: Ego qüoque Pater tuus spiritualis pote- 
state tnihi a Deö et a supyioribus meis concessa te absolvo ab omnibus peccatis tuis. 

3) Ph. a Carboneano 1. c. p. 242. 243. 

4) Bened. XIV. Const. Etsi pastoralis §. 5. n. 5. p. 77. nach der Constitution 
von Clemens VHI. 

5) Qalanns bei Ph. a Carboneano 1. c. p. 243. Staidel p. 446. 

6) Decr. Congr. de Prop. F. 5. Dec. 1645 wird beschlossen moneri Patriarcham 
Maronitarum, eum non potuisse nec debuisse in praejudicium jurisdictionis Aposto- 
Heae Sedis ferre excommunicationem in Maronitas, qui sacrameAta recipere voluerunt 
a Missionariis qjusdem S. Sedis; et propterea teneri eam revocare, et de causis, ob 
quas Maronitae non debeant a Missionariis recipere Sacramenta, S. Congregationem 
edocere, quae, si opus fuerit, indemnitati presbyterorum providebit. 

7) Ph. a Carboneano 1. c. §. 3. p. 245. Staidel p. 447. 448. 

8) Bened. XIV. Const. eit §. 5. n. 6. 

9) C. Fr. a Breno t II. L. I£L c. 2. q. 20. p. 298. 
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richtig 1 ). Wo in einer Diöcese sich Gläubige verschiedener Riten 
finden, können sie erlaubterweise bei den vom Bischof für den Beicht¬ 
stuhl approbirten Priestern die Beichte verrichten, auch wenn diese 
einem anderen Kitus angehören, wenn nur ihre Jurisdiction nicht 
quoad personas restringirt ist. In Born können alle Orientalen la¬ 
teinischen Priestern beichten; maronitische Priester können die Orien¬ 
talen jeder orientalischen Nation und jedes Ritus absolviren 2 3 ), auch 
bei den Ruthenen ward den Bischöfen untersagt, ihren Diöcesanen die 
Ablegung der Beichte vor Priestern des anderen Ritus au verbieten 9 ). 
Da in allen diesen Fällen dieselbe forma sacramenti, die indicative 
der Lateiner, gebraucht wird, und alles Wesentliche gleich ist, so be¬ 
steht hierin keine Ritusverschiedenheit und die Kirche begünstigt darin 
die Freiheit der Pönitenten. Wo aber der Bischof die Jurisdiction 
der Beichtväter auf die Angehörigen ihres Ritus beschränkt hat, da 
entbehren diese natürlich auch der Fakultät, Gläubige eines anderen 
zu absolviren 4 ). Da wo der Beichtvater die Sprache des Pönitenten 
nicht versteht, ist die Beichte durch Dolmetscher nur ein Rath, aber 
keine Pflicht; oft können deutliche Zeichen sie genügend ersetzen 5 ). 
In einigen Gegenden des Orients sind noch die alten Pönitentialcano- 
nes in Kraft; wo das der Fall, da sind die unter diesen Gesetzen 
stehenden Beichtväter an sie gebunden; wo sie nicht mehr im Ge¬ 
brauch sind, können sie nach ihrem Ermessen die Satisfaetion be¬ 
stimmen. Die auferlegten Bussen sind meist Ausschluss von der Eu¬ 
charistie auf bestimmte Zeit, Abstinenz von gewissen Speisen und 
Fasten, Recitation bestimmter Gebete und andere gute Werke 6 ). Die 
Pflicht der österlichen Beichte, die Nothwendigkeit der bischöflichen 
Approbation und die Requisite für den Beichtvater sind wie in der 


1) Ph. a Carboneano L c. Resp. 3. 

2) Die Congr egation des heiligen Officiums entschied die Frage: An sacerdotes 
Maronitae approbati ab eorum Ordinariis ad audiendas Confessiones possint indiffe¬ 
renter audire Confessiones omninm personarum cujuscumque^nationis et ritns orientalis, 
quae reperiuntur in illis partibus? — am 5. Dec. 1715 dahin; Maronitas non esse in- 
quietandos. 

3) Congr. de Prop. Fide 1630: non debere latinos Episcopos prohibere sub- 
ditos suos, ne Confessiones faciant cum sacerdotibus Ruthenis nnitis ab Ordinariis lo- 
corum approbatis, nec e contra Episcopos Ruthenos unitos subditos suos simili pro- 
hibitione ltgare, ne confessores latinos approbatos ad expianda peccata sua adeant; 
nam cum Rutheni uniti sint vere Catholici, ubi ritns diversitas non repngnat , discor- 
dias et dissidia inter eos excitantes vel nntrientes diversitates introducere inconveniens 
et damnosnm est. 

4) Ph . a Carboneano 1. c. Resp. 4. p. 245. 246. 

5) Decr. S. Congr. S. Offic. 28. Febr. 1633. Congr. Prop. 10. Febr. 1686. —■ 
Ph. a Carboneano 1. c. §. 3. q. 2. p. 246. 

6) Ph. a Carboneano 1. c. §. 1 . p. 241. 242. 
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lateinischen. Kirche 1 ). Der uralte Gebrauch der Griechen und anderer 
Orientalen, sitzend zu beichten, ist unbeanstandet 3 ). 

Viele Irrthümer und Missbrauche im Busswesen der Orientalen 
waren nach und nach zu bekämpfen und auszurotten. 1) Viele Grie¬ 
chen 3 ) und andere Orientalen schrieben nur den Mönchen die Schlüs¬ 
selgewalt zu und sprachen sie den yerheiratheten Weltpriestern ab 4 ). 
Dahin hatte die Missachtung des Weltpriesterstandes, dessen Unwis¬ 
senheit und Entwürdigung, sowie die grosse Verehrung des Mönch¬ 
thums, das Einige sogar unter den sieben Sakramenten aufzählten 5 ), 
und die lange Gewohnheit, nur Ordensgeistlichen zu beichten geführt. 
Clemens VIII. und Benedict XIV. mussten den Griechen einschärfen, 
dass auch verheirathete Curatpriester, und nicht blos Regularen gültig 
und erlaubterweise absolviren können 6 ). 2) Viele schismatische, grie¬ 
chische und russische Geistliche, beichten fast gar nicht, oft erst vor 
dem Lebensende, celebriren in Todsünden oft viele Jahre hindurch. 
Der Grund hievon liegt hauptsächlich darin, dass nach der Strenge 
der alten Disciplin ein Priester, der Unzucht oder ein anderes schweres 
Verbrechen begangen hat, auf immer seines Amtes entsetzt wird und 
der Beichtvater ihn dazu anhalten muss, den priesterlichen Funktionen 
völlig zu entsagen 7 ). Verricellus ist der Ansicht, der Beichtvater 
tönne keine solche Busse vorschreiben und der beichtende Priester 
könne die Unterwerfung unter dieselbe verweigern oder auch, wenn 
er sie acceptirt, sich für nicht gebunden halten, sie auszuführen; da- 


1) PA. a Carboneano §. 3. p. 244. 

2) ib. §. 1. p. 240. 

3) Das Amt des Beichtvaters war so sehr in die Hände der Mönche überge¬ 
gangen, dass der Patriarch Markus von Alexandrien fragen konnte, ob ein Weltpriester 
mit Erlaubniss des Bischofs Beicht hören könne, was der gelehrte Theodor Baisamon 
(Besp. ad q. 19* Leuncl. Jus Gr. Born. t. I. L. V. p. 372.) mit Hinweisung darauf, 
dass die Canones, welche den Priestern mit bischöflicher Approbation das Beichtge- 
schäft zuwiesen, älter seien als der heil. Pachomius und nie von Regularpriestern, 
sondern stets von Priestern überhaupt die Bede sei, ausdrücklich bejaht. Es kam bei 
den Griechen sogar dahin’, dass Mönche, die nicht Priester waren, absolvirten und 
man das sogar mit vielen Gründen zu rechtfertigen suchte (ep. de confessione apud 
Le Quien Opp. Joh. Damaso. t I. p. 601—610., wo sich eine eingehende Erörterung 
darüber findet.) Kaiser Balduin sagt in seinem Schreiben ad omnes christianos von 
den sehismatischen Griechen: nec ulla satisfactione satisfaciunt laici monachi, penes 
quos, sacerdotibus submotis, tota ligandi atque solvendi consistit auctoritas. 

4) Ph. a Carboneano l. c, §. 3. p. 244. 

5) So z. B. der Mönch Job de septem Sacr. bei Allat. de consens. IH. 16, 4. 

p. 1256, wo das sechste Sakrament TO Ä^tOV das siebente unctio exlrema 

sive poenitentia ist Viele schreiben dem Mönchthum ähnliche Wirkungen wie der 
Taufe zu AUat. L c. n. 11 seq. p. 1266. 1267. 

6) Bened . Const dt §. 5. n. 7. 

7) Areud. de Gone. L. HL e. 60. IV. c. 2 seq. Allat . 1. c. L. HL e. 17. 
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für sprechen allerdings viele wichtige Gründe, namentlich - scheint in 
der orientalischen Praxis der Unterschied des fornm externum und 
internum missachtet worden zu sein und die Obligation des Oessirens 
vom Altardienste eine Verpflichtung, sich selbst als Verbrecher öffent¬ 
lich kundzugeben, zn involviren i ). Dagegen behauptet Philipp a 
Carboneano, nach der von der abendländischen ganz verschiedenen 
Strenge der morgenländiscben Disciplin und nach den Fakultäten und 
Instruktionen der Beichtväter sei diese Ansicht völlig unhaltbar und 
wie der lateinische Priester im Falle eines homicidium occultum als 
irregulär sich der geistlichen Funktionen zu enthalten verbunden sei 
und der Beichtvater ihm dieses bis zu erhaltener Lösung anbefehlen 
müsse, so sei auch der griechische Priester bis er vom heiligen Stuhle 
Absolution erlangt, zur Enthaltung von den geistlichen Verrichtungen 
und zur Unterwerfung unter einen solchen Ausspruch des Beichtvaters 
verpflichtet; es bleibe ihm stets übrig, sich an den heiligen Stuhl zu 
wenden 2 ), was öfter auch mittelst lateinischer Missionäre geschehen 
kann. Da jedoch vielfach die Disciplin sich gemildert hat und nicht 
allenthalben die alten Pönitentialcanones mehr in Geltung sind, so 
ist für Viele die Schwierigkeit vermindert. Strenge ist aber die Vor¬ 
schrift des Euchologiums, vor der Liturgie zu beichten, einzuhalten 
und hierin sind die Orientalen gleich den Lateinern an die tridenti- 
nische Vorschrift 3 ) verwiesen 4 ). 3) Strenge verboten 5 ) ist ferner der 
Missbrauch griechischer Beichtväter, dem Pönitenten als sakramentale 
Satisfaktion eine blose Unktion (mit Krankenöl) aufzulegen 6 ); des¬ 
gleichen 4) der weitere Missbrauch, dass Ehemann und Ehefrau zu 
gleicher Zeit demselben Priester beichteten 7 ). Ebenso ist es 5) ein 
das Busssakrament gefährdender Gebrauch mancher Griechen, von den 
Weihecandidaten Zeugnisse des Beichtvaters über ihre Würdigkeit zu 
verlangen 8 ). 6) Es versteht sich von selbst, dass katholische Orien¬ 
talen ' nicht bei häretischen und schismatischen Geistlichen beichten 
dürfen 9 ), auch dürfen sie nicht, um ihren Glauben zu verbergen, 

1) Ph. a Carboneano 1. c. §. 8. q. 3. p. 840. 247. 

2) ibid. p. 247-248. Staidel p. 450-452. 

3) Trid. Sess. XIII. c. 7. de Euchar. 

4) Bened. XIV. Const. dt. §. 6. n. 1. 

5) Innoc. IV. ep. ad Ep. Tuseul. §. 6. Bened. XIV. Const Ex quo primum 
1. März 1756 §. 48. (Bull. IV. p. 168.) Const. Etsi pastoralis §. 5. n. 1. p. 77. 

6) Arcud. de Coue. V. 4. Goar Eueholog. Gr. p. 482. n. 3. 

7) Clem. VIII. Const Sanctissimus §. 8. Bened. XIV. Const. Etsi pastoralis 
§. 5. n. 12. — C. Fr. a Brtno Manuale Miss. t. II. L. III. c. 2. q. 11. p. 287. 

8) Ph. a Carbonedno L c. §. 3. p. 244. 

3) dem. VIII. Const 81. Aug. 1595. Congr. da Prop. F, 22. Juni 1705, — 
Manuale eit q. 8. p. 279. 
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Todsünden katholischen, lässliche Sünden schismatischen Geistlichen 
beichten 1 ). Viele nehmen an, in articulo mortis sei die von einem 
häretischen Priester ertheilte Absolution nicht nur gültig, sondern 
werde auch erlaubterweise verlangt 2 )* 

4. Die letzte Oelung ist nach der Anschauung der Orien¬ 
talen enge mit der Busse verknüpft 3 ), ähnlich wie die Firmuug mit 
der Taufe. Viele Aeltere confundirten jene beiden Sakramente; die 
Griechen ertheilteh die letzte Oelung auch den körperlich Gesunden, 
aber geistig Kranken, den Pönitenten 4 ), was im Abendlande schon 
Innocenz I. verbot 5 ). Innocenz IV. duldete an den Griechen diesen 
Brauch 6 ); nur soll er nicht, wie nach Arkudius Viele annahmen, 
als Sakrament, sondern, wie ihn Goar vertheidigt, als blose Ceremonie 
angesehen werden 7 ). Das Krankenöl weiht wohl auch bei den Grie¬ 
chen der Bischof am grünen Donnerstage feierlich, aber es wird nicht 
aufbewahrt, um seiner Zeit für die Kranken zu dienen, sondern so¬ 
gleich zur Salbung der Anwesenden verbraucht 8 ). Dagegen weihen 
das eigentlich diesem Zweck dienende Krankenöl gleichwie auch das 
oleum catechumenorum blose Priester, was auch in Italien gestattet 
ist, wo nicht eine entgegengesetzte Gewohnheit herrscht 9 ). Auch bei 
den Armeniern ist die Benediction des Krankenöls durch blose Priester 
sehr alt und anerkannt 10 ). In dem neu unter Benedict XIV. revi- 
dirten griechischen Euchologjum ward eingeschärft, dass die Oelung 
den Kranken allein zu ertheilen und das Sakrament nicht zu einer 
willkürlichen Ceremonie umzugestalten sei, so dass die Salbung von 
Gesunden wegfallen soll; die ebenfalls übliche Salbung mit Oel von 
Lampen aber wurde gestattet 11 ). Der Gebrauch der Armenier, nach 
der Fusswaschung am grünen Donnerstage Butter zum Andenken an 


1) Decr. Congr. Prop. 22. Juni 1705. Manuale cit. q. 6. p. 283. 

2) Petrus Paludan. in L. IV. d. 25. q. 1. Sylvester in V. ConfeSsor 1. Joh. 
Major d. 17. Glossa X. de sponsalibus. Cap. Non est vobis IV. 1. Ph. a Carboneano 
1. c. p. 244. 

3) Devoti, Inst, jur. can. Lib. II. üt. 2. sect. 5. §. 96. 

4) AÜat. de oonsens. L. ID, o. 16. Arcud . Conc. L, V. c. 4. Goar not. in Eu- 
cholog. Gr. p. 432 seq. 

5) Innoc . J. ep. 25. ad Decent. Eugub. o. 8. 

6) Innoc. IV. ep. 10. ad Otton. Tuseul. Labbe Conc. XIV. 17. ed. Ven. 

7) Bened. XIV. de Syn. dioec. L. VIII. c. 5. n. 3—6. Devoti 1. c. §. 95. 

8) Bened. de Syn. 1. c. c. L n. 4.; c. 5. n. 3. 

9) Bened. Const Etsi pastoralis §. 4. n. 1. 

10) Jok. XXII. ep. ed Ossinium Armen. Reg. Ipsi etiam sacerdotes oleum, 
quod infirmorum didtur, conseerant pro Sacrameato unetionis extremae, cum tarnen 
id apud nos ad Episcopos solos spectet, Bened. de Syn. dioec. 1. c. c. 1. n. 4. 

11) Bened. XIV. Const. Ex quo primum p. 168. Ph. a Carboneano Append. 
ad tract. de extr. unot. §. 4. p. 258. 259. 
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die Salbung der Fiisse Jesu durch Magdalena au benediclren, ist au* 
gelassen, die dabei übliche Oration aber, die ein falsches Vertrauen 
zu dieser Weihung hervorruft, improbirt 1 2 ). Dass mehrere Priester (bei 
den Griechen gewöhnlich sieben, im Nothfall drei) dieses Sakrament 
spenden 3 ), ist ebenso eugelassen 3 ), die Synode von Zamoisk sagt, wo 
sieben oder drei Priester nicht zu haben seien, da soll es einer spen¬ 
den, der dann die ganze Kirche vertritt 4 5 ). Benedict XIV. mahnt dis 
Albanesen in Italien*), es sei den Kranken die letzte Oelung zu er- 
theilen, wobei es nicht darauf ankommd, ob ein Priester die Salbung 
verrichte oder mehrere, nur seien Alle zu glauben verpflichtet, dass 
zum Valor ein Priester genügt. Niemals darf aber ein Priester die 
Form aussprechen, während ein anderer die Salbung vornimmt, son¬ 
dern derselbe bat stets beides zu thun 6 ). Dass die Unktion an einem 
der fünf Sinne genügt, ist auch in der lateinischen Kirche für den 
Nothfall anerkannt 7 ); nur aus sehr wichtigen Ursachen dürfen aber 
die in den Ritualien vorgeschriebenen Unktionen reducirt werden 8 ). 
Die Form ist in der orientalischen, wie in der lateinischen Kirche 
deprecativ 9 ). 

5. In Bezug auf das Altarsakrament haben die Orientalen 
sich auch praktisch nach den dogmatischen Definitionen der Kirche 
zu richten, wonach die Consekration mit gesäuertem und ungesäuertem 
Brode gleichmässig gültig 10 ), die Communion unter beiden Gestalten 
nicht nothwendig 11 12 ), und als wesentliche Form der biblische, von dar 
Kirche festgestellte Text der Einsetzungsworte Christi zu betrachten 
ist 13 ). Jeder Ritus hat bei den berechtigten und anerkannten Normen 
ohne Veränderung zu beharren; die Armenier, Maroniten, die Chal¬ 
däer in Malabar, die Griechen von Grottaferrata und S. Maria del 
grafeo haben gleich den Lateinern in azymo zu consekriren, die übri- 


1) Ph a Carboneano L c. p. 260. Staidel p. 409. 470. 

2) Arcud. L. V. c. 3. Qoar Eucholog. Gr. p. 408. 431. 

3) Bcned. de Syn. dioec. L. Ym. c. 4. n. 8. C. Fr. a Breno Manuale Miss. 
1. e. c. 4. q. 1. p. 329—331. Ph. a Carboneano 1. c. §. 3. p. 257. Staidtl p. 465. 466. 

4) Die Mehrzahl der Priester bei der Spendung wird in dieser Synode mit den 
Worten motivirt: tum ob reverentiam Sacramenti et gratiae copiam, quam confert, 
tum ut plurium sacerdotum preces effectum Sacramenti ©oadjuvent. 

5) Const Etfli paatoralis §. 5. n. 2—4. 

6) Vgl. Ph. a Carboneano 1. c. §. 3. p. 257. Staidel p. 466* 

7) Bened. XIV. de Syn. dioec. L. VIII. c. 3. 

8) Manuale Mission. L. HI. c. 3. q. 3. p. 331 seq. Ph. a Carboneano 1. c. §. 1. 
p. 256. Staidel p. 264. 

9) Ph. a Carboneano 1. c. §. 2. p. 256. Staidel p. 464. 465. 

10) Conc. Flor, in decr. unionis Herd. IX. p. 986. 

11) Trid. Sess. XHI. can. 3. XXL cap. 1. can. 1—3. 

12) Ph. a Carboneano de Euch. §. 2. p. 149—159. Staidel 1* c. p. 308—>316* 
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gen Orientalen in fermentato; unbeanstandet scheint es aber, dass die 
Aethiopier, die sonst der letzteren Materie sich bedienen, allein am 
grünen Donnerstage zum Andenken an das letzte Abendmahl Christi 
sich des ungesäuerten Brodes bedienen 1 ). Wie wirkliches Weizen- 
brod, so ist auch wirklicher Wein gefordert. Der aus Trauben ge* 
presste Saft, dessen sich die Aethiopier bedienten, ward nur für den 
Fall, dass er nach Farbe, Geruch und Geschmack als Wein er¬ 
kannt werde, als taugliche Materie bei Ermangelung älteren Weines 
anerkannt 2 ), Für . die Purifikation in der Messe darf, wo der Wein 
schwer zu haben ist, blosses Wasser gebraucht werden 3 ). Der sehr 
alte und vielfach vertheidigte 4 5 ) ritus affhndendi aquam tepidam in ca- 
lice consecrato wurde von Clemens XL 1716 den syrischen Melchiten, 
von Benedict XIII. den griechischen Melchiten unter dem Patriarchen 
Cyrillus von Antioehien, sowie auch den griechischen Katholiken in 
Italien gestattet 3 ), obschon ihn im eilften Jahrhundert Cardinal Hum- 
bert 6 ) scharf getadelt. Der römische Stuhl fand den Gebrauch seiner 
mystischen Bedeutung und seines Alters wegen sehr beachtenswerth 
und untadelhaft, wenn nur dabei die Vorschriften der alten Liturgien 
genau beachtet würden. Die ruthenische Synode von 1724 aber ver¬ 
bot aus wichtigen Gründen die Beimischung von lauwarmem oder 
heissem Wasser in den eucharistischen Kelch für die Gläubigen ihrer 
Jurisdiktion 7 ). Dass und warum den Armeniern die Beimischung von 
Wasser in den Kelch strengstens eingeschärft ward, wurde bereits an¬ 
derwärts 8 ) gezeigt. Im Allgemeinen legen die Orientalen grosse Sorg¬ 
falt bei der Bereitung des eucharistischen Brodes an den Tag, nament¬ 
lich die Griechen und Aethiopier 9 ). Die Hostien oder Brode sind bei 
den Griechen nicht rund, sondern viereckig und haben die Worte: 


1) PK a Carboneano L c. §. 1. p. 141. 

2) Coogr. 8. Offie. 22. Juli 1706. PK a Carboneano 1. c. p. 147. 148. 

8) Congr. de Prop. F. 23. Jan. 1665. PK a Carboneano 1. c. p. 148. 

4) Theod. Baisamon Resp. ad Marc. Alex. q. 18. (Leuncl. t I. p. 371. 372.) 
motivirt ihn damit, dass Wasser und Blut, die aus der Seite Christi geflossen, als le¬ 
bendigmachend und die Gottheit in sich schliessend, dargestellt werden, und meint, 
wer diesen Brauch unterlasse, sei als Häretiker zu betrachten. 

5) Bened. XIV. Const. Etsi pastoralis §. 6. n. 2. Const. Allatae §. 26. (Bull. 
IV. p. 129.) PK a Carboneano 1. c. p. 119. 

6) Respons. adv. Nicetam c. 7. p. 139. ed. Will. 

7) Bened. Const. Allatae 1. c. 

8) Abschn. I. S. 197. 198. Vgl. noch PK a Carboneano 1. c. p. 148. Staidel 

p. 807. 

9) PK a Carboneano 1. c. p. 146. Ooar Eucholog. Gr. p. 116. not. 29. Die 
Brodbereitung geschieht meistens durch tadellose Jungfrauen oder die Frauen der 
Priester, an denen aber keine Unreinheit haften darf, oder durch Männer, die vom 
ehelichen Umgang sieh die letzte Zeit vorher enthalten haben. 
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Jesus Christus vincit*) eingeprägt; das für dieConsekration bestimmte 
Stüde wird mittelst der 8. g. heiligen Lanze ausgeschnitten; der discus, 
auf dem die Brode liegen, ist der lateinischen Patene analog 3 ). Bei 
vielen Orientalen wird das gesäuerte Brod mit Oel vermischt. Die 
Nestorianer und Jakobiten bedienten sich desselben, um der 
Brodmasse leichter das Siegel einzuprägen und das gebackene Brod 
leichter herausnehmen zu können; im Laufe der Zeit hielt man das 
für einen heiligen und unverletzlichen Gebrauch 3 ). Unter Urban VHL 
prüfte man in Anwesenheit des syrischen Erzbischofs Adeodat von Da¬ 
maskus genau diesen Brauch; man fand, dass das Oel nicht in die 
Masse eindringe, beschloss aber doch, es sei die Bereitung des Bro- 
des ohne Anwendung von Oel vorzunehmen, da das Ausstreuen von 
etwas Mehl auf den Teich hinreiche, das Siegel*) einzuprägen 5 ). Die 
Beimischung von Salz in das Brod wird sowohl wegen der mystischen 
Bedeutung als weil sie die Natur des Brodea nicht ändert und nicht 
gegen die Würde des Sakraments verstösst, dann auch das Brod 
schmackhaft macht, wofern sie nur nicht als nothwendig betrachtet 
wird und seit alten Zeiten üblich ist, in keiner Weise beanstandet 6 ). 
Von Benedict XIV. wird ebenso nachdrücklich der Missbrauch gerügt 
und verboten, am grünen Donnerstage die con3ekrirten Species mit 
heiligem Oel zu mischen, wieder zu kochen oder sonst zum Zweck der 
Aufbewahrung zu trocknen 7 ). Es darf die Eucharistie nicht ein gan¬ 
zes Jahr hindurch auf bewahrt werden; wo es dennoch geschah, ist 
sie am Ende des Jahres zu sumiren. ln Zukunft soll die für die 
Kranken aufbewahrte Eucharistie alle acht oder doch alle vierzehn 
Tage erneuert werden 8 ). Auch die Italograeci sind strenge gehalten, 
die Liturgie nur nach ihrem Bitus zu feiern; sie müssen vor Allem 
die Einsetzungsworte des Herrn genau festhalten, nicht nach der hora nona 
celebriren, ihr Fastengesetz beobachten und wo die Gewohnheit be¬ 
steht, das Fasten mit der Messe usque ad vesperam zu verlängern, 
ist sie nicht abzuschaffen. Mönche dürfen ferner keine Partikeln der 
Eucharistie am Halse tragen, auch nicht auf langen Beisen. ln den 
Pfarrkirchen der Griechen, auch in Italien, darf nur einmal am Tage 

1) Das Zeichen: ICXCNK. 

2) Vgl. Goar EuchoL Gr. p. 117. 118., wo auch die Abbildungen sich finden. 

3) Ph. a Carboneano 1. c. p. 146. 

4) Das Siegel bestand aus Kreuzen und Punkten, welche die zwölf Apostel und 
die 72 Jünger bedeuten sollten. 

5) Congr. de Prop. P. 22. Juni 1633. — Ph. a Carboneano 1. c. p. 147. 

6) Berti, de theol. disc. L. 33. c. 5. th. 2. Ph . a Carboneano 1. c. Staidel 

p. 305. 

7) Const Etsi pastoralis §. 6. n. 3. 

8) ibid. n. 4. 5. p. 78. 
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von einem Priester Messe gelesen werden. Lateinische Priester sollen 
dort nicht am Hochaltäre celebriren ansser im Nothfall and mit Con- 
sens des griechlchen Pfarrers. Es ist den Griechen gestattet, neben 
dem Hochaltäre noch andere Altäre zu haben oder Kapellen (nap- 
exxXnjoiat), an denen griechische und lateinische Priester celebriren 
dürfen 1 ). Dem melchitischen Patriarchen von Antiochien ward auf 
sein Gesuch, mehrere Messen täglich auf demselben Altar am Liba¬ 
non und Antilibanon lesen zu lassen und.an den Wochentagen der 
Quadragesima, an denen sonst nur die Präsanktifikatenmesse gestattet 
wäre, die Darbringung der Missa perfecta wie in der lateinischen 
Kirche gestatten zu dürfen, von Benedict XIV. 1743 abschlägig ge¬ 
antwortet und die Einhaltung der griechischen Rubriken eingeschärft 3 ). 
Es soll aber die irrige Volksmeinung, dass ein Priester das Fasten 
breche, der sich der von einem anderen Priester schon an demselben Tage 
gebrauchten Paramente und Kirchengeräthe bediene, kräftig bekämpft 
werden. Doch wird nach einem früheren Beschlüsse 3 ) gestattet, dass 
mehrere Altäre in loco Ecclesiae apto errichtet werden und dass beim 
Mangel an Altären und grosser Anzahl von Priestern mehrere dersel¬ 
ben da, wo eine solche Gewohnheit eingeführt ist, auf demselben Al¬ 
täre zugleich mit dem Bischöfe oder einem anderen Priester in den 
heiligen Gewändern der Celebranten und mit vollständiger Recitation 
der Liturgie, auch der Consekrationsworte, ganz wie bei der Priester¬ 
weihe geschieht, mitcelebriren, wie wenn sie es allein thäten. Diese 
Opfer können die einzelnen Priester nach der Meinung derjenigen, die 
freiwillige Oblationen dargebracht haben, appliciren. Dagegen genügt 
eine blosse Hinzufügung von Partikeln nicht, um für zwei verschie¬ 
dene zu appliciren, ebensowenig blosse Commemoration 4 ). Das Gene- 
ralcapitel der Basilianermönche zu Rom von 1658 hatte den Aebten 
des Ordens daselbst vorgeschrieben, die Messe nur nach griechi¬ 
schem Ritus zu feiern, während in den über sechs Mönchen zäh¬ 
lenden Klöstern eine oder zwei Messen nach lateinischem Ritus durch 
einfache Mönche celebrirt werden durften; diese Bes timmung brachte 
Benedict XIV. den abermals zum Generalcapitel versammelten Basi- 
lianem am 20. April 1751 wieder in Erinnerung 3 ). Auch den 

1) ibld. n. 6—9. Const. Allatae §. 39. p. 134. 

2) Const. Demandatam §. 8. p. 180. 

8) Decr. Congr. Prop. 81. März 1729. 

4) Const. cit. §§. 9. 10. Das alte Princip de* griechischen Kirche: Unica Missa 
•ingtüis diebns super quolibet^altari celebranda wird hier strenge eingeschärft. 

5) Const. Etsi persuasum Bull. m. p. 168. Auch im Basilianerkloster von 
Grotta ferrata durften nach Indulten von Paul V., Urban VIII. und Innocenz X. einige 
Mönche des umwohnenden Volkes wegen zur Feier der Messe nach lateinischem Bitus 
deputirt werden, Bentd . XIV . Const. Inter mult*. Bull. t. II. p. 127. 
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Griechen in Italien ward' insoferne eine Concession gemacht, als ihren 
Priestern gestattet wurde, an jenen Tagen der Quadragesima, an denen 
der griechische Ritus nur die Präsanktifikatenmesse hat, mit Ausnahme 
der drei letzten Tage der Charwoche in ihren Kapellen die missa per¬ 
fecta zu celebriren, wenn nur in den Pfarrkirchen die griechische Prä¬ 
sanktifikatenmesse yorscbriftsmässig vom Pfarrer oder Hebdomadar ge¬ 
halten werde 1 2 ). Was die Ruthenen betrifft, so indulgirte Clemens VIII. 
1602 auf Bitten des Bischofs von Wilna für dessen Diöcese, dass die 
ruthenischen Priester in lateinischen Kirchen auf deren Altären mit 
lateinische^ Paramenten und Kelchen im Nothfalle und auch der An¬ 
dacht wegen celebriren dürften, und umgekehrt lateinische Priester in 
ruthenischen Kirchen mit ruthenischen Kelchen und Paramenten, je¬ 
doch jeder im Uebrigen nach seinem Ritus und seinem Missale 3 ). Be¬ 
nedict XIV. gestattete den Priestern des lateinischen Ritus in russisch 
Polen am 29. März 17bl 3 ), in Ermangelung steinerner Altäre und 
goldener oder silberner Kelche in den Kirchen der unirten Ruthenen 
auf den Antimensien 4 ) derselben und mit deren zinnernen Kelchen zu 
celebriren. Dagegen dürfen in lateinischen Kirchen und Oratorien die 
grichischen Antimensien oder throni nicht gebraucht werden, son¬ 
dern nur die lateinischen Altarsteine oder altaria portatilia 5 ). In Ita¬ 
lien aber, wo an lateinischen Kirchen und Altären kein Mangel ist, 
dürfen lateinische Priester nicht anf den Antimensien der Griechen das 
Opfer darbringen und können daher, wenn sich kein altare portatile 
von Stein vorfindet, nicht in griechischen Kirchen celebriren 6 ). Wo 
die Italograeci von lateinischen Bischöfen consekrirte altaria portatilia 


1) Const. Etsi pastoralis §. 6. n. 16. 

2) Bened. XIV. Const. Imposito (Bull. Ul. p. 161-163.) %. 1. 

3) Bened. Const. cit. §§. 1—4. 

4) Bened. L c: §. 4.: ln Gr. Ecclesia... * pluribns jam saecolis in more po- 
situm cst) ut ubi altare solemni conseeratione totum dedieatum non fuerit, loco lapideae 
hujnsmodi tabulae super altaris mensa aptetur liuteum quoddam episcopali benedic- 
tione consecratum, in ciyus angulis SS. Keliquiae coaditae sunt, quodque vocant Anti- 
mensium. Von ihnen handelt ein Canon des Nicephorus. von Constantinopel bei Const. 
HarmenapiU. Sect U. tit. 6. (Leuncl. Jus. Gr. Rom. t. I. p. 29.): Kop{(l)£ 31 (XOC- 

Xevtat awtpivoia) IxsTvat tü>v xpausCuiv (al. xopttoc de kn ixeivaic 
T(öv xpaiteCmv Ttbsvtai) xaDi4pa>ot<; o&x ^Ttaosv. Leuncl. i. p. 240 . ; 
Ta yäp dvxtfiivota xaDtepa>p4va>v ayuwv TpaitsCöv tötcov £it£x 8at xai 
fvba eioi pdjptjioi xaDtepcopevat tpditeC«h oö XP etöt avxtfttvotuiv ixeT. 

Vgl. Goar Eucholog. Gr. p. 653. ed. Paris. Chr. Lupus in Synod. gen. et prov. Diss. 
de S. Leonis IX. actis c. 13. Renaudot Collect. Liturg. Orient, t. I. p. 182. Mai Not. 
in Niceph. Apol. maj. c. 26. (Nova Bibi. PP. V, II. p. 175.) 

5) Const. cit. §. 10. 

6) Const. cit. §. 6. Const. Etsi pastoralis §. 6. n. 19, 

Archiv flkr Kirchenrecht VIII. 
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haben wollen, sind ihnen diese zu geben; wo nicht, sollen ihre An- 
timensien tolerirt werden, die lauf steinerne Altäre zu legen sind. 
Corporalien sollen sie wie die Lateiner haben, wenn sie nicht sich der 
Antimensien als Corporalien bedienen. Der Kelch soll von Gold, Sil¬ 
ber oder Zinn, das Corporale von Linnen und rein, der Alter anstän¬ 
dig bedeckt sein 1 2 ). Bei Strafe der beständigen Suspension a divinis 
dürfen die Griechen nicht nach lateinischem und die Lateiner nicht 
nach griechischem Ritus celebriren a ). 

Die Eucharistie wird auch bei den Orientalen sowohl behufs der 
Spendung an die Kranken, als auch zur Präsanktifikatenmesse in der 
Quadragesima 3 ), wo diese üblich, auf bewahrt 4 ). Es darf aber der la¬ 
teinische Pfarrer keine Pixis mit consekrirten Partikeln von gesäuer¬ 
tem Brode fiir die Communion der Griechen, und der griechische Pfar¬ 
rer kein Ciborium mit Partikeln von ungesäuertem Brode für die Com¬ 
munion der Lateiner auf bewahren, da jeder Priester die Eucharistie hur 
nach seinem Ritus austheilen darf. Lateinische Laien dürfen die Com¬ 
munion nicht sub specie fermentäti' und von griechischen Pfarrern em¬ 
pfangen, wo sie lateiniche Priester haben, wie in Italien 5 ); die Laien 
der Italograeci dürfen aber, wo sie keinen Pfarrer ihres Ritus haben, 
wofern sie wollen, in der lateinischen Kirche von lateinischen Priestern 
sub specie azymi die Communion sich reichen lassen. An Orten, wo 
Griechen und Lateiner Zusammenleben und Kirchen für jeden Ritus 
bestehen, soll die Gewohnheit, dass Lateiner bei den Griechen in fer- 
mentato und Griechen bei den Lateinern in azymo communiciren, falls 
sie ohne schweres Aergemiss nicht sofort beseitigt Werden kann, mög¬ 
lichst schonend und mild nach und nach aufgehoben werden und der 

1) Const. Etsi pastoralis §. 6. n. 17. 18. 20. 

2) ib. §. 6. n. 10. v 

8) Die Präsanktifikatsntnesse, in der lateinischen Kirche nur am Charfreitag 

üblich, -wird bei den Griechen in der ganzen Quadragesima mit Ausnahme der Sam¬ 
stage, Sonntage und des Festes Mariä Verkündigung gehalten. S. Bona Her. liturg. 
L. I. e. 16. g. 6. L. AUat. Prolegom. ad Gabriel. Naudaeum de Missa Praesanctif. n. 
1. p. 1581. Bened. XIV. Const. Allatae g. 81. Ex quo primum §. 32. Ooar Euehol. 

p. 206. : 

4) Cardinal Uumbert tadelte die Griechen in seinem Dialogus c. 33. p. 109. 
ed. Will, dass während die Lateiner die Eucharistie in einer pyxis munda aulbewah- 
ren, die Griechen sie verscharren, in eine Grube werfen, sie aussChütten oder ver¬ 
brennen. Denselben Vorwurf machte.ihnen eine dem dreizehnten Jahrhundert ange- 
hörige Schrift (Bibi. PP. max. Lugel. t. XXVII. p. 609.) Wie aus dem Maroniten- 
concil von 1736 hervorgeht, hatte man bei' dieser Nation früher das Sahktissimum nur 
in Klosterkirchen, nicht in den anderen aufbewahrt, was äbgestellt wurde. 

5) Anderwärts aber ist nach C. Fr. a Breno (Manuale Mission. L c. c, 3. q. 
ult.) den Lateinern deficientibus sacerdotibus latinis in casu necessitatis diese Com¬ 
munion gestattet; Philipp a Carboneano widerspricht dem nicht und handelt nur von 
der Celebration des Priesters (1. c. §. I. p. 145. 146.) 
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Ordinarius muss suchen, dass jeder nach seinem Ritus und in seiner 
Pfarrei zu communiciren sich gewöhnt. Griechische Laien dürfen m 
Italien blos an den Orten sub utraque specie die Eucharistie empfan¬ 
gen, wo diese Gewohnheit längst bestand i * ). Den Alumnen des griechi¬ 
schen Collegiums in Rom wurde nach Gregors XEH. Anordnung an den 
höchsten Festen die Communkm unter beiden Gestalten gereicht 3 4 5 6 7 ), wäh¬ 
rend. die Maroniten durch denselben Papst von der Austheilung der¬ 
selben an die Laien abgemahnt wurden 8 ); ihre Synode von 1736 ver¬ 
bot dieselbe ausdrücklich und gestattete sie nur den Diakonen beim 
feierlichen Hochamte *). Wo sie aber nicht abgestellt und in bestän¬ 
diger Uebung ist', da kann die communio sub utraque erlaubterweise 
eitheilt und empfangen werden*). Der Gebrauch der Chaldäer, die 
Communion unter Brodsgestalt den Laien in die Hände zu geben*), 
ist wohl in der ältesten Disciptin gerechtfertigt *); aber zu rathen war 
es doeh und wurde theilweise auf Antrieb der lateinischen Missionäre 
ausgeführt, dass man dies cOnsekrirte Brod ln den Mund des Empfän¬ 
gers legt 8 ). Vor Allem ist dafür zu sorgen, dass das Altarsakrament 
mit der gebührenden Ehrfurcht behandelt, der Cultus desselben von 
Missbräuchen bewahrt und zur reichen Entfaltung des kirchlichen Le¬ 
bens unter den Gläubigen gefördert werde. Da vielfach von den Grie¬ 
chen dieselben Ehrfurohtsbeseugungen sowohl bei dem Hereintragen 
der erst zu «oneekrfrenden Species als bei dem der Präsanktifikaten 
erwiesen wurden, so entstand bei der Revision des Euehologiums die 
Frage, ob der Introitus cum donis oblatis nicht ganz zu beseitigen 
sei. -Da indessen die gesungenen Worte und die Gebete bei beiden 
Arten des Introitus verschieden sind 9 ) und der' Cult der Latrie nicht 
sowohl in dem äusseren Akte, als im Affekt und der Intention erwie¬ 
sen wird, so ward die Beibehaltung des bestehenden Ceremonials be- 
schlossen und nur die Weisung ertheilt , es seien die Gläubigen über 
den Unterschied zwischen der efsodo; peyaXrj mit den Präsankti¬ 
fikaten und dem Introitus mit den einfachen Opfergaben angemessen 
zu belehren und zu ermahnen, nicht diesen gleich jenen die Anbetung 

1) Const. Etsi pastoralis §. 6. n. 11—15. 

2> Const. Altaiae §. 26. (Ball. Bened. t. IV. p. 129.) 

3) Thomas a Jesu de convers. omn. gent. p. 486 seq. 

4) Conc. Liban. P. II. c. 12. n. 21. Behed. XIV. 1. c. 

5) Ph. a Carboneano 1. c. §. 3. p. 163. 164. Deroti 1. c. §. 50. riota 2. 

6) Thomas a Jesu op. dt VII. 2. 

7) Dionys Alex . ep. ad 8ixtum P. apud Eus. HE. VII. 9. Cypr. de Laps. p. 
176. ed. Paris 1666. Basil. ep. 93. ad Caesar. Patr. und andere Zeugnisse bei Devoti 
1. c. §. 51. nota 6. 

8) A$*mu Bibi. Orient t HL P. II. p. 809 seq. PK a Carboneano 1. c. p. 163. 

9) Vgl. Goar Encholog. Gr. p. 73. und 191. 
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zu erweisen 1 ). Aach die Oblation des noch nicht consekrirten Brodes 
durch Diakonen an der Prothesis (Credenztisch) ward unter Bene¬ 
dikt XIV. als zulässig anerkannt 2 ). Da wo nach Landessitte und 
altem Brauche Bischöfe und Patriarchen, Aebte und andere Priester 
bedeckten Hauptes celebriren oder die Communion austheilen, ist auch 
das ungewehrt 3 ). Die Feier der Liturgie hat, wie sich von selbst 
versteht, strenge nach den geltenden Ritaalbüchern zu geschehen. 

6. In Bezug auf den Ordo weicht die orientalische Kirche viel¬ 
fach von der lateinischen ab. Bei den Griechen findet sich von den 
ordines minpres nur der Ordo des Lektor (Anagnostes) und der des 
Subdiakons, der hier nicht, wie in der späteren lateinischen Kirche, 
zu den höheren Weihen gerechnet ward; vom Subdiakonat an aber 
sind die Weihen dieselben wie in der abendländischen, in der gesumm¬ 
ten orientalischen Kirche 4 * ). Wohl finden sich auch bei den Griechen 
Spuren der niederen Weihen der römischen Kirche^); wohl kommen 
bei ihnen Psalten, Lampadarien (Deputat!, Ceroferarii) 6 ) u. s. f. vor, 
aber nicht als Weihegrade, sondern als blosse Funktionen (officia) 7 ). 
Die erste Tonsur geht den niederen Weihen bei fast allen Orientalen vor¬ 
aus 8 ); bei den Griechen, Kopten, Chaldäern folgt darauf unmittelbar 
das Lektorat, bei den Maroniten und Syrern das Amt des Psalten 
oder Cantors 9 ). , Die feierlichen Inaugurationen zum .Ardudiakon, Pe- 
riodeuten, u. s., f., zum Chorbischof, Archipresbyter, Metropoliten, 
Patriarchen, dann zu Achten, und Archimandriten, wie. sie bei. vielen 
Orientalen Vorkommen, sind ebenfalls nur deputationes ad certa offi¬ 
cia 10 ). Die Armenier allein stimmen ganz mit der lateinischen Kirche 
überein sowohl in der 3ahl und* Reihenfolge der vier ordhies minores 
als auch in der traditio instrumentorum 11 ). Der Spender der höheren 
Weihen ist ausschliesslich der Bischof, während griechische Archi- 
mandriten gleich den-lateinischen Aebten Tonsur und niedere Weihen 


1) j Benedi XIV. Gonst. Ex qüo primum §. 28 seq. p. 164 seq. — Ph. a Car - 
boneano §. 3. p. 160—162. Staidel p. 817 seq. 

2) Ph. a Carboneano 1. c. p. 162. 

3) ib. p. 162. 163. 

4) Ph. a Carboneano Append. de ordine §. 1. p. 263. Bened. de Syn. Dioec. 

L. VIII. c. 9. n. 7. 

6) Goar Euchol. Gr. p. 237 nota 2. 

6) Gapr 1. c. p. 233 seq. 237 seq. 

7) Goar 1. c. p. 238—240. nota. Ph. a Carboneano p. 264. Bened . 1. c. n. 8. 

8) Goar p. 240. nota 4. Ph. a Carboneano p. 263. 

9) Ph. a Carboneano p, 265. Staidel de Ord. §. 1. p. 488. Die syrischen Ja- 
kobiten lassen die Tonsur dem Cantorat nicht voraosgehen. 

10) Ph. a Carboneano 1. c. Staidel 1. c. Qoar Euchol. p. 268 seq. 

11) S. den Ritus bei Galanue Reeonctt. Eccl. Armen, t. 1. 
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ertheilen können 1 2 ). Es sollen aber die Weihen nicht von jedem be¬ 
fähigten, sondern nur von dem dazu berechtigten Episcopus proprius a ) 
vorgenommen werden, und zwar von dem berechtigten Bischof des 
betreffenden Ritus. Orientalen können nicht von Lateinern und La¬ 
teiner nicht von Orientalen die Ordines erhalten 3 4 ). Daher wurden 
für die Griechen in Italien eigene Bischöfe zur Ertheilung der Wei¬ 
hen aufgestellt; daher bedarf jeder, der sich von dem Bischof eines 
fremden Ritus ordiniren lassen will, eines speciellen päpstlichen In- 
dults, das nur in dringenden Fällen ertheilt wird. Leo XII. ver¬ 
langte von dem neuen koptischen Patriarchen, dass er sich von einem 
Bischof dieses Ritus weihen lasse und hur wenn das unmöglich sei, 
ermächtigte er ihn, die Consekratfon nach lateinischem Ritus zu em¬ 
pfangen t). Die alte Regel : Episcopus a tribus Episcopis ördmetur 5 ) 
ist, soweit es geschehen kann und nicht diapensirt ist, genau einzu- 
halten 6 ). Die Ertheilung der höheren Weihen durch blosse Handauf¬ 
legung, die der alte apostolische Ritus ist, ohne Darreichung der In¬ 
strumente ist bei den meisten Orientalen herrschend und die so ef¬ 
theilten Ordines sind als gültig angesehen worden 7 ); bei Lateinern 
aber, die so zu Priestern geweiht wurden, soll die Ordination süb 
con&tione wiederholt werden, so dass hier die traditio instrumentornm 
nachzutragen nieht genügend scheint 8 ). Als Materie des Presbyterats 
ist die Cheirotonie, die Handauflegung allgemein angesehen, die Form 
ist ein entsprechendes Gebet 9 ); was nachher dem Priester übergeben 
wird, wie das Phelonion (Casula) u. s. f. deutet nur den Gebrauch 


1) Nach Conc. oecum. VH. can. 14. Vgl. Goar p. 240. nota 3. 

2) Vgl. can. apost. 36. al. 34. Nomocan. I. 29. IX. 14. ex reoens. Photii. 

3) Coelestin . III . Cap. 9. Cum secundum I. 11* de temp. ordin. — Leo X. et 
Clem. VII. apud Morin, de SS. ordinal P. II. c, 4. — C . Fr. a Breno Manuale Mis¬ 
sion. 1. c. q. 3. p. 322—324. Bened. XIV. Const. Etsi pastoralis §. 7. n. 1. 

4) Leo XII. Const. 52. Petrus (Bull. Bom. Cont. t. XVI. p. 83.) §. 8.: Volu- 
mus insuper, ut ipse (Patriareha), quoniam hactenus conseeratus rion fuit, Consecratio- 
nis munus suöcipiat ab episcopo aHquo vel arohiepiscopo, qui communione et gratia 
sanctae hqjus Sedis Ap. perfruatur, et quidem ritu Cöpto . . dispeüsantes eum ab hoc 
Nostro Ritus Copti adhibendi praecepto eo tantum casu, quo perfici id non possit, eidem- 
que tune permittentes, ut ritu latino consecretur. 

5) Can. ap. 1. Const. ap. HI. 20. VHI. 4. 27. Photii Nomocan. Tit. I. c. &. 

6) Leo XII. Const. cit.: Permittimus tandem et opportune dispensämua, ut 

ejus conseorationi possint cooperari du© presbyteri loeo duorum Episcoporum, qui ex 
veteri et communi consuetudine assistere deberent. v 

7) Bened. XIV. de Syn. Dioec. L. VIH. o. 10.; bes» n. 7. 

8) Bened . 1. c. n. 13. Ph a Carboneano 1. c. §. 2. p. 266. 267. 

9) Bei den Griechen das Gebet: Deus in virtute magnus, intellectu investiga- 
bilis etc. (Goar 1. c. p. 293 seq.) -bei den Nestorianern und Chaldäern die Oration: 
Domine Deus fortis omnipotens, bei den Kopten: Domine Deus omnipotens, qui om- 
nia creasti, bei den Maroniten, Jakobiten und Syrern; Deus magnus et admiräbiUs. 
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des Ordo an, gehört aber nicht zur Materie. Ebenst» Mt die 
Handauflegung beim Diakonat die Materie, das dabei gesprochene 
Gebet 1 2 ) die Form» das Weitere gehört sicher nicht zum Wesen. Bei 
der Ertheilung des Subdiakonats gilt ebenfalls ein sehr bestimmt lauten¬ 
des Gebet 3 ) als Form, als Materie die Handaüflegung, 4ie auch hier bei 
den Orientalen uralt ist?), obschon sie bei den Nestorianera nicht vor- 
kommt, wo der Bischof nur das Kreuzzeichen mit der Hand macht 4 ). 
Selbst bei der Weihe des Lektors kommt die Händauflegnng ’ vor, 
sowohl bei den Griechen 5 6 ), als bei den Kopten, Maroniten und Syrern *). 
Die Tonsur, die meist unmittelbar vor der ersten Weibe ertheilt wird, 
besteht in dem Abschneiden der Haare j der dreimaligen Cohsignation 
mit dem Kreuzzeichen und der Anrufung der Trinität 7 8 ). 

Viele Missstände zeigten sich vornehmlich bei den Weihen der 
Kopten. Während die durch blos&e Handauflegung ertheilte Priester¬ 
weihe als gültig bezeichnet ward, wurde die Diakonatsweihe, bei der 
statt der Hand das Patriarchalkreuz’ aufgelegt worden war, als ungül¬ 
tig erklärt *). Ausserdem fanden steh manche Superstitionen vor 9 ). 
In Bezug auf die ausserhalb der Kirche ordinirten Kopten ward be¬ 
stimmt, dass ihre Priester, die mit der Handaufleguug unter Prolation 
der Form ordmirt wurden, falls sonst nichts entgegen steht, nach er¬ 
langter Dispens von der Irregularität und der Absolution vom Banne 
nach ihrem Ritus fungiren dürfen, die aber nichts über Materie und 
Föhn ihrer Weihe mehr wissen oder daran zweifeln, erst sub condi- 
tione zu weihen sind, jene endlich, die gewiss sind, dass die manus 
impositio oder die prolatio forma unterlassen war, absolute den Ordo 


1) Bei den Griechen; Domine Deut) noater, qui in praescientia tua etc. ( Goar 
p. 250.) bei den Kopten; Domine Deus omnipotena, bei den Nestorianern und Chal¬ 
däern: Deus noater hone, bei den Maroniten, Jakobiten und Syrern: Deua qui Eccle- 
iiam tuam aediiicas. Vgl. Morirms de SS. Ordin. Exercit. XL c. 3. 4. 

2) Bei den Griechen: Domine Deus noater ( Goar p. 244.), bei den Maroniten 
und Jakobiten: Deus aeterne, qui reges unxisti, bei den Kopten; Domine Deus omni- 
potens. Eine ähnliche ältere Oration s. Const. apost L. VIII. c. 21. 

3) Const apost l. c. Goar p. 247. nota 11. 

4) Assem . Bibi. Orient, t. III. F. II. p. 804. 

5) Goar Euchol. p. 233. 

6) . Aseem. 1. c. p. 800 aeq. 

7) Goar 1. c. Vgl. PA. a Carboneano §. 2. p. 267. 268. Staidel p. 485. 486. 

8) Decr. Congr. S. Offic. 10. April 1704*: Ordiaatio preabyteri cum manuum 
impositione etformae prolatione, prout in dubio, est valida; sed diaconi ordinatio cum 
simplici crucis Patriarchalia impositione omnino invalida est. PA a Carboneano §. 4. 
p. 275. 

9) Daher sagt Leo XII. in dem Erlass vom 15. August 1824 (Const Petrus 
eit §. 8.), die Weihe solle ertheilt werden ritu copto T% qui omnis tarnen superstitionis 
expere ait 
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erst erhalten müssen. Da in den angeführten Fällen die Diakonats¬ 
weihe ungültig war, so sind die wenn auch gültig zu Priestern Ordt- 
nirten als per saltum promoti zu betrachten und bedürfen darum hierin 
päpstlicher Dispensation *). Nebstdem ertheilten die Kopten sehr 
häufig Kindern gleich nach der Taufe.Lektorat, Subdiakonat und Dia¬ 
konat , wobei die Eltern für die Kinder die Beobachtung der entspre¬ 
chenden Pflichten verhiessen 1 2 ). Natürlich konnten, obschon die so er¬ 
theilten Weihen , wofern sie an keinem substantiellen Defekt litten, als 
gültig betrachtet werden mussten, jeue Kinder, wenn sie erwachsen 
waren, nicht zur Erfüllung der geistlichen Standespflichten angehalten 
werden, sp lange sie nicht die Ordination ratificirt 3 4 5 ). Nach Bene¬ 
dicts XIV. Anordnung sollen , die als Kinder Ordinirten nach erreich¬ 
tem sechzehntem Lebensjahre hierüber befragt werden; ratificiren sie 
die Weihe nicht, so können sie ungehindert als Laien leben, eine erste 
und dann auch eine zweite Ehe eiogehen, auch, zum Breviergebet nicht 
augehalten werden; halten sie aber die Weihe genehm, so unterliegen 
sie diesem Gesetz^ wie auch dem über die Bigamie *). Da aber auch 
nach orientalischer Disciplin der Empfang einer höheren Weihe nicht 
nur die zweite, sondern auch die erste Ehe, falls sie nach der suscep- 
- tio ordinis geschlossen wird, unstatthaft macht, so darf denen, welche 
einmal die Weihe ratificirt haben, keine Ehe ferner gestattet werden. 
Wenn koptische Kinder zu Diakonen geweiht wurden und noch im 
Schisma die Ordination, wenigstens stillschweigend, Ratificirt, dann aber 
sich verheirathet haben und erst nach Abschluss dieser Ehe zur ka¬ 
tholischen Kirche zurückkehren: so hätten sie nach strengem Rechte 
die an sich nichtige eheliche Verbindung eufzugeben s ). Benedict XIV. 
wollte indessen 1745 hier nicht alle Hoffnung auf Dispensation ver- 
schliessen und erst über deren Nothwendigkeit, Nutzen oder Nachtheil 
und über sonstige Umstände Bericht erwarten 6 ); am 19. Juni 1750 

1) Decr. Congr. S. Offic. cit. Ph, a Carboneano 1. c. 

2) Thomas a Jesu de convers. gent. L. V£[. p. 861. Manuale Mission, t. I. L. 
HI. c. 2. n. 5. P. Bemart in seinem Schreiben an P. Solerius aus Cairo von 1706. 
Acta SS. t. V. Jun. p. 132. 

3) Bened. XIV . Const. Ee quamvis 4. Mai 1745. §§. 19. 20-26. (BulL Bened. 
t. I. p. 228 seq.): 

4) Bened . Const. oft §§. 27—46. Const. Anno verteilte §§»7—11. (BulL Bened. 
t. m. p. 128—131.) 

5) Const. Eo quamvis §. 49.; nulla, etiam apud Orientales matrunonia. Doch 
ist es nach der Const. Anno vertente §. 13. noch kontrovers, an matrimonium in Ec¬ 
clesia Orientali post ordinem sacnun contraetmn perfede nullum Bit ac in Ecclesia 
Occidental!, an potius sit solummodo illicitum. Für die Italogräci ist die Nullität be¬ 
stimmt ausgesprochen und auch für die Uebrfgen nehmen die römischen Tribunale 
dieselbe aü. Vgl. über diese Frage Assetnan 4 Bibi. jur. Orient. t. 1. p. 478 seq- 

• 6) Conat Eo quamvis §§. 47 seq. 
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entschied er endlich, dass Niemanden eine Fakultät zu dispensiren er- 
theilt, sondern in einzelnen Fällen stets speciell an den apostolischen 
Stuhl recurrirt werden solle 1 ). Eine Fakultät, hier behufs Verbleibens 
in der post susceptum ordinem sacrum eingegangenen Ehe zu dispen¬ 
siren, hatte Innocenz TV. den Dominikanern zu Dunsten der Orienta-' 
len ertheilt 2 ); mit Recht trug aber Benedict Bedenken, dieselbe über¬ 
haupt und im Allgemeinen zu ertheilen. Bei einer in einem solchen 
Fall speciell gegebenen Dispens soll von der Erneuerung des Ehecon- 
senses nicht ausdrücklich Erwähnung geschehen 3 ). Es versteht sich 
ferner, dass Knaben, die Ordines-, insbesondere die Subdiakonatsweihe, 
erhielten, wenn sie etwaige Beneficien beibehalten und im Klerikal¬ 
stande bleiben wollen, das Officium recitiren müssen 4 ). Ebenso ist es 
den allgemeinen Regeln entsprechend, dass ein orientalischer Subdia¬ 
kon , der nach dem Tode seiner ersten Frau eine zweite -heirathet, 
nicht zu den höheren Weihen aufsteigen darf und falls er eine solche 
erlangt von ihr zu suspendiren ist 5 ). 

Allenthalben suchte der römische Stuhl die Einhaltung der tri- 
dentischen Bestimmungen über das Alter, die Eigenschaften der Weihe¬ 
kandidaten, die Irregularitäten u. s. f. zur Durchführung zu bringen 6 ). 
Obschon die ältere giechische Kirche sehr genaue Bestimmungen über 
das zu den einzelnen Weihen erforderliche Alter hat, für das Lekto¬ 
rat das 18., für das Subdiakonat das 20., für das Diakonat das 25. 
und das Presbyterat das 30. Lebensjahr verlangte 7 ), so wurden doch 
diese in späterer Zeit sehr vernachlässigt, wie das auch bei den Ne- 
storianern, die Knaben von 7 oder 8 Jahren zu Diakonen, Jünglinge 
von 18 — 20 Jahren zu Priestern weihten, noch stärker hervortrat 8 ). 
Wo die alten Canones noch in Gebrauch, haben sie Geltung; sonst 
sind die tridentinischen Vorschriften massgebend. Die übrigen Irregu¬ 
laritäten sind dieselben wie in der lateinischen Kirche 9 ); die Intersti- 


1) Const. Anno vertonte §. 12. 

2) Bnllar. Ord. Praedicat. t. I. p. 136. Bened. XIV. Const Bo qu&mvis §. Öl. 

3) Const. Anno vertonte §. 13. 

4) Manuale Mission, t. H. L. HI. c. 3. q. 2. p. 326 seq. Für die Maroni ten, bei 
denen Knaben von 5—6 Jahren zu Subdiakonen geweiht worden waren (was längst 
abgestellt ist), bestimmte Qrtgor XIII., dass sie zum Brevier angehalten werden 
müssen, auch wenn sie nicht Benefieiaten sind. Bened. XIV. Const. Eo quam vis §. 45. 

5) Manuale Mission. 1. c. q. 4. p. 324—327. 

6) Bened. XIV. Const eit. §. 58. n. V. 

7) Cono. Neoeaes. c. 11. Truttan* c. 14. 15. Photti Nomooanon Tit. 1. cap. 28. 
Aesem. Bibi. jur. Orient, t V. p. 102 seq. 

8) Ph. a Carboneano l. e §. 8 . p. 269. SUUdel L c. p. 487. 488. 

9) Ph. a Carboneano 1. c. p. 270. 271. J&taidel L c. p. 488—491. Kur wurden 
die bieher gehörigen Canones öfter nicht beobachtet, so s. B. die gegen die Ordina- 
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tien verpflichten im Allgemeinen auch die Orientalen 1 ), die Klerikal¬ 
pflichten sind mit Ausnahme der absoluten Ehelosigkeit der Majori- 
sten 2 ) die gleichen in beiden Kirchen, die Standesrechte der 
Geistlichen dessgleichen, wie den ruthenischen Geistlichen die privile- 
gia fori et canonis ausdrücklich beigelegt wurden 8 ). Wo die Macht 
der Verfolgung es räthlich macht, keine ausgezeichnete, von den Klei¬ 
dern der Laien verschiedene Tracht zu zeigen, was im Orient oft der 
Pall war, da sind die orientalischen Kleriker auch nicht ad deferen- 
dum habitum clericalem verpflichtet 4 ). Das Gebot für verheirathete 
Priester, vor der Celebration sich einige Tage von ihren Frauen zu 
enthalten, bei den Griechen gewöhnlich drei Tage 5 ) oder auch eine 
Woche, bei den Armeniern an vierzig Tage, ist nach der Strenge des 
Bitus einzuhalten 6 ). 

Höchst wichtig und instructiv sind die von Benedict XTV. in 
Betreff der Weihen für die Italogräci erlassenen Bestimmungen: die 
Ordination soll auf den titulus bencficii oder patrimonii hin erfolgen 7 ), 
nie aber die Mitgift der Ehefrau dafür geltend gemacht Oder angenom¬ 
men werden 8 ). Der Weihekandidat soll wenigstens drei Jahre in 
einem der beiden griechischen Seminarien im neapolitanischen König¬ 
reiche oder im griechischen Collegium in Rom studirt haben. Die 
Candidaten der Priesterweihe und des Pfarramtes sind strenge zu exa- 
miniren, besonders auch über den Ordo Missae und die kanonischen 
Tagzeiten, welche die Majoristen überhaupt pünktlich zu recitiren 
haben und wovon die Matutin vor der Messe beendigt sein soll. Die 
griechischen Bischöfe müssen wie die der anderen Orientalen 9 ) bei der 
Erthcilung der Weihen sich strenge an ihr Ritual halten, obschon dar¬ 
nach mehrere in der lateinischen Kirche ertheilte niedere Weihen nicht 


tion der Bigami, worin übrigens den Ruthenen Öfter von Rom Dispens ertheilt ward. 
Asaemani Bibi. Jur. Orient, t. I. p. 466—472. 

1 ) Leo AMatius de aetate et interstitiis ordinand. etiam apud Graecos servandis. 
Romae, typogr. Propag. 1638. 

2 ) Vgl. hierüber BaUamon , Zonaras, Aristenua zu can. 26. (al. 27.) apost. 

(Revereg. Pandect. oanon. t. I. p. 16.) ■ 

3) Decr. Congr. de Prop. Fide l. Febr. 1676. 

4) PA. a Carboneano 1. c. p. 272. 

5) BaUamon in can. 4. Cone. Carthag. 

6 ) Decr. Congr. 8. Officii 14. Mai 1764. PA. a Carboneano Append. ad tract. 
de Euchah §. 4. q. 6. p. 166* 167. 

; fr) Bei den Orientalen der Levante kommt der titulus benefieü in der Regel als 
einziger Titel für Weltgeistliche vor. PA. a Carboneano de ordfaie §. 3. p. 272. Ein 
Titel wird auch nach orientalischer Disciplhn strenge gefordert. Congr. S. Off. Chiepe. 
21. Mürz 1715. Rigant Reg. 24. Canc. §. 5. t II. p. 443. 

8 ) So Congr. Off. 5. Nov. 1705. Rigant . 1 . c. 

9) PA. a Carboneano I. c. §. 1. p. 266. 
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gegeben werden. Wer nach griechischem Ritus Kleriker .(Tonsurist) und 
Lektor ward und durch Indult des apostolischen Stuhles die Ermächti¬ 
gung erhält, die höheren Weihen ritu latino zu empfangen, der muss 
vor Empfang des Subdiakonates die drei anderen, den Griechen fehlen-* 
den niederen Weihen sich ertheilen lassen. War aber Jemand schon 
nach griechischen Ritus zum Subdiakonat, erhoben, so hat er vor der 
nach päpstlichem ladult ihm ritu latino zu ertheilenden Diakonatsweihe 
nur noch das Exorcistat *) zu:erhalten, da.er durch das ritu graeco er- 
theilte Subdiakonat als bereits mit dem Ostiariat und Akolythat aus¬ 
gestattet zu erachten ist. Ebenso ist das Exorcistat dem zu ertheilen, 
der das Diakonat (und allenfalls < auch das Presbytern^) schon ritu graeco 
erhalten und nachher nach lateinischem Ritus Priester (beziehungsweise 
Bischof) werden soll. Ohne Dimissorien ihres lateinischen Ordinarius 
können Griechen nicht zur ersten Tonsur oder zu irgend einet Weihe 
befördert oder zugelassen werden; sonst sind sie suspendirt, und wenn 
sie, in der erhaltenen Weihe fungiren, irregulär ganz wie die Lateiner. 
Dispensation ertheilt in einem solchen Falle nur der apostolische Stuhl. 
Griechische Bischöfe, welche die Gemeinschaft der römischen Kirche 
haben, können von den lateinischen Ordinarien zur freien Ausübung 
der Pontitikalien ermächtigt werden, nie aber Schismatiker 3 ), ln Betreff 
des Gesetzes über die Interstitien dispensirt Benedict XIV. zur Er¬ 
leichterung der Italograeci dahin, dass die griechischen Bischöfe in 
Rom und in Calabrien die aus weiter Ferne kommenden Griechen zu 
allen Weihen an drei, jedoch nicht unmittelbar aufeinander folgenden 
Festtagen, die der griechische Ordinator selbst bestimmen kann, ohne 
Lieenz der lateinischen Ordinarien befördern können. Diese Dispen¬ 
sation erstrockt sich auf jeue Griechen, die in der Provinz domicilirt 
sind, in der einer der grichischen Bischöfe seinen Sitz hat; jedoch 
können die Alumnen der griechischen Seminarien, wo Nothwendigkeit 
und Nutzen dafür spricht, nach dem Gutachten der Vorstände dieser 
Dispensation bezüglich der Interstitien ebenfalls theilhaftig werden. 
Den bis dahin (1742) ohne Beobachtung der Interstitien bona fineOr- 
dinirten wird vom Papste volle Dispens ertheilt, so dass sie in den 
bisher erlangten Weihen fungiren und zu höheren anfsteigen dürfen. 
Die tridentinischen Vorschriften über das Alter der zu Weihenden 


1) Bei den Griechen werden wohl Exorcisten erwähnt, aber nicht ab ordinirt, 
sondern nur als mit einer besonderen Gabe ausgestattet Const. apost. L. VI0. c. 26. 
Die Ordinationsformulare der Griechen haben keine Spur davon, dass die Gewalt, 
welche bei den Lateinern der Exoreiet erhält, dem Anagnoetes oder Hypodiacon m|t- 
getheilt werden soll. Die Befhgnisse der Ostiarier und Akolythen. aber sind eminenter 
im Subdiaconat enthalten. 

2 ) Btned. XIV. Const. Etsi paatoralis §. 7. n. .2—,12. p. 79. 
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sind strenge zu befolgen und demnach für Subdiakonen das 22; Jahr, 
für Diakonen das 28., für Priester das 25. Jahr gefordert. Der Strafe 
der perpetua suspensio a divinis unterliegen lateinische Bischöfe, die 
ohne päpstliche Ermächtigung Griechen irgend eine Weihe oder auch 
die Tonsur ertheilen, ebenso in gleichem Falle griechische Bischöfe, 
die sie Lateinern spenden. Die iih lateinischen Ritus Geborenen und 
Erlogenen dürfen sich nicht nach griechischem Ritus weihen lassen, 
um dem Keusehheitsgeltibde zu entgehen oder um ihre Frauen zu be¬ 
halten, auch nicht an Orten, wo der letztere Ritus in Kraft ist. Jenen 
Griechen ; in Italien, die bis dahin, sei es kraft einer alten Gewohnheit, 
sei es kraft eines angeblichen päpstlichen Indnlts, von einem lateini¬ 
schen: Bischof sich weihen Hessen, mit der Absicht beim griechischen 
Ritus zu beharren und ohne wirklich den empfangenen OTdo auszuüben, 
wird Dispensation für diesmal ertheilt, dass sie bei dem griechischen 
Ritus beharren und höhere Weihen vom griechischen Bischöfen erlan¬ 
gen können ; für die Zukunft aber ist das inconsultä sancta Sede 
strengstens untersagt. Jene Griechen, die von einem lateinischen Bi¬ 
schöfe nach lateinischem Ritas mit apostoUscher Dispens zu einigen 
niederen Weihen oder znr Tonsur befördert worden sind, zumal wegen 
Mangel an griechischen Bischöfen, dürfen ohne weitere Dispens btos 
mit Dimissorien des lateinischen Ordinarius zu höheren Weihen von 
einem griechischen Bischöfe befördert werden. Geschah aber diese Or¬ 
dination durch den lateinischen Bischof ohne päpstliche Dispens , so 
dürfen die Ordihirtefi nicht ohne apostolisches Indult zum griechischen 
Ritus zurückkebren Und ohne solches kann der lateinische Ordinarius 
ihnen keine Dimissorien ausstellen; den einmal angenommenen latei¬ 
nischen Ritus köhnen sie ohne Dispensation des Papstes nicht wieder 
verlassen. Hat ein solcher Grieche, nachdem er ritu latino die niede¬ 
ren Weihen 1 erhalten eine Zeitlang in diesem Ritus fortgelebt, so bedarf 
er, um ritu latino die ördines majores zn erlangen, keiner weiteten 
Dispensation, wohl aber, wenn er sie nach griechischem Ritus erlangen 
will; in letzterem Fall kann ihm der lateinische Ordinarius hierzu 
keine Dimissorien ertheilen. So sehr an griechischen Majoristen das 
keusche und ehelose Leben, wie bei den Lateinern, zu wünschen ist, 
so dürfen doch die dem römischen Patriarchate zugehörigen griechi¬ 
schen Pritestef 1 in Italien gleieh denen der anderen Orientalen die vor 
der Ordination ihnen aiigetrauten Frai/en beibehalten, wenn sie Jung¬ 
frauen, nicht Wittwen oder Gefallene waren, müssen aber vor der 
Feier der LRnrgie eine Woche oder doch drei Tage lang sich von 
der Frau enthalten, und dürfen nach deren Tod keine andere heira- 
then. Die Bigami sind von den höheren Weihen ausgeschlossen; die 
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nach Empfang, einer höheren Weihe and auch des Sqbdiakouats von 
griechischen Geistlichen in Italien eingegangenen Ehen sind ungültig 
und werden mit Excommunikation und Deposition bestraft 1 ). Die 
Vorschrift, höhere Weihen nur in der Kirche und unter der Messe 
des Bischofs zu ertheilen gilt auch für die Griechen; als ein griechi- 
scher Bischof, dieselben unter der nicht von ihm, sondern von einem 
durch ihn dazu beauftragten Priester eelebrirten. Messe spendete» 
wurde dieses in. Rom (1715) als ein schweres Vergehen gerügt, ob- 
schon die Gültigkeit der Ordination vollkommen anerkannt wurde 2 ). 

7. Auch bezüglich der Ehe erliess Benedict XIV. für die Ita- 
logräci bestimmte Vorschriften. 1 ) Das tridentisphe Dekret über die 
Form der Eheschliessung und die Reform der Ehe ist in vulgärem 
Griechisch in den griechischen Orten und Pfarreien, so oft es erspriesr 
lieh scheint, wiederholt zu verkündigen. 2 ) Die gültig eingegangenen 
Ehen dürfen nicht quoad vinculum gelös 6 t werden und die etwa vor* 
genommenen Scheidungen vom Bande sind als nichtig zu betrachten. 
3) Es sollen diese Griechen ermahnt' und angehalten werden, die zweite, 
dritte, und weiteren Ehen nicht zu, verurthpile®, sondern wo die Per¬ 
sonen sonst dazu befähigt sind, sie als gültig anzuerkennen. 4) Je¬ 
nen aber, die zum zweitenmale sich verehelichen, soll die priesterliche 
Benediction nicht ertheilt, die Bigami ohne spedelle päpstliche Dispen¬ 
sation auch nicht ordinirt werden. 5) Ehen im vierten (nach griechi¬ 
scher und älterer Computation achten) Grade der Seitenlinie der Bluts¬ 
verwandtschaft und der Schwägerschaft, die bei diesen Griechen vor¬ 
kamen, dürfen nicht ferner geduldet werden. 6 ) Das Hindemiss der 
geistlichen Verwandtschaft, mag es aus der Taufe oder aus der Fir¬ 
mung stammen, ist genau nach dem Tridentinum zu behandeln und 
nicht auf andere Personen auszudehnen 3 ). 7) Bei gemischten Ehen 
soll, wofern ein Lateiner eine Griechin heirathet, die Ehe vor dem 
lateinischen Pfarrer abgeschlossen werden 3 heirathet aber ein Grieche 
eine Lateinerin, so kann sie je nach dem. Willen des Bräutigams vor 
dem griechischen oder lateinischen Pfarrer in Gegenwart vpn zwei 
oder drei Zeugen eingegangen werden. 8 ) Der Pfarrer desjenigen 
Ortes und Ritus hat der Ehesehliessung zu assistiren, ubi et quo ritu 
matrimonium contrahitur 4 ). 

Die meisten dieser Bestimmungen, aber nicht alle scheinen auf 
die anderen Fraktionen der orientalischen Kirche ihre Anwendung zu 
finden. Unbestritten ist das von dem n. 2 . Gesagten. Die Auflösung der 

1) Coust. cit. §. 7. n. 16—28. p. 79. 80. 

2) Bened. de 8yn. LXioec. L. VUI. c. 14. n. 3—7. 

3) Bened. XIV. Coust. Etsi pastoralis §. 8. n. 1—6. 

4) ttml. n. 11. 12. 
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Ehe quoad vincnlum wegen des Ehebruchs ward wie bei den Grie¬ 
chen , so auch bei anderen häretischen und schismatischen Orientalen 
adoptirt *), so Vieles auch von Seifen der Abendländer dagegen erin¬ 
nert wurde 2 ). Auf dem Concil von Trient hatte man aus Rücksicht 
für die Griechen dem hierher gehörigen Canon 3 ) eine sehr milde nnd 
nur die Praxis der lateinischen Kirche vertheidigende Fassung gege¬ 
ben 4 ); aber den Unirten gegenüber hielt man stets an der kirchlichen 
Regel fest und die Unauflöslichkeit des Ehebundes auch im Falle des 
Ehebruchs wurde in der professio üdei pro Orientalibus ganz bestimmt 
ausgesprochen 5 ). Auch das Verbot der Ordination der Bigami Nr. 4. 
ist als ein die ganze Kirche 'verpflichtendes zu betrachten 6 ) und 
die Bestimmungen Nr. 7. und 8.' lassen wohl eine analoge Ausdeh¬ 
nung auf andere Orientalen zu. Aber über die Anwendbarkeit der 
anderen Vorschriften auf die übrigen Gruppen erheben sich zum Theil 
sehr gegründete Zweifel. Im Allgemeinen wird von den in der Le¬ 
vante wohnenden Orientalen angenommen, dass che blos auf positivem 
kirchlichen Rechte beruhenden Ehegesetze und Ehehindernisse, die bei 
ihnen entweder nie promulgirt und recipirt waren oder seit vielen 
Jahrhunderten aussei allen Gebrauch gekommen sind, keine Verpflich¬ 
tung und Geltung haben, bis die höchste kirchliche Autorität sie er¬ 
neuert und einschärft 7 ). Wo orientalisch-katholische Brautleute keinen 
katholischen Geistlichen haben, sondern nur einen schismatischen 
Pfarrer, da können sie vot diesem die Ehe valide, unter besonderen 
Umständen bisweilen auch licite, abschliessen 8 ) und wo das Concil 
von Trient nicht publicirt ist, da sind ohnehin die klandestinen Ehen 
gültig 9 ), auch die der lateinischen Häretiker mit häretischen oder 
schismatischen Orientalen lö ). Wohl bereiteten die Gesetze Russlands **) 

1 ) Theod. Balsam . in can. Trull. 87. ( Revereg . t. II. p. 259.) in Photii Nomo- 
can. tit. XUI. c. 4. (Just, et Voelli Bibi. jur. can. II. p. 1097.) — Ebedjesu Tract. IV. 
Margarit. c. 8. Collect, canoh. P. II. c. 17. 18. {Mai Vett. Scr. Nova Collect. X, II. 
p. 380. 861. 48. 49.) 

2) Vgl. Ph . a Cdrboneano Append. ad tract. de matrim. II. p. 344—846. 

3) Trid. Sess. XXIV. C. 7. de matrim. 

4) PaUavidni Hist. Conc. Trid. L. XXII. c. 4. n. 27 seq. 

5) cf. Bened. XIV. Bull. t. I. p. 116. ed. Venet. Const. d. d. 18. März 1743. 

6 ) Ph. a Carhoneano 1. c. p. 347 nota 4. 

7) Id. 1. c. p. 348. nota 7. Staidel 1. c. p. 596. nota 2. 

8 ) Congr. S. Offic. 18. ÜDec. 1614. Pigriatelli t. VIII. Con6ult. 62. C. Fr. a Breno 
Manuale cit. q. 17. p. 354. 355. 

9) Congr. Concil. 14. April 1611. Pignatäli t. V. ConSult. 69. C. Fr. a Breno 
1. c. q. 18. p. 355. 

10) C. Fr. a Breno 1. c. q. 24. p. 3Ö2. 

11 ) Vgl. Übrigens die Rede des Chefs der Civil-Regierung Widopolski 1 im 
Staatsrath zu Warschau vom 28. Jtini 1862 unter den Rechtsquellen in diesem Hefte? 
unter Polen Und Russland. (A. d. R.J 
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die im verflossenen Jahre auch im Königreiche Griechenland *) der 
Hauptsache nach adoptirt worden-sind , wornach nur die vor schis- 
matischen Geistlichen unter dem Versprechen der schismatischen Kin¬ 
dererziehung abgeschlossenen gemischten Ehen als gültig anerkannt 
werden sollen, im Leben die grössten Schwierigkeiten; aber es bieten 
diese Fälle nichts von der Theorie und Praxis im Abendlande Ab¬ 
weichendes dar. Inzwischen hat der päpstliche Stuhl nichts verab¬ 
säumt, das gesammte tridentinische Eherecht allenthalben zur Geltung 
zu bringen, sowohl was die einzelnen Ehehindernisse als was die 
Form der Eheschliessung betrifft, letzteres im Zusammenhang mit der 
Errichtung, geordneter Pferrbemrke, wie bei den Maroniten, Ruthenen 
und Gräcomelcbiten*) insbesondere sich immer mehr gezeigt hat. Was 
die mehrmalige Verehelichung angeht, so haben allerdings die Griechen 
vor derselben den strengen Aeusserungen ihrer Väter und den Be¬ 
schlüssen der Umoussynode von 920 1 2 3 ) gemäss, die den unter Leo 
dem Weisen erregten Streit über die Tetragamie beendigte, grossen 
Abscheu 4 ); andere Orientalen, wie die Kopten and Syrer theilen die¬ 
sen nicht. Den Griechen ist aber nur verboten, die zweite, dritte, 
vierte Ehe an Anderen zu« verdammen; vom römischen Stuhl wird 
ihnen in Italien bei deren Abschluss kein Hinderniss bereitet, während 


1) Das bereits sanktibnirte Öesetz lautet: Art. 1. Keine gemischte Ehe wird 
ven nun an gültig sein, wenn sie nicht von einem griechisch-orthodoxen Priester unter 
folgenden Bedingungen eingesegnet wird; 1) dass die Contrahenten sich in einem feier¬ 
lichen, vom Friedensrichter (bei Ausländern von dem betreffenden Consul) aufgesetzten 
Akt verpflichten | alle ihre Kinder in der griechischen Religion taufen zu lassen und 
in derselben zu erziehen, 2) dass sie versprechen, die Taufe 4er Kinder nicht über 
ein Jahr hinauszusohieben, was ihnen nicht gestattet werden kann. Art* 2. Die Ueber- 
tretung des gegenwärtigen Gesetzes wird nach Massgabe des Art. 270. des Strafge¬ 
setzbuches bestraft. Art. 3« Alle gemischten Khan, die bis jetzt als ungültig erachtet 
wurden, weil sie klandestin ohne Erlaubnis des betreffenden Bischofs eingegangen 
waren, werden durch das gegenwärtige Gesetz cppvalidirt und die aus denselben ent* 
sprossenen Kinder legitimirt. — Es ist offenbar, dass die Rechte der griechischen Ka¬ 
tholiken, die nach dem Londoner Protokoll vom 3. Februar 1830 alle Privilegien fort- 
geniessen sollten, die sie unter türkischer Herrschaft besassen, und von jeder Unter¬ 
werfung unter die griechische Kirche frei, waren, durch dieses Gesetz auf das schwerste 
beeinträchtigt werden. Ein Theil der griechischen Presse, wie die „Elpia“ vom 1. u. 
8. August 1861 (alten Styls) hatte darum auch dasselbe entschieden, obschon vergeb¬ 
lich bekämpft. 

2) Pius VIJ. erwähnt z. B. in dem Breve für die Gräcomelcbiten vom 3. Juni 
1816 §. 4. (Bull. Rom. Contin. t. XIV. p. 40.) die vor dem Pfarrer, und namenÜiph 
vor einem parochus intrusus, qui npllum habet titulum seu verum seu coloratum ein¬ 
gegangenen Ehen. 

3) Leuncl . Jus. Gr. Rom. t. I. Lib. U» p. 104—108. Bahsamon in can. 4. S. 

Basil. (Revereg. t, II. p. 54.) , 

4) Vgl. Nicol . Myst. ep. ad Rom. Pontif. n. 32. p. 287 seq, ed. Mai in Spicileg. 
Rom. Stlvaggio Antiqu. Christ L. UI. c. 15. §. 4. f>hotü Nomocan. XIII. 2. ( 



Von den Ehehindernissen. 


191 


die Griechen der Levante, wo ihr strenges altes Gesetz hierin in 
Kraft ist, zu dessen Beobachtung gehalten scheinen 1 ). Das alte 
Kirchengesetz, dem Bigamus solle keine benedictio nuptialis ertheilt 
werden, hindert nicht, dass die Griechen des Orients das in ihrem 
Euchologium a ) vorkommende specielle Officium der Trauung der Bi- 
gami anwenden 3 ). In Betreff der Consanguinität findet sich bei den 
Griechen erst seit 117« die Praxis, dass das BHhderniss bis zum 
siebenten (lat. dritten) Grade der Seitenlinie ausgedehnt ward 4 ), und 
obschon Innocenz IV. die Ausdehnung auf den achten (lat. vierten) 
Grad für die Griechen auf der Insel Cypern sanctionirte 5 ), so fand 
doch diese Decretale nicht die gehörige Püblication und Reception«). 
Ebenso hatten die Chaldäer Ursprünglich nur di« im Leviticus C. 18. 
vetzeichneten Verwandtschaftsgrade als verbotene betrachtet und erst 
später sich den Griechen angeschlossen 7 ). Daher glauben Mehrere 
es finde auf 'diese Griechen Und Chaldäer die oben Nr. 5. angeführte 
Bestimmung füf die Italögräci keine Anwendung»). Das Hindemiss 
der geistlichen Verwandtschaft, bei den Griechen sehr alt und öfter 
eingeschärft»), findet sich, so viel bekannt, bei den syris&hen Nesto- 
rianern find den bekehrten Chaldäern nicht 1 «), während es die Grie¬ 
chen oft ebensoweit als die cognatio carttalis ausdehnten 11 ). 

In der Anerkennung der vernichtenden Wirkung der professio 
religiosa 12 ), in den Bestimmungen über die matrimonia in infidelitate 
contracta und die dem gläubigen Theil eingeräümten Vergünstigungen 13 ), 
m dem ohnehin von der Kirchfe aus dem kaiserlichen Rechte ent¬ 
lehnten Hindemiss der cognatio legalis 14 ) Und in vielen anderen 
Punkten kommt die orientalische DiScipliü mit der occidentalischen 
im Wesentlichen überein. Ehedispensationen können im Orient unter 


t) Ph. ctCarbontano 1. c. p. 346. 347. nota 3. 

- Goor Jsfccholog., p. 403 seq* . t 

, 3) Ph. a Cafboneano 1. c. p. 347. nota 4. 

4) Leunel. jus Gr. Rom. t. I. p. 217-220. Balsamonin Phot. Nomocan.XlII 
*• (Jtast, et VoeU. f. II. p. 1080' seq.) cf. Leunel. L p. 312 seq. 

■ •, 5) Ball. Propng. t I» p. 7. ¥gi. Mtjer H. S; 660. n; 8. 

0) Juqnin de Sacram. JJissert. X. q. 7. p. ,688 seq. 

7) Ässemani Bibi. Or. t. ID. P. II. p. 325 seq. 

8) Ph. a CarboneaHb 1. c. p. 347. 348. nota 5.* ! 

9) Conc. Trull. c. 63. L. 26. Cod. de nupt. V. 4. Basil. L. 28. tit. 5. c. 14. 
Phot Nomoc. XIII. 5. Baisamon in h. 1. 

10) Ph . a Carboneano 1. c. p. 348. nota 6. 

11) Job. Ep. citri apud Leunel* Jus Or. Rom. t. I. p. 325. 326. 

12) Joh. Ep. citri Respons. Leunel . I. p. 324. 325. 

13) Bened. XIV. de 8yn. Dioec. L. XHI. c.2L Theodot. de divortio ab infideii 
conjuge Leunel. L p. 232. 

14) Basil. Lib.38. tit, 6, c. J. 8. Baliamon ln «. 68. Trattsn. 
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verschiedenen Bedingungen, in der Regel nur für das forum conscien- 
tiae, namentlich für Neophyten 1 ), auch von lateinischen Missionären 
ertheilt werden 2 ); in beiden, dem inneren und äusseren Forum, ertheilt 
sie gewöhnlich der Patriarch, Primas oder Erzbischof, zum grossen 
Theile aber nur kraft päpstlicher Delegation- Die Spopsalien sind 
bei den meisten Orientalen, besonders bei den Griechen zum Theil 
unter dem Einflüsse der späteren kaiserlichen Gesetze 3 ) theils ganz 
ausser Gebrauch gekommen, theils werden sie kurz vor der Ehe¬ 
schliessung, oft am gleichen Tage und zur selben,Stunde, vorgenom¬ 
men 4 ), so dass sie mit der Trauung (coronatio, axe<pav<oat<;) ganz 
^erschmolzen sind. Diese „Krönung“ der Brautleute 5 ) kommt nicht 
nur bei den Griechen, sondern auch bei den Syrern, Chaldäern und 
Kopien vor; die Cereinouien sind uralt und werden bi keiner Weise 
beanstandet 6 ). 

Zu bemerken ist noch, dass es den orientalischen Patriarchen 
und Prälaten, wie auch den Partipularsynoden keineswegs zusteht, 
neue trennende Ehehindernisse einzuführen oder bestehende aufzuheben, 
wie überhaupt nicht das jus comjnune zu verändern. Als die Diöcesan- 
synode von Kiew 11. October 1619 und das Provincialconcil vom 
6 . August 1626 auch bei den Ruthenen die klandestinen Ehen be¬ 
seitigen und das bis dahin dort nicht publiqirte tridentinische Decret über 
die Form der Eheschliessung einführen wollten, wurden ganz die An¬ 
ordnungen dieses Conciliums adoptirt, der Name desselben aber, der 
den Schismatikern überaus verhasst war, nicht genannt, ln Rom aber 
erklärte man diese rutheniseben Beschlüsse für nichtig und wirkungs¬ 
los, die klandestinen Ehen bei den Ruthenen für gültig, weil das 
Concil von Trient nicht in der vorgesehriebenen Weise bei ihnen 
publieirt worden und daher diese Ehen nicht kraft des tridentinischen 
Decrets ungültig sein könnten, eine Particularsynode aber ein neues 
Hindemiss einzuführen oder eine neue Form der Eheschliessung mit 
vernichtender Wirkung für den Uebertretungsfall vorzuschreiben nicht 
befugt sei. In diesem Sinne ward am 2. December 1628 und 20. 
März 1629 entschieden und darnach von Urban VIII. ein doppeltes 
Breve erlassen. Das eine trug die expressa publicatio decreti Trid. 
als solchen den Ruthenen aub das andere schrieb mit päpstlicher Au- 

1) Bened. XIV. Const. cum 17. Jan. 1757. Bull. Bened. t. IV. p. 223—226« 

2) Vgl. Meier II. S. 560. n. 2. 

3) Leo VI. Nov. 74. Alexius Comnen. Novell, a. 1064 et 1092. LeuncL Jus Gr. 
Rom. t. I. p. 126—138. 

4) Goar Eucholog. Gr. p» 398. nota 2. 

5) Goar 1. c. p. 380—396. 

6) Ph. a Carboneano 1. t. p. 340—342. Staidel p. 591—593. 
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toriiät die tridentinische Form der Eheschliessung ganz mit den Worten 
des Conciliums und mit ausdrücklicher Erwähnung desselben vor. 
Beide Breven wurden an den Nuntius in Polen gesandt mit dem Auf¬ 
träge, wofern nicht Unruhen und Gefahren zu befürchten seien, sich 
des ersteren, ui jenem Falle aber des zweiten Breve zu bedienen, das 
dann in jeder Pfarrei zu verkündigen sei und dreissig Tage nach 
dieser Verkündigung in Kraft trete. Der Eifer des Erzbischofs von 
Kiew ward in einem besonderen Schreiben belobt, das eingeschlagene 
Verfahren aber getadelt*). 

8. Noch sei der Sakramentalien und sonstigen kirchlichen 
Gebräuche gedacht, Die Orientalen haben, wie ein Blick auf ihre 
Euchologien und Ritualien zeigt, eine Masse von theils auch bei den 
Lateinern., vorkommenden, theils ihnen eigentümlichen Segnungen und 
Weihungen für verschiedene Gegenstände, Personen und Anlässe. Das 
Weihwasser wird bei den Griechen am Epiphaniefeste und dann in 
jedem Monat mit sehr vielen Gebeten geweiht 1 2 ); Benedict XIV. schreibt 
für die Kirchen der Italogräci vor, dass das so geweihte Wasser da¬ 
selbst zum Gebrauche der Gläubigen aufbewahrt werde 3 ). Viele Ge¬ 
bete haben die Orientalen für' die verschiedenen Arten von Unreinig¬ 
keiten, wobei die Gefahr des JttdaieiTens sorglich vermieden werden 
soll 4 ). Sehr strenge halten mehrere derselben' an dem Verbot des 
Genusses von Blut und Ersticktem, an dem Unterschiede reiner 
und unreiner Speisen fest 5 ). Noch eifriger beachten sie ihre alten 
Gesetze über die Reinigung der Wöchnerinnen nach Levit. Cap. 12.; 
bei den Griechen bleiben dieselben eine Zeitlang vom Eintritt in die 
Kirche und vom Empfang der Cdmntunkm ausgeschlossen. Man be- 
UesB unter Benedict XIV. die hi eher bezüglichen Gebete des Eucho- 
logiums 6 ) naoh reifer Erwägung aller Gründe 7 ) und hielt daran fest, 


1) Bentd. de Syii. Oioec. L. XII. c. 5. n. 7—12. 

2) '0 peY«<:, 6 ptxpö; ayiaopoc. Goar Euchol. Gr. p. 453. 467. 441. 451. 

3) Bened. XIV . Const. Etsi pastoralis §. 5. n. 13. 

4) Bentd. Const. Ex quo primum §. 59 eeq* (Bull. t. IV. p. 171 seq.) 

5) In der Profeeaio fidei pro Orientalibus heisst es unter Anderem : Item lega- 
lia V. T. seu mosaicae legis ceremonias, aacra , sacrifieia et sacramenta D. N. J. 
Christo adveniente cessasse, et post promulgatum Evangelium sine peceato observari 
non poase* Ejus dem etiam Legis V. ciborum mundorum et immundorum differenttam 
ad ceremonialia pertinere, quae surgente Evangelio transierunt. Illam etiam Aposto- 
lorum prohibitiouem ab immolatis simulacrorum et sanguine et suffocato illi tempori 
congruisse, ut inter Judaeos et Gentiles dissensionis materia tolleretur, cujus aposto- 
licae prohibitionis causa oessante etiam cessavit effectus. Aehnlich das DeCretum 
Engenii IV. pro Jacobitis. 

6) Qoar Euchoiog. p. 324—330. 

7) Bernd. XIV . Co&st. eit §§. 69-74. p. 179» 174. 

ArtWt ft? Klrcfcesmlit. VIII» 
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flagSi obs<*hen das mosaische Ceremortialgesetz als abgeschaflt zu 1 * * be¬ 
frachten ist, doch dieKirche ausgeWicbtigen Gründen einige'seirier 
VörschHfte» als neue Gesetze auftteilen könne, wenn diese riur ; nicht 
-'Ztf denjenigen gehörten ,' die' im ‘alten Bünde Figüf und Typus' düs 

* kommenden Erlösers Waren, Wie die Thieropfer uHd die Beschneidung *), 
■sondern sich auf äussere Zucht und -körperliche' Reinheit beziehen *). 
•Die Oongregation der Inquisition verbot' 1687 die 'bei den Aeihiopfern 
Übliche' Beschneidung auf das Strengste 9 ).' Die''abergläubische Mei¬ 
nung der Syrer und anderer Orientalen, die Beriihruhg heiliger Ge¬ 
genstände und Geräthe durch Geistliche oder Laien, dte'nicht mehr 
‘nüchtern seien, beflecke und polluire dieselben 4 * 6 7 8 ), musste eben so nach- 

• drücklich'bekämpft Werden, als bei den "der türkischen Herrschaft 
unterstehenden Katholiken die Annahme muhathedanischer - Namen dis 
Aufkommen türkischer' Begräbnisscetemonien üüd anderer-' dem Isla^n 

-eigener, den christlichen Glauben direkt oder indirekt' \\ rläugnender 
'Gebräuche 9 ). "' ' : '' • " 

..i* i • - - !• .' 11 • • ü\; i ■. 'i- ii • ..i • '• ; 

,.i Ueber das Fasten der orientalischen Kirche hatten wir bereits 
das Wichtigste, zvb bemerken Gelegenheit $). Die unirten Griechen 
fasten 1) in ,der grossen Quadrage«wa vor Ostern ,2)zu -Ehren der 
Apostel vom Montag: nach Trinitatis bis zum Feste der Apostel Petrus 
•, und Paulus, 3) vierzehn Tage vor Mariä Himmelfahrt (1—14. August), 
; 4) vierzig Tage vor Weihnachten (lö. November 24* December); 
daher ist .häuflg bei ihnen von. einer vierfachen Quadcagesima die 
. Rede, lOhschon die Zahl der Tage nicht die gleiche-ist^ Gewöhnlich wird 
bis, zum Sonnenuntergang gefastet}, das 8amstagsfasten, deo Charsamstag 
.ausgenommeny ist Vielen ein Gegenstand' des Abscheus 0). Am Mitt¬ 
woch und .Freitag halten sin‘Abstinenz von Fleisch, Eiern und Lak- 
ticinien 9 ), Viele auch von Fischen. Doch kommen auch unter ihnen 
in Bezug auf Strenge und Ausdehnung des Fastens, worin früher be- 


1) Thom. Aqn. In L. 4. d. 1. q. 2. a. 5. Vasquez in 1. 2. S. Thom. t. JI. dis« 
put, 162. c. 9. ' ‘ ‘ ^ 1 

ff) • Bened: 1 OLIV; ‘Conöt: dt. §. 63. p. ITfc 

1 3) PA. a Catbontätio de bacHs ritibtt» e. 9. §. 8. p. 67. 

4) ibld. p. 08. 

' 6) Bened: XIV. Con«rt. Itter plttfOT. — de Syn. Öidec. L. XIII. c. 20. n. 8 seq. 

PA, a Cärboneano 1. p. 66. 67; « i 

6) Abschn. I. 8. 190. 

7) PA. d Oärbtineüno Append. ad-P. Antoine Tract. de virtutibus moralibua 
t. I. pV 297—300. Stdidel t. 1. p. 423—426. Ooar Eucholög, p. 907. n. 27. 

8) Conc. Trull. c. 55. can. ap. 66. Phot encycl. n. 28—30'. PA. a Cäfbonecmo 
de sacrie ritibus t. II. p. 51, nota 2. 

9) of. Balßamon ad^ldiare. Alex 1 , q. 52. Üeuhcl. I. p; 387’.* 




Oie fasten bei fien Marpniten und Armeniern. ... JS5 


sonders die Griechen in ,Mii)grelion heryprf^gten 1 ), grosse Versphip- 
denheitpu vor 2 ). Die Maroniten enthalten sich ebenso am Mitt- 
. wochi, und Freitag von Fleisch, und Eiern und nehmen vpjr Mittag 
keine Speise zu sich* In der Quad jagesima vor Ostern, ^lie mit Qpin- 
quagftfima beginnt und aißhen Wochen dauert, wobei cfip Sonnabende, 
Sonn- und Festtage wie bei ,,den .Griechen vom, Fasten ^.usgenomq^en 
Sind, . können sie Fische geniessen. .Die quatuor tempora und . die 
.Vigilfasien haben such sie nicht; zwanzig Tage, vor Weihnachten und 
vierzehn /Tage vor S(t. Peter beobachten sie Abstinenz von Fleisch 
und (Lskticinien 3 ), Die Armenier haben nicht überall die gleichen 
Fasten, . Die im Sprengel von Lejpberg haben nach den auf je zehn 
Jahre verliehenen Dispensen von Innocena Xin. 14- Januar 1723 
..und Clemens XU„ 13- Mai ein fünffaches Fasten 4 * ): 1) 4a 8 

Pfingftesten, ,,?) des vor Christi Verklärung, 3) das des heiligen 
..Kreuzes, 4) das jes heiligen Jako,b von Nipfbis, 0) das des heiligen 
Sergiup5)wovon jedes eine Woche dauert, dazu noch das grosse 
Quadragesipaalfaatep. .In Cjonstantinopel beobachten die Armenier das 
Fasten vor, Ostern, das mit depiMonjtag von Quinquagesima beginnt, 
- mit Genuss von Fischen, sodann die Abstinenz von Fleisch und Lak- 
. ticinien mit mehrmaliger Sättigung, an den Mittwochen und Freitagen, 
ferner einen Tag vor Weihnachten Fasten mit Abstinenz ( auch von 
Fischen, ausserdem das Fasten vor Epiphanie (eine Wophe), vor Claris 
Himmelfahrt, Christi Transfiguration, Kreuzerhöhung (je sechs Tage), 
dann das Fasten von St. Flias (nach Pfingsten), von Gregor dem, Er* 
.leuchter, von St. Sergius und anderen .Heiligen (von ,Montag bis 
Freitag); der Samstag, der Sonntag, > das Weihnaphtsfest uqd die Oafer* 
zeit blieben stets vom Festen ausgenommen 6 ). An den strengen Fast- 


1) Verricrtl. op. cit. q. 3. sect. 1. Ph. a Carboneano 1. c. p. 47. 

2) Qoar Eucholog. p. 207. nota 27. 

3) Moroni Dizion. v. Maroniti t. XLI11. p. 114. 

4) Ph. a Carboneano d© jqjun. t. I. p. 300. Staidel t. L p. .426. 

5> Diese»'letztere Fasten, ahoh mit dem Namen Artzebur (araeiavoraz) be¬ 
zeichnet, nebstdem ninivitisehes Fasten genannt , weil es naeb dem Beispiel« der Nrni- 
' Viten ans Anlass einer verheerenden Seuche eingeführt worden sein soll/ ward ah den 
häretischen Armeniern von. den Byzantinern auf das heftigste angegriffen* Vgl. Bai- 
samon Resp. 52. ad Marcum Alex. (Jas Gr. Bond. t. I..pi 388* ed. Leanel.) Ismc 
Cathol. Invect. I. c. 14. IL c. 27. (GaUa*d. Bibi. PF. t. XIV. p. 428. 480, 444. 445.) 
Theod. Studit. Catecbes« ehren, c. 8. (Mm Nova PP. BibL t/ V. P. IL.p* 108.) Es 
sind aber diese Rügen nicht genügend gerechtfertigt, vielmehr grössfentheilf haltlos. 
Vgl. Le Quien Orlens ehrist. t I. p. 1368. Mai Vett. Script, nova collect, t. IX. p. 
616. 617. VI. p. 423. Unter dem Namen jqjaniam niniviticom kommt dieses Fasten 
. auch bei den syrischen Nestorianer* and Jakobiten vor. Aeeem. Bibi». Or. t. II. p. 
304. 425 seq. Ph. a Carboneano de sacris ritibas 1. e. c. 6. §. 3. p* 43* 49, 

6) Ph. a Carboneano h o. p> 49, 60, 

18 * 
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tagen ist auch die Enthaltung von Fischen, wie bei den Syrern ge¬ 
boten, ebenso wird an einigen Fasttagen die Messe bis zur Vesper 
verschoben 1 ). Die Kopten und Aethiopicr fasten ebenfalls am 
Mittwoch und Freitag , dann drei Tage nach dem Sonntag Septuage- 
sima, die Quadrägesima (vom Montag nach Quinquagesima an), im 
Advent, vom 1—14. August zu Ehren der heiligen Jungfrau, vom 
Pfingstmontag bis 29. Juni zu Ehren der Apostel 2 3 ). Das Fakten der' 
jakobitischen Syrer 3) umfasst ausser den Mittwochen und Frei¬ 
tagen die Quadragesima von 48 Tagen, das Fasten der Apostel wie 
bei den Kopten, das der heiligen Jungfrau in der gleichen Weise, 
das vor Weihnachten, das bald mit dem 15. November, bald 4 ) mit 
dem 1. oder 10. December beginnt, und das der Quadragesima vor¬ 
angehende ninivitische Fasten. Auch bei den syrischen Nestorianern 
ist das Fasten für den Sonntag verboten, für Mittwoch und Freitag 
eingeschärft 5 ); sie fasten ausserdem 1) in der Quadragesima sieben 
Wochen, Einige sogar am Samstag und Sonntag; 2) zu Ehren der 
Apostel ebensolange, später nur vom Pfingstmontag bis 29. Juni; 

3) zu Ehren der Heiligen Jungfrau wie bei den Kopten und Jakobiten; 

4) zu Ehren des Elias oder des heiligen Kreuzes sieben Wochen; 

5) zu Ehren der Geburt des Herrn vom 1—-24. December; 6) das 
ninivitische Fasten: drei Tage, der Quadragesima vorangehend; 7) das 
Fasten der Jungfrauen, drei Tage nach Epiphanie. Zu den Nr. 2. 4. 
und 5. genannten Fasten sollen aber nach Ebedjesu die Laien nicht 
strenge gehalten sein, sondern nur die Mönche 6 ); ja die Nr. 4. und 7. 
genannten wurden ganz aufgehoben, das Apostelfasten verkürzt 7 ). Das 
Quadragesimalfasten halten alle Orientalen sehr strenge; sie spenden 
keine benedictio nuptialis und auch keine Weihe in dieser Zeit 8 ) und 
befehlen den Eheleuten die Enthaltung von der ehelichen Beiwohnung 9 ). 


1) Ph. a Carboneano p. 50. 

2) ibid. p. 49. 

3) Gregor Barhebraeus apud Assemani Bibi. Orient t. II. p. 304. Ph. a Car - 
bontano 1. c. p. 48. Der Nomooanon des Gregor Barhebraeus (f 1286) ist von Mai 
(Vett Bor. Nova Collect. t. X. P. II. p. 1—2680 herausgegeben $ & 5. säet. 1. 2. p. 28. 
29. wird de jejoniis gehandelt, dabei das Verbot des Samstags- und Sonntagsfastens, 
die Abstinenz in ferfa IV. et VI. eingeschärft. 

4) Bei Weltleuten, wie Gregor Barhebraeus 1. c. sagt. 

5) Ebedjesu Sobensis Metrop. Collect, c&nonum P. I. tract. V. c. 10. 11. (Mai 
op. eit* P. I. p. 88 seq.) 

6) Ebedjesu 1. c. c. 19. 

7) Ph. a Carboneano 1. c; p. 48. 49. 

8) Manuel, deeret art, 6. Balsam, in Marei quaest. 55. 56. ( Leuncl . I. p. 240* 
380. 389.) 

9) Baisamon in Marei q. 50. (1. c. p. 386. 387.) 



Die Festlage. 


m 

Das natürliche Fasten vor der Commiinion ist allenthalben vorgescbrie- 
ben und vorausgesetzt 1 2 ). 

Was die Festtage angeht, so werden sie, abgesehen von den 
Maroniten und Italogräci, die dem römischen Kalender folgen a ), 
nach der altüblichen Weise gefeiert. Die Feste der Griechen sind 
in der Hauptsache die in der Novelle des Alexius Gomuenus aufge¬ 
zählten 3 ); während der Quadragesima werden keine Feste der Heili¬ 
gen und Märtyrer gefeiert 4 ). Fiir die Armenier schrieb Eugen IV., 
wie die Byzantiner längst von ihnen gefordert 5 6 ), ausdrücklich vor, dass 
sie am 1. Januar die Beschneidung Christi, am -6. Januar Epiphanie, 
am 2. Februar Mariä Reinigung, am 25. März Mariä Verkündigung, 
am 24. Juni Johann den Täufer, am 25. Dezember Weihnachten zu 
feiern hätten 4 ). Sonst wird die alte Festfeier, namentlich in den be¬ 
weglichen Festen, ohne Anstand geduldet und geachtet; die Abys- S 
sinier, die Ostern an einem anderen Sonntage als die Lateiner feier¬ 
ten, desshalb zu beunruhigen ward verboten 7 ). Neuerungen dürfen ohne¬ 
hin nicht eigenmächtig eigeführt werden. 


So hätten wir denn diesen Abriss eines orientalischen Kirchen- 
rechts, soweit es unsere Materialen gestattet, zu Ende geführt. Wir. 
wünschen nur, dass er Andere zu weiteren Forschungen hierin an-, 
rege; über seine Mängel sind wir vollkommen klar. Es wird in die¬ 
ser Abhandlung den Einen zu viel, den Anderen zu wenig gesagt 
scheinen; zu wenig denen, die eine ausführliche historische Entwicke¬ 
lung der in Frage kommenden Dinge gewünscht, zu viel denen,. die 
manches Material aufgenommen finden, das nach streng juristischer 
Auffassung nicht hierher gehört. Inzwischen lässt sich auch unserer¬ 
seits gegen die erstere Ansicht geltend machen, dass wir, um jenen 
Wunsch zu befriedigen, ein starkes Buch hätten schreiben müssen, 
nicht eine Abhandlung, und gegen die zweite Meinung wäre zu erin¬ 
nern, einerseits, dass so Manches berücksichtigt wurde, was blos zum 


1) VgL e. B. besügliok dar Armenier die Coilectio c&nonum Eod. Annen, bi 
Mai Nova Coli. t. X. P. 1L p. 273. 

2) VgL I. Abechn. S. 197. 

9) Leuncl. Jus. Gr. Rom« t. I. p. 160—162. 

4) Goar Etteholog. p. 206. n. 1., p. 206. q. 21. 

b) Theorien! Disput, apud Mai op. cit. t VI. P. 1. p. $76 seq. cf. p. 421. Le 
{Juien Or. ehrist. t. I. p. 1367. 1368. 

6) Bell. Rom« t. I. Conet. 19. Ph. a Cmbotuano de sacris ritibus c. 6. §. 3. 

p. 47. 

7) Congr. 8. Offic. 27. Juli 1631. PA a Carboneano Append. ad traet de le* 
gib« q. 1. t l p. 90. 
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erständriiss deä Ganzen dienen iofl iinddafUl notWendig schien, 
andererseits, dass bei dieser mühsamen Gruppirung' vöh Rechtsfeftfoen,' 
Thätsächen und Bestimmungen aller Art, bei dieser ersteh'Arbeit noch 
nicht jene systematische Gliederung ihV Auge g eftast Werden 1 2 Konnte/ 
vlle sife bk’ einet' Ueberärbeitung leicht sieh darbietel ‘Dada WiVdifese' 
Anforderung nicht ganz und gar vernachlässigt, davon wird eich der 
kündige Leser überzeugt haben. ÜebrigenS lässt sieb alles hier Ge¬ 
sagte ohne grosse Schwierigkeit Unter 1 verschiedene Titel (Jer grego¬ 
rianischen Dekretafori einfiigen und eä niag darum auCh von dieser 
Seite das Zuviel in einzelnen Punkten' seine Rechtfertigung finden. 

Noch ist —- und das bildet eine 'HatrpiAchwierigkelt der Dar¬ 
stellung — das orientalische KirdhenrecHt nicht 1 nach 'allen'Richtungen' 
hin bestimmt ' genüg ausgeprägt, noch harren viele Wichtige Fragen der' 
Entscheidung durch die oberste 'kirchliche Behörde. Viel lässt sich' 



in dres'er Beziehung VdU dei neUCrt, aus de» Oongiegation dei Pro¬ 
paganda abgezWeigten Congregätio pro negotihi'rittis oMentalis erwar-’ 
ten. Ein kurzer Blick auf das enc3 r dli^eh‘e Schreiben Rtöharf i Pon l ti- J 
fices vom 6. Januar 1862*), das deren Errichtung und Organisation 


enthält, mag den Schluss dieser Arbeit bilden. 

’ , , Der, päpstliche Erlass berührt in seinem Eingang in gedrängter 
Soirze dasjenige, was im ersten Abschnitt dieser Abhandlung bezfig- 1 
lieh ^ er Vorsorge des heiligen Stuhles für die Orientalen ausführlicher 
erörtert worden ist. Er weiset sodann darauf hin', wie schon vor Cie- 
mens. Vn|. ejne Congregatfon de rebus Graecörum bestand und unter 
diesem Papst eine neue derartige Behörde super negotiis ädei et reli- 
gionis errichtet wurde, die dann in die Propaganda überging. Diese 
1622 errichtete Congregation de Propaganda fide hatte einen sehr aus¬ 
gedehnten und vielseitigen Wirkungskreis a ); schön im ersten Jahrhun¬ 
derte ihres Bestehens hat sie eine ausserordentliche Thätigkeit entfal¬ 
tet 3 ). Bei der Verschiedenheit und Mannigfaltigkeit des Ritus und 


1) fl. den vorigen Band des Archivs Heft 2^ S. 268 ff. 

2) Es heisst in der Constitution Gregor's XV. vom 22. Juni 1622, der Papst 

*ohe, at (Cardiualee hujus Cöngregationis) omnia et singnla negotia ad fidem in uni- 
verso mundo propagandam pertinentia cognoscant et tractent, etgraviora, quae tracta- 
verint, ad Nos r$ferant, alia vero per se ipsos decidant et expodiant pro- eorum pru- 
dentia *, Missionibus omnibus ad praedicandum et doceodum Evangelium et eatholieain 
doctrinam Superintendant; ministros necessario® eonstituant et ‘muten®. ^Nos enim 
eid tam praemiasa-fuam omnfia et singuia desupei necessarta et opportun* (etiam si 
talia fuerint, quae specialem, specificam et expressam röquirant mentioUetn) faoiend^ 
gerendi, tractafadi, agendi et exsequendi- plenam, liberam et amplam faicultatem, aucto- 
ritatem et potestatem apostolica auetoritate earumdem tenore pr&eseatium concedi- 
mu8 et frnperthnur. / < , u. f - ,t*» > . i : 

3) Eine ansiebende, aber nicht erschöpfende Darstellung gib); das öfter sage- 





Anordn«ogei)i?v“ s ^*» »ft, ; #jr Bulle Rom«ü Pontifaes; vojp 6. Juni 1862,. i9fc 

derDiscip&n . stdjte sich; aber, wie dae apostolische Scbreibea forfr 
fährt y. die; iNetbwendigkeit heraus , dass einige besonders schwierige* 
und eine genauerePrüfung*erfordernde Geschäfte noch* peculiariter von. 
einigst der dieser Congregation zugetheüten Cardinälen verhandelt und 
vorgenommen .würden. .. Desshalb wurden unter Urban VUI. atts dem 
Schoösse der allgemeinen Congregation ffir Ausbreitung des Glaubens* 
zwei besondere errichtet, eine super dubiis Orientaliüm, eine super» 
correctione: Euchologii Graecorum;' an die Stelle der letzteren trat; 
unter Clemens XI. mit Erweiterung des ursprünglichem Planes die,* 
Commission sbper correctione librorüm Orientaliöm. Ueberhaupt wur¬ 
den buch nach anderen Seiten' hin besonders schwierige Gegenstände 
durch spezielle Ausschüsse Und Deputationen dfer Cardinal« dieser all- 
gemeinen Congregation erledigt.* Das bahnte den Weg zu der neuen, 
von dem regierenden Papste lauf Vorschlag einer besonderen Commis-* 
sieh von Cardinälen und * Prälaten beschlossenen : MasSregel, die um* 
so nöthiger' war, als der Geschäftsdrang der Propaganda bei der Aus¬ 
breitung der Kirche' in Amerika, Ooeanien, Ostindien, China, bei der 
Vermehrung der bischöflichen Stühle und apostolischen Vikariate so¬ 
wie der Missionen eine ungemessene Ausdehnung erhalten hatte. < 

-i. Die wesentlichen > Anordnungen Pius IX. sind nun folgend»;: 
1) Von nun an zerfällt* die* Congregation der Propaganda in zwei* ver¬ 
schiedene Sektionen, wovon die eine 'die Geschäfte des; lateinischen, 
die * ändere ; die des**'orientalischen RiftW zu besorgen hat. 2) Die 
Zweigcongreg&tfon super correctione libronun Orientalittm ist aufgelöst 
und ihr Geschäftskreis der neuen Congregation, das ist der zweiten! 
Sektion der Propaganda für orientalische Angelegenheiten zugewieSen.* 
3) Dieser nede Ausschuß pro Orfentalftnw steht unter dem' Gentral- 
präfekten der Propaganda, so dass* beide Abtheilungen denselben Cai* 
dinal zum Präsidenten 1 haben'; <er hat zu Mitgliedern mehrere! Cardi- 
näle der Propaganda, (dermalen 8), sodann seinen eigenen Sekretär, 
besondere Consultoren (dermalen 15, worunter 8 Italiener, 5 Deutsche, 
einen Franzosen einen Engländer) und sein Unterpersonal.. 4) Die 
neue Partikularcongregation : für den orientalischen Ritus hat alle .An¬ 
gelegenheiten der Orientalen zu verhandeln, auch die gemischten, d. 
h. solche, die in Ansehung der Personen oder der Sache atich die 
Lateiner berühren, wofern sie es nicht vorzieht, diese letzteren an die 


führte Werk v. Mejer. Manche Notizen finden sich bei C. Bart. Piazza Opere pie di 
Roma p. 749 seq., bei dem Cardinal de Lucd II Cardinal pratico c. 30., bei Th. Sip- 
fHd Bayer nnd Carl Mendel Breve Compendinm historiae Congre^. Cardinaliuin de 
Propag. Fide Regimont. 1791, bei' Dorotheas Ascianus (Matthias Zimmermann) de 
Montibus pietatis Romanensibus, Lips. 1670, bei Bangen die römische Curie u. s. f. 
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allgemeine Versammlung zu bringen. 5) Dieselbe führt den Namen 
Congregatio de Propaganda fide pro negotiis ritus orientalis und hat 
das Siegel der Propaganda. 6) Die Cardinäle derselben haben bei 
ihrem ersten Zusammentritt die Geschäfte der verschiedenen orienta¬ 
lischen Nationen und Riten dergestalt unter sich zu vertheilen, dass jeder 
Cardinal ständig und dauernd (stabili modo) die Angelegenheiten einer 
oder mehrerer dieser Gruppen unter sich hat, für sie Berichterstatter 
ist. 7) Der Sekretär der einen Abtheilung der Propaganda soll zu¬ 
gleich Consultor bei der anderen sein, womit die Connexion der Ge¬ 
schäfte gewahrt und der gegenseitige Geschäftsverkehr beider Sektio¬ 
nen erleichtert wird. 8) Unter, den Cardinälen der orientalischen Sek¬ 
tion soll einer vom Papste als Cardinahs Ponens ernannt werden 
(jetzt der deutsche Cardinal Reisach), der sorgfältig die Sta¬ 
dien zu leiten und zu überwachen hat, die erforderlich sind, um die 
Canones der orientalischen Kirche zu sammeln und, wo es nöthig ist, 
alle orientalischen Bücher jeder Art, Bibelübersetzungen, Bücher, die 
sich auf den katechetischen Unterricht und die Kirchendisciplin be¬ 
ziehen, zu prüfen (ad colligendos Ecdesiae orientalis cauones et ad 
examinandos, ubi Opus fucrit, omnes orientales libros, cujusque generis 
eint, sive hujusmodi libri respieiant Sacroriim Bibliorum versionem, 
aive catechesin sive disciplinam ’). Diese Bestimmung halten wir für 
sehr wichtig; sie bahnt den Weg, um viele Schwankungen und Ir¬ 
rungen zu beseitigen. Vor Allem ist eine Sammlung der die Orienta¬ 
len verpflichtenden Canone^ mit Ausseheidung des Unpraktischen und 
Unhaltbaren eine grosse Wohlthat für die orientalischen Katholiken, 
und zugleich ein hoher Gewinn für die kirchenrechtlichen Studien. 
Alsdann wird eine genauere und präcisere Darstellung der Rechtsverhält¬ 
nisse der orientalischen Katholiken möglich sein, als der gegenwärtige 
Versuch trotz mühevoller Forschung und Arbeit sie zu liefern vermochte. 

1) Im April 1862 meldeten die Zeitungen, dass eine päpstliche Encyclica an 
die orientalischen Bischöfe, dieselben zu eingehenden Berichten Uber den Zustand 
ihrer DiÖcesen an die neue Abtheilung der Congregatio de Propaganda fide pro nego¬ 
tiis ritus orientalis aufgefordert und zum Erscheinen bei der Canonisationsfeier der 
japanesischen Märtyrer in Rom eingeladen habe. — Dis im Archiv Vn, 169. Note 1. 
angekündigte EncMridion juris ecdesiae orientalis catholicae, auctore Jos . Papp - 
Szildgyi (633 pagg. 8.), über welches Herr Prof. Dr. Hergenrother im nächsten Hefte 
des Archivs eingehend berichten wird, ist", wie uns derselbe unterm 1. Juli 1862 
schrieb, inzwischen erschienen , aber weit dürftiger ausgefallen, als er erwartet habe. 
Es berühre manche wichtige Materien des orientalischen Kirchenrechts gar nicht, 
während es dem allgemeinen Kirchenrechte, auch dem österreichischen Concordate und 
der Instructio pro jud. eccl. in oausis matrim. sehr viel Raum widme, nicht immer 
mit der nöthigen Präzision. Nur in einigen Punkten gebe das Enchiridion bemerkens- 
werthe Notizen über die griechischen Katholiken im österreichischen Kaiserstaate. 

(A. d. JL) 
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Hat die im Mittelalter geübte strafrechtliche Behandlung der 
Häretiker einen dogmatischen Anhaltspunkt? 

von Dr, Wilb. Martens, Professor am bischöflichen Seminar zu Pelplin. 

Die*im Anfang dieses Jahres erschienene Schrift: „Freiheit, Au¬ 
torität und Kirche, Erörterungen über die grossen Probleme der Ge¬ 
genwart von Wilhelm Emmanuel Freiherrn von Ketteier, Bischof von 
Mainz 1 ),“ welche bereits 5 Auflagen 3 ) erlebt hat, ist von, allen aufrich¬ 
tigen und treuen Katholiken als eine überaus willkommene Gabe be- 
grüsst worden. Mit durchdringender Schärfe und vorzüglicher Klar¬ 
heit spricht sich der verehrungswürdige Kirchenfürst über eine Reihe 
von Fragen aus, die iu der heutigen Zeit so lebhaft discutirt werden. 
Besonderes Interesse erregt der 23. Abschnitt: „Religionsfreiheit und 
die katholische Kirche,“ wo u. A. auch die mittelalterlichen Zustände 
zur Sprache kommen. Die Auffassung des Mittelalters, welchem die 
Häresie als ein bürgerliches Verbrechen galt, bringt der hochwürdigste 
Verfasser in Beziehung mit der damals herrschenden Glaubenseinheit 
und dem lebendigen religiösen Bewusstsein, wie auch mit dem staats¬ 
gefährlichen Charakter mancher häretischer Associationen. Die Kirche 
habe den strafenden Zwang zwar nicht selbst gefordert, aber doch die 
Berechtigung zu demselben anerkannt. 

Es möge nun hier der Nachweis versucht werden, dass das be- 
zeichnete Anerkenntnis der Kirche sich auf eine sichere dogmatische 
Grundlage stützt. Zu dem Behuf wollen wir einige Ausprüche des 
alten und neuen Testaments vorführen und dann namentlich eine, wie 
uns scheint, zu wenig beachtete, ausdrückliche Entscheidung des 
apostolischen Stuhls in’s Auge fassen. 

I) YgL auch Archiv VII, 330<ff. Ei» Schreibe# des Bischofs von 
Mainz, Wilhelm Emmanuel an einen Freund in Tyrol (Prof. Frhr. von 
Moy), welches im April zu Innsbruck in den „Tyroler Stimmen“ und auch im Sepa¬ 
ratabdrucke, lodann aueh im „Mainzer Journal 11 1862 Nr. 101—108. erschien, verwahrt 
sic> gegen die Behauptung der „Bozntr Zeitung,“ als habe der Bischof in jener Schrift 
die Ansicht aufgestellt, dass jetzt überall und unter allen Verhältnissen die Reli¬ 
gionsfreiheit im Sinne des Zeitgeistes selbst gegen den Willen der Bevölkerung 
durch Akte der Staatsgewalt eingefUhrt werden müsse. Der hochw. Bischof erklärt, 
er habe in seinem Buche nur die Frage erörtert, ob Katholiken nach den Grundsätzen 
ihrer Kirche Das, was der Zeitgeist unter Religionsfreiheit verstehe, ehrlich und. auf* 
richtig anerkennen können und unter welchen Bedingungen. „Es ist in der That ein 
eigenes“Schauspiel, wenn der falsche Liberalismus in Tyrol, wo die Protestan¬ 
ten kein Recht haben, für diese die volle Freiheit;in Anspruch nimmt, während der¬ 
selbe Liberalismus im ganzen übrigen Deutschland, wo wir Katho¬ 
liken so lange zu Hecht bestehen, wie Deutschland christlich ist, uns wahre Parität be¬ 
streitet.“ M. S. auch unten den Artikel: Der östörre ichischö Reichsrath 
und das Concor dat». (Anm. d. B.) 

. 2) Die fünfte ist eine Volksausgabe, welche bei dem geringen Preise von 
5 Sgr. Jedem die Anschaffung ermöglicht. (D. R.) 
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Ip, dem Bttfhe, Numeri ,Cap. 45 ,v. 3?—$$. b«r|^hte^,pfo$|p Fql ? , 
gendes: „ ; _ ;;i ,, 

„Es begab sich aber, <ia die Söhne Israels in der Wüste waren, 
dass sie einen Menschen fanden, der Holz sammelte am Tage des 
Sabbath und sie brachten ihn vor Moses und Aaron und die ! ganze 
Gemeine: und diese verschlossen ihn in’s Gefängniss, weil Sie nicht 
Wussten, Was Sie ihit ihm thun, sollien. Und der Herr sprach zu Mo¬ 
ses: „Dieser Mensch soll sterben; die ganze Gemeinde Soll ihn stei¬ 
nigen ausserhalb des Lagers. Und sie führten ihn hinaus und stei* 
nigten ihn, und er starb, nie es der Herr geboten batte.“ ' 

Während hier auf die den Glauben mittelbar gefährdende Sab- 
bathsschähdung eine so strenge Strafe gesetzt wird, drückt sich das 
Huch Deuteronomium Cap. 13. V. 1 . ff. über die Machen Propheten' 
und Traumerdichter, welche den wahren Glauben unmittelbar antasten, 
folgeüdermassen aus: ‘ 

„Wenn in deiner Mitte (so spricht "Moses) ein Prophet aufsteht, 
oder einer vorgibt, er habe einen Traum gesehen und sagt ein Zeichen 
oder ein Wunder vor, und es geschieht, was er gesagt und spricht zu 
dir: lass uns hingehen und fremden Göttern folgen, die du nicht kennst, 
und ihnen dieneh, so sollst du die Worte dieses Propheten und Träu¬ 
mers nicht hören: denn der Hehr euer Gott prüfet euch, damit offen¬ 
bar werde, ob ihr ihn liebet oder nicht, aus ganzem Herzen und aus 
euerer ganzen Seele. Dem Herrn euerem Gotte fölget nach und ihn 
fürchtet, und seine Gebote beobachtet und seine Stimme höret: ihm 
dienet und ihm hanget an. Aber denselben Propheten' und Traüiri- 
erdichter soll man tödten: denn er hat geredet, euch abwendig zü 
machen von dem Herrn:“ ' ’ 

Daran sehliesst sich dann eine in der That streng* Bestimmung : 

_ „Wenn dein Bruder, dqr Sohn deiner Mutter oder deine Toch: 
ter oder das Weib in deinen Annen oder der Freund, den du liebst, 
wie deine Seele; heimlich zu dir -redet: lass uns btngehen und fremden 
Göttern dienen, die du nicht kennst noch seine Väter — so willige 
nicht ein und gehorche ihm nicht und dein Auge, schone seiner/.nicht, 
dass du dich erbarmest und ihn verbergest, sondern tödte ihn als j 
bald,. Deine Hand sei zuerst wider ihn und d,ann die Hand des 
ganzen Volkes. Mit Steinwürfen soll man ihn tödten, weil er dich 
abwenden wollte von dem Herrn,’ der dich herausgeführt aus demi 
Lande Aegypten, aus dem Lande der Knechtschaft, auf dass ganz 
rael es höre und sich fürchte und nimmermehr etwas dergleichen thue.“ 
Diese und ähnliche Bestimmungen der theoretischen Staatsord¬ 
nung fielen zugleich mit dem.C^rimonialgesetz fort, a(s der neu£ Bupd 
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in'sLeben trat und die Kirche Jesu Christi ihreWifksamkeit begann. 
Jesus Christus gab seinen Aposteln und deren Nachfolgern’ die ura-i 
fasaendsten, geistlichen VoUmachteö: die Apostel Sollten in seinem Na- ! 
raen die. Glaubenslehren verkünden, die Gnadenmittel spende* und die- 
Gläubigen leiten: den) Auftrag jedoch) über die Irrlehrer und dkjeniv 
gen^ welche die heiliget! Fetttage entweihen würden,: die Todesstrafe: 
zu verhängen? erhielten die Apostel nicht. ImUebrigen werbt Chri¬ 
stas die Gläubigen tor der Berührung mit denen,' welehe die RfeHgionsn 
Wahrheiten entstellen und- verzerren, indem er Matthä 7« v. 15. sagt:' 
„Hütet euch vor den falschen Propheten,’ welche in Schafsklei¬ 
dern izu e»$h kommen, inwendig aber reissende Wölfe, shid. a Auf) 
Grund ’de&teu gibt <dtf heilige Paulus seinem Jünger Titus folgende I»- r 
stntetion: ■ < ’• i - ■ . • 

■’ ..Einen ketzerischen Menschen (cupeTocäv ävöpwnov,• hae- 
retümrn hominem) meide nacht einet einmaligen oder zweimaligen Zu-' 
rechtweiaungV denn dtMWefcwt, -dass «in solcher verkehrt <fst und 
sündigt (fltyiapravei,- deKnquit), da; er sich selbst dasUrtkeil der 
Verd&mmaias spricht-“ (Br- an !Titus 3,j n. 10. 11., vergl. mit II. Job. 
v. 10. u. 11.) . ;, •• ! :.. ... n, i. : •' 

•Uv. Im Gegensatz« »u <lei rohen angeführten Vorschriften de» alten 
Testaments, welche verlangen, dass dÄr, falsche Prophet sogar von dem 
nächsten Verwandten getödtet werden, solle, beschränkt sich Paulus 
darauf, den rechtgläubigen Christen die Pflege des äusseren Umgangs, 
nnt den Häretikern m verbieten.. Die kirchlichen;Organe hingegen 
amri« befugt, diejenigen, welche; das Gesetz des Glaubens entasten, dem 
Heiden oder öffentlichen 'Sündern gleichzuachten (Matth« 18 , ! 17.) m. 
a. W. ms der KirchengeHteinschaftiiAUsausehliespen. Wenn, nun aber 
anhbldie;Kirche als solche wedets das Recht noeh die Pflicht hat, 
dergleichen «Strafen zu: verhänge», wiei/sie' die Bücher Natneri und 
Deuteronomium erwähnen,, so ist.danut keineswegs gesagt^ dass die 
Irrlehrer rok kiremAnhaage überhaupt unbedingt straflos sein sollen. 
Im Gttgentheil lässt sieh neigen, dass es der weltliche« Obrig¬ 
keit anhehnfäUt, gegen, jene eiaatisebrrite«., In dem nicht, genug zu 
beherzigen dm 18. .Capital de« Römerbriefsy welches das tmer schütter- 
lichte Fundament /für die christlich«’ Lehre von dem Vörhältniss zwi¬ 
schen der Staatsobrigkeit und, den Unterthanen ist, lehrt der. heilige Apo-» 
stelPaulträ: .. . u • • . .«<•♦ ;! 

, „Sie »(die Obrigkeit) ist Gotte«! Dienerin, dir ,tum Besten: wenn 
du aber Böses timst, : so; fürchtet dicht: - denn nicht umsonst, trägt «sie 
ein Schwert: dein sie ist, Geltes, Dienerin,,! eine Räehferiu tmi Be* 
steafangtifuD den,,<den,das .Bdl’ei-Ihgth“. ■ ■ .■ 
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In diesen Worten ist angedeutet, dass die Obrigkeit eine um¬ 
fassende Vollmacht besitzt, diejenigen mit Strafe zu belegen, welche 
böse und sündhaft handeln. Insofern nun die Abweichung von der 
wahren Glaubensregel und der Anschluss an die Häresie nach dem 
Ausdrucke des heiligen Paulus im Briefe an den Titus etwas Verkehrtes 
und Sündhaftes ist, insofern darf gegen die Häretiker die Strafgewalt 
der weltlichen Obrigkeit zur Anwendung kommen. Warum sollt« auch 
die weltliche Obrigkeit darauf beschränkt sein, die dem Leben, der 
Gesundheit und dem Vermögen der Unterthanen drohenden Gefahren 
abzuwenden ? Gewiss darf sie auch dem entgegentreten, was die Ehre 
Gottes beeinträchtigt und den Seelen der Staatsangehörigen schadet. 
Der Falschmünzer verletzt schnöder Weise ei» Majestätsrecht des Mo¬ 
narchen: aber ein wieviel grösseres Unrecht begeht derjenige, welcher 
anstatt des ächten von dem König der Könige beglaubigten Goldes der 
wahren Heilslehre bedenkliche und Willkürliche Doctrinen in Umlauf 
setzt! Der Giftmischer vernichtet durch sein Delict blos den Leih des 
Nebenmenechen: wogegen der Hlresiaroh der Seele einen Trank be¬ 
reitet, wescher für alle, die sich nicht in bona fide oder in ignorant» 
invincibili befinden, geradezu tödtlich wirkt. 

Dies aus der heiligen Schrift abgeleitete Resultat, dass die welt- 
tiche Obrigkeit als Gottes Dienerin gegen die Häresie eine Strafgewalt 
ausüben darf, gewinnt eine unzweideutige Bestätigung durch eine De- 
cision des höchsten kirchlichen Lehramtes. 

Unter den Thesen, welche Martin Luther in der ersten Zeit sei¬ 
ner antikatholischen Wirksamkeit aufstellte, befindet sich auch folgende : 
„Haereticos comburi est contra voluntatem spiritus.“ 

Diese These, bei welcher Luther vielleicht an Johann Huss ge¬ 
dacht hat , ist nebst vierzig anderen' an Papst Leo Kl in der Bulle 
Exurge Dotaine vom 16. Mai 1520 censurirt worden: und zwar 
schliesst die Bulle mit folgendem Gösammturtheil-: 1 

Praefatos omnes et singules artieulos s«i errores , tanquam, ut 
praemittitnr, respective haereticos aut scandalosos aut falsos aut pia- 
rum aurium offeusivos vel simpliciam mentium seductivos et veritati 
catholicae obviantes damnamus, reprobamus atque omnino rejkimus. 

Hiernach muss es dahingestellt bleiben, von welcher speziellen 
Censur die betreffende These (die 33.} betroffen worden. Wir können 
nicht mit Bestimmtheit behaupten, dass die liervorgehobene Proposition 
des Wittenberger Reformators schlechthin faaeretisch sei: aber so viel 
steht unbedingt fest, dass dieselbe an irgend eiuem mehr oder minder 
erheblicheu Defecte leide, und man Auf- ohne Zweifel -• * 

die entgegengesetzte Fassung der These: haereticos comburi non 
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est contra voluntatem spiritus als Ausdruck der ächten katholischen 
Lehre betrachten. 

Welchen .Sinn hat npn der eben angeführte Satz? Unseres Erach¬ 
tens wollte der Papst als übereinstimmend mit dem depositum fidei 
bezeichnendass es dem göttlichen Willen nieht widerspreche (contra 
voluntatem spiritus, d. h< spiritus sancti), wenn die weltliche Obrigkeit 
auf Grund der empfangenen Vollmacht die Häretiker als Uebelthäter 
bestrafe, und sogar hiurichte. Somit dürfte es also für die im Mittel- 
alter gegen Häretiker,' insbesondere gegen Häresiarchen in Anwendung 
gebrachten criminalrechtlichen Proceduren nicht an einer dogmatischen 
Basis fehlen. Um so mehr müssen wir uns also als Katholiken hü¬ 
ten, jene Präzis der betreffenden Periode mit dem falschen Liberalis¬ 
mus für die Eruption einer fanatischen Bornirtheit oder eines unersätt¬ 
lichen Blutdurstes zu halten; der Vorwurf der Grausamkeit wird schon 
abgewehrt durch die alte Rechtsregei: qui jure suo utitur neminem 
laedit. 

Waren aber die Fürsten des Mittelalters berechtigt, die Häresie 
als ein Staatsverbrechen anzusehen und zu bestrafen, so muss auf 
Grund der päpstlichen Decision auch noch heute den (katholischen) 
Trägern der weltlichen Obrigkeit jenes Recht an und für sich ein¬ 
geräumt werden. - Hiernach möchte ich dem hochwiirdigsten Herrn 
Bischöfe von Mainz widersprechen, wenn derselbe mit dem Satze „dass 
die Anwendung eines äusseren Zwanges (seitens der Staatsgewalt 
gegen die Häretiker) jetzt; nachdem die mittelalterlichen Verhältnisse be¬ 
seitigt seien, von selbst wegfalle, u (a. a. 0. S. 146) gemeint hätte, 
dass die Berechtigung der Staatsobrigkeit zu derartigen Proceduren 
ein für allemal erloschen wäre. 

Es fragt sich nun aber: haben die dem katholischen Bekenntnisse 
zugethanen Regenten die Pflicht, jene Strafgewalt gegen die Häre¬ 
tiker unter allen Umständen zu üben? - Diese Frage ist zu verneinen. 

Vor Allem muss man sich an das unwandelbare Axioni erinnern, 
dass nur derjenige gestraft werden darf, der mit einer bestimmten 
Schuld behaftet ist. Mit einer Schuld, und zwar mit einer sehr schwe¬ 
ren' Schuld, mit einer unleugbaren Sünde belasten rieh diejenigen, 
welche freiriWlig die bisher genossene Mitgliedschäft der katholischen 
Kitche aufgeben, um sich einer akatholischen Sekte anzuschliesseU. 
Gegen diese darf nach dem Obigen eine katholische Staatsregienmg 
Strafen verhängen, ohne dass es derselben jedoch benommen ist, wie 
in rein politischen Dingen, eine Amnestie zu gewähren und die Be¬ 
strafung zu suspendiren. Ganz anders als die vorstehend be¬ 
schriebenen Apostaten sind die in der Häresie Geborenen und Aufge- 
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)V waehsenen zubeurtheilen: denn-da diese letzteren (abgesehen von dem 
durch die Taufe angeknüpften inneren Bande) der Kirche niemals 
äuBsdrlieh’ angehört haben, 'so trifft sie weder die Schuld noch die Strafe 
des Abfalls. Zwar ist es auch ihnen, sofern sie sich nicht ln igno- 
rantia invincibili befinden, möglich, mit der Gnade Gottes die Waht- 

* heit Zu' erkennen V und es liegt ihhen die Sittliche Pflicht ob, nach 
gewonnener Erkenntnis» der auf den ^Felsen Petri gebauten' heiligen 
Kirche Jesu Christi Sich annuschliessen. Ob 1 und waim über' für den Ett- 

I 

zelnender Zeitpunkt eintritt, mftwelchem sein Verbleiben in der Häre- 
sie sündhaft wird, das'entzieht 'sich jeder äusseren Beobachtung Und 
Oontrolle. Demgemäss hat nach deiH' Satze de intSmis non judicat 
Praetor die weltliche Obrigkeit kein Recht, die im Irrglauben 'Gebore¬ 
nen mit Strafe zu belegen: sie darf sogar denselben!unbedenklich Re¬ 
ligionsfreiheit gestalten. Geniessen aber die eben bezeichneten öate- 
gorien in einem Staate einmal' Religionsfreiheit, dann lässt sich auch 
gegen die Katholiken, welche sich einer akatholischen Societät ztt- 
wenden, ; nicht füglich mehr ein Strafreeht Austiben. Wem gestattet 
Ist, das öffentlich zu bekennen,' was ihm von Jugend auf als religiöse 
Wahrheit dargestellt worden , der wild mit Berufung auf den Satz 
„was dem einen recht ist, ist dem. anderen'billig*“auch für die seiner 

• Genossenschaft Hinzutretenden • die Gewährung > dis freien Bekenntnisses 
postuliren können. Mit Rücksicht hierauf stimmen wir dem bei,' Was 
die citirte Schrift S. 153. sagt, dass unter den gegebenen Verhältnis-, 
stn die Staatsgewalt am besten thue, volle Religionsfreiheit' 1 ) zu ge* 
währen: ohne dass wir den Oben behauptete« Standpunkt von dem 
dogmatischen Fundament des staatlichen Strafrechts'in Betreff der for¬ 
mellen Häretiker verläugnen. Je weniger aber 1 nach der neueren Ent¬ 
wickelung die Staaten das, was dem Gewissen anheimfallt, in ihre 
Sphäre'ziehen, desto mehr muss die 1 Kirche mit'geistigen‘Waffen den 
Irrthum bekämpfen und für hie Wahrheit einstehen'; desto mehr haben 
wir als Kathdlikenj wie der Herr Bischof von Ketteier a. a. O. S. 170, 
171v se schön sagt, „die Pflicht, unsere Fehler abzalegen, alte Miss¬ 
brauche in der Kirche zu- beseitigen,* alte Selbstsucht und Trägheit en 
überwinden, den“eigenen schlechten Geist abzulegen und Christi Geist 

! dafür anzuziehen, die höchste Opferbegoistcrttng mit brennender Seden- 
. liebe zu vereinigen, damit wir Alle Gegner , die eines guten Willens 
y sind zu der Einsicht bringen, dass manches «Böse, was sie wahrge- 

. ;l) Eine Bescfar faknng wird jedoch hinsichtlich ernttUm grawbt, welche den 

persönlichen Gott U^gnen und die,Sittlichkeit gefährden. hiernach,hätten s. ( B. die 
sog, Üeutackkatholiken, deren Sprecher ganz offen dem Pantheismus huldigen, keinen 
Ah e ^z ci anf Duldung. . :r • 1 
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üötom enthalten, nicht''die KirChe ist, sondern unsere Ahnieligkeit, dass 
anderes Böse, was sie wahmmehmen glaubten, Uicht da ist, dasä aber 
die' Kirche in ! ihreh L^hf^n urld Ihren Gesetzen ''ganz schön', ganz 
‘herrlich, gantf -Wahrhaft, ganz göttlich iitidnnr ihrer'höchsten' Liebe 
Würdig fctf 4 ‘ ’ • 


Die Donaerstagsämtervor aüs^esetztem 'AUerheiligsteü. 

(Ans dem Pastoralblatt für die ErzdiQcese Müncben-Freising 1861* Nr. 48.) 

* * • »: t *»*'*. • ’ 1 i ^ ) 

In vielen Gegenden Deutschlands sind die sogenannten Donnere- 
tagsämter gebräuchlich} dies besonders da, wo eine Corporis-Christi- 
Bruderschaft sich befindet. Wir wollen hier das Nothwendigste über 
dieselben anführen. 

Papst Clemens XI. gewährte ex indulto vom 17. August 1715, 
dasB in Deutschland an jedem freien Donnerstage Officium et Missa 
vom a^rhefiigs^ep Sakramente genommen werden dürfen. , , 

Frei ist aber jener Dopnerstag, auf welchen kein festum novem 
lectionum, keine VigiT und keine solche Ferle fallt, an welcher nach 
Vorschrift der Rubriken das Sonntags-Officium recitirt werden muss. 
Auch erstreckt sich dieses Indult nicht; auf die Donnerstage im: Advent 
ijind in der Pasteuzeit. , 

A» solchen freien Donnerstagen pan, an denen das Officium de 
SS. Sacramento recitirt wird, jst die Votivmasse, „de.,SS. Euchariptiae 
ßacramenjo,“ die mit „Cibavit 4 * beginnt, zu wählen 1 ). Sie wird aber 
picht; in der Y^eise einer Votivmesse,. sondern tarnquam correspoqdens 
officio recitato und desshalb mit Glorja, aber ebne Credo gesungen 2 ). 
,,Qie Praefatio ist.die „de Naftyftate,“ das „Communicantes“ das ge- 
.WÖhnJühe. Weil fragliche /Missa ritu isemjdupliciscelebrirt wird, fo 
hat sie wenigstens dt®i Oration^n,: die. egste,;dq SS. Sacramento^ d|e 
..zweite, die. .tretende commemoratio festi sjmplicis oder jene Oration, 
Welche; die Zeit des Kirchenjahres gemäss der Rubrik ..(de. orationibus 
p. 1. lit. IX.) als zweite Oration verlangt, und ebenso die dritte. 

Wenn diese Missa privilegiata durch ein auf den Donnerstag 
fallendes festum semiduplex gehindert ist, so wird die Missa „Cibavit“ 
in der Weise einer eigentlichen Votiv messe, also sine Gloria celebrirt 3 ). 
Als zweite Oration ist die commemoratio festi semiduplicis, als dritte 

1) S. R. C. 12. Jnl. 1664, Sie stimmt ganz mit der Festmesse in solenmjpjge 
Corporis Christi uherein, nur hat die Votivmesse keine Sequentip. 

8) S. R. C. 4. Jul. 1705. 

I) 8. B. C. 85. Sept. 1858 in Eyatett. 
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die Oratio A cunctis oder eine andere zu nehmen, welche die Rubrik 
für diese Zeit angibt. 

Dass diese Missa Cibavit nicht an festis dnplicibus, und sollte 
sie auch als solche gestiftet sein, genommen werden darf, versteht 
sich von selbst. In solchen Fällen ist, die treffende Tages- oder 
Festmesse zu appliciren mit der commemoratio SS. Sacramenti, und 
zwar an fest. dupl. minoribus et majoribns unter gesonderter, an festes 
dupl. I. et IT. cl., welche die commemoratio festis simplids aus- 
schliessen, unter Einer Schlussformel 1 ). 

Was die Stelle dieser Commemoration unter den andern Ora- 
tionen der Festmesse betrifft, so ist sie einzulegen nach allen andern 
von den Rubriken angeordneten Gebeten (post orationes de praecepto), 
aber vor den collectis imperatis und ante commemorationes votivas 2 ). 


De caeontiente dispensato ad legendam Missam votivam B. M. 

V. et de Requiem 3 ). 

(Aus dem Pastoralblatt für die Erzdiöcese München-Freising 1861. Nr. 62 .J 

Bekanntlich erhält ein im hohen Grade an Augenschwäche lei¬ 
dender Priester häufig das Privilegium, täglich eine Yotivmesse de 
B. M. V. oder beziehungsweise de Requiem lesen zu dürfen. Dfe 
hieher bezüglichen- Vorschriften sind folgende: 

1) Die Erlaubriiss zu dieser Votivmesse ertheilt der Papst, be¬ 
ziehungsweise die s. Congregatio Concilii. Der Bischof kann sie nur 
kraft besonderer Apostolischer Fakultät verleihen 4 ). 

2) Wenn der aitf den Grund- sehr grosser Augenschwäche also 
privilegirte Priester in der Folge das Augenlicht ganz verliert, so 
muss er für diesen Fall um ein neues Indult bitten. 

3) Der Assistenz eines andern Priesters hat sich der in Rede 
stehende Privilegirte dann zu bedienen, wenn ein Bedfirfaiss vor- 


1) S. R. C. 23. Jun. 1736 ad 8. in Brug., 16 Febr. 1737 in Mechlin. ad 8. 

2) Instr. dem. §. 17. n. 28. 28. 

3) Ueber die missae de Requiem überhaupt vgL man die ausführlichen Artikel 

von M . Vabbc P. R. in der Revue des Sciences eccUHastiques dirigeea par M. l’abbe 
D. Bouix. Arras, Rousseau-Leroy. 1862. Tom. V. (3e. ann4e, I. Semestre) pagg. 42— 
58, 264—277, 471—479, 547—573. Ueber die Votivmessen überhaupt (Archiv 
Vm, 50 ff.) s. m. auch Kirchl. Amtsbl. der Diöcese Münster 1862. Nr. 6. 
8. 38. (D. R. d. A.) , 

4) 8. R. 0. 12. April 1823. 
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handen oder wenn es im Indulte anbefohlen ist; der ganz Erblindete 
aber ist sub gravi verpflichtet, sich dieser Assistenz zu bedienen, und 
sollte ( dies auch im Indulte nicht beigefügt sein 1 2 ). 

4) Die Erlaubnis^, täglich eine Votivmesse B. M. V. zu lesen, 
erstreckt sich auf alle Tage und Feste, selbst die höchsten nicht aus- 
genommmen, also auch auf die Feste und Sonntage I. classis 3 ). 

NB. Am Weihnachtstage darf er nur Eine Votivmesse B. M. V. 
lesen 3 ). . 

, ,5) Es ist dem fraglichen Priester freigestellt, sich entweder das 
ganze Jahr hindurch des unter den Votivmessen B. M. V. zuletzt 
stehenden Formulars „a Pentecoste usque ad Adventum“ zu bedienen, 
oder auch die übrigen vier Votivmessformulare „de Beata“ je nach 
Verschiedenheit des Kirchenjahres zu wählen 4 ). 

, fi) Diese Missa votiva B. M. V. wird jederzeit nach den für 
private Votivmessen geltenden Gesetzen celebrirt. Sie hat demnach 
mit Berücksichtigung der für die Votivmesse de Beata nach speziell 
gegebenen kirchlichen Vorschriften folgenden Ritus: 

a) die Paramentenfarbe ist das ganze Jahr hindurch die weisse 5 6 ), 

mag in der Tagesme'sse was immer für eine vorgeschrieben sein. 
Selbst an Sonntagen in der Fasten erleidet diese Regel keine 
Ausnahme ®). , 

b) Diese Messe wird immer sine Gloria (mit alleiniger Ausnahme 
der Samstage) und sine Credo celebrirt, selbst an Sonntagen und 
Marienfesten und deren Oktav«. 

Könnte jedoch der fragliche Priester die jeweilige Fest-Messe 
de B. M. V., wie sie dem Officium entspricht, celebriren, so 
dürfte er dieses nach einer Entscheidung der S. R. C. vom 
11. Sept. 1847 und hätte sich in diesem Falle, da er die Ta¬ 
ges-' und nicht die Votivmesse celebrirte, nach dem Ritus der 
Festmesse zu richten. 

c) Wie überhaupt bei privaten Votivmessen, so sind auch bei die¬ 
ser wenigstens drei Orationen zu beten: al6 erste die der Votiv¬ 
messe, als zweite die de Spiritu sancto, als dritte die pro eccle- 
sia vel pro papa 7 ). 


1) S. R. C. 12. April 1823. 

2) 8. R. C. llv Sept. 1847. 

3) 8. R. G. 11. April 1840. 

4) S. R. C. 12. April 1823. 

5) S. R. C. 20. Sept. 1806. 

6) 8. R. C. 23. Pebr. 1839. 

7) S. R. C. 20. Sept. 1806. 

iNklT für Ktrchraredit. VIII, 14 
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Die Tages - Oration zu commemoriren besteht liier keine Ver¬ 
pflichtung 1 ). 

7) Mit dem genannten Privilegium der täglichen Celebration der 
Votivmesse de B. M. V. ist die Erlaubniss der Lesung der Missa de Re¬ 
quiem an den Ferialtagen verbunden. Natürlich sind jiier nur jene Ferien zu 
verstehen, an denen überhaupt private Missae de Requiem statthaft 
sind, nicht aber die privilegirten Ferien (Aschermittwoch und die- 
Charwoche), eben so wenig die privilegirten Vigilien (von Weihnach¬ 
ten, Epiphanie und Pfingsten) und Oktaven (von Weihnachten, Epi¬ 
phanie, Ostern, Pfingsten und Frohnleiehnam). An diesen für private 
Requiemsmessen verbotenen Tagen liest er die Missa vot. B. M. V: 2 ). 

Es ist jedoch für den mit dem genannten Privilegium begna¬ 
digten Priester keine Verpflichtung da, an den für stille Requiems¬ 
inessen erlaubten Tagen eine solche zu lesen, sondern er darf jeder¬ 
zeit, also auch an diesen Tagen, seine gewöhnliche Votivmesse de 
Beata celebriren 3 ). ' ■ 


Die Votivmesse zu Ehren der heiligen Apostel. 

(Aus dem Pastoralblatt für die Erzdiöcese MUnchen-Freysiug 1862. Nr. 17.) 

Unter de» am Ende des römischen Misaale für die Wochentage 
enthaltenen Votivmessen ist für die Fer. IV. de Missa vot. de ss. 
Apost Petro et Paulo bestimmt. Die liturgischen Vorschriften, welche 
für diese Votivmesse und für die zu Ehren der Übrigen Apostel gel¬ 
ten, sind folgende: 

1) Die genannte Votivmesse beginnt mit „Mild autem“ und 
wird als Missa vot. privata ohne Gloria und Credo, mit wenigstens 
drei Orationeu, der Praefatio de ApostoÜSy dem „Benedicamus Domino“ 
und dem Evangelium s. Johannis am Schlüsse celebrirt. 

Ist an dem Tage, an welchem man diese Votivmesse liest, als 
dritte Oration die „ A cuactis “ vorgesehrieben, so> vertauscht man 
diese mit der „Concede“ Aus der Votiv messe B. M. V., damit nicht 
zweimal dieselben Apostel Vorkommen. In der österlichen Zeit be¬ 
dient man sich als Votivmesse zu Ehren der Apostelfiirsten der Missa 
„Protexisti“ aus dem Commune MM. temp. Pasch, mit den Collecten, 
der Epistel und dem Evangelium aus der Miasa „Mihi autem 4 ).“ 


1) S. R. C. 16. Mart. 1805. 

2) S. R. C. 20. Sept. 1806 de Herdt. Tom. I. Pars 1. n. 22. 

3) S. R. C. 12. April 1823 de Herdt. Tom. 1. Pars I. n. 22. 

4) Rubric. Missal. Rom. uaoh dieser Votivmesse. 
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2) Zn Ehren „Eines der beiden Apostelfürsten, z. B. 
des h. Petrus, liest man dieselbe Messe „Mihi autem *)“ mit der spe¬ 
ziellen Intention, diesen Apostel zu verehren; es ist in diesem Falle 
nicht nöthig, eine Commemoration «vom h. Paulas einzulegen, weil 
die Oration dieser Messe beiden Aposteln gemeinsam gilt 1 2 ). Man 
kann aber auch die dem h. Apostel Petrus eigene Messe „ut in ejus ' 
Cathedra, qua Romae prftnum sedit*' vom 18. Januar wählen; hier 
ist jedoch die Commemoration des h. Apostel Peulus einzulegen 3 ). 

In gleicher Weise verfährt man, wenn vom b. Apostel Paulus 
eine Votivmesse verlangt wird. Man nimmt dazu die beiden Aposteln 
gemeinsame, oder die dem h. Paulus eigene „ut in ejus eommemora- 
tjpne“ vom 30. Juni oder „de ejus conversione“ vom 25. Jan., in 
beiden letzteren Fällen mit der Commemoration des hl. Petrus vor 
allen anderen Commemorationen. Die fragliche Commemoration vom 
andern Apostel hat ihre gesonderte Schlussformel. 

3) AJLs Votivmesse zu Ehren „eines der anderen Apostel“ 
lese man die demselben zugehörige Festmesse mit der etwaigen Um¬ 
wandlung des „solemnitas“ in „oommemoratio“ und der Herttbernahme 
des Graduale nud des Trectus aus der Missa „Mihi autem,“ wenn es 
die kirchlidre Zeit erfordert 4 ). 

Ist die Missa propria weniger geeignet, wie es bei der Missa ss. 
Philippi et Jacobi und ähnlichen der. Fall ist, da sie beiden Aposteln 
und nicht einem gesondert gilt, so kann man die Missa „Mihi autem“ 
wählen mit der Oration ex Missa ^gillae Apostolorum, wobei man 
das solemnitas in commemoratio verwandelt und das „quam praeveni- 
mus,“ sowie „cujus nataütia praevenimüs“ weglässt. 

4) Wird eine Votivmesse za Ehren „mehrerer Apostel“ 
verlangt, so nimmt man ln dem Falle, dass es zwei sind, die ein ei¬ 
genes Messformular haben, dieses letztere (wie bei den h. Aposteln 
Simon et Judas am 28. Octob., Philippus et Jacobus am 1. Maj), 
sind es mehrere oder alle Apostel, so lese man die Missa vot. „Mild 
autem,“ wobei jedoch an die Stelle der dieser Messe eigenen Collec- 
ten jene ans der MiSsa ss. Apost. Simonis et Judae mit Weglassung 
dieser Namen treten. Wollte man die der Missa „Mihi autem“ eigene 
Oration beibehalten, so wäre der Zusatz zu machen, „concede, ut am- 
borum et aliorttm Apostolörum“ meritis. Zur österlichen Zeit ergänzt 


1) Gavantus P. IV. tit. 17. n. 6. 

2) de Herdt Tom. I. Pars I. n. 1 1. III. 

8} Aach dar Festimage vetia 28. JttMi kamt man sich bedienen. 

4) de Herdt 1. c. k 


14 * 
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man das in derselben Messe Fehlende aus der Missa . Protex istf“ vom 
Feste des h. Markus. 


Deber. den Untergang der Privilegien eines Klosters in Folge 
einer auch nur zeitweiligen Säoularisation, 

Entscheidungen des bischöflichen Generalvfcariats zu Eiehsütt vom 14. Mai 1860. 

(Aus dera EichitätterPaatoraJblatt 1860. Nr. 26. 27.) 

Ton Seiten eines Frauenklosters, der Dföcese Eichstätt, wurden bei 
dem bischöflichen Generalvikariate die dem Convente vor der Säcula- 
risation vom h: Stuhle gewährten ausserordentlichen Indulgenzen in 
anthentischen Abschriften in einem nach den vorhandenen Akten des 
Klosters abgefassten Berichte in Vorlage gebracht, mit der Bitte um 
Entscheidung, ob diese Privilegien gegenwärtig noch Giltigkeit haben 
öder ob sie in Folge der über das Kloster zeitweilig verhängten Sä¬ 
kularisation erloschen seien? ■ * " •• 

Das bischöfliche Generalvikariat hat in der am 14. Mai 1860 ab¬ 
gehaltenen Sitzung entschieden, „dass die vorgelegten Indul^ 
genzen des Klosters als erloschen zu betrachten seien:“ 

Entschsidungsgründe: 

Der in der. genannten Angelegenheit eingekommene Klostercon¬ 
vent leitet seinen Ursprung bis in das Ende des 13. Jahrhundert zu¬ 
rück. Nach der 1802 verhängten Säoularisation blieben dessen Mit¬ 
glieder, als Pensionistiunen und vereinigt tnit den ihnen zugetheilten 
Schwestern eines andern Klosters in dem KlQstergebäude unter einer 
von ihnen gewählten Vorsteherin beisammen. Erat im Jahre 1829 
erhielten sie von Seiten der weltlichen Regierung die Erlaubniss, wieder 
Novizinen aufnehmen und als Schulinstitut und mit Modifikation ihrer 
Regel fortbestehen zu dürfen. 

Um nun sagen zu können, dass dieses 1829 erneuerte Kloster 
noch im Genüsse der Privilegien des 1802 säcnlarisirten Conventes 
sich befinde, wäre der Nachweis zu liefern entweder: 

a) dass die neue Errichtung durch die Auctoritat des h. Stuhles sei 
bestätigt worden, und zwar mit aU den Privilegien, welche dem 
Convente früher zugestanden; oder 

b) dass das heutige Klosterinstitut mit dem vor 1802 bestandenen 
Kloster in einem derartigen Zusammenhänge verblieben, dass die 
Säcularisation eine Unterbrechung, beziehungsweise Aufhebung, 
genannter Privilegien nicht nach sich gezogen habe. 
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Mit keinem dieser beiden Nachweise aber vermag das die Ent¬ 
scheidung der oberhirtlichen Stelle nachsncbende Kloster aufzukom- 
men. Es müssen somit dessen frühere Privilegien als erloschen er¬ 
klärt werden. 

Ad a. Die Forderung, dass der Convent bei seiner Wiederher¬ 
stellung eine ausdrückliche Confirmatikm des h.Stuhles erhalten habe, 
hängt damit zusammen, dass er ohne eine solche überhaupt nicht als 
ein canonisch errichtetes Kloster gelten kann. 

Die kirchliche Gesetzgebung sowohl, als die Geschiche der Kirche 
lassen keinen Zweifel darüber bestehen, dass zur festen Begründung 
eines Klosters die Bestätigung des h. Stuhles von jeher als unerläss¬ 
lich betrachtet wurde. 

Ohne, auf die Zeiten vor Gregor d. G. einzugeben, für welche 
Mabillon (Afinalea benedict tom. L p. 176 sqq.) die bezüglichen 
Nachweise gegeben hat., genügt es, auf die Briefe dieses Papstes zu 
verweisen, unter denen mehrere Diplome sich befinden, welche eine 
Bestätigung verschiedener Klöster in und ausserhalb Italiens enthal¬ 
ten , zum Beweise, dass der h. £tuhl dieses Bestätigungsrecht in 
jenen frühen Zeiten bereits ausgeübt habe.. (Bullarium rom. tom. I. 
p. 193 sqq.) 

Für die Zeit de? Mittelalters bietet die Diözesangeschiohte selbst 
hinreichende Belege. Fast von allen iUteren Klöstern des Bisthunjs 
sind die päpstlichen Confirmationsbriefe noch bekannt. So die des 
Klosters Ahausen, deren ältester noch vorhandener von InnoeenzU. 
(3. Mai 1136) ist; des Klosters Hailsbronn, das bald nach seiner 
Stiftung 1132 von demselben Papste 1142 coefirmirt wurde; des Klo¬ 
sters Käst 1, dessen päpstliche Bestätigung i. J. 1109 ausgefertigt ist. 

Im Confirmationsbriefe des Bisehofes Otto, für das Kloster 
Planb stet teil 1138 aasgestellt, ist ausdrücklich auf die Zustim¬ 
mung des h. Stuhles hingewiesen; cum banno Beati Petri et cntptori- 
tate et seimtia Domfni Papae Innocmtii — coufirmavimus. Eine 
päpstliche Confirmation erholte sich das Klosterr Hei den heim, als es 
1152.neu organisirt wurde; Bebdorf liess sich’ebenfalls 1215 von 
Innocenz HI. bestätigten, ebenso Wülzburg von Honorius HL i. 
J. 1226. . 

Dasselbe findet sich bei den Frauenklöstern. Papst Johann XV. 
bestätigt 988 das neugegründete Kloster Bergen; Innocenz IV. con- 
firmirt 1248 das drei Jahre vorher gestiftete Kloster Engelthal, 
und zur Gründung von Gnadenberg ertheilt Martin V. die Erlaub¬ 
nis* im Jahre 1420. 

Allerdings gab es Klöster, welche blos unter bischöflicher Aue- 
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torität errichtet wurden, z. B. Mariastein iind Marfenburg: allein diese 
tftnUen nicht als canonisch' errichtet, sondern als blose Congregatio- 
rien von Schwestern betrachtet werden, welche eine von ihnen gewählte 
oder ihnen auferlegte Regel befolgen. 

Bas canonische Recht schreibt nämlich ‘bestimmt die'Einholung 
der Erlaubniss des h. Stuhles vOr, wenn es sich um canonische 
Errichtung eines neuen Klosters handelt. 

Die Decretale Gregors X. v. J. 1'278 (cap. fteUgtotiwn 1. Kb. Ht. 
tit. 17. in 6.) ordnet für die Mendikanten «nt Nec de novo domum 
vel aMquem locutn acquirant, sine ßedis ejusdem licentia speciali. Eine 
mehreren Mendfkanteuorden dessfaüs ertheilte Dispense Zog Bonifaz VIII. 
1298 wieder zurück (cap. Oum ex eo lib. V. tit. 6. in 6.) Cum ex 
eo, qood praedicatOres, minores et rellgiosi älii mendieantes, m civi- 
tatibus ... et aliis iocis ad habitandum domos vel loca de novo sus- 
ctpiunt eeu olim suscepta dimittunt, se ibidem ad alia transferentes, 
diversa scandala pUahdbque pröVehiant et frequente# damores ad'Sedem 
Apostollcam per/erantur: Nos super hoc prövidere volentee , hoc per- 
petub proMbemus edicto, he deinceps aliquis Vel allqUi de praedictis, 
quibhscunque super hoc prrvllegiis muöiti existaut, in aliqua civftate . X 
seu loco qnocunqne ad habitandum domos vel loca quaecunqne de 
novo recipere sCu hactenus recbptä mütare etc. . . . absque Sedis 
Apostolicae licentia speciali, plenam et expressam faCiente' de prohibi- 
tione hujusmodi mentionem; sisecus egerint, irritum dOcernimus. " 

Dieses Gesetz ist an sich nur die Pixirung einer bis zur Zeit 
BonifatSüs VIII. allgemein beobachteten Gewohnheit. Bezüglich der 
Klöster, welche den ältem Orden angehören, kann ein Zweifel nicht 
sein. Dem», wie im Btstham Eichstätt, so' triff' man überall anderswo 
unter den Documenten der Klöster die päpstlichen Cottfirmationsbriefe 
an. Aber auch die Mendikanten beobachteten schon vor dem Er¬ 
scheinen der Decretale „Cum ex eo“ dieselbe Gewohnheit. Die Bnl- 
1 allen der Dominikaner und Augustiner , noch mehr die Regest* Poii- 
tificia am Ende eines jeden Bandes vonWaddings Annalen der Mino- 
riten weisen eine (Menge päpstlicher Conftrmationsbriefe für neu er¬ 
richtete Klöster auf, welche vor dem Jahre 1298 erlasssen sind, und 
zwar nicht hlos für Mannsklöster, sondern auch für die Klöster der 
Clarissinnen. . 

Diese Bemerkung’ist desshalb zu machen, weil spätere Canoni- 
sten, und in neuerer Zeit noch Bo ui x de jure regulär. Paris. 1857 I. 258 
sqq.), [ebenso Mlttertniiiler Can. R. d. Regularen. Landsh. 1861. S. 35.] 
die Behauptung aufstellen: die Decretale „Cum ex eo“ binde Mos die Men¬ 
dikanten, und nur die Mannsklöster, indem sie nur von diesen sprechen. 
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Allein in ihrem geschichtlichen Zusammenhänge aufgefasgt, enthält diese 
Decretale kein neues Gesetz, sondern erklärt einfach, dass auch die Men¬ 
dikanten der dapals von allen übrigen Ordpn längst beobachteten Praxis 
unterworfen, und zur Einholung der päpstlichen Erlaubnis bei Grün¬ 
dung neuer Klöster verpflichtet seien. Die obengenannten Bullarien 
lassen keinen Zweifel, dass vom vierzehnten Jahrhundert an bis zum 
Concil von Trient die Praxis mit dieser Auflassung übere instimm te. 

Das Concil von Trient bestimmte (sess. 25. de regularibus c. 3.): 
nec de caetero similia loca (monasteria virorum et mnlierum) erigautur 
sine episcopi, in cujus dioecesi erigenda sunt , licentia prius obtenta. 
Daraus, dass hier das Concil die Genehmigung des Diöcesan-Bjschofee 
zur Errichtung eines neuen Klosters als nothwendig erklärte, haben meh¬ 
rere Autoren [z. B. auch Mittermüller a. a. 0.] gefolgert, es genüge zur Er¬ 
richtung eines Klosters die Erlaubniss des Bischofes allein, and es sei ferner 
jene des h. Stuhles nicht mehr einzuholen; allein diese Meinung ist für die 
Praxis, wie ihre Vertheidiger selbst zugeben, nicht anWendbar (D. Bou ix 
1. c. p. 254), nachdem Benedict XIV. (de synod. diöecesan. Üb. IX., 
cap. 1 .9.) erklärt hat, dass das Tridtentinum an dem früheren 
Hechte nichts geändert, sondern nur, ausser der bereits schon erforderlichen 
Erlaubniss des h. Stuhles, auch noch- jene des Diöcesanbischofes ein¬ 
zuholen befohlen habe. 

Für die Diöcese Eichstätt ist dieses ausser allem Zweifel. Die 
nach dem Tridentinuin im Bisthum gegründeten Jesuiten-Collegien 
sind durch den h. Stuhl bestätigt worden; die in der Oberpfalz wie¬ 
derhergestellten Klöster genehmigte Clemens IX. mit Breve vom 
24. Aug. 1667; als über die Gründung des Franzäskaner-Hoepitiums 
in Beilngrtes bei der Rota Rotnana ein Precesa anhängig wurde, 
ist die Nothwendtgkeit der Genehmigung de» h. Stuhles zur Gründung 
eines 1 Hospittams erklärt worden. Benedict XIV. (1. e.) führt gerade 
diesen Prozess über das Hospitium in Beitngries als Beweis seiner 
Behauptung-an: Quae emnia mature discussa at deftnita ftierunt ooea- 
trkme cujusdam causae Eyetettensis, fundationis hospitü, in quft trCs 
decisiones audltorii rotae emanarast, una die 10. Maji 1796, altera 
die 26^ Aprilis 1728 etc. Nur die Brbawng von Hospittien im ei¬ 
gentlichen Sinne d. h. pro regularium Her habmtkm eotmnedo, unter¬ 
liegt nicht der vorgängigen Erlaubniss des h. Stuhles. 

Wollte man aber auch auf dieses Alles keine Rücksicht nehmen, 
«q würde doch schon der Artikel VII. des bayerischen Concordates 
genügen, um die gestellte Forderung hinsichtlich des Nachweises einer 
päpstlichen Genehmigung bei Wiedererrichtung des fraglichen Klosters 
zu begründen. Dieser Arjübel spricht nämlich deutlich die Nothwen- 
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digkeit einer Dazwischenkunft des h. Stuhles bei Wiedererrichtung der 
Klöster aus: Insuper Majestas sua . . . aliqua monasticorum ordinum 
utriusque sexus coenobia . . . inito cum Sancta Sede consilio cura 
convenienti dotatione instaurari curabit. Unter den neueren Rescripten 
der Congregatio Episcoporum et Regularium finden sich auch wirklich 
solche, die auf Neuerrichtung bayerischer Klöster Bezug haben, als 
eines Franziskaner-Noviziates (1. Juli 1836), eines Noviziates der 
Conventualen in Würzburg (v. Jan. 1841) und zweier Convente der 
barmherzigen Brüder in Bayern (v. Juni 1851.) Nun ist aber gewiss, 
dass bei Wiedererrichtung des in Frage stehenden Frauenconventes 
von Seiten der Allerhöchsten Stelle zwar die Beiziehung des h. Stuhles 
in Aussicht gestellt ward, aber dass eine solche nicht erfolgte. 

: .i ■ i ■ * . • f 

Bei Fagnani (in capite grave, tit. „de offic. Qrdinar.“ lib. I. 
decretal. p. 53.) erfahrt inan den Grund, wesshalb der h. Stuhl bei 
Errichtung neuer Frauenklöster beizuziehen ist: Practica est, ut 
erectiones fiant a Sede Apostolica, turn propter gratias, indulgentia», 
privilegia et exemtiones, quae ab. illa impetrantur, tum propter facul- 
tatem educendi abbatissam ex aliis monasteriis pro novi, monasterii 
institutione. Weil nun bei Wiedererrichtung des fraglichen Frauen¬ 
conventes der h. Stuhl nicht beigezogen wurde und ein unten an^u- 
führendes Dekret v. J. 1841 dem Kloster keine ausserordentlichen In- 
dulgenzen ertheilte, so erhellt, dass von diesseits die: „gratiae, indul- 
gentiae, privilegia et exemtiones,“ weil nicht wieder verliehen, auch' 
nicht als zustehend anerkannt zu werden vermögen. 

Ad b. Obige Förderung eines Nachweises der erlangten päpst¬ 
lichen Conflrmation aller früheren Privilegien bei Wiedererrichtung des 
Klosters i. J. 1829 könnte nur . dann nachgesehen werden, wenn , man 
darzuthun vermöchte, es sei.eine solche Confirmation nicht nothwen- 
dig gewesen in Anbetracht, dass das heutige Kloster nicht ein neues, 
sondern mit dem 1802 säcularisirteu instetiger undgesetzwässiger 
Verbindung gebliebenes, also noch vollkommen , mit dem früheren Klo¬ 
nte* identisches sei. Allein «fieseIdentität, ist nicht vorhanden, folglich 
auch, nicht die Tbeilnahme des heutigen Klosters an den geistlichen 
Privilegien des vor 1802 bestandenen. - •, • 

Es ist zwar richtig, dass die Säcularisation nicht im Wege 
Rechtens verhängt worden, dass die Mitglieder des Klosters als Pen- 
sionistinnen beisammen blieben, dass von weltlicher Seite* 1829 die Er¬ 
laubnis znr Aufnahme von Novizinnen als rin Fortbestehen des Con¬ 
ventes bezeichnet worden u. s. f.; allein thätsächlich 'war durch die 
Säcularisation eine Auflösung des' alten Klosters fn der Art 1 herbeige- 
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führt worden, dass der 1829 restaurirte Convent als ein neuer ange¬ 
sehen werden muss. 

Der 1802 zur Säcularisation bestimmte Convent war unzweifel¬ 
haft ein canonisch errichtetes Nonnenkloster. ' Zu einem solchen 
aber gehören als wesentliche Eigenschaften; die Genehmigung des b. 
Stuhles, eine wenigstens für 12 Chorfrauen hinreichende in Grund und 
Boden bestehende Dotation, die clausura papalis und vota solemnia. 
Diese wesentlichen Eigenschaften wurden aber durch die Säcularisation 
faktisch aufgehoben. 

Es wurden in den Convent Schwestern aus einem andern Klo¬ 
ster transferirt und nach dieser Translation der Convent dureh Wahlen 
neu constituirt. Eine solche Transferirung, da sie die Aufhebung der 
Klausur in dem auswärtigen Kloster voraussetzt, hätte der Eraubniss 
des h. Stuhles bedurft. Indem sie ohne solche geschehen musste, war 
clie clausura papalis in beiden Klöstern aufgelösst, konnte auch wegen 
des Dranges der Zeitverhältnisse nicht mehr beobachtet werden. 
Durch die verhängte Säcularisation wurde ferner dem Convebte das 
Klostergebäude und seine Dotation in Grund und Boden entrissen, und 
die Können durften nur gegen Entrichtung eines Miethzinses im Klo-' 
stergebäude verbleiben. Das Noviziat wurde nicht beibeihalten, die 
Regel konnte nicht mehr vollständig beobachtet, der Verband fnit den 
Ordensoberen musste aufgegeben werden u. s. w. Der Convent ver¬ 
lor also alle jene wesentlichen Eigenschaften, welche nothwendig ge¬ 
wesen wären, um als ein Kloster im canonischen Sinne des Wortes, 
das er vorher war, fortzubestehen. 

Die Restauration v. J. 1829 gab ihm diese Eigenschaften nicht 
mehr zurück. Einmal geschah sie ohne Mitwirkung des h. Stuhles; 
dann ohne Herstellung einer fixen Dotation, indem Klostergebäude und 
Grundstücke nicht wieder in das Eigenthum des Klosters übergingen, 
sondern modo preeärio ihm ehigeriUnt wurden; endlich mit Abände¬ 
rung der Klosterregel, indem öffentliche Schulen mussten angenom¬ 
men und'vor dem 20. Lebensjahre gar keine Gelübde', bis zum 33. 
Jahre keine ewigen Gelübde durften abgelegt werden. 'Es ist klar, 
dass hier eihe' Identität mit dem Convente vor- 1802 nicht < vorliegt, 
also auch keine Theilnahme au den aussergewöbnliehen Privilegien des 
letzteren. , 

Jeden Zweifel hebt eine Entscheidung des h. Stuhles in Sachen 
der restaurirten Nonnenklöster des Bisthums Eichstätt. Im Jahre 1841 
wurde der Congregatld Regularium vorgetragen, wie diese Klöster nur 
unter ; Modifikationen wiederhergestellt werden konnten , welche der 
Ordensregel und den eanonfschen Vorschriften widerstreiten, namentlich 
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in Hinsicht auf die Uebernqhme von Schulen und die blo? dreijähri¬ 
gen Gelübde. Am 2. April 1841 berieth die Congregation über fol¬ 
gende Frager» : 

1) Ob man diesen Klöster» die weitere Beibehaltung öffentlicher 
Mädchenschule» erlauben und den Bischof der Diöcese zur . entspre¬ 
chenden Regelung der Claqsur bevollmächtigen könne? 

2) ob in.Folge dessen dem Bischöfe auch die Vollmacht gege¬ 
ben werden solle, die. Ordensregel,zu. mildern, namentlich an Schul¬ 
tagen die Lehrerinnen vom Chor zu dipensiren and die _ Ver¬ 
pflichtung ,zum Cborzu commutiren? 

8) ob hinsichtlich des Noviziates und der Triennalgelübde der 
Bischof den 'Zeitumständen sich anbequemeu könne, und ob diese 
Triennalgelübde nach dem Ritus des Pontifikalg abzunehmen seien ?,< 

4) ob solche Triennalgelübde mit der Intention abgelegt werden 
können, sieh für immer zu binden; und wenn nicht, was hinsichtlich 
.derjenigen zu sagen sei, welche mit dieser Intention sich bereits ver- 
gelübdet haben ? ’ 

5} ob nach dem 33. Jahre die bisherigen. Triennal-Professen 
alsbald zur Ablegung ewiger Gelübde zuzulassen sei«»? 

Die Entscheidung dieser fünf Punkte-lautet: 

*,In Congregatione generali, die 2. ApriUs 1841 in Palatio Apo- 
stolioo Vatieano, referente Emo Polidori, Emi Patres ad proposita 
dubia reecripserunt, nempeiad 1) Affirmative juxta modum ; scilicet 
cubiculis monasterio adnCxis, sed separatis a clausura scholae erigap- 
tur pro puellarum instructione atque «ducatione , et ideo äoä vel al¬ 
tera ex mdnialibüs a superiorissa designandis e clausura -egredi atque 
diebus et horis assignatts in seholis versari possiat iterum deiqceps 
in clattsuram reversurae, atque officium magistrarura sub. iramediata 
obedientifi ab Ordinario et depeudentia a superiorissa exeroere poasint. 
Provideat vero Ordinarius, ut jaima, ex quft aditus ad seholas patet, 
caute custödiatur. 

Ad $) Affirmative in Omnibus arbitrio et prüdentiae Episcopi. 

Ad 8) Ex gravibaS eausis affirmative , donec aliter a. S. Sede 
definitum fuerit, non servato tarnen ritn pro professiorabus votorum 
solemnium adhibCndo. 

Ad 4) Vota ad triennium emissa non esse solemnia nec expedire, 
ut piae illae Tiegines, dum verbis trieunalia lila vota prpnuutiant, ani- 
mum habeant, obligandi se votis perpetuis; quod' si eartim aliqua 
illum habuerit, recurrat Epieoopus ad S. Poenitentiariam, si eidem.vgl 
«Hspeasationem vel commutationem votorum cum interna iiia. voluntate 
peractocum, licet verbis trienualia uuncupaverit, impertiendam censeat. 
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Supplieandum autem 1 Sanetissimo, ut monialee, de quibus agiiur, dig- 
netur partieipes> decemere gratiis et favoribns spiritualibus; ac si pro- 
fessionem votorum solemnium emisiseent. 

' Ad 5) Affirmative peractis spiritualibus exercitiis per tempas 
episcopo benevisum. 

Et facta de’ praemissis rclatione SSmo D. N. Gregorio XVI. in 
Audiontia habinta eadem die ab infrascripto Duo Subsecretario ejus- 
dem S. Congregationis, approbavit et confirnoavit etc. Contrariis etc. 

Aua diesem Rescripte erhellt: 

*) dass der jetzige den Zeitumstäaden Angepasste Zustand der 
restaurirten Nonnenklöster des Bisthums ein provisorischer sei do- 
neic aliter a. S. Sede defiaituui fuerit, —- dass also von einem Bestände 
dieser Klöster, der mit jenem vor der Säculariaation identisch wäre, 
die Rede nicht sein könne; 

b) dass, wenn das Wesentlichste des Klosters, nämlich die Ab¬ 
legung der Gelübde, erst durch dieses spezielle Indult des h. Stuhles 
mit den gewöhnlichen geistlichen Privilegien (gratiis et favoribus 
spiritualibus) ausgestattet Werden musste, die dem früheren Kloster 
ertheilten aus« ergewöhnüc heuIndulgenzen und Privilegien nicht 
mehr aufrecht' können gebliehen sein. 

Es ist daher aueh von dieser Seite, wie oben ad a) zu ent¬ 
scheiden. 

Zu den beiden sub a) und b) voran geschickten principiellen Er¬ 
wägungen kömmt «och die Beschaffenheit der vorgelegten ausser¬ 
ordentlichen Indulgezen selbst. Sie sind: 

' l) ihrer Mehrzahl nach in einem, dem Kloster unterm 10. Au¬ 
gust 1098 vom Capkel der Laterankirche in Rem ausgestellten Incor- 
porationsbriefe enthalten. (Beilagen sub. Nr. 1. — 4. des Berichtes.) 

2) Einzein verliehen sind die Indulgenzen der seala sancta, ein 
spezielles privUegium altaris, Ablässe für Besuch der Klosterkirche an 
bestimmten Festtagen, und zwar für alle Gläubigen, endlich Indulgen¬ 
zen für eine jetzt erloschene Bruderschaft. (Beilagen sub Nr. 5. — 9. 
des Berichtes.) 

Nun'ÜBt’ZU bemerken: 

ad 1) dass Benedict XIV. durch die Bulle „Assidutte gollicitu- 
dinis“ vom 6. Mai 1751 alle vom Capitel der Laterankirche durch 
Aggregation gewissen Kirchen verliehenen Indulgenzen auf hob und 
den nach alter Form aggregirten Kirchen bestimmte andere Ablässe 
ertheilte. Die im Incorporationshriefe von 1698 angegebenen Privi¬ 
legien sind seit dem Erlass dieser Bulle sämmtlich erlöschon. Aber 
auch die von Benedict XIV. ihnen äubstitarirten Indulgenzen konnten auf 
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die fragliehe Klosterkirche eine Anwendung nicht mehr .finden. Die 
genannte Bulle hat nämlich §. 16. bezüglich der za aggregirenden 
Kirchen die Clausei: dummodo Ecclesia aut Oratorium . . . ipsis (Ca- 
nonicis Lateranensibus) subjectum, seu iUa Ecclesia . . . Regularium 
aut monialium non sit, nec Ecclesia, ulli alten Ecclesiäe a/ut ulli 
Ordini, Religwni, etc. aggregata sit aut subjectct, eine Clausel, welche 
der Aggregation der in Frage stehenden Klosterkirche offenbar zu¬ 
wider ist. 

' Die ad 2) genannten Ablässe sind sämmtlich blos ad septennium 
ertheilt und haben, weil seit 1802 nicht erneuert, folgerecht jede Gil¬ 
tigkeit verloren. 

Somit ist auch von Seite des Inhaltes der vorgelegten Verlei¬ 
hungsbriefe gegen ihre Giltigkeit zu entsobeiden. 


Das die Entscheidung der oberhirtlichen Stelle bezüglich dar 
genannten aussergewöhnlichen Privilegien anrufende Kloster hat 
in dem eingereichten Berichte aber auch Bedenken hinsichtlich der 
dem Orden vom h. Stuhle allgemein verliehenen geistlichen Vor¬ 
theile ausgesprochen, und zeigt sich wegen des Genusses derselben 
beunruhigt, well es seit 1802 Säcularpriester zu Beichtvätern hat, und 
aus der Jurisdiction der Ordenspriester an die unmittelbare Jurisdic¬ 
tion des Odinarius übergegangen ist. 

Diesen Bedenken gegenüber ist auszusprechen, dass die Mitglie¬ 
der des Klosters, auch wenn sie einen Säcularpriester zum Beichtvater 
haben und nicht mehr unter der Jurisdiction der Kegularen stehen, 
dennoch alle Privilegien und Indulgenzen geniessen, 
welche dem Orden, dessen Regel und Brevier siei haben, im Allge¬ 
meinen ertheilt sind, gerade so 1 , als wenn sie noch unter Lei¬ 
tung der bezüglichen Regularen stehen würden. 

Es geht dieses im Allgemeinen aus den Begünstigungen hervor, 
welche der h. Stuhl in,dem oben angeführten Decrete vom 2. April 
1841 ad 4) ihnen gewährt hat. 

Es folgt aber insbesondere auch aus nachstehenden Erwägungen: 
1) die Aufstellung vou Säcularpriestern an den unmittelbar dem 
Bischöfe unterworfenen Nonnenklöstern und ihr oftmaliger Wechsel 
ist vom h. Stuhl selbst vorgesehen, indem 

a) an solchen Klöstern Regularpriester als ordentliche Beicht¬ 
väter nicht fungiren dürfen. Benedict XIV. in der Constitution „Pa~ 
stotalis curat,“ vom 5. August 1748 sagt: Sane pro monialibus, epis- 
.copi immediate subjectis, regula est, ut Ordinarius earum confessor sit 
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sacerdos aaecularis. Ferraris (Confessar. mon. $, 26.) fugt mit Hin¬ 
weis auf ältere Dekrete der S. C. E. hinzu: et generaliter reguläres 
noo solum non possunt esse confessarii ordinarii, sed neque capellani 
monialium Ordinario subjectarum. Und, um andere Entscheidungen 
zu übergehen, so l&ntet eins der neuesten 'Bes.eripte der Congregatio 
Episc. et Regul. auf eine dessfallsige Anfrage : S. .C. respondit, posse 
Episcopum deputare reguläres, quibus a suis constitutionibus ac regu- 
lis vetitum non sit, in confessarios extraordinarios. Ut autem re- 
ligiosos in confessarios ordinariot episcopus Orator in defectu. pres- 
byterorum saecularium, qui idonei sunt, deputare possit, ß. C. ex spe- 
ciali SSmi Du N. auctoritate facultatem ad triennium dumtaxat tribuit 
etc. Romae 14. Februarii 1851. 

b) indem nach Vorschrift des h. Stuhles in sämmtlichen Frauen¬ 
klöstern die ordentlichen Beichtväter (wozu absque Sedis apostolicae 
indulto nur Priester ohne Seelsorge genommen werden dürfen) alle 
drei Jahre zu wechseln sind, und auf ein weiteres Triennium nur mit 
Erlaubnis des h, .Stuhles und unter Zustimmung der einzelnen Con¬ 
vente belassen werden können. Die Beweise geben Ferraris (1. c.) 
und die Decrete der Congreg. Regul., unter denen eines aus Eich¬ 
stätt v. J. 1753 zu finden ist, in welchem der Priorin eines Klosters 
in Eichstätt die Beibehaltung des ordentlichen Beichtvaters auf weitere 
drei Jahre zugestanden wird, wofern zwei Drittel der Nonnen im Ca¬ 
pitol ihre Zustimmung geben. Ein neuestes Decret lautet: An con¬ 
fessarii ordinarii conservatorium et monasteriorum sint singulis triennis 
mutandi, etsi ferainae in conservatoriis degentes, cum non eint stabili- 
tate loci impeditae, identidem praesertim sorores charitatis , hospitali- 
bus inservientes, passim de una domo et loco in aljum locum et do- 
mum transferantur? S. C. resp. Affirmative , die 29. Januarii 1847, 
Eine am 15. Januar 1848 ausgestellte Vollmacht lautet: S. C. be¬ 
nigne concessit episcopo oratori . . . uti possit confirmare confessarios 
monialium ad secundum triennium dumtaxat, dummodo non sint reli- 
. gioai, parochi yel canonici, duarumque saltem ex tribus partibus mo¬ 
nialium consensus capitulariter et per secreta suffragia praestandus 
accedat. Eine andere Vollmacht vom 2. Sept. 1853 lautet: facultatem 
confirmandi ad secundum et ulteriora triennia dummodo tarnen pro 
secundp triennio consensus duarum ex tribus partibus, pro reliquis 
vero consensus omnium per secreta suffragia capitulariter praestandus 
accedat. 

Weder die AufsleUung von Säcularpriestern als Beichtväter, noch 
der öftere Wechsel defselben kann sonach eine Präjudiz gegen dep 
Genuss der den Mitgliedern des Klosters, als Professen des Orden#, 
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ertheilten Privilegien und Indulgettzen sein, indem diese Ordnung eine 
vom h. Stöhle seihet vorgesehene ist. ' 

Aber auch nicht die Snbjeetkm des Klosters unter die umnittel^ 
bare Jurisdiction des Ordinarius. Denn es ist zu wiederholt entwalen 
erklärt* dass solche Klöster an' allen ihrem Ordert ertheilten Prtvile- 
gien und lndulgenzen gerade so Theil haben, als wie die den Reg*^ 
lar-Obern unterworfenen. 

Der Franziskaner P. Sebald Minderer führt ln seinem sehr zu¬ 
verlässigen Werke: de indulgentiis folgende Decrete S. : 0. I. an: 

S. C. 18. April. 1716 censuit: Supplicandtrm Sanetissirtio pro 
declaratione, quod moniales cujuscttmque Ordinis regidatis, qtiamvis 
actu non degant nec unqam cxstiteHtU süb güberwio regttt&rium, 
gaudeant orrmibus indulgmtiis, qufbtis fnmntiir eaaeterete moniales, 
quae sub gubemio fratrum sui Ordinis exksbmt. (de htdulg. in spec. 
Confer. VIII. §. 39T.) 

S. C. defclaravit 18. Maji 1T44. „Sanctimonialis qaascunqne Or- 
dinario loeorüm subjectas gandere Indulgentiis suorum respective Or- 
dinum aut Congregationum, quorum ritum irr officio recitando sequun- 
tur, ac simul institutum profttentnr. 1 * 

Proposito dubio: An Indulgentlae generaliter concessae eccleeiis 
Fratrum pariter ac monialium tum in diebus festiVis Sanctorum Ordi¬ 
nis; tum in aliis hhjusnaodi solennitatibtis cunctae et singulae aeque 
lucrari queant a Christi fideUbas, visitantibns ecclesfas mortialiuni, quae 
Ordmariorum gubemio et jurisdictioni subsuut? 

S. C. 19. Augnsti 1747 ad formatn altertns decrefi dlei 27. Fe- 
bruaiii 1673 respondft ac dedaravit: Gaudere. 

Cum vero pro parte monialittm filisabethtnarum dubitatum fu- 
erit, — an ipsae earutnque ecclesiae ln praeinserto fovofabili decretö 
comprebendantur ex eo, quod licet consueta .vota suhstantiaHe Insti- 
tuti et Ordinis 0. Franeisei profiteantut attttmen non divinum, vigore 
praeallegati decretl 18. Maji 1744, sed B. 3t. V. Officium tttntum- 
modo recitcnt? eadem S. C. 5. Febr. 1748 ejusmedi proposito dubio 
rescribendum esse censuit: Coirstdeudum »Sanctitsitno pro benigna de* 
daratione. Do quibus facta ... die 2. Mensis Mhrtii präedicti anni 
SancÜsaimo Domino relatione, Sanetitas Sua ! vefcrtu saerae Congrega* 
tkrtds approbando- benigne annuit, ac ejusniedi dectarationear sou com 
cessionem qiribuseunqne etiam reliqtds monhtlibOs tmtitttti aut Ordinis 
S. Franeisei Assissinatis earumque ecclesiis suffragari voluit. 

Indem sonach die oberhirtliche SteBe gegen die Giftigkeit der 
dem mehrbesagten Kloster wer dev Säcularisafiön fertheliten außerge¬ 
wöhnlichen Privilegien und Indultc entschieden bat, wird durehdiese 
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Entscheidung nichts gegen den Genuss der' geislichen Vortheile prä- 
judicirt, welche dem Ordensinstitute, dem die Mitglieder des Klosters 
vermöge ihrer Gelübde angehören, vom h. Stuhle ertheilt sind. 


Cie Aufhebung des Stiftes Rheinau. 

Ein Beitrag nur Geschichte des Rechts und der Reofctslosigkeit der Stifte und 

Klöster im Schweizerlande, 
von Graf Theodor Scherer zu Solothum 

Einsiedleo, Engelberg, Rheinau, Dissen ti s, Maria¬ 
stein, sind die .fünf Benediktiner - Abteien, welche Jahrhunderte 
hindurch alle äusseren und inneren Stürme glücklich durchgekämpft 
und bis zum Jahre 1862 segensreich im Sdnteizerland für Kirche 
und Staat gewirkt haben. Aus diesem Bruderkreiöe hat ein Blitz¬ 
strahl aus heiterem Himmel soeben ein Glied getroffen und vernich¬ 
tet: Rheinau ist nicht mehr! 

Wir erfüllen die bittere Aufgabe, in kurzen Umrissen die Ge¬ 
schichte seines Rechtes und seiner Rechtalosigkeit aufzuzeichnen, in¬ 
dem wir dabei auch auf die Reehtsgesehichte der Schweizer Klöster 
überhaupt Rücksicht nehmen. 

I. Die vor-revolutionäre Epoehe; 

Schon Kaiser Carl der Grosse soll das von den Welfen ge¬ 
stiftete Kloster zu Rheinau im Jahr 780 bestätigt haben, gewiss ist, 
dass König Ludwig dasselbe mit dem Reich vereinigte, das Recht 
der Mönche den Abt selbst zu wählen anerkannte und ihm besondere 
Rechte und Freiheiten ertheilte, namentlich dasselbe von allen fremden 
Gerichten lossprach Und der Schuldigkeit, den Kaiser auf Reisen oder 
Kriegszügen zu begleiten und den Reichs- Und Kriegsbeamten Quar¬ 
tier zu geben, entband. Die folgenden Kaiser und Könige zumal 
Otto I., Otto H., Conrad etc. etc. bestätigten diese Freiheiten. 

Von Seite des Papstes Monorins erhielt das Kloster am 
24. Februar 1126 eine Bulle, welche dein Stift die freie Wahl des 
Abts und des Schirmvogts sicherte, alle Rechte und Besitzungeit des 
Gotteshauses wahrte und die Verletzer derselben mit dem göttlichen 
Gerichte bedrohte. ! J 

Aus der Welfen-Stiftttng, und auf der Grundlage der kaiserlichen 
und päpstlichen Rechts- ’ und Freiheitsbriefe entwickelte sich die Abtei 
Rheinau im Laufe der Jahrhunderte, mehrte und minderte ihr Besitz- 
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thum nach den Bedürfnissen und Zeitläuften, häufte, verkaufte, 
tauschte seine Besitzungen, Herrschaften, Gefiille und Gerechtigkeiten, 
die es gleich anderen geistlichen und welttichen Corporationen im 
Reiche besass und erfreute sich der gleichen Rechtstellung, wie diese, 
unter dem Schutze des Kaisers. Da das Stift später mit einigen Dy¬ 
nasten, die es als Schirmvögte gewählt, oder die sich ihm als solche auf¬ 
drängen wollten, in Streit und Ungemach verfiel, erwählte dasselbe i. J. 
1455 die Orte der Schweizerischen Eidgenossenschaft zu seinen Schutz- 
und Schirmherren. Diese Schutzpflicht wurde zumal zur Zeit der 
Reformation von Seite der katholischen Orte mit grossem Nach¬ 
druck erfüllt. Die Bürger der Stadt Rheinau und die Völker des 
Thurgau’s waudten sich der Reformation zu, bedrohten das Stift mit 
einem Ueberfall, verlangten die Abschaffung der Messe und die Ent¬ 
fernung der Heiligenbilder und wurden hierin von dem zwinglischen 
Zürich unterstützt. Abt und Convent verweigerten die Annahme der 
gestellten Bedingungen und zogen die Flucht dem Abfall vor. Sie 
wunderten zuerst nach Schaff hausen, und als : Schaff hausen auch ab¬ 
fiel, nach Mörsburg und dann nach Waldshut und vertheiltcn sich spä¬ 
ter in verschiedene Klöster. Der Abt aber (Bonaventura I. von 
Wellenberg), wandte sich an Kaiser Carl V. um Hülfe und erhielt 
von diesem am 9. Oktober 1530 einen Gnadenbrief, in welchem der 
Kaiser die Freiheiten und Gerechtigkeiten des Gotteshauses bestätigte, 
im Uebrigen aber zur Geduld verwies, bis das ganze Religionsgeschäft 
in Ordnung gebracht sein werde. Mittlerweile erfolgte der Sieg der 
katholischen Orte über die Reformirten bei Kappel im Kanton Zürich 
und durch den daherigen Friedensschluss vom 16. November. 1531 
wurde das Kloster wieder in seinen Besitz eingesetzt. Der Abt und 
die Mönche kehrten den 21. Dezember durch die Schirmorte wieder in das 
Gotteshaus zurück, und dem Stift wurde im Jahr 1556 von den Schirm¬ 
orten noch ein besonderer Schutz- und Rechtsbrief zugestellt. Mit dem 
Beginn des siebenzehnten Jahrhunderts trat Rheinau förmlich als Glied 
in die Congregation der Schweizerischen Benedictinerklöster, und im 
Jahr 1606 wurde die von dieser Congregation beschlossene innere Klo¬ 
ster-Reform auch in Rheinau ein- und durchgeführt. 

Beim Abschlüsse der vor-revolutionären Zeit war das Stift Rhein¬ 
au nicht nur von jeder weltlichen Botmässigkeit innerhalb seinem 
Gebiete frei, sondern es besass die Gerichtsherrlichkeit über , die Stadt 
Rheinau, und die niedere Gerichtsbarkeit zu Aagen, Instetten, Alten- 
bürg, Offtringen, Bückenried, Mamm,ern und Neuenburg; ebenso war 
dasselbe von der bischöflichen Gerichtsbarkeit eximirt und stand un¬ 
mittelbar unter dem apostolischen Stuhl. 
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II. Die erste Revolutionär und die Napoleonische Epoche. 

r 

Unter dem 59. Abte, Bona Ventura II., feierte das Stift 
Rheinau im Jahre 1778 sein Millenarium mit grosser, achtägiger 
Festlichkeit, an welcher der Fürstabt von Einsiedlen, der Fttrstabt von 
Murg, die Prälaten von Petershaussen, Zweyfalten, Stettingeh und 
viele geistliche und weltliche Würdenträger aus dem deutschen' Reich 
und der Schweizer Eidgenossenschaft sich betheiligten i das Fest war 
gleichsam sein Schwanengesatigl Zwei Dezennien nach dem Millenä- 4 
rium rückten die Truppen der fränkischen Republik in die Schweiz, 
der französische Commissär Leearlier legte den Abteien eine Brand¬ 
schatzung von 570,000 Pfund auf und die''unter dem Schutz und’ 
Druck der fränkischen Armee eingesetzte „helvetische Regierung“ 
beeilte sich in einer ihrer ersten Sitzungen (d. *d. 8. Mai 1798 zu 
beschlossen: 

„Dass das sämmtliche Vermögen aller geistlichen Klöster, Stifte 
„und Abteien von Stünde an, solle mit Sequester belegt'werden, 
„und den Besitzern und Verwaltern unter ihrer Verantworliehkeit 
„und bei hoher Strafe untersagt sein, mehr von denselben ver- 
„äussern zu dürfen.“ ’ 

Sechs Tage später (am 16. Mai 1798) » erfolgte der weitere 
Beschluss: . .. ’ "• 

„Dass alle Kostbarkeiten, welche sich in abgesondert stehenden 
„Klöstern, Abteien und Stiften befinden, in sichere Verwahrung 
„gebracht werden sollen.“ i • » 

Und zwei Monate später (unterm 20. * Heumonat 1798) der 
Beschluss: . i . . . ; > . 

„Die gesetzgebendenRäthe verordnen: den Klöstern in Hel- 
„vetien, beiderlei Geschlehtes, soll provisorisch , bis’ auf weitere 
„Verfügung, verboten sein, weder Novizen’ noch Professen anzu- 
„nehmen.“ • ’ ‘ 

Unterm 17. Herbstmonat des gleichen Jahres erfolgte sodann 
ein weitläufiges Gesetz über die helvetischen Klöster und Stifte, wel¬ 
ches u. A. folgende Säcularisations- Bestimmungen enthielt: 
„Das Vermögen aller geistlichen Corporationen ist von nun an 
„als National-Eigenthum erklärt.“ (§. 3.) •' ’■ •> 

„Die Verwaltungskammer jedes Kantons, iü dessen Bezirk geist¬ 
liche Corporationen sich befinden, besorgt zu Händen de»Staats 
„die Verwaltung.“ : (§. 6.) 

„Die Mitglieder, welche nicht in der Corporation bleiben wollen, 
„mögen dieselbe verfassten und erhalten’ eine jährliche Pension; 
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„diejenigen, welche in den Klöstern bleiben wollen, werden vom 
„Staate^ den angemessenen Unterhalt empfangen.“ (§§. 4., 12., 14.) 

„Diejenigen Klöster, Stifte, Capitel und Abteien, männlichen Ge- 
„ schlechtes, welche während der Revolution von ihren Corpo- 
„rationsmitgliedern verlassen worden sind, sind als wirklich auf- 
„gehoben, und das Vermögen als unmittelbares Eigenthum des 
„Staates -erklärt.“ (§. 16.) 

Das war der Zustand der Rechtslosigkeit der Klöster in 
Helvetien während den Tagen der ersten Revolution; er dauerte 
bis zum Jahre 1803, wo Napoleon I, als „Vermittler“ in der. 
Schweiz jatervenirte, der „helvetischen Regierung“ ein Ende machte 
und die in Paris vereinbarte „Mediationsverfassung“ oktroyrte. Am 
gleichen Tage, an welchem die Mediationsacte in Paris unterzeichnet 
wurde, erliess Napoleon I., welcher von nun offiziell den Titel: „Frie¬ 
densstifter der Schweizerischen Eidgenossenschaft“ führte, eine Weisung 
folgenden Wortlautes: 

„Die Güter, welche vormals den Klöstern zugehörten, sollen 
„denselben wieder zugestellt werden; sei es, dass diese.Güte 
„in dem nämlichen oder in einem anderen Cantone gelegen seien.“ 
Dieser Erlass Napoleons I. vom 13. Pluviose des Jahres XI. 
(19. Februar 1803) war für die von ihm neugestaltete „Eidgenossen¬ 
schaft“ und selbstverständlich eine lex lata und die Tagsatzung und 
die Kantone hatten sich demselben ohne Weiteres zu unterziehen. 

Das Stift Rheinau, welches während der ersten Hälfte der 
Revolutionszeit (1798—1803) den Zustand der Rechtslosigkeit mit den 
übrigen geistlichen Corporationen in Helvetien getheilt, nahm nun 
auch Antheil an der durch das kaiserliche Machtgebot erfolgten Klo- 
ster-Herstellung. Das .Stift Rheinau wurde dem Kanton Zürich 
zugetheilt, dasselbe musste seine früheren Souveränitätsreehte opfern, 
dagegen wurde seine Existenz als geistliehe Corporation sowohl von 
der Eidgenossenschaft als dem Kanton Zürich garantirt. Durch amt¬ 
lichen Erlass vom 28. März 1803 ertheiRe der Landammann der 
Schweiz dem Abt die feierliche Zusicherung: 

„dass er in Rheinau auf keine Weise solle beun¬ 
ruhigt werden,“ 

und in Art. 7. erklärte der Landammann: 

„Dass die neugefeildete Eidgenossenschaft dem Gotteshaus Rheinau 
„den nämlichen Schutz (Salvam guardiam) angedeihen lassen 
„werde, so dasselbe von Seiten der aeht alten Orte vor der Re¬ 
solution genossen.“ 

Die Regierung von Zürich aber sicherte dem Kloster bei sei- 
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nem Eintritt in den Kantens verband die ungefährdete Existenz und 
die freie Selbstverwaltung unbedingt und unbeschränkt für alle Zu¬ 
kunft, garantirte dessen Eigenthum und ökonomische Rechte; erklärte 
zur Aufnahme neuer Mitglieder ihr Einverständnisse verordnet« bezüg¬ 
lich der Leistungen des Klosters an den Staat: 1 

„Sollte such die hiesige Regierung in der Folge im Fall sehen, 
„in ihrem Gebiete irgend eine Vermögensabgabe zu beziehen, so 
. „trägt das Kloster Rheinau nach Massgabe des Betrages seiner 
„im hiesigen Canton besitzenden Liegenschaft«! und Gefälle ver- 
„hältnissmässig dazu bei.“ 

• : Unter solob feierlichen Garantien ist das Stift Rheinau in den 
C antonsverband Zürichs getreten!' < 

Ht. Die Restaurätions - Epoche. 

lieber die Tragweite der Napoleonigchen KlostervestanraHon ent¬ 
standen in mehreren Cantonen bald Zweifel und Schwierigkeiten; in 
Folge deren der ,päpstliche Nuntius schon unterm 27. Juni 1804 
dem Landammann der Schweiz eine Note übergab* worin er den 
folgerichtigen Zusammenhang der Rückgabe der Güter mit der 
Selbstverwaltung .uud der^Novizenaufnehipe darlegte ünA 
den Wunsch aussprach, dass diejenigen Cantone, welche hierin noch 
zurückgeblieben, den andern nachfolgen möchten. Die, Angelegenheit 
kam am 24. Juli im Sehoose der Tagsatzung zur Berathuog; die ka¬ 
tholischen Cantone erhärtenisich mit dem Buchstaben undSinne 
der von Napoleon L ertheilten Weisung in der von) dem päpstlichen 
Nuntius gegebenen Auslegung einverstanden, die paritätischen da¬ 
gegen , in deren Territorien die ansehnlichsten Abteien lagen, wollten 
sich nur an den Buchstaben, halten, den Klöstern nur * die Güter zu¬ 
rückgeben, hingegen bezüglich der Verwaltung und Novizeuaufnahme 
ihren Regierungen freie Hand offen behalten. In einer folgend«! Gon- 
ferenz vereinigten sich sodann sämmtlicba katholische Cantone zu 
nachstehender Uebereinkunft: 

1) „Kein Kloster Ihres Gebietes anders als in Folge einer 
„Uebereinkunft mit dem apostolischen Stuhl Aufheben zu wollen. 

2) „Die Novizan-Aufo ahmen an keinerlei' Erschwerungen v unter 
„weichen die Fortdauer eines Klosters Gefahr laufen könnte, zu 
„knüpfen.“ 

Die paritätischen Cantone erklärten ihrer' Seite: 

„Sie kennten sich in keine Uebereinkunft «inlassen, weiche in 
„die C antonalgewalt ein greifen und die Meinung der Ordensobe* 

15 * 
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„reu in Ansehung des Verhältnisses der Klöster zu den Centonen 
. „irre leiten könntet 

•Auch Rheinau hatte die protestantische Richtung seiner neuen 
Cantonsregieruag, trotz der feierlichen V orsicherungen von 1603, bald 
zu fühlen und den Verlust seiner früheren politischen Unabhängigkeit 
su bedauern. Die Regierung von Zürich wollte sich mit den ma¬ 
teriellen Interessen des Klosters befassen; auf die Vorstellung 
des Abts hatte sie dazumal noch den Takt die diplomatische Ver¬ 
sicherung: zuzustellen: 

„Wir dürfen Sie versichern, dass unsere Massnahmen nie die 
, „Absicht haben konnten, das Eigenthum des Gotteshauses zu be¬ 
einträchtigen, sondern dass dabei die wohlgemeintesten Interes¬ 
sen walteten. Die Regierung muss die dermalige Lage des 
„Gotteshauses kennen, um im Stande zu sein, demselben in vor- 
„kommenden Fällen den nach seinen Verhältnissen ohne Zweifel 
„öfter nöthigen landesherrlichen Schutz angedeiheh lassen zu 
„können, seine Rechte zu verfechten, und die angemessenen Ver¬ 
hältnisse des Gotteshauses gegen den Landesherrn festsetzen zü 
' „können. * \ . • 

Im Jahre 1805 wandte sich der apostolische Nuntius mit 
eittör zweiten Note an die Tagsatzung, um die Durchführung der in 
seiner Note Und in der Confereriz von 1804 aufgestellten Grundsätze 
von Seiten säramtlicher Cantone zu beanspruchen. Mit 17 Stimmen 
fasste hierauf die Tagsatzung folgende Schlussnahme: 

„Da über die wichtige Angelegenheit der' in der Schweiz be¬ 
stehenden Klöster auf der vorjährigen TagSatzung eine ange- 
„messene Uebereinkunft zwischen den katholischen und paritäti¬ 
schen Cantonen verabredet worden, 1 und es sich aus den damals 
„eröffneten Instructionen ergeben, dass während dem Laufe des 
„Jabree mehrere Oantonsregierungen das verabredete System bei 
„ihren dlesfälhgen gesetzlichen Verordnungen wirklich ihres Orts 
„befolgt haben, und das nämliche sich auch von den übrigen 
„betreffenden Ständen zutrauensvoll Verhoffen lässt; so hat die 
„Tagsatzung dermalen eine weitere Berathunjg oder erneuerte 
„8chritte in diesem Geschäfte überflüssig erachtet, in Erwartung, 
i . „dass alle lübL Stände den voriges Jahr beliebten Grundsätzen 
„beistimmen, und ihre gesetzlichen Verordnungen über die Klo- 
„sterangelegenheiten vor der künftigjährigen Tagsatzung densel¬ 
ben gemäss erlassen würden.“' : 

• Im Jahre 1815, zw Zeit als in Felge der politischen Umgestal¬ 
tung Europa’» apoh in der Schweiz zwischen' den Cantonen eine neue 
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Bundesverfassung verabredet wurde, reichte der ap ostolische Nun¬ 
tius abermals eine Note der Tagsatzung ein, in welcher er die Auf¬ 
nahme folgender zwei Sätze in die neue Bundesurkunde zu Gunsten 
der Klöter verlangte, um damit die noch immer hieundda auftau eben¬ 
den Collisionen gründlich abzuschneiden: 

1) „Das kanonische Bestehen der Klöster und Stifte ist gewähr¬ 

leistet, sie sind unter den Schutz der Kantone gestellt, wie sie es 
„vor 1798 waren. • 

2) „ Alle gegenwärtig vorhandenen kirchlichen Güter und deren 
„freie. Verwaltung durch diejenigen, welchen solche zukommt, 
^ist gewährleistet und es wird festgesetzt, dass sie jedenfalls mit 
„.keinen grösseren Lasten belegt werden können, als jedes andere 

■ „Gut.“ ■ • " ■ ■' 

Nach mehrfachen BerathUngen vereinigten Sich sämmtliehe 
Gantone dahin, eine Bun-desg'arantie zu Gunsten der Klöster in 
die neue Urkunde niederzulegen und' zwar in folgender Von sämmt- 
liehen Gantonen unterm 7. August 1815 als XII. Bundesartikel feier¬ 
lich beschworenen Fassung: • 

„Der Fortbestand der Klöster und Capitel und die 
„Sicherheit ihres Eigenthums, soweit es vbn den 
„Kantonsregierungen abhängt,* sind gewährleistet. 
„Ihr Vermögen ist gleich anderem Privatgut den 
„Steuern und Abgaben unterworfen. 1 “. 

Durch dissen XII. Bu n d esar tikel von 1815 erhielten’sämmt- 
liche Klöster und Stifte der Sbhwei® sowohl in den katholischen 
als in >den paritätischen Kantonen endlich 'eine vollständige 
Rechtsexistenz. Gegenüber.'den Kantonsregierangen, in deren Territo¬ 
rium sie lagen, waren me fortan unter die Bundes-Garantie ge¬ 
stellt und die Restauration der SchweizerklÖster —^ (durch- Novi- 
zenaufnahme, Selbstverwaltung etc.) wurde endlich Wie für sätnmtliche 
Abteien so auch für das Stift Rheinaü zur ' Wahrheit.* — 

IV. Die zweite Revolutio.n.sepoche und die. Aufhebung 

Rheinau’s. . , ; 

Bekanntetmassen erhob die'Revolution im Jahre* 1889 zUm zwei¬ 
tenmal wie in Europa im Allgemeinen so auch in der ! Schweiz im 
Besonderen ihr Panier; der aus seinen Schletissen getretene Strom 
richtete seine zerstörende Kraft vorzugsweise gegen die geistlichen 
Orden, und unter diesen* vorzugsweise'"jjegen die reichen Abteien. 
Trotz dem klaren und deutlichen XII. Bundesartikerwusste bald 
dieser' bald* jener revolutionäre Kanten utiter diesem oder jenem Vor- 
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wand bald dieses bald jenes Kloster zuerst zu tnventarisiren, dann 
dasselbe unter Staatsvormundschaft zu stellen, dann demselben die 
Novizetiaufnahme zu verbieten und so demselben allmälig die Lebens¬ 
ader zu unterbinden. Trotz dem XII. Bundesartikel masste sich 
Aargau im Jahr 1841 sogar an, säramtliche auf seinem Territorium 
gelegenen Abteien und männliche Klöster, trotz der Protestation der 
betreffenden Ordensglieder, des apostolischen Stuhles, der Bisehöfe, der 
katholischen Regierungen und Bevölkerungen zu säeularisiren. Hiermit 
war die Bundesgarantie der Klöster faktisch gebrochen, und, als 
der, vorzüglich auch in Folge dieser organischen Säeularisation ent¬ 
standene Sonderbundskrieg im Jahr 1847 zu Ungunsten der Katho¬ 
liken endete, - da wurde in der Anno 1848 erlassenen neuen 
Bundesverfassung die bisher den Klöstern zugesicherte Bandes¬ 
garantie auch formell unterdrückt. 

Doch enthalten auch die 1848er Eid genössisehon- und 
Kantonalen Constitutione» immerhin noch allgemeine Rechtsbe- 
stimmuugen, auf die sich die Klöster zur Nothwehr berufen körnten. 

Die Bundesverfassung von 1848 sagt u. A.: 
i „Die freie Ausübung des Gottesdienstes ist den .anerkannten 
„christlichen Confesaionen im ganzen Umfange dm* Eidgenossen¬ 
schaft gewährleiste.“ (Art 44.) 

„Der Bund gewährleistet allen Sehweizern, welche einer der 
„christlichen Confessionen angehören, das Recht der freien Nie¬ 
derlassung im ganzen Uknfang der Eidgenossenschaft^ (Art. 41.) 

„Die Bürger haben das Recht, Vereine zu bilden, sofern solche 
„weder in ihrem Zweck noch in den dafür bestimmten Mitteln 
„rechtswidrig oder staatsgefähriieh sind.“ (Art. 46.) 

„Niemand darf seinem verfassungsmässigen Gerichtsstand ~ ent- 
' „sogen und es dürfen daher keine Ausnahmegerichte ein geführt 
„werden«“ (Art. 53.) 

Ueberdiess setzt die Zürieher Kantonalgesetzgebung 

fest: 

'dass der Grosse Rath bestehende Corpora tio neu (zu welchen 
nach dem Commentare des §. 19. auch die Klöster gehören) 
nur dann auflösen könne, wenn „sie unerlaubte, oder un- 
■ „sittliche, oder gemeinachädliche Zwecke verfol¬ 
gen“ und auch einer solchen Corporation ist „vorher die 
„Gelegenheit zu geben, sich zu vertheidigen.“ (Art. 
45. etc. des privatrechtlichen Gesestzbuches ‘des Kantons Zürich.) 

Auch gewährleistet dieZüricherKantonalverfassung die 
Glaubensfreiheit im Allgemeine und den „bestehenden katheli- 



Scherer. Die Aufhebung des Stiftes Rheinau. 


2ai 


x sehen Gemeinden ihre Religions Verhältnisse.“ (§. 4.) — Sie be¬ 
stimmt ,. „dass kein geistlicher Beamter seiner Stelle entsetzt 
„werden dürfe, ausser in Folge eines.Urtheils des zuständigen 
„Gerichts“ ($. IX.) und sichert ^die Unverletzlichkeit des 
„Eigenthums.“ ($. 15.) 

So die gegenwärtigen Staats- und Rechtsvorschriften und nun 
die Thats sehen ? 

Schon zur Zeit als die Bundesgarantie zu Gunsten der 
Klöster laut Art .XII. der Eidgenössischen Verfassung noch in veiler 
Gesetzeskraft stand, stellte die -protestantische Regierung Zürichs das 
katholische Stift Rheinau unter Vormundschaft; und untersagte ihm die 
Novizen-Aufnahme. Seit dieser Zeit hing das Todesschwert über dem 
Haupte des Klosters, die Vollstreckung war nur noch eine Frage der 
Umstände, und war vorzugsweise durch die Verhältnisse mit dem 
Grossherzogthum Baden bedingt. Rheinau besitzt nämlich be¬ 
deutende Liegenschaften jenseits des Rheins auf deutschem 'Gebiete; 
so lange nun die Grossherzogliche Regierung die Ansicht aussprach, 
im Falle einer. Säeularisation die in seinem Territorium gelegenen, 
Rheinanischen Güter nicht an den Fiscus von Zürich ansliefern, son¬ 
dern dem- rechtmässigen Efgenthämer, d. b. den Ordensgliedern wah¬ 
ren zu wollen, war die Auflösung de» Stifts picht thunlicb. Vor eini¬ 
ger Zeit gelang cs jedoch der Regierung von Zürich, mit der Gross¬ 
herzoglichen: einen Vertrag zu vereinbaren, laut welchem die Regie¬ 
rungen sieh gegenseitig die freie Verfügung über sämmtliche Güter 
aufgehobener oder anfzuhebender Stifter und Klöster zusicher¬ 
ten ohne Rücksicht auf die Territorialität. Durch diesen 
Vertrag erhielt die Regierung von Zürich offene, freie Hand, das To- 
desurtheil an dem Cilfhundertjährigen Stifte Rheinau zu vollziehen und 
sich das ganze Erbe desselben zu annexiren. Trotz der Einsprache 
des Klosters, trotz der Einwendungen des apostolischen Geschäftsträgers, 
trotz der Fürsprache der Regierungen der katholischen Cantone: Uri, 
Schwyz, Obwalden, Nidwalden und Zug erfolgte wirklich das Todes- 
urtheil in erster Berathung den 2. März und in zweiter endgültiger 
Betathnng den 22. April 1862. Abt und Convent erliessen eine wür¬ 
dige Protestation an die Regierung des Cantens Zürich, welcher 
wir hier folgende Ilauptmoroente zum .Schlüsse entnehmen: 

„Mit dem bittersten Gefühle tiefsten Schmerzes vernahmen wir 
die Nachrieht der von der obersten Landesbehörde unseres Kantons 
beschlossenen Aufhebung unseres Stiftei Wenn wir bis jetzt auch 
mannigfache Bedrängnisse zu erdulden, konnten wir auch verschiedene 
Erscheinungen und Wahrnehmungen in neuerer Zeit nicht als Vor- 
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boten einer besseren Zukunft erblicken, so waren wie doch auf diesen 
letzten Schlag erbarmungsloser Vernichtung nioht gefasst. Wir ver¬ 
trauten ins auf diese letzte Stunde auf die Macht unseres guten Rechts, 
auf die Anerkennung des' christlich-frommen Zweckes unseres Stiftes, 
auf seine ruhmreiche Vergangenheit, auf das Bewusstsein treuer Pflicht¬ 
erfüllung von Seite seiner -gegenwärtigen Mitglieder, auf die edle Für¬ 
sprache der Regierungen der ältesten Glieder und Begründer schweize¬ 
rischer Eidgenossenschaft, auf die loyale Grossmuth eines protestanti¬ 
schen Kantons gegen die einzige religiöse Corporation der andern Gon- 
tessioi). Unsere,- wid wir-glauben gerechtfertigten Hoffnungen haben 
uhs'deider getäuscht! i 1-.:- ■ • 

i ^Scbon .mehr denn tausend Jahve sind über unser Stift hin- 
weggezogen; nach kurzen 17 weitem Jahren wären elf Jahrhun¬ 
derte »eit seiner Gründling verflossen» Fast keinen Thron-der Erde 
hat «die Zeit mehr als dieses Stift geheiligt. Alle Stürme der Vorzeit 
hat-es überdauert« und selbst die Reformation, in deren Folge so man¬ 
ches Gotteshaus- gefallen, hat das Uhstige verschont. Manche Drang¬ 
sale hatte es durchzäkämpfen, allein die Gerechtigkeit seiner Bache 
bat es stets-) gerettete Sollte es ! daher nicht schon an uhd .für sich 
bemühend sein, eine solch ehrwürdige Corporation zu unterdrücken? 

„An dem: Vermögen -unseres Stiftes, haftet auch nicht ein un¬ 
gerechter Heller. Wir-verdanken unser Eigenthum ausnahmslos neben 
dem Segen von Oben theils frommer oder dankbarer Vergabung, theils 
-eigenem Fleisse-und geordneter Sparsamkeit. Wir sind soi glücklich, 
jeden daherigen Zweifel, urkimdlich zu widerlegen. All’ unser Besitz- 
thurri, all’,unsere Rechte wurden anerkannt .und bestätigt-durch feier¬ 
liche, in unserem-Archiv, sorglich aufbewahrte Documentä. Fürsten, 
Könige; und Kaiser waren jederzeit gerne bereit, unseren Rechten 
Schutz utid Sehirm zuzusichern und bei jedera Aalasse auch thatkräftig 
.angedeihen zu lassen. Von dem Kanton Z ü r i ch zumal dürfen wir 
uns des herben Schlag« der Vernichtung nicht: versehen.. ... 

„Unser Stift; ist in .einem,,protestantischen Kanton gelegen: allein 
unser. Gewissen-und unsere vielhuudertjährigei-Geschichte gibt uns das 
Zeugnis*, dass ’ wir den coafessionellen Frieden nie gestört haben. 
Piuse Gesinnung dos,Friedens.haben wir fortan bethätigt, Niemanden 
seines kirchlichen,Glaubens wegen gekränkt, und mit Nah und Fern 
in Eintracht zu leben, gepachtet. , 

4 Wir haben,dem Rufe derZeit, welcher , veränderte Formen 
christlich-frommer und gemeinnütziger, Thätigkeit zu wünsehen oder zu 
fordern schien; willfährig uns gefugt, und mit aller Aufrichtigkeit des Her¬ 
zens zu zeitgemäßer Wirksamkeit bei allen competenten kantonalen Be- 
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hördeh uns bereit gezeigt. Wir machten das abermalige'Anerbieten der 
Gründling und Unterhaltung: 

a) entweder eines untern Gymnasiums oder einer Realschule, 
mit Freiplätzen für Kost und Logis zu Gunsten von 10 oder 
noch mehr unbemittelten Zöglingen; 

•b) oder eines Ar men-Institutes , d. h. einer unentgeldlichen 
Versorgungsanstalt für 25 — 30 presshafte öder tibelmögehde 
Personen; 

c) oder einer landwirtschaftlichen Armenschule, worin 
verwaiste oder vernachlässigte Knaben zur Arbeitsamkeit und 
zu einem tüchtigen ländlichen Berufe herangezogen würden. 
„Später glaubten wir in der obersten Landesbehörde einflussreiche 
Stimmen zu vernehmen, welche unsere Betätigung für kirchliche 
Pastoration der: katholischen Einwohner des Kantons Zürich vor¬ 
zuziehen schienen. Wir säumten nicht, uns auch hieftir freudig bereit 
zu erklären und uns zu verpflichten, alle bestehenden katholischen 
Pfarreien des Kantons würdig zu dotiren und zu versehen und auch 
in Winterthur die dringlich nöthige Errichtung einer neuen katholi¬ 
schen Pfarrpfründe zu übernehmen. 

„Wir waren weit entfernt, die grosse Last der freiwillig über¬ 
nommenen, schweren Opfer zu unterschätzen. Um so mehr zählten 
wir auf billiges Entgegenkommen. Wir vertrauten, wir müssen es 
.wiederholen, bis zum letzten Augenblick auf die Macht unseres Rech¬ 
tes, sowie auf die loyale Duldung der —einer anderen Confession 
ungehörigen staatlichen Behörden; wir hofflen allerwenigstens in un- 
sem stillen und friedlichen Klostermauern ruhig zu unserem Gotte 
beten, und ihn im Gebete und in Uebung christlicher Licbcswerke 
verherrlichen zu dürfen. Unsere Hoffnung wurde getäuscht; aber wir 
schämen uns unserer Hoffnung nicht .... 

„Es erübrigt uns daher nur noch der letzte und schwere, aber 
durch Pflicht und Gewissen gebotene Schritt aller Schwachen, gegen 
welche Gewalt geübt wird, die laute und ernste Verwahrung gegen 
den nach allen Seiten ungerechtfertigten Beschluss der Aufhebung un¬ 
seres Stiftes. 

„Wir verwahren uns ddher anmit und protestiren 
feierlich vor Gott und den Menschen gegen die an uns, 
unserem Stifte und unserer Kirche verübte Gewalt und 
lehnen damit alle und jede Verantworti chkeit an den 
Folgen d es darinliegenden Unrechts ab. Schwach und hilf¬ 
los weichen wir der Gewalt und verlassen die geheiligten Mauern, in 
die wir einst unter Zusicherung des höchsten Landesschutzes einge- 
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treten sind, um da unsere Tage in treuer Pflichterfüllung gegen Kirche 
und Staat beschliessen zu können. Wir verlassen sie ohne Hass und 
ohne Groll, aber mit den Gefühlen der bittersten Wehmuth. Mögen 
sie nie entweiht werden und noch in später Zeit bezeugen, dass wir 
sie unbefleckt zurückgelassen, und dass nicht wir es verschuldet ha¬ 
ben, wenn sie ihren stiftungsgemässen, frommen Zwecken je würden 
entzogen werden. 1 * 3 - (Unterz.: Abt und Convent des Stifts Rheinau) *). 


Der österreichische Keichsrath und das €oncordat. 

Die nachfolgende Schilderung der bisherigen Tbätigkeit des österreichischen 
Reichsraths in kirchlichen Rechtsfragen bietet eine AosWahl von bemerkenswer- 
then Artikeln verschiedener Blätter und Schriften, und das Wichtigere aus den seit¬ 
herigen Reden und Anträgen, denen die Redaktion des Archivs ihre eigenen Be¬ 
merkungen anschliesst. Ueber die 

Verhandlungen des österreichischen Reichsraths im September 

1860 , 

verweisen wir auf das Archiv VII, 176 ff. 194 ff. 

Wir besprechen hier: 

I. Die Zusammensetzung des österreichischen Reichsraths und 
seine Verhandlungen vom Juni bis October 1861. 

Wir theilen, freilich ohne damit jede einzelne Angabe und An¬ 
sicht vertreten zu wollen, zunächst wörtlich eine leihe Betrachtungen mit, 
welche die »Köln. Blätter« 1861 Nr. 265. 266, 268—270. aus Oesterreich vom 
Anfang November brachten: 

»Kaum war der Reichsrath versammelt, als das Staatsministerium eine Ge¬ 
setzesvorlage ankündigte über die Regelung des Verhältnisses der katholischen 
Kirche zu den andern christlichen Confessionen, über gemischte Ehen, UebertHtt 
von einer Confession zur andern*). Am 1. Juni 1861 trat der Abgeordnete Ad- 
vocat ßr. von Mühl fei d aus Wien auf mit seinem Anträge auf Niedersetzung 
von Ausschüssen behufs Entwerfung von Grundrechten. Nach langen Debatten 
wurden sie zusammengesetzt , darunter einer für confessionelle Angelegenheiten, 
in den man anfänglich neben einem protestantischen und nicbtunjft-griechischen 
Geistlichen und einem zweiten Protestanten einen achtzigjährigen Geistlichen (den 
Prälaten von Melk) wählte. In den für den Unterricht kam sofort ein Jude (Ku- 
randa, Eigentümer der »Ostdeutschen Post«), ein Protestant und erst später auch 


1) Das ausführliche, denkwürdige Aktenstück, das wir hier nur ausaüglich 

angeführt, ist vollständig abgedruckt in der „ Schweizer Kirchenzeitung* 
Nr. 40. Ebendaselbst findet sich auch der Wortlaut der Zuschrift des päpstlichen 
Geschäftsträgers au. den .Bundesrath d. d. 2G. Februar 1863 zu Gunsten Bheinan’s, so¬ 
wie die Protestatiou desselben gegen den Aufhebungsbeschlass. (Schw. Kirohenztg. 1862. 
Nr. 20. 21. und 27.) 

3) Vgl. Schulte über die gemischten Ehen und Archiv VII, 808 ff. 475 ff. 
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ein Katholischer Geistlicher. Ist dies bezeichnend fOr den gegen die katholische 
Kirche von der Majorität eingenommenen Standpunkt, so bekunden diesen vor¬ 
zugsweise Aeasserungen von Parteiführern und die Art, wie diese aufgenommen 
wurden. Nur auf Einzelnes sei aufmerksam gemacht. Als der genannte Mühlfeld 
irt der Sitzung vom II. Juni (Stenogr. Ber. 8. 276.) seinen Antrag begründete, 
für die Freiheit der Wissenschaft an der Universität sprach und wörtlich sagte: 
»Damit die gesammte Wissenschaft frei sei, muss auch die theologische Wissen¬ 
schaft Freiheit geniessen. Die kann sie nicht gemessen, wenn sie nicht jenen 
Einflüssen enthoben ist, welche heutzutage die Kirche und speciell die katholische 
Kirche für ihre Leitung ln Anspruch nimmt« — da hallte es links ein »Bravo.« 
Gibt es aber etwas Alberneres, als zu behaupten: wenn die Kirche auf eine ihr 
Innerstes berührende Wissenschaft, die sie gescbafTen hat, Einfluss übe, könne sie 
nicht frei sein, ihr jeden Einfluss abzusprechen, aber diesen — denn das folgt 
nothwendlg daraus, dass alle Unterrichtssachen zu dessen Bereich gezogen wer¬ 
den — einer Versammlung im weitesten Umfange zu vindiciren, welche nicht 
blos auch Juden u. s’ w. zahlt, sondern deren immense Mehrheit absolut unf&hig 
ist, über gelehrte Studien, vor allem aber Über kirchliche Verhältnisse ein rich¬ 
tiges Urtheil zu haben? Derselbe Redner fordert weiter: Aufbören jedes Einflusses 
der Kirche auf die Volksschule, abgesehen Von dem Religionsunterrichte. Derselbe 
Abgeordnete konnte am 25. Juni fast Stunden lang die katholische Kirche höhnen, 
zum Beweise für sein, gebildetes Auditorium über die angebliche, rein despotische 
Macht des Papstes den Sultan ciliren, »der doch durch mehr als hundert Sprüche 
des Koran beschrankt und darum doch kein constitutioneller Regent sei« (S. 377.); 
er konnte den Satz hinausschleudern: »Die Geschichte zeigt, dass die Kirche nicht 
für den Absolutismus sei — das heisst: nicht für den Absolutismus der Fürsten 
— aber etwa um Rechte und Freiheiten des Volkes willen? Nein, um dej eigenen 
Herrschaft willen; denn man wollte die Herrschaft über die Fürsten haben, die 
weltliche Macht sollte der geistlichen auch in weltlichen Dingen untertban sein, 
und dieser ist es, der namentlich, wie durch die deutsche Geschichte gezeigt wird, 
von der Kirche angestrebt worden ist.« Und für diese Phrase erntete er nach 
dem officiellen stenogr. Berichtet »Lebhaftes Bravo von allen Seiten.« 
Kein Redner fand sich, der die aus Rotteck Und Welcker’s Staatslexicon und 
Schtosser’s Geschichte herrührenden Citarte auf ihren wahren Gehalt zurückführte 
und die Seblussexclamation, es solle das Wort Christi zur Wahrheit werden: »Mein 
Reich ist nicht Von dieser Welt,« rief neues Bravorufen und, wie auch die 
stendgr. amtlichen Berichte wahrscheinlich zur Anspornung oder zur Be¬ 
lohnung für die wohlfeil erkämpfte Popularität angeben, Beifallklatschen auf 
der Gallerie hervor. Kein Wort ist bisher, ausser von zwei Bischöfen und 
einigen Laie# für die Rechte der katholischen Kirche gefallen; was die Freiheit 
der Kirche im Munde von Mühlfeld und Consorten zu bedeuten bat, beweisen 
deren eigene Worte.« Wohl aber galt es für einen der wichtigsten Punkte, das 
Streben der Tiroler für die Glaubenseinheit ihres Landes zu brechen. Die »Köln. 
Blätter« haben sich wiederholt und mit Offenheit hierüber ausgesprochen; sie 
haben mit Recht gesagt, dass die volle bürgerliche und politische Gleichberech¬ 
tigung der Protestanten in Oesterreich nothWendig sei, für die katholische Kirche 
die beste Garantie biete, dass sie die Opposition der Tiroler nicht billigen, dass 
sie wünschen und anstreben, dass nicht bloss Art. 16. der Bundesakte, sondern 
die volle religiöse Freiheit für alle Confessionen in allen deutschen Staaten zur 
Wahrheit werde. Diesen Wünsch und Standpunkt theile ich unbedingt. Hat man 
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sich aber daran objectiv gehalten? Nein, im Reichsrathe hat man die Sache nur 
so vorgebracht, dass man seine Stütze in Angriffen gegen die katholische Kirche 
suchte. Am 1. Juni 1861 (Stenogr. Ber. S. 173 ff.) brachte der Abgeordnete Dr. 
P fr et sehn er aus Tyrol mit 44 Genossen eine Interpellation an den Staatsmi¬ 
nister ein, wegen der Tyroler Sache, um ihn zu fragen, ob er gewillt sei, mit 
Energie das Protestantenpatent dort aufrecht zu halten. Trotz der deutlichen 
Erklärung des Staatsministers, welche die Frage bejahte, und darüber hinweg 
ging, dass der Kaiser vor dem 20. October 1860 und 26. Februar 1861 durch 
eine allerhöchste Entscbliessung diese Frage dem Tyroler Landtage Vorbehalten 
hatte 1 )« gab dies willkommenen Anlass zu Angriffen. Der Abgeordnete Brinjz, 
katholischer Professor des römischen Rechts zu Prag, vor vier Jahren vom Grafen 
Thun aus Bayern berufen, trat am 22. Juni (Ber. S. 330 ff.) für den Wühjfeld’- 
seben Antrag ein. Ihm ist »herrlicher als alle Gleichberechtigung der Confessionen 
und Religionen ein religiöses Gemüt!), das die Verfolgung eines Jahrtausend^ 
überdauert hat.« Kann wohl auch kein Sterblicher dies Gemüth errathen, es 
erfolgte doch »Bravo links.« Auf die Tyroler Frage übergehend perorirt der Red¬ 
ner: »In specie in Tyrol handelt es sich um Rechte der verschiedensten Personen, 
so z. B. darum, ob Leute, die nicht nach dem „Schlage der in Feldkirch erzogenen 
Katholiken (dort ist seit 5 oder 6 Jahren ein Jesuitengymnasium), Leute nach der 
Art unseres Pfretschner, in Tyrol doch ihres Lebens sicher sein sollen, ob Pro¬ 
testanten Inner-Oesterreichs oder Ausser-Oesterreiehs derjenigen Rechte, die ihnen 
wirklich zustehen, tbeilhaftig werden sollen oder nicht?« Und wie wird dies be¬ 
gründet? »Handelte es sich wirklich nur um religiöse Fragen, dann würde ich 
zuslimmen, dieselben nicht nur dem Reichsrathe, sondern auch dem Landtage zu 
entziehen und dem Gewissen eines jeden Einzelnen zu überlassen; allein die Frage 
steht hier eigentlich so, ob derjenige, der sich des alleinseligmachenden 
Glaubens rühmt, nebstdem bürgerliche Vorrechte haben soll..« Was in aller 
Welt hat der katholische Glaube mit dieser Frage zu thun?« Derselbe Abgeord¬ 
nete kennt als Referent der Majorität für das Lehenablösungsgesetz kein besseres 
Mittel, um das Lehen bei der Majorität verhasst zu machen, als das Institut durch 

1) Vgl. Archiv VI, 380. Man sehe nach das Pastoralschreiben des hochw. 
Bischofs von Brizen vom 21. Juni 1861 über den gegenwärtigen Stand der Frage 
der Glanbeneeinheit Tyrols im Brixener Diöcesaabl. 1861 VI. 8tüok Nr. 20. Der Bi¬ 
schof theilt darin einen Erlass des Staatsministers vom 15. Juni 1861 mit, womach 
der Kaiser unter dem 13. Juni den Antrag des Tyroler Landtages in der vorliegenden 
Form abgelehnt habe, weil er auf den §. 17. der Landesordnung.basirt sei, während 
er seiner Beschaffenheit nach nur nach §. 19 a. in Verhandlung zu ziehen wäre. Das 
Patent vom 8. April 1861 bleibe demnach in gesetzlicher Wirksamkeit. Der Bischof 
verwahrt sich in seinem Ausschreiben gegen den von dem Minister erhobenen Vor¬ 
wurf, als hätten unerlaubte Agitationen und Ausschreitungen stattgefunflen. Das Ant¬ 
wortschreiben, welches der heilige Vater Pius IX. unter dem 5. September 1861 auf 
die von den Vertrauensmännern einiger Gemeinden und Bezirke an' ihn in der Reli¬ 
gionsfrage gerichtete Adresse vom 1. Juli 1861 sandte, ist u. A. abgedruckt (in deut¬ 
scher Uebersetzung) in den „Köln. Bl,“ 1861 Nr. 234. Es heisst darin: „Da Wir ver¬ 
möge Unseres apostolischen Amtes die Uns von Gott ^vertraute Sache der katholi¬ 
schen Kirche mit aller Mühe und Anstrengung zu schützen und zu vertheidigen 
haben, so unterlassen Wir es keineswegs, für euere gerechtesten Wünsche Uns ange¬ 
legentlich zu bemühen. Gebe es Gott, in dessen Hand die Herzen der Könige sind, 
dass Unsere Bemühungen nach Unseren und eueren Wünschen zum ersehnten Ziele 
gelangen.“ Die Gründe der Tyroler für die Glaubenseinheit ihres Landes bei Aichner, 
Compend. jur. eccl. Brixinae 1862. p, 146 sq. M. s. auch oben S. 201. N.'l. (A. d. R.) 
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Ultramontanismus zu discreditiren. Am 25. Juli (Ber. S. 622.) sagte er: »Das, 
meine Herren, ist die mehrfach genannte Seele des Feudalismus; sie ist ein Bru : 
der des Ultramontanismus nimmt dem Staate zu Gunsten der Kirche, und der 
Feudalismus nimmt dem Gemeinwesen zu Gunsten des Privaten.« Und »Bravo 
links.« Ob der Vergleich, schon wörtlich aufgefasst, lächerlich ist, thut nichts 
zur Sache; ob es komisch ist, eine solche Redensart zur geistreichen Begründung 
eines Institutes, das bis in’s neunte Jahrhundert reicht und in seinem Keime nichts 
mit dem Gesagten zu thun bat, herbei zu ziehen, bleibt wieder ausser Ansatz. 
Es könnte diese Blumenlese noch um ein Bedeutendes vergrössert werden. Darauf 
jedoch kommt es jetzt nicht an. Es sind obige Vorkommnisse bloss angeführt, 
um zu zeigen, welchen höchst bedauerlichen Einfluss diese antikirchliche Stimmung, 
die scheinbar die Mehrheit des Hauses beherrscht und in prägnanten Aensse- 
rungen von Leuten, welche in der »liberalen« Presse als HSupter gelten, ihren 
Ausdruck fand, auf die politischen Consteltationen in Oesterreich bereits ausgeübt 
hat. Zu dem Ende muss ich etwas aushoten und auf die Zusammensetzung des 
Reiehsratbs eingehen. Nur hierdurch ist ein richtiger Einblick in die politischen 
Zustünde zu gewinnen und auch zu beurtheilen, ob es in kirchlicher Hinsicht in 
Oesterreich so steht, als man nach den Debatten des Reichsraths annehmen könnte. 
Selbstverständlich kommt nur die politische Seite der Frage hier in Betracht. 
Ditse aber ist sehr wichtig, viel wichtiger, als Viele glauben.« 

»Die Bevölkerung der durch den engeren Reichsrath vertretenen Krönen¬ 
der umfasst 22,437,619 Katholiken (worunter 392,729 griechisch-unirte), 392,729 
nicht-unirte Griechen, 291,937 Protestanten (84,270 Reformirte, die übrigen Lu¬ 
theraner) und 481,929 Juden. Somit beträgt die Gesammtzabl aller nicht katho¬ 
lischen Einwohrter dieser Krortländer noch kein Neunzehntel von der ka¬ 
tholischen Bevölkerung. Nun sind Unterrichts- und Cultussaeben dieser 
Lande ausschliesslich, soweit sie nicht vor die Landtage gehören, deip »engeren 
Reichsrathe« Vorbehalten. Wollte man den Massstab deutscher Länder annehmen, 
so würde also auf die Gesammtzahl von 223 Abgeordneten für diese Länder — 
dass so viele nicht im Hause sitzen, liegt art dem Unterbleiben der Wahlen in 
Venedig etc. — etwa 11 nichtkafholisehe Abgeordnete kommen, falls man den 
Standpunkt für anwendbar hielte, die Katholiken hätten bei der Wahl auch darauf 
gesehen, Leute zu wählen, die fähig und gewillt wären, ihre kirchlichen Interes¬ 
sen zu vertreten. Dieser Standpunkt Ist ein politisch gebotener und gerechtfer¬ 
tigter, wo es Sich darum handelt, eine gegebene Verfassung, die nur ein Gerippe 
bildet, auszubauen. Er musste sich fast als der natürliche für die Katholiken in 
Oesterreich ergeben zu einer Zeit, wo die Hetze gegen Concorde t und Kirche ihren 
(Kulminationspunkt desshalb erreichte, um jeden kirchlich gesinnten Mann von den 
Wahlen ausztftchliessen. ' Jener Standpunkt war auch aus dem Grunde hötbig, 
weil die kirchlichen Fragen nächst der finanziellen und ungarischen für die Wich¬ 
tigsten in Oesterreich wenigstens von der »liberalen« und Judenpresse seit einem 
Jahre unaufhörlich ausgegeben wurden. Wohl ist der Ansicht nicht beizustimmen, 
dass es bei der Wahl eines Abgeordneten nur oder auch allererst auf das 
katholische Bekenntniss ankomme. Aber dass ein Katholik Jemand wähle, ohne 
die Ueberzeugang, derselbe werde bezüglich der katholisch-kirchlichen Interessen 
gerecht und billig sein, sollte man doch nicht voraussetzen. Wie nun in Oester¬ 
reich die Sachen standen, so liess sich gar nicht annehmen, — hiermit soll nicht 
behauptet werden, alle Nichtkatholiken Oesterreichs seien gegen die katholische 
Kirche ungerecht — dass man leicht einen Nichtkatholiken finde,- dem man mit 
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Beruhigung seine kirchlichen Interessen an vertrauen könne. Erwägt man auch 
noch, dass die Nichtkatholiken ausser in Bukowina und einigen Gegenden Böh¬ 
mens, Mährens, und Dalmatiens nur ganz sporadisch unter Katholiken wohnen, so 
würde man die Verhältnisszahl nichtkatholischer Abgeordneten noch viel kleiner 
annehmen können, wenn die Bedingungen hierfür denen in den an¬ 
dern deutschen Staaten entsprächen. Das ist aber nicht der Fall. 

Die Abgeordneten {zum Reichsrathe gehen nicht hervor aus directen oder 
durch Wahl der von der Bevölkerung gewählten Wahlmänner, sondern wer¬ 
den gewählt von den Landtagen aus den einzelnen Gruppen der Abge¬ 
ordneten, aus denen die Landtage bestehen. Die Zusammensetzung der Landtage 
ist nun die folgende. Die erste Gruppe bilden die Virilstimmfübrer, nämlich der 
Erzbischof und die Bischöfe, so wie der jeweilige Rector der Universität des Lan¬ 
des ; die zweite die Abgeordneten des Grossgrundbesitzes; die dritte die der Städte 
und Fabrikorte so wie der Handels- und Gewerbekammern; die vierte die der 
Landgemeinden. Was die Stiinmvertheilung ist, so werden einige Beispiele sie 
ergeben, da die Verhältnisse überall gleich sind. Njederösterreieh hat 66 
Landtagsmitglieder, in der ersten Gruppe den Erzbischof von Wien, den Bischof 
von St. Pölten und den Wiener Rector, fünfzehn Abgeordnete des Grossgrundbe¬ 
sitzes, vier der Wiener Handels- und Gewerbekammer, 12 der Stadt Wien, 12 (kr 
andern Städte, 20 der Landgemeinden. Unter den 241 Mitgliedern des böhm¬ 
ischen Landtags sind: der Erzbischof von Prag, drei Bischöfe und der Prager 
Rector, 70 Abgeordnete des Grossgrundbesilzes, 15 der Handels- und Gewerbe* 
kammern und 72 der Städte und Fabrikorte, 79 der Landgemeinden. Hieraus er¬ 
gibt sich, dass, da die Verhältnisse für alle Länder ähnlich sind, die 
Städte und Fabrikorte eine höhere Anzahl stellen als jede der andern Classen, 
dass zu diesen die Handels- und Gewerbekammern allein ein bedeutendes Con- 
tingent liefern. Man muss ferner die Wahlbefäbigung und den Wahlmodus in’s 
Auge fassen. Die Grossgrundbesitzer wählen direkt, desgleichen die. Städte und 
Fabrikorte, ln diesen ist wahlberechtigt (activ), wer in der Hauptstadt dem ersten 
und zweiten Wahlkörper für den Gemeinderath, in Orten mit drei Wahlkörpem 
dem ersten oder dem zweiten angehört, in andern unter die zwei ersten Drittbeile 
der nach der Höhe der jährlichen direkten Steuern gezählten Glieder zählt oder 
zufolge persönlicher Eigenschaften Wähler ist. So sind in den Städten alle Bür¬ 
ger und Ehrenbürger, alle Doetoren, alle wirklichen Staatsbeamten, die Pfarrer 
und Alle, die bis zu zehn Gulden direkte Steuern zahlen, Wähler, die grosse 
Masse der Bevölkerung aher ausgeschlossen. In den Landgemeinden wählen die 
nach demselben Massstabe als bei den Städten fähigen Glieder auf je 500 Seelen 
einen Wahlmann, die Wahlmänner des Bezirks die Abgeordneten. So ist auchi 
hier eine grosse Masse der Bevölkerung ausgeschlossen. Zum Abgeordneten ist 
nur wählbar, wer 30 Jahre alt, österreichischer Staatsbürger und in einer der 
Wählerclassen des Kronlandes wahlfähig ist. Der gesammte Landtag wählt 
die Abgeordneten zum Reichsrathe so, dass er aus jeder Classe eine bestimmte 
Zahl wählt, i. B. Niederösterreich wählt 18 Abgeordnete zum Reichsrathe und 
zwar aus den drei Virilstimmberechtigtenlund fünfzehn des Grossgrundbesitzes 
fünf, aus den zwölf von W'ien vier, aus den vier der Handelskammern ebien, 
aus den zwölf der andern Stadt-Wahlbezirke drei, aus den zwanzig andern fünf. 
Böhmen sendet ab 54 Abgeordnete:.aus den 75 Virilstimmen und Grossgrundbe¬ 
sitzern 15, den 10 Abgeordneten von Prag einen, den 15 der Handelskammern, 
vier, den 62 der andern Städte 15, den 79 der Landgemeinden 19. Augenschein- 
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lieh Ist also anch hier ein Unliebes Verhältnis wie bei der Zusammensetzung 
des Landtags. 

Welcher Classe der Bevölkerung steht also der grösste Einfluss auf Zu¬ 
sammensetzung des Reichsratbee zu? Offenbar dem — in den Handels- und Ge¬ 
werbekammern ausschliesslich, in den Städten und Fabrikorten vorzugsweise, auf 
dem Lande zum Theil hervorragenden — Elemente der Industrie und des Han¬ 
dels, weniger dem Kleingewerbe. Der zahlreichen Classe der Advocaten und 
Aerzte, die als Doctoren persönlich wählbar sind, so wie der Staatsbeamten stebt 
ein ebenfalls grosser Einfluss zu. Die Vertretung der Kirche wie der Wissen¬ 
schaft ist unbedeutend. Persönlich sind nur, abgesehen von Geistlichen, die Staats¬ 
beamte sind, die Pfarrer wahlfähig. Nun ist es Thatsache, dass in der Classe der 
Industriellen und Commercielien, welche stark mit Juden bespikt ist and ver- 
h&ltiüssmässig die meisten Protestanten zählt, unter den Advocaten und Aerzten 
so wie unter den Beamten gerade nicht blos vielfach ein unkirchticher Geist, son¬ 
dern ein über alle Hassen kirchenfeindlicher herrscht. Was war der Erfolg? De- 
clamationen gegen Concordat und Citramonianismus, Ueberbietungen an Liberalis¬ 
mus waren die Mittel, mit denen man in den Städten die Wähler gewann. Wer 
nur entfernt kirchlich sprach, fiel in einzelnen Ländern schon desshalb durch. 
Außerhalb Tyrols ist darum auch kaum ein kirchlich Gesinnter aufgetreten, ausser 
in Ländern gemischter Nationalität Selche, die der antideutschen für die Selbst¬ 
ständigkeit der Kronlande auf Kosten der Reichseinbeit und Macht kämpfenden 
Partei angehörten. Jener Wablmodus ist wohl nicht aus dieser Absicht gewählt. 
Vielmehr hat man ihn aus den Landesstatnten von 1849 beibehalten, um die 
»Interessenvertretung« zu realisiren. Dann konnte durch ihn erreicht werden, 
dass in den Kronländern mit gemischter Bevölkerung das deutsche Element nicht 
gänzlich unterdrückt wurde, ln diesen aber stand die Sache so, dass man liberal 
und österreichisch, national und anti-grossösterreichisch oder separatistisch iden- 
tificirte. Diese Eigenschaften entschieden allein. Es eonsliluinen sich Wahl- 
Comites., zusammengesetzt aus allen möglichen Leuten. Wer nicht von ihnen 
vorgeschlagen war, hatte kaum Aussicht auf Erfölg. So kamen Landtage zusam¬ 
men, die schwerlich als die Quintessenz der wahren Bildung des Landes überalt 
gelten, und als echte Repräsentanten aller berechtigten Interessen erscheinen 
können. Viele treffliche Männer sitzen in den Landtagen und dem Reichsrathe. 
Ob aber sie oder die Lkrahheralen, Radiedlen, ja Rothen, die Majorität, nament¬ 
lich in den wichtigen socialen und kirchlichen Fragen, haben: das wird sich bald 
zeigen.« 

»Betrachtet man die Zusammensetzung des Reichsrathes, so trägt er in 
sich zahlreiche Personen von ausgesprochenem unkirchlichein, kirchenfeindlichem 
Charakter, hat ausser den zwei Juden im Abgeordnetenhause auch eine gute An¬ 
zahl von Protestanten u. s. w. Nicht dies aber würde fähig sein, Sorge zu 
machen, wäre nicht, — wie sich leider gleich anfänglich gezeigt und zu einem 
kleinen Theiie an den obigen Beispielen dargethan ist, durch das Auftreten von 
Personen, welche als Führer und Häupter der Linken wie des Centrums , d. h. 
jener Parteien gelten, welchen die Reichseinheit mit Recht oberstes politisches 
Princip ist, die — Meinung erzeugt, die sogenannte centralistische oder deutsche 
Majorität des Reicbsrathes sei radical, strebe danach, die christlichen Grundlagen 
der Gesellschaft zu entfernen, kurz, suche nur auf alle Weise namentlich der 
katholischen Kirche zu schaden. Diese Anschauung besteht in Oester¬ 
reich. Sie hat ihren 6rund in den Vorgängen im Reichsrathe; sie wird lebhaft 
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erhalten durch die radicale Presse, welche kein höheres Ziel zu kennen scheint, 
als die Mühlfeld’sehen Projecte recht bald vor das Haus gelangen zu sehen. Ganz 
besonders betreibt die Wiener Presse dies, seitdem ihr einzuleuchten scheint, dass 
Schmerling weder radical genug noeh auch unpolitisch genug ist, um mit Gesetz- 
vorscblägen in jenem Sinne vor das Haus zu treten; in der letzten Zeit sucht 
sie das Ministerium zu drängen und verkündet fortwährend, dass die Linke schon 
hervorrßcken werde. Unglücklicherweise übersteigt das, was von den Arbeiten 
der Ausschüsse bekannt geworden ist, durchaus alles Mass. 

Der nächste Erfolg ist, dass der Klerus zum grossen Theile und mit ihm 
die wenigen Blätter, welche die katholische Sache mit Mulh, Eifer und Ausdauer 
vertreten, in’s Lager der Nationalen übergetreten sind, (d. b. derjenigen, welche 
eine vielleicht zu grosse Autonomie der Kronländer mit einem einigen star- 
ken Oesterreich in Einklang bringen wollen.) 

Woher aber diese Wandlung? Sie erklärt sich sehr einfach. In den rein 
deutschen Ländern bez. deutschen Bezirken von Ländern war im Grossen, wie 
bereits früher gesagt wurde, durch die seit dem Ausgange des unglücklichen ita¬ 
lienischen Krieges unausgesetzt betriebene Agitation gegen das Concordat, das 
man als Sündenbock für alles Uebet hinstellte, dem man die Abneigung des pro¬ 
testantischen Deutschlands, die Nichtbetheiligung Preussens am Kriege und Gott 
weiss was in die Schuhe schob, die Stimmung des grössten Theils jener sog. ge¬ 
bildeten Bevölkerung, die allein nach der Verfassung wahlberechtigt ist und daher 
als vertreten erscheint, so künstlich gegen die Kirche aufgeregt, dass man gegen 
Concordat und Kirche sprechen musste, um in der Regel zu reussiren. Desshalb 
hatte tbatsächlich der Klerus gar keinen Einfluss auf die Wahlen, wurde auch 
fast principiell kein Geistlicher in die Landtage gewählt, ja direct gegen dieselben 
egiürt. Den grössten Theil der im engeren Reichsrathe vertretenen Länder neh¬ 
men Böhmen, Mähren, Schlesien, Galizien ein, die 120 Abgeordnete stellen. In 
den drei ersten stehen Czechen und Deutsche, im letztem Polen und Ruthenen 
einander gegenüber. Die Nichtdeutschen sind von vornherein gegen die Ver¬ 
fassung vom 26. Februar 1860 desshalb gewesen, weil sie durch sie die Selbst¬ 
ständigkeit der Einzelländer zu sehr beengt, die Reichseinheit zu sehr betont und 
gestützt finden, hierin aber ein Hinderniss sehen für ihre exclusiv nationalen 
Bestrebungen. Aus demselben Grunde mussten aber die Deutschen wie Ruthenen 
für die Februarverfassung sein. Bei diesen Nationalen trat aber in Wirklichkeit 
die nationale Frage unbedingt in den Vordergrund , ihr gegenüber jede andere 
zurück. Da nun die bisherigen Leiter jener Partei die Wahlen in die Hand nah¬ 
men, so entschied regelmässig die unbedingte Hingebung an die nationale Sache, 
das Schwören zur nationalen Fahne, um eines Mandates versichert zu sein. Zwar 
haben deren Programme auch Liberalität in Hülle und Fülle proclamirt, aber das 
war kaum nölhig, Ueber Concordat und Kirche brauchte man weniger zu 
schimpfen. Denn in Galizen war den Nationalen bei rein polnischer Bevölkerung 
die Wahl sicher ; wo die Ruthenen allein wohnen oder die Mehrzahl bilden, 
wählten sie ihre Leute. Das Volk der einen wie der andern Nation ist kirchlich. 
In den übrigen Ländern gehören die nationalen Abgeordneten zumeist den Land¬ 
kreisen oder Gegenden an, deren Bevölkerung noch nicht von jener Stimmung 
angefressen ist. Nun kommt ein Zweites hinzu. Der Klerus, in den gemischten 
Ländern zum grössten Theile ans der niedem Volksdasse hervorgegangen, ist 
allerdings, was nicht als Vorwurf, sondern nur als Thatsache hingestellt Werden 
soll, Um so mehr ein Hauptträger des nationalen -Elementes, als er vorzüglich in 
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Schale and Kirche die Sprache bis vor einigen Decennien fast allein pflegte. Wohl 
ist non der niedere Klerus in der grossen Mehrzahl aus Gründen, die nicht jetzt 
erörtert werden können, aber nächstens eine Darlegung finden sollen, dem Con¬ 
cordate feindlich gesinnt. Aber er kann damit nicht offen hervortreten, und auf 
gegnerischer Seite ist man nicht etwa blos gegen das Concordat, sondern gegen 
jeden Einfluss der Kirche und consequenterweise des Klerus auf irgend eine Seite 
des Lebens. Jedenfalls hat die Thatsacbe ergeben, dass die nationalen Candidaten 
sich nicht gegen die Kirche aaszusprechen brauchten, ja einzeln selbst für sie 
eintreten konnten. 

Die hier geschilderten Zustände finden ihren Beleg in den Landtagen. 
Ausser den Bischöfen, die von Rechtswegen in ihnen sitzen, sind nur Geistliche 
hineingekommen, die ganz entschieden der nationalen Sache zugethan sind; in 
Galizien kamen viele rulhenische hinein, weil sie eben gegen die polnische Su¬ 
prematie kämpfen und schon desshalb für die Reichseinheit streben. Ja die ge¬ 
wählten geistlichen Abgeordneten gehören zumeist als Aebte der Classe der Gross¬ 
grundbesitzer an. In den Reiebsrath sind nur sehr wenige Geistliche und die 
meisten von diesen aus der Classe der Virilstimmen und Grossgrundbesitzer 
gewählt. 

In den geschilderten Zuständen ist auch die Erklärung dafür gegeben, dass 
man sich vielfach auf katholischer Seite zur Annahme hat verleiten lassen, als 
sei nur bei den Abgeordneten, welche die nationale Sarhe vertreten, die Cultus- 
und Unterrichts-Angelegenheiten in möglichst ausgedehnter Weise der Competenz 
der Landtage zugewiesen wissen wollen, Heil zu suchen. Diese haben lange den 
Umschwung gemerkt. Zwar sind wiederholt Aeusserungen gefallen, welche gegen 
den Gedanken, als sei die nationale Partei gegen Glaubens- und Gewissensfreiheit 
— das ist leicht sagen, denn dagegen wird wohl kein vernflnftiger Katholik in 
Oesterreich mehr kämpfen — protestiren. Rieger, der HauptfDhrer der Czechen 
Im Abgeordnetenhause, hat am 19. Juni (Stenogr. Ber. S. 306.) sehr offen zum 
Beweise dafür, dass die Böhmen ein »freisinniges Volk« seien, darauf hingewie¬ 
sen, dass sie »den Stolz haben, dass ihre Vorfahren die ersten waren, welche in 
Europa einen Krieg für eine Idee gekämpft haben (Bravo!) und in diesem Kriege 
für die Gewissensfreiheit mannhaft ganz Europa entgegen gestanden sind (Bravo!). 
Unsere Vorfahren waren es, welche für die Gewissensfreiheit, für die politische 
Freiheit und für die Wahrung der Verfassung den dreissigjährigen Krieg begon¬ 
nen haben.« Er deutet dann den Sieg in der Schlacht am weissen Berge, der 
Oesterreich als Grossmacht rettete und Böhmen den Charakter eines katholischen 
Landes erhielt, als »halben Todesstreich« seiner Nation an. Diese Anschauung 
wird alle Augenblicke in den Blättern dieser Partei breit getreten. Derselbe 
Redner erklärte damals: »Es ist gegen uns vorgebracht worden, wir und unsere 
politischen Meinungsgenossen seien Enthusiasten für das Concordat, seien Ultra¬ 
montane, und ich weiss nicht was Alles. Nun, meine Herren, wir Pespeetiren so 
viel als möglich jede religiöse Ueberzeuguttg; aber es wird Ihnen selbst schwer 
fallen, zu glauben, dass mein väterlicher Freund Palacky, der ein Protestant ist, 
dass mein Freund Baron Petrinö, der griechischen Glaubens ist, dass sie Beide 
für das Concordat geradezu schwärmen.« Man sieht, die Worte lassen zwischen 
den Zeilen lesen, aber sind auch fähig, nur als Auskunftsmittel aufgefasst zu 
werden. Ob nun für die Kirche von dieser Partei volle Gerechtigkeit er¬ 
wartet werden kann, muss und wird die Zeit lehren. Hier soll mir die politische 
Seite der constatirten Thatsache hervor gehoben werden.« 

Archiv (hr Klrcbcnrccht, VIU, 
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»Jenem Theile des Abgeordnetenhauses, der die Reichseinheit fest und eon- 
sequent vertritt, sind durch die inasslose Aggression gegen die katholische Kirche 
und die Beschlüsse in dem confessionellen Ausschüsse viele Feinde erwachsen, 
nicht blos unter dem Klerus und in der katholischen Presse, sondern auch unter 
der kirchlichen Bevölkerung aller Kreise des Reiches. Dadurch sind die Gegner 
der Verfassung allerdings vermehrt. Solches aber ist bei einer so jungen Ver¬ 
fassung nicht gut. Denn mag selbst in den Kreisen, aus denen die Abgeordneten 
hervorgegangen sind, die in dem Meichsratbe zur Erscheinung gekommene Stim¬ 
mung herrschen, so i3t sie doch einmal nicht die des Volkes und auch nicht jener 
Kreise. Das Volk ist noch in seiner grossen Mehrheit religiös, bängt an der 
Kirche, wiH von jener Sturmerei nichts wissen Wohl ist das gläubige Volk in 
seiner grossen Mehrheit von jeder Antheilnahme an den Wahlen ausgeschlossen. 
Aber ignoriren wird kein gesunder Politiker, sicherlich nicht ein väterlicher Re¬ 
gent, das religiöse Gefühl der unermesslichen Mehrzahl seiner Unterlhanen. Die 
Stimmung des Volkes repräsentiren die Wiener Concordats-StQrmer absolut gar 
nicht. Aber es ist nicht einmal wahr, dass sie die Stimmung der Wahlkreise 
repräsentiren. So wenige Personen auch im VerhäUniss zur Seelenzahl sich an 
den Wahlen betheiligen konnten, dennoch haben, wie sich aus den genanen Be¬ 
richten der Zeitungen ergibt, sich selten mehr als die Hälfte, oft nicht ein Drittel 
der Wahlfähigen wirklich betheiligt. Nun gibt es aber nicht Hunderte oder Tau¬ 
sende, sondern Hunderttausende, denen an Verfassung und Reichsratb nichts liegt, 
wenn nur die Stenern niedriger sind und die Valuta hergestellt wird. Dass unter 
dem Heere der Beamten auch keine geringe Zahl Solcher ist, die einen »gemäs¬ 
sigten liberalen Absolutismus« jeder Verfassung vorziehen, das kann man täg¬ 
lich erfahren, wie es auch nicht schwer ist. auf die Leute mit den Fingern zu 
weisen, die jetzt Qberfliessen von Abscheu vor dom Absolutismus, aber noch vor 
kurzer Zeit "dessen gefügigste Werkzeuge mit Eifer abgaben und sieb in Kriecherei 
hervortbaten. Es ist aber, nochmals gesagt, nicht klug, sich solche Feinde zu 
machen. Weiter wird dieser Zustand von den Feinden der Reichseinheit kluger¬ 
weise ausgeheutet. Wesshalb haben denn die Abgeordneten von der böhmischen, 
mährischen uud polnischen Nationalpartei das Bestreben der Tiroler, ihre confes- 
sioneile Sache dem Reirbsrathe zu entziehen und ihrem Landtage zu wahren, 
unterstützt? Sollte man nach den oben mitgetheilten Aeusserungen eines Führers, 
denen sieh noch andere hinzufügen lassen, annehmen, es sei dies aus Sympathie 
für die Sache geschehen? Oder sollte man nicht vielleicht darnach streben, durch 
Unterstützen einer Sache, auf welche Tyrol nun einmal seinen Kopf gesetzt hat, 
die Tyroler für den Separatismus zu gewinnen? Es ist eine in Wien allbekannte 
Sache, dass das bekannte Haupt einer nationalen Partei als Obmann des confes- 
siocellen Ausschusses bei Stimmengleichheit die Mühlfeld’schen extremen Anträge 
durch seinen Beitritt zum Beschlüsse des Ausschusses machte. Jeder weiss, dass 
dies ganz gegen die polnische Tradition, gegen den polnischen Standpunkt 
ist, der nicht anttkatholisch sein kann. Aber dadurch, dass diese Anträge 
zu Beschlüssen des Ausschusses reifen, dass sie in das Haus gebracht wer¬ 
den, dass man auf der Linken dann recht weidlich gegen die Kirche, gegen 
Concordat und dergleichen los donnern wird, macht man die nicht nationale, 
sondern österreichisch gesinnte Majorität verhasst. Hierdurch aber ist klar, wer 
gewinnt und neue Anhänger bekommt, da es leider den Wenigsten gegeben ist, 
die Fragen auseinander zu halten, und es bekanntlich auf dem Gebiete des Par¬ 
lamentarismus sehr leicht ist, die Clubbs durch solche Fragen zu sprangen. Ge- 
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scbieht das aber, so haben jene Parteien den Nutzen davon, die ein Ziel rück¬ 
siebtelos verfolgen. 

Liegt aber irgend ein vernünftiger Grand vor, die kirchlichen Fragen über¬ 
haupt schon jetzt, in einer Zeit, wo erst das parlamentarische Leben sich gestalten, 
wo selbst vielfach der äussere Ansland erst Raum bekommen muss, wo die poli¬ 
tischen Standpunkte noch zu keiner Klärung gekommen sind, — weil die ein¬ 
fache Frage: ob GrossOsterreich, ein mächtiges einiges grosses Reich oder ein 
Conglomerat vieler als einzelne heutzutage ohnmächtiger Länder? noch alle poli¬ 
tischen Schattirungen zurückdrängt, — wo die Judenpresse und die Radicalen 
sich offenbar dieser Fragen nur bemächtigen, um durch den Terrorismus ihres 
Geschreies, das sie »Öffentliche Meinung« zu nennen belieben, zu extremen Be¬ 
schlüssen zu zwingen, welche sicherlich zu Reactionen führen müssen, wo man 
das offenbare Bestreben allzu deutlich siebt, jeden conservativen Keim auszurotten, 
damit der blanke Liberalismus herrsche — ist es räthlich, zu solcher Zeit die 
religiöse Frage überhaupt aufzuregen? Unbedingt nein. Dazu liegt nicht das ent¬ 
fernteste Bedürfbiss vor. 

Denn die Protestanten haben gesetzlich und besitzen factisch 
gerade so viele Freiheit als die Katholiken. Wenn die 122 Protestanten in Vorarl¬ 
berg und Tyrol noch nicht in dem Besitze gleicher Rechte sind, so ist das doch 
wahrlich keine Sache, um das ganze Reich auf’s Spiel zu setzen. Der Ueberiritt 
von einer Kirche zur andern war seit fast einem Jahrhundert gestattet und ist 
seit 1849 ganz nach denselben Grundsätzen geordnet, mag ein Katholik Protestant 
oder ein Protestant Katholik werden wollen. Die gemischten Ehen hindert das 
Staatsgesetz nicht; wird die katholische Kindererziehung nicht versprechen, so 
schliesst man die Ehe im Pfarrhause ab. Wollen sich die Gatten dann noch vom 
Prediger »einsegnen« lassen, so steht ihnen das anch frei. Was hier allenfalls 
zu ändern bleibt, ist wahrlich keine dringende Frage, und kann ohne viel Lärm 
geschehen. Die bürgerlichen und politischen Rechte von Katholiken und Pro¬ 
testanten sind gleich. Sieht man auf das Verhältniss beider zu einander, so sind 
die Protestanten, anfangend von den Ministern, selbst in den Staatsämtern be¬ 
vorzugt, sobald man nämlich erwägt, dass in Oesterreich die Protestanten ent¬ 
weder dem Biedersten Volke oder der Industrie oder dem von auswärts einge¬ 
wanderten Adel angeboren, und die industriellen wie Adeligen die glänzende Ar- 
muth des Beamtenstandes nteht zu wählen pflegen. Für Cultus- und Unterrichts¬ 
zwecke der Protestanten geschieht im Verhältnisse auch mehr, wobei noch in 
Betracht kommt, dass das katholische Kirchengut viele Lasten (z. B. Unterhaltung 
von Schulen, der meisten Gymnasien durch Orden u. dgl.) trägt, die eigentlich 
dem Staate zufallen. Das innere kirchliche Leben gehört vor das Reichsraths¬ 
forum nicht. So wenig als auf dem kirchlichen Gebiete, liegt auf dem des Un¬ 
terrichts die Nothwendigkeit vor, schon jetzt diese Frage in Angriff zu nehmen, 
das Reich mit Gesetzen zu beglücken, welche nur ein Ziel kennen: Trennung der 
Schule von der Kirche, mag es im Uebrigen besser oder schlechter werden. Die 
Kirche bat in Oesterreich nur einen unmittelbaren Einfluss auf die eigentlichen 
Elementar- oder Trivialschulen; auf deren Lehren bezieht sich ausschliesslich das 
Besetzungsrecht der Consistorien, wohlverstanden, wenn der Bischof auch die 
Pfarrei zu besetzen hat. Nun aber überwiegt ausserhalb Galiziens und einiger 
anderer Provinzen das Patronat so sehr, dass die Bischöfe, weil nach der Schul¬ 
ordnung der Kircbenpatron in der Regel auch als Schulpatron gilt, die wenigsten 
Stellen zu besetzen habet). Daher bleibt ihnen in den meisten Fällen nur übrig, 
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die Ernennung des Subjects, welches der Patron aus den Personen vorsehlägt, 
die sich auf die öffentliche Ausschreibung der erledigten Stelle gemeldet haben. 
An den Hauptschulen hat nicht das Consistorium, sondern die Statthalterei zu be¬ 
setzen. Was die Gymnasien, Realschulen u. s. w. betrifft, so bat der Bischof 
selbstverständlich auf die Ernennung des Keligionslehrers (Katecheten) wesent¬ 
lichen Einfluss, aber auch nur hierauf. Rücksichtlich der übrigen Lehrer fragt 
man ihn nie. Aber er kann durch einen Coinmissar den Unterricht überwachen 
lassen, damit nichts dem Glauben und der Sittlichkeit Gefährliches gelehrt werde. 
Obwohl praktisch diese Ueberwachung sich auf Null reducirt, da der betreffende 
damit betraute geistliche Herr sich seine Zeit nicht mit Sitzen bei den Lehrstun¬ 
den verdirbt, so liegt doch hier eigentlich der Hase im Pfeffer. Wer aber unser 
Erziehungs- und Unterrichtswesen kennt, weiss, dass der bischöfliche Einfluss 
nichts schadet. Was dasselbe nicht emporhlühen lässt, ist die Unfähigkeit nlancher 
Schulräthe, die Unglaubliches leisten, ist die Unfähigkeit einer grossen Zahl von 
Lehrern, welche absolut uufäbig sind, dem Studienplane zu genügen, von denen 
nicht etwa Einzelne, sondern Hunderte nie geprüft wurden, ist der allgemeine 
Widerwille in Oesterreich dagegen, dass die Söhne mehr lernen, als, wie man 
glaubt, ihnen nötbig sei, um auf die Universität zu kommen, ist ausser andern 
Dingen auch noch die nicht ganz vereinzelte Sitte der Privatbelohnungen, deren 
Stütze die erbärmliche Besoldung der Gymnasial-Professoren ist. Auf die Univer¬ 
sitäten haben die Bischöfe nicht den geringsten Einfluss, den man so nennen 
könnte.« 

ist es in der That falsch, und lächerlich dem gegenüber, welcher die Zu¬ 
stände Oesterreichs kennt, zu behaupten, dass die confessionellen wie die Unter¬ 
richtsfragen brennende seien, so ergibt sich von Selbst, dass es auch politisch 
uuklug war und ist, dieselben hervorzusuchen, offenbar hlos, um eine glänzende 
Probe des Liberalismus abzulegen, und bei der Juden- und radicalen Presse, d. h. 
In der öffentlichen Meinung! sofort zu hohem Ansehen zu gelangen. Aber 
es ist geradezu bedauernswert!), weil sich mit Fug und Recht behaupten lässt, 
dass die Majorität unfähig ist, Entwürfe beunheilen zu können, welche in das 
Detail des Schulunterrichts wie der höhern Studien eingehen. Was soll heraus- 
kommen, wenn gewisse Leute überall Einfluss der Kirche u. s. w. wittern, ohne 
nur die jetzigen Verhältnisse zu kennen? Und bedenkt man auch, welche Feinde 
man sich dort wieder schafft? Und erwägt man, welche Folgen es hat, wenn die 
Beschlüsse der Ausschüsse zu Gesetzen werden, wirklich social wirken, aber ver¬ 
fehlte sind? 

Liegt aber Grund vor, zu befürchten, derartige extreme Beschlüsse würden 
die Majorität des Abgeordneten- und Herrenhauses, wenn aber selbst diese, die 
Sanction des Kaisers erlangen? Ich glaube, nein. Es sind im Abgeordnetenhause 
auch ausser den Nationalen, welche leicht in jeder solchen Frage hemmen, um 
die Sache vor die Landtage zu bringen, viele Männer, welche zu den tüchtigsten, 
besonnensten gehören und sowohl die österreichischen Verhältnisse genau kennen, 
als auch Religion genug besitzen, einzusehen, wohin Theorjeen führen, deren 
practische Ausführung allerdings ganz Wien das tägliche Schauspiel gibt, wie man, 
ohne verheirathet zu sein, mehrere Familien haben und doch auf der Höhe des 
Liberalismus stehen könne, — Männer, welche begreifen, dass dem Volke die 
Religion systematisch entwinden, alle sociale und staatliche Ordnung unterminiren 
heisst, welche noch nicht Jeden für befähigt halten, als kirchlicher und socialer 
Reformator aufzutreten, mag auch die Judenpresse ein solches Subject in den 
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Himmel erheben, .der durch sein Leben nur zu gut beweist, was ihn incommodirt, 
wenn ihn auch faetisch weder Kirche noch Concordat jemals belästigt hat. An 
der Besonnenheit dieser Männer wird das Project des Radicalismus abprallen und 
wohl schwerlich im Abgeordnetenhause angenommen werden. Ein gleiches Prog- 
nosticon lässt sirh wohl auch für das Herrenhaus stellen. Aber selbst angenom¬ 
men, beide Häuser acceptirten solche extreme Beschlüsse, glaubt man denn, Herr 
von Schmerling sei ein so kurzsichtiger Politiker, um dem Kaiser zur Snnetio- 
nirung von Projecten zu rathen, die Alles, was conservativ ist, zur nothwendigen 
Opposition schaaren müssten? Der Staatsmim'ster werde das Experiment der voll¬ 
ständigen »Trennung zwischen Kirche und Staqt,« d. h. wie die Sachen liegen, 
der Feindschaft beider, weil nicht die Freiheit, sondern die Knechtung der Kirche 
beabsichtigt wird, machen? Und wer möchte endlich glauben, die apostolische 
Majestät werde die religiösen Gefühle der weitaus grossen Mehrzahl ihrer Unter¬ 
tanen. die auf das Tiefste verletzt würden, für Nichts achten? Das allein genügt, 
ohne dass man darauf hinzuweisen braucht, dass gegebene Worte und feierliche 
Versprechungen zu brechen schwerlich ein eonstitutioneller Minister rathen dürfte. 

In so weit aber in Wirklichkeit Aenderungen als nöthig erscheinen, lässt 
sich im Wege der Gesetzgebung helfen ohne den Radicalismus zur Grundlage zu 
nehmen. Für die katholische Kirche erblicken wir übrigens auf die Dauer 
gar keine Gefahr: sie wird, mag’s auch gegen sie los gehen, sich kräftigen und 
zu neuem starken Leben in Oesterreich sich aufralTen. Befürchten wir somit auch 
keinen Erfolg des Sturmes, so können doch schon dessen Wellen Schaden in 
Fülle dadurch anrichten, dass sie die Hauptsache: den innem Ausbau des Reiches, 
hemmen und hintanhalten, dass blinde Theoretiker sich auf dem Felde der Frei¬ 
geisterei ein Monument zu errichten streben, das Viele verblenden kann', in ra¬ 
sender Ueberstürzung dahin zu wirken, dass alle Elemente der Gesellschaft in 
Gährong kommen. Es ist also der Ausbau der Verfassung, die Einheit und Macht 
Oesterreichs, welche' durch solches Gebahren auf’s Spiel gesetzt wird. Und dess- 
halb muss Jeder, der es hiermit, ehrlich meint, sich entgegen stemmen, muss bei 
Zeiten mahnen und alle Besonnenen auffordern, keine neuen Elemente des Wider¬ 
standes zu beschwören.« 

Soweit die »Kölnischen Blätter.« Wir berichteten bereits im Archiv VII, 
269 ff. über 

II. Die Interpellation des Grafen Hartig im österreichischen Her¬ 
renhause im Februar 1862 in Betreff der Verwaltung des Kirchen¬ 
vermögens und der Rechte der Privatpatrone in Böhmen. 

Die dabei in Frage stehenden Erlasse der böhmischen Bischöfe enthält das 
Archiv VII, 289 ff. 460 ff., VIII, 148 ff. und dieses Heft weiter unten unter den 
Oesterreichisehen Rechtsqueilen. 

Der »Oesterr. Volksfreunda 1862 Nr. 52. bemerkte über die im Archiv 
VII, 298 ff. mitgetbeilte Rede des Ministers v. Schmerling gegenüber der 
Wiener »Presse« wie folgt: 

»Was für uns von der ganzen Antwort auf die Hartig’sche Interpel¬ 
lation die Hauptsache war und ist, lässt sich in wenige Worte zusammenfassen. 
Der Anspruch der Vertreter der Kirchen auf Uebergabe des Kirchen-Vermögens 
seitens der Patrone ist ein gerechter und gerechtfertigter nach dem 30. 
.Artikel des Concordates, nach den auf Grund desselben von der bischöflichen Ver¬ 
sammlung im Jahre 1856 aufgestellten Normen, nach der in der Entscbliessung 
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vom 3. Oetober 1858 erfolgten a. h. Sanction dieser von den in Wien versammel¬ 
ten Hirten der Kirche vereinbarten Normen, nach dem Zeugnisse des Herrn Staats- 
ministers selbst, der im Herrenhause ausdrücklich erklärte, dass der in der 
erwähnten Entschliessung »a. h. vorgezeichnete Vorgang auf das Genaueste 
eingehalten und hiernach die Angelegenheiten der Verwaltung des Kirchen- 
und PfYündenvermögens, mit Ausnahme Galiziens, wo die eigenthfimliehen Ver¬ 
hältnisse dies noch nicht zuliessen, in fast allen Diöeesen der im engeren 
Reirbsratbe vertretenen Kronländer mit Intervenirung der Staatsbe¬ 
hörde geregelt worden« sei,! und endlich, was speciell die Kirchen- 
provinz Prag anbelangt, nach abermaliger Erklärung des Staatsmintsters, dass 
die Bischöfe dieser Provinz die in der a. h. Entschliessung enthaltenen Vorschriften 
»beachtet« haben, und dass somit von Rechtswegen in den Diöeesen dieser 
Provinz die von ihren Bischöfen erlassenen Vorschriften am 1. März d. J. in 
Wirksamkeit, treten könnten. — Das ist das Mark des ganzen VoWrages 
des Staatsministers im Herrenbause und hienach stellt sich der Appell der Inter¬ 
pellanten an die Staatsgewalt um deren Intervenirung als unmotivirt dar. 

Dass das »Vaterland« in der Ministerrede »einen practischen Eingriff in das 
Concordat findet,« beruht lediglich auf einer strengeren Auslegung einer einzigen 
nicht principiellen Stelle der Rede, und zwar folgender: »Es wurde be¬ 
reits die Einleitung getroffen, zu bewirken, dass die Uebergabe des 
Kirchenvermögens in der Kirchenprovinz Prag vorerst auf sich beruhe und die 
Regelung der Concurrenzverhältnisse im Wege der Gesetzgebung vorerst durch- 
geführt werde« — Während uns, dem »VolksiVeutid,« unter obiger »Einleitung« 
der Gedanke einer Vereinbarung zwischen der Staats- und der Kir¬ 
chenbehörde vorgeschwebt hat, scheint das »Vaterland« obigen Terminus im 
Sinne einer einseitigen Action, eines einseitigen Vorgehens der Staats¬ 
gewalt genommen und nach dieser Auffassung in obiger Stelle den erwähnten 
practiseben Eingriff gefunden zu haben. Wir halten selbstverständlich unsere In¬ 
terpretation annoch aufrecht. 

Der Original-Correspondent der »Presse« gibt den Interpellanten des Ilef- 
renhauses den wohlgemeinten Rath, dahin zu wirken, dass die Regelung des 
(ganzen) Patronats-Verhältnisses vom Reichsrathe ausgebe, »da ja auch 
die bisherigen Patronatsgesetze der Hauptsache nach Reichsgesetze waren.« Der 
Ertheiler dieses Rathes muss sein jus eanonicum wahrlich schon ausgeschwitzt 
haben, denn sonst wörde er wissen, dass das Patronaisverhältniss ein kirchen¬ 
rechtliches Verhältniss ist, dass die kirchliche und die weltliche • Legislation 
sich wohl an manchen Punkten berühren, dass sie aber ohne beiderseitigen Nach¬ 
tbeil nicht iheinandergreifen dürfen, dass die österreichische Regierung eben das 
Patronatsverhältniss wieder der kirchlichen Regelung anheimgegeben, und sich 
nur, wie Jeder, der nicht blind ist, eben in der a. b. Entschliessung vom 3. Oc- 
tober 1858 lesen kann, das landesfürstlicbe, die Bewahrung des Kirchen¬ 
vermögens betreffende Recht, und die neue gesetzliche Normirung der 
Concurrenzpflicht der Patrone im Wege der Landtage Vorbehalten hat. 

Wir haben die Paraphrase der bekannten zwei Hexameter: 

Fatrono debetur honor, onus utilitasque; 

Präsentet, präsit, defendat, alatur egenus, 
wie wir sie in der »Presse« fanden, eine schülerhafte genannt und wir hal¬ 
ten diese Behauptung auch heute noch aufrecht. Ein anderes ist das Recht oder 
die Summe der Rechte des Patrones nach dem rein kirchlichen Gesetze, ein an- 
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deres nach der Regelung, weiche das Patronatsverhältniss durch die österreich¬ 
ische Gesetzgebung erhallen. Jene beiden Gedäehtnissverse deuten die Rechte 
des Patrones nach den rein canonischen Vorschriften an. Nimmermehr wird es 
aber angeben, aus obigen Yerszeilen einen noch fortdauernden Anspruch des Pa- 
trones auf jene Rechte zu deduciren, welche die weltliche Regierung dem Pa¬ 
trone verliehen — und wieder entzogen hat. 

In einem späteren Artikel in Nr. 59. äussert der »Volksfreund« sich 
also: »Was wir in der ministeriellen Antwort gesucht, was wir in derselben ge¬ 
funden, was uns daraus erfreut und hingegen die Gegner mundtodt gemacht bat, 
oder ihrem nachfolgenden Gerede wenigstens allen Boden der Grfindlichkeit ent¬ 
zieht das ist, wir wiederholen es hier zum Ueberlluss, das in der Ministerrede 
und in den darin anbezogeuen Gesetzen zom Ausdruck gelangte unzweifel¬ 
hafte Recht der Bischöfe, auf die Uebergabe des Kirchenvermögens von Seite 
der Patrone zu dringen. Die »Presse« selbst muss dieses Recht im vollen Um¬ 
fange zugeben. Sie tbut es, indem sie sagt, dass sie dies Recht nie, gar nie in 
Abrede gestellt, sondern nur wiederholt »nachgewiesen« habe, dass der Thun’sehe 
Miuislerial-Eriass vorn 15. Oetober 1858 »den Grundsätzen und Vorschrif¬ 
ten des canonischen Rechts widerstreitet.« Es heisst auf den B zielen 
und den A meinen, wenn die »Presse« den canonischen Charakter des Thun’schen 
Ministerial-Erlasses bestreitet. Nicht in diesem Erlasse, einem blosen Dureh¬ 
führ ungsgesetze, sondern in der a. b. Entsehliessung vom S. Oetober 1858 
haben wir, und alle vernünftige Welt mit uns, den Kern der ministeriellen Ant¬ 
wort und das Entscheidende für die ganze jüngst obschwebende patronatsreebt- 
liehe Controverse gefunden. Und diese a. h. Entsehliessung, welche die Einfluss¬ 
nahme der Patrone ausdrücklich aufrecht erhält, »insoweit dieselbe mit 
dem Kirchengesetze vereinbar ist,« und in welcher nach dem Zeugnisse 
des Staatsministers und nach dem Wortlaute des a. b. Willensactes selbst die Wei¬ 
sungen der im Jahre 1856 in Wien tagenden bischöflichen Versammlung die a. h. 
Sanction erhalten haben, kann man doch unmöglich als mit den Vorschriften des 
canonischen Rechts in Widerspruch stehend anseben. Diese a. b. Entsehliessung 
anerkennt und stellt den ursprünglichen canonischen Charakter des Patronatsver¬ 
hältnisses wenigstens grossentheils wieder her, gibt in eben dem Masse der kirch¬ 
lichen Gesetzgebung, was in ihr Ressort gehört, entkleidet die Patrone derjenigen 
Rechte, namentlich bezüglich der Verwaltung des Kirchenvermögens, welche ihnen 
seinerzeit die weltliche Legislation, und nur sie, übertragen hat, und in deren 
Besitz die Staatsgewalt die Patrone so lange lassen konnte, als es ihr eben gut 
dünkte, deren Restringirung aber durch den Abschluss des Concordates zur Noth- 
wendigkeit geworden war. Dies sind Acte , die völlig in der Sphäre der Staats¬ 
gesetzgebung liegen, die aber auch in Harmonie mit dem Concordat stehen. Uns 
die Meinung unterschieben, die der confessionelle Ausschuss zum Ausdruck ge¬ 
bracht, dass nämlich die Staatsgesetzgebung auf das Bestehen des Concordates 
nicht mehr Rücksicht zu nehmen brauche, als ihr eben convenirt, ist durch 
keine einzige unserer Aensserungen gerechtfertigt, ist eine jener perfiden Ver¬ 
drehungen und Unterstellungen, in deren Handhabung die »Presse« in jeder Con¬ 
troverse excellirt. Eine traurige Berühmtheit dies! 

Dass das Patronatsverhältniss als Ganzes, weil es eben, wie die »Presse« 
selbst anerkennt, ein kirchenrechtlicbes ist, nicht in das Ressort des Reichs- 
rathes gehört, dass aber wohl die Concurrenzpflicht der Patrone, soweit nicht die 
canonischen Grundlinien dieses Pflfebtverbältnisses verwischt werden, von der 
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weit lieben Gesetzgebung, der die Beil ragspflicht die genauere Präeisirung und 
Ansbildung verdankt, einer neuen Regelung, sei es durch den Reichsrajh oder 
durch die Landlage, unterworfen werden kann, ist Jedem klar, der die Begriffe: 
Patronatsgesetz und Patronats-Concurrenz nicht confundirt.« 

Die »Augsburger Postzeitung« 1862 Nr. 46. gab in einem Briefe 
aus dem nördlichen Böhmen folgende Belehrung über die betreffenden Verhält¬ 
nisse: 

»Der Religionsfond, das Vermögen der Kirche, das aus dem Vermö¬ 
gen der aufgehobenen Klöster entstanden ist und durch Zuschüsse von den 
erledigten Pfründen vermehrt wird, bleibt wie bisher unter der Verwaltung 
des Staates, welche dieser im Namen der Kirche führt. Resshalb müssen 
auch die Intercalarrechnungen Uber die erledigten Pfründen, deren Erträgniss 
nach Abzug des Administrationsgehaltes dem Religionsfonde zufliesst, wie bis¬ 
her der Landesstelle zur Prüfung vorgelegt und von derselben erledigt wer¬ 
den. Das Vermögen der einzelnen Kirche' aber wird dem Kircbenvor- 
steher, das heisst dem Pfarrer oder Administrator übergeben, der es mit zwei 
von der Kirchengemeinde gewählten Vertretern, den sogenannten Kirchenkäm- 
meren, unter Beirath des Patrons zu verwalten und die jährliche Rechnung zu 
legen hat. Er ist hierin blos dem bischöflichen Ordinariate verantwortlich, das 
durch den Bezirksvicär, der in Oesterreich die zwei Aemter eines Erzpriesters und 
8chulinspectors, die in Preussen gewöhnlich getrennt sind, vereinigt, oder durch 
einen Bevollmächtigten die Aufsicht ausübt. Die jährlichen Rechnungen über das 
Kircbenvermögen sind durch das Vicariatsaml dem bischöflichen Ordinariate zar 
Revision und Bestätigung vorzulegen, der weltlichen Behörde muss ein Exlract 
der vom Ordinariate bestätigten Rechnung mitgetheilt werden. Bisher wurde das 
Vermögen der Kirchen von dem Patronats-Commissär mit dem Pfarrer unter 
Aufsicht der geistlichen und weltlichen Behörden verwaltet. In vielen Fällen 
hatte aber *der Pfarrer nichts anderes dabei zu thun, als die eingenommenen 
Beträge an die Kircbencasse abzuführen, die Quittungen über erhaltene Zinsen 
und die Rechnung zu unterfertigen, und in vorsichtiger Weise die Bestreitung 
einer Ausgabe aus der Kircbencasse anzusuchen. Auch gibt die neue Ordnung 
der Dinge dem Kirchenvorsteher ein grösseres Recht zu Ausgaben. Während 
früher von Fall zu Fall nur bis IO fl. C.-M. obne vorhergehende Bewilligung der 
Vorgesetzten Behörden verausgabt werden konnten, darf der Kirchenvorsteher 
jetzt bis za 20 11. österr. W., ja wenn es sich um dringend noihwendige Baulich¬ 
keiten handelt, sogar 40 fl. ohne vorhergehende Bewilligung verausgaben. 

Die Errichtung von Stiftungen, die früher ebenfalls nur mit Bewilligung 
der Landesstelle geschehen konnte, ist jetzt als rein geistliche Sache dem bischöf¬ 
lichen Ordinariat zurückgegeben, und an die Landesstelle ist blos ein ungestem¬ 
peltes Exemplar des Stiftsbriefes einzusenden. 

Es lässt sich nicht in Abrede stellen, dass diese neue Ordnung der Dinge 
eine gerechte Forderung der Kirche war. Wir bekennen gerne, dass das Kir- 
ebenvermögen bisher gut verwaltet wurde, und dass es unter Haftung des Pa¬ 
trons ganz sieher gestellt war, dass auch bei einem guten Eimernehmen des 
Seelsorgers mit dem Patronatsbeamten Alles nach Wunsch des Seelsorgers ange- 
1 ordnet wurde, aber eben mit derselben Wahrheitsliebe müssen wir auch sagen, 
dass diese Verwaltung des Geistlichen als Kirchenvorstehers unwürdig war. Es 
hing hier, wie im alten Systeme überhaupt, zu viel von der Willkür ab. Statt 
viele Beispiele nur eins. Der Bischof batte bei einer Kirchenvisitation dem Pfarrer 
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aufgetragen, das schadbafie Kirchenpflasler hersteilen zu lassen, aber trotz aller 
Vorstellungen des Pfarrers geschah es nicht. Der Pfarrer erhielt auf sein öfteres 
Drangen blos die Antwort: Der Direclor will es nicht. Auch kam es vor, dass 
der Patron aus dem Kirchenwalde das Holz zur Schulbeheizung anwies. Daher 
IBsst es sich wohl erklären, dass r.n manchen Orten der Seelsorger von den ein¬ 
gegangenen Geldern aus dem Klingelbeutel und von kirchlichen Functionen nicht 
Alles verrechnete, sondern sich «inen Theil vorbehtelt. Er wollte auf diese Weise 
für besondere Falle gesichert sein und sich vorsehen, um rieht bei jeder Kleinig¬ 
keit beim Patronatsamte bittlirh zu werden. Natürlich konnte es dabei nicht 
fehlen, dass bei manchen Gelegenheiten diese Rechnungen bekannt wurden, und 
das Volk bedenklich wurde, wenn der Pfarrer im Klingelbeutel so wenig ver¬ 
rechnet hatte. Wir begrOssen daher die Neuerung als eine ganz billige und gute 
Sache, indem die Herrschaft der Willkür dem Gesetze Weicht jind dem Kirchen- 
vorateher ein grösserer Einfluss eingeräumt wird. 

Aber dabei wollen wir nicht die Uebelstände verschweigen, welche diese 
Neuerung mit sich bringen dürfte. Eine Schwierigkeit bietet sich von Seite der 
Patrone. Da der Patron ein Recht nurgeben muss, das er bis jetzt besass, und 
sich blos mit einer beratenden Stimme begnügen muss, so steht zu befürchten, 
ob nicht manche Patrone auch die Leistungen verweigern und das Patronat ab¬ 
geben werden. Von Seite vieler Pfarrer ist auch keine freundliche Aufbahme 
dieser neuen Bestimmungen zu erwarten, denn viele fürchten, dass die Kirchen- 
casse, die nun im Pfarrhause aufbewahrt werden soll, Diebe anlocken werde, und 
in der That ist es für jene Pfarrer, die bereits in ihren abgelegenen Wohnungen 
öDer x von Dieben heiingesueht wurden, nicht sehr tröstlich, wenn es bekannt wird, 
dass das Kirchenvermögen bei ihnen aufbewahrt wird. Viele fürchten die Ver¬ 
antwortlichkeit und würden gern die bisherige Verwaltung bestehen lassen, wenn 
ihnen nur ein grösserer Einfluss eingeräumt würde. Es scheint die neue Verord¬ 
nung selbst für das Kirchenvermögen mehr Lasten zu bringen, als das Vermögen 
früher zu tragen hatte. An vielen Pfarrkirchen wird ein eigener Rechnungsführer 
angestellt werden müssen, und was bisher der Patronatsbeamte gegen geringe 
Emolumente getban hat, das wird der KirChe jetzt eine Besoldung kosten. End¬ 
lich ist auch die Zeit eine durchaus ungünstige, da bei der ohnehin grossen Agi¬ 
tation gegen den Klerus gerade der Geldpunct die günstigste Veranlassung zu 
Angriffen und Verdächtigungen des geistlichen Standes gibt. So wird die neue 
Verwaltung des Kirchenvermögens nicht ohne Kämpfe eingerichtet werden können, 
und es wird von Seite der kirchlichen Behörden alle Energie nöthig sein, um das 
durchzufübren, was sie eingeleitet haben.« 

Das Wiener »Vaterland« 1862. Nr. 54. schildert in folgender Weise den 
seitherigen Zustand derKirchenvermögensverwaltung in Böhmen 
und die Stellung, welche die Privatpatrone zu derselben ein¬ 
nehmen. 

»Während bekanntlich in anderen österreichischen Ländern ein gutsherr¬ 
liches Verhältniss niemals bestand oder grösstentheils verschwunden war, oder 
verschiedenartige obrigkeitliche Rechte, wenn auch einem bestimmten landtäflicben 
Grundbesitze anklebend, über oft vereinzelte, weit verstreute Untertbanen geübt 
worden, war in Böhmen der Bestand geschlossener Gulsgebiete die fast ausnahms¬ 
lose Regel und ein grosser Theil dieser Gulsgebiete lang vererbter Familienbesitz. 
Diesem Umstande ist es zuzuschreiben, dass auch das Patronat sämmtlicher auf 
dem Gutsgebiete befindlichen Kirchen meist mit dem Gutsbesitze verbanden war. 
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Die Steilung des Patrons zu der. Verwaltung des Vermögens seiner Patronatskir- 
eben war folgende: Er, oder naeb dem herrschenden bureaukratischen Sprach- 
gebrauehe, sein »Patronatsamt« verwaltete das Kirchenvermögen, führte die Rech¬ 
nung darüber, verwahrte die Casse und der Patron haftete daher auch für die¬ 
selbe. Handelte es sich um eine Auslage aus dem Kirchen vermögen, so musste 
bei ihm um deren Bewilligung angesucht werden; geringe Auslagen konnte er 
selbstständig bewilligen, grösserer Auslagen wegen musste vou ihm, oder wenn er dazu 
keine Neigung zeigte, von dem Seelsorger bei dem Kreisamte eingesrhritten werden. 
Das Kreisamt pflog die Erhebung über die Frage der Nothwendigkeit und Zweckmäs¬ 
sigkeit der Auslage, und das Kreisamt oder je nach der Höbe des Betrages die 
Staltbalterei, ertheilte oder verweigerte nach Einvernehmung des Bezirksvikars 
oder des bischöflichen Consistoriums die Bewilligung der Ausgabsposten. Ueber die 
einzelnen Kirchen wurden abgesonderte Rechnungen geführt; eine Concretalverwal- 
tung sfimmtlicher zu einem Dominium gehörigen Patronatskirchen ist aber inso¬ 
weit allgemeine Uebung geworden, dass — wieder mit Bewilligung der politi¬ 
schen Behörden — den disponiblen Einkünften einer vermöglichen Kirche ent¬ 
nommen wurde, was zur Bestreitung nothwendiger Auslagen einer anderen mittel¬ 
losen Kirche erforderüch war. 

Dieser Zustand stimmt mit dem in anderen österreichischen Ländern nur 
bezüglich derlngerenz der politischen Behörden überein. Dass aber die Verwaltung 
des Kirchen Vermögens von dem Patrone geführt wird, so wie das eben geschil¬ 
derte Verhältnis der Concretalverwaltung ist in anderen Ländern unbekannt« 

ln Nr. 55. fährt das Vaterland also fort: , 

»Der dargesteilten Verhältnisse wegen fühlen sich die böhmischen Patrone 
gekränkt durch die bischöfliche Instruction, der zu Folge künftig das Kirchenver- v 
mügen verwaltet werden soll von dem Pfarrer unter Mitwirkung einiger aus den 
Eingepfarrten gewählten Kirchenväter and der Patrone, ihren Bedenken gegen¬ 
über dürfte aber zunächst eine zweifache Betrachtung Erwägung verdienen. 

Die bischöfliche Instruction stellt allgemeine, das ist für die Kirchen der 
Diöcese überhaupt bestimmte Regeln auf. Die erhobenen Einwendungen beziehen 
sich nur auf das Verhältnis der ehemals jurisdiclionsberechtigten Privatpatrone. 
Nebst den Privatpatronaten besteht aber in ausgedehntem Masse ein öffentliches, 
von der Regierung im .Namen des Reiigions- und Studienfondes geübtes Patronat, 
und damit hat es seine eigene Bewandtnis. Diese Fonde wurden wie bekannt 
aus dem Vermögen der von der Regierung seiner Zeit eigenmächtig aufgehobenen 
Klöster, Wallfahr.skirchen und anderen kirchlichen Stiftungen gebildet. Bei die¬ 
ser Operation hat die Regierung den Fonden, beziehungsweise sich als Verwalte¬ 
rin derselben alle Patronatsrerhte zugeeignet, welche die aufgehobenen Klöster 
und Stifter aus was immer für Titeln geübt hatten. Sie hat sirh aber auch fer¬ 
ner, nachdem das neugeschaffene österreichische Kirchenrecht dem ganz uncano- 
nischen Grundsätze huldigte, jede Kirche müsse einen Patron haben, das Patronat 
über alle jene Kirchen zugesprocheu, in welchen die Seelsorge vou den aufgeho¬ 
benen Klöstern und Stiftern besorgt worden war; dessgleichen über die neuen 
Religionsfondspfarren und Localien, welche in Folge der um die Zeit der Bildung 
jener Fonde von der Staatsverwaltung Ober die Verwaltung der Seelsorge aufge¬ 
stellten Grundsätze aus dem Keiigionsfonde errichtet und nothdürltig d«Uirt worden 
waren. Dieses ganze umfangreiche Patronat entbehrte, nachdem ein Patronat nur 
von der Kirche verlieben werdeu kann, jeder rechtlichen Grundlage und bat eine 
solche erst dadurch erhalten, dass in dem Concordate, von weichem so gerne be- 
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bauptet wird, es habe die landesfürstlichen Rechte preisgegeben (!), der heilige 
Stuhl sich berheiliess, die Ausübung von Patronatsreebten über die bezüglichen 
Kirchen der Regierung Seiner apostolischen Majestät zuzugestehen. 

Die Vermögensverwaltung der Kirchen des öffentlichen Patronats war nun 
bisher ganz so beschaffen wie die der Privat patronatskfrehen. Wurde das Patro- 
nat als mit einem Fondsgute verbunden betrachtet, so führte die Verwaltung das 
herrschaftliche Patronatsamt, bezüglich der vereinzelten neueren Religionsfonds* 
kirchen aber ein landesfürstlicher Vogteleommissär. Als solchen war es übHeh, 
bis zur Aufhebung des gutsherrlichen Verhältnisses denjenigen herrschafltichen 
Beamten des Dominiums, innerhalb dessen Grenzen die vereinzelte ReHgionsfond- 
kirche lag, zu bestellen, welcher die Kirchenrechnungen der obrigkeitlichen Pa- 
tronatskireben dieses Dominiums führte. Seit das gutsberrliche VerbSItniss auf¬ 
gehoben und das Land mit dem Goldregen landesförstücher Bezirksämter befrachtet 
ist, fhngiren in der Regel die landesfürstlichen Stetierämter als Vogteien der 
Religionsfondskirchen. 

Es liegt am Tage, dass die Einwendungen, welche von Privatpatronen ge¬ 
gen die bischöfliche Instruction erhoben werden, auf die Vermögensverwaltung 
der Kirchen des öffentlichen Patronats durchaus keine Anwendung haben können. 
Nicht jene Instruction im Allgemeinen ist also in Frage gestellt, sondern es kann 
sich nur darum handeln, inwieweit den Privatpatronen ausnahmsweise ein grös¬ 
serer Einfluss auch noch fernerhin zu belassen sei, und auch davon kann nur da die 
Rede sein, wo besondere Ansprüche darauf rechtlich begründet sind. Eine solche 
Möglichkeit ist aber in der Instruction selbst schon ausdrücklich 'vorgesehen, in¬ 
dem es in derselben in vollem Einklänge mit der a. b. Enlschliessung vom 3. Oc- 
tober 1858 ausdrücklich heisst: »Sollte aber ein Patron beweisen können, dass 
ihm kraft der Stiftung grössere Rechte zustehen, so steht es ihm frei, dieselben 
geltend zu machen.« Ist hierdurch der Weg angedeutet, auf welchem gegründete 
Ansprüche der Patrone zur Geltung kommen können, so llsst sieh wohl nicht be¬ 
zweifeln, dass die Bischöfe, wenn sie gleich nur den Fall besonderer stiftUnga¬ 
rn kssig er Verhältnisse vor Augen hatten, überhaupt keinem rechtlich begründe¬ 
ten Ansprüche ihr Ohr verschliessen werden; von jeher hat aber die Kirche auch 
der Gepflogenheit, insoweit sie mit den wesentlichen Grundsätzen der kirch¬ 
lichen Verfassung vereinbar war, eine rechliche Geltung zuerkannt. Nur ist es 
klar, dass in dem vorliegenden Falte nicht als rechtliche Gepflogehheit betrachtet 
werden kann, was etwa erst seit der Verdrängung des Kirchenrechts entstand, 
sondern nur solche Verhältnisse, welche, aus älterer Zeit herrührend, unter der 
Herrschaft des canonischen Rechts in Oesterreich mit Vorwisssen und ohne Wider¬ 
spruch der bischöflichen Autorität sich entwickelt und befestigt haben.« 

In Nr. 56. schliesst das »Vaterland« seine Betrachtungen wie folgt:! 

»Aus der voranstehenden Darstellung des bisherigen Zustandes ist ersicht¬ 
lich, dass der eigentliche Schwerpunkt der ganzen Einrichtung in den Händen der 
politischen Behörden liegt. Die kirchliche Autorität, welche ein wesentliches und 
unerlässliches Element der katholischen Klrcbenverfassung ist, hat dabei durchaus 
keine rechtliche Geltung. Der Pfarrer hat in allen Angelegenheiten der Kirchen¬ 
vermögensverwaltung nur die Stimme eines Bittenden, und selbst der Bischof nur 
einen beratenden Einfluss. Die Praxis hat allerdings die Wirkungen-dieser Ano¬ 
malie gemildert. Die Politik der österreichischen Regenten seit jenen Tagen, in 
welchen Kaiser Jeseph II. die consequente Durchführung der rationalistischen 
Grundsätze, welche seine Regierung kennzefchneten, für unmöghefa erkannte, 
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führte überhaupt dazu, der. katholischen Kirche zwar jene selbstständige Regsam¬ 
keit, auf welcher der siegreiche Einfluss des Christenthumes von jeher beruht, 
nicht zu gestatten, sie aber doch in Ehren zu halten. Daraus erwuchs ihr der 
gewiss am allerwenigsten beabsichtigte verderbliche Nachtheil, ihre innere Kraft 
in dem Masse zu verlieren, in welchem sie wegen ihrer blos fiusserliehen Bevor¬ 
zugung der steigenden Anfeindung eines unchristlicben Zeitgeistes ausgesetzt war. 
Obwohl der bischöflichen Autorität ein entscheidender Einfluss auf die Verwaltung 
des Kirchenvermögens versagt war, so dürfte doch mir in den seltensten Füllen 
von den politischen Behörden in solchen Angelegenheiten anders als nach den 
eingeholten Aensserungen der bischöflichen Consistorien entschieden worden sein. 
Nichtsdestoweniger ist es augenscheinlich, dass dieser Zustand, wir wollen nicht 
einmal mH der FreiheB der Kirche, sondern auch nur mit dem banal gewordenen 
Satze: Jede anerkannte Religionsgenossensehaft verwaltet ihre Angelenheiten 
selbstständig u. dgl., absolut unvereinbar ist, und diese ganze Fngerenz der poli¬ 
tischen Behörden zn den offenbar unhaltbaren Auswüchsen der nutzlosen und finan¬ 
ziell unerschwinglichen Vielregiererei gehört. Dass sie überdies eine äusserst 
schleppende und auch für das Kirchenvermögen kostspielige Behandlung oft drin¬ 
gender Angelegenheiten zur Folge halte, ist Jedem'bekannt, der jemals mH sol¬ 
chen GesehSften zu thun gehabt hat. Manches Kirchenvermögen ist durch kreis- 
ümtlicbe Cömroissionskosten und durch die Dimensionen, welche ein ursprünglich 
unbedeutender Banschaden während des HerumsohtebeBs der darüber aufgenom¬ 
menen Acten annnhtn. schwerer belastet werden, als durch die wirklich notbwendige 
■Auslage. Wie wünschenswerth es ist. dass in dieser Beziehung der Artikel XXX. 
des Coneordats je eher desto besser durehgefttbrt werde; kann demnach kein Ver¬ 
nünftiger in Abrede stellen. Das wird wohl auch von den Patronen grossentheils 
anerkannt, es ist jedoch unter ihnen die Meinung verbreitet, nur darauf hütte 
sich die bischöfliche Instruction beschränken und im üebrigen die Stellung der 
Patrone völlig unberührt bleiben sollen. Diese Meinung seheint uns aber eine un¬ 
überlegte. Entfällt die Ingerenz der potitschen Behörden. in welcher bisher allein 
die Verwaltung der Patronatsämter ihre nothwendigen Schranken fand, so ist eine 
neue Regelung der Stellung, der Patrone unerlässlich, lim sie vorzunehmen, muss 
auf das canonische Recht zurückgegangen werden, und dieses verlangt, dass nicht 
nur die Autorität des Bisebofs gewahrt, sondern auch auf den Pfarrer und die 
Eingepfarrten Rücksicht genommen werde. Eben so kann dabei die Frage der 
Concretalverwallung nicht umgangen werden. Wohl meint mancher Patron, nach¬ 
dem alle Kirchen seines Patronates von ihm oder seinen Vorfahren dotirt worden 
seien, vielleicht gar durch noch immer fortlaufende Leistungen aus den Erträg¬ 
nissen seines Gutes, und in solchem Masse, dass die Eingepfarrten fast jeder Bei- 
tragspfliehl enthoben sind, — so sei es doch billig, wenn bei eintretender Noth- 
wendigkeit grösserer Anslagen seine subsidiarische Verpflichtung durch die Unter¬ 
stützung erleichtert werde, welche reichere Kirchen ohne Gefahr für ihren Be¬ 
stand ärmeren zu leisten vermögen. Audi dieses Argument scheint uns aber 
nicht stichhaltig, wenn es angeführt wird, um die derzeit Übliche Concretalver- 
waltung Im Allgemeinen zu vertheidigen. Das Patronat über jede einzelne Kirche 
konnte eben nur durch deren Dotirnng erlangt werden, und diese gewährt dem¬ 
nach in der Regel keinen Anspruch, das, was der einen Kirche von dent Stifter 
zugewendet wurde, zu seiner oder seiner Nachfolger Erleichterung für andere zu 
verwenden. Ueberdies sind die meisten grösseren Gutskörper in Böhmen aus der 
ZusAmmenlegung kleinerer Güter entstanden, welche sich in den Zeiten, in welchen die 
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Kirchen gestiftet wurden, in verschiedenen Händen befanden. In solchen Fällen, 
widerstreitet es offenbar der Aufrechthaltung der Stiftung, wenn aus ihren Erträg¬ 
nissen die Bedfirfnisse von Kirchen bestritten werden, die zu dem Stifter in gar 
keiner Beziehung standen, bas canoniscbe Hecht schliesst die Möglichkeit einer 
gegenseitigen Aushilfe mehrerer Kirchen nicht unbedingt aus. In seiner sorgfäl¬ 
tigen Achtung des Rechtes und der gewissenhaften Sorge, jede Stiftung unantast¬ 
bar aufrecht zu halten, beschränkt es aber die Zulässigkeit solcher AusbQlfen auf 
Fälle, in welchen die fraglichen Kirchen zu einander in dem Verhältnisse eines 
candhisehen Verbandes stehen, wie z. B. Mutter- und Filialkirchen. Wo sich also 
rechtliche Gründe ihr eine gegenseitige Unterstützung anführen lassen, werden 
ohne Zweifel auch gegenwärtig die Bischöfe ihr nicht entgegentreten; aber die. 
blose Thatsache, dass mehrere Kirchen denselben Patron haben, wird Niemanden, 
der Achtung hat vor Stiftur.gsverhäitnissen, bei näherer Erwägung als ein hin¬ 
reichender Grund gegenseitiger Aashülfe erscheinen können. Die Aufhebung der 
Concretalverwaltung als allgemeine Regel, d. i. überall, wo sie nicht etwa iu be¬ 
sonderen Rechtsverhältnissen begründet sein sollte, ist demnach nichts anderes, 
als eine unabweisiiclie Forderung der Gerechtigkeit. Sie hat .aber auch für die 
Förderung der materiellen Interessen und für das geistige Leben der Kirche ihre 
Bedeutung. Die natürlichste und dem Charakter des Christenthums entsprechendste 
Quelle, aus welcher der Kirche die äusseren Mittel ihrer Existenz zufliessen sol¬ 
len, ist die OpiVrwilligkeit der Gläubigen, die sich durch freiwillige Gaben uud 
Stiftungen bethätigt. Diese Quelle aber muss in dem Masse versiegen, als durch 
subsidiarische Vorkehrungen die natürlichen Verhältnisse verrückt werden. Wird 
gestattet, wenn die eigene Kirche arm ist, auf das Vermögen einer fremden zu 
greifen, so muss in den Angehörigen der Einen die Geneigtheit ersterben, durch 
Zustiftungen Vorsorge zu treffen für die durch die stetige Vermehrung der Be¬ 
völkerung tind die eben so stetige Verminderung des Geldwertes not hwendig 
immer steigenden kirchlichen Bedürfnisse der Gesammtheit. Die Gegenwart zehrt 
dann lediglich von dem, wodurch die Opi'erwiliigkeit früherer Geschlechter für 
die Zukunft gesorgt hat, so lange bis eben der Vonrath aufgezehrt und die Noth 
dann eine allgemeine ist, und inzwischen erstirbt in dem verweltlichten Stre¬ 
ben, das nur auf die eigene Erhaltung und Bereicherung gerichtet ist, der fromme 
Sinn,, der allein die wahrhaft heilsame Hilfe bieten kann. ' 

Wir glauben nachgewiesen za haben, dass der Vorgang der böhmischen Bischöfe, 
wenn auch zu wünschen sein mag, dass er etwas vorsichtiger gewesen wäre, in der 
Hauptsache nicht ungerechtfertigt ist, dass andererseits die Beschwerden der Pa¬ 
trone keineswegs durchaus unbegründet sind, dass der Durchführung der bischöf¬ 
lichen Instruction allerdings Schwierigkeiten entgegenstehen, dass dieselben aber 
sehr wollt ausgeglichen werden können. Nur Eines ist dazu erforderlich, von 
beiden Seiten nämlich kirchliche Gesinnung, von der einen die Bereitwillig¬ 
keit, jenen Patronen, welche sich üisiier durch die That ihrer kirchlichen Ehren¬ 
stellung würdig gezeigt haben, wohlwollend entgegenzukommen und ihre begrün¬ 
deten Einwendungen zu würdigen, eine Bereitwilligkeit, an welcher es sicher nicht 
fehlen wird, von der anderen Rechtssinn und vertrauensvolle Achtung vor der bi¬ 
schöflichen Autorität. 

• . Patrone, weiche nicht anerkennen, dass die Frage, am die, es sich bandelt, 

eine Angelegenheit der. Kirche ist, die nur zwischen ihnen und ihrem Bischöfe 
ausgetragen werden darf, sondern sie vor den‘profanen Richterstuhl der Regie- 
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rung zerren, gleichen dem Manne, der, anf einem Aste sitzend, an ihn die Säge 
anlegt zwischen sich und dem Stamme. 

Die Staatsgewalt aber — heisse sie non Regierung, Reichsrath oder Land¬ 
tag — die dem Ruf selbstmörderischer Patrone folge leistet, huldigt einfach jenem 
Grundsätze ihrer Omnipotenz, mit weichem die Freiheit der Kirche wie jede an¬ 
dere wahre Freiheit in alle Ewigkeit unvereinbar ist.« 

Soweit das »Vaterland.« Wir erwähnen schliesslich noch der Zeitungsnach¬ 
richt. womach die böhmischen Bischöfe im Juni 1861 eine 10 Bogen lange Denk¬ 
sehritt an das Ministerium gegen die ungeordnete Sistirung der Uebergabe des 
Kirehehvermögens gerichtet haben sollen. 

11). Das Budget des Ministeriums des Aeusseren im Abgeordneten¬ 
hause am 7. und 0. Mai. und im Herrenhause am 20. Juni 1862. 
(Das Coneordat und der Botsebafterposten in Rom, österreichischer Kroncardinal 
Silvestri und Cardinal Reisach als »Protektor des deutschen Pilgerhauses der 

Anima* zu Rom.) 

Bei Beratbung des Budgets des Auswärtigen lim Abgeordnetenhause 
am 7. Mai 1862 führte das Erfordemiss für den Botschafterposten in Rom za 
einer lebhaften Discussion über das Coneordat, noch geschürft durch das Hinein¬ 
ziehen der Personenfrage. (Wiener Zeitung Nr. 107.) Der Abg. Dr. ftirska aus 
Mlhren erging sich in feurigen Phantasien folgender Art: , 

»Ich betrachte es als einen nicht glücklichen Abschnitt in der Geschichte 
Oesterreiehs, als nach dem Tode [Joseph's 11.] des edelsten Monarchen, der über 
Oesterreich geherrscht hat and dem der Mensch höher gegolten hat als die Form 
wie er seinen Gott verehrte, als nach dem Tode dieses Monarchen andere Grund¬ 
sätze nnd andere Anschauungen gegenüber den kirchlichen Interessen Oester- 
reich’s Platz gegriffen haben, verfolgt und verstärkt worden sind bis zu jenem 
unglückseligen Momente, der sieb in dem geschlossenen Concordate zeigt, in jenem 
Concordate, das ich als einen der bedauerlichsten Akte der abgetretenen Regie¬ 
rung za erklären Grund zu haben glaube und zu erklären micb nicht scheue, in 
jenem Concordate, das ich von meinem individuellen Standpuncte als ein Attentat 
auf den freien Geist, anf den 6eist des neunzehnten Jahrhunderts ansebe, welches 
den Samen der Zwietracht gestrent über die Grenzen des Grabes hinaas, das 
Misshelligkeiten und Familen-Zwistigkeiten hervorgerufen, das überhaupt Unfrieden 
dort gesäet hat, wo er lang nicht vorgekommen (bravo, bravo), ein Institut, das 
zu den monströsesten Productionen der Zeit gehört, wo die wichtigsten Rechte der 
Gesetzgebung nnd Vollziehung hinausgegeben worden sind, am einen Staat im 
Staate zu bilden, und dass das nicht zu viel gesagt ist, wird jeder zugestehen, 
der als Jurist und vom staatsrechtlichen Standpuncte aus das Coneordat ansieht 
und dasselbe vergleicht mit dem, was ein geordneter Staat sein soll und hoffent¬ 
lich wieder bei uns sein wird — ich sage jene Institution, die der Samen der 
Zwietracht im Lande gesäet und die nach meiner Ueberzeugung wie ein Medusen¬ 
haupt auf die auswärtigen Freunde von Oesterreich gewirkt hat, die trocken nnd 
kalt zurücktraten von jenen warmen Sympathien für Oesterreich, weil sie aus 
dem Concordate erkannten, was ans demselben für Oesterreich hervorging, leb 
gönne neidlos jedem den Rahm, dazu beigetragen zu haben, dieses Coneordat zu 
schaffen, ich gönne ihm neidlos diesen Ruhm. Die Geschichte wird richten, ob 
dies ein Gegenstand des Ruhms gewesen, oder ob es ein Gegenstand der traurig¬ 
sten Rückerinnerung, des Bedauerns und der Rene gewesen sein soM. 
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Das Concordat nnn, .sagt man gerade von diesem Standpnncte ausgehend, 
soll geändert, modiOzirt werden und es bedarf besonderer Kräfte, besonders fähi¬ 
ger Fonctionäre u. s. w. ich stehe auf ehiem anderen Staudpunct; die Gesetz¬ 
gebung allein ist berechtigt, das Concordat zu beseitigen, das Concordat in seinen 
Auswachsen und Eigenthümlichkeiten von Oesterreich wieder fern zu schaffen, 
und es sind daher besondere Negotiationen und vertragsmässige Abkommen nicht 
nOthig. Ich stehe nicht allein mit dieser Ansicht; es ist,dies eine Ansicht, die 
unter den Recbtsgelebrten und unter den ausgezeichnetsten Männern überhaupt 
Platz gegriffen hat, und wenn der Zeitpunct kommt, wo die Frage an uns beran- 
treten wird, dann wird jeder, der rechtsverständig ist, mehr oder weniger, und 
ich glaube vollständig auf die Seite treten, dass das Concordat auf dem Wege 
der Gesetzgebung beseitigt werden kann. Dann bedarf es ja wahrlich in dieser 
Frage nicht einer besonderen Repräsentation, nicht eines besonderen diplomati¬ 
schen Functionärs an dem Orte, wo es geschlossen wurde n. s. w. . . .« 

Frhr. v. Tinti aus Niederösterreich spricht gegen die Herabsetzung des 
Botschaftergehaltes und spricht die Ueberzeugung aus, »dass, wenn eine räu¬ 
berische Hand dem heiliget! Vater auch sein letztes Besilzthum nehmen würde, 
seine Stellung als Oberhaupt der katholischen Kirche hoch genug ist, und dass 
er immer Souverän sein und souveräne Rechte besitzen werde, auch wenn er 
kein Land besitzt, um die Vertretung durch einen Botschafter zu rechtfertigen.« 
Nichtsdestoweniger meint Baron Tinti in naiver Ineonsequenz, dass »das Con¬ 
cordat im Wege der Gesetzgebung zu schlichten wäre,« d. b. dass die souveräne 
Kircbenregierung des Papstes doch den Beschlüssen des österreichischen Reichs- 
raths unterzuordnen sei. 

Bischof Dobrila ans Istrien protesürt dagegen, dass Girska das Concordat 
als eine Calaniität für die Völker Oesterreichs bezeichnet habe; dies lasse sich 
kaum vom individuellen Standpunkte eines einzigen Deputaten oder vom Gesichts¬ 
punkte ejner einzelnen Provinz richtig beurtheilen, der weitaus grösste Theil der 
Monarchie wisse nichts von diesem angeblichen Unbeile. 

Dr. Schindler eifert wiederum gegen die Person des österreichischen 
Botschafters, Frb. v. Bach, als den »Urheber oder vorzüglichen Vollzieher einer 
Politik, welche unser Vaterland nirgends anders hin als an den Abgrund des Ver¬ 
derbens gebracht habe.« 

Dr. Anton Ryger aus Mähren will im Interesse der Stenerhölden die 
Streichung der Funktionszulagen um 20,000 fl. 

Dagegen treten rfuf der Minister des Auswärtigen Graf Rechberg und der 
Abg. Graf Hartig, der eine solche Verminderung des Botschaftergebaltes ihr 
einen Eingriff in die Executive erklärt. 

Abg. Dr. Herbst bestreitet das Letztere. Trotz des ministeriellen Wider¬ 
spruches entschied sich dann das Haus für die Annahme des Ausscbussantrages, 
nämlich an den Bezügen des Botschafters Frh. v. Bach in Rom 20,000 fl. zu 
streichen. 

Auch tan Herrenhause in der Sitzung vom 20. Juni 1862 (Wien. 
Ztg. Nr. 141. 142. Deutsch. Velksbl. Nr. 148. 144 ) bot die Debatte über das 
Budget des Ministeriums des Auswärtigen, speciell Ober den Botschafterposten in 
Rom den Anlass, die Frage nm die weltliche Herrschaft des Papstes 
and das Concordat im Fluge zu berühren. Ber »Oesterr. Volksfreund« 
Nr. 142. hemeTkt darüber: 

»Wir müssen «»erkennen, dass die Diseussion hier jenen würdevollen und 
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masshaltenden Geist nicht verläugnete, der die Discussionen unseres Herrenhauses 
durchwegs auszeichnet. Der Antrag seines Finanzausschusses, die vom Abgeord¬ 
netenhause bekanntlich um 20,000 fl. faerabgeminderten Bezüge des Botschafters 
in Horn auf seine ursprüngliche Ziffer zu erhüben, fand eigentlich im Hause keinen 
Gegner. Graf Anton Auersperg (Anastasius Grün), der vielleicht mehr seiner 
literarischen Vergangenheit als sei: er politischen Ueberzeugung wegen zu den 
Liberalen des Hanses zählt, sprach gleichfalls für die Erhöhung, wenn er auch 
-»damit eine Art von principieller Verwahrung verbinden zu müssen glaubte. Seine 
persünlirhe Stellung zu den oben bezeicbneten zwei grossen Fragen kennzeichnete 
er nämlich, indem er einerseits die Ansicht DOUingers (?!) über die Entbehr¬ 
lichkeit oder gar Schädlichkeit der weltlichen Herrschaft Roms (vgl. dagegen 
DOUinger’s Erklärung in den Verhandlungen der katholischen Vereine. 
München 1862. S. 155.) mit offenbarer Beistimmung citirte, anderseits das Con- 
cordat vorzugsweise als Gesetz auffasste, das denn auch auf dem Wege der Ge¬ 
setzgebung aufgehoben oder modifleirt werden künne. 

Minister Graf Rechberg, welcher auf die Rede Auerspergs antwortete, 
war hier in der Vertheidigung des Standpunktes der kaiserlichen Regierung ent¬ 
schieden glücklicher, als er es in der Abgeorduetenhaus-Sitzung vom 7. Mai 
war. In schlagender Weise wies er aus dem Ausspruche eines ehemaligen 
englischen Ministers Disraeli das hohe Interesse nach, das s&mmttiche europäische 
Staaten an dem Territoria'.-Besitze des heiligen Stuhles hätten und hob den Cha¬ 
rakter des Concordates, als eines Vertrages, scharf hervor, der 
eine einseitige Aufhebung oder Modification von selber aus- 
sch Hesse. 

Von besonderer Bedeutung und Wichtigkeit war jedoch, was Cardinal Ritter 
v. Rauscher’ gegen die Ausführungen Auerspergs sprach. Selbst von gegnerischen 
Blättern wird seiner Rede heute der Vorzug Staatsmännischer Feinheit und Mäs- 
sigung zuerkannt; ja man versteigt sich so weit, aus derselben sogar einen Um¬ 
schwung in den Anschauungen des gesammten österreichischen Episcopates her* 
ausllnden zu wollen. Wir bedauern, diesen sanguinischen Hoffnungen ein Dementi 
entgegensetzen zu müssen. Wer sich überrascht findet, wenn katholische Kirchen¬ 
fürsten mit Ruhe und milder Schonung, fern jedem Fanatismus und einseitigem 
Eifer, die katholischen Grundsätze aussprechen und verlheidigen, der bekennt 
damit nur das eigene traurige Yorurtheil das ihn verhindert, gerecht und ehrlich 
zu sein. 

Es ist den katholischen Bischöfen, besonders einigen unter Ihnen, ohne 
Zweifel gerade so ergangen, wie dem Concordale. Der Unverstand, die Bösswil¬ 
ligkeit und die Verleumdung haben aus den einen, wie aus dem andern eine 
finstere Schreckgestalt gemacht, die nur zelotische Gedanken und Verdammungs- 
urtbeile im Kopfe, flammende Scheiterhaufen im Herzen trägt. Man hat das furcht¬ 
erregende Bild so grell gemalt und so oft wiederholt, dass es zuletzt als ausge¬ 
machte Wahrheit vielfach hingenommen wurde. Tritt nun aber einer dieser best¬ 
verleumdeten Fürsten unserer Kirche öffentlich auf, und zeigt in Wort und Ge¬ 
danken, dass jenes Bild eine Lüge und Verlflumdung sei, dann gesteht man wieder 
nicht dieses zu, sondern spricht von »einem Umschwung in den Anschauungen 
des Episcopates 1« Heisst das die Unehrlichkeit nicht bis auf die Spitze treiben? 
Oder wie soll man es anders nennen, wenn z. B. speciell zur gestrigen Debatte 
im Herrenhause bemerkt wird, Se. Eminenz Cardinal Rauscher habe zwei wich¬ 
tige Zugeständnisse gemacht: dass die weltliche Herrschaft des Papstes kein 
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Pagroa,«nd4am dio Coneordat weder anfchlbar nocK,«n«»btnderiieb seif 
irgend ei» Bischof oder irgend ein unterrichteter Katholik jemals, das Öegpptbel} 
behauptet bitte? .! 

ei, Diesen Vall von Unwissenheit und Lüge zu durchbrechen v der so Vielp 
von einem richtigen Verständnisse der vorliegenden Frage ausscbliesst, kann eipp 
eingehende leidenschaftlose Discussion pur höchst geeignet seinV unjl sicher Vjfuj 
ea nur so gemeint, wenn Se. Eminenz eine, solche .Discussion selbst als wün- 
schpnswerth bezeichnet,e. ; Den Hochw. Cardinal aber der Revision dps Concordate» 
da# ,Wort fahren zu lassen, wie heute in einem hiesigen Blatte geschieht, ist"ip 
Jdfhft» .e^rlitShef und ^lüger, als dem Staatsseeretär von Dom, Cardinal Antoneljj 
die ,gleiche Tendenz zu unterschieben, wie es eine. Röjner Corre?pondenz des) 
Botschafter« thut Man kann dies Verfahren nur mehr als berechnete Wflhleipi 
bezeichnen.« J" *’* 

pie Rede des Kardinals, v. Bauscher lautet nach dem »Oesterr. Volks-" 
freund«, Nr.. 14 *. wie folgt: 

• »Es ist gegenwärtig unsere Aufgabe, uns mit den Finanzgesetzen zu b/e-, 
sehäftigen. Diese Aufgabe ist eine boebwichtige und vorzüglich ihretwegen blicken 
Millionen nach dem Reichsrathe, von welchem sie die Bürgschaft ihrer Zukunft 
und die Befestigung der Grundlagen ihres Besitzes erwarten. . Je mehr ich. dies 
erkenne, na so weniger fühle ich mich versucht, bei der Berpthung der, Finanz« 
feoetze die Grenzen des Gegenstandes zu überschreiten. Indessen sind soeben 
einige Bemerkungen gemacht worden, ohne Zweifel geistreich, ; allein dochaupty 
m beschämen, dass es meiner Stellung nicht entspfephpR wRrde, wenn ich sie 
atillseh weifend anhören wellte. Wir sind vom österreichischen Botschafter. hi» 
zaa Hothwendigkeit des Kirchenstaates glommen. , . , i 

■f>: . Der Kirchenstaat ist gewissermassen der älteste Staat Europas. Per; Pap# 
Mt jener Fürst, dessen rechtmässiger Besitz ununterbrochen und ohnp. wesentliche 
Veränderungen am weitesten zurückreicht. Sein Besitz, ist. durch das Völkerrecht 
gesichert, so lange es ein Völkerrecht gibt. Ein Völkerrecht muss es geben, so 
tätige Völker im Zusammenhänge vernünftiger Menschen,mit einander leben soDep. 
(Lebhaftes Bravo.) Der Wilde io Canada hat sein Völkerrecht, denn er hat seine 
bestimmten Grenzen, in welchen er beharrt, und die zu überschreiten er 
schändlich erklärt Das Recht des heiligen Stuhles guf den Kirchenstaat lepgnjep, 
heisst dm Völkerrecht leugnen, oder vielmehr es zu zertrümmern zu Gansten der 
Revelation, welche dann allerdings, sobald sie die Thatsayhe für sich hat, die¬ 
selbe mit der grössten Ergebenheit unter den Schutz des abgebrachten Völker? 
rechtes stellen wird. (Rufe: Sehr gut.) Ob jemals die Zeit kommen wird, ip 
welcher der Nachfolger des heiligen Petrus ohne Kirchenstaat jene Bürgschaft 
der Unabhängigkeit haben könne, ohne welche er seines Amtes zu walten nlety 
vermag, das weiss ich nicht, das ist von dem Schleier der Zakunft bedeckt; dass 
aber bis jetzt eine solche Zeit nicht gekommen ist, das weiss ich, das wird ypr- 
köndet und bezeugt von Allem, was unserem Jahrhunderte seine Eigentümlichkeit 
verleibt (Rufe: Sehr gut.) Es ist auch ein Seitenblick auf das vielbesprochen^ 
Goncordat geworfen worden. Das Concordat ist eine wichtige Frage, denn, es 
berührt die katholische Kirche v zunächst innerhalb der Grenzen Oesterreichs, es 
berührt sie aber auch, so weit ein. katholisches Herz schlägt. Die katholische 
Kirche aber ist eine Macht. Vor wenigen Tagen umgaben den heiligen Vater 
dreihundert Bischöfe, deren Mehrere den Ocean Überschüßen, um im Vatican das 
Ztugnissltoer Gesinnung zu geben, Blscböfealler Hinnue^strkhe, Bischöfe allej 
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falkef üiid Kuo^e^/iSS&Öft, <ff^Wnt£r ! dtfhliftiftü' RögitSrüiigifötm HKl 
ttnd wältön, fand Äennöfe'Irf'fiirrigKeft" Wölfen taftd dfes&be WahlrheltWK''döflftMl» 
ben.Muthe vertreten. Wo stände wohl Oesterreich und wo stünde Europa, wenn 
iMuaT IX. det Strömung'gewichen wäre; weil siel deri Nameh der Humanität, der 
ttationailt&t, des Rechtes Ü^r Völker trügerisch vor sich hertrug, wenn er auf dem 
iÜ8$itö! einen König von tfeü-Italieh gekrönt' hätte? So ‘■del vermöchte s sein VW* 
Versprach, der auf dem Mutbe der •Ueberzeugühg beiruhte, denn Ueberzettgung feit 
Mtifo, und wö der Glaube fehlt; da sChtvahkt Alles. XBravOf) ich binder Mel* 
htihg, daSs vorzüglich, Wehfi d# Sturih 'Jener teiftenschöTtlichkeit, von welch# 
‘ji& söf''viel# BeWeisfe'' ^eh.eü, "etnlgerma&en’ gesühken ist, eine Erörterung -Ü# 
Cimcorityfes von grossem Nutzem sein wird. Allein anderseits' Ist vorzüglich 'jettÄ 
die Aufgabe Hessen, der Über 1 das Concordaf zu reden'hat'eineSeliWlerfge. It* 
gend ein Hährchen erzählt von einem bösen Zauberer, der einer uhgAekBeMMf 
Plrihzessin einen ghtösen Scheffel 1h eihaöder gemischter Waizen 4 ' und Pfeffer¬ 
körner bringt und ihr gebietet, die einen von den andern abzosottdem/ Ehte 
ähnliche Aufgabe ist demjenigen gestellt , Welcher 'gegenwärtig solche religiöse, 
sittliche und rechtliche Prägen behandeln soll, die in diö ZeitströmUng btaeingt- 
zögeri Sind.' lieberall begegnen sich ürrtbUrn und WMJrhefo-ineinander gemischt^ 
überall ist etwas Verfälschtes, etwas 5 aus* de*'gehörigen :Geleiae6eröoi£ies, tod 
ftiÖÖff ohne' die grösste Mühe und Geduld lassen sich hier die" Pfeffer* und die 
Wäizfenkörher sondern, in einer Zeit, w‘o die Leidenschaften mächtig sieh erhebe* 
und wo gewisse Parteien die Bewegung des Augenblicks' !» benützen streten^M» 
in üeberstürzung fht Werk'zu vollenden, ist es eihe schwierige Aufgabe'an d« 
fähige Ueberzeüguflg' zu'afppeilireri. ist *es eine ;; schwierige Aufgabe, ruhige liebes* 
legung in Anspruch zu nehmen , indem man gründlich in aHe Einzelheiten und 
Verhältnisse 'eingeht, RennbchmiiSs die Aüfgabe gelöst, es muss der Versuch 
gemacht werden, zft berichtigen, was der'Berichtigung bedarf. Nur kann Die* 
nicht in dem Kaum einer Viertelstunde geschehen, es muss dazu eine lange Zeil, 
eine ümständliehe'Eröfteräilg gewidmet werden. Eben weil wir diese Zeit gegen* 
wirtig nicht tiaben,urid’weii dazu hiebt einmal eine Veranlassung voriiegt, h* 
daure ich sCbr , dass “ diese Frage gegenwärtig berührt worden ist , wiewohl Mg 
nicht an’der besten Absicht des Herrif Vorredners zweifle. Indessen ertaube ich 
mir mit der Bemerkung zu sChliesseh, dass, je tiefer man eingeht in dieeiraebM» 
Punkte der Vereinbarung, diC Se. Majestät mit dem heiligen Stuhle geschlossen« 
je mehr man sie nach allen Seiten hin erwägt , man desto mehr finden wird» 
dass die Aendernngen des Bestehenden keineswegs so gross waren, als Manche 
denken möchten, und dass dadurch der katholischen Kirche nur Das gegeben 
wurde, Was sie stets als Ihr Recht in Anspruch nimmt, weil sie nicht verzichte* 
kann auf die Möglichkeit, ihres Amtes frei zu walten, dass flir nicht mehr gegtn 
ben wurde, als eigentlich bereits die Verfassung des Jahres 1849, welche indie* 
Sem Punkte auch im Jähre 1851 bestätigt wurde, verliehen und zugesagt haM: 

In der Sitzung des Abgeordnetenhauses vom 9. Mai 1862 (Wien; 
Zeitung Nr. 108., Deutsch. Volksbl. Nr. 110.) wurde üfei der Fortsetzung 
der Berathung des Budgets des Ministeriums des Aeusseren von Dr. Rech baue r 
nähere Erläuterungen über die Subventionen verlangt, welche Cardinal Sitvestci 
(Zahlung von 4000 Scudi oder 8860 fl. und Wohnnngsentscbädigung mit 1085/W 
Ind Cardinal Reisach (mit 6510 fl.) beziehen.- Graf Rechberg und dernBe* 
fferent Graf Hartig gaben dieselben. Silvestri ist mit r dem Schutz der Intecesago 
Österreichs im Cardinalcollegium besonders betraat, tmd Cardinal Gstf Retaacb 
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fceütebtetnen Zuschuss *1* Pwtectorder »Anim*,« welche Anstalt ansyßftjtsgjeß 
Stiftungen hervorging and im deutschen,Interesse forterhalten wird. Gr*f Reut¬ 
berg Ausserle darüber: Sie besteht in Rom seit Ende des vierzehnten Jahrhunderte 
anter dem Namen hospitium beatae Mariae virginis de anima Teutonicorum, eine 
Stiftung, welche.die Bestimmung, batte, armen, nach Rom wallfahrenden Pilgert 
deutscher Nation Aufnahme and Verpflegung za gewähren. Das Protectorat über 
dieses Institut Stand von jeher dem deutschen Kaiser zo- Mit dem Erlöschen des 
deutschen Reiches ging diesea Schutzrecht auf den Kaiser von Oesterreich über. 
Im Laufe der Zeit ist durch die Ungunst der VerbAltqisse, besonders in Folge der 
französischen Occapation des Kirchenstaates zu, Anfang dieses Jahrhunderts, diese 
ftoinme Stiftung immer mehr von ihrer ursprünglichen Grundlage abgewichen, so 
dass sich eine Reonganisirung immer mehr als dringend nothwendig. herausstellte. 
Bae selche warde mit Genehmigung Sr. Maj. des Kaisers im Jahre 1854 beim 
heilige* Stahle in Antrag gebracht, wofür von Seite des Papstes sofort die Eta- 
setaung, einer apostolischen Visitation für den fraglichen Zweck angeordnet wurde. 
Mt der Leitung dieser Visitation ist seit dem Jahre 1856 Cardinal Reisaeh betraut. 
In folge dessen worden, für das Institut Statuten aasgearbeitet, welche sowohl 
die'Sanktion Sr. Maj. des Kaisers, wie ancb die . Sr. Heiligkeit erhielten. Der ur¬ 
sprüngliche Zweck wurde dahin ausgedehnt, dass unbemittelten deutschen Studi- 
vanden der. Theologie die Gelegenheit eröffnet werden sollte, sich unentgeltlich zu 
nichtigen Kanenisten heranznbilden. Durch f. 4. dieser Statuten wurde für das 
genannte Institut neben dem Sr. M*|. dem Kaiser zustehenden weltlichen Protec- 
totale auch eia geistliches Protectorat geschaffen, welches einem Cardinaf über- 
Wagen wurde. Hiezu wurde im aller)). Aufträge Cardinal Reisaeh in Vorschlag 
gehracht, der nicht nur als der einzige in.Rom lebend^ deutsche Cardinal, söfft 
dort auch durch die Verdienste, welche er sich als apostolischer Visitator tön die 
Reorganisation des .Instituts erworben, einen gewissen Anspruch darauf hatte und 
durch die Kenntntes der deutschen kirchlichen Verhältnisse, durch, seine elnflüssj 
reiche Stellung im Collegium und seinen ehrenwerthen Charakter vorzüglich be- 
fUtigt erschien, das neu gestaltete Institut einer hoffnungsreichen Entwicklung 
zszufOhren. Dem Cardinal Reisaeh wurde daher bei seiner Ernennung von Sr. 
Mflf. dem Kaiser eine Subvention von 4000 Scudi jährlich bewilligt. Ans diesen 
kwrseit Daten ist also zu entnehmen, dass es sich um ein deutsches Institut han¬ 
delt, am ein Institut, welches durch deutsche Stiftungen begründet wurde, durch 
Stiftungen, an denen auch. Capital aas Oesterreich sich betheiligt bat, das aber 
vorzugsweise durch Kapitalien aus den übrigen Theüen Deutschlands begründet 
worden ist; dass es sich also nicht um ein österreichisches, sondern um ein 
deutsches Institut, .dessen Protectorat Sr. Maj. dem Kaiser zusteht, handelt. — Die 
Staatsbeiträge für die Cardinäle Silvestri und Reisaeh wufdert darauf gemlss dem 
Cummisskmsantcag bewilligt. 

IV. Ueber die angebliche Nothwendigkeit einer Revision oder Ab¬ 
schaffung des Concordates, über den Art. 31. des Concordates und 
das Eigentbum der Kirche an den Studienfonds insbesondere. 
(Verhandlungen im Ahgeordnetenhause am 88. Mai — 3. Juni und im Herre nh ans e 

am 10. Juli 1868.) 

Im. Verlaufe der Berathungen Ober den Etat des Staatsministeriums stellte 
Professor Br int van Prag als Berichterstatter für die Abthellung des Unter¬ 
richts im Hanse der Abgeordneten am 28. Mai 1862 folgende Anträge: l) Das 
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fjuisj wofye^'&kiSfer/, / Ha&'es , ’dfeW if lnf' änörhOfchäfetf Pifeneo'voii S.Nov.ilSM 
Ärt. 31 . ^' entÜÄltfenert Äusspfüeh übof' das Elgefithnm an' dem-Stadienftrad nicht 
anzuerkennen und afso auch nfcht föf rdcBtsverbindlirh zu erachten vermögen 
2) dasselbe Wölle die' Regierung ersuchen, fr Ahknfipftmg an die im Jahre 1844 
zwischen der Vereinigten' r äofkah'ziei,'delr Stadienhofcönlmissionund der Hof kann 
mer bezüglich der YenVättung obiger Fdttdd 1 get>flogeneiiVerhandlungen)'wieder^ 
holt zu, prüfen und im vörfassungsml^sigen'Wege zur Entscheidung zu bringe«^ 
ob, nicht im Interesse einer eftiihchörn uöd zweckiuftssigem Gehahrung eins iSa» 
samjnenziehung jener Fonds in dÖ" Ärl''feiözätreten habe,''dass iealn Hinkunft .Audi 
fiusserlich nur Ei heb Normalschalföndget)e, ; ganz so, wie dies'naOtoÄbereinstimffiOBdea 
Gutachten d#*' drei obdbgfenannten !, 8telied frtytfneitt' Vortwig»*ider vereinlgtenxHofrt 
kgnziei vom 2. töäi 1844 allerhOciisfeh OfteS ztnW‘<Vo»ttag« gekorntnen ist Brian 
fdgi noch hinzu,' dass der Sfudienfon^ni'ttit^ Wess nus denuilesaUenvennögea «oft 
standen sei und weist darauf hin, dt&s auch das Vermögen-' aufgehobener itoftora - 
slt&ten damit verschmolzen worden'sei, dass derselbe’nanientieb in<Sakbarg>«iBeA 
ganz anderen t/rspruhg' habe und WeHt schliessiich die Behauptung auf, das dew. 
Stu&enfohd incofpöiirte JeStfitehvehödgen' sei'noiH gettöhhlieiwes Corporationsvent 
mfigen; was davdn zu kirchlichen Ztocktn b£stifrbrt gewesen-^ seHläagri-aasge» 
schieden, Öegen Brinz ijtid den Ausschnssantrag wurde gelMnd'gemactt;> die.iq* 
Corporation «lös siudienfohds in 'das Stdatsvermögen sei' ungerechtfertigt, e& w&m 
dies e^en sobald wollte man 1- dhr ftändetsacadenMe Ihre Fondsnehmen und au 
Staatszwecken verwenden. ' ' 1 ■ ’ ’ . : »ij 

Da der in Rede stehende Ättsschuss-Atilfaggegen die betreffenden* Bestie 
hiungen des COnCordites äbzielt', 1 ''sb machte Bischof litwinowicz ans Gattztaa 
geltepd : da? tonVordat sei eih StaatSvertr4g; die Volksvertretung daher incempfcs 
tept, etwas daran zu finden. 1 Die weiteren interessanten Debatten sind-Inder 
»'Vy,i > ener,ieitu'n l g« NH 124., 129., 127;,128. mttgetheiit. M. s. auch Oesters* 

Vpityffreund W. '128 ff.; das »Ya‘fbr 1 ato d « Nr, 124—138., »D euts cb» YH.« 
». illßtr itöin.’ ßl:*iVr. 159 SklkBUrg. Kirehem<bh Nr* Tywiler 
sjti m iq en Nr. ’i 28. ff. Wir lasseti hier die elnstftmüge; glünienda. RededeaBh 
SC^ofs L,itwinow'icY folgen: ' wir«., v.-«; .-.v?rn»<n« 

gehört wohl zu den Wechselfaile’n-iiri''parlamentarischen Leben, dMM 
ptap bisweilen seinen pOiitisehenFreddde&'gegeMher steht« aber überaus ipetuheb 
ist; die Lage,^ wenn man zu einer Gegnerschaft durch die Verletzung vonufriucir 
plen. hingedringt wird, auf denen die höchsten Interessen für Zeit und: Ewigkeit 
begründet sind. Ich inu^s gestehen', daSs ich derlei betrübende Augenblicke, in 
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ni •*) v 1) Der betreffende.,Art. 31. des Concordates lautet: „Die Güter , aus weichen 
der Religions- und Studienfonds besteht, sind ktäft ihres Ursprunges Kigeuthem.der 
Kirche und werden im Namen der Kirche verwaltet werden, Während die-Bisehcfc .dit 
ihnen gebührende Aufsicht nach den Bestimmungen üben, über welche der heilige 
Stuhl mit .seiner Kaiserlichen Majestät Übereinkommen wird. Die Einkünfte des Ke- 
ligionsfonds werden, bis' dieser Fond durch ein Einvernehmen zwischen dem aposto¬ 
lischen Stuhle und der kaiserliches Regierung in bleibende und kirchliche Ausstattungen 
getheilt wird, für Gottesdienst, Kirchcubaulichkeiten, Seminare und Alles was die 
kirchliche Amtsführung betrifft, verausgabt werden. Zur Ergänzung des Fehlenden 
Wird Se. Majestät in derselben Weise w,ie bisher auch künftighin gnädig Hülfe leisten; 
ja Wofern die Zeitveihältnisse es gestatten, sogar grossere Unterstützung' gfewShren. In« 
gleichen wird das Einkommen des Studienfonds einzig und allein auf den kathötisohdk 
Unterrieht un^.nach dem frommen Willen der Stifter Verwendet Werdet u. . i 
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dleser b. Versammlung mehr gehabt habe;, als ich solches in Vertretnng dffff,fo 
OberwtegeHd katholischen Völker Oestsrreich’g je geahnt .hätte., Dft .nggiJjcbiM 
die heilige katholische Kirche oder, sind die durch «Jen, Staa/tsvertrag, .durch 
dh» Reichsgesetz verbürgten^ Rechte derselben, ohne alle (tacksicht angegriffen 
Waiden. •'" •• * - ..,.*,»« ; i. .. . 

1 >• Eines istmir vor allem ganz, unbegreiflich ; wir ringen seit Jahr, und Tag 
mit den grössten-Schwierigkeiten, um unser Gesammtyaterland neu zu, gestehen* 
und unter diesen Schwierigkeilen ist keine der geringsten jene, dass es .ans noch 
immer nicht gelingen will, recht viele Berfihrqngrpunkte fQr die Gesammtheit dar 
VMfcerstämme Oesterreichs bei ihren zum Th eile sehr divergjrenden Interessen 
anftofinden und darzustellen. Erlauben Sie mir nun zu fragen, wie konunt 
das» die wunderbarstegOtthche Anstalt zur Vereinigung der.,ViHker in Eintrac h t, 
und' Liebe, die katholische Kirche, die Mutter,, die Pflegerin der Vftlker t wip kn ipip fr 
es, dass diese Macht aus den Combinationen zur Wiedergeburt unseres Vaterlap*, 
dt» binnusgeworfen werden soll? .(Oho Unke.) . Wenn man von der .katholischen 
Kirche sagt,- 'dass man -sie nicht) ata Charakteristicon Oesterreich’s betrachten will*; 
dass man anseren Staat nicht als einen katholischen ansehen dürfe, so haben, 
Sie darin die' Behauptung dessen, was ich soeben ausgesprochen. Ich frage, wie 
kommt es, dass man alles andere in’s Auge,fasst, allen anderen Verhältnissen. 
Rechnung trägt, und nur den kirchlichen Interessen nicht? — Wie kommt es, dass 
min so viele Millionen treue Kinder der katholischen Kirche , durch freisinnige jl*. 
stftuthinen beglücken will, und gegen die Mutter dieser Kinder, gegen die kaiho? 
Hache Kirche, theils offen den Krieg erklärt, theils sie in staatliche Bande Jegenj 
will? Boeh ich weiss, es wird beinahe in Ghoruz darauf .geantwortet; wir untere 
scheiden den Ultramontanismus von demKathottdsmus,den Pap# yo#tdir,Kirche«, 
das Concordat von der Kirche, die Kirche von des Religion, die Prieeterschaft, 
die religiösen Vüflter von ihren Obetbiiten. .. . . , ,, 

I* ■■■' Man sieht , dass man ein scharfes Secirmesser von Dästinctioq in die Hand, 
nimmt, und es ist offenbar; dass man sich daran. >maclit. ein, Experiment ini Wega 
der-Anatomie zu machen.. Wir protestiren dagegen,, dass man ans bei lebendigem, 
Leihe in Theile zerlege, die Kirche Gottes' ist eine antbeilbare, .und sie. hat ihr 
charakteristisches Lebenselemrat. • 

■ ’ Es ist Glaubenssatz der katholiseben Kirche, dass der h, Vater in Rom dm 
Stellvertreter Christi auf Erden sei, dem gegeben wurde «Ue Gewalt im Himmel, 
and auf Erden. Es ist Tbatsache, dass dieser b. Vater in der ewigen Stadt sei* 
nen Sitz hat, von wo aus idle katholischer Einheit über das ,ganze Erdenrund aus. 
gebt; es ist Tbatsache, dass dort die Gräber so vieler Märtyrer ruhen, und darum 
ist- bs auch:Tbatsache, dass die Herzen der ganzen katholischen Weit nach dieser,, 
heiligen Stadt sich hinwenden. Es ist ebenso ein katholischer Grundsatz, dass , die 
Kirche von der Religion unzertrennlich ist, denn die Kirche ist die sichtbare Dar* 
Stellung", derselben; und.wer daher die.katttottsdhen Volker und die Religion von 
der -Kirche, von ! den Dienern der Kirche trennt,, der; trennt eben den. KOrper von. 
der Seele, und das ist Todtschlag.. • 

•- Das ist nun jene Kirche, über-welche man Gesetze za. geben wohl geneigtJ 
wäre, aber lassen Sie sich gesagt sein; ein solches 'anatomischesPräparat braacM 
kefn-Goncordat, braucht kein Gesetz, das Gesetz eines solchen Präparates ist ebennur 
Fäulnis» Und- Auflösung. Aus solchen Anschauungen nun and; aus solchen Grunde 
sttsfcn-kauft nicht« -Freundbcbes für die Kircbe erwartet werden , dann. ist, es 
nicht imögbCbaaeb nah irgendwie dteischNVaihfe Aacsiaht zu haben, dass das. Con*> 
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eördtt als ein Seichsgesetz, als ein Staatsvertrag respectirt; und gerade von den 
Vertretern der Völker Oestefrefcb’s als kaiserliches Wort geachtet werde. Es ging 
Wie ein böser Ton durch die Versammlung, der bei so vielen Veranlassungen als 
Klage und Anschuldigung gegen die Kirche gerichtet wurde, leh will Sie auf 
einige Momente aufmerksam machen: Sie haben Freibeitsgesetze im Wege der 
initiative vorgeschlagen und durchgesetzt, und zwar wollten Sie durch dieselben 
Dämme nach allen Seiten entrichten, damit die Organe der Staatsgewalt nicht in*» 
Leben des Volkes eingreifen; diese Staatsgewalt nnn hat nur eine einzige Scbleusse, 
unil diese ist auf die Kirche gerichtet, Zeuge dessen das sogenannte Retigionsdict. 
Da ist für die Staatsgewalt offenes Feld, da gibt es keine Schranken. Das Han» 
des Bürgers soll eine Burg sein, die Kirche Gottes hingegen darf von den Orga¬ 
nen der öffentlichen Verwaltung zü gewissen Zwecken ohne weiteres betreten 
Werdendes dürfen alle andern Interessen durch gesellige Besprechungen berathen wer¬ 
den, die Mitglieder der Kirche, die Vorsteher derselben sollen nach diesem Ge- 
setzesvorschlage es nicht dürfen; ohne »herWacht kn werden. Kurzum, wo man 
btobtickt, wird angestrebt, gegen die katholische Kirche das grösste Misstrauen zu 
erwecken. • 

Wenn ich auch alles vergessen sollte, so mahnen mich doch die Vorgänge 
in den letztin Tagen in diesem Hanse daran, dass wir uns in einem Kriegszu¬ 
stände befinden; es ist dies ein wahrhaft trauriges Ereigniss, ein Kriegszustand 
zwischen den Gesetzgebern und zwischen der Kirche. Denn bedenken Sie, in 
welcher Art und Weise, und ob mit gehöriger Rücksicht mit der Kirche, mit ihre» 
Gründern'und mit ihren Grundrechten, dem Concordat« Verfahren wurde. Aus 
den Anlässen, die’ mit diesem Gegenstände nicht in der mindesten Verbindung 
stehen, hat man die Kirche und das Concordat angegriffen gegen alle Regeln des 
Kampfes; denn diese Heiligfhümer wurden in einem Augenblicke angegriffen, wo 
sie nach der Geschäftsordnung nicht vertbeidigt werden konnten. Glauben ’Sie 1 
mir,, dass ich nie ein grösseres Opfer den Gesetzen dieser hohen Versammlung 
dargebracht habe, als damals, wo ich schweigen musste, während man gegen die 
Kirche Gottes Ausdrücke vor brachte, die wohl ohne Beispiel sind. Man hat aus 
der Mythologie das schrecklichste Ungethüm herauf beschworen, um es zur Be¬ 
zeichnung des Concordates zu gebrauchen. Wohlan! Bücken Sie diesem Vage- 
tfiüm in’s Gesicht, ’das man aufstellt zürn Schrecken der Yöiker, obenan die aller¬ 
heiligste und untheilbare Dreieinigkeit. ' 

Das ist des Antlitzes Stirne, and die zwei leuchtenden Augen: Pius IX. ist 
es und Se. k. k. Apostolische Majestät Franz Joseph f. und das ganze Antlitz, es 
ist nur den katbbliscben Völkern zugewendet, Und es ist darin von nichts weiter 
die Rede, als vdm Rechte der katholischen Kirche. Es gibt ein anderes Relebs- 
gesetz, welches wieder anderen Theiten der Monarchie zugewendet ist gani 'in 
derselben Weise, wie das Concordat in der katholischen Kirche. Sie haben das 
Patent vom 8. April, das ist der Commentar zn dem Gedanken, den unser aller- 
gnädigster Kaiser verwirklichen wollte, als er das Concordat sebuf. Sie scheinen 
•nicht zu beachten, m. B., dass es die Durchführung des Constitutionellen Gedan¬ 
kens ist, eines Gedankens, der in der Verfassung vom Jahre 1849 stand, und dass 
der'Kaiser sein Wort nach beiden Seiten gelöst hat. Der Kaiser hat damit jeden» 
sein Recht zugesprochen, er gab nicht nur das Concordat, sondern auch das AprH- 
Pdtent für seine übrigen treuen Diener aller anderen Confessionen. Non bat Man 
einige Zelt von diesem kaiserücben April-Patente gesagt, es ist die Spitze;dem 
ConcSrdite dddurchabgebrorben. flüfr Wahrheit “ist, dass das Concordat ein Mbtr, 



Bede dtp Uftcbofs Htwinowicz über die Angrjlfe gegpn das Gflncordat. 

gmindeter Pta. »*t, und kein&Sftgze b*t, und dgas e«, si^. eaifilerwejdjjgsten gej 
gen,irgend. Jemand binkphpt, um zu verletzen. 

Redner geht nun auf die durch , das April -Patent geregelten Verhältnisse 
des Näheren ein, and bemerkt sodann : Wenn gerade die Gegner dos Concordates 
den Umstand als etwas nachweisep, was diesem Vertrage mangelt, ndmiich,. dass 
ef nicht eia Staatsyertrag sei,, upd.dadurch jtu zeigen glauben,, dass dieses Gesptf 
WOhlangefochten werden könne, weil ihm gerade das. charakteristische Merkm^ 
eines Reichsgesetzes fehlt, so ist das eine vergebliche Untersuchung. Im Gegen* 
tbe|le, ich, finde es ausdrücklich ausgesprochen, dass dieser Vertrag, welch«; 
gleich anfangs als ein .feierlich, bezeichnet worden ist, immerwährend die ^Gek 
tung eines Staatsvertrages haben muss, und damit .nicht die mindeste Form fehle, 
sa.'börep Sm, wie dm.Raü£c#tiou dieses Staatsvertrages laotet, (Verliest die be¬ 
treffende .Stellern, lateinische ^Sprache.) Sie A(?nwen die Stimme,., die 

da spricht, und die,Island, dje,d»e Unterschrift .besetzt. t .§ie kennen, gu ( ph die 
des» : Sfitze die,hier so betont werden: es sind das dieselben Worte, durch weiche 
die Verfassung de$,Reii;bes gargntirf werden ist. Das kaiserliche Wort gip uns 
wiederholt die Versicherung, dass Se. Majestät es,nicht dulden werde, dass diese 
Verfassung,.verletzt werde. Haben Sie ein zweifaches Mass zur Geltendmachung 
dfg Reichsgesetze?. Lassen Sie sich gefügt sein. m. H., dass am 1 i. April 185g 
die. Vertreter, der Kirche vor dem Thron Sr. Majestät erschienen sind,, und dasn 
Sa. Majestät zu denselben würdige Worte sprachen, monumental wahrhaft in ihrer 
Einfachheit und Grösse: »Was ich im Concordate versprochen habe, werde ich mit 
jener Treue.erfüllenr die dem Mann und dem,Kaiser ziemt.« . .. , , 

■y .<; Möpimr ( .des Volkes, wisse» Sie wohl,„was Mawmaebre, was Manneswort, 
im-? ,Rieses Wort ,verbürgte der, Kaiser, . ......... sv . 

Präsident: Ich muss den Herrn Redner bittet), .die Person,;Sr, Majestät 
ganz ans der Debatte zu lassen., (Rufe links:. Sehr gut.) , . 

... -Rr* Lftwinowieg: leb spreche von. etnem,Gesetz, dass Se,Majestät saun* 
ueniiCbAt. .. .. . ..... . 

Präsident: Wir sprechen von Gesetzen, aber ich bitte die Krone ganz 
auaser der,Debatte m lassen, sonst muss ich ihnen das Wort entziehen. (Leb- 
baftff Beifall ünks.), 

i ,ii Dr. LitwinowUzi lcb kamt wirklich nicht begreifen. Es handelt sich- 
bei: denn Ausschussantrage um die UngtUtigkeits - Erklärung,gines Gesetzes, eines 
Artikels desselben, es soll ausgesprochen werden, das sei nicht rechtsverbindlich,, 
Nun, da kann mau sich wirklich wohl auf Jemanden berufen uad wird es thun, 
wienn -man das vertbeidigen will, was angefochtenwird.wir haben keine andere 
Garantie, als..eben, die. Saaction des Kaisers, Doch gehen wir nnn aof die Vor¬ 
tag» über, die uns heute beschäftigt, und. da erlebt «mwirklich ein wahres» 
Wunder,, , .,»•. • .»• 

Es jst kein Zweifel, dass die Kirche in. .einer Art von Kriegszustand und das 
GoMBCfdat in einem Delagerungszastande sich, befindet,, wir wissen, /dass man 
ringsherum seit langer Zeit Recognosciruugen voruimmt, um in dasselbe einen 
Embrudi zu versuchen; bald wird eine Petition erstiegen, bald klammert man sich 
hinauf an die Functionszulage eines Botschafters, um an dem .einen oder an dem 
anderen Punkte irgend einen Stein, in dg§ ,Gebäude.hineinzuwerfen., gleichviel, wo 
er.itrifit, (Heiterkeit.) Endlich glaubt man einen Vorsprung in der, Finanzvorlago 
oatdffhh Mi haben, and gegen diesem.wird nun der Hauptangriff heute gerichtet, 
und sonderbar tm»d»»i AogtrilfspinkSon^ sahen, gur mit Erstaunen alte -verrostet« 
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Waffen, itts aÜfe'MdfkanzleMecfefe, Hdtkammerdecfete, StudienhofcomrotsStMiS- 
Deerete. Alles das fahrt man gegen ein bestehendes Reichsgesetz , and d«S allei 
ohne den juHstlsehen Grundsatz zu beachten lex posterior derogat priori, und 
dicht 'einmal das ist der Phil, denn wir haben es in der Vorlage blos mit Gut» 
artten zu than, die nicht einmal die Sancfton des Kaisers haben ; aber das grösste 
Wunder ist, dass das Coneordat sogar die Todten aufweekt. Die Studienhofcom- 
rtfssfon.indiesem HaUse so oft und mitunter unter solchen Verwünschungen dfa» 
gesargt, steht heute auf und stürmt mit den Freisebaarehcoionnen dem Artikel 81. 
des Concordats entgegen (grosse Heiterkeit links); so etwas kann nur in einem 
Kriege Vorkommen', wd alle Waffen nnd alle Allianzen gleich gut sind, Und tmr 
die Losung gilt: »Hilf, was helfen kann.« (Heiterkeit.) ^ 

Zorn'Schluss Will Redner noch einen Umstand hervorheben. Welch WrAa- 
genbliCk, sagt er, wählen Sie zu diesem entschiedenen Angriffe-auf das Coneor¬ 
dat, ütid durch dieses auf die Kirrte? Unglücklicher, glaube ich, kennten Sie 
Ihn nicht Wühlen.' 6er' edle Märtyrer dieses Jahrhunderts Pius IX. steht zwischen 
Zwei Häschern, die ihn beraubt haben, Und die diesen Raub vollzogen unter den 
Trümmern der Vertrlge, auf den zerrissenen Stücken derselben würfeln sie heute 
um sein noch einziges Gewand, und dieser Augenblick soll günstig sein, um den 
ft.' Väter auch noch von Odsterreich’s Hand, von dem katholischen Oesterreich die 
Gaffe kosten zu lassen, die man ihm in den Scherben eines Artikels ans dem- zeT- 
frthimerten Staatsvertrage, au» dem Coneordat hinreicht, in einem Angenbilcke, 
wo der heilige Vater von seiden Sühnen umgeben ist, um von ihnen Trost zu enu 
pfangen, unter welchem auch so viele Sühne Oeslerreieh’s sind, ich will nicht 
glauben, dass Sie der Welt ein so klägliches Schauspiel darbieten wollen, dass Sie 
durch die Antastung eines Vertrages, zu einer Verletzung der Gefühle 'der Katho¬ 
liken gleichsam ein' Recht ausüben wollen, sie von den Verbindlichkeiten so hoher 
Art zu dispensiren. Ich kann nicht glauben, dass Sie es den» Interesse Oester- 
reffchs gemäss Anden, Zwietracht noter die Völker zu werfen, ich hoffe* also, dass 
Sie gegen den heutigen Antrag stimmen, und ihn verwerfen werden. (£2az*1ne> 
Bravo im Centram.) • • < ■ > 

- . Die durch Geist--und Schärfe ausgezeichnete Rede des Bischof» machte eine» 

tiefen Eindruck, welchen die darauf folgende seichte und unziemliche Philipp*« 
64skra’s gegen das Coneordat trotz obligaten Beifalls auf den Gallerten nicht 
zu verwischen vermochte. Man soll uns aber nicht der Parteilichkeit zeihen, und 
Wir theHen daher atich die Rede Giskra’s mit: 

. - Abg. Pr. Giskra 1 ) nach einigen einleitenden Bemerkungen: Man sagt, 
das Concortat sei ein Staatsvertrag, und man will damit die inviolahüitlt dessel¬ 
ben behaupten, und speziell in der Richtung behaupten, dass die VoHcsvertretung- 
hieht berechtigt ist, daran zu rütteln. Es fällt wohl Niemanden ein, dass ein Be¬ 
schluss des einen oder beider Häuser zusammengenommeu allein im Stande wäret/ 
bestehende Gesetze zu annuiliren oder zu modiAziren. - Selbstverständlich wird 
die Mitwirkung der Krone dazu nothwendig »ein. Glauben wir aber und geben 
wir uns der Hoffnung bin, 'dass die Kröte ihre Mitwirkung nicht versagen wM, 
cm Uebel hi beseitigen, das seiner Zeit von übelberathenen und übeiratbenden 


1) Oie „Piresse v bat dis Bede Giskra-s ganz gebracht,’ und damit fünf sehr eng 
gedruckte Spalten --ihres Folloblattea augefüUt. Bei der Beschränktheit des Bantne«' 
war bs -uns utmibgHöh den) ganaen Text mitautheikn, und wir mussten u*t mit-dem" 
Abdruck» der in den Wiener Zeitung enthaltenen A.w*aUgv begnügen. > •; btut 
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■htbei deZKrane rempfoblun und über- 4*9 Und hf*Mfh^bwtt«n 

(Bj*»<v! Burk!) .•• •./ -n^: . ? , v. : -.iüi: ...; .itifi 

Wir zweifeln nicht dnm, dass die bessere Einsicht def massgebenden, P^f- 
saneh das Bestei der regierten Völker höher achten wird , .als rohgljcbe Cflnp 
segaeni einer einmal gegebenen Aeuaserung. Das Concardat, ist l^ip £taatsvei;- 
tzag, Stnahrvertrige werden nar zwischen unabhlngigen, stdbststÄadAgep MdcbtpR, 
geschlossen, soweit diese idi« Staaten selbst , im Völker verkehre■ lepräpeptire%, 
Es mag ' immerhin sein, dass Se. Heiligkeit zur Zeit des Abschlußes an ,4er SpHig, 
einen weltlichen-Staates — er steht Ja noch, wenn, auch an. der, gpitge iOlpes,kiffe 
neren Staates — and mit anserem erlauchten Oberhaupte einen, Verleg ^ngß, 
gangen ist, aber nicht als Oberhaupt des römischen Staates *.mH: dem Kaiser JffHl 
Oeslerreieb, sondern-nur eis Oberhaupt der katholischen Kirche geschah dies, , (laa. 
Hegt auf Bacher Hand; denn nehmen wir nur an, dem Oberhaapte. der rftplschßh 
Kirche Wörden morgen Land und Leute entrissen, und es. wörde der römisch* 
Papst emrömiseber Bischof werden, wörden denn die aut dearConcordate enlfs- 
aprongenen Rechte des Papstes auch auf den Nachfolger in der. Herrsch «fl »Wfc 
Rom übergehen? Und doch wire das die natürliche ¥ oige, wenn durch: idenYM* 
trag zwischen dem Oberbaupte der römischen Kirche und dam.- Kaiser vouflestoRt 
reich ein völkerrechtlich' zu beurtheilender Staatsvertrag gescbloasen -worden wöre. 
Jh“dds Gohcordat selbst nennt den Vertrag nirgends: einen Staats vertrag, i »Court 
▼cMion« heisst es sowohl in der Einleitung als <in mehreren Artikeln; inideaaMz* 
ten Artikel heisst es noch insbesondere lex stotus. Bus tat eia* UeberetakommeiH, 

das ist eia Staatsgesetz. . • «•> < .11 > •*.»• -,i.i 

Redner führt dies Höher'ans,' und sagt todhtui: WoTrAgw-tst nar die; ol» 
ih» Wege der Gesetzgebung gerade andiesem Vertrage «ine Aenderungi uahrrtr' 
aommen Werden solle? Dieser Vertrag besteht auch nicht jene Jahrhunderte; aaf 
die der geehrte Vorredner hingewiesen hat. Wenn-auch Oesterreich im Jahrel410. 
ZtieTSt ein Cohcordat -durch den damaligen deutschen-Kaiser bezüglich 1 der öster¬ 
reichischen Lfinder geschlossen, so ist doch} die Zelt verwischend darüber binwegge* 
gangen, und nach meiner Ueberzeugung zum Heil und Wohl der österreichtecbCh Yöt* 
ker. : Das heue Cöncordat erfreut sich mindestens nicht jenes ■ Mstorteeben * Alters/ 
Um derentwillen nicht darangegangen werden sollte.- Wir haben eSbeivorsctöen 
deneh Gelegenheiten klar genug ausgesprochen; das9 wir'anf den THet der' Uw», 
rftitastttaffteit 'wegen alten Bestandes einer' Institution Oberhaupt wenig GewtchT 

le^en. < •.«> • •*' n jitoi-» 

^ Prögt man nun, was ist denn eigentlich da» Coneordat ausser seiner for» 
meHen'Seite'nach Seiher materiellen Seite, so föhrt'UnS daeahf dessen Inhalt IW 
Es ist dasselbe naeh seinem Inhalte eine Institution, welche einen ganiabnorrrteW 
Zustand im Slaatsleben ' liervorgebracht hat, die mit einer Reifte vo» Einrichtungen, 
einen Staat* iih Staate hervorzurufen geeignet ist, und wenn dies bisher niebPgte^ 
shhehen, so ist es wohl mehr aus kluger Nlcbtausnötztmg der eingeröümten Rechte* 
xpn ; der . äußeren Seite 1 als wegen: Mangel der rechtlichen Möglichkeit, geschehen. 
Ich i nehme, das Ooncordat und betrachte nun-die einzelnen Artikel; da: fludeipb. 
nun vor < allem obenan -die Negation, der Gleiohstellung der einzelnen Confessiooea.. 
Redner prüft nun die einzeinen Artikel des Coneordates, und führt sodann fottc* 
Gestatten Sie mir nun; meine Herren, nachdem ich -mith bisher fast nor anrfeb 
Wortlaut der bezüglichen Artikel des Concordats gehalten, 1 nblfti Wetter th^SZketr,“ 
was nach meiner Üebbrzetfgupg die COnsequenzeu desselbe^sihd. 

4as doncordat bezüglich seiner Wirkungen auf du ö^gtij^he ^ 
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PirtWtfi*e&; brtflgikfo des Staat*» ubd **< FämiHw und'.bezügHcb abttelner Perso* 
nen. Ich habe bereits früher bemerkt, dass die katholische Kirche dusch Artikel 1, 
Zur herrschenden erklärt ist mit allen ihren Vorrechten -und Privilegien. Eine 
Reihe von Bestimmungen, Wie die Artikel 14., 16., 17., 23. und 81. gibt den Wfli- 
dentrtgern der Kirche und der Kirche selbst Und demjenigen,, was ven ihr nun* 
^übt, Vorrechte, Ehrenbezeugungen und Unterstützung in reichlichem Masse. Red¬ 
ner'Citirt sodann Artikel 4. des -Concordates und knüpft daran folgende Bejner» 
kdng: Also wenn nach dem Urtheile der Erzbischöfe und Bischöfe das Wobl dea 
Staates und des Vdlkes es erfordert, dann sind sie berechtigt, alle-diese Functio¬ 
nen'za Üben. Wie dann aber, wenn Erzbischöfe oder Bischöfe über das,; \vatt 
dem Woble des Staates frommt, emer anderen Ansicht sind als der Staat,nud 
sähe-Regierung? Könnten nicht Erzbischöfe und Bischöfe, sich auf das Concoin 
dtt berufend, • Wallfahrten und Gebete anordnen in einer der Regierung und den 
Stifatsinteressen'zuwiderlaufenden« ja feindlichen Tendenz 1 )? Als ob wir nichtBew 
spiele genug hätten, dass das Interesse der .Kirche*-höher gehalten wurde, und 
nach den-Anschauungen der Vertreter der Kirche über'das Wohl* und Weh den 
Stintes und Volkes« häufig ein anderer Zusammenhang angenommen wurde,,*<*10 
da»'wahre-Interesse der Völker und des Staates selbst! (Sehr gut! Bravo 1) .*.•( 
Welches können dann die Consequenzen eines solchen Mittels m den Hän¬ 
den der Bischöfe sein? Welches Feld der Agitation, welches Feld der Aufregung, 
welche Aufregung selbst, wenn dieses Feld betreten, und, von Bischöfen nach 
ihren >unft der Kirche Zwecken ausgebeutet würde? Welche nachtheilige Folgen 
für das ganze Gemeinwesen können legal entstehen, wenn zum Nachtbeile, des 
Staates nach demErmesaen der in souveräner Selbstständigkeit das Wohl und 
Webe: des Staates beurt heilenden Bischöfe .und Erzbischöfe dabei vorgegapgeft 
Wird! > Wissen wir doch bereits, in. welchem Masse, wenn auch gegenwärtig noch, 
bescheiden» aber -dennoch schon mitunter Gebrauch gemacht worden ist, (Bravo!), 
Wissen wir doch auch, wie Agitationen gegen Staatsinstitutionen von gesalbten.. 
■Mt heiligen. Händen ihren Ursprung nahmen, jch will annehmen,, nichtijVöjn -hev- 
liften Herzen und nicht vom klaren Vq^tande, (Bravo! Heiterkeit) Wa$ über 
den Unterricht« .über die Censqr, über die. Stellung dqr Scbqle gesagt worden ist, 
und!was* ich über die,Ehe angeführt habe,. diept wohl zur Folgerung, dass , auf, 
die I wichtigsten Interessen der Menschen, und auf die wichtjgsten. lnteressen. der, 
Bmniiie iimi öffeniljflben und, Privatleben durch (das Concordat der . Kirche ,Rechte, 
eingeräumt worden sind, welche zum Wöhle derselben nicht beitragen. Wie s^ebti 
en wun, mit-der Körperschaft aus,,, welcher .solche Vorrechte, e>ngerämnt sind, 
tätifilückagütern reichlich versehen», ist sie in die Lage gekommen, durch äusserliche 
Mittel manche« zu .erreichen, was anderen versagt, ist., . . 

„I in den untersten Gliedern ist es der Weltpriester, der OrdensgeisUicpe, fler mit. 
den) Volke verkebrt,dein der Beichtstuhl zur Verfügung steM,detn die unangreifbare 
Kanzel ztmVerfügung steht, und zwar der Orde«sgei&tlicbe, der durch das Ordensband 

,: i) Vgl! dagegen die Erlasse der galiBisehen Bl'sohÖfe and dW#' 
pk'pfltii'ohe Breve t>o«n' 17: MWrn 1662 gegen den Missbrauoh der Kir-- 
ehnte“ -Waid,'gottee die net liehen fl nadln ngen «h politlaehenD em ob-; 
atareitiroinöa», im Arebiv VIlJ, 162 ff.,sowie das ebenfalls-hiergegen einsnbreitonde! 
AlipcbneibW des grieehiech^kath 9 liscBen.Er t fbiaohofs von-Lemberg «n ; 
d«fv J^er^ vom 35- Mai 1862 gegen Ende. Es wird darin (die. f oben S. 200 .Nota 
e^äbnje).jnä,Patliche Encyclica an die orientalischen Bischöfe 
& j ^gr u ^1&62 mijgetheüt. Diese Encyclica mit deq^ Hirtenbriefe foljjt i^ä nächsten. 
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in unbedingtem Gehörtem an einen höheren geknüpft ist, and der Wetfcrfeetei», ,4^ 
des Bischöfe gegenüber fast ein willenloses Werkzeug geworden, nachdem esdie$eph 
frei steht, nach seinem Ermessen mit vollständig arbiträren Strafen den Geistliche^ 
heimznsnchen, (Sehr gnt!) und esist, nebenbei gesagt, vielleicht keineBesiiflwnung deft 
ursprünglichen Einrichtungen der Kirche mehr zuwiderlaufend als die, wonach «UA 
dem reinen demokratischen Ursysteme der katholischen Kirche in der ehemaligen, 
Weise das System geschaffen wurde, das im österreichischen Coneardate ebenfeUf 
Ansdruck gefunden, uod wonach der omnipotente Bischof fast souveräner He^ 
seines unteigeben Geisllichen geworden. Und die Bischöfe und Ordensgenerate* 
wo finden sie sich zusammen? Und wird der heilige Stahl immer von solchen, 
Persönlichkeiten besetzt sein, wie es Se. Heiligkeit Papst Pius IX. ist? es wfitfUt 
mir hier ertaubt sein, Rückblicke in <fie Geschichte der Päpste zu machen, allein 
diese ist fast allen geläufig genug, und wer bürgt dafür, dass nach Pius IX., wenn, 
auch nicht ein Innocenz III. oder Alexander VL, so doch mindestens ein Sixtus ,V, 
oder ein ähnlicher Mann Nachfolger auf dem päpstlichen Stuhle sein wird» 
(Bravo! Heiterkeit.) Und wie wird man Bischof? Hat etwa die Staatsgewalt daa 
nach allem Gesagten so wichtige Recht, die Bischöfe zu ernennen, wie früher? 
Nein. Die Ernennung bat der heilige Vater, und selbst in dem Vorschläge zu? 
Bischofswürde ist der Landesfürst an den Rath seiner Kirchenprovinz gewiesen, 
und die wirkliche Ernennung erfolgt nur durch den heiligen Stuhl. Ja, damit die 
genze Macht unabhängig vom Staat« concentrift bleibe, ist in «tinem Artikel dpa 
Coneerdate ausdrücklich erwähnt, dass auch die Temporaiien nicht Kraft der Ein*, 
setsung der Staatsgewalt, sondern nur Kraft der kirchlichen Einsetzung dem Bl* 
scbof gehören, dass also die zeitlichen Güter und die Benutzung derselben nicht 
von der Staatsgewalt, sondern nur nach den Beschlüssen des heiligen Stuhles dep 
Bischöfen zugewiesen werden. Zu alledem, meine Herren, wurde auch der V«Vr> 
kehr zwischen den Unteren and den Oberen der Kirche und dem heiligen Stabte 
vollkommen freigegeben, das Placet des Staates aufgehoben, und so erscheint die 
ganze Gliederung als eine Kette, die mit den Ordens* und weltlichen Priestern w-, 
fängt, und durch eine fest geschlossene und wobigegliederte Hierarchie, die zur 
letzt nur Gott und dem Gewissen verantwortlich ist, und in ihrem völlig souveränen. 
Oberhaupte abschiiesst, das über das innere Wohl und Wehe nicht bh» der hier*, 
arcbiscben Glieder der Kirche, sondern aHer der Millionen Kirchenglieder gebieteW- 
Ich möchte noch einige Seiten des Concordates beleuchten, und einige Conaequen* 
zen desselben ziehen, und bitte tun die Nachsicht des h. Hauses, die ich vielleicht 
schon zu viel in Anspruch genommen habe. 

Redner bemerkt nun, dass der Kirche auch dareh die Verfassung ein gros¬ 
ser Einfluss gewährt worden sei, und schlosst seine Bemerkungen über das Con* 
cordat mit folgenden Worten: 

Wenn ich in einer etwas kräftigen Hyperbel das Wort »Medusenhaupt« ge¬ 
braucht habe, so ist es wirklich der Fall, dass jeder freisinnige Mann darüber er¬ 
schrecken musste, was aus Oesterreich werden könnte, wenn da» Concordat in 
seiner ganzen Macht und Ausdehnung durchgefO&rt wäre, was daraus werden: 
kann, wenn es von der Kirche nach'Möglichkeit auageoützt würde blas für ihre- 
individuellen Zwecke und zum NacbtheUe des Staates. (Lebhafter Beifel tim Hause* 
und auf der Gallerie.) Ans allem dem wird der kirchliche Gelehrte und sehr ge- 
etete Vorredner nicht nur entnommen haben, dass man sich mit dem Cencordatr 
wohl beschäftige, sondern .ex wird.auch erkannt haben, dass dasConcordat Cou*; 
scftttttzettjbat^ um derentwillen es-dem-Volksvertreter,'dem daran gelegen Mt, 
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ÖWind^lfrt ^'leben führen zü TrtWbii,' ahf’denen der Rechtsstaat gebaut Ist, 
W^^ l iiM, -g^tl , 'dabsbM ahfüttret^/'' Be durfte auch die Überzeugung gewann 
bleti bÜbetii daHs die Gesetzgebung" allerdings das Recht habe, das Concordat nicht 
btes^tt^ddlBclren. sdiilderh zo beseitigen/sh vollständig, Wie’es dasteht, ctorch- 
Ärtert ‘ Ärtkeinen Artlkeh ’ »Das Cnhcordat* 1 ist ateSer Wirksamkeit ! getreten.« iifHei- 
ÄrftÄt’ rtftd Bravo.) Und ich ; Willmfeh'der*' Gefahr’ aussetzen ,alseiner jewei* 
BartherZigen Kättiölikert angesehen zu werden .' Welcher' nicht J d«i höthige GeföW 
ftT das ftfteresse und vermeintliche' WWM seiner'Mitbürger in der Kirche nach 
dicinSidriedesh. BiSchofes hat^ ich'v^erde mich füMlfen Schmerz, der darüber 
ih theftier Brust entstand, getröstet finden durdh den Gedanken, dass wenn das > 
COntordat und die Gefahren desselben beseitigt Sind, dem ganzen grossen öster- 
reiebischeh'Volke, das nicht' durchaus’ 1 ein katholisches; "«ine grosse Last 1 abgenom- 
Aün woftien ifet’ dass dem ganzen Österreichischen Volke die Rechte wieder ge¬ 
geben werden, die Ihm'-als'freie Staatsbürger fm freien Staate gebühren.' (Stür¬ 
mischer''Beifall Auf der Lhikbh des Hauses and auf der Gallerte.)' 

8t: ‘ J Dhs'VVaterfand« Nr. 125. ariaiisirte die Rede Giskta’s treffend wie folgt: 

• r,il1 »Glskra begann seine Angriffe 1 auf das CotiedrdatdamU, dass er ihm die 
eiheS Staatsvertrags bestrfW.“ Wbr wollen nur’iih Vorübergehen darauf auf-' 
merksam irtad)en, [waS im Archiv schon Wiederholt ausführlich därgethäu'tet,' 
v$: namentlich Archiv* VI; 297 ff., r VlI, ,;, 438 ff.] dass anerkannte 1 Staats* und 
VWketirechtslehrer die mit dein römischen Stuhf abgeschlossenen Concerffate als 
StädtsVertrSge, als Völkerrechtliche Vertrüge, als pacta Juris publici betrachten; so 
drterkennt'Kiti her ausdrücklich 1 die völkerrechtlichen - Beziehungen der Concor- 
<Wfe ; , so nennt Zöpfl in seihen Grandslitzen des allgemeinen und des eonsttta- 
tfbnfeli-monarehisdien Staatsrechts daSbaierische Cbncordat ausdrücklich einen 
flfrrtili’ehen Staaöverfrag. ÄnCh daS 'österreichische ist ein solcher seiner ganzen; 
fhrm nach. Die Ernwthidung,' das Concordat sei nicht mit dem Papste-als weit-, 
lfljheirt Sottverün, sondern 'Als Oberhaupt deV katholischen'Mirche abgeschlossen 
Worden, beweist Zn Viel, denirder Papst entsendet seine Nuhtijsn, welche an allen 
Höfen'Botschüftertang und 'den 1 unbestrittenen ’Vörtritt Vor ihnen anderen Bot- 
sOhafterri 'tind Gesandten bähen,' auch nicht 1 ausschliessiith AIS Repräsentanten 
sÄher ^lflfrhen'SouverthietllC' 'bis'Welchen ihnen 1 von der eurdpäiscben Diplo¬ 
matie wohl kaum jene Ehrenrechte 1 zuerkannt worden' wären, sondern Vorzugs-' 
weise als Vertreter" seiner geistlichen 'Gewalt, als Oberhaupt der katholischen 
Kirche. D1Ö 1 'völkerrechtlichen-Beziehungen der"katholischen Kirche als tniversal- 
kirche zu den Regierungen aller Länder ; deren Unterthanen sie’ za ihren Beken-- 
iterrt zählt,'sflfitf Os; Welche die Kirche lind 1 ihr Oberhaupt dem Staate, wie mäch¬ 
tig er auch*' seih 1 toWg, ebenbürtig 1 an die Seite stellen und' sie berechtigen; wie 
eine souveräne Gewalt mit dem Staate Vertrüge zu sehliesseh. ; Allerdings gilt' 
dies nur won 15 der ; ganzen Kirche,' wielihe "durch ihr'Oberhaupt vertreten wird, 
und hiebt von eitlem Theil derselben in diesem «der'jenem Lande, desshalb sind 
tiVch K die Katholiken^ dieses oder jenes Landes; bei einem Concordat dem Staate 
gegenüberinicht der andere Padscent, sondern dieser kann nür dfe ganze Kirahe 
s*W; iwblehe'ftör den einzelnen Theil in einem- bestimmten Lande paciscirL Es 
kMiff'somit "ein'Concordat nie als ein Vertrag-mit den Unlerthaaön betrachtet 
werden. ' Oebrigens, auch angenommen,'aber nicht zugegeben;' das Concordat 1 
WtiVr-lietrt Staatsvertrag, so-ist es doch jedenfalls ein Vertrag, and dass' es'keine 
Mos hinseitig' verpflichtenden Verträge gibt,- brauchen wir dewAdvoeatenGiskrir 
wMaaMt'Jzaiwigem 'iDie Art hnd^Wdis»,'^« en iw Uehtigea- daoCoaconiat 
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MUnpftt, fttnKidm*lfc*Inen)M«nf«l tnaHen.Bftckaicbben, ,#e,«ifv, .gftbttdafer 
limtf den Gefühle*, schuldig ist, welche dwchjeden Angr Hf anf df» Cpncordat 
in Mein Heiligsten verletzt, sind , sie glänzt vornehmlich durch _den Mangel an 
BhiMcbt gegen den. erhabenen (fieberndes» CnneoEdate, dessen.,VjlQ^de doriqh.dj# 
Rede Giskr&'s viel eher. beeinträchtigt wurde,/*ls durch den, Hin weis,-dos Bischnfi» 
Utiwktowicz’-. aaf die Worte, mit-weichen der Kaiser da» Cencordat.zu halten vmft 
sprachen, obwohl der (Herr--Abgeordnete, der sonst; so gerne die Worts ;*. ftUnaqr 
attetgnMigster Kaiser und Herr« im Monde führt, wenn < e«, gilt, «eine bureaukra? 
tochfen Doctrinen mit eine», unantastbaren Schilde.izu decken, die,.gerann, dm 


Krtsera nicht, in die Debatte zog.« 


»Seine Argumente gegen das Concordat waren im höchsten Gfiade seichf 


und,oberflächlich, seine Behauptungen vielfach; unverantwortlich leichtsinnig. Statt 


vieler Beispiele nur eines: Herr Giskra behauptet, die Bischöfe hätten den Gp|% 


liehen gegenüber eine i vollkommen arbiträre Strafgewalt« Di«Si ist,: keineswegs 
deri Bali/ Die Bischöfe* sind tüerbet.anj.di« «anonisqhen^Vorschriften gebunden uj$ 


die -Bestimmungen des . tanoniseben Protease« schützen den vor die ,bisohöhicbg 
Gerichtsbarkeit zu Ziehenden so gut ,und vielfach besser, als irgend eine,-w^t; 
Weh» Strafprozessordnung. Aneh steht. Jedem ven seinem ißiscbnfe yerurt^eUtpn 
Geistlich«! der (Beeurs an den Metropoliten u, Geradezu, lächerlich wv,$f 
Schilderung der Gefahren, welche, dem Staat i. aus ,4em Concordat » erprach^a 
körnten. übrigens,, wie Herr Giskra selbst zugibt, nicht wirklich, erwachsen,.sind. 
Heisst das rächt eine wahre Präveotivcensur üben? Sogar.die. Gefahren,.,wghä^ 
möglicherweise /dadurch aus dem/, Goncordate,,entstehen kannten^ >dpss 1 ,^a^ 
Pius^m;, wenn auch niebt eio touocenz HU,oder Alexander VI., sq doch .minde,<; 
steas ein Sixtus V. oder eia,Ähnlicher., Mann Naphfolgerauf dem päpstliche^ 
Stuhle sein wird,« bat Heer Giskrai als,.Hdfstrappen jo seinen) Kgmpf« gegen .dflfl 
Goncordat aufgeboten. Was, .würde er, sagen, wenn wir die ,S^öpfyBg :eip^ 
Reichsvertretung /damit bekämpfen,würden, 4aee ; wir .ssg^ep;. Wgr bürgt uns % 
fürtidass nicht aof eine erste gut monarchisch.gesinnte Beicbsyetfretung:..^in’^^ 
republikanischer Convent kommt?« - ..." J. 

Soweit das »Vaterland.« Apch ind$n »fyroler ,Stimmen«i lfr^ 
werden, Giskra’sgründliche Concordatsstpdien, auf welch«flieh,4e|s«lbc -in seiner 
Rede berief, ins rechte Licht gesetzt., Es heisst dort: i 

■! »Um das Staatsgefähriicbe desCaneordates nachzuweiseo, bernft sich ,Dr, 
Giskra unter anderm auf den Art. 4., in welchem, »den Erzbischöfen und Bischöfen 
die Freiheit eingeräumt wird, Alles ,zu üben, was. denselben zur Begiefupg ihrpr 
Kirchensprengel, laut Erklärung oder Verfügung der heiligen Kirchengefletze, nach 
der gegenwärtigen vom heiligen Stuhle gutgebeisenen Dlsciplin der Kirche ge¬ 
bührt.« »Und wem, frägt er dann, wem wurde dieses Recht im Staate jeip^e* 
ifturat?, Wie, sieht, es mit der Körperschaft and ihreR Vertrp^rn äps, welche? 
solche ..eminente Vorrechte eingeräuiqt. wofden sinfl?« Sie besteht ,aus dep B^ 
schöfen und.Ordensgenerglen, antwortet. Dr. Giskrn, und ,flus den Weltpriestem 
und Ordensgeistlichen« über , welche dejr, Qipnipa jepte. . Bischof, (und wohl auch de^ 
OrdensgCneijale?) fast souveräner IJefT geworden,, ,»Und die Bischöfe und , Or- 
densgenerele, wo finden .sie sich zusammen? Am heiligen,Stuhle, Und wiri tigr 
heilige Stuhl immer von solchen Persönlichkeiten besetzt sein, . wie es. Seme! Hei¬ 
ligkeit Papst Pius IX. ist?« Bei der .Beantwortung dieser letzten JPragp,spielte 
nun idas gründliche Wissen dem.gelehften Goncordatshistorikef, ,eijnten bjäse^Streicb'. 
htdem *r die Besorgnis« m^s{^»ch <;; es.Jiönmpn 
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Mfclrthbcenz fil. oder mindesten^ Sl* tu* <V. (die betanmtlieta 4M ttbenrtMfc 
#*M«p ShergHs «e «MM« der Kirche gegOndie Uebergriffe der ältlichen Macht 
VerfheWHgten) geteilt« er den genannte« Päpsten auch Alexander IV. bei! Und 
das tbtt der Mann, der in vorn »»gehenden Satze sieh and seinen Auditorium 
das Compllment genarbt batte, »Büekblieke in die Geschichte der Päpste seien 
lüfeht nöthfg, da diese fast Allen geläufig genug sei!« Und Dr. Giskra wurde flr 
Me Huldigung, die er der klrehengesehiehtHeben Gelehrsamkeit seiner Zuhörer- 
sfcftaft dkrgebracht, mit Braves and Heiterkeit belohnt, in die letztere stimme» 
täth IW? von Herzen 1 ein, and mit nns gewiss Alle, die auch nur aus einem Co»t 
pendfom den Unterschied zwischen Alexander VI. und Alexander MI. kennen ge» 
1ÄW haben. 

DöTh einen noch stärkeren Beweis sein» gründlichen Concordats-Studien 
lieferte Dr. Giskra an «Hier anderen Stelle Seiner gehaltvollen Bede. Da tber- 
faldite er-uns mR der imgelneuen Entdeckung, dass »Oesterreich itn Jahre 
fa L l8 zuerst «in Concordat mit dem damaligen deutschen Kaiser bezüglich 
dei^ österreichischen Linder geschlossen habe;« Wir nehmen es auf uns, 
her» Herrn Doctor die Versicherung zn geben, dass ihm der einstimmige Dank 
ÜflCt Osterreichischen Geschichtsforscher Ihr diese Entdeckung votirt werden wird, 
fethstweilen aber, biS es HerCn Dr. Giskra gefalle» wird, uns mitzutheilen, auf 
welchem Abwege Seiner 1 Concordats-Studien er zn dieser Quelle gelangt«, muss 
er Uns ehfige bescheidene Bedenken gegen seinen Fand zu Gute halten. Ffir’s 
ferste verstehen wir geradezu nicht, was des heissen soll: »Oesterreich habe 
flri JAre 1418 mtt dem damaligen deutsch«» Kaiser «in Concordat bezüglich der 
Österreichischen Linder geschlossen.« Wir kennen zu» Jahre 1418 kein 
ÖesterrfeiSÖ, weiches für die österreichischen Linder etwas dergleichen bitte 
thtm können. We Linder des habsbnrgische« Hauses waren aufgelöst und an die 
Öfet Linien -verdient. Tyrol und die Verlande standen unter Herzog Friedrich mit 
der leeren Tasche; die innerösterreiehiseben Länder Klrntben, Krain und Steter« 
inark untef' Herzog fernst dem Eisernen, und das Land Ob und Unter der Enns 
(Oesterreich im engen und eigentlichen Sinne)'unter dem Herzoge Albrecht V. 
Wir wisset! nicht, »o'ein Gesammt-Oesterreich damals war, oder wer es Ver¬ 
tretern bittet 'Wobt Sind uns aus damaliger «eit eine Meng» Urkunden überliefert 
worden, aber nur Ober Llndertheilongen, Vormundschaftstreitigkeiten, Entzweiung 
Und momentane Aussöhnung der hadernden Brüder und Vettern, hingegen keine 
einzige Urkunde über ein alle österreichischen Linder umfassendes und mit Kai« 
ser oder Kirche Versöhnendes Concordat. — Ferner verstehen wir nicht, was da¬ 
mit gesagt sein soll: »Oesterreich habe Im Jahre 1418 mit dem damalige» 
deutschen''Kaiser ein Concordat geschlossen.« Wir finden einen Sinn in 
dem Satze, wenn etwa gesagt »Ire; einer oder sämmtlicbe österreichischen Für¬ 
sten haben im Jahre 1418 mit dem tieugewlhlten Papste Martin V. oder mit dem 
Concil von Constaüz bezüglich ihrer Linder ein Concordat geschlossen; aber mit 
dem damaligen deutschen Kaiser, d. i. mit Sigmund von Luxemburg? Das Hegt, 
wir gestehen es, ausser dem Kreise unseres Auffassungsvermögens. Wir wissen 
wohl, dass mit überraschende» neuen Erfindungen nicht immer zugleich schon 
Me bezeichnendsten technischen Ausdrücke erfunden werden, und so mag es auch 
bei Dr. Giskra der Fall gewesen sein, dass er seinen überraschenden Fund nur 
In einem wahren Galimatias dem Abgeordnetenhause mitzutheilen im Stande war. 

Das Wahre an der Sache scheint nun aber Folgendes zu sein. Im Jahre 
1418 worden in der That Concordate geschlossen, und zwar von Seite des ne»- 
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jwwüMenand aB*«mein anerkannten PapstesMa rl.jp V. mit d^JFranaoae^ 
ttn *. Mai, mit den,Engländer« »m l?. Juli, und 'insbesondere niR ,4pr. .gej 
shmalten dealsehe«'Nation gleichfalls am 3. Mai;, es ist dies die! Coqcordia 
JMta in coacHie Coestantiensi ferter Martinum V.. Papara et Nßtipnefn Ger^ 
numicam de eedesiae umversalis administratione, gewissennassen das Ergebuj^ 
dev Constanzes Kireheoverssrnmluog für die deutsche.. Nation. In einer Staude 
Wteeensebaftlicher Alarination scheint non Dr. Giskra gar mancherlei verwechselt 
«rhaben: Deutschland; mit .Oesterreich, and den damaligen deutschen Kais^ 
(Sigmund) mit-dem 1 Papste-,'Martin V. Oder sollte etwa gar die Vermuthungg^- 
rtechtfertigt sein, Dr. Giskra habe in der Tiefe seiner concordat! ichenStadien no<$ 
mbhr Verwechselt? Das Jahr 1449 mit dem Jahre 1418? Das Wiener Concordaf 
mit einem österreichischen Concordate? and den Kaiser Friedrich.UI.'mit 
einem 1 unbestimmten damaligen deutschen Kaiser? womach Dr.Giskra sogar 
die höchat ergötzliche Kntdeekung gemacht bitte, dass Oesterreich, d., h- Fried¬ 
rich TH. mit einem unbestimmten deutschen Kaiser, in welchem er zu sein« 
Udberrdsehung sieh selbst wieder fand, ein Concordat geschlossen, hfitte! 

-*>"• Wahrlich« einem solchen Kämpen steht eg gut an, wenn er als miles^lo- 
rUsus Tor f das, Abgeordnetenhaus hintritt und mit hohem Selbstgefühle sagt: 
■Bhraos, aus alledem, wird man entnommen haben, dass man sich mit Üein 
Concorddte wo-hl beschäftigte, und dass die Gesetzgebung das Reciit 
habe, dasselbe niehlbles za raodificiren, sondern zu beseitigen, so voll; 
ständig, wie es dastebt, durch einen-einzigen Artikel : »Das Concordat ist ausser 
Wirksamkeit!« — Plautas könnte uns um ein solches Original beneiden! l tHe 
■Presse,« die, wenn es andere angeht, den Nagel nicht selten auf den Kopf trijft, 
sagt in ihrer Nr, 154. ein Wort, das treffend bieher passt: »Nur der Mangel an 
Sachkenntnis» macht es erklärlich, wenn einzelne Redner ihre Diösse durch' iefe 
Janhagel mundende Inveetiven gegen ganze Classen der bürgerliche^ Gesellschaft 
zu decken sieh bemüssiget fanden.« 

Nach Giskra sprachen Ober die vorliegende Frage in der Sitzjinjg des 
Abg eordnetenhauses vom 28, Mai der römisch-katholische Pfarrer Ruczt| 
non der; polnischen Fraktion and nach diesem Prof. Herbst, von Prag. Sie be¬ 
merkten (nach dem »Vaterland« Nr. 25.) also: • t 

Ruczka: Die Tendenz des Ausscbossantrags zielt dahin, die ^elbstst&n- 
ttgkeit der Kirche zu vernichten, der Kirche ihr Eigenthum wieder zu nehmen, 
Der Antrag ist kein finanzieller Gegenstand, sondern mit Gewalt bereingezoge^, 
um diesen ganz heillosen Kampf anzofangen. Darum habe ich mich auch ah die¬ 
ser Debatte betheiiigt. Redner fuhrt nnn aus, warum die Beziehungen zwisfcti#» 
dem Staat und der katholischen Kirche nur durch Uebereinkunft mit d&a Papste 
geregelt werden können. In Oesterreich habe das Josephmische System “ die ka- 
Hiolisehe Kirche zur Staatskireke gemacht und man wisse recht wobi| was das 
in Tyrol, Ungarn und Belgien für Folgen gehabt. Schon Kaiser Franz 1. habe An 
einer Ordnung dieser Zustände gearbeitet, dem Kaiser Franz Joseph, sei, sie gelun¬ 
gen. Die Zeitströmung bähe das Concordat herbeigeführt. Die Zeit verlängere- 
wlssensflreiheit, Aufhören der Staatakirchen, Autonomie der Kirchen., In. richtiger 
Würdigung des Strebens nach Autonomie habe der Kaiser mit der Autonomie der 
Kirchen begonnen, wie Kaiser Joseph in seinen eeniralistischen Bestrebungen zu¬ 
erst der Kirche die Autonomie genommen, um sie dann auch den-Ländern und 
Völkern zu nehmen. ' ■ 

Der Redner geht nun auf eine gründliche Erörterung der RechthesrthaWi 
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r C , onebra*ti ,fl eii( hnd benWÄtl’daiüoöebrdal sei dafeHanse nickt zqr 
Cebehtriipimg vorgeiegtWofden, es sei nicht gefragt worden; ob ’«s dasselbe als 
f^eHtsvMjindlich anerkenne, sei also auch gar nicht conipotent zu dieser Verband» 
IuVi$. 'tteflCaSeF selbst habe'in'der FebHiarverfassiing diesen Gegenstand ;des 
Coöipetenz des Reiehsrathes entrückt, damit keino Leidenschaften geweckt >wetr 
feh, Redner rrruneft barati, dass atlsere Völkerkatholisch 'mtd dorch das Coa* 
coraat’ befriedigt sind. Daist katholische 'VöHt in GaRzieti und> in dem' biedenn Tyyoi 
wäide durefi eine Aenderung des Cöfttordats auf das Tieftte verletzt, <■ Redner 
scbliesst 1 Wt 1 ttnerif HtnwefS auf ’das uiigiückliehe StktcküftlPolens, welches ans 
roliö^eb’ t^rren Aber dasselbe’ herelngebroehen sei. Br : wünscht Qest eireich 
iticüt? ^«seV und darum wunschf trr, d*£s der Friede zwischen Statt und Kirche 
in^EitttracWerhalten blblbe.' ‘ : • '' 

t Herbst: DerMdierifötftf gfchört’Weder dem Sttfete; noch' der Kirche« 
irncä dem Lande, sondern er gehört sehfent ügentbfimdr. > Ser Herr Berichten* 
statter bät seiner Zeit gesagt, die Kirthe sei bei ‘Bestimmung' des Kirchenguts : nicht 
pedantisch zu Werke gegangen , bei der Bildung des Studienfonds ist aber der 
sftak'ap’ch btcht pedantisch zu Werke gegangen; 'Derbelbe enthäll viele Bestand- 
tbeiie, SU^ weiebe' der Staat keinen Anspruch hart. So besitzt die karoliniscte 
ÜFniversitöt Wag zwei IandiäOicheGüter, Weiche thatt&Htbch, freitteh erat seit -den 
letzten Decentifefi’ gerade so behandelt : Werde«, wie der Studlentond. Wollte naa 
pun sagen, diese Güter seien Eigentbum des Staats, so würde'die UnfversiUU ihres 
Mpjüj&rigen Besitzes entsetzt werden. Nach meiner tlebmeugung besteht der 
ÄrL 3). darum nicht iu Hecht, weil der Studienfond aus Bestandteilen hesteht, 
welche röcht’ ( deöf Staate getiöretr'nnd daher Über nichts 'verfügen kann« «w 

S lip njeiit. gebürt,' ‘Her Art. 311 beruht auf einer unHrUtigeh Voraussetzung, ln* 
eni er sa^t, die Bestatidthefle Üfes Studienfonds seien kraft ihres: Ursprungs &• 
genthum der' Kirche. ' bas Vermögen der Universität Prag sei nitht Eigentbum 
^er Kirche, zwei Häuser, welche sie besitzt, seien von den beiden weltlieben .Fa* 
etjdtäien. mit ihrem Gelde gekauft worden, bie’Universliftt Frag sei nicht vom 
Papste, npcil von einem Bischöfe, sondern'vdh Kaiser Karl' IV. als eine Staatae 
anstatt gestiftet worden. Man hätte 1 sich sdüdn' darauf beschränken^ < zu- Sage«« 
spJunge nicht nachgewiesen ist , dissalleBeStandtheile des Stndiettfonds Staate* 
ejgenihum sind, bestehe der Art. 31. nicht zU Recht. *' :'• 

Gegen diese Behauptungen des 1)r. Herbst ÄhtK sieh eta Artikeljn 
jfa, ’1^4. des »Öesterr. Volksfreundd,’* Reicher natb f etfter Bemerkung dar 

S ^oipc^m von einem Fachgelehrten bekannten NatWMls herfüürt. -Es heisst da 
iejpm ^jlikel: 1 " - 

>)Vlr wollen mit Dr. Herbst nicht rechten Uber eittfge htetöriscbe Schnitzer« 
die sich am Prager Professor freilich etwas komisch ausnehmet*, darüber werden 
vermuthlich die böhmischen Historiker in die Lehre Pehmen 1 ); was wir ins 

—— j ■ ' ' i i ' i . i i .i. ■ '*'»■' . * < . .. 

1) Die Griindungageschicbte där Pragdr UhlYersitftt wette *. ÄJ nioht» von eitö? 
tfaiversitkt, die nur aus den zwei weltlidheu Facaitäten bestanden hatte, .und zu 
denen'erst' 274 Jahre später durch die Vereinigung mit der Jeewten-Uniyeprität dij 
theologische und philosophische Facultät hinzugekommen wäre« Ein Blick in P*- 
laxky*s Gesohiehte Von Böhmen hätte den Herrn Dr. Herbet belehrt, dass Karl lv. 
töne Universität sogleich nach dem Muster der Pariser Universität in vier Facultaten 
und vier Nationen theilte; Anno 1348 Karolus Imp. fundavit in Pragä Studium Übi- 
f^ iff jure canoniqo, medicina et artibus. Chronic. Universit. Prag 1 ! 

ItB. in der Wiener k. k. Hofbibliothek, von Palacky citirt II: % p.AOO. Towtik's Ge- 
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dem Abgeordnetenhause den Glauben beizubringen, die Prager Universität sei krall 
ihres Ursprunges eine weltliche Anstalt, eine Stagtsanstalt, und daher ihre 
Güter so wenig Eigenthum der Kirche, als «Kaiser Karl IV. ein Papst oder ein 
Bischof war. 

Was sagt*aber Dr. Herbst, wenn eben diese seine Ansicht auf einer ganz 
falschen Voraussetzung, auf einer ^tatsächlichen unwahren Annahme beruhte? 
und die Prager Universität, trotzdem, dass Kaiser Karl IV. weder Papst noeh Bi¬ 
schof war, dennoch ; keine weltliche, sondern kraft ihres Ursprunges eine 
kirchliche Anwalt war? Zuvörderst wird,uns Dr. Herbst zugeben müssen, dass 
seine Behauptung, die Prager Universität sei eine weltliche Anstalt, weil ihr 
Gründer Kaiser Karl weder Papst noch Bischof war, eine Absurdität' enthielt. 
Hätte dieser Satz Geltung, so gebe es in Deutschland, und. überhaupt in der Chri¬ 
stenheit, wenig oder gar kein Kircbengut; denn weder die Karolinger, noch die 
Ottonea, noch, ihre Nachfolger waren Päpste oder Bischöfe, und die zahlreichen 
von ihnen gegründeten Bisthümer und Abteien wären nur weltliche Anstalten ge¬ 
wesen ; und umgekehrt, wenn ein Bischof sich bewogen fände, ein Erziehungs- 
Institut für Offizierstöchter zu gründen, so müsste diese Stiftung, weil sie vop 
einem Bischöfe ausging, eine kirchliche Anstalt, ihr Vermögen Kirchengut, und 
die Offizierstöchter vermuthlicb Nonnen sein. Zu solchen Absurditäten würden wir 
durch Dr. Herbst’s Grundsatz hingedrängt. Nicht der Geber, sondern die Wid¬ 
mung bestimmt den Charakter einer Stiftung. Nun behaupten wir zweitens, die 
Prager Universität war vermöge ihrer Stiftung ein geistliches Institut. Will Dr. 
Herbst dies leugnen, und bei sejner Behauptung verharren, so möge er die Fragen be- 
. antworten, wie es kam, dass Kaiser Karl, wenn er eine weltliche, eine S t a a t s a n- 
stalt gründete, dazu der päpstlichen Bewilligung bedurfte? Warum ersieh 
an den päpstlichen Stuhl am die Erlaubnis s and am die Fa cul täten zur Gründung 
{seiner hohen Schule wendete? und warum der Papst Clemens VI. ihm dieselben am 
26. Jänner 1347 ertbeiite? Das ist eben der Grundirrthum des Hm. Dr. Herbst, dass 
er die Prager Universität in ihrer Genesis als eine weltliche, als eine Staatsgewalt 
ansieht; darum war es ihm auch nicht möglich, den Sinn der Concordatsworte: 
»kraft ihres Ursprungs« aufzufassen. Hätte der gelehrte Professor sich in der 
Geschichte der Universitäten des Mittelalters etwas mehr amgesehen, er würde 
schon aus Savigny’s Geschichte des römischen Rechts im Mittelalter die Ueberzeu- 
gung gewonnen haben, dass sie ihrem ( ganzen Begriffe und Wesen 
nach als kirchliche Institute betrachtet wurden, eine Anschauung, die 
freilich seit den Tagen der Reformation nicht mehr massgebend blieb. Die Stif- 
tungsurkunden der Prager- sowie der Wiener-Universität hätten ihm überdies die 
reichlichsten Belege dafür liefern können 1 ) und die Organisirungs-Statuten dieser 


schichte der Prager Universität hätte ihn sogar über die Organisation dieser vier Fa- 
enitäten von 1348—1364 ausführlich belehren können: — Man muss in der That 
staunen, mit welcher Zuversioht Manche es wagen, als Historiker vor den Reichsrath 
hinsutreten! . 

1) Da wir im Augenblicke nur die Stiftungs-Urkunde der Wiener Universität 
sur Hand haben, citiren wir eine der betreffenden Stellen aus dieser. Sie lautet: ^ Weil 
der allmächtige Gott uns mit ; fürstlicher Würde geziert, und unserer fürstlichen Herr¬ 
schaft eine Menge seines Volkes .mit nioht unbedeutenden Ländern an vertraut hat, 
so sind wir verpflichtet, ans Dankbarkeit gegen Gott und zum Schutze des uns an¬ 
vertrauten Volkes, solche Stiftungen zu machen, durch welche [die Gnade unseres 
Archiv Ihr llrchenrtcht, VIII. 18 
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Universitäten würdet! dasselbe betätigt haben. 1 tVir erwÄhnenbeispielshalber fclmÄ 
einzigen l^instandte': WäHita müsste wohl etwa der Rector sowohl dipr Prager- als 
det Wiener-UriiversitSt ein - Utiverhbitatheter sein? Wahrscheifilich desswegbn, 
weil'es za (feii Statuiert der wfeli lieben Anstalten, der Staatsanstalten gehört^ 
den Cölibat vorzuscb reiben? Das Mittelaller fand in diesem kirchlichenCharakter 
der'Universitäten 1 nichts Anstössigbs, weder eine Schmach, noch'eine Beeinträch¬ 
tigung der Staatsgewalt oder des corporaliven Lebens. Erst unsere Zeit tvill eS 
den Universitäts-Gründern zum Vorwurfe machen, dass sie beim Papste die Er- 
iaubniss naehsuchten, und ihren Gründungen einen kirchlichen Charakter gabeif. 
Aber schön Palacky weist diesen Vorwurf mit der betreffenden Bemerkung zu* 
rück: »dass die Verleihung gelehrter 'Grade (des Doctorates u. dgl.) nach den An- 
sichten* des Mittelalters eiti Attribut der geistlichen, nicht der weltli¬ 
chen'Gewalt war, und dass Kaiser KaH nur unter der Garantie, dass die* J vöh 
der Prager Universität zu ertheilenden gelehrten Würden in der ganzen Christen¬ 
heit Anerkennung und Giltigkeit finden werden, sowohl Professoren als Studenten 
nach Prag berufen könnte.« ' 

Wenn nuri abef die Universitäten des Mittelalters, und um speziell von deh 
j)nserigen zu Sprechen, die Universitäten'von Prag und Wien kraft ihres Ursprun¬ 
ges als kirchliche Institute betrachtet, und desSwegen bei den Landtagen Sitz 
und, Stimme auf der geistlichen Bank erlangten; und wenn*sie, Wie wir dies 
von der Wiener Universität beweisen können, noch am 30. Mai 1832 in einer a. 
b. Entscbiiessung als geistliche Corporationen anerkannt and bezeichnet wur¬ 
den: beruht dann die Behauptung des Dr. Herbst nicht anf einer ganz falschen 
Voraussetzung, auf einer ^tatsächlichen unwahren Annahme? und waren die Ver¬ 
fasser des Concordates nicht in ihrem vollen Rechte, wenn sie die Universltäts- 
gftter als Theile des Sfudienfonds »kraft ihres Ursprunges« für Eigenthum der 
Kirche erklärten? ' 1 '* 

Was einen anderen Punkt der Behauptungen des Dr. Herbst anbelangt, 
nämlich, dass einige Güter der Prager Universität nicht im Entferntesten Elgöri- 
thum der Kirche sein können, weil sie von den zwei weltlichen Facültäten, dferr 
juridischen und der medicinischeh, mit ihrem Gelde erkauft wurden, so klingt 
er fast lächerlich. Wir möchten wissen, ob dieses Geld aus den Privatsäckeln der 
weltlichen Professoren zusammengeschossen und in überströmendem Gemeingeiste 
als Opfergäbe 1 atif den Prager Universitäts-Altar hinterlegt wurde , oder ob es ein 
'Erwefb de'rbeidep Facültäten von Urtiversitäiswegen war? Im letztem, und sicher 

'H'i r-'-: • ; • . . , f 
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.^höpfers gepriesen, sein,christlicher Glaube in der Welt verbreitet, gerechtes Gericht 
geübt, menschliche Vernunft und Bescheidenheit in Aufnahme gebracht, das Öemeih- 
wesen befördert, und durch das Licht göttlicher Weisheit unter dem Einflüsse dös 
heiligen Geistes aller Leute Herzen in solcher Weise erleuchtet und befruchtet werden, 
dass jeglicher weise Mensch vernünftiger, und ein unweiser durch die göttliche Lehre 
zu/ riöhtöü Erkenntriiss gebracht und erzogen werde. Darubt haben wir mit Efiaub- 
‘hlss 'ünd Zustimmung (de gratia, öoncessioüe et indtilto) des Heiligsten Vaters in 
Christo des Papstes Urban V. in unserer Stadt Wien eine Universität (Studium'gene¬ 
rale)’gestiftet, st/ dasfe daselbst geleSöh, gelehrt und gelernt werden, die göttliche Wis- 
' öerisfehaft, die man Theologie netint, die Philosophie (artes et scientiae naturales, mo¬ 
rales et liberales), das canonische und bürgerliche Recht* die Medicin und andere er¬ 
laubte 1 Künfste und Wissenschaften. — Ob Dr. Herbst wohL geneigt ist, diese Stelle 
der Wiener Universität-Stiftungsurkunde für das Programm Gründung ein dr w e M- 
lichen Anstalt söuhalten? ^ 
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im wahren Felle , verwundern wir, uns, wie .flem Reehtsgelebrten bei ^ne| Re* 
hanptupg die einfachsten Bechtssätze nicht in Erinnerung kamen. Un? natipän 
die Sätze mit allem Nachdrucke eingeprägt: pars sequitur totum; undfesfructi- 
ftcat domino suo. Ist die Prager Universität in ihrer Totalität eine geistliche An¬ 
stalt, wie kann ein Tbeil, oder wie können zwei peile dieses Organismus sich 
vom Charakter des Ganzen aussehüessep?, und wie kann das Vermögen vjrn zwei 
Faeultäten ein privates und ein weltliches sein, wenn das Ganze ein kirchliches 
Eigenthum ist? , ’ !* 'j 

. .Nach diesem Sachverhalte fällt, also die.ganze Unterlage weg, auf Welelier 
Dr. Herbst seine Beweisführung auf baute« und mit der Unterläge nothwendig auch 
seine Behauptung.« Soweit der sOesterr-Volkffreunjl.« 

In der Sitzung des Abgeordnetenhauses vojn 30. Hai wurde die 
Debatte über den Art. 31. des Concordatps fortgesetzt. Es worden vöb frh. von 
Tinti und von Prof. Herbst Anträge eingebracht. Erstem wollte, 4er'Studien¬ 
fond solle .nicht in das Eigenthum der Kirche übergehen werden, als bis die 
Bechlsiitei aller Bestandteile desselben naebgewiesen sejen; Herbst .verian^e: ^ 
»Das b. Haus wolle beseblie&en, in E^wjtyh^ng, dass das in den Stadjen- 
foads befindliche Vermögen im allgemeinen,^ Eigembum der Kirche nicht anzu- 
oeben ist, wird die k. k. Regierung, ersucht, die nötbigen. Einleitungen zq treffen, 
damit die Eigentumsverhältnisse bezüglich dieses, Vermögens unter Aufrechter- 
baltung aller darauf zustehenden Rechte« insbesondere jener von. prporajtjonfp, 
Stiftungen u. s. w., im verfasaungsmassigen Wege festgestellt werden.«, ( 
Herbst’s Antrag, so wie er ihn nun formulitte,«..isl^wie das »Vater,* 
land« Nr. 126. bemerkte, im Wesentlichen derselbe, wie er ihn schoa in der 
Sitzung vom 28. Mai angekündigt hatte, nur dass er ihm durch die »Erwägung«« 
dass das im Studienfbnd befindliche Vermögen im Allgemeinen als- Eigenthum dgr 
Kirche nicht anzusehen ist, einen Tropfen Gift beimischte. Diese Erwägung,er¬ 
hält ausserdem einen Verstoss gegen die Logik« denn sie steht in direetem .Wider¬ 
sprach mit dem Anträge selbst. Nach diesem sollen nöntüch die« Eigenthttmsveg- 
hältnisse des Stadienfonds erst untersacht und gesetzlich ' festgestellt werden, Die 
Erwägung aber anticipirt bereits das Ergebnis dieser nach dem Anträge erst 
vorzonebmenden Untersuchung und erklärt, das 'im Studienfond, befindliche Vermögen 
sei im Allgemeinen nicht als Eigenthum der Kirche anzuseben. 

' Zuerst trat nun Graf Beleredi aus Schlesien auf und entschied durch 
die scharfen juristischen Waffen, mit weichem er die Gegner des Concordstea aa- 
griff die Niederlage des Aasschussantrages. Er sagte: ,, ... , 

1 »Es ist in diesem h. Hause wiederholt die Ansicht ausgesprocben woiftieo, 
'das Concördat lasse sich durch einen einfaeheu Act der Gesetzgebung ; beseitigen, 
Was ja jeder Rechtsverständige zngestehen müsse. Ich hätte gegen diese Angjcfet 
' gewichtige Bedenken, ich hätte aber nicht erwartet, dass selbst dieser Standpunkt 
weif überholt werden würde; denn nun bedarf es nicht einmal aller dieser Föffm* 
lichkeiten, sondern man erklärt einfach ein Gesetz vorläufig in einer Bestimmung 
als bieht rechtsverbindlich und.damit sollen ; alle Schwierigkeiten beseitigt seif, 
leb frage, ist die am 18. August mit dem päpstlichen Stuhle geschlossene Ver¬ 
einbarung ein Gesetz oder nicht? Das kaiserliche Patent; vom ,5. November lft$5 
gibt hierauf die bündigste bejahende Antwort, indem es allen Bestimmungen füg* 
ser Vereinbarung ausdrücklich Gesetzeskraft verleibt. Wenn man nun nicht jeder 
Rechtsordnung 1 und damit dem- Wesen des Staats* feindlich entgegentreten witi, 
so muss man, insolange ein Gesetz in Kraft besteht, die durch dasselbe verbftrg* 

18 * 
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aCbl'eU und eine Aender-dnfc ist niir durch ein neues Gesetz zutissif, 
welches unter Erfniidng aller ’zn seiner Rechtsgiltigkeit erforderliche* Bedingun¬ 
gen erlassen wird, lind ich stehe'keinen Augenblick an; trotz der Gegeneinwen¬ 
dungen, die erhoben wurden nnd die alle darauf hinaustauflen, der weltichen Gewalt 


und dein willkürlichen Belieben derselben einen unbegrenzten Spielraum einzuräumen, 
meine Ueberzeügung dahin änszusprechen, dass die erwähnte Vereinbarong, mag 
ihi&n sie nun einen Staatsvertrag nennen Oder nicht, jedenfalls ein rechtsgiltlg 


abgeschlossene and daher bindender Vertrag ist, und wenn man nicht die Grund¬ 
sätze^ auf denen alles Verlagsrecht beruht , verleugnen Will, so künn man in 
einem einSehigeh Wfflenskcte nicht die töistfhg der VerbindHÖM&it suchen. Rage- 
jnuss ich^miclTäber erifschMdn ‘verwähreft, : däsis nihn aus Anlass einer Fl- 
nanzvorjage dtircli eine'gleicbsiftti' im Voiheigehen hingewoffene Erklärung einem 
aufrecht bestetierid'etf Gesefz& die RechtsverbihMchkeit abspricht, ihm den Lebens¬ 
nerv entzieht, so dass es'eiwa iidch als hohle Form, als Schattenbild fortbestehen 
mag.* (Abg.'Ruczk'a:' Brävöf Sehr gut!) Dadurch wird ein Vorgang inaugUrlrt, 
der’nur dahin führen kfinti, dti'Autorität jedes Gesetzes und damit die Rechts¬ 
sicherheit zu geffchrdeti. ich muss' übrigens auf einen auffallenden Umstand auf- 
inerksam machen, nämlich*, dass' derselbe Ausschuss beim Religionsfonde, obwohl 
dieser ^anz denselben Ursprung hat wie'die StudienfOUde, in Seinem Bericht eine 
^ariz 'aYidCre Ansicht aussprach Und ausdrücklich bemerkte, dass es nicht angehe, 
'•uS'ÄhiW'd^r^Bbdjgdtsvmtfii^lhii^eh über die Natur dieser Fonde eine Entsehel- 
dung zu Alleü. ich frage nun|‘ weiches sind die Gründe, mit denen der Aussebuss 
'Antrag zd stützen vermeint? • -• 

i-ib ui gs ; stad dies zwei Allerhöchste EotcebHessungien vom Jahre .1774 und 178t, 
Velehe jedoch in-ihrer Zusammenstellung gerade das Gegentheil. von dem bewei¬ 
sen,‘was der Ausschuss beWäsen wollte. In der Allerhöchsten Entsehliessung vom 
JUBre ; 1774 wird Auf die‘Bestimmungen» besonderes Gewicht gelegt,, dass das 
'Vermögen der aufgehobenen Gesellschaft Jesu als zu den Händen des Aerars 
■RehngefWlen zu betrachten sei. Dadurch wurde auch auf die. weitere Bestimmung 
"bezüglich 1 der VertheHung dieser Güter nach, den einzelnen Ländern das richtige 
‘Lieht geworfen. : Das zweite istdie Allerhöchste. Entsehliessung vom Jahre 1781, 
Worlü es heisst: »dass nicht-geduldet werden könne, dass die Einkünfte des Siu- 
dienfonds nicht in den allgemeinen Staatseinkünften gänzlich, aufgehen., und dass 
4lie : ‘Verwendung des Einkommens dieser Fonde allein für die einzelnen Provinzen 
zulässig ‘wäre.« * Abgesehen davon-, dass ja der Ausdruck »Aerar« nicht in dem 
gegenwärtig geltenden Sinne eines österreichischen Reichs- und Staatsgesetzes, ge¬ 
nommen“ werden kann, Indem ja damals-die staatsrechtlichen Verhältnisse anderer 
•fWtur waren, so würde ich wobt-nicht-begreifen, wie-man wenige Jahre nach 
'Hem 1 -ErHtessen der -Allerhöchsten fintschliessnng vom Jahre 1774: sich hätte be- 
"sttmint finden können, anzuordnen , dass das Einkommen der Fonde gleich jedem 
'Staatseinkommen zu behandeln sei, wenn diese Anordnung hereits in der Afler- 
ftödüstea BntechUessung von 1774 gelegen wäre, .Ebensowenig würde ich begrei¬ 
fen, wie-die Bestimmung -hätte «rfolgön können, dass die Vertbeilung der.,Fonde 
'Wf die- einzelnen Länder nicht -massgebend sein könne, wenn die gleiche.Res^m* 
'mtang, wie der Ausschuss meint, bereits- in der. Allerhöchsten Entsehliessung vom 
'3dhre 1-774 enthalten wäre. Der Ausschuss sagt«, die Bestimmung vom Jahre 1781 
'ttt’hlelH-zur Ausführung-gelangt, Ja wogutwärm die Ausführung nöthig gewesen, 
•hrÄnidie aasgeführte Allerhöchste,Entuchliessang-;vom Jahre J774 denselben Sinn 
Und dieselbe 'Absicht > gehabt,bitte; -i • 4 »>» \ .< • .in.. - .* 
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Redner erwähnt nun das papstliehe Aufhebun£sdeeret vom.Jahre 1773, 
ein Hofdecret vom,4ahfe. 1782 und kommt zu, dem Satze, dass es nichit rich^ 
sei, wie der Ausschuss meint, dass diese Fonds nur äusserljcty vom Staatseinkom** 
mep verschieden sind; sie, sind es ihrer inneren Natur nat^h. . ,Art. 31. 4e« Con- 
cordats, fahrt Redner fort,, welcher von allen Rednern nqd Antragstellern nicht 
ganz richtig aufgefasst wurde, besagt meines. Erachtens nichts weiter, ala j^ 
dasjenige, was seinem, Ursprünge nach kirchliches Gut ist, aucfi jetzt al$, solches 
behandelt werden, müsse,, daher nur jm Namen der Kirche vprwaltet, f^cjjj^cpt 
Willen der t Stifter verwendet werden polL . ^j - „ 

Das ist ein Grundsatz, der nicht,allein iip Interesse derKirebe,,sondefp 
im Interesse dejr Rechtssicherheit jederzeit «ine krapi^e ^ertretnng erfordert,,,,.,,, 
•>Der Berichterstatter meinte früher- einmal, bemerkt Redner sodann im,%r* 
laufe seiner Ausführungen, es sei überhaupt zweifelhaft , ob die Kirche a)s Ganzes 
Eigenthum haben könne, es sei unter den Canonjsten sebr streitig, wer, der RiRpR- 
thümer eines kirchlichen Vermögen .Mi. oh, die Kirche in abstracto oder in con¬ 
creto oder die mensa episeopalis o^r. Gemeinde. Nachdem dieser Herr Abgeo.rd- 
nete den, im canonischen,Rechte doch sehr scharf gezeichneten Unterschied 
seben peculio« ecciesiae. und, benefleia oder Menaalgut so wenig beachtet, baf, 
nachdem er die politische Gemeind«, an welche er einen fürmUchea Aufruf zur 
Opposition eigehen lassen wollte, mit der sehr, verschiedenen kirchlichen Ge¬ 
meinde verwechselt,,,hat. so muss ich gestehen, dass icj» von seiner Entdeckung 
nicht allzuviel erwarte. Zunächst aber, möchte ich doch .. erinnern, dass, das 
Schwert, welches der Herr Abgeordnete so scharf gegen die Kirche gezückt hatj, 
zweischneidig ist. ich brauche nicht erst, zwischen dem Staate in abstracto und 
concreto zu,unterscheiden um zu .der. vielleicht noch,näher liegenden Entdeckung 
zu gelangen, dass in dem weltlichen; Vermögen auch noch vjel geistliches und 
kirchliches , stecke, und dass die Kirche eine nach dem Grundsätze der Gerechtig¬ 
keit vorgepommene Gegeurechnung kaum zu scheuen, hätte. Dass einzelne Cppp- 
nisten sich über die kirchliche Eigenthumsfrage streiten,.das ist noch lange.kein 
Beweis, dass es im Kirchenrecht wirklich an klaren Bestimmungen fehle. Der 
Herr Abgeordnete hätte im Kirchenreht; dje klare Bestimmung finden können,phpna 
-pertinent ad ecclesiam ejusque lpca.« , « 

Die Kirche in abstracto ist ja Bichls anderes als der allgemeine Bqgfjfl’, 
der Begriff der Kirche überhaupt, und Niemand wird. Leugnen, dass dieser Begfif 
Kein Eigenthum hat; aber die katholische Kirche ist etwas sebr concretes,.■*— 
Schliesslich erinnere ich noch daran, dass, bevor die Vereinbarung mit dem päpst¬ 
lichen Stahl geschlossen- wurde,, über die, Verhältnisse der katholischen Kirche 
zur Staatsgewalt, die katholische Kirche ausdrücklich und somit gesetzlich;, gjs 
selbstständige Macht anerkannt worden ist. Doch;,, wenn man auch alles dieses 
,in Erwägung zieht, so wird man vielleicht, doch der Einwendung .nicht entgeh«!: 
die Verwandlung des kirchlichen Gutes in weltliches ist dpsshalb berechtigt, weil 
sie schon öfter geschehen ist. Nun, auf, ein solches Argument hätte ich nichts 
anderes zu erwjedem, und zwar sage ich es zur Ehre des menschlichen Rechtq- 
gefühles: Auch die Resthation entzogener Güter ist schon .öfter, ja scheu inwöer 
frohesten Zeit nachweisbar, bereits im Beginne des 4. Jahrhunderts eifplgt. (Bjcpjro 
im Centrum.) ..i , . , , , ..jj 

Der folgende Rpdner war Baron, Ti nti. Sein Antrag beruhte* uih.mif dem 
Vaterland Nr, 12^.^.reden, im Wesentlichen -auf d<;rir eigen. Voraqsfetzung, 
der; Aut. »1. des v Cqncordates, stipulhre die Uebprgabe.des Stud|anfondM» 
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^iWum der Kirche, was bekanntlich nicht der Fäll Ist. Der Fond Wird blos im 
Kattun der Kirche vom Staate, unter der Mitaufticht der Bischöfe, deren Modali¬ 
täten'erst noeh zu vereinbaren sind, verwaltet. 

■' Wehn er sich trotz seiner aufrichtig katholischen Gesinnung als einen Geg¬ 
ner dekÖoneördat& erklärte, so zweifeln wir keineswegs an seiner redlichen /Bebeir- 
zedgung, können jedoch den Hinweis auf seine persönlichen — Verpflichtungen 7 gegen 
detj heiligen Väter durchaus nicht als irgend ein ernsthaftes Argument gegen das 
£oncdr<ftt gelierf lassen. Auch scheint es uns, dass der geChCte Hetr Abgeord¬ 
nete in seiner Kritik des Concordats zu viel hi veita mägistri — Giskrae ge¬ 
schworen und äicl» ziemlieh oberflächlicher'‘Argotnenfe bedient hat. Wenn er es 
beklagte j dass durch das Concordat der niedere Klerus der Willkür des Bischofs 
anheimgegeben sei und ihdnte, der Bisehof sei als Mensch menschlichen Einflüs¬ 
sen zugänglich, so möchten wir ihn fragen, ob denn ein weltlicher Richter mensch¬ 
lichen Einflüssen weniger ausgesetzt ikt als ein Blsehdf. Wehn Frh. von Tinti 
behauptete, dass das Concordat »tbeilweise gegen Prtncipien der staatlichen Gleich¬ 
berechtigung aller Confessionen, gegen die Gewissensfreiheit, gegen die Gleich* 
Stellung aller Bürger vor dem Gesetze spreche, so sind dieses eben Be hauptbnge», 
deren Beweis er völlig schuldig geblieben ist. (Das Gegenthell haben wir übll* 
fcens beWltS eingehend im Archiv VI, 190ff. dargethan.) r ' ‘ 

Ör. Von Müblfeld voh'Wien erklärte es als eine Ironie des Schicksals, 
dass er, als Vater 'deä Beligionsedicts, der als solcher vielfachen Angriffen aus- 
gesetzt sei; heute als Vertheldiger der Kirche gegen den Ausschussantrag auftre* 
ten müsse. Das Religionsedict erkläre die Recbtsunverbindlichkeit des Concordats 
'hdr bezüglich jener Bestimmungen, durch weiche unveräusserliche MajestätsrecMe 
iiÄgegehen wurden, ein solches unveräusserliches Majestätsrecht 1 sei die Ehe^- 
geridhtsbarkeit. [M. s.’ dagegen Arehiv VII., 35 ff.] 

Bie Bestimmungen des Concordats seien aufhebbar und der Charakter 'des 
(Joncordate stehe dem so wenig entgegen,- als etwa die vertragsmäßige 'Erwer¬ 
bung eines TbeilS des Staatsvermögens von Seite eines Untertbanen der Expro¬ 
priation im Wege stehen würde. [Das wäre aber doeh der Absolutismus HrSei- 
lier'böiclisten Spitze.] Artikel 53. des Religionsedicts bestimme, dass ans dein. 
Religions- und Studienfond das Vermögen der Kirche ausgeschieden und der 
■iftetie zurückgestellt werden solle. Artikel XXXI. des Concordats 1 verlange die 
Sehergabe des ReligionsfbhdS in das Eigenthum und die Verwaltung der Kirche 
erst für eine Spätere Zeit, bezüglich des Studienfonds sei aber darin von Omer 
tJObergabe int das Eigenthum und die Verwaltung der Kirche gar keine Rede. 
Dieselbe bleibe dem Staate und ntir die ausschliessliche Verwendung für den 
Katholischen unterricht werde darin gefordert. Redner erklärt sich noch dagegen, 
daß der Ausehnss ton Artikel XXXI. des kaiserlichen Patents vom 5. November 
1853 spreche, während doch dieser Artikel sich hur im Cohcordate und nicht im 
kaiserlichen Patente linde, weiches diesen Vertrag verkündet, und sehliesst mit 
dett Anträge, daä Hkus wolle erklärend es beziehe sieh der in Art. XXXI: des 
Concordats enthaltene Aüssproch über das Eigehthum von dem Religions- übü 
^tudlenfond Uhr auf jene Theile desselben, welche erweislich kirtehliehen^Ur- 
bpriihgs sind. 1 " t. i;.,— 

Herbst spricht für seinen Antrag nnd gegen den Antrag des' AhSchbsses 
auf Cfentrtlisation des Stodienfohds. Dieser Antrag sei Verfrüht. ’ -1 

" Dttf Pastor Schneider will Einiges, was Bischof LitWInowiez über 
dis Protestanten {latent gesagt, berichtigen. Es sei die höfchste Zeit, dass die Pro- 
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jtestanlen ihre Gleichberechtigung erhalten upd zwar durch das in Aussicht ge¬ 
stellte Gesetz über die gemischten Ehen and zwar in kürzester keit, sonst komme 
es hei der Praxis der katholischen Kirche, die Kinder aus gemischten Ehen zu 
sich herüberzqziehen, bald, dahin, dass es in Wien, wo die gemischtenEhen an 
der Tagesordnung, sind, zwar ein Protestantenpatent, aber keine Protestanten 
mehr gobe und da§ werde der Herr Bischof doch auch nicht wollen. (Öditerkeit.) 

D«s yatejrlnnd Nr. .126. bemerkt dagegen: wenn der Glaube der Wiener 
Protestanten so schwach wäre, dass es in der Irland der katholischen Kirche 
lieg?» durch ihre .Praxis in peziebung auf die gemischten fchep [Verfangen 
fes Versprechens, <}ass alle Kinder in der katholischen 'Religion’ erzogen 
Werden, sollen], .die 12,000 Seelen starke Protestantengemeinde Wiens abszambr- 
zeq, datu) sei es such nicht der Mühe werth, ihn zu conserviren. (Man vgl. 
Über die Frage der gemischten Ehen: Archiv Vll, 310, 475 ff.) ' h ' , ’ 

In ^r .Sitzung des Abgeordnetenhauses vom 2."Juni tvüVdbn dlp 
Verhandlungen. Über die Unterrichtsfonds zu Ende geführt. Der Bischof i)r.‘ Do- 
p.rila aus Isiriep ergriff zuerst das Wort. Das Haus begleitete'seftpf Änstöti- 
j^ngen.. dass.,die katholische Jugend auch katholisch erzogen werden ’mOÜste, mit 
Hobngeläcbier, und Giskra schrie dazwischen, pantheistische tim/materialistische 
^Grundsätze, pas sei, allein die Wissenschaft. . ' 1 

, Es folgte darauf eine bemerkenswerthe Rede des Abg, y. Reitel aus 
.Ggliziea (vollständig in den Tyroler Stimmen Beilage Nr. 131.), wefcb«! r wir 
mit Weglassung der Einleitung und des Schlusses miltbeiien: 11 " 

. Der Bericht des Finanzausschusses, welcher schon mit seinefa ersten 
Worten,.seine üble Laune darüber äussert, dass im österreichischeil Bitdget das 
J^fordeyniss der,.meisten und wichtigsten Anstalten, der Schul- und Stüdien- 
aB$tpl(ep, auf gewisse von, dem Vermögen und den Einnahmen des Staates ge- 
treunte Fondy basirt, dieser Bericht kommt im I. Hauptstücke zu folgenden Re- 
SUlfaten; Vpr ungefähr 90 Jahren seien die Güter und Fonde der vprschiedenep, 
jn aliea Ländern der österreichischen, .Monarchie vertheilten klöster, tyorunter 
,Xprzüglich Jesuiteucollegien eonflscirt worden, und nach dem Rechtstitel der Con- 
'P^cation wären sie Staatseigentum geworden. Obgleich aber daraus, wie gesagt 
txirdf dje errichteten Religious- und Studienfonds in den Ländern abgesondert 
.verwaltet und verwendet wurden, so, seien doch überdiess diese Fonde keijnes- 
.lyegs als Vermögen der einzelnen Länder zu betrachten, sondern sie sollen zutp 
.allgemeinen Staatsärar gehören. Die ärarische Natur sei ja eben sehon' 'wmge- 
sfammte« gewesen; und was für Ansprüche auch immer die Länder, was rar 
,Ansprüche auch immer die Kirjche haben könnte, das sei gar nicht zu beachten, 
sQhddfu 03gei, ,an. dem Grunde festzuhalten, dass alle jene Güter und‘ Pondje 
syhon unbedingt zupi Stpalsärar als Eigenthum gehören, und au^ Grund dessep 
will man also,, das hohe Haus solle erklären, dass es die Gründe,‘aus denen das 
kaiserliche Patent vom 5. Novemper 1855 die Güter des Religious- und .Stpdien- 
.f^nd^s.als Eigenthum der Kirche erklärt, nicht billige, und somit au^P 'den : Tn 
„diesen) Artikel des Patentes enthaltenen Ausspruch nicht anerkenne,' und also 
,aucp für. recblsuügjltig erachte. Auf diese Art will man, dass das hohe Haus 
siph, dof .schönste^ und der seltensten Tugend, die bei einem Monarchen. üher- 
,hgupt. .yorkpmniep kann,, der Tugend der Wiedergutmachung eipes Unrechtes, 
welches von früheren Regierungen begangen wurde, widersetze. ikab wUl, dasjs 
,dag l^ifest, dass, dag Diplom, welches die Rechtsansprüche der yersefiiedenen 
Lppdfj^ und fie Gerechtgangf denken fänder^verJMrgt,' dass, W ^«ns: a^ 
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diesen beiden Staatsgrundgesetzen bei dieser Gelegenheit entgegentrete. — Man 
will, dass das Haus auch den $. 20. der Landesordnungen abläugne, welcher den 
landtagen die Sorge für Erhaltung des seiner Widmung nach ein Landeseigen* 
thpm bildenden Landesvermögens überlässt. Was die Vorfahren alter Zeiten zum 
Wohle ihrer Kindeskinder, zur Aufklärung derselben stifteten and unter den 
Schirm der Kirche stellten, damit ihr Wille mehr Sicherheit in der Nachkommen- 
schaft habe; — das, was sie zur Hebung der religiös sittlichen Gesinnung dem 
Nachkommen für den Gottesdienst, für die Kirche und verschiedene Anstalten der 
Seelsorge überhaupt spendeten, das, woran die Pietät der Nachkommen heute 
noch mit der grössten Inbrunst sich anklammert, und womit sie ihre tbeuersteh 
Erinnerungen, sogar Familienerinnerungen verbindet, das Alles will die moderftfe 
politische Alchymie in den kosmopolitischen allgemeinen Tiegel zusammenwerfen 
und daraus einen dünnen Brei machen, zur Verfügung Aller nach dem Rezept 
Derjenigen, die weder von Vorfahren noch von sittlich religiösen Gefühlen Über¬ 
haupt etwas wissen wollen, oder wenn sie es wollen, darüber nur bespöttelnd zu 
sprechen kommen. Man will, dass das Eigenthum der Kirche, welches doch auch 
im Mittelalter während dem Faustrechte vor Uebergriffen, der Gewalt geschützt 
werden konnte, man will, dass das Eigenthum der Kirche heute im neunzehnten 
Jahrhundert neuerdings durch Beschluss einer freien Vertretung der Völker con- 
flscirt werde, und gerade im Augenblicke, wo man sagt, dass die Kirche Ueber- 
griffe mache, dass sie gefährlich sei durch das von ihr ehemals verrichtete Un¬ 
recht, wofür sie nun gebändigt worden sei. 

Endlich will man, dass das hohe Haus dem unantastbaren Rechte der mo¬ 
narchischen Executive, welches hier unstreitig in Frage kommt, dem Rechte, Ver¬ 
träge zu machen und sie erfüllen zu lassen, dass das hohe Haus diesem Rechte 
der Executive, an welchem auch im constitutionellen Regime festgeUalten werden 
muss, sich entgegenstelle. Mag man die Sache mit Worten und juristischen 
Sophismen beschönigen, wie man will, der Kern des Antrages bleibt doch der: 
Man übt dadurch einerseits aus, einen Akt der vergewaltigenden Willkür, getra¬ 
gen von einem scheinbaren Liberalismus, auf der anderen Seite einen Akt des 
Eingriffes in die verfassungsmässigen Rechte der Krone, getragen von dem nur 
idealen centralistiscben Patriotismus. Dies ist der positive Inhalt des Antrages, 
.und da in demselben wirklich von dem Concordate gar nicht ausdrücklich die 
Rede ist, so bin ich ganz der Meinung derjenigen Herren, namentlich aber des 
Herrn Abgeordneten Professor Dr. Herbst, dass diese Frage ganz uneigenttieh 
in die Budgelverhandlung hineingezogen wurde, sie gehört ihrem vollständigen 
Umfange nach vielmehr einem andern Tage an. Das Religionsedict steht uns ja 
bevor, und ich also mich nach dem weisen Spruche richtend: »Sufflcit diei mali- 
tia sua« von der eigentlichen Sache des Concordates, dessen Kritik nicht zu uns 
gehört, mich ganz abwenden, sondern will blos Dasjenige berücksichtigen, was 
aus Anlass des Coneordates gegen die Kirche im Allgemeinen hier leider auf eine 
traurige Weise gesprochen wurde. Nicht zum ersten Male ist es bei dieser De¬ 
batte gewesen, dass die Kirche verdächtigt und sogar verunglimpft wurde. Ich 
will das nicht vielter hervorheben, ich will blos kurz dieselben Verdächtigungen 
zurückweisen, und zwar aus dem Grunde, weil sie streng genommen nur zurück¬ 
gewiesen, nicht aber widerlegt werden können, wenn man auf so verschiedenen 
Standpunkten steht, wie ich und diejenigen, die gegen die Kirche gesprochen 
haben. Und wirklich: Wie ist es möglich, dass ich auf meinem kathoüsehen 
Standpunkte mit den Gegnern mich in einen Wettkampf der Prlncipien einlasse, 
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6hüe gering zti tbeoiogfsfren oder zu katechisir« ? Wenn von der anderen Seite 
ktfrzweg gesagt wurde, dass man sich über alle Rücksichten htnauasetee, and 
»ich gern dem Vorwürfe anssetzen wette, eilt' hartherziger Katholik zn sein, wenn 
gesagt Wurde, dass im Allgemeinen die Stellung der Kirche eine solche sei. Von 
deT dem Staate mehr’tiefahr als Heit '«kommen Könnte; wenn man die Kanxel, 
die Beichte, die Hierarchie, die Zucht der Klöster, undüberbauptalles Da», 
Worauf die Kirche besteht, nur als Mittel, dem Staate zu schaden, betrachtet, wie 
Bit e» dann möglich, dass 1 bei diesen Grundverschiedenheiten der Steilungen;'ha 
denen ieh and z. B. der verehrte Herr Dr. Giskra ans befinden, wir uns bier 
Hi einen ersprlesslichen Wettkampf Ober religiöse Prineipien einlassen könntenY 
Hhs' wahrscheinlich absichtliche Ignoriren; das colossate Ignortren des Wesens 
der'katholischen Kirche und der Religion Oberhaupt hat Sieb in der Redendes 
Abgeordneten Giskra so ausnehmbar gemacht' 'dass, wenn wir auf diesen bei¬ 
den Standpunkten gegen einander kämpfen worden, wir am Ende gegenseifig 
hrtr gegen Windmühlen kämpfen müssten; denn die Terrains, auf' denen wir 
steten, sind von einander so weit entfernt, dass Unsere'Waffen sieh gegenseitig 
ttte’ 'erreichen worden. < ■ • . • 

1 Ich win also lieber atif ein anderes Terrain übergehen, das uns gemein- 
sChaftücher sein könnte, aöf da* Terrain des Staatsrechtes mit Rücksicht auf die 
Stellung der Kirche‘zum Staate. Hierin will ich mich nicht etwa auf meine eige¬ 
nen Theorien beziehen. Diese Theorien sind in unserem Jahrhunderte sogar zu 
Gemeinplätzen geworden, so dass ich mich wirklich wundere, wie man hi diesem 
hohen Hause doch noeh gezwungen werden konnte,'diese geläufigen Principteti 
geltend zu- machen. Ich will dem Hefrn Redner von' der anderen Seite nur das 
in Erinnerung bring«, dass sogar im Frankfurter Parlamente die Prineipien der 
Freiheit der Kirche, die Prineipien der Berechtigung der Kirche, die : Prineipien 
der Selbstständigkeit der Kirche so ausnehmend hervorgehoben wurden, dass man 
Sogar später In ander« parlamentarischen Versammlungen hiebt mehr’viel darü¬ 
ber zu reden brauchte.' Es ist ausgemacht, vorzüglich seit dem Jahre 1848 an»- 
gemacht, dass Derjenige Udr ein falscher Prophet der Freiheit genormt werden 
kamt, der Altes frei haben Will, nur die Kirche nicht! gerade die’Vermittlung 
desjenigen, was atf der Gewissensfreiheit Hegt, gerade die Kirche möchte man 
Zur Magd des Staates machen! 'falsche Freiheitspropheten sind das! 'so wie es 
erklärt würde, und wie sie es gewiss anerkennen werden. Niemand wird es als 
Gewähr der Staatswohlfkhrt betrachten, wenn Wir zur Cäsaropapie wieder zurück- 
komnten. Lassen wir däsaaderen Völkern, lassen wir* dks anderen Zehen; die 
Bändigung der freien Kirche, die Beraubung der Kirche von alten Rechten , die 
Sie traditionell erhalten hat , führt zur Cäsaropapie und es gibt keine schreck¬ 
lichere Tyrannei als diese. Nun, wenn ich diese Ansichten weiter verfolge, so 
beheben Sie zu beobachten, dass diese Wahrheiten nicht etwa blos von den Kir- 
thenvfitem und Ktrehenfreuhden der katholischen Kirche geäussert wurden; es 
sind tüchtige Gewährsmänner auch unter den Protestanten gewesen, die sich frei 
nhd' offen dafür erklärten und es als Grundprindp des Staatsrechtes anerkannt 
'haben, dass ohne Sittlichkeit kein Gedeihen des Staatslebens möglich ist, dass 
'Ahne Religiosität und Glanben kein sittlicher Geist ein Volk beieben kann, und 
dass ohne die Kirche, ohne die eigentliehe sichtbare Vermittlerin der Religiosität 
and des Glaubens auch keine Religion möglich ist. Daraus folgt denn, dass Staat 
und Kirche sich wechselseitig nothwendig bedingen, sieb wechselseitig onter- 
StütkCn'mössei^ Wetl sie Ihrer Natur nach schon verbunden sind, weil eben .du 
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Reehtund derGlaufee in • dem: stM^JiyW^ö^Si^H^WwiWÖÄbft.^e^MtiRpclKsPfISfiRfilpr 
scfeaftUeh wurzeln. Wen» es aber -gewiss,ist <lf 4as&>ohne Staat diejürcbe. n(fht 
bestehen könnte, so i]st anderseits auch gewiss, .dass .die Hauptetützeider Staatfr 
oednung gerade die Kirche ist. Da web ferner Kirche.und Staat so, uphedingt 
gegenseitig schützen ,«nd unterstützen müssen, ,so im. auch' dieses, ansgemacht, 
dass der Satz, der so oft hier gehört wurde, die Kirche-,&ei ein Staat, im Staate, 
in ,dem Sinne eines Haupthindernisses des . politischen Staates,.. das» dtesef . Sat? 
hlos auf.Befangenheit beruht, . Dia-Kirche. to* w^til eimSteat,, .aber, ein geistiger 
Stint-för sich, dem man vielleicht.ungefähr mit.dam geistigen Staate oder .,0er 
geistigem Macht der Wissenschaft in gewisser Hinsicht vergleichen könnte, welche 
denn auch bei ihrem Organismus für einen Staat im Staate,,galten könnte,, wppp 
man'e» bis auf die Spitie .treiben »eilte. Die Peche Weiht, also, «in,.n«t^wm*r 
diges Etetneot des Staates, sowie ate selbst ebne .einen Staat, iniehtbestphen 
WDmte.:: ■ ■ »/ : 'Mi «•. . . *»» ;l. •' 

Diesen sind die aiigememen Prjncipien, tthar^gjahg ieh gewies nicht tftua 
weiter torischreiten würde und die,ich, eher beehren musste, wegen, des j«ftn 
dem Herrn Abgeordneten Giskra hierher gebrachten Plaidoye«.. Abpr. Eine* muss 
ich noch beifügen. lp 4fr ganzen Rede des verehrten Herrn .Abgeordneten stand 
lins ein Bild gegenüber, das Bild nämljeh der Apotheose, des fre^n. and nur,des 
freien Staatsbürgers« Ich meinerseits*! ich vergöttere keiuen Menschen*. 4m, Gegen- 
itheite, warn es einen Stolzen geben, möchte, der sich selbst vergöttern würde, 
,in< meinen Augen würde, er hlps ein tbörichter,, ein „armer, erbarmupgswerthpr 
iMann sem^. iicb betrachte nach der subjecMven Seite bin, als den. CplminatiOBft- 
ponkt der Staatsordnung, nicht blos den-einstig, freie^ ßtaatsbürger, tmfäp 
Denjeuigan, der damit ddchjzjigieirh. «*Wi wahrhafter KtfehephiMf8«S kl- 

Deswegen stehen wir also, mh dem jjAhgeordpelen Giskra., jn ganzeotgegoh* 
,gesetzter Richtung,;, Vpp, diesen mehr theoretischen; prjncipien ßek» icKdjctctHth 
.und'>erlauben Sie, raeipe Herren, dass jeh nur nochdie allgemeine RicUpingdW 
-Riede: des Herrn Abgeordneten Giskra ip’s Auge fasse.« Una-aUgn und-der gan¬ 
zen Welt will man hier: npd schon seit langer Zeit ^(hrofikhilfier *»ßjteiieji r( nmp 
der>Uebermacbt, von der Usurpafjon, von der Tyrannei (dpi Kirche I- Wupdgrp 
musste es mich nur, dass man uns wenigstens put alt dem theaterelischen, Appg- 
.rate von Scheiterhaufen,,GcTäogmsseU'und,.vermauerten Nonnen W 

schönte, ich .frage, aberwas map...denn eigentlich damit bezweckt ,hat hu ,W«P 
-will man depo eigentlich schrecken,, die ,Gläubig«« oder,i die Ungläubigen? ,Die 
Gläubigem die ja jeden Tag, jeden AdgeobhckipRerühjaiPg;mit der Kjrch^iwd 
mit der Geistlichkeit, stehe», .omt welcher; sie in den loniggtea Verhältnissen;lehft>, 
-die kennen dje Kirche sehr wohl, upd wiese« «ehr wpbl,. dass von ihr; jnlchts .au 
, fürchten ist, und glauben, dass im GegentbeiL von ihr nur Heil z« efwarten ist, 
auch hier auf Erden, wenn man unglücklich ist,, und durch, das, Unglück«sQgar 
in den.Fall gerathen kann,; aus einem hartherzigen ein iW«iCbberz}ger : Christ,ap 
werden. Dieses .wissen nun die, Gläubigen, und die -erschrecken gewiss riecht, ( ,ir 
!Will man dann aber die,Ungläubigen,schrecke»? Die brauchen ja ,gar n oicht-,ge¬ 
schreckt zu werden. Digse fürchten ja die Kirche gar pjeht, weil ajo entweder 
zu Uw gar nicht gebönsn a j,pder weil, sie wissen* dasMiP «ich vonjbriu jedem 
Augenblicke ungestört &bspndefn können., Meine Herren! Wemb mm-> also, Nft- 
maaden schrecken will, seist es,ja augenscheinlich, dassdia-JPgrstdlej dar SchJjech- 
Wider, wenn sin sich .gegenseitig apsepen würden,, si«h,,«ww.a die alten,^hgucgp, 
; nur.PeJücbeJ» kifften* npJeip, y6iflrU#l ! dsüeston,/daaa,ian, daa^ 
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atorrntktit gathnicbt gMubetLNun, ick würde aber: selbst «mich 4Kdteriteii macken; 
wenn ich dieses Alles wissest, wissend, dass das nicht ernstliche Befürchtungen 
sind, schon wieder gegen Windmühlen kämpfen- sollte! leb will also zulassen; 
dass-es auch ln -gewissen Sphären wirkliche Befürchtungen sein können;'was 
aber/diese betrifft, so Will ich. hier wieder nür die Meinung eines Protestanten; 
aber eines Gewährsmannes vom Achten liberalen Sinne anführen. ; Benjamin Con* 
stantsagt: »Es verhält Sich mit diesen Befürchtungen gerade so, Wie mit sö 
toanchea andbren; sie kommen uaebXder Gefahr. Alle Haies so: oft : man sich 
erttebt;-uud'sich i zur Wehre setzt gegen eine Klasse, iStdasein Bfcweb, dass^ife 
BASes «gestiftet hat, aber es ist auch ein Beweis< dass' sie noch mehr Böses 
Uran kann —« wenigsten^ in fortdauernder Weise. Der Geist des Jahrhundert* 
ist dieser;«-*’Und Wehn er so die Kraft des Zeitgeistes angibt, so gibt er auch 
Beispiele an/idie Wir Wer sehr gut auch brauchen können; Er.citirt che Kreuz- 
zöge. Setzen wir'' uns tu Gedanken nm viele Jahrhunderte zurück. 1 und setzen 
wir voraus, dass zu den Zeiten der Kreuzzüge die Landesfürsten diesen aufwalr 
lenden Gefühlte der grossen Hehrheit der damaligen bürgerlichte'Gesellschaft 
enttgegengetreten wären. Stellen wir uns vor, dass die Landesfürsten ihre .Reisi¬ 
gen; ihre-Bewaffneten gegen die Volkshaufen geschickt hätten, um sie von. dem 
Züge nach Palästina zurüekzuhalten, was würden denn diese Schaaren, würden 
diese Reisigen damals gethan haben? Sie würden mildem Volkshaufen mit nach 
Palästina gegangen sein. Stelle» wir uns- dagegen heute Vor,: dass die Landetr 
fürfteu heute ebendieselbe Nethwendigkeit der Kreuzzöge ersehen möchten , und 
Ihken Volke befehlen würden, als KreUzfcüglef nach Palästina Zu wandern in der 
Absicht, in weieher früher gewandert wurde, was würde heute-geschehen? ; Die 
Volkshaufen würden nicht fblgen, und wenn die. Fürsten Ihre bewaffneten Behaa¬ 
rte binsebfeken, um die Haufen dazu zu bringen, so würden diese Bewaffneten 
nitdesertiren und sich keinem Kreuzzuge anschliessen.' Wenn dieser Zehgeist 
dem französischen Staatsgelebnen vor etwa fünfzig Jahren so stark erschien, 
warum soll er uns nicht ebenso stark erscheinen jest in der gegenwärtigen Zeit? 
Glauben wir etwa, dass der Zeitgeist-seine Kraft schon verloren hat?- Ja! Wenn 
wir dies glauben; dann ist die' Ursache gewiss keine andere, als. oben die Er¬ 
schlaffung der Gemüther im krassen Materialismus, der die Kirche nur. mitschee- 
leb Äugte anseben, sich aber zu nichts Höherem erheben ikann! Aber ich, muss 
nun fragen, warum schreckt man denn überhaupt, wenn müh-weder an die 
Bohreckhilder glaubt, noch seihst Befürchtungen hat, noch hoffen kann, irgend 
Jemand, zu schrecken, etwa Kinder und unbebilfliche Weiber ausgenommen,. die 
man aber ebenso belügen als schrecken könnte, wten man dieses Mittel nicht 
verschmähte, wie es Auch Hefr Abgeordneter Dr. Gisfcra gewiss verschmäht. - 
Die Frage, warum ihSn eben Schreck und Befürchtungen erregt; die kann 
ich mir leider'nicht anders beantworten-, als»damit; 'dass' man die Kirche nur 
berabwürdigen will, die Kirche, die man hasst;, weil /man sie nicht-, kennt, die 
man hasst, weil sie noch eine uralte Autorität isf* die man hasst; weil ste te 
ihret Organisation mehr das monarchische als .das democratische Princip darsteUt; 
:'*e- die man hasst, weil sie in ihrem inneren Wese» das göttliche humane Prin- 
ctp, das ächt liberale Princip der Freiheit auch mit dem naturgemässen Princip 
-des Gobservatismus verbindet. Darum hasst man! sie, meine Hem»! Man wür¬ 
digt sie aber herab damit, um sie-am Ende, auch so beseitigte zu können; wenn 
-man das in Bezug-auf das. Coneardat beabsichtigt. Nu» bei diesem Beseihgungt- 
cüer t*yte uMai Bher <teeh «w*iertei bed«nkeh, Erstlich, das» noch unter den 
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verschiedenen VöJkemOestörreiehs, ja unter dem Volke de» deutschen Stämme», 
es noch Millionen wirklichen gläubiger’ Katholiken gebe, die man vorder Kirche 
und Religion nicht so leicht beseitigen, wird ;! die im' Gegentheil Denjenigen „ der 
die Kirche wirklich beseitigen, wollte, vorerst beseitigen möchten. Man müsste 
dann also die vielen Millionen mit der Kirche zusammen beseitigen, um das Werk 
leichter zu. vollenden. Zweitens aber sollte dies berücksichtigt werden, dass man 
doch von der Beseitigung wichtigerer Verhältnisse, nicht so gar vornehm reden 
rollte, wenn man vor. nicht , gar . so langer. Zeit (namentlich ich in Kremsier und 
der -verehrte Herr Abgeordnete- Giskra in Frankfurt) das Beispiet erlebte,, dass 
auch andere sehr ehrwürdige Körper, mit einem Handschuhe beseitigt vordem 
Doch ist es mir bereits unmöglichem diesem Sinne die Discussion weiter zu füh¬ 
ren. es ist. mir fast Unmöglich; zu glauben, dass es wirklich Noth thäte, in die¬ 
sem Hause derartige parlamentarische Kümpfe zu bestehen $ ich werde mieh aiso 
lieber wieder mehr zum politischen Standpunkte des Antrages wenden. (Bewegung 
der Ungeduld.) . -.».? 1 tu - 

. .Ich ersuche das hohe Haus nur um ehie momentane Rückerinnerung 
an alles Das, Was hier, bisher-vom Anfänge dieser Session <in allen Gegenständen 
überhaupt verhandelt wurde. Nicht dass ich mir ganze Register der verschiede¬ 
nen Vorkommnisse citiren müsste, — nicht' dass ich : mich in Recriminationen eine 
lassen wollte; das ist. gewiss nicht meine Absicht! Ich will das Alles blos auf 
den heutigen Antrag beziehen und darauf fassen* Aber an Das belieben Sie sich 
ia.; erinnern, wie viele Male man Grund hatte, sieh zu beklagen über eine. 'Ver¬ 
letzung gewisser Privatreebte, z. B. im Lehengesetze, über eine Verrückung; der 
Stellung des Grossgrundbesitzes z. B. bei den Gemeindegesetz Verhandlungen; ■*+■ 
wie viel Mai über die Entfremdung, über die Spoliation der Landtage und dm 
Ihnen, meines Erachteis nach, gebührendem Rechte zu Gunsten des centralen 
Parlaments? Wie viel Mal man hier überhaupt über die ganze Stellung der Krön- 
l&nder, über die thenersten Erinnerungen dm Nationalitäten sogar mit Hohn ge- 
'sprachen hat? Wie viel Mal man endlich, wie dies auch der Herr Abgeordnete 
Litwinowiek hervorgehoben bat, wie viel Mal man schon früher von der 
Kirche in dem Sinne wie in der letzten Woche gesprochen .hat? Belieben-Sie 
nudalle diese einzelnen Momente Zusammenzufassen, am daraus ein eigenes 
Charakteristiken herauszubilden, — dann werden Sie sehen, dass alle diese ein¬ 
zelnen Blitzstrahlen sich im heutigen Anträge, wie in einem Brennglase, reaussu- 
intren Und wenn Sie das tbuh, wenn Sie dieses heutige concrete Beispiel;mit 
den vielen Einzelheiten unserer Verhandlungen vergleichen, so stellt sich hieraus 
eine gewisse Physiogomie des ganzen Reichsrathes heraus, die eben nicht bhu 
den Leuten des Rückschrittes, * sondern auch den Leuten des vernünftigen Fort¬ 
schrittes doch etwas zn gefährlich erscheinen muss! Ich will es hier rnnd heraus 
sagen, man möchte; man könnte wenigstens das. hohe Hans revolutionärer Ten¬ 
denzen ariklägen. Und .wenn wir uns auch Wirklich nicht gegenseitig Vorwürfe 
machen können, da wir uns persönlich -kenhen, so ist es doch zn befürchte», 
dass das Hans, wenn es auf dem rechten Pfade wandelt, auch vander Feme 
aus den Schein sogar eines Unrechten Vorgehens auf sieb lade! - Es soll sein mit 
dem Hanse, wie tes .Cäsar seiner: Gemahlin gegenüber ausgesprochen hat,: nicht 
der Schein eines- Unrechtes soll an uns kleben. <\ Dieses wäre- aber wirklich der 
.fall, wenn dieser Antrag, den ich eben hier als das Breunglas .einer gefährlichen 
Tendenz bezeichnet«, ) angenommen -würde; Denn , die absolute zentralistische 
«•Tendenz,’ die sich- m ihm abspielt ,).ist*es ja ; weichO jede Selbstständigkeit tun- 
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stützt, welche jedeUngleichheit nWeiürt; welche jedes einzelne Interesse commtb- 
cisirt, welche AHes, «ras in 4er Geschichte leuchtet und was den Herzen den 
Nationalitäten traditionell theuer ist, perborrescirt! Es mäste das fible Licht 
kommen, Wehn wir .ans in' diesem Charakter, in dieser Physiognomie weiter dar-, 
stellen sollten; Dieser Gefahr kann das hohe Hans wohl sehr gat entgehen; da- 
für steht mir die Kldgfaeit des Hauses ein! Nichtsdestoweniger mässen wir aber 
die Gefahr gestehen. Und in Oesterreich ist dieselbe viel grosser, wie sonst, dar 
gegenwärtigen Sachlage der Monarchie gemäss. <• 

. Sie ist viel grosser schon anch desswegen, weil das System der Cenürali- 
sätion* fei -welchem gewissenhafte biedere Männer, das müssen auch die Gegner 
eingestebien, das künftigeWohl des Staates zii sehen glauben, dass dieses System 
leicht zum absoluten System der Centraiisation kommen konnte, welches nicht 
weit entfernt ist von der Revolution! Es ist nämlich sehr leicht, von dem abso¬ 
luten Centralisafionseifer iw de» Eifer des Radicalismus Oberzuspringen. Desswe¬ 
gen ist «s, warum ich mir anzudenten erlaubte, dass das hohe Hans meine 
schwache Stimme doch als eine warnende anerkenne. Mögen diese Männer* die 
jetzt die Gewalt in der Hand haben, mögen sie diess. beachten, dass nur das 
strenge Masshalten zwischen den bfeiden in Oesterreich natürlichen Systemen, 
dem mehr eonservattven Systeme der Ländeiattonomie und dem der Centrsli- 
sation es ermögliche, um dem Abgründe: au entghben, der, zu beiden Seiten liegen 
könnte.« • ■ .•*•-. • v i . ;• - . . • 

Der Berichterstatter des Amwchasses, Prof. Brinz hielt hierauf eine von 
seinem Standpunkte aus gelungene, mit vteiem Humor gewürzte Rede, zur Ver- 
thefdigung des Anssebosshntragfe, oder wie die Tyroler Stimmen Nr, 1Ö&.be¬ 
merken* »er kämpfte auf seinem verlorenen Besten mit hölzernen Pfeilen, denen 
er nur hoch Nadelspitzen der Irönie und des 'Witzes vorzustecken wusste,« 

.Staatsminister v. Schmerling Verklärte sieh gegen sämmtliche Anträge. 
‘Cr-habe, sagte er, bereits im Ausschüsse'die Erklärung abgegeben, dass er kein 
dringendes -Moment erblicke, schon jetzt auf die Erwägung des Gegenstandes ein¬ 
zugehen. Die Regierung, welcher anzugebWen er die Ehre- habe* zeige wieder¬ 
holt, dass sie die Antworten nicht scheut, wenn -sie 1 nathwendig sind, und diese 
'Antworten pflegen in Tbaten'und nicht in Worten zu besteben. Gleichwohl müsse 
W bei seiner ursprünglichen Erklärung beharren, dass der Moment jetzt für die 
'Entscheidung noch nicht gekommen sei.' Man sei mitten in der Finanzdebatte und 
es sei unpassend, einen so wichtigen «Gegenstand nebenbei erörtern zu wollen. 
Die Regierung sei im Besitze des Stiidienfonds.* sie werde denselben nicht ohne 
weheres abliefbm," wie er ihr überhaupt-inncht abgefordert worden sek Sie kenne 
ihr« Pflicht und werde den Fonds schon desswegen nicht abiiefern* weil der Staats¬ 
schatz starke Vorschüsse auf denselben geleistet hat und.Gorporationen uad Pri¬ 
vate-Ansprüche auf denselben haben. i! :> ! 

■ Bei 1 der darauf folgenden Abstimmung wurde der aben (S. 271.) angege¬ 
bene Antrig von Prof.- Herbst mit 67gegen 3ü Stimmen angenommen. 

1>H Der $. i. des Ansschussantrages (auf Centralisation dee Sludienfonds eben 
8. 260.)'wurde nach kuizer Debatte vüllig verworfen. ; 

Damit batten die dreitägigen Concordatsdebatten im Hause der Abgeord¬ 
neten ihr Ende. Der Zweit, eine Agitation für eine Revision oder, eigentlich Ab¬ 
schaffung des Concordats in das Publikum uhd die Presse hineinzuschleudern 
wurde übrigens erreicht. Es tauchten nun -bild ta-dieser; :bal«Mn jener Form in 
verschiedenen Zeitungen; namentlich aürh in«der Allg. Ztg.,^em Wiener »Bot- 
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uehVrfterr,«' aDstdeolsehie > P«si« durchaus. uhbegZündetOiAngaben 
über Verhandlungen, s dIe Jn Baireff der Revision des/Coneordates 
mit ddm römischen-Stühle geführt würden aüt^ und .gingen Sogar-Ri 
r sonst hü solchen Fragehzuverlässige Blätter,’ wieB. die Köln: Blätter <vgl. 
Z-. B.Nf. 175. derselben) über. 'Alle jene Nachrichten, die hüüfig mit;lvielen Ehe- 
Zelheitefi In- die Welt gesandt' würden, beruhen adf tehdenziösen Erfindungen, 
denen freilich die Regierungsorgane, wie z. B. die Donauzeitung (vgl. darüber 
Oesterr. Volksfr. Nr. 133., Vaterland Nr. ISS.) aus diplomatischer; Berech¬ 
nung nicht scharf entgegentraten, sondern indirekt eher Nahrung gaben.- Gegen* 
über den Versicherungen der Liberalen, dass. sie. nur das Coneordat und nicht, die 
katholische Kirche angriffen, verdient übrigens die ehrliche Aufrichtigkeit aner¬ 
kannt zur werden, womit Scbuselka’s »Reform« skh über die Concordatsdehattfe 
ausspracb. SebUselka sagte (hach dem Vaterland Nr. 182.) unter Anderem: 
vRas Coneordat hat im* Reichsrath gesiegt ; and das war vom ersten Moment der 
grossen Debatte an vorauszusehen. Das Coneordat ist ’ia riesigem - Verhältnis« 
«richtiger als unser Reidhsratb. Das Coneordat, beruh tauf einer grossen,'kübnen, 
ja sogar poetischen Idee, es ist der Ausdruck eines gewaltigen wehhisUirischen 
Prfnefps, esr hat begeisterte Anhänger, , welche: in strenger Parteldisriplfti mit na* 
bedingtem Geliörsata, mU aufopferuhgsfklnger Hingebung ihrer Sache däenem.Der 
«eichsrath dagegen hat sein» Entstehung and Zusammensetzung nach einen .vor¬ 
wiegend bureaukratischen Charakter, er ist nicht von schwungvollen Ideen 'be¬ 
wegt, er tritt nicht für grosse Priflcipien in die Schranken, er arbeitet blos nach 
Geiegenheiteröckstcbten und ütüititsgrönden, er hat; kein einiges zuversichtliches 
BeWnsfetsein, er ist in Parteien zerklüftet, unter denen' leider eine prindpiell frci- 
sinblge fast gänzlich fehlt. Dies» Reichsrath wird das Coneordat nicht über¬ 
winden. Die' Kirche schlägt ihrO Gegher mit deren eigenen Wafern .Sie sagt: 
»Ihr-Wollt, dass alle Corporationen und Vereine im Staate frei sein, sollen, ja ihr 
•veflängt sogar ausdrücklich als ein'Rechtsaxiom die Freiheit der Kirche, vom 
Staatei Diese Freiheit besteht aber darin, dass jede Kirche sich, nach ihren eigenen 
-Satzungen selbst regieret sich Ihre Würdenträger frei-wühle, ihr Vermögen zeibst- 
stXhdig verwalte o. s.-w. Diese Freiheit mm, Und -nichts mehr als sie, nimmt 
auch die katholische Kirche für sieh m Anspruch. Die Salzungen der katholischen 
Kirche aber sind die canotdschen Gesetze,) die Decretaten, sehliesalicb die Acte 
des flridentlnlschen Concils. Wer ein wahrer Katholik istv muss diesen,Gesellen 
gehorchen, kann and darf sich durch dieselben nicht genirt fühlen. Durch das 
' Coneordat aber ist derKtrehenicbts eihgerlnmt, als was in .eben diesen Gesetzen 
vorgeschrieben Ist, aber bei'weiten! nicht Altes, denn die-Kirche hat.in ihrer 
Nachsicht und Milde um des Friedens willen auf Vieles verzichtet, was nach gött¬ 
lichem Gesetz ihr Recht wäre.««'So spricht die Kirche, and zwar: von ihrem 
Standpunkt aus mit vollem Rechte. Man muss den Gegnern des Coneordat«,Zu¬ 
rufen: Hie rhodas, hie saltalAuf diesem; Gebiete muss gekämpft, werden. Dieser 
unleugbaren Wahrheit gegenüber erseheint es als eine furchtsame Ausflucht, wenn 
die Gegner des Concordats sagen, däös sie eben nur, gegen das Coneordat, durch¬ 
aus aber nicht gegen die katholische Kifebe Auftreten, Das ist falsch.. Man muss 
aufrichtig sein in jedem Kampfe, Wenn man zu einem wirklichen redliehen Sieg 
gelangen will. Man muss wirklich gar manche Satzung, xder katholischen Kirche 
angreifen, wenn das Coneordat beseitigt:werden; «der doch wenigstens bis zar 
' Unschädlichkeit revfdirt werden SolL« : • j. 

'• Im Dsterrehchisehen Herrenhaus« wurde in der Sitzung-vom 
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10. lull 186* «tefrdfe Hrfdfdemissefür das Staattuhaistertam: Abtheflung für 
CWWs nnd Unterricht‘tvkli«ncleki {Vgl. i'Wi euer Ztg. Nr; 159 j) Wirrend das 
Abgeordnetenhaus beschlossen: hatte;-^»ia »Erwägung, dass, der Stadienfonds 
Uls Rigenthttm derKInche-iiteöti abgesehen werden.könne, die Regierung zu er- 
mrti£n,Rinleifungw>'treffen, dass die in Rede oAehenden Vermögens- 
verbfiltnisse im-Verfas^ungsmässigen Wege, festgestellt' werden** 
8h nahm derTteanwuwschuSs. fles-Hferrenhauses (für welchen v. Pi p i t z Bericht 
«fctattete)' i ¥bn‘' jedem Beschlösseunati den? zweiten Theid in seinen Wunsch auf, 
lfcäs aber die damRInlogischem Widerspräche stehende Erwägung, welche be- 
ttCit^ die durch-Art.' 8 ti des Concardatsi behauptete ausschliesslich ifcircbUehe Katar 
dfe Studieötertds läugnfe, .gänzlich fallen. Es'ergrilT nun hierüber Cardinal vo n 
R'huscher das Wbrtf -" «-«i-.’- -» i.j. i.. • . n 

<;h DeFGegenstand^des iitaimta Hanse vorliegenden. Wunsches .hat mit dem 
VbrknscbUg des Jabeesr 16*3' wenig znstbaflfcn. > Ich darf versichern,!, dass, die 
"Verstärkte Fmanscommikstondurchauskemen Drang in sich fühlt, die Grenzen ihrer 
umfassenden Aufgabe zu Qherscbreitnb<<Allein den Vertagen gegenüber glaubt nie, 
ohnezu Missverständnissen AMass im geben y die/Sache nicht gänzlich Übergehen 
fchköhnen.indessen 'ist der Ausdruck ihrer Wünsche. sowie jedes, menschliche 
Whrty »MiSSd entangem ausgesetat, und.kamuuoh in jener Richtung gemissdeiMetwar- 
' 666 * 111 'welcher einer'fataeheu'Auffassung zu begegnen vor altem ich berufen» btt. 
Odfch den Art; 8 t*'der-von» Sr. Majestät mit dem b. Stahle abgeschlossenen Ver¬ 
einbarung wird aberkannt,’itfatt Otter , .abs welchen der.Religionsfond oder Stu* 
dienfond bestehen* EigenUMim .der Ktache seien* Es wird , ferner festgestellt, dass 
die'Regierung diese Güter im Namen der Kirche verwalten und dass dieEinflnssuahme 
*d6r Bisehöfe 'durch ein« Debereinfcuntt .zwischen Sr. Majestät und dem bi Stahle 
Wild'bestimm» werden; Br also die Regierung diese .Verwaltung XortGDhrts, «u ist 
ste näch wie vor im deP'Lage, die Verwendung ihrer Einkünfte so zu'leiten, dass 
'(fe-'vdtf der Nothdendigfeeit/befreitblelbt, für den katholischen Gottesdienst.and 
Unterricht grössere Beitrüge zu- geben/ als dies bisher geschehen ist. Da < die 
Ueberehtfcahft wegen der Einflussnahme der Bischöfe noch gar .nicht geschlossen 
-Ist, kann sie noch 'keine Besorgnisse erregen.. Die .Bestimmung desArt. 81,. über 
’dfe Verwaltung des-Keiigions-. and Studienfondes bat also gar keinen Einfluss,auf 
*d«h Voranschlag für das Jahr 18*2. Die Anerkennung der diesen Fond, bildenden 
'Otter als Bigentbnmi'der Kirche hat für die Behandlung des Voranscbtages deas- 
htlü gar keine Bedeutung. Allein der Grundsatz, durch welchen , diese Anerkep* 
-'tidig Verkündet'wurde, ist Ar feien* der etwas, zu verlieren nat, von hoher; Bp- 
'dhiftUtig. Seitdem''Marquis v. Pombal gegen die .Jesuiten eine Gewaltthatiausflhfe, 
die‘selbst"Vtflthire bis frevelhafte Rechtsverletzung bezeichnet«, ist. es dfea-drad 
•fetisblts des-Weltmeeres dft .vorgekommen, dass man willkürlich.in ; das Kircbpp- 
vermögen Eingriffe (hat, oder es wohl auch als gnte Beute behandelte. Die Kirche 
wich der Gewalt, ohne., das > Rächt, jemals dazui anzueckeanen. Die Einehe hat. 
Wem sie-dagegen* Bär uftmg .Cinlejgle, nur ihres Amtes, gewaltet*-,jaioogar. sich, um 
die bürgerliche Gesellschaft verdient gemacht. Die Staatsgewalt pflichtet,, wenn 
sie-‘Rechte der wilifeOriidteni Vertagung/mit dem Kirchengute sich beilegte, Grund¬ 
sfit Wb bei, 1 deren 'folgerichtige Anwendung jedes Eigenthum in Frage stelle. Rips 
zu verkennen war vor 80 Jahren Wohl weit verzeihlicher als es jetzt sein,würde. 
'Wohl hatte dieselbe. Partei*- die die Eiaziehung des Kfecbenvermögens als ein Werk 
"Biar Veroubft wfid des FortsehrKtes pries , söten. damals, gesagt^ dass die Einfüh* 
Vüfig drt'EigenthuuB «Wgrtaser Missgriff utwerer Vorfahren gewesen sei. . 
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Sie Hat sehen damals behauptet, dassdieWeit keine Rohe haben wird, 
bevor man nicht den letzten König mit den Etageweklen des- letzten Priester» 
erdrosselt habe; allein die feine Pariser Gesellschaft, welche diese Kraftworte mit 
Jobei begrüsste, war so glänzend und üppig als jemals, und man merkte ebenso»- 
wenig Lust nach Abschaffung des Eigenthums, als eine Vorbereitung, den Geist¬ 
lichen den Bauch aufzuschlitzen und die Könige zu erdrosseln,. man tanzte leicht¬ 
sinnig über einen Vulkan. Als aber das Jahr 1788 heraagekommen war «, da 
sprach damals Mirabeau: »ln der bürgerlichen Gesellschaft kann man nur. ate 
Dieb, als Bettler oder als Besoldeter leben« der Eigentümer ist nur der erste 
unter den Besoldeten, der Grundbesitzer ist nnr Verwalter der Gesellschaft.« In 
diesem Sinne wurde gehandelt und Weiter entschieden, als es dem Grafen y. Mi¬ 
rabeau lieb war. Die geistlichen Güter, unter welchen auch die Güter der Wofalr 
thfitigkeitS'Anstalten nicht fehlten,, wurden sämmtiteh eingezogen, aber auch die 
Rechte des Adels vollkommen aufgehoben. Man blieb aber dabei nichtstebeu. 
Es wurden alle Einrichtungen, welche mit der neuen Ordnung der Dinge unver¬ 
träglich erschienen, in Sturmeseile zertrümmert. Es erschien ein Katechismus des 
menschlichen Geschlechtes, in welchem gesagt wurde, dass die Religion, die Ehe 
und 'das Eigenthum Erfindungen, der Priester seien, welche abgeschafft werden 
Müssen, in den Pariser Journalen wurden alle Reichen als verdächtig erklärt und 
dein'Falte anheim gegeben. Das ist der naturgemüsse Gang der Entwickeltem, 
-Wehn man die Begriffe der Pflicht und des Rechtes von der bedien Ueberzeuguog 
losreisst, in welcher oltein sie ihre Kraft und Weihe erhalten» (Bravo rechts.) 
-Ist der Altar nicht mehr heilig, so ist es vergebliche llühe, den Erwerb der. Böf- 
setimänner für heilig zu erklären, tleberall ist’s gefährlich, an die Spitze des öf¬ 
fentlichen Lebens Grundsätze zu stellen, deren folgerichtige Entwicklung die .Ge¬ 
sellschaft der Zerrüttung preisgibt. Es ist eine schlechte Politik mit der zünden¬ 
den Flamme zu spielen. Es ist eine Albernheit, von der Voraussetzung auszu¬ 
gehen, dass in Folge dieser vorgeschrittenen Civiüsation das Feuer die Macht zu 
Brennen verloren hat. Wider diese Grundsätze hat Oesterreich laut und offen 
Einspruch gethan, als bi dem 31. Artikel des Concordates anerkannt, wurde, dass 
die Güter, welche den Religions- und Studienfond bilden, durch ihre Verwendung 
zur Bildung dieser Fonde niebt aufgehört haben geistliche. Güter zu sein. Sollte 
es in Oesterreich wobl Leute geben, welche einen solchen Einspruch nicht dan¬ 
kenswerte und rühmlich finden; übrigens besteht der Studienfond grösstentheils 
uns dem Vermögen der Jesuiten and ans anderen geistlichen Gütern, es.ist mög¬ 
lich, dass auch einige weltliche Stiftungen demselben einverleibt wurden. Wie* 
■ Wobt-also.'eine genauere Erhebung der Bestandtheile des Studienfonda schwerlich 
ein-grosses 1 Ergebniss haben wird, so ist sie doch nicht ohne,Nutzen und ich 
Babe keinen Grund« dem Anträge auf eine, solche. Erhebung entgegenzutreten. 
(Bravo.) ; •«- • *• •• «. - - 

‘ Der obige Wunsch der Commission des >Herrenhauses wurde, nach einer 
denselben empfehlenden kurzen Bemerkung des Grafen.- Auersperg und. des 
"Berichterstatters v. Pi pitz angenommen. . .. ,...: 

Es wird hierauf zum zweiten Wunsche der Commismon übergegapgen: 
- »dass Schulräthe hei den Landessteilen möglichst .mit Referaten 

in Schulsachen betraut werden mftehten.« ■ . ■ 

1 Prof, fliklosich spricht sich .gegen den Wunsch aus; Die Schulsachen 
• Sind zweierlei Art: innere und äussere Schulsachen, innere. Schulsachen sipd 
discipHuare, didaktische Gegenstände, äussere Schulsachen sind jene Mittel, ohne 
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welche die Schale nicht bestehen kann. Was die ersteren betrifft, so ist bekannt, 
dass in Beziehung auf diese der Schulrath der einzige Referent ist; was die Süs¬ 
seren Schalangelegenheiten anbelangt, so sind diese den sog. administrativen Re¬ 
ferenten zugewiesen. Wenn also hier gesagt werden soll, dass den Schulrätben 
die inneren Angelegenheiten zugewiesen werden sollen, so ist etwas gesagt, was 
ohnedies schon besteht, sollen aber die äusseren Schulangelegenheiten darunter 
verstanden sein, so ist etwas ausgesprochen, was nicht ausführbar ist; denn der 
Schalrath ist ein dem Lebrerslande angehöriger Mann, dem die Kenntniss noth- 
wendig fehlen muss, tun sich jener Geschäfte mit Erfolg zu entledigen, welche 
die administrativen Referate erfordern. Er hat ferner nicht Zeit, sich diesen Ge¬ 
schäften zu widmen; auch wird der Schalrath dadurch seiner eigentlichen Be¬ 
stimmung entfremdet. Er spreche also einfach dahin den Wunsch aus, dass das 
hohe Haus diesen Wunsch beseitigen möge. Wenn es erlaubt ist einen Wunsch 
auszusprechen, so geht er dahin, dass die spätere Instruktion, nämlich die vom 
Jahre 1854, der früheren Platz machen möchte, welche den Schulrätben ihr Recht 
ausschliesslicher gewahrt hat. 

Se. Exellenz Staatsminister v. Schmerling: Das Abgeordnetenhaus hat den 
Wunsch ausgesprochen, es solle die Regierung aufgefordert werden, das Referat in 
Schulangelegenheiten den Schulrätben zu übertragen. Diesen Wünschen musste ich 
entgegentreten, weil sie aus den von dem Herrn Vorredner angeführten Gründen un¬ 
statthaft sind. Anderseits habe ich aber zugeben müssen, dass, wenn der Schulrath ein 
Mann ist, der im praktischen Geschäftsleben sich bewegt bat, und daher jene 
Kenntnisse, die gewöhnlich nur auf bureaukratisehem Wege erreicht werden, sich 
angeeignet, es ganz zulässig sei, den Schulrätben auch einen Theil des Referats 
in Administrativ-Angelegenheiten zu übertragen. Ich habe daher gemeint, dass in 
der Formulirung des Wunsches, wie er von Seite der verstärkten Finanzcommis¬ 
sion ausgenommen, ist, durchaus nicht irgend etwas Bedenkliches liege. Der Re¬ 
gierung bleibt, wenn auch dieser Wunsch zum Beschlüsse gelangen sollte, ganz 
freie Wahl, ob sie den einzelnen Schulrätben beschränktere oder ausgedehntere 
Partien des Referats übertragen wolle, und es wird auf der anderen Seite der 
Vortheil erreicht, dass der Zurücksetzung, die viele verdiente Männer darin ge- 
ftmden haben, dass sie doch eigentlich nur als Reisende in Schulangelegenheiten 
behandelt werden, und dass sie in dem Collegium selbst nicht in die Lage kom¬ 
men , ihre Ansichten zur Geltung zu bringen, dass dieser Kränkung begegnet 
werde. Aus diesen Gründen habe ich von Seite der Regierung dem Wunsche, 
Wie er von der verstärkten Finanzrommission formulirt wurde, durchaus nichts 
entgegen zu halten. , 

Nachdem noch Berichterstatter Pipitz den Ausschussantrag vertheidigt, 
wird der zweite Wunsch mit Majorität angenommen. 

Der dritte Wunsch, bezüglich der Religionsanstalten, lautend: 

»Es ist zu wünschen, dass die bei Dalmatien vorkomraende Position für 
einen Feldkaplan, sowie bei Galizien jene für die Besoldung der fünf Strafseel¬ 
sorger im künftigen Staatsvoranschlage bei dem Militärerfordernisse und bezieh¬ 
ungsweise dem Erfordernisse für das Staatsministerium erste Ablheilung eingestellt 
werde.« (Wird ohne Debatte angenommen.) 

Bezüglich der Studienanstalten spricht die Commission folgende Wün¬ 
sche aus: 

1. »Es ist wünschenswerte, dass die Allerhöchste Entscbliessung vom 17. 
April 1856 über die Prüfung der Canditaten des Lehramtes immer vollständiger 
Afthlv Ai ZirchtDiMht. VIII. 19 
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zur Ausführung gebracht werden. 2. Es ist sehr wünschenswerth, dass es dem 
Streben der Staatsregierung bald gelinge, die ökonomische Lage der Lehrer Ober¬ 
haupt zu verbessern und eine Gleichstellung derselben an den Gymnasien, Real¬ 
schulen und technischen Akademien zu bewirken.« 

Cardinal Fürst - Erzbischof v. Rauscher: Ich bekenne mich zu der An¬ 
sicht, dass es Bürgschaften für die Befähigung eines Lehrers gebe, welche grös¬ 
sere Sicherheiten gewähren, als eine Prüfung, dass in Ermanglung solcher Bürg¬ 
schaften eine Prüfung ein sehr zweckmässiges Mittel zur Hebung des Unterrichtes 
sei, und dass das an sich Wünschenswerthe nicht überall in gleicher Weise dureb- 
gefübrt werden könne. Man hatte jedoch bei Anregung dieses Gegenstandes ei¬ 
gentlich nur die mit Geistlichen besetzten Gymnasien im Auge. In dieser Bezieh¬ 
ung muss ich bemerken, dass es sich nicht um die Frage des Rechtes handelt 
Niemand hat der österreichischen Regierung das Recht abgesprochen, die Beding¬ 
ungen festzusetzen, unter welchen eine Lehranstalt staatsgiltige Zeugnisse aus¬ 
stellen dürfe, und so lange diese Bedingungen nicht erfüllt sind, die Schüler, 
wenn sie an Staatslehranstalten übergehen, einer Prüfung zu unterziehen. 

Vielleicht ist dies im siebenzehnten Titel des Concordates ausdrücklich 
anerkannt. Allein unter Umständen müsse Billigkeit und Klugheit verlangen, dass 
das Recht nicht in seinem vollen Umfange geübt .werde. Ich weise auf Oestef- 
reicbisch-Italien hin, wo die meisten bischöflichen Lehranstalten eben bei dem bes¬ 
seren Theile der Bevölkerung grosses Vertrauen geniessen und Se. Majestät auch 
im Jahre 1856 die Wünsche der Bischöfe insoweit erfüllt hat , dass die Zeugnisse 
für Lehranstalten über die Gegenstände des Unter-Gymnasiums als staatsgiltig an¬ 
erkannt wurden. Auf die Gründe dieser Massnahmen haben die Ereignisse der 
folgenden Jahre ein helles Liebt geworfen. Umringt von Schwärmern, Wühlern, 
Verschwörern, bestürmt von Vorwürfen, Bitten und Drohungen, verhöhnt, verfolgt 
und nicht einmal vor den Dolchen und Bomben sicher, stehen die Bischöfe in 
Lombardo-Venetien, so wie fast in ganz Italien dem Drange unerschütterlich ge¬ 
genüber und verwerfen jene Verhöhnung von Recht und Pflicht, auf welche Neu- 
Italien seinen Anspruch gründet. (Bravo! Rufe: Sehr gut!) Sie haben dadurch 
hinlänglich bewiesen, dass sie nicht unberufen seien zum Heile des Staates wie 
der Kirche eine Lehranstalt zu leiten. In gleicher Weise können aber auch bei 
anderen mit Geistlichen besetzten Lehranstalten triftige Gründe zu einer Aus¬ 
nahme vorliegen. Wer das Recht anspreche, dies zu leugnen, der musste sich 
wenigstens darauf berufen können, dass er olle mit Geistlichen besetzten Lehran¬ 
stalten Oesterreichs genau kenne und alle massgebenden Verhältnisse erhoben und 
erwogen habe. Der Reichsrath hat gegenwärtig zu solchen Erhebungen weder 
Zeit noch Veranlassung. Wenn also die Verordnung über die Prüfung der Gym¬ 
nasiallehrer für zweckmässig erkannt und eben desswegen auch die Durchführung 
derselben für wünschenswerth erklärt wird, so ist damit noch keineswegs geleug¬ 
net, dass in gegebenen Fällen eine Ausnahme von der Regel wirklich dem berech¬ 
tigten Bedürfnisse entspreche, und von der Klugheit und Billigkeit geboten sei. 

Conte Fanfogna stellt folgenden Antrag: 

»Das h. Haus wolle beschliessen, es werde der Wunsch ausgesprochen, 
dass, sobald die Jesuiten dem Wunsche des h. Ministeriums entsprechen, wozu 
bereits Verhandlungen mit dem hochwürdigen Jesuitengeneral zu Rom gepflogen 
werden, das Gymnasium den Jesuiten zu verbleiben habe.« 

Zar Begründung seines Antrages hebt er hervor, seit uralten Zeiten hatten 
die Jesuiten kleine Besitzungen von der Republik oder von den Ragusanern er* 
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batten und mit diesen wahrscheinlich die Verpflichtung eingegangen, die Schate 
in Ragasa za erhalten. Es gibt in der ganzen Monarchie kein billigeres Gymna- 
siom als das der JeSuiten. Es ist auch nicht richtig, dass die Lehrer der slawi¬ 
schen Frage nicht mächtig seien. 

Se. Exzellenz Staatsminister v. Schmerling: Ich werde einige Aufklä- 
rangen geben, «Re vielleicht geeignet sein dürften, den Herrn Antragsteller zu 
beruhigen and Ru za bewegen, seinem Anträge keine Folge zu geben. Es ist 
wiederholt von der h. Regierung unumwunden erklärt worden, wie sie ihren 
Standpunkt gegenflber den von den Jesuiten geleiteten Gymnasien einzuleiten ge¬ 
denke. Die Regierang gebt von der Ansicht aus, dass die Bestimmungen, die be¬ 
züglich des Lehrplanes und der Lehrkräfte bestehen, bei allen Gymnasien aner¬ 
kannt werden und dieselben sein mfkssen, dass daher alle diejenigen Gymnasien, 
die Staatsgymnasien sind, sowohl was die Prüfung der Lehramtscanditaten, als 
was den Lehrplan betrifft, sich nach den allgemeinen Normen zu benehmen 
haben; das hat auch die Regierung bestimmt, nachdem bei den drei Staatsgym¬ 
nasien, die von Jesuiten geleitet werden, nämlich irr Linz, Feldkirch und Ragasa, 
znr Zeit noch ein veränderter Stadienplan befolgt wird, an den Jesaitengeneral 
die MtttheHnng zu machen, dass die Regierung sich genöthigt sehe, darauf zu drin¬ 
gen, dass bezüglich der Gymnasien der allgemeine Studienptan eingehalten werde, 
and dass der Orden sich seinerzeit auch bereit erklärte, die Lehramlscandidaten 
der vorbesprochenen Prüfling za unterziehen. Von Aasschliessung dieses Ordens 
oder von anderen Bedingungen einer Fortbelassnng der Gymnasien der Jesuiten 
war damals seitens der Regierung gar nicht die Rede, und die Regierang, die 
von der Ansicht geleitet ist, gleiches Recht für Alle gelten za lassen, ist daher 
der Meinung, dass jeder geistliche Orden, sowie jede weltliche Corporation, 
welche die Bedingungen erfüllt, welche von der Staatsregierung gestellt werden, 
anch in dem Genuss ihrer Rechte in keiner Weise beeinträchtigt werden sollte. 
Es ist daher der von Conte Fanfogna ausgesprochene Wunsch ganz ohne 
Bedeutung. 

Der Fanfogna’sche Antrag wurde einstimmig verworfen, während ihn 
Rer Antragsteller selbst übrigens noch nachträglich zurückzog. 

Damit hätten wir unseren Lesern eine Lebersicht der bisherigen Thätigkeit 
des üsterreiehischen Reichsratbs über kirchliche Rechtsfragen gegeben. 

V. Das sogenannte Mühlfeld’sche Religionsedict 
wird in dieser Session des Reichsraths nicht mehr zur Verhandlung kommen. 
Dasselbe wurde im Archiv VH, 287 f. und mehrfach in den vorstehenden 
Artikeln bereits erwähnt, und soll seiner Zeit eingehend in unserer Zeitschrift be¬ 
sprochen werden. 

In dhr Sitzung des Abgeordnetenhauses vom 12. Mai 1862 sachte eine 
Gemeinde in Oberösterreich, die sich sträubt, das in ihrer Verwaltung befindliche 
Rirchenvermögen herauszugeben (vgl. oben S. 245 ff.), in einer Petition an den 
Reichsrath mit ausdrücklicher Berufung auf das Mühlfeld’sche Religionsedict bei 
unserer liberalen Reichsrathsmajorität eine Stütze in ihrem Vorgehen. Der Peti- 
tionsausschuss beantragte die Befürwortung der Petition beim Staatsministeriaro. 
Der Minister v. Lasser erklärte sich als Minister gegen diesen Antrag, der 
aber in der Sitzung vom 14. Mai angenommen wurde. Zur Schlussfassung kam 
es nicht schon in der Sitzung vom 12. Mai, da sich nicht die nöthige Majorität 
von zwei Dritteln für die Dringlichkeit erklärte. Es stimmten nur 87 unter 148 
für die Dringlichkeit. Diese Abstimmdng ist insofern von Interesse, als sie viet- 
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leicht für das Mübifeld'sehe Religionsedict damals eine Majorität im Abgeordneten«- 
hause voraussehen Hess. Der Krakauer »Czasc charakterisfrt die Tendenz dieses Reil* 
gionsedicts ganz treffend, wenn er sagt, es handle sich darin weniger um die 
Gleichberechtigung der Glaubensbekenntnisse, als um die gleiche Unterordnung 
aller kirchlichen Gemeinschaften unter die Staatspolizei. Wie sehr der »Czas« 
mit diesem Urtheil den Nagel auf den Kopf getroffen, zeigt die Aeusserung des 
Abgeordneten Anton Rygel aus Mähren in der gestrigen Sitzung, welche dem 
Staate das unbedingte VerfOgungsrecht Ober jede kirchliche Gemeinschaft, gehüre 
sie was immer für einer Confession an, vindicirte. (Vgl. Küin. Bl. Nr. 139.). 

Die Zeitungen meldeten aber auch bereits aus den verschiedensten Theilen 
des Kaiserstaates von 7 Petitionen mit zahlreichen Unterschriften 
gegen das sog. MOhlfeld’sche Religionsedict, welehe beim Reicha- 
rathe einliefen und zum Theii noch vorbereitet-wurden. Wir wollen inzwischen 
schon nicht verslumen, unsere Leser auf ein vor Kurzem erschienenes einschlägiges 
Werk hinzuweisen, welches geistreich und anregend und mit vieler Sachkenntatss 
klar und verständlich, bisweilen zwar mit einiger Breite geschrieben ist, die aber 
bei der grossen (vielleicht bisweilen, wenn auch der Gegner belehrt werden soll, 
zu grossen) Lebhaftigkeit des Verfassers weniger empfunden wird. Wir meinen: 
Butt, Hofrath Prof. Dr. zu Freiburg i. B. Oesterreichs Umbau im VerhXlt- 
niss des Reiches zur Kirche. Erste-Abtheilung: Das Concor¬ 
de t. Wieh 1862 bei W. BraumUller. XXVIII u. 486 S. gr. 8. (6 fl.. 24 kr. rh.) 

Der Verfasser bespricht in der ersten Abtheilung die Geschichte der öster¬ 
reichischen Kirchen- und Bildungszustände, besonders im letzten Jahrhundert, hl 
der tweilen Abtheilung die Kirchen* Und Bildungszustände unter dem Drucke der 
Staatsaümacbt, in der dritten Abtheilung das Concordat von 1855 und die gegen 
dasselbe erhobenen Angriffe und den Vollzug des Concordates. 9- 384—420. ist 
auch das MQblfeld’sche Religionsedict bereits einer einlässlichen Kritik 
unterzogen. 

Um auch in weiteren europäischen Kreisen eine objectivere Würdigung des 
österreichischen Concordates und der damit zusammenhängenden Fragen anzu- 
babnen, hat der nämliche unermüdlich tbätige Verfasser auch neuestens franzö¬ 
sische Abhandlungen darüber, zunächst in der Revue cathoUquc cPAlsace, 
dann aber auch in Separatabdrücken erscheinen lassen: 

Buss, J. F. profess. du droit canon. etc., Vedit de Religion du Reichsrath Autrichien. 
Strassbourg, typographie de L. F. le Roux, rue des Hallebardes 84. 1862. 
16 pagg. 8. 

Btut, la Situation religieuse actuelle de l'Autriche d'aprls le Concordat et le$ Pa¬ 
tentes. Strassbourg, le Roux 1862. 64 pagg. 8. 

Es haben alsbald die grösseren Pariser Journale, z. B. die Union, der 
Monde diese Arbeiten besprochen, und es bat selbst das diplomatisch-bissige 
Journal des Debats im Juni in einem merkwürdigen Artikel das österreichische 
Concordat glimpflicher behandelt. 

Eine Reihe guter Artikel über das sog. Religionsediet brachten auch bereits 
die Tyroler Stimmen, weiche im Salzburger Kirchenblatt 1862. Nr.JZ. 
18. 27. 29. 34. abgedruckt sind. Nenestens begann anch das Mainzer Journal 
Nr. 166 ff. eine Reihe von gutgeschriebenen Erörterungen darüber. Es wird 
darin mit Recht auf die Zeit vor und beim Abschlüsse des Concordates und dessen 
Inhalt zurückgegangen. Die ziemlich zahlreiche, in ihrem inneren Gehalte and 
Werth freilich vielfach sehr verschiedene Literatur überdas österreichische 
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Concordat ist im Archiv (vgl. besonders Bd. 1,180 ff„ 218 ff., S65 ff. VI, 176 ff., 
190 ff.) verzeichnet worden. Wir haben nur noch nacbzutragen ein wenn auch 
jetzt schon vor mehreren Jahren, namentlich vor dem Protestantenpatente er* 
schienenes, so doch noch Immer werthvolles Werk von: 

Czörnig, Carl Frhr. v., Sektionschef im k. k. Minister, für Handel. Qesterreichs 
Neugestaltung 1848—1858* Stuttgart und Augsburg, J. G. Cotta’scher Ver¬ 
lag. XH u. 728 S. 8. 

Wir erhalten in diesem Buche eine klare, bündige, schön geschriebene Schil¬ 
derung der langen Reihe von Reformen in den verschiedensten Zweigen der Gesetz¬ 
gebung und Verwaltung des österreichischen Kaiserstaates seit dem Jahre 1848. Uns 
tnteressirt hier aus dem Abschnitte Uber den Unterricht des Über die Beziehungen 
der katholischen Kirche zum öffentlichen Unterrichte, und zwar insbesondere hinsicht¬ 
lich des Einflusses auf die Heranbildung der Candidaten des geistlichen Standes und 
auf den Unterrieht in der Religionswissenschaft bei den Mittelschulen Gesagte (S. 59£f.), 
sowie das Uber die theologischen Bildungsanstalten und die Anstellung der Religion** 
lehrer (S. 617 ff.). In dem Abschnitte über den Cultus (8. 625—651.) erhalten wir 
eine durchaus objectiv gehaltene übersichtliche Darstellung der Verhältnisse der ver¬ 
schiedenen Religionsgesellschaften, der Katholiken, der Evangelisohen, der Israeliten, 
▲n die Spitze gestellt wird „der gesetzlich ausgesprochene Grundsatz, dass jede ge¬ 
setzlich anerkannte Kirche und Religionsgemeinschaft in dem Rechte der gemeinsamen 
öffentlichen Religionsübung, in der selbstständigen Verwaltung ihrer Angelegenheiten, 
ferner im Besitze und Genuese der für ihre Cultus-, Unterrichts- und Wohlthätigkeits- 
zwecke bestimmten Anstalten, Stiftungen und Fonde erhalten und geschützt wird, wo¬ 
bei dieselben den allgemeinen Staatsgesetzea [in bürgerlichen Angelegenheiten, z. B. 
.was den Erwerb und Besitz von Gütern betrifft] unterworfen bleibend Im Einzelnen 
werden darauf die in Anwendung dieses Grundsatzes bereits ergangenen oder ange¬ 
bahnten wichtigen Reformen in der Gesetzgebung bezüglich der Verhältnisse der ka¬ 
tholischen Kirche, sowie auch der Protestanten, der Griechischen Nichtunirten und 
der Israeliten zur Staatsgewalt auseinander gesetzt. Es werden kurz die Punkte 
hervorgehoben, in welchen sich die seit dem Staatskanzler Fürsten Kaunitz ut^er 
Maria Theresia und noch mehr seit Joseph H. in Oesterreich geübte weltliche Supre¬ 
matie in Kirchensachen geltend machte, und dann in welcher Weise seit dem Regie* 
rungsantritte Franz Josephs I. jene staatlichen Hemmnisse der kirchlichen Freiheit 
und Selbstständigkeit beseitigt wurden. Die dem Concordate vorausgegangenen Ver¬ 
handlungen und Erlasse, das Concordat selbst und die in Verbindung mit demselben 
und seit demselben ergangenen Anordnungen werden ohne alles Räsonnement und 
ohne alles blos gelehrte Beiwerk aber durchaus verständig und verständlich in einer 
Weise geschildert, dass daraus jeder Gebildete sich einen schnellen Ueberblick über 
dae Ganze sowohl wie Über Einzelnes verschaffen kann. 

Die vollständigste Erörterung der einschlägigen Fragen bietet jetzt die 
Analyse des österreichischen Concordats von Nie. Vergottini, Dr. der 
Rechte, Beisitzer und correspondirendes Mitglied des Ateneo zu Venedig. Mit 
einem Anhänge: Das neue Ehegesetz vom 8. October 1856. Deutsch von 
j Friedrich Bürgeler. Leipzig 1862 bei Kollmann. (6 Lieferungen i 10 Bogen 
zum Preise von ®/ 4 Thlr.) 

Es wird darin zunächst das Verhältniss von Kirche und Staat nach dem Natur* 
und positiven Rechte betrachtet, und nachgewiesen, dass das Concordat lediglich die 
Erfüllung einer staatlichen Rechtspflicht ist. Sodann wird das Verhältniss der Kirche 
zu den Protestanten und Art. 1—3. des Concordats erörtert, nnd im Weiteren werden 
die folgenden Artikel desselben sehr umfassend und sorgfältig analysirt, die Einwen¬ 
dungen dagegen widerlegt, die früheren und heutigen staatlichen und kirchlichen Be¬ 
stimmungen angegeben. Auch die Durchführung des Concordates wird ausführlich in 
Betracht gezogen. 
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Rechtsquellen und Rechtsentscheidungen, 

nebst literarischen and sachlichen Erläuterungen. 

A. Für die gesammte kathoUsche Kirche. 

Die Canomsation der japanesischen Märtyrer. 

Das Programm der Festlichkeiten enthalten die Kfiln. Bl. 1862. Nr. 141. 
(M. s. auch Archiv VII, 144. nebst den Zusätzen und Berichtigungen zu Bd. VII.) 
Am 15. Mai 1862 fand ein öffentliches Consistorium in dem König!. Saale des 
Vatican Statt, wo die die Canonisation vorbereitenden Decrete verlesen wurden. 
(Dieselben sind abgedruckt im Münchener Pastoralblatt 1862. Nr. 21 ff., 
Regensburg er jOberhirtl. Verkünd.-Blatt Nr. IV. ff. Wir werden sie 
aueh später im Archiv nachtragen.) Am 22. und 24. Mai fanden halböffentliche 
Consistorien Statt, denen nur Cardinäle und Bischöfe beiwohnen. Dieselben be¬ 
zweckten , den Kirchenfürsten Gelegenheit zur Aeusserung ihrer Abstimmung be¬ 
treffs der Heiligsprechung zu geben. Alle wurden zu dem Ende nach einander 
aufgerufen, und um ihre Meinung befragt. Jeder Bischof erhob sich und las 
unter tiefer Verbeugung gegen den heiligen Vater sein Gutachten vor. (Vgl. Main¬ 
zer Journal 1862. Nr. 126. Mainzer Kathol. Volksbl. Nr. 23. S. 181 f.) 
ln dem Consistorium vom 22. Mai hielt der heilige Vater in Gegenwart des hei- 
ligen Collegiums der Cardinäle und 200 Erzbischöfen und Bischöfen mit bewegter 
Stimme und thränenerfüllten Augen eine Ansprache, welche die Anwesenden tief 
bewegte. Die Ansprache war in lateinischer Sprache and lastete nach der Scbw. 
Kirehenztg. 1862. Nr. 44. annähernd folgender Massen: 

„Mitbrüder! 

„Ihr seid hier um mich versammelt, um Märtyrern die höch¬ 
sten kirchlichen Ehren zuzusprechen; wie könnten wir in diesem Au¬ 
genblick Jener unserer Brüder vergessen, welche in unserer Zeit, in 
„unserer Nahe in Italien der gerechten Sache wegen Verfolgung er¬ 
dulden? Beten wir zu Gott, dass er sie im Kampfe stärkt, sie und 
„ihren Klerus, welcher ihrem Beispiel mit so viel Muth und Opfer- 
„Willigkeit folgt ; beten wir auch für die kleine Zähl verirrter Priester, 
„•welche sich von ihren Brüdern getrennt und auf die Seite der Ver¬ 
folger gestellt haben; beten wir vorzüglich für jenen Unglücklichen, 
„der, einzig unter allen Bischöfen, die heilige Sache verrathen hat. 
„Flehen wir zum Herrn, dass er ihre Augen öffne, ihr Herz rühre und 
„sie auf die Bahn des Rechtes und der Wahrheit zurückführe. 

„Die Lage ist ernst, es können Zeiten eintreten, wo 
„es mir nicht mehr möglich sein wird, Euch, wie heute, 
„um mich zu versammeln, und mit Euch zu reden, wo es 
„mir nicht mehr möglich sein wird, Euch Allen meine Wei¬ 
sungen und Mittheilungen zukommen zu lassen. Beten 
„wir daher für die heilige Kirche, dass Gott die Uebel abwende, 
„welche dieselbe bedrohend 

Die Feierlichkeiten der Heiligsprechung selbst am Fflngstfeste 1862 sind 
umständlich beschrieben im Giomale di Roma 1862. Nr. 131. (in deutscher 
Uebersetzung u. A. in den Köln. Bl. 1862. Nr. 169. Beil.) Der Papst spraeh 
stehend auf dem Lehrstuhle Petri die Heiligsprechung in folgenden Worten aus: 



Aktenstücke und Literatur über die Canonisation der japanes. Märtyrer. m 

»Ad honorem Sanctae, et Individuae Trinitatis, ad exaltationem Fidei Ca- 
tholicae, et Christianae Religionis augmentum, auctoritate Domini Nostri Jesu 
Christi, Beatorum Apostolorum Petri et Pauli, ac Nostra; matura deliheratione 
praehabita, et Divina ope saepius implorata, ac de Venerabilium Fratrum Noströ- 
rum Sanctae Romanae Ecclesiae Cardinalium, Patriarcharum, Archiepiscoporum, 
et Episcoporüm in ürbe exislentium consilio, Beatos Petrus Baptistam, Mar - 
tinum de Ascensione, Franciscum Blanco Sacerdotes; Paulum Mihi, 
Joannem Soan, Philippum a Jesu Clericos, Didacum-Jacobum Kisai 
catechistam; Franciscum de Sancto Michaele, Oundisalvum Garzia, 
Paulum Suzuqui , Gabrielem a Duisco, Joannem Quinzuya , Thömam 
Danchi, Franciscum , Thomam Cosaqui, Joachim Saquijor, Bonaven- 
turam, Leonem Carazuma , Mathiam, Antonium, Ludovicum Ibarchi, 
Paulum ituaniqui Ibarchi, Michaelem Cozoqui, Petrum Sequezein , 
Cosmam Raquisa , Franciscum Fahelante laicos, omnes Martyres, et 
Michaelem De Sanctis Confessorem, Sanctos esse decernimus, et defi~ 
nimus, ac Sanctorum Catalogo adscribimus x ): Statuentes ab Ecclesia Uni- 

1) Die Geschichte der japanesischen Märtyrer ist in einer ergreifenden Skizze 
dargestellt im Katholik 1862. Jahrg. 41. Juni. S. 722 ff., in der Revue cathoHque 
de Louvain. Mai 1862. p. 276 sqq., Chilianeum, Blätter für kathol. Wissenschaft von 
Stamminger. Würzb. 1862. Heft 1. 2. Der Literar. Handweiser 1862 Nr. 5. S. 
189 f. verzeichnet die gegenseitigen Vorzüge der folgenden drei Werke unter einander: 

1. Bouiz, Dt. Histoire des vingt-six martyrs du Japon , avec un aper$u 
historique sur les chrejientes du Japon jusqu’a nos jours. Paris. Perisse 1862. VH1 et 
298 pagg. gr. 8. (6 Frcs.) 

2. Histoire des vingt-six martyrs Japonais par Leon Pagbs, attachö de 
legation en Chine. Paris Dupret 1862. 109 pagg. 12. (1 Frcs.) 

3. Les martyrs du Japon et aperqu glniral sur le Christianisme au Japon 
par J. M. Villefranahc* Paris. Palm4 1862. 118 pagg, 18. {50 Cent) 

Das sowohl wegen seiner Wohlfeilheit, wie seiner populären aber edlen Sprache 
empfehlenswerthe letztere Werkchen erschien in deutscher Uebersetzung: 

4. Die japanesischen Märtyrer nehst einer Geschichte des 
Christenthums in Japan von J. M. Villefranche, Mainz. Kirchheim 1862. 
VI und 96 S. 16. (5 Sgr.) 

Das Werk von Pagks wurde zu Grunde gelegt, jedoch unter Zuziehung der 
Hauptquellen, sowie der Schriften von J Souix, Vülefranche u. A. ergänzt und berich¬ 
tigt, sowie durch einen Bericht über die feierliche Heiligsprechung vervollständigt 
in der 

5. Geschichte der japanesischen Märtyrer von Dr. H m Rump (dem 
verdienten Mitbearbeiter der deutschen Ausgabe von Rohrbacher J s Universalgeschichte 
der katholischen Kirche und des schätzbaren Literar. Handweisers). Münster. 
Theissing 1862. 

Der Lite rar. Handweiser a. a. O. verzeichnete ferner eine zunächst für 
die Mitglieder des dritten Ordens des heiligen Franciscus bestimmte 

6. Vie des bienheur. martyrs de Japon . St. Trond (Belgien). 79 pagg. 8. 

In der Revue catholique de Louvain 1862. Juillet. (auf dem Umschlag) werden 
noch empfohlen: 

7. Histoire de St. Michel des Saints de l’ordre des Trinitaires-D£chausses par 
Louis de Saint-Jacques, religieux du meme ordre, traduite de l’espagnol par M. l’abbä 
Veyrenc chanoine honoraire de Valence. Paris. L. Vives. 12. (2 Frcs. 50 Cent.) 

8. Les fetes de la canonisation cSlSbrien h Rome le jour de la Pentecöte 1862. 
Paris. Dutil, directeur des bons livres. (1 Frcs.) 

9. L'histovre popidaire illustree des XXVI. martyrs du Japon. Ebend. (4 Fr.) 
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versali eoram memoriam qaolibet anno, nempe Petri Baptistae et Sociorum 
die qmnta Februarii, qua pro Christo passi sunt, inter Sanctos Martyres, et 
Michaelis die quinta Julii inter Sanctos Confessores non Pontifices pia devo- 
tione recoli debere. In nomine Patris, et Filii, et Spiritus Sancti. Amen.« 

Am Tage nach der Heiligsprechung, am zweiten Pfingsttage, den 9. Juni in 
einem Consistorium von nahe an 300 Cardinälen, Patriarchen, Erzbisch&fen and Bi¬ 
schöfen hielt der h. Vater eine Anrede, worin die modernen Lehren von der Emanci- 
pation der Wissenschaften und des Staates von der Auctorität der göttlichen Offenbarung 
und der Kirche, von der Unterordnung der eigenthfimlich kirchlichen Rechte unter 
die Staatsgewalt, das Treiben der«geheimen Gesellschaften, die Angriffe auf den 
heiligen Stuhl und dessen rechtmässiges Eigenthum, die Gewaltthaten gegen die 
Kirche in Italien, Portugal u. s. w. verurtbeilt werden. In der nach der AUocu- 
tion verlesenen Adresse der BischOfe wird dem Ausspruche des Papstes Ober die 
der katholischen Wahrheit widerstreitenden Grundirrthfimer der Gegenwart förm¬ 
lich und feierlich beigestimmt. Die BischOfe erklären auch ausdrücklich, wir 
erkennen die weltliche Herrschaft des heiligen Stuhles als ein 
offenbares Werk der göttlichen Vorsehung an, und tragen kein 
Bedenken, zu erklären, dass bei der gegenwärtigen Weltlage 
diese weltliche Herrschaft für da» Wohl und die freie Regierung 
der Kirche und der Seelen vOUig unerlässlich ist. Wir lassen die 
lateinischen Aktenstücke unverkürzt folgen: 

T. Allocutio PU PP. IX. habita in Consistorio d. 9. Junii 1862, 
Adstantibus etiam Patriarchis, Primatibus, Archiepiscopis, Episcopis 
solemnis sanctorum Martyrum in Japonia et Michaelis de Sancti» 
canonisationis causa congregatis. 

(Ans dem Giornale di Roma 1862. Nr. 181.) 

Venerabiles Fratres! 

Maxlma quidem laetitia affecti fuimus, Venerabiles Fratres, cum Sanctorum 
honores et eultum, Deo bene juvante, septem et viginti invietissimis divinae no- 
strae religionis heroibus hesterno die decernere potuerimus, Vobis lateri Nostro 
adstantibus, qui egregia pietate ae virtute praediti, et in sollicitudinis Nostrae 
partem vocati ln häc tanta temporum asperitate strenue dimicantes pro Domo 
Israel summo Nobis solatio et consolationi estis. Utinam vero dum hujusmodi 
perfundimur gaudio, nulla moeroris, luctusque causa Nos aliunde constristaret. 
Non possumiis enim non vehementer dolere et angi, cum videamus tristlssima, et 
nunquam satis deploranda mala ac damna , quibus cum permagno animarum de- 
trimento catholica nunc Ecclesia, et ipsa civilis societas miserandum in modum 
premitur ac divexatur. Optime enim noscitis, Venerabiles Fratres, teterrimum sane 


Endlich fanden wir kürzlich angekündigt: 

10. JET. Alphorn Maria von Liguori, Geschichte der japanesischen 
Märtyrer. Deutsch von Hugues. Regensburg. Manz 1862. (18 kr.) 

11. A. Niedermayer (Verfasser der Kathol. Presse und der Neujahrs- 
Bnndschau). Das Pfingstfest in Rom. Freiburg. Herder 1862. 

12. Leben und Martertod der 26 heiligen Blutzengen aus Japan. 
Nebst Beschreibung der Ceremonien bei der Feier einer Heiligsprechung u. s. w. von 
Caplan Kammersind. Luzern. Gebr. Räber. 1862. VHI u. 131 S. (1 Frcs.) 

Vgl. darüber Schweizer Kirchenzeitung 1862. Nr. 63. 
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bellum contra rem eatbölleam unfversam ab lis hominibus conflatum, qui inimid 
Croete Christi sanam non sustinentes doctrinain, ac nefaria inter se societate een* 
juneti quaecumque ignorant, blasphemant, ae pravis eujasque generis artlbus stm* 
etissimae nostrae reUgionis, et hümanae sodetatis fimdamenta labefadare, imnto, 
si fleri unquam posset, penitus evertere, omniumque animos mentesque pernido- 
slssimis quibusque erroribus imboere, corrumpere et a catholiea religione aveüere 
moliantar. Nimirum ealiidlssimi fsti flraudum artiflees, et fabrieatores mendadi 
non eessant monstrosa qnaeque veterum errortrtn portenta jam sapientisshnis 
scriptis totles profligata ae depulsa, gravissimoque Eedesiae jadido damnata e 
tenebris excitare, eaqne novis, variis ac fallacissimfs formis verbisque expressa 
exaggerare, et modis Omnibus usqueqqaque disseminare. Hac funeslisslma ae 
diabolica prorsus arte rerum omniam scientiam contaminant, deturbant, mortife- 
ram ad anlmarum perniciem viras diffhndant, effrenatam vivendi lieentiam, et 
pravas quasque cnpiditates fovent, religiösem ac socialem ordhiem invertont, et 
omnem justitiae, veritatis, jnris, honestatis et religionis ideam extinguere conab*- 
tur, et sanctissima Christi dogmata, doetrinam irrident, eontemnunt, oppugnamt. 
Horret quidem refügitque animos, ac reformidat ret leviter attingere praedpmn 
tantum pestiferosque errores, qnlbds bnjasmodi homines miserrimis hisee tempo- 
ribas divina et hnmana coneta permiseent. 

Nemo Vestrum ignorat, Venerabiles Fratres, ab hujusmodi hominibus plane 
destrui necessariam illam cobaerentiam, quae Dei vekmtate tntercedit inter utrum- 
qae ordinem, qui tarn in natura, tum supra naturam est, itemque ab ipsis omnine 
immutari, snbverti, deleri propriam, veram germanamque divinae revelatfonis in* 
dolem, auctoritalem, Eedeslaeque consfitutionem et potestatetn. Atque eo opfhdndi 
temeritate progrediuntur, ul omnem veritatem omnemque legem, potestatem et 
jus divinae originis audacissfme denegare non metuant. Siquidem haud erubes* 
eunt asserere, philosopbicarum rerum, morumque scientiam, itemque dviles leges 
posse et debere a divina revelatione, et Eeelesiae audoritate declinare, et Eccle- 
siam non esse veram perfedamque societatem plane liberam, nee poliere suis 
propriis et eonstabtibus jurtbus sibi a dfvino suo Fandatore eollatis, sed civilis 
potestatis esse definire, quae sint Eeelesiae Jura et limftes, intra qnos eadem jura 
Cxercere queat. Hinc perverse eomminiseuntur, civilem potestatem posse se im* 
misceTe rebus, quae ad religionem, mores et regimen spirituale pertinent, atque 
etiam lmpedlre, quominus Saerorum Antistites et fideles populi cum Romano Pon- 
tiflee supremo totius Eeelesiae Pastore divinitus eonstituto libere ac mutuo com* 
munieent, ut plane dlssolvatur necessaria et aretissima illa eonjunctio, quae inter 
membra mystici corporis Christi, et adspeetabile säum Caput ex divina ipsios 
Christi Domini lnstitutione esse omnino debet. Nihil vero timent omni faüaeia 
ac dolo in vülgus proferre, sacros Eedesiae mtnlstros, Romanumque Pontifieem 
ab omni rerum temporalium jure ae dominio esse omnino excludendos. 

Summa praeterea impudentia asserere non dubitant divindm revelationem 
non solum nihil prodesse, verum etiam noeere bominis perfeetlonl, ipsamque di- 
vinam revelationem esse imperfeetam, et iedreo subiectam continuo et indefl- 
nito progressui, qui humanae ratlohis progressioni respondeat. Nee vefentur 
proinde Jaetare, prophetias et miracula in sacris Litteris exposita et narrata esse 
poetarum eommenta, et saerosaneta divinae fidei nostrae mysteria philosopbicarum 
investigatlonum summam, ae divinis utriusque lestamenti Ubris mythica contineri 
inventa, et ipsum Dominum Nostrum Jesum Christum, borribile dietu! mythieam 
esse fietionem. Quare bi turbulentissimi perversoram dofmatam eoltores blate* 
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rwU, morum leges divina baud egere sanctione, et minime opus esse, nt humapae 
leges ad naturae jus conformentur, aut obUgandi vim a Deo accipiant, ac propte- 
rea 'aaserunt, nullam divinam exjstere legem. Insuper inflciari audent omnem Dei 
in bomines raundumque actionem, ac fernere affirmant, bumanqm rationem, nullo 
prorsus Dei respectu babito, upicum esse veri et falsi, boni et mali arbitrum, 
eamdemque bumanam. rationem sibi ipsi esse legem, a« naturalibus suis viribos 
ad bominum ae populorum bopum curandam sufficere. Cum autem omnes reli- 
gionis veritates ex nativa humanae rationis vi perverse derivare audeant, tum 
cuique bomini quoddam veluti primarium jus tribuunt, ex quo.possit libere de 
religione cogitare et loqui, eumque Deo bonorem et cultum exbibere, quem pro 
suo libito meüorem existimat. , 

At vero eo impietatis et impudenäa deveniunt, .nt eaelum petere, ac Deum 
ipsum de medio tollere conentur. Instgnl enim improbitate ac pari stultitia baud 
tfanent asserere, nullunv supremum sapientissimum providentissimumque Numen 
divinum existere ab bac rerum universitate distinctum, ac Deum idem esse ac 
rerum natoram, et iccirco immutationibos obnoxium, Deumque reapse fieri in ho- 
mine et mundo, atque omnia Deum esse, et ipsissimam Dei babere substantiam, 
ao unuam eamdemque rem esse Depm cum mundo, ac proinde spiritum cum ma- 
teria, necessitatem cum libertate, verum cum falso, bonum cum malo, et justum 
caa injusto. Quo certe nihil dementius, nihil magis impium, nihil contra ipsam 
rationem magis repugnans fingi et excogitari unqnam po.test. De auctoritate au¬ 
tem et jure fta fernere effntiunt, ut impndenter dicant, auctoritatem nibil aliud 
esse, nisi numeri, et materialium virium snmmam, ac jus in materiali facto con- 
sistefe, et omnia bominum ofBcia esse nomen inane, et omnia humana facta juris 
vim babere. 

Jam porro commenta commentis, deliramenta deliramentis cumnlantes, et 
omnem legitimem auctoritatem, atque omnia legitim« jura, obligationes, ofOcia 
eoncoicantes nibil dubitant in veri legitimique juris locum substituere falsa ae 
mentita virium jura, ae moram ordinem rerum materialium ordini subjicere. Ne- 
qne alias vires agnoseant, nisi illas, quae in materia positae sunt, et omnem mo* 
rum düciplinam honestatemque colloeant in cumulandis et angendis quovis modo 
divitüs, et in pravis quibusque voluptatibus explendis. Atque hisce nefariis abomi- 
■naudisque prindpiis reprobum carnis spiritui rebellis sensum tuentur, fovent, ex- 
tollunt, iilique naturales dotes ac jura tribuunt, quae per catholicam doctriuam 
«enculcari dicunt, omnino despieientes monitum Apostoli clamantis »si secundum 
carnem vixeritis, moriemini, si autem spiritu facta carnis mortiflcaveritis vivelis 1 ).« 
Omnia praeterea legitimae cujusque proprietaüs jura invadere, destruere conten- 
dunt, ac perperam animo et cogitatione confingunt et imaginantur jus quoddam 
nuUis circumscriptum litnUibux, quo reipublicae Statum poliere existimant, 
quem omnium jurhim originem et fontem esse fernere arbitrantur. 

Dum vero bos praedpuos infeljdssimae nostrae aetatis errores dolenter ae 
raplim perstringimus, recensere omittimus, Venerabiles Fratres, tot alias fere io- 
numerabiles falsitates et fraudes Vobis apprime notas ac perspectas, quibus Dei 
bominumque hostes rem tum sacram tum publicam perturbare et eonveilere ctou- 
nituntur. Ac silentio praetermittimus multipiices gravissimasque injurias, ctium- 
nias, convieia, quibus sacros Ecclesiae minütros, et baue Apostolicam Sedem dila- 
cerare et insectari non desinunt. Nihil loquimur de iniqua sane hypocrisi, qua 


1) Ad Eon», e, 8. v. 13. 
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ftiaestissijpae, in ttaiia praesertim perturbationjs ae rebellionis duces et sateiUtes 
dietitant, se veUe.Ecdesia» sua gaudere iibertaie, dum sacrilego prorsus aus« 
omnia ipsius Eedesiae j«ra et lege* quotidie magis proculeant, ejusque bona di- 
ripiunt, et Sacrorum AaHstites, ecciesiasticosque viros sno munere praedare firn*- 
gentes quoquo modo divexant, et in carcerem detrudunt, et Keligiosorum Ordinum 
Aiumnos, ac Virgines Deo sacras e suis coenobiis violenter extorbaat, suisque 
propriis banis spoliant, nihilque intentatum relinquunt, nt ipsam Ecclesiam intux- 
pusimam redlgant servitutem, et opprimant. Ac dum singulärem certe ex opta> 
tissima Vestra praesentia voluptatem percipimus, Vos ipsi videtis, quam libertatem 
nunc habeant Venerabües Fratres Sacrorum in luiia Antistites, qui strenue con- 
stanterque praeliantes praelia Domini minime potuerunt cum summo animi Noatri 
dolore, adversantium opera, ad Nos venire, et toter Vos versari, atque buic adesse 
eonventui, quod summapere optavissent, quemadmodum infeücis ItaUae Arctii- 
episeopi et Episcopi suis litten» surami erga Nos, et haae Sanctam Sedem amo- 
xis et obsequii plenissimis significarunt. Neminem etiam ex Sacrorum in Lusitania 
Aatistitibus bic adesse ceruitis ac non parum dolemos , inspecta difflcultatum na« 
tura, quae obstiternnt, qnominus ipsi romanum iter aggredi possent. Recensere 
autem omi|tUnus tot aiia sane tristia et borrenda, quae ab bisse perversarum 
doctrinarum cultoribus cum inqredibUi Nostro ac Vestro, et omnium bonorum 
luctu patrantur. Kibil item dicimus de impia conspiratione, et pravis cajusque 
generis molitionibus ac falladis, quibus civilem hujus Apostolicae Sedis principe* 
tum omnino evertere ac destruere volunt. Juvat potius bac de re commemorare 
mir am prorsus consensionem, qua Vos ipsi una cum aliis Yenerabüibus Fratribus 
unlyersi eatbolid orbis Sacrorum Antistitibus nunquam interraisistis et epistolis ad 
Nos datiset pastoraübus Utteris ad fideles seriptis hujusmodi fallatias detegere, 
refutare, ac simul docere, bunc civilem Sanctae Sedis principatum Romano Pon- 
tüd füisse singulari divinae providentiae consilio datum, illomque necessarium 
esse, ut idem Romanos Pontifex nulli unquam Principi aut dvili potestati subJectus 
supremam universi Dominici gregis pascendi regendique potestatem auctoritatem- 
qpe ab ipso Cbxisto Domino divinitus acqeptam per untversam Eedesiam plenis- 
sime libertate exertere, ac mnjori ejusdem .Ecclesiae, et fldelium bpno, utilitati 
et indigentRs coosulere possit. . 

Quae badenus lamentati samt» * Venerabiies Frqtrqs, biduosura plane ex* 
bibent spedacuUnp. Quis enim non videt tot pntvprum dogmatum iniquitate, ac 
tot oequissimis deliramentis et machinationibus magis in dies christiannm populum 
miserere corrumpi, et ad exitiom impelli, et catbolicam Ecclesiam, ejusque salu- 
tarem doctrinam ac venerauda Jura et leges, sacrosque ministros oppugnari, qt 
iccirco omnia vitia et «cetera iqvalescere ac propagari, et ipsam civilem societa- 
tem exagitari? 

Nos Uaque Apostolid Nostri. ministerti probe memofes,. ac de spirituab 
omnium popqlmrqin bono et salute Npbis diduitus eommissa vel maxime solliciti, 
cum »aliter« ut sandissimj decessoris Nostri Leonis verbis utamur »Nobis com- 
missos regere non possimus, nisi bos, qui sunt perditores et perditi, zelo fldei 
Dominicae persequamur, et a sanis mentibus, ne pestis haec latius divulgetnr, 
severitate, qua possumus, abscindamus 1 ),« in boc amplissimo Vestro consessu 
Apqstolicam Nostram attollentes vecera omnes commemoratos praesertim errores 
non solum cathoiieae fidei ac doctrbme, divinis eedesiastitisqae legibus, verum 


1) Spitt m o* Bpiic. ftt Aal. c. t. Bdtt Batier. 
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etiam ipsi semptternae ae naturall legi et justlttae, re^qbe ratleitf dtonHw re- 
pugnantes et sammopere adverses reprobamas, proseribiiims atque danmam t». 

Vos autem, Venerabiles Fratres, qui estis sal terrae, et Domlniei gregiS 
Custodes, ae Pastores, etlain atque etiam exdtamus et obtesUrmur, nt pro eiimia 
Vestra religione et episeopall zelo pergatis, veiuti adbac eum summa Vestri Of* 
dtaia laude fedstts, omni eura, sedolitate et Studio ftdeles Vobis tradlfos ab hlsee 
venenatis pascnis «reere, et qua voee, qua opportunis seriptis tot pefrversalute 
opinlonnm monstra refldlere et profligare. Optime enim seitts de summa re agft 
tunt agatur de sanetissimae fidel nostrae, ae de eatbolieae Eeelestae, ejusquedo- 
ctrinae causa , de populorum salnte, et bumanae sodetatb botio ae tranquilRtSte. 
ftaque, quantum in Vobis eat, ne desfnatis unquara a fldehbus avertere tarn dirae 
pestis contagla, id est ab eorum ocdlis manftrasque perniciosos libros et epheme* 
ddes ertpere, ipsosque fldeles sanctlssimis aogustae nostrae reiigionis praeeeptlo* 
nibus assidue imbuere et erudire, ae monere et exbortari, ut ab hlsee iniquitatls 
magistris, tamquam a fade colubrl effbgiant. Pergite Vestras omnes curas eogi* 
tadonesque ln Id potisslmum eonfferre, ut Clbrus sancte sdenterque instltuatur, 
omnlbusque vfrtutibus fuigeat, ut utriusque setus juventus ad morum bonestatem, 
pietatem, omnemque virtutem sedulo fbrmetur, ut salutaris sit studiorum ratio. 
‘Ae diligentisstme advigiiate et prospidte, ne in humahiores litteras, severforesque 
disciplinas tradendas «liquid unquam irrepat quod rfdei, relfgioni, bonisque mori- 
bus adversettfr. Virftiter agite, Venerabiles Fratres, et ne animo unquam cood- 
datis in bae tanta temporom perturbatione et iniquilate, sed divino auxilio omnino 
flreti, ae sumentes in omnibus acutum inexpugnabüe aequitatis et fldei, 
atque assumentes gladium Spiritus, quod est verbum Dei, ne intermit- 
tatis ornntum eatbolieae Eeclesiae, et hujus Apostolicae Sedis bostium eonatibus 
obsistere, eordteque tela retundere et fmpetos ftartgere.' 

Interim vero dies noetesque, sublatis ad eaelum ocdlis , non desistatetts, 
Venerabiles Fratres, elementlssimum miserieordiarum Patrem, et Deute totlas eorf- 
solationis, quf de tenebris fteeit lueem splendeseere, quiqne potens est de laßNB- 
bussusdtare flüos Abrabae, in huteliltate eofdis nostri ferventtsshnls precfbus fn- 
desinenter orare et obseerare, nt per merita Utiigeniti Füll Sul Domini NteKfi 
Jesu Christi velit ehristianae et dvili reipublicae auxttiariam porrigere dexterate, 
omnesqne disperderb errohes et itnpfetates ae dtvfnae suae gratiae iumibe omnium 
«rranttum mentes iUostrare, iliosque ad se eonvertere et revoeare, quo Eeefeste 
sua sancta optatissimam assequatur paeeffl, et bbique terrarum majora in’ dies 
incremenla susdpiat, ae prospere vigeat et effloreseat. Ut autem quae petfteus 
et quaerimus faeilius eonsequi possimus, ne eessemus adblbere primum depreea- 
tricem apud Deum Immaeutatam Sandissimamque Deiparam Virginem Martern, 
quae misericordissima, et amantissima nostrom omnium mater cunetas semper 
Interemu haereses, et eujns nullum apud Deum praesenüus patrodnium. Petamus 
quoqtie suteragia tum saneti ejusdem Virginis Sponsi Josephi, turn sanetorum Ap'o- 
stolorum Petri et Pauli, omniumque eaelitum, et Worum praesertite, quos nuper 
Sanetorum fastis adscrfptos eolimus et Venera mar. 

Antequam vero dieendi flnem ’fariamos Kobin temperare non possumqs, 
qdin iterum testemur et eonflrmemus , summa Nos uti consolatfone, dum jutun* 
dissimo Vestrum omnium conspeetu flrulmur, Venerabiles Fratres, qui tanta fidfc, 
■pietate et observantia Nobis et buic Petri Catbedrae flrmiter obstrieti, äe ministe* 
rium Vestrum bnplentes majorem Dei gleriam, et animarum sotatea omni stodio 
proeurare gloriamini, quiqeejeöneerdissimisanlmk, aUßtt admfrtbiii sine cura et 
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aaore uoa «un alüs VenerabHibus FraWbus tetius calhelici orbis Episcopb et 
fldelibus Vesta* et i|)orum. curae cemmisais gravtesimas Nosiras aagustias et 
aeerbitates modis omnibus lenire et snblevare non desiuitis. Qooeiroa hac etlam 
«fourione amantjssimi aeqoe ae gratisslmi animi Nostris sensus ergo Vos, et alios 
pmnes Veperabiles Fratres., et ipsos fideles amplissüais verbis palam pubiieeque 
proätemor. a Vobis autera exposeimus, ut cum ad Vestras redteritia Dioeeeses 
vefltis eisdem fldelibus Vestrae vigilantiae eonereditis hee animi Nostri sensus 
Nostro nomine nuntiare, illosque certiores facere de paterna Nostra in illos carir 
tftte, deque Apostoliea Benedietione, quam ex totimo corde profeeta®, et cum 
amnis verae felidtatis v«to «opjuDctam Vobis ipsi^Veperabües Fratres; et eisdem 
fldelibus tmpertire vehementer laetamur. • 

. Nachdem der heilige Vater geendigt, tmtMftar «hrtrördige Cardinal Mattel, 
der Pecan des heiligen Gelingt» der Cardin Sie, vok .mehrerer Bischöfen umgeben, 
ypr, den päpsfüc^qn Thron und- verlass fclgepde^Adresse der, m, Bo» ▼e re a mmed t o n 

Bischöfe: ,, ’ (| ,. _ . . 

2 . Litterae Epticyporym dioeceqcmorum Romae congregatorum ad 
, , . , . Piuqu PP. IX- d. 9. Junii 1862. 

-. ,,, 111,1 flem-Oloipalo di Bom* 1862, Nr. 1S1.> . 

< : 9onotit$imo 'Domino Hostro Pio IX. PonHftdi maximo sacromm 

• tmt&stttea 

Saxrie stAemniis sdnctortim Novensilium mdrtyrum XXVI Japoniae 
" ■ • ' et MütKaelte de 8anctis 

Romae adetamtes diefetto' Penfecostes arvni MVCCCLXII l ): 

■jT -j- -• - • . • ••.-. • •.. 

Beatissime Pater! 

Ex quo Apostqli Jesu Christi saproPentpcoptes die PeUro Ecclesiae Capiti 
in oratione adbaerpntes, Spiritpm,£anctqnr acceperunt, et dlvino «jus , imputsu actj, 
cunctarum fere nationum yiris in Urbe saneta eongregatis, unicuiqne sua lipgup 
pofentiam Dei rairabilem .annuntiaruat, numquam, ut eredhnus, ad. haoc usque 
diem tot eorumdem haeredes, iisdem recurrentibus solemnüs, venerandum Petri 
Successorem, oraptem circumsteterunt„decernentem audierunt, regentem robara- 
runt. Quemadmodum vero Apostels qiedia jnter nascentis Ecclesiae pericula nfl 
jucundius accidere potuU, quam diviao Spiritu reeeps afflato assistere primo Christi 
ip terris Vicario; itanec noips praeseaMss ipter Ecclesiae sauctae .angustias, an* 
tiquius sanctiusve aflud es^pjmtuit, quam, qujdftuid ipest veperationis pietatisqup 
erga Sanctitatem Tuam pectoribus nostris, ad pedes Beptitudiois Tuae deponerg, 

- ---- , • • ' 

• eil Pie Adresse tsh unterzeiefeant v «’6 CardinalrBiechöfen, lö Cordlnsl-Priestern, 
fl P*üfjarohoB,;Ä5 SosideatfeUfhnhisehiMe«^, Aft KwWeehhfeir ia partibes ■, 165 'BeeMea- 
t»l-Bischöf^rt, äO Bisohöf«» in. pactibns,, jo paeh dom Alter im Empfange des ibisehöf* 
lichenordo. ,, ...... , ; , ■; ... 

Pas Journal de Borne theilte im Juli 18^3 ( ,^wtiich mit,..dass der heilige 
Vater täglich von allen Enden der Welt %uschriften von Bischöfen erhalte, die durch 
triftige Gründe verhindert waren, nach Bom zu kommen und die unbedingt und frei¬ 
willig ihre Zustimmung zu der Adresse ihrer MitbrÜder erklären. Pie . Adresse der 
voä der pietnontesisCben Begberuhg von der Boise nach Bom abgehaltehen neapoli- 
tniisohen Bisohöf« und Piöoesan-Administratoren an die an Bom 
tsosroiiaigpon, Bischöfe (<A di Pfingsten WS 8 mit 58- Unterschriften) enthält^in fi?aa» 
„aüaisohsg,T iT nhsrnatw— ii+iG9Vriupe*dwem-*U Bertte 18it>hbr. pagg. -IMi squ, 
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slmal et unanimlter deelarare, qaanta prosequamur admiratione praeelaras, qotMft 
Supremas Pontifex Noster eininet virtates, qüantoqae anmltno Hs qoae PetrustUer 
docolt, vel quae tarn fl nulter stata rataqae esse voidit, adhaereamas. 

Corde nostra novus inflammat ardor, vividlor Adel lax menten illtfmtaat, 
sancttor animam corripit amor. Lingnas nostras flammis tlltas saeri Ignis vibran* 
tes sentimns, quae Mariae, ca! assidebant ApoetöU, mftissimam cor ardentlorf pri 
, homlnum salnte desiderio ineendebant, Ipsos vero Apostolbs ad magnalla Bei prae- 
dieanda impellebant. 1 ‘ ' 

Plarimas igitar agenteg Beatitodini Taaegratias, qnod nosad Pontiflclnm 
soHura difßeillimis bisce temporlbaö acearrere, Teifffictam solari, nostrosque Tibi, 
cleri item ac populi nostrae corae eommissernm aabtai sensos aperirc permiseris. 
Tibi ans ore anaqne mente acciamaaws, omnia faesta, concta bona adprecantes. 
Vive dia, Samte Pater, valeque ad Catholicam regendem Ecdeslam. Perge, ut 
facis, eam Tun robore tueri, tua pradentia dirigere, Tois etörfiare virtutibus. 
Praei nobis, ut bonos Pastor, exemplo, oves et agnos coelesti pabulo pasce, aqais 
sapientiae coelestis reflee. Nam Ta sanae doctrinae nobis Magister, Ta unitatis 
«enttarn, Ta poptrtis lumen indeflciens a divina Sapfentia praeparatum. Tu 'Petra 
es, et ipsias Ecciesiae ftmdainentum, contra qnod lnferorum portae nunquam prae- 
valebant. Te loquente, Petram aadlmas, Te decemente, Christo obtemperamas. 
Te miramur inter tantas molestias totque proceilas fronte serena et Mpertmtmto 
animo saeri maneris partibis fungentem, invietum et erectam. 

Dum tarnen justissima in bis gloriandi nobis suppetnnt argumenta, non 
possamns quin simal oealos ad tristia convertamns. Undequaque enim menti nos¬ 
trae se sistant imroania eorum faeinora, qui palcherrimam ItoHae tercam, eajas 
Ta, Beatissime Pater, colamen es et decas, misere vastarant, ipsamqae Tuam ac 
Sahctae Sedis principatam, ex qao praedara quaeque in civilem soeietatem velati 
exsdo fonte dimanarunt, labefbetare, ac fbnditas evertere connitantar. Namneque 
perennia saeculorum }ara, neqae dfatarna regiminis paciflea possessio, neqne tan- 
dem foedera totias Earopae anctoritate sancita et eonfirmata impedire potderant, 
qnominus omnia susdeqae verterentttr, spretfs legibus omnibas, qaibos hactenas 
saffdlta stabant imperia. 

Sed ut ad nostra proprfos aceedamus, Te, Beatissime Pater, lis proviöeRs, 
qnaram ope, et dignitate Sanetae Sedis, et totius Ecciesiae admitttstrationt aeqals- 
sime providebatur, nefario nsurpatoram homlnum scelere, qui non habent nisi 
velamen malitiae libertatein, spoltatam eemifiias. Quorum tniqae vkrientiae 
cum Sanctitas Tua invictisshno animo obstiterit , plarimas ei gtatias, Cathoiicoram 
ornniam nomine, censemas rependendas. 

Civilem enim Sanetae Sedis principatam eea qaiddam neoesaariom ac 
providente Deo manifeste institutum agnosdmue; Me deeiarare dobitamos, in 
praesenti reram hamanaram stata, ipsura hone principatam civilem pro bono ac 
Hbero Ecciesiae animarumve regimine omnio reqoiri. Oportebat sane totius Ec¬ 
ciesiae Caput Romanum Pontiflcem nulli Principi esse subjectum, imo nullius bos- 
pitem; sed in proprio dominio ac tegno sedentem suimet juris esse, et in nobfli, 
tranquilla, et alma libertate Catholicam Eidern taeri, ac propognare, totamve re¬ 
gere ac gaberoare Cbristianam Rempablicam. 

Quis autem infleiari possit in hoc reram buman&ram, opimonum, instUntie- 
numqoe conflictu necessarium esse at servetur eiürema in Baropa dtedias, tres 
inter veteris mundi continentes, qui dam vetati saicer tocss, «t Sed es «agoslissima, 
und* popalis prinelpibasqae vidssim -orintwr vox quoedaffl m agn a potensqae, vox 
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nempe justitiae et veritatfe, nulii fiavens prae caeteris, nuflias obseqaens arbitrfO, 
quam nec terrendo compescere, nec ullis artibus quisquam possit etrctfm venire? 

Qui porro vel hac vice fleri potaisset, nt Ecclesiae Antistites seettri hoc et 
toto Orbe accurrerent com Sanctitate Tua de rebas gravissimis acturi , si ex tot 
et tam diversis regionibus gentibusque confluentes, principem aiiqnem invenissent 
Mp eris dominantem, qoi vel prineipes ipsoram io susplcione haberet, veliltis, 
suspectus ipse, adversaretür? Sua sont etenlm et ehristlano, et civiofflcia: band 
quidem repngnaütia Inter se, sed diversa tarnen: quae adimpleri ab Episcopis quo- 
modo poasent, nisi perstaret Romae civilis prlneipatus, quaiis est Pontifieum, Joris 
allen! omnino immunis, et centrum quodammodo universal» concordiae, nibtl am* 
bitionis humanae splrans, nihil pro terrena dominatione moliens? 

Ad liberum ergo PontMeOm Regem venimus liberi, Ecclesiae rebos ntpote 
Pastores, et patriae ntpote dves bene et aeque consulentes, neque Pastorum, neqne 
civinm offlcia posthabentes. 

Quae cum ita sint, quisnam principatum iltam tam veterem, tanta anctori* 
täte, et tanta necessltatis vi conditum, aüdeat impugnare? Cui, si vel jns Ulnd 
humanum, in qno posita est principum securitas popolorumqae libertas attendatnr, 
quaenam alia potestas possit comparari? Quae tam venerabllis et 'sancta? Quae 
sive pristinis sive reecentioribus saeculis monarcbio vel respubiica jnribus tam an* 
gustis, tam antiqois, tam inviolabilibns possit gloriar)? Quae omnia si semel et 
in bae Sancta Sede despecta atqne pröculeata foerint, quisnam vel princeps de 
regno, vel respubiica de territorio possfnt esse securi? Ergo, Sanctissime Pater, 
pro religione quidem, sed et pro Justitia, jurlbusque, quae sunt inter gbntes re* 
rnm humanarum fbndamenta, contendis atque decertas. 

Sed de hae tam gravi causa vix nos decet amplius verba profprre, qoi Te 
de ipsa non tam disserentem quam ddCentem saepe saepius audivimus. Voi 
etenim Tua, quasi tuba sacerdotalis, tot! orbi clangens proclomavit, quod »singu* 
lari prorsus divinae Providentiae consilio factum sit, nt Romanus Pontifex , quem 
Christus totiua Ecclesiae suae Caput Centnnnqoe constltult, civilem assequeretur 
principatum 1 );« ab Omnibus Igitur nobis esse pro certissimo tenendum non for* 
tuito hoc regimen temporale Sanctae Sedf accessisse, sed ex speciali divina dispo* 
sitione illi esse tributum, tongave annorum serie, unanimi omnium regnorum et 
imperiorum consensu, ac paene miraculo corrobaratnm et conservatnm. 

Alto pariter et solemni eloqnio dectarasti »Te dvilem Romanae Ecclesiae 
principatum ejusque temporales possessiories ac Jura, quae ad Universum Catho* 
licum orbem pertinent, integri et inttolata cbnstanter ttreri, et servare veile; 
idimo Sanctae Sedis Principatus Beatiqbe Petri patrintonii tutelam ad omnes Ca* 
tbolicos pertinere; Teque paratum esse animatn potius ponere quam hanc Del, 
Ecclesiae, ac justitiae causam uOo modo deserere*).« Qtdbus praeclaris verbis 
nos acclamantes ac plaudenles respondemus, nos Tecum et ad carcerem et ad 
mortem ire paratos esse; Teque hnmiliter rogamus, nt in bac Constantia, ac flr* 
missimo proposito maneas immobilis, Angelte et hominftras invicti animi et snm* 
mae virtutis specfaculum factus. Id etiam a Te postulat Christi Ecclesia pro 
cqjus ieliciori regimine Romanis Pontiflcibus civilis principatns providentissime ftrit 
attributns, qnaeqne adeo sensit ejusdem tutelam ad ipsam pertinere, nt, Sede 


1) Lit Ap. XXVI. Mar. 1860. p. 3. 5. Allöcutio XX. Job. 1859. p. 6. Encyol, 
XIX. Jtu. 1860. p. 4. Allocntio XVII. Deo. 1860. 

9) Eptst Enoyel. XIX. Jan, 1860. pag. 7. 8. 
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olim Apostolica vacante, gravissimis in angusjtiis, temporale$ Romanae Ecclej^ae 
possessiones omnes Constantiensis Condlii Patres, uti ex publicis patet doean\ejnt(s, 
in unum administrarent; id postolant Christi fideles per omnes terrarum orbis 
regiones dispersi, qui libere ad Te venire, libereque conseientiae suae eonsulerp 
gestiont; id denique ipsa civilis deposdt sodetas, quae ex Tui regiminis subver- 
sione sua ipsa nutare sentit fundamenta. . , _ . 

Sed quid piura? Tu tandero aliquando scelestos homines et bonorum eeele- 
siastirorum direptores justo judicio damnan? omnia quae patrayerant»irrita et 
nulla« proclamasti i); actus omnes ab iis intentatos »illegitimos omnino et pacri- 
legos« esse decrivisti*); ipsosque talium facinofum reos poenis, et censpris eccle* 
siastieis obnoxios jure ac merlto deelarasti 1 2 3 ), . 

. Ho8 tarn graves Tui oris sermones, tamye praedara gesta nostrorum est 
reverenter exdpere, iisque plenum asseusum renovare.. Sicuti enim corpus capiti, 
cui jungitur membrorum compagine unaque vita, in omnibus, condolet,,, ita nos 
Tecum consentire npcesse est. ,Tibi, in omni Tua,hae acerbissima afflictione, sic 
copjungimur, ui quae Tibi pati contfngat, eadem et nos, amoris consensu, patia- 
mur. Deum interea supplices inyocamus, ut tarn iniquae rerum perturbationi 
finem ponat, Ecclesjapique Filii sui spopsam, taut misere epcpoliatam ac oppressam 
prislino decori ac Jibertati restjtuat,, , ; . . t 

Sed mirum nobis non eat tarn acriter, et infense Sedis Apostolicae jura 
jmpeti et impugnari. Jam enim a pluribus annis, eo devenit nonnullorum homi- 
num insania, ut non ampiius singulas Ecclesiae doctrinas rejicere, vel in dubium 
revocare conentur; sed totam penitus veritatem christianam, ebristianamque rem* 
publicam funditus evertere sibi proponant. Hinc impiissima tentamina vanae 
scientiae, falsaeque eruditionis contra Sacrarum Litterarum doctrinas, ipsarumque 
Inspirationen);. hinc malesana sollicitudo juventutem Ecclesiae matris tutelae sub- 
tractam quibusvis saeculi erroribus, vel saeclusa saepius omni religiosa institutione, 
imbuendi; hinc novae eaeque perniciosissimae de sociali, politico aeque ac reü* 
glosQ rerupi ordine.theoriae, quae impune quaquaversus sparguntur; hinc roultis 
familiäre, in his praesertira oris, Ecclesiae auctoritatem spemere, jura sibi vindi* 
care, pyaecepta proculrare, ministros vilipendere, cuitum deridere, Ipsos de Reli* 
gione errores, imo ecdesiasticos quoque viros in perditionis viam misere abeuntes 
laudare ac in honore habere. Venerabiles Antistites ac Dei Sacerdotes exaueto- 
rantur , exulare coguntur, aut in carceres detruduntur; quinimo ante tribunalia 
civilia, pro constantia in sacro ministerio obeundo,. eontumeliose pertrabuntur. 
Gemunt Christi Sponsae suis expulsa tectis, inedia fere eonsumptae, vel cito eon- 
sumendae; viri, religiös! ad saeculum, inyjdi remeare coguntur; sacro Ecclesiae 
patrlmonio violentae manus injiciuntur; pessimorum libro.rum, epbemeridum, et 
imaginum colluvie, fldei, moribus, veritati, ipsiverecpndiae continuum asperrimum- 
qne bellum infertur. .......... .^ ..." 

Sed qui talia moliuntur optime norunt in Sancta Sede, velut In arce ’tjn- 
expugnabili, robur ac vires yeritatis ac justitiae inesse, quibtis retundantur tiostium 
impetus; ibi esse speculam, ex qua vigiles Summi Custodis oculi paratäs insidias 
a lange conspiciunt, suis annuntiandas yommllitonjbus. Hinc odium implacabtte, 
hinc insanahilis livor, hinc cqntinuum seclestissimorupj hominum Studium, 'ut 


1) Allocutio XXVI. Sept. 185». p, VII. 

2) Allocutio XX. Jun. 1859. p. 8> 

8) Litterae Apostolicae XXVL Martii. 1800. 
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Sanclam Romanam Ecclesiam ejasqoe Sedem deprimant, ac $i fleri umqaam posset, 
prersus exscindat. 

Quis, Beatissime Pater, talia conspieiens, vel etiam reeensita audiens sibi 
temperet a lacrymis? Josto igitur dolore correpti oculos ac manus ad coelos le- 
vamas. Divinum illum Spiritura toto rnentis affectu implorantes, ut qui bac die 
olim nascentem Eoclesiam sub Petri regimine sanctificavit et roboravit; eam nunc, 
Te Pastore, Te Duce, tutetur, ampliet, ac glorificet. Testis sit votonun quae 
nuncupamus, Maria per Te Immaculiatae titulo hoc ipso in loco solemniter aucta; 
lestes hi sacri cinerea quos veneramor Sanctorum Romanae Ecclesiae Patronorum 
Petri et Pauli, festes venerandae exuviae tot Pontificium, Martyrum, ac Confes* 
sorum, quae hanc ipsam, quam preraimus terram, sanctam reddunt; festes tandem 
praeripue nobis adstent. Sancti isti, qui Coelitum Ordini hac ipsa die supremo Tuo 
judicio ariscripti, hodie Ecclesiae tuteiam novo titulo sunt suscepturi, primasque 
Omnipotenti Deo preres pro Tua quoque iucoluraitate suis de altaribus oblaturi. 

Adstantibus igitur istis onmibus, nos Episcopi, ne iilud impietas vel igno-, 
rare simulet, vel audeat denegarc, errores quos Tu damnasti, damnamus, doctri- 
nas novas et peregrinas, quae in damnum Ecclesiae Jesu Christi, passim propa- 
lantur, detestamur, et rejicimus; sacrilegia , rapinas, immunitatis eeclesiastkae 
viQlationes, aliaque nefanda in Ecelesiam, Petrique Sedem eommissa reprebamua, 
et condemnamus. 

Hane vero protesiationem. quam publieis Ecclesiae tabulis adseribi petfmus, 
Fratrum etiam nostrorum qui absunt nomine, tuto proferimus; sive eorum qui, 
tot inter angustias, vi detentl demi hodie silent ae plorant, sive qui gravibos ne* 
gotiis, aut adversa valetudine impediti, nobiscüm hodie adesse nequivernnt. Jon* 
girnus insuper nobis fldelem nostrum Clerum ac populum, qui eodem ac nos in 
Te amore, eadem pia reverentia animati, suum in Te Studium, qua precibus sine 
intermissione fusis, qua opibus in Obulo S. Petri mira, ut phirintum, largitate 
oblatis luculentissime comprobarunt, probe scientes sacrificiis suis id quoque curari, 
ut dum necessitatibus Supremi Pastoris consulitur, simul et ejusdem tibertati ser- 
vandae prospiciatur. 1 

Ulinam ad communem banc totius Orbis rhristiani, imo omnis socialis or* 
dinis causam in tuto locandam universi populi conspirarent! 

Utinam int eiligerem erudirenturque Reges et saeculi potestates, causam 
Pontificis omnium principum regnorumque esse causam, et quo tendant nefarii 
adversariorum ejus conatus, ac tandem novissima providerent! 

Utinam resipiscerent infeiiees illi aliquot ecclesiastici et religiosi viri qui 
vocationis suae immemores debitam Ecclesiae Praesulibus obediectiam denegantes, 
atque ipsum quoque Ecclesiae magisteriutn fernere usurpantes, in viam perditionis 
ahrerunt! 

Hoc a Domino Tecum flentes, Beatissime Pater, enixe atque ex corde exo- 
ramus, dum ad Tuos sacros pedes provoluti, a Te robur coeleste expetimus, quod 
Apostololica ac paterna benedictio Tua valet impertire. Sit haec copiosa et ex 
intimis penetralibus Cordis Tui largiter effluens, ut non tantum nos, sed absentes 
quoque dilectisaimos Fratres, itemque Fideles nobis commissos irriget ac perfundat. 
Sit talis quae nostres et totius Orbis dolores leniat et demukeat, infirmitatem 
sublevet, operam ac laborem foecundet, feliciora demum Ecclesiae Sanctae De 
tempora acceleret. 

Romae hac die VIII. mensis Junii anno Domini MDCCCLXli. 

Archiv ihr XirehvnrNht, VUl. 20 



3Ö8 Litterae Episeoporitth Romae eöngregaterum 4. 8. Jonii 1862.: 


M’&Hns Card: Mattei, Episc. Ostiehsis et Vetlternensis. ConstanMnus 
Card. Patrizi, Episc. Portuensis et S. Rufinae. Aloisius Card. Amat, Ep»e. 
Praertestiiius. AntbniUs Maria Card. Cagiano de Azevedo. Episc. Tuscu- 
lanus. Hyeronimus Card. D 7 Andrea, Episc. Sabinensis. Ludovicus Card. 
Altieri, Episc. Aibönensis. Engelbertus Card. Sterckx, Arbhiep. Mehlinienöis. 
Ludbtiicus Jacobus Mauritius Card. De Bonald ,An:h\ep. Lugdunensis. 
Fridericus Joannes Joseph Card. Schwarzenberg, Arehiep. Pragensis. 
Dominicas Card. Carafa de Traetto, Arfchiep. Beneventanus. Xyxtus Card. 
Riarlö'Sforza, Arehiep. tfeapolltanus. Jacobus Maria Ant. Caesar ' Card. 
Mathieu, Arehiep. ßisurttinus. Thomas Card. Gousset, Arehiep. Rhemensis. 
NiColaus Card. Wiseman, Arehiep. Wesimonästeriensis. Franciscus Augu- 
stus Card. Donnet, Arehiep. Burdigaleiisis; Joannes Card. Scitowski, Ar- 
chiep. Strigoniensis. Franciscus Nicolaus Maddalena Card. Morlbt, Ar¬ 
ehiep Parisiensis. Joseph Maria Card. Milesi, • Abbas Commerid. et Ordina¬ 
rius friuiri' Fontium. Michael Card. Garcid Cuesta, Arehiep, Compostellanus. 
Oufetanus Card*. Bedmi, Epise. Viterbiensis et Tusca nensrs. Ferdinandus 
Card. De la Puerile ', Arehiep. Burgensis. Melckiades Ferli»i, Patr. Con- 
stantinopolitanus Carolus Belgrad», Patr. Antiochenus. Joseph Trevisanato, 
latr. Venetiamm : Thomas Iglesias yBatcönes, Patr. Indiprum Oeoidenta- 
liuin. Antonius Hassun, Primas Constantinopoiitanus rit. armen. Aloisius 
Mmia Cardelli,. Arehiep. Achridensis. Stephanus Missir, Arehiep. Hiereno- 
poihanua rit. graec. Laurentius Trioche, Arehiep. Bahilonensis Latinorum, 
Tobias Aun, Arehiep, Berytensis Maronitar. Emanuel Marongiu-Nurra, 
AreJsiep. Calaritaiuis. Joannes Joseph Maria De Jerpkanion, Arehiep, 
Aibienste« Jowwte« Franc. Cometti,krüäsp Nicoraediensis. Mellonus Jolly, 
Arehiep. Senonensis. Leo de PrzylusH,,,Archiey. Gnesnensis et Posnanjensi?) 
Alexander Asinari de Saaimarzano, Arehiep. Ephesiuus. Edoardus Hur- 
matz, Arehiep. Siracensis armen, rit. Raphael D’Ambrosia, Arehiep. Durra,- 
chiensis. Joseph Maria De Belay, Arehiep. Aveniauensis, Paulus CyRen, 
Arehiep. Dublinensis. Thomas Ludovicus Connolly, Arehiep. llalifaxiensis, 
Joannes Bq,ptista Purcell, Arehiep. Cinc-innatensis Joannes Hugues, Ar¬ 
ehiep. Neo-Eboracensis. Renatus Franciscus Regner, Arehiep. Camarai ensis. 
Maximilianus de Tarnoczy, Arehiep. Salisburgensis. Antonius Ligi Bussi, 
.Arehiep. Iconiensis. Aloisius Clementi, Arehiep. Damascenus. Silvester Gue- 
vara, Arehiep.. pe Venezuela. Joannes Zwysen, Arehiep. Ultrajectensis Fri¬ 
dericus de Fürstenberg, Arehiep. Olomucensis. Paulus Brunoni, Arehiep. 
Taronensls. Athanasiiis Sabugh, Arehiep. Tyrenus Melchitar. Andreas Biz- 
zarri, Arehiep. Philippenste. -Franciscus Xav. Apuzzo, Arehiep. Surrenthms. 
Andreas Qollmayr, Arehiep. Goritiensis et Gradiscanus. Vincentius Tizzam, 
Arehiep. fsisibinus. Petrus ViUanova Castellacci, Arehiep. Petrensis. Visu* 
centius Spacca/pietra , Arehiep. Sroyrnensis. Michael Alexandriorum, Ar- 
ebtep. Hyerosolimitanos armenor. Marianus Ricciardi, Arehiep. Reginenais. 
Salvator Nobili Vitellesehi, Arehiep. Seleuciensis. Alexander Franchi, 
Arehiep. Thessalonieensis. Qregorius Scherr, Arehiep. Monacensis et Frisingensis. 
Georgius Claudius Ludovicus Pius Chalandon, Arehiep. Aquensis. Joseph 
Dominicas Costa y Borras, Arehiep. Tarraconensis. Ludovicus De la 
Laslra y Cuesta, Avcbiep. VaHisoKtanus. Gustavus d’Hohenlohe, Arehiep« 
Edessenus. Cajetanus Pace-Fomo, Arehiep. Melitensis. PhiMppus Qafioi 
Arehiep. Patraeehsis. Petrus Giannelli, Arehiep-äanfiefts«, Emanuel Gar- 
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gia GU, Archiep. Caesaraugusfanus. Coffredns Saint-MarC, Afcblep: Rhedo-; 
nensis. Julianus Floriamts Desprez; Archiep. Tolosanus. Spiridion Mad- 
dalena, Archiep. Corcyrensis. Marianus Barrio y Fernandes, Archiep.' 
Vaientinus. Franciscus August. Delm/nare, Archiep. Anxitanus. Carolus 
Dt la Tour D’Auvergne Lauraguods\ Archiep. Bituricensis. Meledius, 
Archiep. Dramas rit, graec. Petrus Dominicas Maupas, Archiep. Jadrensis. 
Ignatius ; Giustiniani, Episc. Chiensis. Raphael Sonetts Casanelli, Episc. 
Adjacensis. Ludovicus Carolus Ftton, Episc. Clarotnontelisis. Guilelmus 
Sillani, Episc. Jam Terracinensis. Nicolaus Joseph DehCssele, Episc. Namur- 
censis. Ignatius Bourget, Episc. MaHanopolitanus. Jacobus Gillis, Episc. 
Lymirensis. Fridericus Gabriel De Marguerye. Episc. Augustodunensis. 
Joseph Montieri, Episc. Aquinatensis , Pontis Curvi et Soranus. Ludovicus 
Joseph Delebecque, Episc. Gandpvensisr. Ludovicus Best, Episc. Canopensis. 
Qtorgius Antonius Stahl, Episc. Erbipotensis. Thomas Joseph Brown, 
Episc. Neoport dnsis. Carolus Gigli, Bpisc. Tiburtinus. Franciscus Maria 
VibCrt, Episc. Maurianensis. Joannes Armatus De Vesins, Episc. Agenesk 
JOdnnes Topich, Episc. Phtlippöpolitanus. Nicolaus Crispigni, Episc. Man-« 
ilciensis. Andreas Raess, Episc. Argenlinensis. Nicolaus Weis, Episc. fipi- 
rensii. Joseph Armandus Gignoux, Episc. Beiiavacensis Narioniensis et Syl- 
vanectensis. Joannes Baptista Leonardas Bertaud. Episc. Tutelensis. Jo¬ 
annes Jacobus David Bardon, Episc. Cadurcensis. Guilelmus Arnoldi, 
Episc. Trevirensis. Joannes FranCiscus Wheland, Episc. Aureiiopolitanus. 
Paulus Georgius Dupont des Loges, Episc. MetenSk Jöannes Bernardus 
Fitzpatrick, Episc. Bostoniensis. Joannes Mac Closheg, Episc. Albanetisis in 
Amer. Petrus Severini, Episc. SappCnsis in Albania. Joannes Martinas 
Hehny, Episet Milwaehiensis. Joannes Baptista Rosani, Episc. Aerytrensis. 
Joannes Donney, Episc. Montis Aibani. Petrus Joseph De Preux, Episc. 
Sedünenste: Caspar Boröwski, Episc. Luceoriensis et Zytomeriehsis. Carolus 
Mac^Nally, Episc. Clogheriensis. Bernardus Maria Tirrdbaesi, Episc. Fe- 
retotlnus. Urbanus Bogdanovich, Episc. Europensis. Jacobus Maria Jo¬ 
seph Bailles, Episc. jam Luconensk Joannes Baptista Pellei, Episc. Aqui- 
pefidiensis. Stephanus Marilley, Episc. Ldusannensis et Genovensis. Theo¬ 
doras Augustinus Forcade, Episc. Nivernensis. Ludovicus Antonius Au¬ 
gust. Pävy, Episc. Jalia-Caesarehsis. Antonius Martinus Slomschek, Epise. 
LaVantinus. Guilelmus Bernardus Ullathorne, Episc. Birminghamlensis. 
Aloisius Ricci, Episc. Signinus. Joseph August.' Victor. De Morlhon, 
Episc. Aniciensis. Joannes Timon, Episc. ButTalenäis. Amadeus Rappe, 
Episc. Cieveiandensis. Guillelmus Keane, Episc. Cloynensis. Joseph Maria 
Benedictus Strra, Episc. Dauliensis. Paulus Dodmassei, Episc. Atexiensis. 
Angelus Parti, Episc. Nicopoiitanas. Joannes Georgias Müller, Episc. Mo- 
MtsfeCiensk Camillus Bisleti, Episc. Cdmetanas et Centumcellarum. Joannes 
Thoihas Mullock, Episc. S. Joann. de Terra Naova. Dominicas Cahubio y 
AlbCrto, Epis«: Segobricensis. Joannes Antonius Balma, Episc. Ptolemai- 
densis. Aloisius Kbbes, Episc. Metoneivsis. Julianus Maria Meirieu, Episc. 
Dmfensis. Joannes Anton. Maria Foulquier, Episc. Mlmatensis. Francis¬ 
cus Kelly , Episc. Titopoiitanus. Antonius Felix Dupanloup . Episc. Anre- 
liandnsis.' Joannes Antoriins, Episc. Aretftusimrs. Joannes Ranolder, Episc. 
»sprimiensis. Petrus Simon Lud . De Dreux Brtze, Episc. Moliitensis. 
Joseph Arachtal, Episc: Trapeznntinus armert. Franciscus Petagna, Episc. 
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Castrimaris. Guilelmus De Ketteier , Episc. Moguntinus. Antonius Caro¬ 
lus Cousseau, Episc. Engolismensis. Clemens Munguia, Episc. Mecoaranus. 
Carolus Franciscus Baillargeon, Episc. Tbloanus. Guilelmus Turner, 
Episc. Salfordensis. Mathias Augustinus Mencacci, Episc. Civ. Castellanae 
Hortanus et Gallesinus. Joannes Petrus Mobile, Episc. Varsaliensis. Thomas 
Grant, Episc. Suthwarcensis. Cajetanus Brinciotti, Episc. Balneoregiensis. 
Joannes Bapt. Paulus Maria Lyonnet, Episc. Valentinensis. Ignatius 
Feigerle, Episc S. Hippoliti. Ludovicus Haynald, Episc. Transilvaniensis. 
Joannes Jacobus Antonius Guerrin, Episc. Lingonensis. Ludovicus Eu- 
genius Regnault, Episc. Carnutensis. Joseph La-Rocque, Episc. S. Hyacintbi. 
Joseph Cardoni, Episc. Carislensis. Gesualdus Vitaii, Episc. Agatbopolitanus. 
Laurentius Biancheri, Episc. Legionensis. Aloisius Philippi, Episc. Gra* 
tianopolitanus. Franciscus Joseph Rüdiger, Episc. Lincensis. Joseph Caixal 
y Estrade, Episc. Urgellensis. Joannes Kilduff, Episc. Ardagadensis, Joan-. 
nes Loughlin, Episc. Broklyniensis. Joannes Franciscus a Paula Vereq, 
Episc De Linares. Jacobus Roosevell Baylay, Episc. Nevarcensis, Petrus 
Espinosa, Episc. de Guadalaxara. Aloisius Ciurcia, Episc. Scodrensis. Ot¬ 
to carus de Attems, Episc. Secoviensis. Nicolaus Bedini, Episc. Terraeinensis. 
Ludovicus Maria Joseph Caverot, Episc. S. Deodati. Hieronym/us Fer- 
nandez, Episc. Palentinus. David Moriarty, Episc. Kerriensis et Aghadonensis, 
Benedictus Riccabona, Episc. Tridentinus. Olympus Philip. Gerbet, Episc. 
Einensis. Aloisius Jona, Episc. Montis Falisci. Petrus Barajas, Episc. S. 
Aloisii Potosiensis. David Bacon, Episc. Portlandensis. Franciscus Alexan¬ 
der Roullet de la Bovillerie, Episc. Carcassonensis. Joannes Joseph Vi- 
tezich, Episc. Veglicnsis et Arbensis. Cajetanus Rodilossi, Episc. Alatrinus. 
Nicolaus Renatus Sergent, Episc. Corisopitensis. Pelagius Antonius. La- 
vastida, Episc, Tiascalensjs. Guilelmus Vaughan, Episc. Phlymoutensis. 
Laurentius Signani, Episc. Sutrinos et Nepesinus. Nicolaus Pace, Episc. 
Amerjnus. Claudius Henricus Planiter, Episc. Netnausiensis. Jacobus Dug- 
gan, Episc, Chicagiensis. . Clemens Smith, Episc. Dubuquensis. Andreas Ca- 
sasola, Episc. Concordiensis. Antonius Joseph Jourdany, Episc. Forojulien- 
sis et Tolonensis. Laurentius Gilooly, Episc. Elphinensis. Daniel Mac- 
Gettingan, Episc. Rapotensis. Joannes Dolton, Episc. Portus Gratiae. Joan¬ 
nes Farr eil, Episc. Habtiltpnensis. Stephanus Semeria, Episc. Olynjpensis. 
Carolus Nicolaus Didiot, Episc. Bajnciensis. Conradus Martin, Episc. Pa- 
derbornensis. Joannes Onoratus Bara, Episc. Cataiaunensis Joseph Wiber, 
Episc. Halanensis. Laurentius Bergeretti, Episc, Sanctoriensis. Michael 
Marszew8ki, Episc. Wladislaviensis. Vincentius Gasser, Episc. Brixinensis. 
Franciscus Marinelli, Episc. Porphyriensis. Fortunatus Maurizi, Episc. 
Verulanus. Fridericus Jacobus Wood, Episc. Pbiladelpbiensis. Joannes Mac 
Eviley, Episc. Glaviensis. Thomas Furlong, Episc. Fernensis. Guilelmus 
Joseph Clifford, Episc. Cliflonensis. Petrus Henricus Geraud de Langalerie, 
Episc. Bellicensis. Ludovicus Delcussy, Episc. Vivarlensis. Joannes Simor, 
Episc. Jauriensis. Joannes Bapt. Scandella, Episc. Anlinoensis. Paulus Mel¬ 
chers, Episc. Osnabrugensis Petrus Antonius De Pompignac, Episc. S. Flori. 
Anastasius Rodrigus Yusto, Episc. Salamantinus. Joannes Ignatius, Mo¬ 
reno, Episc. Ovetensis. Antonius Dominguez-y-Valdqcanus, Episc. Guadj- 
xensis. Michael O’Hea. Episc,. Rossensis. Bemardus Conde y Corral, 
Episc. Placentinus Prov, Comp. Franciscus a Paula Benavides, Episc. Se- 
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guntinus. Ferdinandus Slanco, Episc. Abulensis. Joannes Joseph Casta- 
ner y Rivas, Episc. Vicensis. Cosmas Marrodan y Rubio, Episc. Tiraso- 
nensis. Matthaeus Jaume y Gar an, Episc. Minoricensis. Petrus Lucas 
Asensio, Episc. Jacensis. Joseph Maria Papardo, Episc. Sinopensis. Clemens 
Pagliari, Episc. Anagninus Franciscus Mac-Farland, Episc. Harfordiensis. 
Franciscus Lacroix, Episc. Bajonensis. Ignatius Senestrey, Episc. Ratls* 
bonensis. Joannes Sebast. Devoucoux, Episc. Ebroicensis. Eduardus Hör an, 
Episc. Kihgstoniensis. Franciscus Kerril Amherst, Episc. Norlhantoniensis. 
Päschalis Vuihic, Episc. Antipbeliensis. Andreas Rosales y Munoz, Episc. 
Gienensis. Michael Payh y Rico, Episc. Concbiensis. Petrus Cubero y Lo¬ 
pe% de Padilla, Episc. Oriolensis. Joannes Antonius Augustus Beleval, 
Episc. Apamiensis. Valentinus Wiery, Episc. Gureensis. Antonius Halagi, 
Episc. Arturiensis rit. arm. Joannes Joseph Lyrik, Episc. Torontinus. Joseph 
Lopez-Crespo, Episc. Santanderiensis. Ludovicus Maria Oliverius Epivent, 
Episc. Aturensis. Petrus Jeremias Michael Angelus Celesia, Episc. Pacten- 
sis. Alexander Paulus Spoglia, Episc. Kipanus. Joannes Monetti, Episc. 
Cerviensis. Petrus Mac-Intyre, Episc. Carolinopolitanus. Michael Domenec, 
Episc. PiUsbargensis. Alexander Bonnaz, Episc. Csanadiensis et Temesvariensts. 
Darms Bucciarelli, Episc. Pulatensis. Gerhardus Petrus Wümer, Epise. 
Harlemensis. Georgius Butler, Episc. Cidoniensis. Patritius Franciscus 
Oruice, Episc. Marsiliensis Joseph Maria Covarubias, Episc. de Antequera. 
Robertus Cornthwaite, Episc. Beverlacensis. Aloisius Di Canossa, Episc. 
Veronensis. Laurentius Studach, Episc. Orthosiensis. Joseph Berardi, Ar- 
chiep. electus Nicaenus. 

3. Responsum Pii PP. IX. d. 9. Junii 1862 ad litteras antecedentes. 
(Giornale di Koma 1862. Nr. 131.) 

Sensus, quos hactenus Nobis exposuistis, Venerabiles Fratres et Dilecti Filii, 
summam Nobis attulerunt laetitiain; sunt enitn amoris vestri pignns erga Sanctam 
banc Sedem, multoque etiaro magis testimonium praeclarissimum illius vinculi 
charitatis, quo Eedesiae Catbolicae Pastores non solum inter sc, verum etiam cum 
bac Veritaüs Catbedra arctissime coojunguntur: ex quo manifesto apparet Deum 
auctorem pacis et cbaritatis nobiscum stare. Et si Deus pro nobis, quis contra 
nos? Ipsi ergo Deo laus« honor et gloria: Vobis vero pax, salus et gaudium: pax 
eordibus veslris; salus Cbristi fidelibus cürae vestrae commissis; gaudium vero 
Vobis et illis, ut una cum Sanctis exultetis cantantes cantfcum novum in domo 
Domini in saecula saecolorum. 

4. AUocutio habita in Xystino Sacello 

A. SS. D. H. PP. PIO IX. 

die 6. Janii 1862.' 

AD PRESBYTEROS CA.TH0L1C0S 

QDI 

OB SOI.EMNEM BB. MARTYBUM JAPONENSIÜMfET B. MICHAELIS DE SAN¬ 
CTIS CQNFESSORIS CANONIZATIONEM ROMAM CONVENERUNT. 

Mirabüe quoddam, et visu jucundissimum exbibet Nobis insueta frequentia 
veslra, auspieatissimo hoc tempore, quo vos cum Venerabilibus Episcopis ex Orbe- 
universo circa Nos et principem taanc B. Petri Sedem cemimus congregatos. Quod 
cum intuemur, acerbitates Nostras nedum leniri senlimus, sed eas ferme oblivis 
cimur. SeiHcet id effedt unus pacis et concordiae auctor Deus, qui Ecclesiae soae 
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dedii servare wnitateva in. vineulo pacis T ul fltteles orwias wanim Corpus, 
unus spiritus essen t,. In «a uni Ute sita est maxiste fldeliani glaria. in ea de* 
eus Ecclesia«, in ea bostium formido, quibus idcirco Ecclesia ipsaterrfbilis appa- 
ret tamquam castrorum aries Ordinate. In hac acte constituti sub pastoribus ves- 
tris, quibus praeesl Supremum Caput, uausquisque in suo ordine, ad instar exef- 
citus sub Imperclereet-ducibus, mandata peragite. Hoc saue inter causas doloris 
aetati npstrae feiiciter obvenit. ut pastores can» Capite arctissime jungerentur. 
Eorum vestigiis insistite, vosque Apostoücae Sedi vinculom tripiex, orationis, cba- 
ritatis, doctrinaeque eonjungat. Orationis, quae penctrat nubest per quam ini- 
petratur obtentio omnis boni, et liberaPio ab oMni malo. Cbaritatis, 
qua c rescimus in illo per omnia, qui est Caput Christus, ex quototum 
corpus compactum et cornieamm augmentum fädt: in aedificationem. 
Doctrtoae demum, qua retmetur fldei depositum HJibatum, qua velut Domini 
luce perfusa per Orbem totum radios suos porrigit Ecclesia: Srimms 
utique tristissimis Nos versari tomporiba«, et Petri Sedem potissiroe impugnaxi. 
Sed ipsa tanla est divinitus saliditate munta, ut cam negue haeretica unquam 
corruptpere praxitas, nee pagana potuerit smperart perfidia. Sic inere- 
dulae iropietatis ausus huic lapidi impingaat, et tamquam somnia et fabulae 
abolita etantiquata, evanescen. Haec discant a vobis in regiones veetoas 
reversis fideles vigilantiae vestrae eoncrediti. et caiholico spiritu ueque magis im- 
buantur, quem. de ipso fönte vmitatis vas. plenius bausiatis: sciant rivos afonte 
praecisos arescere; sciant eos eoronari, qui legitime certavermt; sciant Eccle- 
siae acitatem firmiter tenere omnee, et vindicare oportere. fta animo 
comparati etPastorum vestorum aemulantes exempla, pro eerto. habet«, Deum Qfp- 
timum Maximum hoc unitatis vinculum benedictione caelesti conflrinaturum, cujus 
soildum pigftus esto Apostoliea Benedictio Nostra, quam vobis ohinibus amantissime 
impertimur; nec vobis modo, sed et itdelibds vigilantiae vestrae commissis, quibus 
banc praeseatiam vestram apud Nos spirituales fructus aUaturam speramus. Ita- 
que veoiam libenter tribuintus, ut die a proprio cujusque vestrum Episcopo desig- 
nanda quieuinque ex vestris regionibus profecti hw adestis A post« li cam Benedic- 
tionem. cum applicatione Pienariae indolgentiae Fidelibus spiritoaii vestrae curae 
concreditis semel impertire possitis, dummodo illorum singuli Sacramentali Cos* 
fessioni expiati et Sacra Synaxi refecti pro Sanctae Matris Ecclesia« exaltatione et 
. triumpho ferventes ad Patrem misericordiarum preces effaderint. 

HÖR IT OM. 

Apostolica Benedictio, de qua supra mentio est, danda erit in forma Ecclesiae 
uonsueta, et ab iis tantnmmodo dari poterit, qui aut Pvrocbi sunt., aut Parochorum 
auxiliäres, aut Religiosarum Domuum, aliorumve Piorum Loeorum, aut Institutorum 
ohristianae juventuti educandae, aut Hospitatium, aut caroerum poenalium moderatores. 

B. Für einzelne Linder, Provinzen, DIBcesen. 

t • * • 

I. Oesterreich. 

Vorschriften über VerwaJtung des Vermögens • ■ 
einzelner Kirchen und geistlicher Pfründen, Sowie der z® Gunsten 
derselben gemachten Stiftungen in der böhmischen Kirchen¬ 
provinz. 

(Prager Ordinariatsblatt 186® Nr. 2. 3. — Königgräte. Gons. Curr. 1863 Nt--9.) . 

Allgemein«! Grundsatz. 

% 1. Das Kirche»* und- FfHladen-Vermögen ist unter, der durqh kirchliche 
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Kgfcmep, geregelten Oberaufsicht des bis«chöQicl>en Ordinariates vondeujeipgie^jyi 
verwalten, welchen nach Massgebender Kirpbengesetze diese,,yerwaUung zustetyj. 
..(jf.; Der Bezirks-Vikär vermittelt für ; den ihm. zugewiesenen Bezirk die Verbin¬ 
dung zw(i$ch?n dem Ordinariate und den Verwaltungen einzelner Kirchen und 
^(lpdpn, wenn niifht ein.apdqrer Priester, mpt djeseg» Gehöfte fi)r den District 
vom ; Qrdjnuriale he,tjapt winjL . ••■*, > . , . 

: Eratea Hauptatliek. 

Verwaltung des eigentbümiieheu und StMtungs vermögen» < 

* ieinzelner Kirchen. 

Krater Abschnitt. Die znr. Verwaltung dieses Vermögens berufenen Personen, 
deren Pflichten und Geschäftsführung;. 

J. 2. Der geistliche Kirehenvotsteher und die KfrebAnkira- 
"ihefer. Die' Verwaltung des Vermögens einzelner Pfarr-, Pilial- nndCölhraeuda't- 
Klrttien, sowie Öffentlicher Kapellen, auch wenn sie einer säeular- öder regular- 
geistlichen Genossenschaft einverleibt sind : - und der za Gunsten derselben ge¬ 
machten Stiftungen führt tfer geistliche Klrrhenvofsfeher (Pfhrref oder ‘ Admini¬ 
strator.) ■ : ' ; .. . ' 

IHe Eingepfarfrten betheiligen sich hierbei durch zWet Vertreter (Kfrclfen- 
■pröpste, Kirchentöter, ZeChprÖpstC,' RirchenkäThmferef);' wo besondere tfinstftnde 
eine stärkere Vertretung der Pfarrgenossen WönschensWerth rtacherr, b^lfSTt sich 
das lVrdinaHat vor, die Zahr derselben 1 Zu vergrößern. ( 

Von'dem Masse und der Beschaffenhell desKirrhenvermögebs hangt 1 es ab, 
inwiefern es erforderlich Ist,- dass die Kii'Chenvermögens-'VenvWtong zur 1 Verffdh- 
tüftg der ’ibi- obliegenden Geschäfte sich noch einen ReChnUngsfOhrer beigesöHt», 
■ftW’desseh Amtshandlungen* §14 Jedoch verantwortlich bleibt." '* • 1 '■ 1 

§. 3. Rechte des Patrons. Bezöglich der Rechte, wAMMd‘dato Kttehert- 
patrbi're hi Ansehung der Verwaltung de§ Klfcheh-eigenthümlichen und Stiftungs- 
Vermögens im Sinne det’Krrdiengesetze und inBerücksfetttigmig der^obWatfenden 
Umstande fortan' zustefieU werden, slhd die Bestimmungen der gegen wärtigett ; Arf- 
Weistitfg zur Richtschnur zu nehmelt. ! '• • ’’ ’ " h: ' 1, 

Ith Allgemeinen steht es 1 dem Patrone zu, entweder ^seflbst öder mittelst 
^lnes Stellvertreters, welcher Stets eiif Mann katholischer Relfgibn; unbescholtenen 
Wandels und Rufes sein Söll, zu Zweckmässiger Verwaltung des Kircbengntes 
durch seinen Rath mitzilWirkeh, Und die etwa wahrgeööIhmerierr UnzuköVnthliCH'- 
keiten dem Bischöfe'ariktrzeigen. ' . r ,. :.i:. 

1P Besonderem hat er das Recht, entweder seihst oder durch seinen' Stell¬ 
vertreter zu allen die* Verwaltung des Kirchengutes betreffenden Berathungen und 
Verhandlungen beigezögen zu werden, wie auch bei Gegenständen, ffbet Welche 
die Rirehetavermögens * Verwaltung auf eigene Verantwortlichkeit vertilgen kann, 
zu verlangen, dass sie dem Bischöfe zur Kfitsöheidung vbrgelegt werden. •" 
Wenn es dem Patrone nicht wohl möglich'ist. den Verhandlungen selbst 
oder durch einen StellVeffrfeter beizuwohnen, derselbe jedoch Oder sein Stellver¬ 
treter im Bereiche der Diöcese wohnt: so bat die Vermögens-Verwaltung Picht 
nur bei einer Veräusderung oder beträchtlichen Belastung, sondern auch hei allen 
Massnahmen öder Ausgaben, zu welchen die Genehmigung desBischofes erfordert 
■Wird, überdies aber Auch dann; wenn 1 es sieh um die Einklagung von rechtmässig 
afü (gekündigten KapRaiien, der von angelegten Kapitalien fälligen' Interessen' oder 
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anderer der Kirche gebührenden Leistungen handelt, die schriftliche Aenssertmg 
des Patrons einzuholen and dem Bischöfe vorzalegen. 

Sollte aber ein Patron beweisen können, dass ihm kraft der Stiftung grös- 
v sere Rechte zukommen, so-steht es ihm frei, dieselben geltend zu machen. 

Nicht nur bei den Kirchen des landesfürstlichen, sondern auch jenen des 
Religionsfonds- oder Studienfonds-Patronats ftfoet die kaiserliche Regierung die dem 
Patrone zukommenden Befugnisse. 

$. 4. Beitragspflicht zur Bestreitung kirchlicher Bedürfnisse. 
Die Bestimmungen dieser Anweisung üben auf die Verpflichtung derjenigen, welche 
zur Bestreitung kirchlicher Bedürfnisse bisher beizutragen haben, keinen Einfluss; 
denu zufolge Allerhöchster Entschliessung vom 3. October 1858 bleiben bezüglich 
der Frage, yon wem und in welchem Masse bei Unzulänglichkeit de» Kirchenver¬ 
mögens zur Bestreitung kirchlicher Bedürfnisse beizutragen sei, und in wie weit 
solche Leistungen erzwingbar seien, für jetzt die bestehenden Vorschriften in 
Kraft. Seine Apostolische Majestät haben sich jedoch Vorbehalte», die Angelegen¬ 
heit mit Rücksicht, auf die Kirchengesetze, die Landesgewohnheiten und die dureh- 
geführte Grundeniiastung neu zu ordnen.. i , 

$. 5. Vogteien, Da die Verhältnisse, durch welche die Vogteieu ent¬ 
standen, nun bis auf den letzten Nachklang verschwunden sind, so müssen sie, 
wo sie noch der Sache oder dem Namen nach bestehen, als aufgehoben ange¬ 
sehen werden; um sp weniger kann denselben, irgend ein Einfluss auf die Ver¬ 
mögens-Verwaltung eingeräumt werden. 

$. 6. Der geistliche Kirchenvorsteber. Der geistliche Kirchen¬ 
vorsteber (Pfarrer oder Administrator) steht au.der Spitze der Vermögens-Verwal¬ 
tung der der pfarriieheu Jurisdiction unterstehenden Kirphen und öffentlichen Ka¬ 
pellen. ihm liegt, die unmittelbare Sorge für die rechtmässige, Erhaltung, Ver¬ 
mehrung und Verwendung des Kirchengutes nach Massgabe der bestehenden kirch¬ 
lichen Vorschriften ob. 

Er hat alle , die genannten Zweige der Kircbenvertnögens- Verwaltung be- 
,(reffenden Amtshandlungen, emzuleiten, die zu derselben gehörenden Theilge- 
Scbäfte den ihm, beigegebenen Mitverwaltero des Kjrcbenvermögens zuzuweisen 
und deren pünktliche Besorgung zu überwachen.; die zur Verwaltung nötbigen 
Bücher anzulegen, und entweder seihst zu führen, oder aber unter seiner unmit- 
Iglbaren, Aufsicht und Haftung führen zu,lassen; die durch die. Geschäftsführung 
.angezeigten Aufschriften zu verfassen, oder unter seiner.Haftung zu besorgen; 
bei den ordentlichen oder ausserordentlichen Berathungen hat er den Vorsitz za 
führen, dieselben zu leiten und für gehörige Protokollirung der gefassten Be¬ 
schlüsse ,zu sorgen; die Thätigkeit und Berufstreue der Kircbenkäminerer und 
des im Dienste der Kirche stehenden Personals zu coutroiireu, und alljährlich die 
Schlussrechnung zu, verlassen oder deren Aufnahme zu veranlassen. 

Er hat ,von der Kirchenkassa einen Schlüssel, welchen er sorgfältig zn be¬ 
wahren hat, und unter keinem Vorwände den zur Kirchenkassa Zutritt Habenden 
überlassen darf, gleichwie er nicht befugt ist, die zwei anderen Schlüssel von den 
mit diesen Betraufen abzuverlangen, oder unter was immer für einem Vorwände 
in Besitz zu nehmen. 

§. 7. Kirchenkämmerer und deren Bestellung., Die. dem, Seel¬ 
sorger zur Verwaltung des Kirchenvermögens beigegebenen Kirchenkämmerer 
sollen rechtschaffene, unbescholtene, wohlhabende, oder wenigstens nicht ganz 
mittellose und vollkommen verlässliche Männer, des Lesens, Schreibens und Rech- 
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nen* kundig,* weder mit-einander noch mit dem Seelsorger zn nahe verwandt oder 
verschwägert sein, oder in einem anderen wechselseitigen AbhängigkeKsverhäH- 
nisse stehen. 

Sie werden' von dem geistlichen Kirrhenvorsteher mit Rftchsicht auf die be¬ 
gründeten Wünsche der Bingepfarrten ans den im Pfarrsplele wohnenden katbo- 
Rachen Laien vorgeschlagen. 

n Behnfs Restellnng der Kirchenkimiaerer hat der Seelsorger, ohne in der 
Regel selbst die Wahl zu leiten.- die Bingepfarrten aafeufordern, ihm durch ge¬ 
eignete Vertreter die Minner, welche sie dieses Amtes vorzugsweise würdig ach¬ 
ten, in grosserer AnaohH als sie eigentlich nOtbig sind (vergi. $. 2.) bekannt zu 
geben. - 

Hat er Seinerseits gegen dieselben keine begründeten Bedenken, so sehligt 
er sie durch den Berirks-Vikir oder den hierzu Bevoilmirhtigten dem Ordinariate 
zur Bestätigung vor; hat er jedoch gegen die Bezeichnten begründete Einwen¬ 
dungen zn erheben, und vermag er es nicht selbst die Bingepfarrten znr Bezeich¬ 
nung-Anderer zn bewegen: so hat er unter Angabe seiner Gründe, und der von 
ihm als geeignet zn Bezeichnenden durch den Bezirks-Vikär oder hierzu BevoH- 
nächtigten (§. 1.) die Entscheidung des Ordinariates anzusuchen. 

Für die Verwaltung des Vermögens von Filialkirchen sind die Kirehenkäm- 
merer unter Beachtung der angeführten Bestimmungen aus denjenigen Pfarrge- 
nossen'Voranschlägen, weiche bei rnzuiSnglichkeit des Vermögens dieser Kirchen 
zofDerkung des Mangelnden verpflichtet sind. 

. "> / 8. Baner ihrer Amtswirksamkeit. Die Amtswirksamkeh der 

KircOenklmmerer dauert drei Jahre vom Tage der Bestätigung an gerechnet. 
Sollte es sich thotsflcblich beraussteilen, dass einem derselben die erforderlichen 
Eigenschaften fehlen, so kann er auf den mothrirten Antrag des geistlichen Kir- 
chenvorstebera votn Ordinariate ancb vor Ablanf dieser Zeit entfernt werden, 
i Um vor Ablauf dieser Zeit freiwillig von diesem Amte zurOckfreten zu kön¬ 
nen, bedürfen sie der ausdrücklichen Zustimmung des Ordinariates. In den beiden 
vorgenannten Erledigung»füllen, so wie auch wenn die Stelle eines Kirchenklm- 
rnerrn vor der Zeit dareh Tod, unheilbare Krankheit, Auswanderung aus dem 
Pfarrspiele u. drgl. erledigt wird, bestellt der geistliche Kirchen vorsteh er mit Zu- 
«ttmmnng des Bezirks-Vlkürs oder des hiezu Bevollmächtigten einen Ersatzmann 
aus den mehreren von den Eingepfarrteo bei dem vorhergegangenen Verschlage 
Bezcicbneten, und vom Seelsorger für geeignet Behinderten, sonst aber einen an¬ 
dern dazu Qualiflcirten. 

Dessen provisorische Amts Wirksamkeit dauert bis zur Zeit, wann die neue 
Bestellung der Kirchenkimmerer regelmässig vorzunehmen gewesen wire. Sollten 
dort, >wo zwei Kirchenkimmerer sind, zufällig beide Stellen vor der gesetzlichen 
Frist erledigt werden, so ist sogleich eine förmliche neue Anstellung nach Vor¬ 
schrift $. 7. vorzunehmen, und hat die Amtswirksamkeit der Bestellten ohne 
fttteksieht auf die noch übrige Dauer, für welche ihre Vorgänger bestellt waren, 
dureh -drei Jahre zn währen. 

Die Aastretenden haben ihre Verrichtungen so tauge forttufübren, Ws die 
neuen Kirchenkämmerer bestätigt sein werden; sie können aber wieder gewählt 
Werden, ausser im Falle erwiesener Untaugliebkeit oder Unwürdigkeit. 

f. ü. Emolumente dieses Amtes. Die Kircbenkämmerer haben ihr 
Amt.als ein Ehrenamt zu betrachten, und verwalten es In der Regel unentgelt¬ 
lich; ’ wo sie aber in dem Gewisse einiger nicht * aufgehobener Vortbeile waren, 
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-sOH ös dabei- verbleiben; auch ktonten ihnen «fntto-gäbst igwGmatänden; desKif- 
etaehgutesvund unbeschadet seiner eigentlichen Bestimmung rdtil Geaehurigrmg 
des Ordinariates in Hinkunft Emolumente ermittelt werden. •< 

• :f Da-sie dem geistlichen Kirchenvorsteher in derVerwaltaagdes Kirchen¬ 
gutes zur Seite stehen, und das Süssere Wohl der Kirche mft&edtff kirchlichen 
Stiftungen aus Liebe zu Gott und dem Nächsten wahrnehmen, so verdienen de 
vorzügliche Achtung und besonderen itamt-.der Eingepfaratanv wessbalh ihnen, 
wo dies Obiich oder mit' anderen- RüekcMbteiti veeeiftbariiehirtt BHrensUze Imder 
Kfreberadsgemittelt werden selten. - *' ->-*'■• -.v . - - . r .1 - **<« 

1 .' • $. 10. Einföhrung in des'AmK- Bei der derinahgen-Gebergabe.der 
Kirehenvermögens-Verwaltung werden sie durch den Bezirks-Vlkär oder BeUoll- 
miöhtigten (§i 1.), sonst aber in <der Regek -durch, den' geistlichem KWChenvor- 
stehermihr Amt eingeföhrt und beeidet. Beim Amtsantritte ist- dem Ersteh be¬ 
ziehungsweise dem Aeltesten und eventuell-(vörgL §. 19;) auch' devZWeitöh «us 
-ihnen ein Schlösse! von der mit dreifacher Sperre' versehene» Kirchenkasse -ahr 
■Aufbewahrung'nnd' mit der Weisung zu übergeben , denselben' unter köhiem. Vor¬ 
wände einem der zur Kirchenknssa Zutritt habenden Mitverwalter.’des Kircbeh- 
gutes zu überlassen. Ebenso ist ihnen beim Amtsantritte in did dufetzt getagte 
Ktrcbenrechnung und in das Kirchen- «ld Pfrühdert-Inventar Einsicht mr gewäh¬ 
ren, und überhaupt die nothwendige ftenntdiss von dem Stande de» Kirchenver- 
Htügtens zu erleichtern dam# sie-von den-einzelnen BestandthaHbn desselben und 
von den allfälligen Aktiv- und PaSstv-Ausstiitelcm ■ die erforderliche Wtssenicbaft 
'erlangen, und haben sie die geschehene'Einsichtnahme! srhriftiteft zu bestätigen. 

- S. H- Rechte und Pfltefh ten. Sie sind- berecMget undi'rtdrpilcbtet 
mH der Aufmerksamkeit eines guten Hausvaters darauf zu* sthe»i dass das Vor¬ 
handene kircheneigenthümliche und" Stiftungs-Vermögen nach'den bferüberUe- 
stebenden Vorschriften ohne BeeinträrhtiguBg* und iBeirrnig der dem Seelsorger 
htusichtlicb dee Gottesdienstes und der Seelsorge zdkemmhnded Beebte urfd Pflich¬ 
ten-verwaltet werden Sie haben daher mR dem ■ gefetticben Kircbeovorsteher dir 
die 'rechtmässige Ertobeng, Vermehrung und Verwendung des Kirchengutes; Sorge 
"ZU tragen; den ■ die -Vermögens*'Verwaltung betreffmiden Borathongen beizuwohnew; 
die ihnen- vom geistlichen Kirchenvorsteher zugewiesenert TUeHgescbäKe geoib 
■uni"unter (eigener Verantwortlichkeit zu vollziehen. .AU jenen' Geschäften' der 
•Verwaltung jedoch, ■ bei denen. sie persönbc.h interesSirt sind,- dürfen «sve-sich nieht 
betbeibgen. Bemerkte ResCbädigOngen des Krrcbengutes oder sonstige BeetahräeH- 
tigungen haben sie dem geistlichen Kircbenvorsteher oder bei'Gelegenheit dbr 
Zasammentretung Oer Verwaltungsbehörde amnzeigen; <; und «uf deren schleunige 
Abstellung zu dringen; die-Gebahrung des Messners mitKewan, Chi;' Wein- u. 0 c-W. 
m überwachen und Wahrgenomraene Unzukömmlichkeiten 'deiU Seelsorger nur 
Kefmtniss zu bringen; die von«ÖemRechnungfifttbrer gelegte(Rechnung züiprüfen, 
eine dfe' commissiooelle Abhörung derselben erfolgb ' 

Bei . dem Austritte aus dem Amte bleiben sie für die Dauer, ihrer(Amtavefl- 
waltung bis zur vollständigen Erledigung der von ihaen mitzulegeüdfen Rechnung 
verantwortlich, Vormündern gl«cb V i welche dao ihnen aUr Last 'gebende Verschul¬ 
den zu vertreten haben. ■ •„< . v ~ t, . .,t- • n*.i<. r 

§. 12 . Gesc*äftrafft'htu*g : de# Vormbgens-tVGrwattung. iSbn-die 
iVerwaltahg; des Kirctoeatvermögtos dem geistliehen 1 Kirchewvoristebef uifid jjen Kir- 
cfcenkämmerenr zusammen anvertraut ist; umP-sfe'aitofttrdie gehörige 16 ebahrtmg 
. haftenisb tesi -uMmgüdgttch • mtthn w Ug, • dose Jede» Eiubeitigkeit, - vermied«. 
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«ad ein g emein s am e», Knsaroroenwirken erzieh werde. Desshalb sind alle auf die 
Vermögens-Verwaltung Bezug habenden Geschäfte der gemewsainen Berathung 
zn unterziehen und Behufs derselben: 

7 • ! ' i * i.-eifi yS?enbs fiestiens-PrttdkflH zu fWren; und ' ’ 

i. sowohl periodische als aflsshrordenWebe Berathungeh abzuhalten. 

- • 18. 1. Gestion»-Protokoll. In das Gestions-Protokoll sind nicht 

■Ml die wn einer Bermthnng bis zur nächstfolgenden eingelaufenen die Verwal¬ 
tung des Kirchengnies betreffenden schriftlichen Eingaben, sondern auch jedes 
mändücbe derlei Anteiligen der einzelnen Kirchenkimmerer oder anderer Per- 
soeen anfzu nehmen and nach Baten und Geschäftszahl zu verzeichnen. Uage- 
-aehtet das Vermögen jeder einzelnen Kirche • abgesondert zn verwalten ist, so 
genügt doch für alle einem geistliehe« Kirdtenvorsteher unterstellenden Kirchen 
ein Gestions-Protokoll, da die genaue Aufnahme der Verhandlungsgegenstiode 
deren abgesonderte Behänd lang erleichtert. 

- §. 14. 2. Berathangen. Die ordentlichen «der periodischen Beratbungen 

haben in der Hegel monatlich, oder in Heeren Zwischenräumen, deren Dauer 
der göttliche KirchenvarsteMer «ach Massgabe des Umfonge» der Geschäfte «! 
.bestimmen hat, die jedeeh nie Aber zwei Monate anszadebnen ist, stattzufinden. 

Den Tag der Zusammentietong hat derselbe im Einvernehmen mit den 
Kirebenkämmerem zu bestimmen. Hat der Kirchenpatron oder sein Stellvertreter 
im. Pfanrspiete oder in der Nähe seinen bleibenden Wohnsitz, so ist derselbe; gen 
der Zeit der periodischen Beratbungen in die Kenntnis» zn setzen, und ihm dcr 
Tag; der Zusammeniretuog bekannt zn geben. -Er;ist berechtigt, aber nkhfcver- 
ifli^Heb zu erscheinen, während der geistliche Kirchenvorsteher and die Kirchen- 
kimmecei^ beizuwehneu verpachtet sind. 

Erscheint der Patron in Person, so ist jhm< der Ehrenvorsitz einznräamea, 
sein Stettverteeter nimmt den Sitz nach dem getslHcben Kirehenvorsteber ein. 
.Der Kirchewonrteher bat die 1 Berathung der im Gestieno’Pr.otokolle verzeichnet«! 
Uder zur Verhandlung gebaachtea Gegenstände zu leiten, und die durch Stimmen¬ 
mehrheit gefassten. DesehMsse, oder wenn ein Separat-Votnm abgegeben werden 
wellte, im Gestiong*PratekoUe selbst in Kürze anznmerken, zu welchem Sehreib- 
gsscbäfte nfithigentoUfi auch der Kaplan oder Schullehrer verwendet werden 
kann. Jedem Mitglied der Vermttgens-Verwaltnog ist es unbenommen, aber die 
zu berathenden und zu beschliessenden Gegenstände seine Ansicht offen auszu¬ 
sprechen, und, seine auf den Nuteen und das Gedeihen des Kirebengutes abzielen- 
deu, Anträge zu machen. Im Falle der. Nichtbeachtung derselben kann die An¬ 
zeige an den Bezirks-Vikär oder Bevollmächtigten und in weiterem Zug« an das 
Ordinariat erstattet) werde». . 1 • , 

... . . .Bei besonder» wichtigen und keinen Aufschub zalassenden Angelegenheiten 
Sind ausserordentliche Zusammentretemgsn zu veranlassen. Unter den eben an¬ 
gegebenen Umständen ist dazu der Kirehenpatroa oder sehn Stellvertreter mit 
Angabe des Gegenstandes eiwntfaden, und ist über eine jede seiche ausserordent¬ 
liche Sitzung ein Protokoll aufzunehmen, von allen Anwesenden zu unterfertigen, 
und wenn der Patron oder sei» Stellvertreter night anwesend wgr, diesem zur 
Beifügung seiner.Aeusserung mitzutheileu, tun dann durch den. BeairlwrVikär oder 
den Bevollmächtigten dem Ordinariate unterbreitet zu werdea 

$. 15. Haftung der Vermögens-Verwaltung Die Kirehenver- 
mägen»rVew«ltung haftet Tür die. genau« BeoJbaeUrtmg aller Vorschriften, welche 
.||MCit l far w 4|m,{KwnwiMidwfffc>»wde BiahersteUwg. uwl Erhaltung dee Kimhen- und 
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Stiftungs-Vermögens vorgezeichnet Sind; sie "hat sonach auch den durch ihr Ver¬ 
schulden diesem Vermögen erwachsenen Schaden za vertretet». ' • - '•» 

Zweiter Abschnitt. Bestimmungen, welche bet der Verwaltung des kirchen* 
eigenthtalichen Vermögens wahnunebmen sind.. 

$. MS. Bestand ( heile and : Bestimmung. , dieses: Vermögens. 
Das kircheneigenthQmliehe Vermögen, besieht nebst den zur Verrichtung des Got¬ 
tesdienstes vor findigen Pretiosen, Paramenten bnd Gerätschaften v nnd dem son¬ 
stigen beweglichen Gute aus. allen der Kirehe gehörigen Gebfinden, Grundstöcken, 
Kapitalien, Einkünften nnd Gerechtsamen, deren'Nutzungen, Zinsen nnd Ertrag¬ 
nisse zur Bestreitung der gottesdienstlichen Bedhrftiisse, und in so weit esutfbe- 
schadet dieser Bedürfnisse geschehen kann, auch zur baulichen Unterhaltung der 
kirchlichen Gebinde bestimmt sind. < 1 . . .. .. 

$. 17. Wegfall der KonkretaI*Verwaltung, Die Konkretal-Ver- 
waltung des Vermögens mehrerer Kirchen desselben Patronats hat. Wo sie noch 
besteht, aufzuhören, Hierdurch wird. die Inanspruchnahme der-Hilfeleistung von 
Seite der Filialkirchen bei Bedürfnissen der eigeatüchen PfCrrklrche nicht behoben. 

$. 18. Inventarien. Bei jeder Pfarr- oder Filialkircbe, anch wenn die¬ 
selbe einer regulär- oder säcnlargetstlicben. Gommunität einverleiht Ist, soll über 
das gesammte bewegliche und unbewegMehe Vermögen derselben ein Inventar 
nach dem bisher vorgeschriebenen Formular geführt werden, und sind die durch 
Zuwachs oder Abfall sich ergebenden A enderangen ta jedem Jahre mit Hinwei¬ 
sung auf dessen Postenzahl genau vorzsmerken. Aenderungen, die sich dnreh 
Zuwachs ergehen , stad sogleich and» hm Inventar selbst durch Einbeziehung er¬ 
sichtlich zu machen; jene, die durch Abfall veranlasst werden, aber erst nach 
Ztriass des $. «0. dieser Anweisung. , 

Das Inventar'ist nach Verlauf etaes Dezenniums, Insofern die inzwischen 
vorgefalienen Vertndenmgen nicht zu unbedeutend sind, in dreiPWien neu zn 
verfassen und an das Ordinariat zur Bestätigung zu leiten, welches eta Pare zo- 
rückbehalten, eines der Vermögens-Verwaltung zur Aufbewahrung in der Kirchen¬ 
kassa zurücksenden nnd das dritte der politischen Landesstelle übermitteln wird. 
In dieses Inventar i9t anch das Vermögen der öffentlichen KapeHen und Stand- 
bHder und zwar iw das derjenigen Kircben, jedoch abgesondert anfznnehmen, bei 
welchen es bisher in Verrechnung stand. 

Aus diesem Haupt-Inventar sind Theil-Inventartan Über jene Gegenstände 
anznfertigen, welche dem Messner ,■■ döm Chorregenten u. s'. w. zur Verwahrung 
unter deren Haftung anvertraut werden, . 

Diese Theil-Inventarien sind in duplo anznfertigen und Von der Kirchen- 
Vermögens-Verwaltung nebst zwei Zengen einerseits, andererseits von demjenigen 
-zn unterfertigen, welcher die Haftung für die ihm an vertranten, iffl Inventar ! ver- 
zeichneten Gegenstände übernommen hat. Ein Pare ist mit dem Haupt-Inventare 
in der Kirchenkassa za hinter legen, das andere Pare aber dem Betreffenden zu 
übergehen. 

Alle Schnldurknitden nnd Kontrakte sind zn numeriren nnd nicht allfein in 
das Inventar aufzunehraen, sondern überdies in ein Kontrakten- und Obligations¬ 
buch einzutragen, und sind diese Bücher im Pfarr-Archive atiftnbewahreii. 

$. 19. Kirchenkasse. Alle die Kirche nnd das zu derselben gehörige 
Vermögen betreffenden Urknwden, als: das Haupt-und die Theil-Inventarien, 1 Stifts¬ 
briefe, die zuletzt gelegte Rechnung, ferner alle Kapitalien-lnstraineftte, diese 
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mögen in Privat-Documentenoder in öffentlichen Obligationen, besteben, Kontrakte 
n. s. w. müssen ta einer fesfeneiserpen oder aus dauerhaftem Holze gearbeiteten 
mit Eisen beschlagenen Ka$$a, welche mit drei verschiedenen guten Schlössern 
versehen ist.und sich an, einem vor Feuer und sonstiger Gefahr sicheren Orte 
der Kirche noch das Pfarrhaus (lie gewünschte Sicherheit , so muss in einem an* 
deren Hause für die sichere Bewahrung der Kircheckassa gesorgt werden. 

Baare Kirchengelder sind in der Regel nur mittlerweile, bis sie fruchtbrin¬ 
gend angelegt werden können, in der Kirchenkasse aufzubewahren mit Ausnahme 
dessen, was zu den verfallenden (kleineren und gewöhnlichen Zahlungen erfordert 
wird. Machen,es Umstände rät blich, grössere Baarschaften, bevor sie fruchtbrin¬ 
gend angelegt oder verwendet werden, in der Kirchenkassa nicht aufzubewahren, 
so können sie inzwischen in einer autorisirten Sparkassa angelegt werden. 
Die Schlüssel von den drei verschiedenen Schlössern werden dergestalt vertheilt, 
dass der geistliche Kirchenvorsteher und jeder der zur Vermögens-Verwaltung bei¬ 
gezogenen zwei Kirchenkämmerer, oder falls deren mehrere bestellt sind, die 
zwei alteren je einen davon in ihre Verwahrung empfangen, so dass, wenn die 
Kassa geöffnet werden soll, edle diese drei Personen, zugleich gegenwärtig sein 
müssen, und nur im Verhinderungsfälle einer derselben mit seinem Schlüssel 
durch einen anderen rechtschaffenen .Eingepfarrten, welcher dem geistlichen Kir- 
cheavorsteber früher anzuzeigen und von ihm zu genehmigen ist, oder wenn 
mehrere Kirchenkämmerer bestellt find, durch einen von den mit keinem Schlüssel 
Betheilten, sich vertreten lassen kann. Ist das Geschäft, wesswegen die Kassa 
geöffnet wurde, abgemacht, so soll sie wieder sorgfältig geschlossen und jeder 
der' drei Schlüssel, wie zuvor in< Verwahrung, genommen werden. Bei Patronats» 
kirchen ist ein Schlüssel dem Klcchenpalrone oder seinem Stellvertreter, wenn er/ 
Im Pfarrbezirke oder in der Nähe bleibend sieb aufhält, ferner zu belassen, so 
das» an die Kirchenkämmerer dieser Kirchen zwei Schlüssel nur dann auszufolgen 
stad,, wenn deren Patrone, auf die fernere Verwahrung des einen Kirchenschlüssels 
keinen Anspruch machen, oder wenn sie nicht selbst in dem Seelsorgsbezirke 
oder in der Nähe wohnen, und einen in diesem Bezirke oder in der Nähe wohn¬ 
haften Stellvertreter namhaft zu machen unterlassen. 

Kirchen,'welche gesonderte Vermögens-Verwaltungen liaben, benötbigen 
wegen dieser Vorsicht des Verschüessen auch besondere Kassatruhen, wenn auch 
mehrere derselben' in dem nämlichen .sicheren Lokale untergebracht werden kön¬ 
nen. (VrgL S< 7.) 

f. 20. Leitende Grundsätze der Gebahrung mit dem Kirchen¬ 
vermögen. BfeiUrcbenverroi^^-Verwaltung ist verpflichtet, genau und ge¬ 
wissenhaft darauf .zn sehen, dass das kirchfineig.enthümiiche Vermögen nicht nur 
für seine Bestimmung zur Feier des Gottesdienstes, Verwaltung der Sakramente 
und Verrichtung der in: der Kirche vorgeschriebenen, oder gesetzmässig einge- 
flffirten frommen Uebungen erhalten und verwendet, sondern apch durch zulässige 
Sparsamkeit dergestalt vermehrt werde, dass es bei eintretenden grösseren Be¬ 
dürfhissen, z. B. bei varkommenden Reparaturen und Neubauten an kirchlichen 
Gebäuden behufs Erleichterung der Beitragspflicht der Betheiligten zu den be¬ 
treffenden: Kesten, unbeschadet des eigentlichen gottesdienstlichen Bedürfnisses 
mitverweudet werden könnte. Es müssen daher sowohl die bestimmten als auch 
unbestimmten'Einnahmen sorgfältig gesammelt« die Ausgaben aber mit Umsicht 
und weiser Sparsamkeit gemacht, die nicht nothwendigen jedenfalls vermieden 
werdem v ■ , 
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§. 21. Journal und Qaittungen. Für jede Kirche, deren Vermögen 1 
abgesondert verwaltet wird, ist ein eigenes Reehnnngs-Jnnrnal mit den'Rubriken 
»Einnahmen« und »Ausgaben« zu führen, in welches im Laufe des Jahres jedes« 
mal sogleich jede Einnahme und Ausgabe eingetragen wird. Die Quittungen aber* 
Einnahmen unterfertiget im Namen der Kirchenvermögens-Verwaitong der Seel¬ 
sorger mit einem Kirchenkämmerer. Quittungen über Ausgaben in gesetzlicher 
Form verfasst, sind jedesmal sogleich, Wenn die Ausgabe geleistet Wurde, in Em¬ 
pfang zu nehmen und für die Kirchenrechnung sorgfältig aufzubewahren. > •. ~ 
5. 22. Einnahmen des Kirchenvermögens. Die Einnahmen des 
Kirchen Vermögens bestehen in dem Empfange von rückgezahlten Kapitalien, vo» 
Interessen, Zinsen und Nutzungen von Realitäten und Rechten, Grabstellen- und 
FuneraJ-Geböbren, Opfern und anderen zufälligen Einkünften der Kirche. 

§. 28. 1. Kapitalien. Die Rückzahlung van Kirehenkapitalien kann nur 
nach Ablauf der in der Obligation siipulirten halbjährigen’ Aufkündigungszeit er¬ 
folgen und ist in baarem’Gelde zu leisten. 1 - 

§.24. 2. Interessen. Rüeksiehtlfeh der Interessen von angelegten K«<* 
pitalien sind die bestehenden k. k. Verordnungen fernerhin zu beachten, oad ins-t 
besondere darauf zu feeben, dass die Interessen nie über drei Monate naeh der 
Verfallszeit ausständig gelassen, der Empfang nicht nur in dem Journal, sondern 
auch 'in dem Erlagsbüehe! des Schuldners vorgemerkt und daher das letztere 
immer mit dem zn erlegenden Interessenbetrage zur Ausqntttirong mitgebracht 

werde. • • • .•• -I 

Quittungen über Interessen aus den öffentlichen Fanden sind naeh der bis¬ 
herigen Weise anzüfertigen, und von dem geistlichen Kirchenvonteber und von 
einem Klrcbenklmmerer unter Beidrückung des Kirchensiegels zu - unterschreiben« 
Sind die Interessen bei Kassen auf dem Lande zu erheben, so ist deren 
Erhebung bei der Kasse selbst zu veranlassen; sind sie dagegen bei den Fonds« 
kassen in Frag angewiesen, so sind die Quittungen darüber an den Bezirk» Vikir 
oder an deh Bevollmächtigten des (Ordinariates zur weiteren Leitung an das Ovdi* 
nariat einzusenden, welches für die Erhebung and UebermiMelang der Interessen 
an die betreffende Kircbenvermögens-Verwaltüng Vorsorge treffen wird. 

' §.25. 3. Grabstellen-und Funeral-Gebühren. Die ßrabstellen- 

und Geläute-, so wie alte sonstigen bei Begräbnissen zu entrichtende® Geb ihren, 
wie auch die in den Opferstöcken vorgelhndenen and sonst für die Kirche:ein¬ 
gesammelten Geldbeträge sind durch einen Kirchenkämmerer unter Kontrolle den 
Seelsorgers einzukassiren, und in Spezielle Verzeichnisse einzutragen; ans welchen 
sie dann bei der Abfuhr des Geldes an die Kirchenkassa, was in' der Hegel aü- 
mbhatlich zu geschehen bat, in das Kassee-Jourual übertragen werden. 

§. 26. 4. Andere Gebühren. Die jährlichen sogenannten trockenem 
Gefälle, sowie Pachtzinse nnd sonstige Natzungen sind von den KirehenMmr 
merern einzuheben und sogleich bei der Kassa in Abftihr zu bringen; etwaige 
Reste aber dem geistlichen Kircbenvorsteher nUverweitt anzuzeigen, welcher dann 
wegen gerichtlicher Eintreibung das Nöthige vorzukehren haben wird. < , 
Ebenso sind Legate, welche der Kirche ohne Auflage hintevlassen ■ werden* 
gegen eine vom geistlichen Kirchenvorsteher und einem Kirchenkämmerar Unter¬ 
zeichnete und mit dem Kirchensiegel versehene Quittung za erheben, gehörig za 
Verrechnen, und die alienfällige spezielle Widmung in Evidenz za erhalten«: r ■. 

§. 27. 5. Realitäten-, Pacht- and Mietb-Verträge. Besitzt die 
Kirche Realitäten, so muss die Vermögens-Verwaltung Sorge tragen, dass nfebt 
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nuv»der Besitz stets gesichert bleibe, 'sondern «ach der grftsstmögliche nachhaltige 
Nutzen ans denselben der Kirche zufliesse. 

' Grundstücke stad, in der Kegel, unter. Beobachtung der vorgeschriebenen 
Badingnisse zu verpachten.. Waren sie biaher lizitatorisch verpachtet,'und sind. 
die-Vermögena-Yerwaltung; wie auch der «Kirchenpatron oder sein Stellvertreter, 
über den Fortbestand dieser Benützungsart einverstanden; sq jst die neue Pacht? 
Uzitation, ohne vorerst die Bewilligung-.des Ordinariates einzuhalen,,vor Ablauf 
der Pachtperiode zu veranlassen, und das Pacbtlizitations-Protokoll, welches die 
Steile des Pachtvertrages zo vertreten bat, zmd dessen Verbindlichkeit für die 
Kisch*;von der Genehmigung des Ordinariates.^abhängig zu stellenuist, dem Or¬ 
dinariate AUr Bestätigung Yorzulegen;. . 

Will die Pacbtdauer auf mehr als drei Jahre stipuhft werden, so ist in 
dem Pachtlizitationsi-Prot 0 kolie,i welches die Stelle des,Pacht Vertrages zu vertreten 
hat ,' die ..Verbindlichkeit für die. Kirche ,in Genjässheit des Apostolischen Breve 
vom 3. April 1860 und der Verordnung des Ministeriums für.Cqltus und. Unter- 
Fiiht vom 20. Juni 1860 ;(R. G. Bl. Nr. 162.) von der päpstlichen und landes- 
ftrallichen Genehmigung abhängig-zu stellen,; und deren Erwirkung in dem durch 
diese Normalien vorgezeichneten Wege anzusuchen. Behufs der Erwirkung der 
tenies&rsthchen BewUligtmg muss der Varhandlungsakt dem Ordinariate vorge¬ 
legt werden.!.,.. « • ...... 

-ri «« Nach Zulsaa? der «eseUüchen .Pachtbedingnisse darf im ^achtliziiations- 
Protokolle die «invierteljährige Vorauszahlung des entfallenden Pachtzinses aus¬ 
bedungen ■ werden, und genügt bezüglich dieser Vorauszahlung, abgesehen von 
der Dauer, auf welche die Verpachtung geschieht, dpr Vorbehalt der Genehmigung 
d*&. Aktes/vet* Sette des, OrdtnarUtea.. i . 

Wird jedoch <las oben erwähnte Einverständniss nicht erzjeltoder waren 
dtei.Grundstücke bisbet; .nicht verpachtet,«« oder Will die Verpachtung auf eine 
längere Dauer als von .sechs Jahren, seihst. wenn die päpstliche und landes- 
fOrstliche Genehmigung Vorbehalten wäre, oder, anders als „im Wege öffentlicher 
Versteigerung .vorgenannten,. oder die Vorauszahlung des mehr als einviert el- 
jätaigen; Pachtzinses, ausbedungen, oder von den vprgescbjriebenen Bedingungen 
abgegangen werden: so ist der mativirte Antrag mit dem Gutachten des Patrons 
oder seines Stellvertreters und den Pachtbedingnissen pd? r dem Pachtvertrags- 
Entwürfe,,» welche der Vorbehalt der. Verbindlichkeit für die Kirche nach Mass- 
gabe der Bestimmungen ,d#8.päpstlichen, Breve *om3. April 1860 und der Vep-, 
Ordnung des Ministeriums für Cullus and Unterricht vom ^P-, Juni 1860 (p. G. 
BE Nr. 162 ) imiiaufzunehmew ist, vorhinein, an (las Ordinariat einzusenden. 
Kg iSEdesshalb, (Wenigstem eins ViertcUai^ ,\qr, Ablauf der bestehenden Pachtpe^ 
uodei eine Zusamtnenlcetung.der Vewägeu$ r Vetyval|ung zu veranlassen und in 
4e*Eeilen, wo, die frühere de^ Ordmariates einzuholep ist, nach 

1t 14. vorsugehen. .. „ 

Ob und inwiefern Kiffihengrüude, welche, den Seelsorgern um einen ge? 
ringeren Pachtzins oder den, Schullehrern ohne Rücksicht auf eine Dienstleistung 
Ar dte’Kirche oder kirchliche Zwecke entweder unentgeltlich oder um einen ge¬ 
ringer enZios zum Nutzgepusse überlassen worden sind, denselben fernerhin, über- 
lassen werden seitens hängt von dem Ermessen .des Ordinariates ab, w elches den 
Rechtstitel* unter welchem der Nufggenuss. den Betreffenden überlassen wurde, 
au^RWtttt(Mnd;zij JmortheiiäPkihahen t^ird, oh die psefoe bei, veränderten Ver? 
häHmase die Gfundsttlgke fernerhin ftbertepfep könne» nder .ob jene. Nutzniesa^f 
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dieser Aashilfe immer noch zur Sicherung ihres Standesmissigen Auskommens 
benöthigen. ' ' 

Miethvertrfige sind immer früher im Entwürfe einzusenden und ist diess- 
falls die Verhandlung mit Rücksicht' auf die üblichen Vermiet!)ungstermine und. 
die etwa erforderliche päpstliche und landesfürstliche Eriaubniss einzuleiten, und 
auch nach $. 14. vorzugehen. 

$. 28. 6. Kirchenwaldungen. Kirchenwaldungen bleiben Inder eigenen 
Verwaltung und Benutzung der Kirehe. 

Damit aber hierin Ordnung walte und der gute Waldpflege kein Eintrag 
geschehe, sollen die bisherigen k. k. Verordnungen in Kraft bleiben, und auf 
deren genaue Beobachtung gedrungen werden, insbesondere soll bei allen Kirchen, 
bei denen sich ein Waldstand befindet, 

1. die vorgeschriebene genaue Forstbescbreibung vorgenommen; 

2. zur Ausweisung des zu flllenden Holzes ein befugter, verantwortlicher 
Forstmann beigezogen, und 

3. bei der Besichtigung der Waldung durch den Bezirks-Vtkär oder Bevoll¬ 
mächtigten des Ordinariates und bei der Revision der Kirchenrechnungen 
darauf gesehen werden: 

a) ob die Kirchen- oder Pfarr-Waldung nicht durch einen übermässigen 
Holzschlag angegriffen wurde, oder wenn das systemmässig zur Ab¬ 
holzung geeignete Quantum überschritten werden musste, ob die Er¬ 
iaubniss des Ordinariates, welche in solchen Fällen unter Vorlage der 
Aeusserung des Patrons oder seines Stellvertreters stets einzuholen ist, 
auch ertheilt worden sei, und ob 

b) die abgetriebene Fläche wieder gehörig angebaut, und der Waldstand 
in seiner Integrität erhalten werde. 

4. Das zum Verkaufe bestimmte Holz soll nach vorausgegangener Verlaut¬ 
barung im Wege Öffentlicher Versteigerung veräussert, und das Lizitations- 
Protokoll der Kirchenrechnung beigelegt werden. 

§. 29. 7. kirchensitze. ln Betreff der gegen eine Jährliche Abgabe 
einzelnen Kirchkindern einzuräumenden Sitze soll es bei der bisherigen Gepflo¬ 
genheit sein Verbleiben haben, insofern hiedurch der Raum in der Nähe der 
Kanzel den ZuhOrern nicht entzogen oder beengt wird. 

Die bereits vereinbarte oder erst' von der Vermögens-Verwaltung zu be¬ 
stimmende Abgabe ist alljährlich durch die Kirchenkämmerer einzuheben und an 
die Kirchenkassa abzuführen. 

(. SO. Anlegung von Kircheng.eldern. 1. In Öffentlichen 
Fon den. Rückgezahlte Kapitalien oder andere disponible Baarsehfcften der Kirche 
können entweder in Öffentlichen Fonden oder bei Privaten angelegt werden. Unter 
Öffentlichen Fonden werden blos die unter Haftung des Staats-Aerors stehenden 
Fonde verstanden, die Anlegung von Baarscbaften in Sparkassen ist nur insofern 
gestattet, als der Betrag zu gering, oder aber in kurzer Zeit wieder zur Veraus¬ 
gabung bestimmt ist. Zorn Ankäufe von Industrie-Effecten, Aktien und dergt. 
dürfen Kirchengelder nicht verwendet werden. Will ein kircheneigenthümflches 
Kapital zum Ankäufe von Staatsschuldverschreibungen verwendet werden, so Ist 
darauf zu sehen, dass die angekaufte Slaatsschuldverscbreibung auf den Namen 
der betreffenden Kirche als deren eigentümliches Kapital laute (vgl. (.37.). Die 
Nachweise über das Ankaufsgeschäft sind der Jahresrecbnung beizuscbüessen. 
Bel der Veranlassung von Um- und Freischreibungen solcher Staats-Obligationen 
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ist wie bei der Aufkündigung von kircheneigenthümlichen Kapitalien vortageben 
($$. 36- und 37.), and nach Massgabe der Bestimmungen des Apostolischen: Breve 
vom 3. April 1860 und der Verordnung des hohen Ministeriums für Cuita9 vom 
2tk Juni 1860 die päpstliche und landesfürstliche Erlaubnis erforderlich. (Archi v 
IV, 164. V, 465.) . 

5. 81. 2. Bei Privaten. Bei Privaten können Kirchengeider nur ‘Will 
spezieller Genehmigung des Ordinariates, und zwar blos unter folgenden Beding* 
ungen fruchtbringend angelegt werden: 1 

a) Muss pupillarmässige Sicherheit vorhanden sein. ; ' 

Diese ist nach Mhssgabe der bürgerlichen Gesetze zu beurtheilen, somit 
dann vorhanden, wenn durch das fruchtbringend anzulegende Kapital und’ 
die demselben vorhergehenden Scbuldposten die angebotene Hypothek, 
falls sie in einem Hause besteht, nicht über die Hälfte, im Falbe aber, 
wenn Grundstücke verpfändet'werden, nicht über zwei Dritttheile des 
wahren Wertbes belastet erscheint. Der Nachweis darüber ist durch Vor¬ 
lage des Grundbuchs-Extraktes und Steuer-Certif)kat9 bei Grundstücken, 
bei Gebäuden des Grundbuchs-Extraktes und des sechsjährigen Ausweises 
über die Haus-Zinssteuer zu liefern. 

b) Geber die Rechtlichkeit und sonst geordnete Haushaltung des Anlehenwer¬ 
bers darf kein Zweifel obwalten. 

c) Die Bewilligung zur Anlegung darf vom Ordinariate nur unter Vorlage de$ 
Nachweises über die zwei ersten Punkte und darüber, ob die Gründe, in 
welchen die Hypothek bestehen soll, durch ihre Lage gegen Wassergefahr 
gesichert und bei Gebäuden, ob'sie in gutem Baustande sind, nachgestfcht 

■ 'werden. * , . 

d) Diesem Ansuchen ist ein Entwurf der Schuld- oder Cessions-Grkunde bet¬ 
zulegen. Dieselbe ist mit genauer Berücksichtigung des bürgerlichen Ge¬ 
setzes zu verfassen, und hat' jederzeit nebst der genauen Bezeichnung der 
Kirche, um deren etgenthümliches Kapital’ es sich handelt, die Klausel zu 
enthalten, dass das Kapital als aufgekündigt anzusehen sei. Und anf Kosten 
des Schuldners im gerichtlichen Wege efobringlich gemacht werden-könne, 
wenn die Zinsetfseehs Woehennach der Verfallszeit nicht berichtigtsem sollten. 

e) Findet das Ordinariat die Hypothek zureichend, und die Anfegüng des Ka¬ 

pitals räthticb, so wird der Darlehenswerber im Wege der Vermögens- 
Verwaltung von dem Konsense in Kennthlss gesetzt. Die Bewilligung zur 
Erfolgung des Geldes an den Darlebenswerher Ist Sodann bei dem Ordina¬ 
riate anzusuchen und wird gegen Beibringung des Konsenses; des Ent¬ 
wurfes der Schuld- oder Gessions-Grkunde, des neuesten Grundbuehs-Ex* 
traktes, in welchem die verbücherte SdiuMpost schon ersichtlich sein muss, 
und bei 1 Gebäüdetn neb3tdem gegen Beibringung der Feder-Assekuranz-Polizze 
ertheilt, worauf das'Darlehen auszüfolgen' ist.'' Bei sich verschlechternde^* 
Sicherheit der bei Privaten angelegten Kapitalien ist von der Vermögen«*- 
Verwaltung durch den Bezirks-Vikär oder den Bevollmächtigten des Ordi¬ 
nariates an dieses der motivirt* Antrag auf Aufkündigung der Kapitalien 
zu stellen. 1 1 

$. 32. Verwendung des Kirebengotes. Ordentlibher Weise darf 
nur das Knrrent-Einkommen und die aus Ersparnissen herrühreridd, und einst¬ 
weilen fruchtbringend elocirte Hinterlage der Gotteshäuser und zwar bios zu 
Zwecken derselben verwehdet werden. A1A Grundsatz ist festzuhälten, dass Imitier 

InklT Ar IlnbHTMkl. VIII. 31 
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zuefst das Jabreserforderniss zw Bestreitung der taufenden Kifehenbedürfhisse, 
Besoldungen und Remunerationen gedeckt, dann die Beseitigung jener Bauge- 
brechen an Kirchengebäuden veranlasst werde, welche entweder Oberhaupt keinen 
Aufschub leiden, oder aber durch Aufschub grössere Auslagen verursachen. Die 
Anschaffung von Kircbengerätbscbaften und Paramenten ist aber erst dann aus 
dem Kirchenvermögen zu beantragen, wenn dieselben durch (He ln dieser Bezie¬ 
hung in Anspruch zu nehmende WehUhfitigheit der Pfarrgenossen nicht beige- 
sebafft werden können. 

Ebenso ist bezOgiich der Reparaturen an Pfarr-, Wohn- und Wirtbsehafts- 
gebäuden wohl zu beachten, dass der Nutzniesser kleinere Herstellangen aus 
Eigenem zu bestreiten habe, und dass Reparaturen, welche durch Vernachlässigung 
kleinerer Gebrechen nothwendig werden, ihm selbst zur Last fallen. 

$. 83.. Voranschlag. Zu diesem Ende ist am Anfänge des Verwal¬ 
tungsjahres ein Voranschlag Ober die im. Jahre bevorstehenden Auslagen anzu- 
fertigen, um dieselben gehörig berücksichtigen, und die Einleitung der diesfalls 
nptbwendigen Massnahmen treffen zu können, damit das Kirchengut durch Verzug 
und insbesondere durch Aufschub der Bauarbeiten nicht unnöthig in Anspruch 
genommen werde. 

. . $.34. Berechtigung der Vermögens-Verwaltung. 1. Zu Aus¬ 

gaben. Nebst der Bestreitung der laufenden und der jährlich wiederkehrenden 
Auslagen darf die Vermögens-Verwaltung aus dem Erträgnisse des Kirehenver- 
mögens zu Bauherstellungen Beträge, weiche Fall für Fall zusammen die Summe 
von fünfzig Gulden österr. Währung nicht übersteigen, unter ihrer eigenen Ver¬ 
antwortlichkeit und ohne Einholung einer Bewilligung verausgaben, und die nach 
Beiziehung sachkundiger und befugter Männer für nothwendig erachtete Herstel¬ 
lung sogleich vornehmen lassen. Dasselbe gilt von Auslagen für andere vorüber¬ 
gehende Bedürfnisse, wenn sie den Betrag von zwanzig Gulden österr. Währung 
nicht überschreiten, ln beiden Fällen ist der Kirchenpatron oder sein Stellver¬ 
treter hiervon entweder bei der. Berathung oder im Verhinderungsfälle eigens in 
Kenntnis» zu setzen. (Vgl, $$. 3. und 36.) 

$. 85. 2. Zur Einklagung. Desgleichen ist die Kirchenvermögens- 
Verwaltung, wenn das Recht hierzu ausser Frage gestellt erscheint, befugt, nach 
eingebolter Aeusserung des Patrons oder seines Stellvertreters die rechtmässig 
aufgekündigten Kirchenkapitaiien, dann die von Kapitalien fälligen Interessen und 
andere der Kirche gebührenden Leistungen nach eigenem Ermessen einzuktagen. 

$. 36. Grenzen der Berechtigung, pie Bewilligung zu nicht syste- 
misirten Ausgaben aus dem Erträgnisse des Kirchenvermögens, welche die im 
$. 34. angeführten Beträge überschreiten, oder wenn der Patron oder sein Stell¬ 
vertreter zur Verausgabung eines minderen Betrages die Einholung der Einwil¬ 
ligung des Ordinariates für nothwendig erachtet, ertheilet das Ordinariat, an wel¬ 
ches die Kirchenvermögens-Verwaltung die mit dem Nachweise der abgegebenen 
Aeusserung des Kirchenpatrons oder seines Stellvertreters, mit dem Kostenüber- 
scbiage, dem etwaigen Bauplane und dem Kirchenrechnungs-Extrakte des vorigen 
Jahres belegten Gesuche durch den Bezirks-Vikär oder Ordinariats-Bevollmäch¬ 
tigten zu leiten hat. Nach erlangter Ordinariats-Bewilligung ist der geschehene 
Antrag sogleich zu realeren, und bei Gelegenheit der kanonischen Visitation die 
vollzogene Bauherste|lpng oder das angeschaffle Kirchengeräthe dem Bezirk?* 
Vikär vorzuzeigen. Das Recht, über die Bewilligung von Ausgaben zu entschei¬ 
den* kann fernerhin jiem Kirchenpatroue nicht zukommen. 
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f. 37. Dieselbe uhd in gleichem Wege anzusuchende Bewilligung ist noth- 
wendig, wenn es sieb am die fruchtbringende Anlegung von kircheneigedthflm- 
lieben oder um die Aufkündigung solcher angelegter KirchenkApitalien zum Zwecke 
einer neuen Eloeirong bandelt. 

$. $8. Ver&usserung. Was zur Substanz des kireheneigenthtfinliehen 
Vermögens gehört, darf weder verSussert noch belastet werden, ohne dass nach 
Massgabe der Bestimmungen des Apostolischen Breve vom 3. April I960 und der' 
Verordnung des Ministeriums für Cultus vom 20. Juni 1860 (R. G. Bl. Nr. 182.) 
sowohl der heilige Stuhl als aueh Seine Apostolische Majestät oder Jede, welche 
Dieselben hiemit beauftragt haben, dazu ihre Einwilligung gegeben hatten: So 
oft eine VerSusserung oder was Immer für eine Belastung des kircbeneigentbüm- 
liehen Gutes nothwendig wird, so hat sich die Kirchenvermögens-Verwaltung be¬ 
hüte Erthellung der erforderlichen Bewilligung an das Ordinariat zu wenden, wenn 
der Werth des zu ver&ussernden Gutes den Betrag von Einem Hundert Golden 
Osterr. Wahr, nicht Obersteigt, und wenn die Belastung nach Inhalt des ange¬ 
führten Apostolischen Breve Und der Verordnung ‘des Ministeriums für Cultus die 
Einholung der päpstlichen und landesfürstlichen Bewilligung nicht nothwendig 
maeht. üebersteigt der Werth des zu ver&ussernden Gutes den Betrag von Einem 
Hundert Gulden Österr. Wahr., oder ist die Zul&ssigkeit der Belastung von der 
päpstlichen und landesfürstlichen Bewilligung abhängig, so sind diese in dem durch 
das Apostolische Breve und die Mhiisterial-Verordnung vorgezeiehneten Wege an- 
zusucben. 

$. 39. Vertretung des Kirchenvermögens. 1. Durch die Ver¬ 
mögens-Verwaltung und den Patron. Die Vertretung des Kirchenvermö- 
gens liegt in der Regel der Vermögens-Verwaltung ob; sie darf jedoch mit Aus¬ 
nahme der im J. 35. erwähnten gerichtlichen Vorgänge keinen Rechtsstreit ohne 
Einwilligung des Ordinariates beginnen, bei deren Efwirkung die Bestimmungen 
des $. 36. einzuhalten sind. Wenn der Patron bereit ist, die Kirche bei einem 
Rechtsstreite auf eigene Kosten zu vertreten, so muss diess, von ausserordent¬ 
lichen Fallen abgesehen, als eine Wohlthat betrachtet werden; dem Bischöfe steht 
jedoch das Recht zu, den vom Patrone bezeicbndten Sachwalter gutzuheissen. 

1 |. 40. ■■2. Dureh die'Finanz-Prokuratür. Bei den Kirchen des'lan¬ 

desfürstliehen Patronats, dann jenen, weiche einem auf dem Religions- oder Stu- 
dien-Fende beruhenden Patronate unterstehen, wird die Vertretung wie bisher von 
der Finanz-Prokuratür zu leisten sein. Bei sich ergebenden Ffilleh dieser Art wird 
sieh das Ordinariat behufs der Einleitung der Vertretung mit der politischen Lan¬ 
desstelle hi das Einvernehmen setzen. .i. 

1 - , . . . A . V . ' .. ‘ ■' ^ 

Dritter Abachaitt.. Bestimmungen über die Errichtaag von Stiften gen .st 
lugten von Kirchen, und Aber die VerwaLtuag-diM Vermöge» derselben. / 

§. 4i. Begriff solcher Stiftungen. Einen schwer verantwortlichen. 
Zweig der Th&tigkeit der Kirchenvermögens-Verwaltung bildet die Errichtung und 
Verwaltung der zu Gunsten von Kirchen gemachten Stiftungen, durch welche un¬ 
bewegliches oder bewegliches Gut (Grundstücke, Kapitalien, Einkünfte) auf immer- 
w&hrende Zeiten der Obhut der Kirche anvertraut und von dieser mit der Zusage 
angenommen wird, ununterbrochen und Dach menschlicher Möglichkeit dafür sor- 
ged kU ! Wi)nen^ dass dasselbe nicht nur jederzeit erhalten, sondern äuch' die da¬ 
von ^entfallenden Nutzungen, Zinsen und Bezüge zu keinem anderen, ats‘ zu den 

21 * 
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vwj .den S|if^e?B ljestfBunti?n.flnd.,yon. dar Kirche, gut .geheissene» Zwecken ver¬ 
wendet werden. , , ...... , j _ . . ; ,... , . . , 

; ,, Kompe,t.ei}z. Stiftungen, .welche zu Gunsten von .Kirchen oder 

Pfründen, dann zu immerwährender Erhaltung von kirehlieheo.Mpoumenten, Ka- 
pel|ep, Kreuzen fc {>tand^ildej;iv Stären ,ewjgem Lichte ». dgl. gemacht yerden, 
gehören nach ihrer Natur, und nach den jausdrftchlichen Bestimmungen der JKjfc 
chengesetze in den Bereich d?r Eirchejigewalt,, welche auch über d e d ta andere^ 
Weise nicht.zu^ermittelnden Sinn eiqer nicht hinreichend deutlichen Anordnung' 
des, Stifters,, ^ann darüb,ey entscheidet, ob und ; unter welchen Bedingungen mcpe 
Stiftungen fhgenpmmen. werden können. .Es «^ß»Ut demnach die. bisherige Ein¬ 
flussnahme her weltlichen Behörden. auf t die Reulisirupg der erwähnten Stiftungen. 

48.. Bedingungen, der. Annahme , von Stiftungen. Soll eine 
Stiftung,,für nnnehmbar gehauen,und der Genehmigung des Ordinariates empfoh¬ 
len werden, sq hat üie. Kircheuvermögens-VerwaUung folgendes genau zu berück¬ 
sichtigen: v . ., • ,, .— 

,1. Ob die geist||.cbe Verrichtung, vyelche, gestiftet werden will ,, der kirchlichen 
E&ftfgie überhaupt, und in der,; vom, Stifter angefragenenArtderinderDiö- 
( ,..zese .kirchlich eingeführten S.ottesdieust-Ordnung gemäsfi sei;, . . 
i ?ob die, vonjdenv Stiftungsgute, entfallenden .Nutzungen hinreichend,seien, das 
gehörige Stjpendifim für den Geistlichen, Messner,. Ministranten und allenfalls 
t andere,Mit wirkende, dann, den Beitrag für. die Kirche (auf facamente, Be¬ 
leuchtung etc.) zu decken. 

. .3. Ist f^rajUf. V \, selben, dass das Stiftnngs-Erträgniss alljährlich sicher ejnlnufe, 
.^vesshali) entweder ein das vorschrifisraässige Ertr^gniss atnverfendes Kapital 
, ,u«fer Pragmatikal-Sicberbeit angelegt, oder aber die Leistung auf einem 
, ti ..Grundbesitz ..bücherlich versichert, oder die Stiftung- durch Widmung einer 
..... Refljmt entsprechend gedeckt, «der eine Staatsobligation in das Eigenthum der 
J^irche übertragen und auf, diese, und die betreffende Stiftung vinkulirt werden. 
..... muss.., Weiffi in Betreff dieser Bedingungen kein Anstand obwaltet, so'hat 
die, Kir^benvermögens-yerwaltung die Stiftung als für die Kirche erspriesslieb 
anzunehmen, und zu diesem Ende den Stiftsbrief zu entwerfen, welcher mit 
der Erklärung des Stifters(Widmungsurkunde), oder dem Testaments-Absätze, 
so vyie auch mit den die Sicherstellung des DptaUons-Betrages betreffenden, 

. Dokumenten, und dem Nachweise über die Sicherung der Stiftshrief-Ausferti- 
gungs- und Bestattungskosten an das Ordinariat Rn Wege des Bezirks-Yikfirj 
zqr Amtshandlung einznsenden. ist. . . ^ : , ;r , 

Erheben sich aber in einer oder der anderen Beziehung Anstände, so muss, 
mit dem Stifter dieserwegen verhandelt, oder wenn er nicht mehr am Leben sein 
sollte, oder wenn überhaupt der Anstand darin besteht, dass die Bedeckung der 
SttfUMB '**if uiner'der--iw $. '4'4. f&iifceSetisten XjynoSW^a errehdieü 
Annahme die aiüevimyfiskde doeftofir 

erspriesslich erachtet: so ist die Angelegenheit dem Ordinariate zur Entscheidung 
vofauiegen. 

' Zur Hintanhaltung von Verzögerungen, der Reallsirung von Stiftungen jstj 
jede geschehene Widmung berichtlich, und im Falle ietztwilliger Verfügung mit-, 
telst Vorlage des Testaments-Absatzes im Wege des Bezirks-Vikärs dem Ordinariate 
sogleich anzuzeigen. ' , . r . 

§. 44. Cynosur füE das Ertrfigniss von Stiftungen. Hinsichtlich] 
des Betrages, dessen Sichertsellung erforderlich ist,. um gottesdjensUiche^yerriph- 
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hingen zu stiften, und des MässStabes der VertheiltmgdeSEttrlgdtesek'soleher 
Stiftungen sind in Anbetracht der ZeitVefblHnisse iii Hinkahftdle’tfestiihfflöngen 
der sub. /. anliegenden Cynosürtabelle (s. tfHtbn S. 88t f.);'obhe der 1 Freigebig¬ 
keit der Stifter eine Grenze setzen zu weifen,’als Mlhimalansätze elnzuhaltdft 1 .' ri 

$. '45; ’ Stiftsbriefe. Dai Ordinariat veranlasst die Ptühing des Stftts-^ 
briefs-Entwurfes sowohl nach dessen Inhalt als auch nach der Sicherstellung ,^'eV 
Stiftungs-Dotation, die Behebung der Vorgefundenen Mangel, 1 und ordnet hierauf 
die Anfertigung der Stiftsbriefs-Parien an, welche vom geistlichen Kirchenvorsteher,, 
den püchetdcftiffmerern und zwei .Zeugern gßfertiget, mit dem. fürdnamtegetweü- 
sehen dem BeaiksiVikär 4ut ifitfefßgnng, und Von diesem sammC dem genehmig¬ 
ten Entwürfe an das Ordinariat zur Bestätigung einzusenden sind. 

Die Stiftsbriefe sind in drei Parien anzufertigen, wovon zwei Vorschrift»- 
mässig gestempelt sein sollen, das dritte ohne Stempel wird vom Ordinariate ap 
die politische Landesbehörde geleitet werden. 

Von den zwei gestempelten Ferien wird eines bei dem Ordinariate aufber 
wahrt, das,andere aber, nachdem der geistliche Kirchenvorsteher es in dem Stif¬ 
tungsbuche kopirt und die Stiftung selbst in die PersolvirungstabeUe eingetragen 
hat, in der Kircbenkassa hinterlegt. 

Auf Verlangen des Stifters kann auch noch ein drittes gestempeltes Pare 
angefertigt und diesem oder seinen Erben zugestellt werden. 

§. 46. Deren Wegfall. Auf die Errichtung von Stiftsbriefen ist aber 
nur dann aaz^udrmgen, wenn es sich um die Annahme von gewissen Verbindlich¬ 
keiten, und um eine gewisse Verkeilung, des Erträgnisses eines für iinmerw&b» 
fende Zeiten Sich gleichbleibenden Stiftungsfondes handelt. , . * 

. ■, Bei Widmungen von Geld und Geldeswerth zur Erhaltung von Kapellen, 
Altären, Kreuzen, Standbildern und dergleichen erscheint es zur Sicherung des 
Zweckes und des Vermögens der. Stiftung ausreichend, wenn der Stiftungsfond 
pnter Bezeichnung seiner besonderen Widmung im Nacbhange der Rechnung der 
Kirche, zu welcher die genannten Gegenstände gehören, oder bei. denen sie bisher 
verrechnet wurden, abgesondert von dem kircheneigenthümlicben und geistlichen 
Stiftungsvermögen in Empfang gestellt, und das Ertrfigniss dieses Fundes alljähr¬ 
lich abgesondert verrechnet wird. Jedoch ist auch in den Fällen,, wo die Aus« 
fertigung eines Stiftsbriefes entfällt, eine Widmungsprkunde in zwei Parien zu 
verfassen, von denen eines in der Kirchenkassa, das andere bei dem Ordinariate 
aufzubewahren sein wird. 

§. 47. Verzeichniss der Stiftungen. Die bisher bestandene Vor¬ 
schrift, zufolge deren ein Verzeichniss sämmtlichef bei einer Kirche bestehenden 
StiftungsrVerbindlicbkeiten unter Angabe der Zeit ihrer Persolvirnng in der Sakristei 
zur Einsicht der Interessenten vorfindig sein soll, wird genehmiget, und ist überall 
in Vollzog zu bringen, weil sie dem Kircbengesetze entspricht und geeignet ist, 
das Vertrauen der Gläubigen auf die gewissenhafte Erfüllung frommer Stiftungen 
zu kräftigen. Aus dem gleichen Grunde, und nid dieses Vertrauen, sowie die 
Tbeilnabme" an den gestifteten Gottesdiensten zu vermehren, wird überdiess-un¬ 
geordnet, dass jede Stiftung, welche im Laufe der Woche zur Persolrirüng kommt,’ 
am nächst vorausgebenden Sonntage unter Angabe der Stiftungsintentfön, sowie 
des Tages und der’Stunde ihrer Persotatkm •— von der Kanzel verkündiget werde. 

'* ' $. 48. Bestimmungen übet die Verwaltung d'es Sttfflingk- 
VertoögCns. Auf das Zustandekommen vön Stiftungen and a4f die Verwaltung' 



32Q Böhmische Kircbenprovinz: Verwaltung des Kirchen vermögen». 

^Je» denselben gewidmeten Vermögens bat der Kircbenpatron, weil er dabei niebt 
interessirt erscheint, keinen Einfluss za nehmen. 

. Im Debrigen wird das Stiftungs- oder belastete Vermögen nach denselben 
Bestimmungen, wie des kirebeneigentbflmliche oder unbelastete verwaltet. Ins¬ 
besondere ist darauf zu sehen, dass in den Privat- oder öffentlichen Schuld-Ur¬ 
kunden, in weichen Theile des Stiftungs-Vermögens enthalten sind, die durch die¬ 
selben gedeckten Stiftungen genau bezeichnet werden. 

*! •' ■ ' ■ • ■ , • 

Viorter Abschnitt. Aufsicht und Rechnungslegung Aber die Verwaltung des 
.;ii kircheneigenthOmlichen und Stiftungs-VermBgeus. 

f. 49. Das Ordinariat. Das Ordinariat wird die ihm nach Hassgabe 
dei* Kirchengesetze obliegende Oberaufsicht Ober die Verwaltung des bei einzelnen 
Kirchen vorfindigen eigentümlichen und Stiftungs-Vermögens nicht nur bei der 
kanonischen Visitation, sondern auch bei jeder ihm geeignet scheinenden Gelegen¬ 
heit selbst, und durch die hiefQr bestellten Organe ausöben. 

50. Der Bezirks-Vikär oder Bevollmächtigte des Ordina¬ 
riats. Den Bezirks-Vikören öder den vom Ordinariate zur Besorgung der öko¬ 
nomischen Geschäfte eines bestimmten Bezirkes bestellten Bevollmächtigten liegt 
es ob, bei jedem geeigneten Anlasse, insbesondere bei den jährlichen Visitationen, 
sich gründlich zu überzeugen, ob das unbewegliche und bewegliche, eigentüm¬ 
liche und Stiftungsgut der ihrer Aufsicht anvertrauten Kirche unversehrt erhalten 
und nach den voranstehenden Vorschriften verwaltet werde. Sie haben über den 
ßauZüsfand der sämmtlicben Kirebengebiude Aufsicht zu führen, die Vermögens- 
Verwaltung zur Behebung der wahrgenommen Gebrechen auftufordern und wenn 
dies nicht erfolgen sollte, Cs dem Ordinariate anzuzeigen; sie haben die Kirchen¬ 
gründe und Waldungen zu besichtigen, den Befund der Klrchen-Effecten mit dem 
Inventar zu vergleichen, die Kassa wenigstens einmal jährlich zn scontriren, und 
insbesondere die Obligationen in Augenschein zu nehmen, die Amtsbüeher der 
Verwaltung durchzusehen. 

Sollten ihnen Vernachlässigungen oder vorschriftswidrige Handlungen der 
Kirchenvermögens-Verwaltung bekannt werden: so ist es ihre Pflicht, diese an 
die betreffenden Vorschriften zu erinnern, und wenn dies fruchtlos ist, dem Ordi¬ 
nariate die Anzeige zu machen, sie haben über die Gebabrung des Kircbenver- 
mögens und den Stand des beweglichen und nnbeweglieben Kirchengntes Bericht 
zu erstatten. Ebenso ist es ibre Pflicht, bei der Kassa-Uebergabe und der Abtre¬ 
tungs-Liquidation zu interventiren. 

$. 51. Revision des Vermögensstandes. Auch wird das Ordinariat 
keinen Anstand nehmen auf Ansuchen des Kirchenpatrons, in Gegenwart desselben 
oder seines Stellvertreters, die Gebäude oder den Vermögensstand der dom Pötro- 
nate unterstehenden Kirche untersuchen zu lassen. 

§. 52. Rechnungslegung. Die Vermögens-Verwaltung jeder einzelnen 
Kirche ist verpflichtet, nach Ablauf eines jeden mit erstem Jänner beginnenden 
Verwaltungsjahres über Ihre Gebabrung während desselben dem Ordinariate genaue 
Rechnung zu legen. 

$.58. Pflicht der Rechnungsführung und Emolumente dafür. 
Die Rechnung über das kirrheneigenthümlicbe und Stiftungs-Vermögen hat der 
geistlich? Kirchenvorsteher in der Regel unentgeltlich zu legen, insofern nicht 
schpn dafür eine Vergütung bewilligt wgr, welche ihm upgqschmälert zu verblei- 
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hen hat. Das Gleiche gilt von den Personen, weiche dort, wo es der grössere 
Vermögensstand and die mehr verwickelte Verwaltung desselben fordert, zar Füh¬ 
rung der Rechnung bestellt sind. 

$.54. Form der Rechnungs-Vorlage. Dem Rechnungsleger liegt 
es oh, am Schlüsse des Verwaltungs-Jahres aus dem Journale ($. 21.) die Jabres- 
Reebnung über Einnahmen und Ausgaben anzufertigen, derselben die Nachweisung 
über die Sicherheit der angelegten Kapitalien, den Ausweis über die Veränderun¬ 
gen im Stande des Inventars durch Abfall und Zuwachs einzuverleiben, und sowohl 
die Rechnung als den Inventar-Ausweis zu paginiren. Die Rechnungsbelege sind 
in derselben Reihenfolge, wie sie in der Rechnung bei den betreffenden Beträgen 
angegeben erscheinen, zuvor über die Einnahmen, daun über die Ausgaben mit 
der in der Rechnung angeführten fortlaufenden Post-Nummer versehen, in ein 
besonderes Fascikel zusammen zu. heften, und beide, Rechnung und Belege mit 
einander durch darauf zu setzende Vormerke in eine leicht übersichtliche Verbin¬ 
dung zu bringen. (Vergl. $$. 18., 61., 63.) 

$. 55. Das für die Abfassung der Kirchenrechnung dermalen vorgezeich¬ 
nete Formular ist auch fernerhin, jedoch mit dem Unterschiede in Anwendung zu 
bringen, dass — wo diess bisher nicht geschehen ist — zur Hintanhaltung van 
beirrenden Vermengungen und zur Erleichterung der Prüfung die kumulative Ver¬ 
rechnung des eigentümlichen und Stiftungs-Vermögens geschieden, jedoch in der¬ 
selben Rechnung abgesondert dargestellt werde. 

$. 56. Theilnehmer der Rechnungslegung. Zur Aufnahme der 
Kirchenrechnung ist nebst den pflicbtmässig anwesenden Gliedern der Kirchen- 
Vermögens-Verwaltung der Kircbenpatron oder sein Stellvertreter einzuladen. Allen 
steht es frei, die ihnen notwendig scheinenden Erinnerungen zu machen, auch 
dieselben der Rechnung schriftlich beizulegen. Wünscht dir Patron eine Abschrift 
der Rechnung zu haben, so ist ihm zu gestatten, auf seine Kosten eine solche, 
jedoch ohne Gefährdung des Terroines zur Recbnungs-Vorlage anfertigen zu las¬ 
sen, Wenn es aber dem.Kirchenpatrone nicht wohl möglich ist, dem Akte der 
Kirchenrechnungs-Aufbabme selbst oder durch seinen Stellvertreter beizuwohnen: 
so hat die Vermögens-Verwaltung, falls der Patron oder sein Stellvertreter im 
Bereiche der Diöcese wohnt und sich über die gehörig belegte Jabres-Reehnung 
schriftlich zu äussern wünscht, ihm dieselbe zu diesem JBehufe zuzumitteln. 

Das Ordinariat behält sich jedoch vor, dieses Zugeständnis jenen Kirchen- 
Patronen zu entziehen, welche durch eine zu lange Verzögerung ihrer Aeusserung 
den geordneten Gang dieses Geschäftes beirren sollten. 

$.37. Besondere Pflichten der Theilnehmer. Bei der Aufnahme 
der Kirchenrechnung sollen nicht nur Einnahmen und Ausgaben im Entgegenhalte 
der vorhandenen Quittungen sorgfältig geprüft, sondern der Stand des Vermögens 
überhaupt einer eindringlichen Revision unterzogen werden. Das Hauptaugenmerk 
soll dem unversehrten Bestände des Stammvermögens und des Inventars zuge¬ 
wendet, namentlich sollen die Aktivrückstände nach Thunlicbkeit erprobt, und die 
Ueberzeugung gewonnen werden, dass sämmtliche bei Privaten angelegte Kapita¬ 
lien pupiilarmässig sichergestellt, die in der Rechnung angeführten Obligationen 
sammt der ausgewiesenen Kassabarschaft und die in dem Kirchen-Inventar ver- 
zeicbneten Prätiosen, Paramente und Gerätschaften wirklich vorhanden, wie auch 
die im Laufe des Jahres vorgefallenen Aenderungen richtig eingetragen sind. Bei 
diesem Anlässe ist endlich der Zustand der Kirchen- und Pfründen-Gebäude ge¬ 
hörig zu beachten, oder falls die Verhältnisse der Jahreszeit.es damals nicht ge- 
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Sfftttefi'j später, bosonders bei Gelegenheit' der kanonischen Visitation, deren genaue 
Revision vorzuneliitten. ■ 

§.58. Unterzeichnung der Rechnungen. Die Rkhtigh eit der Rech¬ 
nung, der Kapitalien-Sicherheits-Naehweisimg und des Inventars, so Me allenfalls 
der mittelst eines eigenen Protokolls anszuweisende Befund der Kirehen- und 
Pfründen-Gebäude ist von allen anwesenden Theilnehmern der Rechnungslegung 
durch Beifügung ihrer Unterschrift anzuerkennen und zu bestätigen. • 

§. 59. Vorlage der Rechnungen. Die unterfertigte Rechhung Sammt 
allen Belegen und dem Nachweise der diessfälligen Imefvenirong des Kirchenpa- 
troues oder seines Stellvertreters (§. 56.), und unter Anschluss der unbelegten 
Rechhung des Vorjahres hat der geistliche Kirchenvorsteher an den Bezirks-Vikär 
beziehungsweise an den mit der ökonomischen Leitung vom Ordinariate betrauten 
Bevollmächtigten längstens bis Ende Jänner jeden Jahres zu übergeben. Weser 
hat die Rechnung zu revidiren, und vorzugsweise den unversehrten Stand des 
Stammvermögens im Auge zu behalten* Nach Behebung aller von ihm wahrge¬ 
nommenen Mängel hat er sämmtliche dokumirte Rechnungen seines Bezirkes mit 
den etwa erforderlichen Bemerkungen dem Ordinariate vorzulegen. - 

Auf die systemisirte Revisionsgebühr hat er unter denselben Bedingungen 
und in demselben Betrage wie bisher Anspruch. ■ 

§. 60. Prüfung und Erledigung der Rechnungen. Das Ordinariat 
lässt durch eigene ihm verantwortliche Revidenten die eingelangten Rechnungen 
auf Kosten des Kirchenvermögens prüfen, und erledigt nach erfolgter Behebung 
der sich etwa herausstellenden Mängel die Rechnung. Die Abschreibung der aus¬ 
gewiesenen Abfälle im Inventar selbst darf erst nach erfolgter Erledigung der 
Kirchenrecbnung uud mit Berufung auf den ertheilten Konsens erfolgen <§§. 18. 54.) 

§. 61. Vorlage eines Rechnungs-Extraktes an die politische 
Landesstelle. Ein nach dem vorgescbriebenen Formulare verfasster Auszug 
der von dem Ordinariate erledigten jährlichen Kirchenrechnung (Rechnungs-Extrakt), 
dessen Entwarf bereits der Rechnung bei deren Vorlage an den Bezirks-Vikär oder 
Bevollmächtigten, beizuscbliessen ist, wird von jedem geistlichen Kirchenvorsteher 
mit dem Nachweise der anfälligen Vermehrung, oder Verminderung' der Inventar- 
Effekten (§.■ 18*) im Wege der betreffenden k. k. Bezirksbehörde an die politische 
Landesstelle einzusenden sein. 

' Diese Nachweise sind desshalb der Rechnungs-Vorlage in zwei Parien an- 
zuschliessen. (Vergl. §. 54.) 


Zweites Kauptstflck. 

Verwaltung des Pfründen-Vermögens. 

Erster Abschnitt. Verwaltungs-Vorschriften bei besetzten Pfründen* 

§ 62. Bestandteile des Pfründen-Vermögens. Dias -hier in 
Betracht kommende geistliche PiYönden-Vermögin besteht aus den einem kirch¬ 
lichen Säkular-Benefizitun elgenthünWich gehörigen, oder im Falle einer Incorpo- 
ration aus den zum Unterhalte des säkular- oder regutat-geistliehen Amtsvorwe- 
sers bestimmten Gebäuden, Grandstücken, Wohnungs- oder Wirthscliafts-Erforder- 
nissen, Kapitalien, Einkünften und Rechten, deren Nutzungen, Zinsen und Erträg¬ 
nisse zum Unterhalt des geistlichen Pfründners oder Seelsorgers nach der Ver¬ 
fassung des Beneüzkims gewidmet sind. ,■ L . . , gn,». 
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Dm gehören füsbäseddere <8b' Grundefltlaslangs-SchaWverscbreibangen, 
ita welchen das Entschädigungs-Kapital derPfründe enthalten Ist. Dasseltre bildet 
einen Theil des Stamm-Vermögens der Pfr&nde, und unterliegt allen für die Er¬ 
haltung und‘Bewahrung des letzteren, sowie' den in Beziehung auf das Recht und 
die Modalitäten de? Nutzniessnhg dieses Vermögens bestehenden ■ Vorschriften.' 

§. 0S. Pfründen-Invdntar. Bei jedem geistlichen Beneflcium und hei 
jeder Seelsorge-Station soll, wie bei der Kirche (J. 18.), «in Pfründen-Inventar 
geführt werden, in welches alle Realitäten, Reehte Und andere Vermögensthelte 
der Pfründe, mit Einschluss des idlfäUig bestehenden FundOs lnstructus, endlich 
die zur Pfründe gehörigen Grunderttlastungs- und sonstigen 1 Kapitalien aufzunefa- 
men sind. ■’ • . i. 

Die Kapitalien sind nach ihren wesentlichen Merkmalen'za bezeichnen, nnd 
der Besitztitel der Vermögens-Objekte' mit Hhrwrisung auf die ettva Vorhandenen 
bezüglichen Urkunden antumerken. - - • .i » 

Die durch Zuwachs oder Abfall sieb'ergebenden Aenderungen sind Fall für 
Fall mit Hinweisung auf die Postenzahl des Pfrflnden-Inventars genau vorzumer¬ 
ken. Damit diese Grundlage einer genauen Haushaltung bei allen Pfründen: Und 
Seelsorge-Stationen zu Stande komme, ist hinsichtlich der Verfassung eines Pfrün- 
den-Inventars, hinsichtlich des der Kirehenrecbnungs-Vorlage beizusehliessenden 
Ausweises Uber Zuwachs und Abfall der Pfründen-fnventara-öbjekte das zu beob- 
achten, was oben J. 18. bezüglich der Zusammenstellung des Kircherfr&iventärs, 
Uhd in den SS. 54. und 80. verfügt würde. ' 

5. B4. Rechte des Pfründners. Das unbewegliche und bewegliche 
Vermögen der geistlichen Pfründe wird von dem Pfründner* es mag* derselbe eine 
einzelne Person oder eine geistliche Corporation sein, wie bisher nach den für 
die Fruchtniesser bestehenden Vorschriften verwaltet, wobei derselbe niemals ver¬ 
gessen darf, dass er der unversehrten Erhaltung des Stammvermögens und aller 
Gegenstände des Pfränden-Inventars wie auch der dazu gehörigen Gebäude,,die 
gewissenhafteste Obsorge schulde. Was insbesondere die Nutzung von den zu der 
geistlichen Pfründe gehörigen Waldungen anbelangt, <so hat der Pfründner die 
diesafalls bestehenden Vorschriften zu beobachten. (Vergl. <$. 28.) 

Die für die Ueberkommu&g des von einzelnen Theilen des Stammvermögens 
entfallenden Erträgnisses erforderlichen Quittungen unterzeichnet der geistliche 
Pfründner oder Verweser des geistlichen Amtes unter Beidrückung des ämtlichen 
Siegel»; . . . i . . • . 

§. 65. In Ansehung der Veräusserung und Belastung der Substanz des 
Pfründengutes, dann der fruchtbringenden:Anlegung: oder der Aufkündigung voq 
Kapitalien, welche zu dem Stammvermögen des Beneflziums gehören, hat der 
Pfründner'die Bestimmungen der$§. 80., 31., 47., 38. zur Richtschnur zu nehmeB. 
Wenn die für verlooste Grundentlastungs-Obligationen oder andere anfgekündigt« 
Pfründen-Kapitalien in Empfang genommenen Baarbeträge nicht wieder fruchlbrin- 
gtaqlfang^le|t, r ^oi}decq ip .w;as.iu»iaejF für einer andern, )Veis^.verwendet ^P^n 
wollen: so sind die Vorschriften übet die Veräusserung zu befolgen. (Vergl. §. 38.) 

Die Verpachtung von Grundstücken unter Beobachtung der vorgeschriebenen 
Bedingungen darf der Pfründen-Ntrtzniesser mit Einverständnis» des Patrons oder 
seines Stellvertreters auf drei Jahre ohne vorgängige Bewilligung des Ordinariates 
jedoch gegen Vorbehalt der Genehmigung des Pachtprotohoiies oder Pachtverträ¬ 
ge* von* Säte desselben^ selbst veranlassen. ■SUtet rind 'idie 'BeotimÄimgmt'tfeö 
fnWi'ni beathsen. ' •' > * •:;/ •, <i!\ t- • -t> r-v. »<.•'/ 
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i Mietbverträge sind mit der Aewaerang des Patronate»stet*frühe? im Ent¬ 
würfe vorzoiegen, und sind dabei die betreffs der Belastung ün $, 27. angeführten 
Vorschriften za berücksichtigen. , 

$. 66. Stiftungen für Pfründe*, lieber die Annahme mStiftungen, 
welche zn Gunsten einer geistlichenPfründe «der Seeteerge6tgtion gemacht wer¬ 
den, entscheidet das Ordinariat, an welches der Pfründner unter Vorlage der 
Aensserung des bei der Vermehrung und Verwaltung des PfrÜnden-Vermögens 
interessirten Patrons sich zu wenden, sowie er auch für die Ausfertigung der 
Stiftungsurkunde, falls eine solche erforderlich ist (vecgl. $. 45. 46.), zu sorgen, 
und sie dem Ordinariate zur Bestätigung vorzulegen hat. 

Wird über die Annahme einer zu Gunsten der Pfründe oder Seelsorge* 
Station errichteten Stiftung ein Stiftsbrief verfasst, so wird vom Ordinariate ein 
ungestempeltes Exemplar des ym ihm bestätigten Stiftsbriefes gleichfalls der po¬ 
litischen Landesstelle mitgetheilt werden. (Yergl. $. 45.) 

$. 67. Vorschriften gegen Deteriorirung der Pfründen. So¬ 
wohl die Kirchenkämmerer, als auch der Bezirks-Vikar oder der bischöfliche Bje- 
voilmächtigte sind befugt und verpflichtet, dem Pfründen-Resitzer anfällige Ver¬ 
nachlässigungen seiner Pflichten in Betreff der Gebäude, deren kleinere Repara¬ 
turen von ihm zu bestreiten sind, .und des Pfründen-Vermögens überhaupt ohne 
Aufschub in Erinnerung zu bringen. Ebenso hat der Pfründen-Patron das Recht 
und die Pflicht, ihn an seine diessfäiügen Obliegenheiten zp mahnen. Bleibt die 
geschehene Erinnerung ohne Erfolg, so haben sie die Anzeige an das Ordinariat 
zo erstatten. Dieses wird dem Ansuchen des Pfründen - Patrone«, in. seiner oder 
seines Stellvertreters Gegenwart die Baulichkeiten, und den, Vermögensstand der 
Pfründe untersuchen zu lassen, anstandslos Folge geben. 

$.68. Rechtsstreitigkeiten. Der geistliche Pfründner ist befugt, die 
rechtmässig aufgekündigten Pfründen-Kapitalien, dann die von derlei angelegten 
Kapitalien fälligen Interessen and andere der Pfründe gebührenden Leistungen 
nach eigenem Ermessen einzuklagen. Ausserdem aber darf er keinen die Pfründe 
angehenden Rechtsstreit ohne Einwilligung des Ordinariats beginnen, zu deren Er¬ 
wirkung er die eingeholte Aeusserung des Pfründen-Patrons nachsuweisen bat. 

Ginsicbtlieh der VertretUDgj;der Pfründe durch den Patron gut das im $$. 39. 
und 40. Gesagte. 

$.69. Nachweisung der-Veränderung des Pfrflnden-Vermft- 
gens an die politische Landessteile. Bei der Vorlage des im $. 61. an¬ 
gedeuteten Kirthenreebnungs-Extraktes an die politische Landesstelle ist von dem 
geistlichen Pfründner zugleich die im Laufe des verflossenen Jahres vorgefMfcme 
Vermehrung oder Verminderung des Pfründen-inventar-Vermögens ersichtlich zu 
machen, wesshalb der diesfällige Nachweis für diesen Zweck In zwei Parien der 
KirehenrechnungB-Vorlage beizdsebUessen ist. (Vergi. $$. 53., 63.) 

Zweiter Abschnitt. Verwaltungs-Vorschriften bei erledigten geistlichen 

Pfründen. ' 

$. 70. Aufstellung des Administrators. , Bei .Erledigeng von Pfar¬ 
ren and ander«) weltgeistlicben Pfründen, welche nicht für eine Gesammtheit von 
Geistlichen, die eine gemeinsame Güterverwaitung haben, bestimmt sind, wird das 
Ordinariat die,Verwaltung des Pfründen - Vermögens in der Regel dem von Uun 
aufgestellten Verweser des geistlieben Amtes übergeben, welcher aach.iu Ansehung 
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kircheneigenthfimiieben und Stiftungs-Ve nhögens die Stelle des Pfkrrmoder gebt* 
lieben Kirchen Vorstehers vertritt. 

$.71. Gebalt des Administrators. Hinsichtlich des Gehaltes der 
Administratoren jener erledigten Pfründen, deren Reinertrag gemäss Artikel XXXII. 
des Coneordats in den Religionsfond fliesst, bat die Bestimmong, nach welcher 
dieser Gebalt bei Pfründen, deren Jabreseitrfigniss 500 fl. C. M. nicht erreicht, 
mit monatlichen 55 fl. C. M., bei Pfründen aber, dieein Jahreseinkommen von 500 fl» 
€. M. oder darüber abwerfen, mit monatlichen 30 fl. €. M. zn bemessen ist, auch 
fernerhin fortzadanern. Die Verweser erledigter Pfründen sind nicht verpflichtet, 
die zu diesen gestifteten Messen anders als gegen das für eine stille Messe bisher 
gesetzlich bestimmte und üblich gewesene Stipendium von 30 kr, C. M. oder 
52Vs kr. Oestr. Währ., and wenn das für den Persolventen entfallende Stiftungs» 
Crträgniss diesen Betrag nicht erreicht, gegen Bezug des entfallenden Antbeiles 
zu persolviren. • 

$.72. Anzeige der Administrators-Bestellung. Da die kaiser¬ 
liche Regierung auf Grund des Concordates den fleiigionsftnd hn Kamen der 
Kirche verwaltet, so wird das Ordinariat den ernannten Temporalien-Verwalter 
einer Pfründe, deren Interkalar-Reinertrag in den Religionsfond fliesst, der poli¬ 
tischen Landesstelle nnter Bezeichnung der Art und des Tages ihrer Erledigung 
wie bisher anzeigen, damit diese denselben entweder im Namen des Keligions- 
fondos gut heissen, oder ihm einen Mitverwalter beigeben könne. 

$. 73. Uebergabe der Temporaiien-Verwaltnng an denselben. 
Der Bezirks-VikSr, oder der mit der ökonomischen Aufsicht betraute Stellvertreter 
des Bisehofes, hat mit Zuziehung der Mitglieder der Kirchenvermögens-Verwaltnng, 
sowie des Patrons oder seines Stellvertreters, wenn er über geschehene Einladung 
dabei erscheinen will, dafür za sorgen, dass alle Gegenstände des Kirchen- und 
Pfründen-Inventars (vgl. $$. 18. und 63.) aus dem Nachlasse des Verstorbenen, 
oder ans dem Vermögen des abgetretenen Pfründners gehörig ausgeschieden, und 
üü th ig e n f afls ergänzt, dann aber dem Administrator übergeben, and von diesem 
bis zum Antritte des Beneflziaten verwahrt and erhalten werden. Sollte aus die¬ 
sem oder einem anderen Anlasse eine Rechtsstreitigkeit über die Rechte der 
Kirche oder Pfründe erwachsen, so sind hiebei die Bestimmungen der $$. 39. u. 
68. im Auge zu behalten. 

j$. 74. Ilnterkalar-Früehtea-Verthailong. DiOtSmhüsfto des in* 
terkalar-Jabre» werden nach Abzug aller Lasten in derselben Weise wie bisher 
Verthejlt worden. Zu-diesem Behufe wird die bisher vorgesehriebene Früchten- 
Absonderung auch fortan in Anwendung zu kommen haben. ! 

$. 75. Nachsicht von der Interkalar-Rechnung. Bei Pfründen; 
deren Einkünfte ausschliesslich in batwem Geide bestehen, oder welche aas deal 
leligionsfonde Congrua-Ergünzungen beziehen, erscheint die Legung der Inter- 
kaiar-Bechnung überflüssig, weil der Betrag, welcher dem Religionsfonde naetf 
Abzug des Administrators-Gehaltes verbleibt, sich von seihst ergibt. 

$.76.' Prüfung der Interkalar-Rechnung. Bei anderen Pfründen 
Mnd bei der Abfassung und Belegung der Interkalar-Rechnung die bisherigen Vor-: 
Schriften wahrzunehmen, und wird diese Rechnung zur Währung der Rechte de»' 
Religionsfondes auch fortan der Prüfung und Erledignng der kaiserlichen Regie¬ 
rung, welche diesen Fond iin Namen der Kirdbe verwaltet, zu unterziehen sein/ 

$.77. Installation des neuen Beneflziaten. Sobald der neuert 
nannte Pfründner oder Seelsorger die canonisehe Einsetzung oder Autorisation vom} 




332 . Kirehenp tavint verwtötang' des KircheBrarfflög^a^ 


ürriinamtc erhalten hat, weiches-den Tag deraet&en der polUischea Landtssgl^y«! 
»egen Aliscblass der lnterk.«!am i it bekannt gibt, Wirt* ibtn «ba? 

der Bevoiiwbcbtigft’ des Ordinariates an <je«i hfe*ufestgesetzten Tage mit Bei- 
-rtehwg des dessen Stellvertreters and «Ber-Mitglieder der KJeeltexe- 

mm^^s^mai^ng d#s MftH«wig«n?hömiiche und stiinjngsvemögen fiter<- 
gebfcft. utid ihn la ded’iSennss dt?s ^iWndeH-Veriiiögens ösiföltTeB "iBbbeTist---dis» 
authentische kitebeß- wnd - #()rfiiideD-^vei^«t/^f$.r;i8; ö. Ä5J> zu tSni^de icu fegeo, 
ZuKieieb ist eiße g<»nau& ßesßöreibung des K«siiandes : <>tir der PfrtiMe itnd Kirche 
gehörigen sowie des Baossnstandes der p&wlteha« nnd Kisrhen- 

Gebäude vor?MißteBiön *s sei denn, dass eine Mich* Be#cbrtntMjng narb dem 
Tode «der AusfrUn.- des, feieren dHrtimitiers- verfasst »'«Men wiire, tjod von 
keiiirj» Bethötigten dfe Bevisioo reriaiigt würde. (Vgl. $.73.) ' . ' : / 

$. 78. tnstallatiiiflg-ffotnköii. Das üfter.-dte Justatäatfcm aufgn*- 
»otnotene yrotokoil Ist in zwei Bsomplami 'anzufertigen, und von allen rorg*’ 
nannten dubei B&teiiigtett; sd uniewebätdgö. »er Jmtenirte bat,seiner Unfe&sehrtft 
das aebriftdcbe Gettbniss frelaoföge». dass er de* fthernptttmeM Kircten-^ftiijxigö- 
anA f'fTßtideft-ker^&gen narb Massgab* der vtH-tßtstebenden und «Obst Gelnin$ 
babenden\\iardciKrt0a»''(ia(!to' ävsteni Wissen tmt?/Gewisse» srbaitrn »sd verwalten 
werddi’ ■ \ ' *. , . 1 , ■ , . ■ , ' 

Bi« feemplar des Protokolls ist in dw fcirtbadtasta m hinferJegert, das 
andere an das Ordinariat elnausenden. 

Prag, am 24. September 1S80 

Friedrich, Cardinal und yflrsi-'ETObiatbnf von frag- 
Karl, Sisrtmf von KfiaiggpUz. 

AnyusUn BarthoftmüW; Bischof von teitTOerttz. 

V Johann Valerian . Biscittfvon Budwci«. ?;V V ; 


•?«•• ibfesterte WtäivhH Waitepüg:; 
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1 am« r t o a g. 

a) Wo von AssisJentiäü die Sette ist, «04 UU^^|^lAät»leni«fi a« vtfrstejien; 
För Hiehf als zyei Assistentep. oder sww« tüeiirtehmoBde PrLest«r..ist fQr 
je einen von tboen der i'öt ein«» M««temet* besliaimte Betrag ?a stipo- 
iiren. Fßr jeden AkolyiUe« lieoetj 40 kr. zu cnif«U»iÄ. 

b) Wird Clitiraigesang oder figUTaionisik verlangt , kn ist für jeden Sänger 
oder Musiker die MiUfie des jür den Kegeiis-Clutri eisOntienden' AniheiJs zu 
bestimmen ; sonst ist «er AijtiH'ti. i« der Kubrik. »Item Hegeus-Chori« für 
d«s erforderliche ri/orpevstHütie 'f.e?üintnt. 

c) Bet Stiftungen för auswärtige Kirchen oder Kapellen (st entweder eine 

Fabrgieiegtmiteu aiiötigeltßcü beizaifeiien t dttä die Beistellurig gehörige« 
sichern; oder «tue (iehlilic zur BttseUaffung dieser Fahrgelegenheit narb 
den onsverhältpissen zu htmesse», upd in beiden Fdilon noch überdies 
eine Eotsehädigimg für die Zeitvefsäufitniss — nach der Entfernung. — ?« 
besüiuinen. ■' . •• ' r- 'S ' • '• ■ 
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II. PrentWB. 

Allgemeine Verfügung des Justiz-Ministeriums vom 
! 2 0. März 1862, 

V 1 ' 

betreffend die Anslellimg ntturaUsirter Ausländer im Staats- oder Kirchen- und 
' ' . ' . Schuldienste. 

(Aus dem PreussiBchen Staatflanzeiger 1862. Kr. 71.) 

5J . * * «ru 41 -, > * •> \ . * *> w * t 

Durch die Allerhöchste Ordre vom 17. October 1847 ist be¬ 
stimmt worden, dass Personen, welche die Eigenschaft als Preussische 
Staatsbürger erst durch Ertheilung einer Naturalisations-Urkunde er¬ 
worben haben, im Staats-, sowie im Kirehen- und Schuldienste 
Ohne vorgängige ausdrückliche Genehmigung des DepartemCnts-Chefs 

g tt, angestellt werden > sollen, und dass diese Genehmigung nur dann 
eilt werden soll , wenn von jäer Anstellung besonderer Nutzen für 
Staats-, Kirchen- und Schuldienst zu erwarten ist, und der Anzu¬ 
stellende, vorausgesetzt; dass er sich noch im militärpflichtigen Alter 
befindet, (ler Militärpflicht durch persönlichen Dienst in seiner früheren 
Heimath öder im Preussisohen;Heere genügt,, oder durch ein Zeug- 
niss der Preussischen Ersatz-Behörden s^ine Untauglichkeit zum Mili¬ 
tärdienste nachgewieseu hat. 

Ueber die fernerfe Anwendbarkeit dieser Vorschrift sind mit 
fiücksicht auf den Art. 4. der Verfassungs-Urkunde Bedenken ent¬ 
standen, auf deren Vortrag des Königs Majestät mittelst Allerhöchster 
Ordere vom - 27. Januar d. J. [die betreffende Cabinetsordre ist noch¬ 
mals mitgetheilt im Preuss. Staatsanz. 1862. Nr. 108. S. 809 f.] das 
Staatsministerium zu ermächtigen geruhet habeu, 

. von. denjenigen Bestimmungen der Kabinets-Ordre vom 17. Octo¬ 
ber 1847, nach welchen die Anstellung naturalisier.Ausländer 
im Staats-, so wie im Kirchen- und Schuldienste nicht ohne vQr- 
gängige ausdrückliche Genehmigung des Departements - Chefs 
stattfinden, und diese Genehmigung nur ertheüt werden soll, 
wenn von der Anstellung besonderer Nutzen für den Staats-, 
Kirchen- oder Schuldienst zu erwarten sei, künftig abzusehen. 
Sämmtliche Gerichtsbehörden werden von dieser Allerhöchsten 
Bestimmung hierdurch in Kenntniss gesetzt. 

Berlin, den 20. März 1862. 

Der Justiz - Minister Graf zur Lippe. 

An sämmtliche Gerichtsbehörden. 


Literatur. 

1. Vera idca Ornatus EccUHastici , seu Regulae Ecclesiasticae de materia, form«, 
mensura, benedictione, usu, munditia et asservatione praecipuarum re rum, cum 
ad Rcclesiam ritu decenterque exornandam, tum ad splendorem cultus divini 
onlnino servientium, quas ordine alphabetico congessit St J. Weher. Scbäpbuslae, 
sumpt. Fr. Hürter, 1860. 220 itnd VIII Selten. kl. *8. r 

Eine praktische und nützliche Arbeit. Der Verfasser geht in alphabetischer 
Ordnung die einzelnen Gegenstände durch, deren sich die Kirche beim Cultus nur 
immer bedient Die praktischen Anweisungen, welche er über jeden derselben 



Neher , vera Wea omat. ecd., attare privilegiat — Can. Recht d. begeiferen. &S5 

gibt, sind anthentischen litargisehen Quellen entnommen, namentlich den Rubriken 
des römischen Missale, Rituale und Cäremoniale, verschiedenen Dekreten der hei* 
ligen Congregation des Ritus, und den Akten der dritten Mailänder Provincial- 
synode unter dem heiligen Karl Borrom Jos, welche der heilige Stuhl bestätigte. 
Minderen Werth hätte der Verfasser auf die vielfach angeführte Schrift legen 
sollen Ornatus ecclesiasticua, Ratisbonnae 1591, von dem damaligen apo¬ 
stolischen Vikar J. Müller. Dieselbe hat doch kein höheres Ansehen als über¬ 
haupt ein alter Rubricist; daher war es überflüssig sie so oft anzuführen, und 
unzweekmässig, so vieles daraus wörtlich aufzunehmen, vor allem da, wo Müller 
offenbar irrte. (\gL z. B. S. 91. 92. N. B.) 

Ueberhaupt scheint uns der Verfasser einzelnen Rubrizisten eine grösser* 
Anktorität beizulegen als sie verdienen. Dies gilt namentlich von De Herdt, den 
wir nieht so häufig cilirt sehen mochten. Sein Verdienst wollen wir keines¬ 
wegs in Abrede stellen; indess meinen wir doch, dass er das Ansehen nicht 
verdient, in weichem er bei vielen noch steht 1 2 ) und er sollte nor mit Urtheil and 
genauer Kritik benutzt werden, da er nicht selten unzuverlässig ist und Fehl¬ 
schüsse machte 3 )! Ein solcher ist doch offenbar u. A. der, Wodurch er beweist 
»non esse laudabile quod velum appendatur ab anteriore parte confessionalis.« 
(Neher S. 104.) — Löhners Ansieht, wonach die Manipei über den Ellenbogen 
hinaufgeschoben werden soll, (Neher S. 141. n. 3.), verdiente wohl auch keine 
Erwähnung; denn diese Weise die Manipei zu tragen, ist eben so wenig liturgisch 
als ästhetisch. 

Im Ganzen mOehten wir dem Werkehen mehr Pfädslon, Deutlichkeit und 
Schärfe wünschen. Manches erscheint für seine Bestimmung überflüssig oder un¬ 
gehörig. So wären namentlich die Vorschriften über den Gebrauch einzelner 
Gegenstände (z. B. S. 23. n. 3. — S. 7. n. 5. — S. 191. n. 2.) vielleicht besser 
übergangen; denn vollständig konnten sie doch nicht leicht gegeben werden; zu¬ 
dem findet man sie in jedem guten Handbuch der praktischen Liturgik, und dürfte 
sie aus solchen lieber und zweckmässiger schöpfen, als aus abgerissenen Notizen. 

Die Sprache konnte an manchen Stellen messender, correcter, selbst ver¬ 
ständlicher und klarer sein. ' X. 

* 

t. Altäre privilegiatum, Praktische Abhandlang über den Ablass des privilegirten 
Altars, von Stephan Jacob Neher, Priester der Diocese Bottenbarg. Regens¬ 
burg, Maus 1861. VI und 126 S. 8. (ll»/ 4 Sgr.) 

Nach der Kathol. Litztg. 1861 Nr. 48. elfte verdienstliche Zusammen¬ 
stellung für praktische Zwecke, wobei die wissenschaftliche Erörterung mehr ift 
den Hintergrund tritt. 

8. C anonische* Recht der Regularen von Dr. Bouix, der Theologie and 
beider Rechte Doctor, in einen deutschen Auszug gebracht und mit Zusätzen 
versehen von P. Rupert MittermüUer, Benediktiner in Metten. Mit Genehmig¬ 
ung des Hochw. Herrn Erzbischofs von München. Landshut, Jos. Thomann 
1861. 

Da das Werk ♦ welches Bouix bereits 1857 za Paris mit Erlaubniss des 
bischöflichen General-Vikariats von Arras in lateinischer Sprache herausgab t Im 


1) Ein Werk, das ihn in vielfacher Rücksicht, namentlich an Präcision und 
Zuverlässigkeit, weit übertrifft, ist der Oours abfdg6 de Liturgie pratique von Falise 
(Paris 1855. 2. edit.) das in lateinischer Uebersetzung eben bei Hurter in Schaffhausen 
erscheint. 

2) Vgi Archiv V. Band» S. 65. Anm. 2«. 



$3$ : Hgnd$ueJiölr Ordenslente. — Die vollkommene OrdensjErap. 


Archiv (11, 6Q9 ff. III, 310 ff.) mit der. Schrift von »r» ßcheU über. djie reli¬ 
giösen Frauengenossenschaften schon eine eingehende Besprechung er¬ 
fahren; so erscheint' ein längeres Verweilen bei der vorliegenden deutschen Ue- 
bersetzurig Ungerechtfertigt. Wir machen daher nur darauf aufmerksam, dass 
der: deutsche Bearbeiter in seinem Werke sich auf das Wesentlichste und Allge¬ 
meinste beschränkte und Alles ausschloss, was seltener verkommt und ausser¬ 
ordentlicher Art ist. Das Werk von Mittermüller reicht aber hin, um sich 
daraus über die alltäglichen und gewöhnlicheren Fälle Aufschluss zu Verschaffen. 
Dass die Arbeit keine sklavische Uebertragung des lateinischen Originals ist, be¬ 
dingten schon die Zustände und Eigentümlichkeiten der Kirche in Deutschland, 
mit Bezug auf welche sie eben unternommen worden. Auf die einschlägigen 
Verhältnisse in Bayern hat Pater Mittermüller besondere Rücksicht genommen. 
Die Ansicht von Bouix und Mittermüller (S. 35.), dass die Gründung einzelner 
Ordenshäuser ohne päpstliche Erlaubnis» vor sich geben könne, ist im Archiv 
VIH, 214 ff. widerlegt, Jedoch macht Mittermüller sogleich eine Ausnahme für 
»Kapuziner und wenige andere Orden« (S. 35.) und gibt erst. (S. 36.) als selbst¬ 
verständlich zu, »dass auch jetzt noch die Dazwischenkunft des apostolischen 
Stuhles notwendig ist, so oft ein nett zu gründendes Kloster hesöfidefe und 
ausserordentliche Privilegien, namentlich die Exemtion von der bischöflichen Ge¬ 
walt in Anspruch nehmen will,« y . 

Es bildet, das Bueh Mittermüller’ & eine Beigabe zum gsce tischen 
Handbuch für Ordensleulej welches von demselben Autor mitverfasst und 
iü demselben Verlage erschienen. Und welches nach’dem übereinstimmenden Urteil«* 
der eompetenten Kritik als das beste, was auf diesem Gebiete, in neuerer Zeit 
erschien, bezeichnet upiF anerkannt ist. < 

Auch die Katliol. Literaturztg. 1860 Nr. 6 . und 1862 Nr. 30. S. 248. 
empfiehlt jenes 

4. ,A8«eAif>ch6 Handbuch für Ordenjgl^ute, welche nach der Regel 

des heiligen Benedict leben. Herausgegeben von einigen Conventualen 
des -Klosters Metten. Landshut bei Thomann 1858—1801. 6 Theile. 

Es enthalte diese» eine vollständige Anleitung für das innere und äussere 
Leben eines Religiösem Verdientermassen wurde in der ’Katüoli Litlztg. 1 I 86 Z 
Nr. 30. im..Litera r. Handweiser 1362 Nr. 5., im Katholik J862 Mai heit 

5. 430 ff sehr empfohlen.' , , 

5, pie vollkommene Q rdensfran oder der Weg, der. Vollkornpienheit 
im geistlichen Leben. Zum Gebrauche güttgeweihter Personen Von 
• A.' LepMtfJ/,'Generalvikar von Perpiglian und Direktor mehrerer religiösen Ge¬ 
nossenschaften. Aus dem Französischen. Mainz bei Kirchheim 1602. XVI und- 
3Sf4 S. kl. 8. (27 Sgr.) ' 

: Daä Orgifiaf: L^ vöie de la perfe'ttfön dank lirvle reiigi^ase Ist namentlich 1 
von dein seligen Erzbischof Aff re von Paris' sehr empfohlen worden utfd hat 
rasch vier Auflagen erlebt. Von der vorliegenden wohlgelungenen Üebersetzung 
sagt der H&cbw::Bischof von Mainz in der ivongedmekten Approhation, dass »darin 
die Grundsätze der.Kirche und ihrer bewährtesten Geistesmänner Uber da$ klöstef'. 
liehe Leben und die darin nothwendig zu erstrebende Vollkommenheit so klar, 
einfach, vollständig und in einer so zweckmässigen Ordnung dargestellt sind, dhs’d' 
dasselbe auch'für unser Deutschland, wo wir ein ähnliches praktisches Handbuch 
nicht besitzen,„eine wesentliche Lücke auszufüllen und vielen Segen zu stiften 
im Stande ist.« Die Uebersetzung ist von einem Mitglied« dgs Klosters der eng¬ 
lischen Fräulein zu Mainz, welches demnächst auch drei .weitere Werke von 
Leyuay: La maitresse des novices eclairee sur ses devoirs, La vostu- 
lante et les novices dclairies sur leur vocation und La voie de la ve- 
ritahU et sölide vertu; letzteres für solche Personen, welche in der Welt ein 
g«ttgeweH>tes Leben führen wollen, ins Deutsche übertragen wird. ‘ 
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Die neueste Rechtsordnung. 

-■ 1 • Ut. •• •■tili )! <' * b I 

Die neueste, Rechtsordnung ist aus einer Vereinbarung beider 
jtp^tisqh - kirchlichen Parteien jhervprgegangen deni Augenblicke, als 
eine gewaltsame Explosion mit unabsehbaren Verwüstungen die bis¬ 
herigen Zustände dieses Landes sp sprengen drohte.. In Folge dieser 
Vereinbarung trat die neue Kantons-Verfassung vqm 11 . Oct. 1861, 
,dps neue Erziehungsgesetz vom 19- März 1862 und ^die neup, Organi¬ 
sation für dpn katholischen Confessionstheil des Kpntpns St. Galten 
vorn 17. März lß62 inVLeben; diese drei S|atuten werjden, darum 
dWefr Unterlage für. ui^e^ ü wpijtejre,. .Erörteruin^ bilden. [Man darf 
j»i9h nieh^WUhdei»» id«p ( 1 E*trcmi 8 j»n beider Parteien zu Stei¬ 

nen des Anstoßes pncl, dep, A^rgernj^ses wurden. Les.pxtr4mea.se 
tonqhwi.i: Vl*r*. der Radikalen rochen dip 1 Ani$pjge ^eines Kir^jUii- 

jstaatO* |m ,S.t. jGWler,-Stpnte“ heraus,, die der Cpnsenratiyen’die’Ejb* 
aeteung ,einer, ■ „unberechtigten Laienherrschaft im Gebiete der Kirche^ 
welche namentlich die neue jkal^olische Organisation begründet habe. 
.Schort. di^se Vjernfnhnpng, so ,,widerstreitender Factoren zur Bekäm- 
; plupg,.d«s Wfftkes dürfte für diesen .ab?, yricbtigps Kriterium geltpp, 
.Aaw. eStUflter. 80 schwierigen, Verhältnjpspnjdip y pchtige jfitte getroffep 
und; ein, pch-Wf??«; legislatorische^ Prpblenji. —j^wepp, nl c |i^ vollkommen 
^7 doch praktisch befriedigend „pur, Beruhigung des Landes, gelöst 
habe Bei der Beurtheilung, dps_. neueren, Rechtepstendep ^ann ipap 
freilich seit denjenigen nifiht .rechton, $ e . jfon der^ ausserordentlichen 
; Entwicklung, des ,.Kirphexy; ,und VQ^kerlebeji^ seit 30 Jahren nichts ^e- 
.lernt) abpr auch T°n 4? n politischen Dpgmen der absoluten Staats- 
aBeiwgh ei Lnnd Staatiallmacht nichts vergessen hpbep, sondern diesen 
abgestanden Knhl » W* e die altgläubigen Türken die Surep des jKo- 
rans bei jedem Anlass wiedcr neu pufwärmpn und ihre längst »be¬ 
nutzten Stereotypen den Barchen,, den Völkerschaften, jedem korpora¬ 
tiven ,nnd individuellen %ben b^^ler ^ewpit ^u^ressen (( n^i(^- 
-ten., ,W*bl foier^^ ^fdp^^a.^osephfi^miis ibrp ^o/faj^üape 
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338 Rechtszustand der katholischen Kirche im Kanten St. Gatten. 


gegen Ultramontanismus und Hierarchie noch immer dienstbeflissen ab, 
aber sie bleibt immer mehr sich selber überlassen. Die Armee ist 


bei uns schon weiter vorgerückt, hat eine andere Richtung auf ihrem 
Marsche eingeschlagen, andere Positionen eingenommen. Wir erörtern 
hier die Frage nicht, ob die bezeichneten Statuten — namentlich die 
n$ue Organisation für den katholischen Confessionstheil in allen ihren 
1 J4reihsn-'‘äen Bestimmungen des cahoniBthen Rechtes' vollkommenent¬ 
spreche, wir müssten diese Frage geradezu mit — Nein beantworten. 
Viel wichtiger für uns ist (die praktische Frage : ob die neue Rechts¬ 


ordnung, die auf jeneu Statuten .ruht, unter den obwaltenden Umstän¬ 
den und mit Rücksicht auf das, was bisher im Ranton St. Gallen als 
Recht galt und‘was mancherorts'heute hoch als Solches gilt,' als ein 
glücklicher Fortschritt zutü Besseren zu begrüssen sei und wir nehhfeii 
keinen Anstand, diese Frage mit einem‘entschiedenen Ja zu erledigen. 
Wer in menschlichen Dingen ntt'r niit dem Besten sich zufrieden 


gibt,' muss es sich' gefallen lassen, wenn er unter den Schwierigkeiten 
de$ praktischen Lebens zwar die Ideale für seine Phantasie rettet,- über 
oft' auf das Schlimmste zurückgeworfen wird. Ein erleuchteter Ver¬ 
stand' lehrt 1 gar oft statt dem BÖSteii düs feessfere,' nicht selten sögar 
das minder Schlimmere ahzünehWön,' um nicht das AergSte von' Allem 
—den unvermeidlichen "Verlust "des ''Gänzen herbelztttühr'eb.' Was 


nütz ( de r Rifer fürdäsPeste,' weiih die Macht zur Durchführung ihm 
nicht zur Seife steKt?'Die Bestrebungen 1 der* St. gallischen Katholiken 
beruhten auf dem' besten Rechteallein die geschlossene-‘Phdlfanfc 
d^r Protestanten und rädicalen Katholiken Setzte ihnen bei jedemVor- 
gäng, bei 1 jeder cohfessionellew Verordnung'im allgemeinen grds- 
seii Räthe," (der aus Katholiken und* Protestanten besteht) unfibersteigliche 
Hindernisse entgegen, 1 dehh jede derartige Verordnung des katholischen 
CrrossrathscoilegiUms' Wurde von dem ''allgemeinen grossen Räthe durch 
SanctiorisverweigeruHg "'zurücfegewiesen hnd’ somit erfolglos gemacht: 1 ’• 
j heue Verfass ii’ng 1 ist äuä einer Vereinbarung beider^kirch¬ 

lich-politischen Parteien, älsö auf dem'Wege gegenseitiger Ooncessio- 
’nen!zu Stande 1 gekommen; 'die- VereihbartiÜg selbst hat schweres -Un¬ 
glück von dem Lände, von dem'Volke'; von der Kirche abgewendet 
und, nach vierjährigen erbitterten Kämpfen einen- Friedenszttstand ein¬ 
geleitet.' Sie hat Angesichts zwölf hundertjähriger Zustände die Kirche 
nicht" unbedingt votn Staate getrennt Und darum auch nicht die Volle 
Kirchenfreiheit (wie'in Nordamerika) mit allen dafierigen 'Folgten eitles 
solchen Salto mörtale proclämirt, sbndfern sie hat’ aüf dein 1 historischen 
Boden'unseres Lahdes und Volkes das neue Gebätide awfgeftthrt;' Sie 
£at iü Art. lV;, c A.’ der katholischen Kirchenbehörde ’ “ttte Freiheit - ge- 
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währleistet: ^Die: religiösen ; und rein - kirchlichen Angelegenheiten «U 
besorgen ohne daran,jrgbnd einen Vorbehalt der. Ober auf r 
nicht oder«der Sanction des Staates zm knüpfen, wie die alte Vler- 
(fMsnng ^en lhSl i.dies giethan.i .Die gleiche Verfassung aberräbertriigt 
dm; gleichen Artikel Ziff/5. dem katbolischenr Confessionatheihid.i. der 
•katholischeil Laieaschaft ^die Besorguugdet kathohschen^ confesei&nel- 
Ißn t und. klösterlichen, lAngelegenheUeoi j' welche; nicht • rein kirchlicher 
Natür sind, sowie die 1 Verwaltung i, der Fonde und Stiftungagüter der 
ketbolisehen Geafeesion.“ Während sanft die religiösen und. rein 
kirchlichen; Angelegenheiten fürderhin frei: Ten: dem Bischof ; besorgt 
«werden soUsb v stellt die Verfassung a*r.;Besorgungider a«!,g. gemisch¬ 
ten Angelegenhetteajein Kollegium und .aus diesem hervorgehend:eine 
Administrativbehörde der katboliseben Laienschaft aufy Welehe i aich 
«über m da* .Maas und Wie ihrer Coarpeten^en mH der Kirebenbehörde 
su verständige« haben« Man wird, die Aufstellung dieser Zwisehen- 
behörden aus der, katholischen Laienscbaft, die zwischen Kirche und 
iSteat;wte;In der Mitte;schweben* anfänglich für ein bedenkliches. 1 In¬ 
stitut ansehen , allein man darf nicht übersehen* dass die Mitglieder 
ides. kathoHschen Collegiums, und , des katholischen,, Administration sra- 
litheö eicht,> mehr (wie : früher) von den p ar Hä tisch e« i Wahly ersemud- 
lutige«f sondern »von den katholischen Kirch»mgemeinden gewählt 
»werden, deren natürliche Repräsentation, sic , sind» i Würden diese; I Zwi- 
Oßhänbebörden auch weggefallen.»sein-, «.so w&ren ihrenBeebte uöd 
;Befugnisse , keineswegs: dem N i$ cho f sondern» deri paritätischen 

(Staatsbehörde sugefallen und dio Kirchei,hätte sich! viel, aehHmutör 
ödete» ibefundemi ; Vergleichet»,-Wizi -nun in Kürze ; .gegenüber,: den i ßia- 
»griffen der nStaatsgeeetze und\ confessiöfteUon i Verordotmgen tder < frühe- 
ren. Peglodo —>,die wirkliche« Vortheile » welche,die neue Verfassung 
.,ö»d .in&hesQndßre die; katholisch« Organisation, des .Kirchegewährt: und 
(dasesehümme, Alte wird de« Werth, des., besseren Neuen von selbst 
hdtBOhtenf Bes Staatsgeseta l über äonfesaionälle Angelegehbeite«,vom 
15./Jan. 1855,verhängte ein Otb.brho.hoiütchies P tätet: «hevajle 
fcirqbli<heB Erfasse. im;.rücksichtslosestemnrnd, ausgedehntesten;:ßftme, 
‘.WtOi-wH, oben hervor gehoben habendi all# .allgemeinen Verordnungen 
- und,Verfügungen, kirchlicher (Behörden «in, Angelegenheiten; lihrea* geist- 
.liehen Competent, seihst jene,! vomblos ;vorübergehendem Bedinge 
unterlagen, der hoheitlichen Genehmigung und dem; obrigkeitlichen .PJa- 
f CCtj daszugleich,;*iit,,ider .betreffenden Kundmachung, (des Bischöfe) 
(.bekannt gemacht jWCfden musste,i^ede kirchliche!Verordnung; oder 
,teindmate»ng,,obne ^ea#,irfaa^icho ; Genehmigung .und Placetirsng ier- 
t Jomowj WürdP»gtä omU rnA niohtigtOrWärb.»bJMenwei Verfstsdungi hat 
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diese 'schwere Verte tzuhg eines wesimtfi<d»sn ; B>e«htes des: kirchUd»« 
Lohr- und Hirtenimtea bee e i tagtet tindffirdief Erlasse'der Kircheof- 
behbrde weder eine hohcflfliohe’Eefcction 'noch; ein« oberüeheitiiche' Ge¬ 
nehmigung Vorbehalten, Während sie ‘eine sotehefür die Verordnuügeh 
d4r eonfessionellen (Laien) Colleglen' «wd BöhSrdeii ausdrücklich auch 
jtoet noch’ausbdduhgCn. < Zwat ,! hat<'dää bischöfliche Ordinariat auch 
bei der "neuen Ordnung“ der Ding« das“ diesjährig« FaStetuhaUdat der 
Staatebehörde i(Regierungsrath) • «knfaeb nur Kenntnisanahme mitgetheift. 
Diese hat ihrerseits die Kewntntssgwbe mit der Erklärung erwieöert, 
das* tie r gegeh die Publikation 1 des AUtenstÜchrskeineh Bin Wand'ab 
erbeben habe. Die Kirchenbehörde wollte dürchVerträuen wieder 
Vertfaueh -erwecken, und so lange ausdlfeser freundnaChbarlicheh Mit- 
theilung keine »achtbäiligen -Foigerurigett auf der ^anderen Seiteabgb- 
fcitet ■ werden, 4ohttt es sieh der 1 Mühe, um den'guten WoMvertiehmens 
willen diese Verfahrangswtfise ’ 'eihzuhafceA. De» 1 'angeführte 'Staätsge- 
f«tz von I86fr> hätte Me Geriehtsbarkeh'dea Bisehofe 1 liber die Gdtet- 
Hthe» #Srmlich ; aufgehobenund die Lctttterien Utoi Cäbineta^nstia: “der 
iSbaaterdgietung überantwortete Das öberaufeiohtsrebht über sie wurde 
*in der schrankenlosesten ffeisedem Begierungarathe übertragen , vbr 
UteerAnstellung Hatten’ Ble auf Verfassung und Gesetze den Eid nu 
'leisten; alie Pfriindwählen, selbst"'jene dtT'Vicare unterlagen dentdi©- 
hehlichen Pläoet, 'die Staatsbehörde keimte ■ über' die Geistliehen eigene 
bGoriehtsbarkeit ausühen und aiifdem 'Grundeapolitischer,'!cenfeesiöttel- 
<te# oder sittlicher Motive' sie bei ’ gegebenen Fällen der) Pfründe>lotid 
'des“Amtes verlustig erklären, >feog*r das Niedertassungsrecht In den 
Gemeinden tihnen ohnff' allä praeessuaftsoheForm «fttziehdni“iAEe diese 
exorbitanten Eingriffe fn die Verfassung)der Kirche und in die Rechte 
des Episeopätes und' ’ der Geistlichkeit wurden abrogirt und'*dte v 'unbfe- 
l re*htigteJucrdatup; der weltlichen Behörde 'äu» dem Gebiete der ! K liehe 
entfernt 1 DasDamökle»sfchwert,Üag'' die katholisch« GeiatÜehkeif'fan- 
“m er dar bedrohte, wurde entzweigebrocheb und 'Sie für' ihr atattthhes 
• Lebe» 1 and Wirken der Gerichtsbarkeit ihres 'ntiiÜrH«hen Bichtets, d«s 
t rechtmässige» • Bischofek * aurückgogeben, -hr * allen • waltd i ic he <k 1 'Dittg4n 
aber* blieben ekwieUndere Bürger, den ! 'bürgerlichen' Gesöfefenttüd 
Gerichten untergeordnet. So wurde die klrehliehe und staatlidhe ReeMfe- 
ordnung i» > diesem 1 Paukte “Wieder' hergesteHfc -— Die Besorgungdes 
Eheweeens iet" denKirchetvbehörden aueh dwrch die'netie'Ver¬ 
fassung zugetheilfc geblieben; »derböTgerlkhe“ Richtet hat bei Ehe- 
"> Streitigkeiten! «Ur Über *dte Ökonomische« Ansprüche der Partefcb'du 
'entscheiden ii lieber die Auflösung i fe^rikher %>onsaÜen ; 1 Und »alle 'Ma- 
i '«rimouialoausen «ntscheidet' auf Grundlage 'des «ehrfflHchha* Verfahrens 
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das bischöfliche Cowaisteriup».'> Sölbst^ftir den FallydaMatif den? 
Wege der bürgerlichen Gesetzgebung an der bisherigenBehandlungs¬ 
weis« »Abänderungen sollten > vergenomraen. werden, könnte dies pack 
der neuen Verfassung .nuruntek ^dem Vorbehftlt geschehe», dafcs das 
Saeramentalischedes 'Bhebanfes/^dioUnjmflösbarkeh der Ehe) für die 
Katholike». anerkannt würde.“:.:n»! ■■■•■> 

« i WeU. darf»man: es.beklagen, datsdiei Leitung des Sehul* und 
Er zieh Hih gewesene (früher» den beidenGonfeaeionen Überlasse») in 
Eedge der neuen Verfassung an die paritätische Staatsbfe hörd<e 
überging, dass die frühere katholisofie Kantonssehnle aufgehoben blieb 
und neine.t gemischte Kaptonssohule äni ihre Stelle■: trat. Istman aber 
darüberim Klären, dass am 3. Juni 10dl, »als die »Krise oulminfrWj 
nur der Ausweg ginerVerständigung denKantOnvor dem schwersten 
kfoglück iMiten könnte: und auch wirklich gerettet hat,'‘ko ist eben so 
einleuchtend., dass diese Verständigung nur durch ein gegenseitiges 
Entgegenkommen, durch' wechselweise Concessionen zu erreichen war. 
Zwar >/ist in Folge derselben die katholische Kantonsschule in eine 
gemischte Lehranstalt gegen den erklärten Willen der Katholiken um* 
gestaltet worden, allein neben dtehem Lehels tan de brachte die neue 
Verfassung für sie 5 ' andererseits wieder den Vertheil, däss sie die 
Freiheit des Unterrichtes gewährleistete und »hierdurch dem Bi¬ 
schof die Möglichkeit aröffnete, für die Ausbildung eines tüchtigen Klerus 
kn Sinne und . Gleiste der Kirehe. an einer eigenen Gymnasialanstalt 
försnsörgen und JiierfUr das Knabeneeminarium einauriohten. Er 
kämt fürderhin bei der Ausübung dieser unerlässlichen Obsorge durch 
di«' Staatliche Erziehungebehöide nicht .dm geringsten gehemmt oder 
gebindert werden. Denn dieser hat das neueste Endehungsgesetz kein 
anderes Recht-.über derlei Lehrinstkute zugetheilt als „von derEin- 
richtungy dem, Lehrplan, und. den Lehrmittel» derselben Kenntnis» 
zu! nehmen.“»»; Was vernünftig und christlich ist, .hat das Lichtkei- 
n es weg» zu. seheinen, ja es wizdi isogar nur von Vortbeil.sein, wenn 
gewisse. Voruetbeile.. liberaler.Latem durch die eigene Erfahrung und 
WäiumehoKuig beseitigt werden , dass die Sonne der Bildung rechts 
Wie; links, leuchtet- baA dass sogar da kein einzige« Stück ägyptischer Fin* 
aternips izu ,finden rcsi, » wo man sie am hüufigsten sa suchen bisher 
gewohnt war. Es ist nicht zu lähgnen, dass die. gemischte Lehran¬ 
stalt für die' religiöse Erziehung der katholische» Jugend schwere 
Nachtheile » mit dich führt, allein mit reinen Negationen und Protesta-) 
täonen werden sie nichtbeseitigt >kn&es bleibt in solcher Lage kaum» 
etwas Anderes übrig, ab: dasAdte ka4'h.olisehen‘Mitglleder der ge- 
mwAtimEtziahupgabehölde das Unterricht ui db Dbclpü» ihrer 
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Confeasißnsgenosßttri an . der Anstedt sorglich « überwachen'« r dahferigO 
Nachtlieile: möglichst zu entfernen suchen, «daeB vot Allem das bisehüf* 
liehe Ordinariat für einen.-, gründlichen undirüöhtbarenißohgidtfsuBter* 
riebt und eine genaue:Einhaltung«des -Gottesdienstes, der Katechesen« 
und anderen Andachten die-grösste!«Sorgfalt verweafle. Der Kirchen- 
behörde hat auch das neue Erziehungfegtsetz das 4xnTeräusserlichd 
Heoht fcueikannti« ^Die Eeligienslehren ander Kantonsschnle, wndän den 
Real- .und Primarschulen zu Wählen', sie dllein ist« es, welche die da J 
hörigen Lehrmittel, Methoden; und Weisungen Torsckreibt, bestimmt 
and überwacht^ Also hängt die» Kirche :uhd Geistlichkeit doch immer 
mit deni!Schulen und; Lehranstalten!« durch jene Räude; «zusammen^ 
welehiBiiidie■» fiie&tefi und intensivsten . im Leben sind. / Haben .die 
Schwierigkeiten « durch, den Umstand «ich auch gesteigert, dasb die ka-. 
tboliseken: SohuU ehrte ; fürderhin! ' in. einer ptscitätiaabfen Staatsanstalt 
gebildet werden,; so-'darf darum um so weniger die katholische Geist-« 
Uchkeit töoh dem Schulwesen entfremden, sie- muss vielsaehr auch die 
neue Lage 'izuiui Heile der . katholischen Jugend««zu benutzen wissen 
und: darin, durah« Verdoppelten Heiss und Eifernihre hohe Sendung 
bestmöglich ■„$& erfüllen; suchen. «Außser der Kantonsschule« gestattet 
Wddet.die Verfassung froeh «das Erächungsgeseta weitere gemischte 
P.esl-. Und Primarschulen, jede .Vermischung confess ionell- 
getrfennter Schulenrist untersagt Durch diese Bestimmung 
Wurden alle i«kleineren i katholischen Pfärrsehulen in > den paritätischen 
Gemeinden, des iToggenbuigs .und; Rheint&als. vor dem sicheren. Unter¬ 
gang gerettet* de* auftdie empörendste« Welse durch den Thurgau’-: 
sehen ) Ecziebtmgsrath > in:, allen «Schulgemeinden* wo die Protestanten' 
in der ..Mehrheit standen,: gegen düs katholischen Schulen aller Protesia- 
tionen . der Kathöhkeh zum 'TVo-tz erst - vor 1 kurzer "Zeit Vollzogen 
wurde; Sowohl« idie Eiferer «der proteitantiseben „inneren Misaion,“ 

als xdie rafliealemGleichinacher batten« es : auf die Vefßchmeiznng 'der 
kleineren : katholischen' Schulen in den« : paritätischen ■ Gemeinden abge¬ 
sehen * «die Fäden«ihres Planes «Wurden. zerschnitten, «die katholischen 
wie die protestantischen Schälen * Und ih ihrem; ungetrübten Fortbe¬ 
stände gesichert Worden.« Dies, sind, Wie uns beäünken witt, reelle und«' 
wichtige Zugeständnisse, (Welche bei der erfolgten Vereinbarung zu 
Gaosten der Katholiken erzielt wurdet). > .;«> 

v, Das ! neue Statut der katholischen Organisation vom 19.; Märe 
1862,; dessen .meisterhafte «Red&ction Herr Präs. L.Gmür vertatst»; 
bildet die,. Unterlage der künftigen RecbtsverhälthiHse der katholteheor 
Lasensehaft in gemischten Dingen«; gegenüber , dem Staate, demdüschef» 
uftd. deu.^tbeiisehten Pfarrgdmsmdeü. £& atetitfhibrfürieihkatholiüohew 
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Kirchgemeinden auf drei Jahre gewählt werden, ; und einen, katholischen 
AdipinistJcations^t^ yon 7 Mitgliedern auf, Reiche das Collegium wählt. 
Weil die yon dpn gemischten Wahlkreisen gewählten Mitglieder des 
allgemeinen grosspp Stiles, sofern sie Katholiken waren ( oder auch 
npr.; davon, den Namen trugen, ppch der alten Verfasjsupg^ zugleich 
auch Mitglieder des katholischen .^pllegiurps waren, kostete es im 
Laufe der verflossenen 30 Jahre den cpnserval^iven Katholiken unge¬ 
heuere Blühe. vp>d Anstrengung,, sicfyauch, “Wf, h® katholische^ Colle¬ 
gium, und Adipinistrationsrpth p|pe conspryative Mehrheit zu sichern. 
Während der ^Wahlperioden von $5 , yon 1,837—39, und von 

18,55 auf 1857 fvurde spiest dieses,, besjCheidepe.^Ziel pitjb t erreicht 
kirchenfeindliche Vetror^pupgen, <|ie Auf hebupg, des uralten Benedicti- 
ner-Stiftes Pfafers, dessen Vermögen durch elpen Machtspruch des 
grossen Rsthes, den Katholiken entzogen und zu Hanflen des Staates 
genommen \yard, massenhafte, Vertheilung des katholischen Centralfon- 
des an die Landschulen, die Aufhebung der katholischen Kautops¬ 
schule u. A. waren die schweren Folgen, die sich für die Katholiken 
St. Gallen’s daran knüpften. Pas Statut der peuen Organisation hat 
die, Wiederholung solcher Schläge- dadurch , unmöglich gemacht, dass 
sie die Wahl der Mitglieder des .kafhplischen Cojlegiupns, den Kirch¬ 
gemeinden »utheilte und für alle derartige Beschlüsse des Colle¬ 
giums das Veto dem katholischen Volke vorpehielt und wahrte. Da¬ 
durch wurden alle Wahlagitationen, die unsicheren Zustände und Gp 
waltmassregeln bereits unmöglich genaapht, der Plan zu allmäliger Be¬ 
seitigung und Ausscheidung dpr katholischen Corporation mpss auf ra- 
dicaler Seite nothwendig aufgegeben w,erden. Zjur Sicherung, der noch 
erhaltenen katholischen Foude und Anstalten bestimmt der Art. 21. 
der ; peuen Organisation ausdrücklich; „ Das Collegium darf niemals 
über das Kapitalvermögen , <^ie Fonde, Stiftung^güter unfl lnstitute 
(Klöster, Schulen) des katholischen Confefßionsjheiles in der Weise 
verfügen i $ass dieselbe , veräussert, ; vertheilt p^er ihren Stiftungs¬ 
zwecken unfl ihrer Bestimmung ganz oder theilweise entzogep würden. a 
Map darf freilich in der netten Organisation — keineswegs, ejne Auf-, 
zä|hlnng der Rechte des Bischpfes und, seines Lehr- und Hirtepamtes 
in der Leitung der Diöcese suchen* . . Diese sind in den Rephtsbüchpfn 
fler Kirche aufgestellt und der Bischof wird sie vollziehen, können, 
ohne dpss das weltliche Statut der neuen Organisation ihn (; daran hin; 
4er t r ,welche gegentheilsin Arf-, 3ß. ,den A<bninistratipnsiath anweiat} 
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^ip kirchliche Qberhehörde je nach Bedarf |n AllWj was .eip.^ver- 
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^er^irclie verordnet und verftigf, /r zU untekriNii^n, ebenso solP'br <feh 
äqgesieWien* J^riestern in ihren AmtSverriChfctfiVgeii den nöthigeil Schatz 
gewähren, d ' Die Hechte der bischö&ichen Amtsgewalt könnten ‘lind 
durften in Üer Organisation selbst nicht Codifictrt werden, sie Wurden' 
aber' von ihr anerkannt und diese Anerkennung bildet' die Vofätfis- 
setzutig und Unterlage, auf ‘Welcher däs fragliche 'Institut “errichtet 
wurde. Zu diesem BehÜfe würde Ini Schlusäaftikel desselben ! diÖ 
wiöhiage Bestimmung äüfgenömmeff \ dass „sämmtliChe Verordnungen 
des katholischen örossrathscoll^ums (Vflfr iÖSI—do) 1 äufgiehöteen tfhd 
ausser Kraft'erklärt seiend Mit Äusriahmd derjenigen, die ’^cli äUf'di'e 
Organisation deö’ ^isthumä' hehieheii.“' ViellölcHt in^ketriem Lände 
fst die weltliche Gewalt feindseliger lind rücksichtsloser gegen die 
Hechte ‘ des katholischen fepiscopätes und der' 1 KirChe vörgegangen,' als 


dies in den ‘ angeführten Verordnungen des kathölfschen Grossraths- 


cöllegiums in St. Gallen geschah, Unzählige Klären ühd Reklamationen 
wurden "gegen sie Von "allen Selten 1 ,' über bisher imMef fttichtlÖs, er- 
hoben,die "neue Organisation hat allediese kircHenfeindlicheh Verord¬ 
nungen mit einem Sehlage beseitiget und bildet ddher schon um dieses 
negativen Ülenistes willen ein Ereigntsä ftfr ‘ die' St. gallische Kirche. 
Gphen 'wir-nttn zur Öeie'uchtiirtg der einzelnen Bestimmungen über, 
um den Unterschied Von EiHst und Jetzt hetvoirätihebeti. * 

' u *Öie Priester^emih'ar-Verordnung Vön 1833' hat durch ihie 
monströse KifchentechtsVerletzhng eine traurige Noforietät erlangt. 
Aus eigener Machtvollkommenheit urtÖ ÖhUe jede' Mftbetheiligüng der 
KirchenbehÖrdtf'erliÖäs' das kätliöffsche Grossräthscolleglum von damals 
eine Verordnung „iibdr den Bestand Und die Einrichtung des Priester- 
seminäresdiese weltliche Behörde bestimmte darin „ die Zahl der 
CanditateriJ die in des Semiiiarinm aüfgenommen Werdet! durften, die 
Ausweise’ üter 11 Sfüdiuftf ulid' Sitten, die sie vorzülegen hatten,stellte 
eine ^rüfhngscömiüissiön — Unabhängig vüft der Kuria — Air die 
Äeminarcanditatcn auf; wer Von ihnen die Prüfung vor dieser Cohi- 
missibn befriedigend ‘befi tan den, dem dürfte der Bischof dife Aufnahme 
in das Seminar nicht verWeigö‘rh. w Sie Verordnung Schrieb ihi Wei¬ 
teren Lehrfächer vor, "in denen Üntetrieht' im PriesterSeAiiriärium 
erfheifl; werden sollte, schrieb der weltlichen Behörde „däs Recht uhd dte 
HÖlchtzu, vöh Zeit zu Zeit Einsicht in die Hausordnung trotf Lehr- 
Weis e in! Seminar zu nehmen, lim alljährlich Über den inneren und 
äüsseren Zustand dös Seminariums geeigneten Bericht atf daS’kathÖliächö 


dlö RiSchteufld Befugnisse des AdminlStrationsrathtes Uber das Priester* 
f } Rechte und BeHgmÜse, i 
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waren ^‘darum dte»e/nethWendig bemmenORd ^verdrängen mussten/ 
WdrmKauefa iauder rticfcsichtswolteten iWwse^seit geraumer Zeit .vom 
den» ’cbnelrdativeiD Behörden an gewendet : bestanden r sie rechtlich! fostwähn 
rendi dn ihrerHidteng, / biedte neue« Organisation- sift endlich verdieni* 
tertiiaden ttbeV/ Bord geworfen hat-. «Waal ist-Runan die Stelle Jener 
flagrantfettiBechtsverfetiaing^n gdlreten!? Der Art- 34. f .welcher be- 
sÜBHnt: ^dasfl der- AdministratiomNRath die äussere -VerwaltungI (Be¬ 
sorgung ddr ¥ onde- und Gebäulichkeiten) zu besorgen; und den ärmeren 
Gatidi taten aus dem Seminarfowde Uhterstützüngenzu bestimmen hien- 
iibfer" abeS sieh mit dem bischöflichen Ordinariate je weiten in’t* Ver¬ 
nehmen eu sotten habe.“ Alle früheren widerrechtlichen Bcstimmon- 
gen wurden ädfgehoben unddem Bischof ■ seine liechte in der Prüfung 
und Aufnahme der GandHtten/ uad im der Biarichtang und Lehmig 
de» Priesterseramarmihs gurückgegebem Der rechtmässige Bischof 
wird> /es «nsküaftigö. »ein , welches > von (Jettes * nnd Rechtswegen i frei 
und’.-unbehindert naob seinem WistenuödGewisflen über die < Auf¬ 
nahme der Gaaditztrn in das Priestereenänarium entscheidet, sie durch 
eine von ihm gewählteiBrfihmgseemmunon prüfen)-lässt,! den Regen» 
frei; ‘Wählt) den i Ihnterriekt, ' dies Diseiplin und' Hausordnung von sich 
aus beetimffit ««dl leitetL' Zwar weitet dar Art. 35. dev Organisation- 
den Administratione-Rath an, ^eich xu vemtherHj dass nwr sbleb» 
GandteatOn ki das'PrieBtersenrinar aufgeuomraeo werden, welche sieb 
über ihre‘ Sitten und : Studien durch Zeugnisse und Prüfung gehörig 
awszuweisen Vermögen und wird «feh; hierüber mit dem bischöflichen 
Ordinariate Verständigen;.“ allein diese Verständigung 1 wird, woohne-- 
bin das absolute ‘Misstrauen gegeneinander nioht als regimihelle'Wefe*- 
helt gflt, sei le» durch Zulassung einer; Abordnuug an die Prüfungen, 
sei es ddreh Kenntnissgabe der/Resultate derselben 1 auf dem Wege 
schriftlicher Mittheilung an die welfliche Behörde Reicht zu erreichen seith 
! ;Dienst)on&urstp rüf ung und di» - W»hlfihigkedts Cr k 1 ä- 

rung auf Pfrühdeu für dieb Geistlichen- wurden bisher unter Beein¬ 
trächtigen g ; wesentlicher Knc&enrechte durch ‘ die Verordnungen def 
weltlichen /'Behörden bestimmt. . Der katholische Administrations-Rath, 
oicht däe geistliche Oberbebörde der Diöoeso war esy-welche einseitig 
urid ‘eigenmächtig von sich aus bn Jskre‘183-8 eine „Verordnung 
über die Prüfling de» Wwlipriester und. Kapuziner“ «Fliese, einePrü- 
fungscbmiöiBslon vou tftef • Mitgliedern «ufstdllte, zwei davon miteht-: 
scheidendem/ Stimmrecht von sich» ans wählte und • drei- davon — «o 
länge- ein gutes Einvernehmen zwischen beiden Parteien .walte —- 
dem Diöchsenvorstand su> wählen ttberftesu Der Administrations-Rath 
astete ‘iuii-dtesttJ 'Verbnhuteg - -di» Awwbtee* üund JtediagafesöJ für 
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WeltgOistlichen rmd Kapuziner, fest,' oW» deien«Vortage sie« ; hiebtnet/ 
Oorrcursprüfang zttgelassen» werden : dürften $ * i -ek* bestimmte den Modus 
mid die «Fächer- für die Prüfurig, die'Befähigwngsnbtenunddie Fora» 
der 1 Wahlfahigkeitsäeten - mit der Wegwerfenden Anweisung, „dass diese. 
(therl weise voü- weltiiehen i Examinatoren erlassenen*)«Wahlfähigkeits* 
acten audh di« Adm issidh (firtheilnng;der *Seel8orggewtitt)'fiir die. 
GeäStlicheri auf Pfründen '* fregHiriden * möge». i. Wahrlich. bes wider* 
strebt' dem-natürlichen- Itachteatan y 'diesen Wust vdn widersinnigen 
und ungerechten BestimmungeUnOeh' einlässlicher vorzuführen.; Die 
neue Organisieren hat die -'Axt gründlieh an diesen wilden BaUm der 
abgedorrteU; Staatekfrchlerei gesetzt und ihn vonder -Wurzel ausge¬ 
tilgt, sie hiat jene schwer 'verletzenden Eingriffe indie iRechtsame des 
Episcopates beseitigt,* dem Bisehof dte* Anordnung der - Conenrsprüf-* 
ungen, diu Wahl der* Examinatoren und di» Ertheilung der 
Wahlf»big*keitsacten ’iani die Oeisthehen überlassen; der Admi- 
nisttations - Rath bleibt lediglich' angewiesen, sieb über che «Stadien,' 
Sitten und Prüftmgsresahate ■ derjenige« KeUntniss zu i verschaffen, an 
welche Waihlfähigkeitsaote durch das bischöflichen Ordinariat ertheilt- 
Werden. Im. Gegensätze zu früheren Bestimmungen dürfen selch» 
auch ohne -vorherige .Prüfung an ältere und-verdiente i Weltpriester 
und Kapuziner verabfolgt werden und alle die erbärmlichen Chika* 
ulen , «mit « denen i eine besondere Verordnung vom Jahre .1834 die ar¬ 
men Väter Kapuziner bedachte und ihnen sogär das Almosensam* 
mein* verbot; wurden in die staubige Rüstkammer des Josephinismus 
geworfelt' .Die Pf rund wählen ‘werden in der neuen Organisation 
nur. tiach ihrer rechtsgültigen äusseren Form, dem itfanoniaehen Rechte 
gemäss, regulirt, jede anf gültigen Titeln beruhende Collatur wird als 
Präs^ntatienstecht’ anerkannt. Die Wahlgültigkeit und! das Recht zur 
Ffrundbesifcznabme jedoch au r die Admission des Bischofs geknöpft. 
Er Wählt die Vicare aüf Unbesetzte'Pfründen, er erlässt die Rfrund- 
bestallungen,, nur für die Zustimmung der Pfrundgehalte ist dem 
Administrations-Rath« hierbei eine Zustimmung Vorbehalten. Dos uri- 
veränsserfiohe DevOlutionsrecht auf unbesetzte: Pfründen wurde 
dem Bischof wieder stillschweigend zugestanden:, »das -die« Verordnung 
von 1834 / wider alles Recht dem Ataninistrations - Rathe« zutheilte. 
Die ■ Aufs iehti uudGerichts bar k eit übre -die «katholischen Geiste 
liehen -wurden von der gleichen Verordnung* der Kirchenbehörde ent¬ 
zogen und dem Administrations-Rath übertragen. > Nach Art. lZ. der-, 
selben waren: alle katholischen Geistlichen unter die Aufsicht dessel¬ 
ben gestellt; Klagen „ über sitilicie Vergehen der i Geistlichen, über 
Widnrsetalicjhk«|R« gegen« ihcatabeade Gesefge und: «Verordnungen .«dir. 
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of>f«niwniflif efiEv*>ge«ö*'Wirk«B geifiCHidi# V-ölkabtldUinigv*: 
seönrt Klagen über 1 Vernachlässigung der. geistliehen. 'Ai»WväEfichtun,ti 
genjfall» die kirchliohö Behörde nicht Afahülfe sehaffewseüte, mussr 
teh l beim Administradon^iiath - angebracht > Und i dwjudteirt wertem 
Diese weltliche-(Behörde •■! hatte den dahßllgen i>U»te*£ftlchi zu. erkennen; 
und ' au» leiten y eie übte*, di« Gcriohttnbdrkeit ober die beklagten Gejetn 
Uchen*-und verhängte über • eie je nachdeh Untersuchu* geaotetu, die 
Entfernung von <den Pfründen >«der«die , Amtsentaötzung, dies- Alles 
ohrfe die geringste Mitbetheitigung«toBigeia-tli chen Behörde<bei äolH 
ehern prooessn&lißohen Verfahren. Benr enormen Umsturz aüer biöheri-, 
gen Ordnung mid Reohtsbegiiffe, der idieaem Verfahren zuGtundelag» 
siebt- wohl jeder Unterrichtete ein. Was- ist nun gegenwärtig hierin, 
zuuftocht geltend? - Die Aufsieht .und 1 Gerichtsbarkeit über die/Geist¬ 
lichen ist dem’ Bischof wieder .' vollständig zurückgegeben»!- Wenh 
Klagen gegen Geistiiihe beim Administrativ ns.-Bail) künftighin jauch 
noch angebraoht: worden wollten, so/hat er in solchen Fällen nur 
den Inhalt von derlei Klage* zu • unlerauehan und sie nur Erledigung 
in der WlefiSe weiter zu leiten'/ „dass« m> «(Art.!52. der ,Organisation). 
solche, welche i Vernachlässigung oder, Yerletzuagakirohbchier Ämter, 
pflichten öder unpriesterlichen Wandelt' betreffen,. an, die kirchliche 
Oberbehöwfeyjene /dagegen, welche Uebeutrptungenj v.on ätaategeeetftgifc 
beschlagen, an i die zuständige Staatsbehörde: zu angesessener.Erledigung, 
übermittelt. a Für ihr amtliches Lehen und, Wirken sind daher die kar 
tholiseheh Geistlichen fürderhin emaig ihrem, rechtmässigen B ii$ chof 
und siehu-em Gkeriobte, für ihr. i W erhalten, gegenüber. .den £ta&tsge? 
setzen abes dfw Äiaatabehörde und« dein bürgerliche« Gericht* 
verantwortlich«! ,. i , .... sei . jp.y- ; ;•»: f t.. . 

1 Bisher übte dernAdministcatfeois^Batli däs ,Reohfcau«,-die Statu-, 
ton ides/igeistliche*/Hi 1 f>aver eins,; iwtelebtni«ReWeltpriester der.Diö- 
cese auf« Grundlage „einerDotation andt jäbrHchör Geldbeiträge bilden, 
zu priifanhund. zu. genebiüigen, .sogar die statutarischen Beschlüsse der. 
IfiltimeretaBcotamissten, an .deren. Spitze , der' Bischof, oder sein Stell¬ 
vertreter stand, t bedorftemdtir Effoettürnng/der jährlichen Utiterbtützv 
ungen <an i hilfsbedürftige Paiester.-der Genehmigung« jener , weltlichen 
Behörde;,.AB’ das rocballziißehr nach' unwürdiger' Beyogtfgung. Nuni 
ist: zwar tdie 'Prüfung »und» Genehmigung;der 8däi<»fei*:4m allgemein 
neni ln: der neuen Ordnung dem Adminißtmtions-liath noch Vorbehalten 
weiden*«wohl «darum, w»il, (was nicht; zu übersehen, ist) das Dotation«* 
Capital von 74(000* Fr. seiner Zeit von dieser Behörde mundem k«4 
thfeliachen allgeiheineii Fcnd ■•■Jttr»'den Hüfeverein.ibecgegebeu wurdet 
^youübm die'ätitfBiansebB'nVe/w enld ^gtbäern Cushrti M gqa d«ai ge n 
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sdnmten i KapitUs’^ kann dar Verein < fr*i> i verfüg eh * i«i ihat* Merdtin 
der weltlichen f Behörde eiafaohe Mlttheilähg "zu/maofcenyidiö ibrthv 
seife daß RecfaimÄgswüseni idee Vereines/‘den Einzug . derV&reiasbei-' 
trüg» u. s.' Wi tgratisI ^ureh Kiter Kiaßaierataat iieeorgeai ljLsstjif^ Di« 
amtliche St erlang d er.;P fiiuir ge>is t kiieh ke it.snlrde iU 4e» neuem 
Organisation mehr-gehoben t und gekräftiget als düs durchs die früherem 
Verorduunge» geschah . 1 Mach.Art. -45.A erlässt „derr:Admids tratieitsr! 
Rath kif«henpo>liBeüie4ie ;Verordnuiigen über >Handhabung sott 
Röhe undGrdnUng beb den 'gottesdienstßoheu iVirrichtuzgen im AID 
getneinen > «tid insbesondere über t Be&ufisiehrigZng der l £tehtilkiudei.<in 
der Kirche, 'sowie Über de» pflichtigen Bemuoh dier Christen*. 
lebte ron^eite d»r »rveaedisenen.Jugend hisj zumaugetretene« 
20i Aller »j ah re. Uebertröfcuagen madiiWideijsettlichheitea gegen: 
diese Bestimmungkönnen an; denti Kindern £ odeis> ihren filtern undVdfi 
Mündern > mit .Geldbussen geahndet werdend . Durch diesen. Artikel 
hhbendie Pfarrämter ein wirksames Mittel erhalten/. gegenNaehläsSige 
den 1 Besuch der Christenlebrean Sonn-uadFelertdgUB durchzusetzeab 
die Jugend * von dem Reülaufen nach Wirthahänsam und BteJttetigaagST 
orte« abzubatten uwf den religiösen Unterricht ibei ihrzu fördern. 
Jeder Kirc henverwaltungs rath - in. den Pfarreien halt eiehyüber Kirchen* 
und Gtrteedienstordnumg mU dem Pfarramt «b-verständigen »und 
darin bÖnaenzur Handhabung > der örtlichen Kirchendisciplm * riütz* 
liehe Bestimmungen aufgenommen werden, um die pfarramtliehe Whdrti 
samkeit Zur Beseitigung vcnallfäUigen Aergerarissen undi zur Aufrecht* 
haitung christlicher Zucht und Sitten segensreich «u unterstützen; 
Willkürlich und eibeeitig verfuhren v offc > die Kirchsirverwaltungaräthe. 
ohne die Beiziehung der Pfanrherren bei Anschaffungen! and Hepar*’ 
tureu ve« gottesdienstlichen Oregenstöuden (Attarären, Ornamenten, Pa¬ 
ramenten ü. s. W;)' oder «bei Einführung undlDeStung von Kirchen^ 
wusik: böaUighiusind die Kärchenverwaltuags-Bäthe angameoen,^,. sich, 
über dP : dasi mit dem Ortspfarrer (Art; 7(h) m’aix Uernehmen »tu 
setzen, <#üz die derartigen Verfügungen; ist gemeinsame Versündigung 
vorbehdteü. if+* In ganz woWwcdlendei - Weiee wurden dieFrauewr 
kl Ö st« rbertbeksichtigt, seitdreissig Jahren fänden ihre gerechten Klagen; 
de die schnldige AW^eü ' Die Verordnung vdno 1884 hätte »es-iaui 
ihroaUmäbüge Auflösung abgesehen 9 denn 1 die Zahl derOrdensftwuen 
war für die Conveütöivielau klein, Um ihrenualiseitigeii Obliegenhei¬ 
ten des Ordens und des Haushdtens gehörig ’ naehzukammen, mantohee 
Leben wurde darob übermässige Anstrengung allzofrühe gebroehes. 
Dw Eintritt m die Klöster wnB durch Bedisgufageu dleg Art altensehv 
em^hwert;^ deoVeohdtyngi Ihreä'/YerihdglanramAdezijVflmrendoiih- 
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•ihr Binse jksd'Verffidiiätirmwbe waren sie tief unters Hdifc gerichtlich 
‘Bevagtehen hetalbgesetzt. htAlle «diese! inhumanen Belästigungen sind 
wtin ftirrieweggefailen* „<dta . Anzahl 4er Frauen (Ast. ÖÄ.) .richtet 
«eh künftighin nach dem Vermögen undüErwerb jedes KlostersBOWÄä 
lunch dem besonderen ¥erhäknisa seines -Personaibentandes ;z«r BWÄ- 
-tanp der .dem!iCotevente obliegenden (Fflidhtoiiv Btos katholische Uei- 
degtamhat die Nocmalzuhl ffit Jedes Kloster festcusetzen, doch- sind 
fcuOhAusnchnien unter betendesen Umständen zulässig! und e&nihie- 
.kalten. Die Erfüllung des 2ß. Altergjahrta, .die Sicherung, .freier Knt- 
ieektiesmhg von Sette der Canditatinen und . einer von der Befcördn;zti 
Ikeertimmenden, massigen Aussteuer, .die aus zureichende»ürtinddn p* 
jßönlicher VorzügeuridiBigenschafle» für dfeBetneßenden ganz oder itheü- 
,knrtse «ilasden werden kann *—eind Ifür den Eintritt unddie Auf 
nähmein dfen Orden. Bestimmungen,'welche, den Satzungen: dev Kirche 
-nicht > eUtgfcgenstefcen uzftxzur Beruhigung den weltlichen , Behörden 
dieben; -^AIb kirHch+geiatliche lCorporationen stehen die* Franeukläeter 
Ufnter derkirehlichen und gefatüehen Leitung: .des Bißchnfes^die freie 
Wahl! der BeidWigerif wurde den Convisnteffi zürückgegeben, die ,jähr¬ 
liche Rechnung über ihre Hauswirthachaft k «he i eie bisher ieinzugehen 
»hatten, bleibt ihnen fürderhin erlassen, nwr. über den ungeschmälerten 
< B es. tarn d ihre&/Gr un>d vorm ög<ens-. haben dt «eitweiaei udem ,Ad- 
-ministrations.Rathe AWsweis du ertheilen : und >iär; die .katholischen 
^3’tieht*rsc]riileb, rrdlB sie »eiMr hm Uatendchttder.WeihUohen dugnBd 
-«kk.‘nicht betheiligen, jährlich leinen Beitrag zw leisten«/ -.uh- 
1 »i :i.iDtU‘Vedw altaihg’der fidrchnnV Und Plrh*dgü<.ei!!Wbrde 
"vbn der neuen : Organisation zwar nicht vollständig* aber im -Hinblick 
eiuf die bbther beetindene Begriffe und ‘Rechtsverwirrung in anerfcen- 
neuswerther Weisei um i einen guten Shell' mit detf. Bestimmungen; des 
‘Künchemechtes in Einklang gebracht;; Wir btdtbn buch .hier die. De vice 
ttdes kesennenen FortaohrSttes nteht iUUr fitr einen berechtigte» sendetfn 
’iik > so “schwieriger -liege i$k* die-;aHeim zweckmässige nfld gedeihliche 
i*b- 'obi! vU pifttto,' T«>da#KK röer foöiöniöehie Äechtsgrundaatz lbestimmt 
-Uniäugbar: Dassi dk> an Ort und.^telle begniöidete fiSnehe als.ein Bjied 
der allgemeinen ■■**- dzsofortlebeede Itechtasutyect und somit die einzig 
i wahr»: . und rechtmässige EdgenthiimeriC de» für sie und ihre Zweck« 
‘'gestifteten xftüterund <somit aifcch die rethtinässige Verwalterin ..dewgl- 
benru iG-nnsOen jeuer Zwecke, raeix Unter keinen Umständen kann 
'kaid <km idaher rdie Kirche dieseR»'6*undat4zb,uerläug«en.f .sie Würde 
honst liise» eigenen Hachtssatduigefe,! de» realen Bedingungen,itaer 
i'Bslsteuz und idem iWillen der EHmaSareW zuwider- thandehk -, Diesem 
Reehtsgruhdsatse zuwiderjhsttte sIchMisie aadWuärts^iSd «web 4« 
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»Ladtte'tai Behörden ütaid Privaten #— riamewdiohi Jbei/Kirehengeniösatar 
'schäften »ffle'grundfalsche Ansicht Immei* /biehn tousgefaitdet >' akr wären 
*»id >iäie fcechtHfSssigen unabhängige^ Eigenthiiinbr . und'Disponenten» (der 
Stochert-» tind^ Pfruodgftter ihrer Ortakirehe,»al$ dürft ensie beliebig 
Aber • di« -Fortexfeterw oder Suppression r von. kirchlichen Pfründen! und 
Stiftungetfdnrch Mehrheitsbeschlüsse verfUgen undüber die Verrnsri- 
'dttng der Erträgnisse gane nach WiUkihr entscheiden. BeiderVerr 
wiltüng der Kirchen* und Pfnmdgüter oder anderer, kirchlichen , <Stif- 
tu^0nf^uedi<~^^G«i8tlid)ke$ »möglichst Weitbfeii Seitei' geschoben, 
»höchsten» 1 idas# man ihr dlefpfründgehalte «io eine Aart Gnadenbrod 
aus demGrtsgeneesengttt +* verabreichtet »Ans reicher Tiefe wird 
di«!'Höhe der reihenf Recfttsuhscbauang namentlich 'in Republiken dicht 
mit e intern! Sprung gewonnen. Die neue Organisation hat, das Vor dl—st, 
daß ausschliessliche Eigenthumsrecht der, Kirchen uod*Pfründen auf 
1 ihre Stiftungsfonde wieder besser hervorgehdhen und sur Geltung: ge- 
braetit *u haben, jedenfalls hat sieden Hungerleidern nach Kirefeeh- 
«nd Pfrühdgbt > den Appettt rerdierrtermasseii i« etwas beschränkte J3o 
kfebt %ird , ' es gih>fHghin ukht mehr gehen y auakätChlidhen Fftünd- 
gütern ÄohnMbride an bereichern, Ffründgrundstüoke m einen Spott- 
'prejS fU» verÄosse^, ftdnnn« Stifturigen flir.;diese oder ^ene Zwecke 
-feitief<» auf bansenden Ortsgehossenschaft auaenliefer®, wi«täie*> früher, da 
‘«üd'de^t’ der Pall' gewesen ©er oben bertftfrte ebnonisdie Reiellt»- 
%rrindsafef«Über die" Verwaltung de« (Kirchen- undEfrundgttter' hat alter 
bei seiner Anfrendtfng im, praktischen i'Ghtdetaijgs '«ach der Eigen- 
Tbümlitehkeit derOrte und Zeiten under stillBohweigenäer oder offieiel- 
^‘Ztistimmung derKirtdre die- verdienten (Vereinbarungen irischen 
-iieii'»geistlichen » undweltHcherinBehoident in’siLeben gentfön, die adle 
l '8fch! ’in'i d | eni Pbnkte t»ereihigttn,i dass hierini eia« B<e theilignng 
'beider^ 1 der'Geistlichk&tti und der Laiensehaftj* iü dieser 1 oderi jenfer 
"Form einsutteten habe. Däs ' Mas» i dieser MÜbetheüignng würde 6ft 
günstiger füri jene, »ioft 1 »günstige!*cfüri»diese Seite bestimmt, in allen 
'Fällen durfte aueh die Mitbetheiligung der weltlichen. Behörden -an der 
Verwaltung der fKiröhengüter» unter Zristimmang de« Bischöfe ausdltek- 
Itohntft fm»Namen der Kirche statt,finden, damit: sowohl idas 
»unveräusserliche Recht derselben ahdfe unwandelbare 'Katar öder 
fewetekbestimMung der »Kirdbengüten darin 'Stets ihren Ausdruck und 
ihre Anerkennuhg »haben. Das neue Stattet hat (fiese!MitbetheiligHngyffir 
beide Theile im 1 Grundsatz ausgesprochen. und <iwir Weilen es nicht 
l vetesefaweigen)' dieseifür die Laientehörde weit günstiger als ffitidVe 
! 'Geistlichkeit "ftestgesfetitti! Wenn aber in so i schwierige» ■ Zeiten nicht 
» Allel üü erreichen ist, wks> sonst» das klar e Hecht erheischt, wäre}ps 
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&IMP lldg 1 Und gewksM*af|^ adgleioh, die i theil weise Ahbez&hfemg «n 
die‘Schuld elgmsinnig aurückzuweisen und dadurch, einem vollen Ban¬ 
kerott inan selbsteigenen Nachtheile: stu .rufen, i hei detrt dfeiKirehe. a)s 
Öt^düor Alles i«»-'(verlieren, die trübe Aussicht hätte? i Iiv,def.ineu#n 
Rechtsordnung werden freilich f>die Kirchen Verwaltungen,. nach wie iW 
das Vermögen der Kirehen,Pfründea .und frommen; Stiftungen vgrwftl- 
ieWj' aber die M^wlung.der Cteistliohen hjehei ist in Art Tl.;ÄP der 
Bestimmung > «zugestandhnZn* u Abnahme, aller, kirchlichen : Amtsre?$h- 
nuugen seil der Ortsipfdrrer beigesogen Wörden. ,Attest ist, jedftr 
andere Pfrnndittfeabtor dasmeihnikladeny wenn :Re<dw>ung H Über,die 
betreffende Pfründe abgelegt wird. Der,Pfarrer wn^,besiebnag£W8Äe 
4i« anderen Pfrundgeiatliehen habest i sieh ; bi.ebe4 gesetzli¬ 
cher Verwaltung. und Verwendung, deffi i^tiftungsvpcpi,ö- 
gelia i »ve nsio h e fn und esfardfcrlkshen Falles von jabfälligen.11 ebel- 
Ständen' und Ungesetzlichkeiten Anzeige an . die Qberbehördeji ,zg pi¬ 
chen.“ Dadurch ist den Pfaragejstliehen.weul gatens das Recht suge- 
sicheft, in die Verwaltung und, das Rechnungswesen .des. Jpcehen-r ityid 
Ptrütidvermögen* genaue Einaieht aU nehmen, die Sicherung- des 
roögerts und die stiftungsgemässe Verwendung desselben fu übejovacbftP» 
-gegen vorhandene LLebelatände ..Einsprache, zu erheben, von, den Jab* 
redreehnüngen Abschrift au nChmön , und, über diesen, Verwaltypgs£w$|? 
(dem ■ bischöflichen Ordinariate . .in einen, geregelten Y^kehr; «treten, 
(was bisher gar nioht statt ,gefunden hat, , iDfese .Coftperabpn der, i Qpi$t- 
’lieUteit und der; Laknechaftbeider Verwaltung der Rirchsp:* jFfruflf}- 
‘tind'Stiftungsgüter,.in den Efacrgeraeinden wird für die Siqherifpg, ug- 
geschmälerte Erhaltung und stiftungsmässigen: Vepwendupg derselben 
Von dem grössten Nntsen sdbi und kein Geistlicher,. erachtet, ep, fn 
Anbetrachtde* Last dahorigeri V«rantwortlichk#t, ,idübei?l) Wd 
lifchen, Gbfahrdenfiür wünschenswerlh , und „ausführbar,, ,dasp, 
teusbh, des Stellungen in diesem Gebiete eiutrete,. d,;h ft ,cR s ?.,#e XP&~ 
rw die Rechtsstellung der , Küehenverwaltqugsräthe „ ; dM# e ^ber,i,«l|e 
.Rechtsstellung! der Pfandier»«, bei des, Verwalttpg,.der,,Rircbjengji^r 
' «innähmenw; > l>en» in. diesem Falle t wäre; die Verwaltung, kaput, b.e^sjff, 
die Stellung,, der,Pfawbpjrre».keineswegs,nuge^brnp^, ibr Zusehen pjfjht 
grösser,, ihre Verbindung mit, df» Pfwrgpflopsen nippt w KBgf>Vübt;efy t 
mal in Pfarreien, wo/ jährlich,. JUrcken^tgjfcpr.p, ¥bßb,en .YfftäfiP 
mifekn,.; wasihei.94 mit/kusnahme von,, ^.Rfajreiqp in pljeu ^dpr 
Fall ist,, Stehen, sonach die Pfarrgelstliclmu ; in .Saqheft Yiffflfih 
tung,dflsiKiicbeB\temögens,(.nun mit dem«lpsebiöflicbeitpCRdipiari^tß.,jn 

ttaturgomässer.,Verbindung, so MMhtuftS (Art, 48^ J ,d r ie l sqm 

benOeuae», auch seinerseits (wie der/.ndudmsftetiyp Ratbw^^jtfj/f 3 ) 
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'Aich ttb^r'don /Bestand uhd die VerWaltang.derKwQheten; anddPfrUftlr 
güter Kennt®*» zuverschaffien.“ BeiideraU gemeinen Rerisian üb# 
das gesaffimte Verwaltemgs- undRechnungswesen derFfarrkttchen,, die 
d» allen i Kirchgemeinden von Zeit zu Zeitvorgenommen, werden soll, 
feit der Bisohof jewetien Gelegenheit,i durch die Geoane -oder Cojubmb- 
harten sich gleiehfaMs vertreteuund sich, .darüber; Bericht erstat¬ 
ten zu lassen; > um Sachbezügliehes anaaordnen.,,: Nach..gleichen Grund¬ 
sätzen wurde die 'beidseitige Betheüignag ander Vemealt^ng dertBM* 
thums*, 1 Kaithedral- und Priestereeminarfonde feetgeateUt. Die daherige 
Verwaltung wfrd durch den Administratiensrath .uzentgeldlich besorg 
©ieVerwendung weistgpßsstentheils die gleiche» tir stets teiederich¬ 
tenden Posten auf; ‘die Rechnung wird iaüt der grössten ^Genauigkeit 
geführt und der EUnffUsb des‘Bischofs-auf dio, Verwaltung-der Fende 
grundsätzlich anerkannt. Der Bikchof hat zur Ausbildung das, jünge¬ 
ren Klerus im Knabenseminarium und zur Unterstützung der Theologen 
besondere Fende Vön Nöthen y , ensefoHkchö' Vergabungen wurden , ihm 
W diesem 1 Zwecke seit einem DecenniUm übergeben. Nach ü de» bis¬ 
herigen' Verordnungen hÄtte‘« der Administrhtionsiatb bei minder*wohl* 

< 'wollender Gesiimuiig sogar die' bdsch öfl Lohe Verwaltung dieser neue¬ 
sten StiftuhgsgüteV Unter «eine Qbeiauieiohii usd C outrod e stei¬ 
fen dürfen, so weit WÜt faditaemLande. die iKnfeohtnng undniteehts- 
•Iösigke5t : der Kirche, der ältesten Eigentbiimerintund Gittndbesitzerin 
gediehen. Dieser Ausschreitung gegenüber bat die neue Organisation seit 
der Aufhebung des Stiften 'St. 'Genen zum eretetunaJedfer Kirche das Recht 
düs freittl' EfwCtbes und der Selbstverwaltung fpeirnnter Donationen , in 
49. dtffeh die 'Bestimmung wieder ianerkanntc ,^Stiftungen und 
'Vergabungen für fromme ZweCke- zu Handen der kirchlichen* Oberbe- 
hördeü Mieten Vom- bischöflichen Grdinari»tei frei vCrwültetl .Ehönto 
dtönrietf die geistlichen Laüdi&piteP IhreiFonde unter,>Auftteht dealBi- 
scHöfs”kei Verwalten. a: Wenn dihe(r die ‘)ne®e 'Recfet3ordnttBig, dtei;in 
Folge der neüten- Verfassung für die Kirche 1 gewährt, worden* gar. > Man¬ 
ches im Siüne der Kitahenfreiheit ztt wünschen übrig lässt; aoiät eie 
dennoch 1 Vielen Klagen und Fostulaten gerecht» geworden, bat eäoe 
tege vori Becbtsverletzuugon beseitigfrund Vieles hnSinoe itfater all- 
mäligeh RcsGtution dCr Freiheit* Und' 1 der RechtssteUung der, .Kirche 
erkieit. Unter vieljährigen - Haarten' Kämpfbn wurde emmgeb, was* er- 
r tttngeA ! ist; in Republiken' 1 ist def Kampf zur ■ Sicherung - kirchlicher 
Rechte ehr ungleich schwieriger, als m monarchischen Staaten, i Dort 
"hat Hain eh direkte mH Parlamenten (grossen Käthen), hier ntitjFür- 
steilwrid ihren Ministern zu thun; der grosso Uwtersohiwi beider* Stel¬ 
lungen fällt in die Augen. Wer daher Über*den ReohtszosUaduefer 




WfltaSfflbfclfeisriies' «esett vom' & Äriifflf' tM. 


katholischen Kirche im Bisthnm '8t. Gallen ein billiges und gerechDes 
Urtheil fällen 1 will; darf nie vergessen, dass der Kanton St. Gallen ein 
demokratischer Kanton ist, dass er in der schweizerischen Eidgenossen¬ 
schaft liegt, dass in ihm neben dein katholischen Volke ein protestan¬ 
tisches ebenbürtig und gleichberechtigt wohnt. Dass endlich bei'der 
Lösung derartiger iPHgen alle jene Faktoren eineii entscheidenden Ein¬ 
fluss üben. Und wahrlteh, wer besonnen beurtherlt, was Uns umgibt, 
die Aufregung, in der die Welt sich befindet, Was einst gewesen tmd 
was jetzt zö Recht in Ttirchlichen'Dingen gilt,' wird sich mit hoher 
Anerkennung dCri Führern beider Parteien, vorab den Vertrauensmän¬ 
nern des katholischen Volkes zuwenden, Welche in Vieljährigen schwe¬ 
ren Kämpfetr ihre Ruhe,' ihre Sorgen, ihre Geistesgaben mit der gröss¬ 
ten Hingebung eingesetzt haben, um den Rechten'der'KiTChe eine bes¬ 
sere Anerkennung und Gewähr zu verschaffen, so Weit dieses unter 
so schwierigen Umständen erreichbar wär.' ’ 1 - 


tJeber das württembergische Gesetz vorn ßO. Jaa^r ■ 

sefi^e Motive jnd djg voraifsgegapgenen Kamsiervf rha.ndlungpn^). 

(Fortsetzung, vgl. Archiv Bd. VII. S. 414—452.). .j !■ i 

$. 6. V e#4ian ! dlni>gen der Kammer der J Abgeordneten 
-vom 16—29. November 1861 (205—215.•Sitzung.) 
a) Ueber Art. 1—7. des* Wfe Zeuges vo# 3tt‘Jaiiuat J 186Sf. ' ’ * * 
Wir kommen nun an die Debatte!,! in der Kammer der Ab¬ 
geordneten über den neuen Gesetzesentwurf. , 

Ehe wir auf dieselben eingehend glauben wir eine hier, zutref¬ 
fende sehr beherzigenswerthe Aeusserung eines gewiegten, , sehr scharf¬ 
sinnigen Juristen, des Dr. Schulte , anführen zu sollen. .Dieser sagt 
in der Vorrede zum L Theil seines katholischenKixchenrechts (Gies¬ 
sen 1860 S. Vm f.), welches die Lehre von den Quellen des katho¬ 
lischen Kirchenrechts enthält: , ,j , ;; . 

„Man hat die Natur jeder Macht als Ausgangspunkt .zu nehmen 
füf das, was man ihr zu^prechen muss, dabei aber für das, .was 
man der einen im Verhältnis zur andern zutheilen kann und darf, 
den Endz w e ck beider und das Ziel im Auge zu behalten, dass die wirk* 
liehe Wohlfahrt der Menschheit als die Hauptsache erscheint, zu der sich 

1) Die Historisch politischen Blätter Bd. 50. brachten in Heft l'JF. 
eine Reihe von geistreich und mit grosser Sachkenntnis« geschriebenen Artikeln (von 
SoOrathfUni O. Btider^ Uber de« ^öbneardatsstreit im> Königreich iWürtttsnberg* (und 
.«? Ba«J^). , s^äntju^f; dey Ehij^pg;etwiis «&r<g4g g«ba}ft® 

u nd der Begriffsverwirrung in Betreff einer .gesetzlichen“ Regelung etwas zu günstig, 
inhlv (Ir IliekMUMht. TU. 28 
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alles Uebrige nur alt Mittel verfallt, dass dieses Ziel aber nur durch Har¬ 
monie, nicht-durchTrennung, durch eiue vou Einerleiheit und Ein¬ 
heit sehr wohl verschiedene Einigkeit zu, erreichen*ist. Die ^Verein¬ 
barungen bieten Versuche, oder besser gesagt, wirkliche Grundsteine dar, 
welche zur Herbeiführung der Eintracht zwischen beiden Gewalten (der dar 
Kirche und des Staates, welche, obgleich für. ganz verschiedene Gebiete wir¬ 
kend, selbstständige Gewalten sied) , mit Rü<k«icht ^f unsere 
{Zeiten und Verhältnisse (ratione tempornro hafbita) gelegt sind. Allen 
-ist bekannt* dass, den Meisten auch, we»$halb und wie, gegenüber 
der katholischen Kirche, oder das läuft praktisch auf Eines hinaus, 
der sie repräsentirenden Hierarchie, ein grosses Miss¬ 
trauen herrscht, dessen wenigstens äussezlich erkennbare und meist 
auch aufgedeckte Hauptquelle in der Meinung liegt, es habe und 
verfolge die Hierarchie nur Ein Ziel: Unt^efjoicfaung des Staates, 
Zurückführung von Zuständen einer Zeit, welche ihr 
als Ideal und somit als Paradies staatlich-kirchlichen 
Gesellschaftslebens erscheine. Ausserdem haben freilich noch 
mancherlei sonstige Gründe beigetragen, worauf es Mer nicht ankommt. 
Man wird nicht' in Abrede stellen, dass thatsächlich es dahin gekom¬ 
men ist; bei' Feststellung des der Kirche anzüweiSenden geistlichen 
Gebietbs, von vielen Beit4n' anstatt der Grenzberiehtigung 
nach dem. unzweifelhaften Rechte, Meför den 'Massstab nach 
der Zuträglichkeit für des Staat, Zwefekmüssigkeit im 
Hinblick auf epnerete Zustände anzulegen; 

Vou diesem Gesichtspunkte aus hat man besonders die neuesten 
Vereinbarungen mit dem apostolischen Stuhle zum Gegenstände der 
heftigsten Angriffe, zum Theil leider mit sehr unehrlichen, 
gehässigen' und gefährlichen Mitteln gemacht, ohne zu 
bedenken, dass einmal in diesen Vereinbarungen Von Seiten desPapstes 
in manchen Dingen ein Zustand zum gesetzlichen erhoben worden 
ist, welchen jeder rechtliche Mann bis dahin für eine Verletzung des 
guten Rechts der katholischen Kirche halten konnte und sodann auch 

t - 

iu diesen Vereinbarungen der Kirche auch nicht ein einziges Recht, 
nicht eine einzige Befugniss gegeben ist, welche man in der 
Weise, Wie sie gegeben ist, principiell als staatlich erklären müsste, 
dass aber auf der andern Seite, wie ich oft betont, mit Recht dem 
Staate mancherlei Rechte zugestanden wurden, die jeder vom'pfincl- 
-piellen Standpunkt* aus für kirchliche halten muss.* 

„Ich kenne, sagt derselbe weiter, keine grössere Feindin der Oui- 
nung, als die Willkür, keine höhere Freiheit als das Leben nach 
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dem Rechte.“ (Man verbinde damit «ach diepeupsten Aeusserungen 
Robert von Mohl’s, oben S. 442. Note 1.) 

„Leider zu unserem tiefsten Schmerz« müssen wir es sagen, 
Stösst mea bei der Berathung über den neuen Gesetz esentwurf fast 
bei jedem. Artikel auf den bekannten Spruch: 

Sic volo, sic jubee, stat pro ratione voluntas, und wird jan das 
Wort des Dichters erinnert: 

„Immer ist die Willkür fürchterlich!“ 

Nnn zur Sache. 

Die allgemeine Debatte wurde durch den Berichterstatter 
Sarwey mit dem Bemerken eingeleitet: Er habe sich in seinen Be* 
richten über das Cpncordat und den neuen Entwurf so weitläufig 
ausgesprochen, dass er sieh jetzt einer ausführlicheren Erörterung ent¬ 
halten könne, um so mehr, als der Antrag des Domcapitulars von 
Bitz auf Uebergmag zur Tagesordnung wohl keinen Anklang finden 
werde. Die Regierung habe ganz constitutioneil gehandelt. 

Domcapitular von Ritz suchte nun seinen Antrag zu begründen. 

Der Vorliegende Entwurf bestätige die alte Wahrheit, dass es 
leichter sei niederzyreissen, als aufzubauen. 

Der Entwurf mache den Katholiken den Verlust der Convention 
egst recht fühlbar, ln ihr hätten dieselben .die wirkliche Garantie der 
verfassungsmässigen Gewissensfreiheit gehabt. Jede Staatsgesetzge¬ 
bung in Kirchensaehen, wenn sie sich nicht wie die preussische Ver¬ 
fassung auf das Allgemeine beschränke, müssen nothwendig in das 
Innere der Kirche eingreifen. Wo sei je erhört worden, dass bei einer 
Grenzregulirung nur ein Theil entscheide? Hier wiederhole sich der 
Satz: „cujuß regio, illius religio. u Dies gehe ganz gegen die Ver¬ 
fassung. Die Kammer sei confessionell gemischt und die Katholiken 
die Minderheit. Die kirchliche Autonomie werde durch das staatliche 
Aufsichtsrecht im Innern alterirt. Er müsse erinnern an den Protest 
des. heiligen Stuhles und des Bischofs. Er erinnere an die Worte 
des preuss. Abgeordneten v. Vincke* der protestirt habe, dass con- 
fessionelle Sachen von gemischten Versammlungen entschieden werden. 

Haager (Protestant) bestritt, dass der Entwurf in innere Ver¬ 
hältnisse der Kirche eingreife, er werde den confessionellen Frieden 
vermehren (?!), 

Hölder (Protestant), ein Hauptsprecher, vermisst im Entwurf 
den recurms ab abum. 

Der Entwurf entferne sich keineswegs vom Boden des deutschen 
Kirchenrechts. 

.Die Kummer sei bei Verwerfung des Concordates von keinem 

23 * 
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£attz’richtige*! f'deiii’W’tfs o a'e'^tfeti $t a a t es ^ntsptedheri- 

den Gesichtspunkt ausgegatighn. !l,/ '* ! * ' ’ vl n " J V ' v - 

Ji ( Es sei’von jfefiet Ansicht* Vier f kiitT(ib>lis^heiV iGrcfte geWestn, dass 
der Staat das Recht habe, Andersgläubige hfcht z'ftzulässe'ü 1 ,“ j äzü 
vernichten. Er sei für 1 Gewissensfreiheit,' aber 1 ''dfet ^Stdär 'ÖiiM 
fc'eme Wohditsifachtd duFgeben. ‘ ' 1 ‘ ^ >u " u 

Walter (Katholik), findet es vollftöftimen 'richtig, äkss 1 "^ 
Regierung, ungeachtet der" Einsprache de^ Bfedhoß ürtd des'i’öitnischen 
Stuhles ^i$ Verhältnisse der Staatsgewalt zur katftoliäfcheH 1 Kirche 
selbstständig zu ordnen suche. 1 Er‘Verläügt'rfbrigen^'ddss di'S §§. 70. 78. 
der f, Ü. endlich zur'Wahrheit wefäefi ’iinid erklärt, da ! is das stää£ 
liehe Schutz- und ! AufsTchtsrecK^ id'‘das^ihuerste Leben 1 d^*r Kfr&fte 
ein^reife. und spricht sich gegen Rlacei'und Ge’nsur aus! ESr 'findet 
itir den parftatisch-cönfessionenen 1 Staat ih der l’re'nnung VÖfi Rireh^ 
und 'Staat' das einzige Mittel Om den langen| ! Streit beizulfegen. 5 Sbiit 
Loosuugswort sei: durch’ ‘E!eligionsfreiheit zutn ReligionSfriedenf^ D£r 
Entwurf ebtliafte* den alten Sauerteig des staatlichen Äulsichtsrechts 

V ! •• ‘ ■ -wl\ ’• -•'!« .'iit ’V.'i ■ > ■ ■■ ..I . ."<•/ ,.■*! 

in neuer Form. 

Re y; scher (Protestant).’ Üer Staat habe 1 nichthlos’das Recht, 
(4er Kirche seine 'Aufsicht ’ahgedeiheri zu lassen “ühd’ für Wahrung 
des. conifessi o nelleri'Fr i e de n s'z’u wachen, sondern di$ Ptlicb't 
dazjü, der Staat könne nie'zügeben, dass ein Staat im'Stäate sbi. 
In, dem Protest des heiligen Stuhles lei nicht'nur gegen 'die Conven¬ 
tion, sondern' gegen alle künftigen Gesetze, ' 1 welche mit Hülfe 1 der 
Landesrepräsentation in Sachen' der katholischen Kirche beschlo^eb 
weiden, als für diese nicht bindend protestirt worden. u 

Ipiese Auffassung könne die Kämmer unmöglich zu der ihrigen 
machen. 1 '' 1 ‘ : 1 ’ u " 1 

Staatsrath von Go ft her behauptet, es handle siih imGiesetzfe- 
entwurf nicht um das Verhältniss' in sacra, s ondetn lim das jui cirka 
sacra. Gegen die Auffassung, es solle ein Scbutz- ftiid AüfsichisrecLt 
gar nicht bestehen, müsse' er aufs Entschiedenste sich Verwäh’red.' l! ' 

Da die Kirche eine'sichtbare sei, eine äüiss&re Seite'iÖige, 
so müsse der Staat das'Schutz- und "Aufsichtsrecht aufb Allerdntschie- 
denste wahren, ’ 

Die Kirche solle grössere Autonomie erhalten, aber diese ItÄi'er- 
halb des Staatsorganismus. ' Sie dürfe'keinen *Staat 'im Stäatt 1 bilden. 

AJs Gründe,, warum die Regierung die'Verhältnisse der pi-otfe- 
stantischen Kirche ‘ nicht zugleich '’ durch däs' GesetS ötdvietj' ! gibt er 
dieselben an, wie Sarwey in seinem Commissionsbericht. ' 1 y ' 

InLaden habe'man allgemeine' Be^ihmuhg^h'g^trÖflW Er 
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habe dieselbe« mitdfF Lppe, betrachtet (soweitsie $$ batboljs<?bp 
Kirjcbei bf treffen) , abfff in Beziehung auf die. t prptpst^«ti^che Kirch^ 
u«d di|e §ecten zeige $ch, kein Bedörfniss der Anordnung, we i 1 man 
diese, aa| e)ne sehr liberale Weise behandelt habe, (hört!) 
>.... #ie,Regjef«ng habe sich bpi ihjein yprfahrpn von,guten $!$«■• 
dpn leite« lassen-, «r, bitte dringend, d^ss die Kanwwer dazu mitwjrk^ 
dass difli Fragp^ diejlijir.iden, Friede«, d«$ Lande? -so, sfiditig pei, rächt 
W g^eibiiphe v , : - 

. ,,,• , ^H^fs^iAe^nipgeii dps ^etr i 8 s 3taatpratbs, upd ausmehr^i^ 
anderen desselben theils in den Motiven, theils ija der Debatte, auf 
welche .wir a^bberbspmj.pa^phpn ^erden ,- f pte^t {8i<^ kj^ar heraus, dass 
map mit; den», System^» .«rejcbes man bei. den Frankfurter Verhand- 
iupgen, «nd bpi Gründung des Bisthums Rotl;enbu^g durchpuse^zen 
suchte «nd, welches, der. Hjerr Minister von Sc^mid,lin, ip seiner In 
thronisatiQpsrpde., im Dqipcapitel zu , Rptteijburg jn verblümter 
Weise .dahip ausgesprohen: , ,. , , , 

„Das System; puserpr. pjeubegrüpdeten Kirc.henver- 
fassung geht wohl von dem richtigen Gesichtsp«ncte aus, dass die 
J^ipqheogewalt bei», gesehtosseppri Staat, die l£irchenge w»lt keipe 
der Staatsgewalt gegenüberstehende Mpeht im Staat« b i (- 
d.ep. spll« das Wesen der, Kirehengewalt, wie d«s Wesen der Kirche 
selbst-—in dem höheren, geistigen upd dprumso unwiderstehlichen 
Eipfjpsse besteli)t, dpn die gediehen Vorschriften der Religion, die Sitt¬ 
iche ,Wörde und die himmlische Weihe ihrer Lehrer auf die 
Gemüther der Gläubigen üben — so kann es nicht schwer werden, 
die'verfassungsmässige Autonomie der Kirche mit dem,nicht min¬ 
der vejfassu«gsmäspigen Rechte jdes oberjhoheitlichen Schu^- und Apff 
sichtsrechteS über die Kirche in Einklang zu bringe«“ r— nicht g«- 
breeben : babe, sopder« es in noch unverblümterer Weife durch¬ 
setzen sucht,. indem man . selbst die Lehre der Kir «b e dem 
Placet der Staatsgewalt, upterwijfk , ... , . ; 

, P r o bs t„ (Katholik). Er gehe davon aus, dass er de« Staat 
als omnipotenten Gesetzgeber betrachte. Das sei er auch faktische 
Der Staat könne <*peetze geben für jede. Kirche., Aber er müsse sieb, 
wenn er dieses, souverä,ne Recht ausübe,, von. solchen Itücksichfce» 
leiten, lassem, .dass er die, Schritte, die ,er, thue, /nicht wieder zurück 
thun müsse. Ein Specialgesetz errege Bedenke«. E? könne .das 
nicht gewähre«,, was .die katholische Jityphe .verlange«. köpnepnd Ge- 
smNigkf^t U«d Rücksichten.ndea,Staates gebiete«.! 

Sein Freund Hölder habe sieb auf den historischen Stand- 
punct gestellt. Da kesrme:, manivan dem aus der Refocmation her- 
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vorgegangenen und durch den westphälisChen Frieden in da» Territo- 
rialrecht aufgenommenen Satz: „cujus regio, ifiiüs religio“ nicht los. 
In Altwürttemberg sei er hartnäckig festgehalten borden und seine 
Spuren finden sich sogar noch in der Verfassung. Eine prlnci- 
pielle Lösung sei nothweiidig. Die katholische Kirche sdlle und 
wolle keine Vorrechte haben, es solle aber auch der S'täät nicht 
neben jedes Recht der Kirche sein Aufsichtsrecht stellen. 

Der Entwurf habe es nicht verschmäht, in’s Innere der 
Kitche einzugreifen. Er stelle sie unter die Censur, unter ein be¬ 
sonderes Aufsichtsrecht. 

Die Glaubensfreiheit sei Ihm die Freiheit von den Fesseln des 
Staates In kirchlichen Dingen. Las sei Ihm Glaubensfreiheit, dass 
er in Kirchensachen nur von seiner Kirche, nicht vom Staate Vor¬ 
schriften annehme. Wenn das Gesetz nicht nach diesen 
Grundsätzen vesbessert werde, sei es' unannehmbar. 

(Es wurde, wie wir sehen werden nicht nur nicht verbes¬ 
sert, sondern noch Verschärft und Verschlimmert.) 

Staatsrath von Golther bemerkte gegen Probst, er möge die 
Adresse des Satzes: „cujus regio, illius religio“ an die Staaten rich¬ 
ten, wo der Satz noch gelte. > 

(Probst brauchte keine Briefmarke Zu nehmen, er hätte seine 
Adresse gleich ln der Kammer abgeben können). 

von Cammer er, (Katholik). Der Entwurf nehme die C öd Zes¬ 
sionen für sich in Anspruch, welche der Papst in der Convention 
gemacht, aber wieder zurückgenommen habe. 

Mittnächt, (Katholik). Man solle dem Gesetze eine solche 
Gestalt geben, dass die KirchengeWah faktisch zustimmen könne, dass 
es- nicht zum offenen Bruche komme. 

So wie der Entwurf hier sei, sei es den Katholiken 
schwer, ihm beizutreten. Die Protestanten sollten sie in die 
Lage versetzen, dass sie ihn annehmen können. 

Wenn sie namhafte Verschärfringen anbrächten, werde man ihn 
nicht annehmen könnten 1 ). 

Schott, (Protestant), ein Hauptsprecher. Nur gute Gründe lei¬ 
teten die Protestanten (?!?) Der Staat stehe über allen Confessiorien, 
Er wolle bis zum Aeussersten. Aber höher stehe Ihm der eonfes- 
sionelle Frieden. 

(Wie er Und Genossen diesen; auffassen, werden wir bald hören.) 

Für die Katholiken sei es ein DOrn im Auge, dass man für sie eHn 

- * * * *' 9 4 ,f * * / 

1) Br wurde sehr veStahafft trsd 4ofch bat H«hr MSWecht beigesttastit. 
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Speciälgesetz mache, dass ein weltliches 1 ' Gesetz 1 ihre Kirchenangelegen¬ 
heiten regle. In der Kämmer ’ der Standeaherren habe man diese Be¬ 
denken zu steigern gesucht und das Wort gesprochen: „die Despo¬ 
tie durch die Gesetze sei die schrecklichste Willkür*-' 
herrschält 1 Da könnten die Protestanten versucht werden, weniger 
zu geben. •' H ’ 

(Hiermit erklärt er sie als die Herren, welche über das Domi¬ 
nium der Kirche verfügen können). Probst habe zwar'gesagt, die ka¬ 
tholische Kirche verlange keine Vorrechte, sie verlange aber Geld 
vom Staate. ■ 

Völliger Friede werde nicht werden, der Krieg fortdauern. 
(gewissl) ; u ” 

Wiest, (KathoHk). Autonomie und Staatshoheit bildeten hier 
ein RechenexempCl. Man ziehe letztere von der ersteren so ab, dass 
fhst nichts mehr übrig bleibe. Er habe noch seine alte Meinung^ 
Der Conffict könne nur anf dem Wege der Verständigung gelöst 
werden. 

Er gebe zu, dass' der Staat bestimmen könne, wie er sich der 
Kirche gegenüber verhalten wolle, aber mit Bestimmtheit müsse er 
daran festhalten, dass der Staat das Recht nicht habe, in das 
Innere der katholischen Kirche einzügreifen. Diese sei 
keine Corporation, welehe den Landesgesetzen unterworfen sei. Art. 4;, 
11 ., 13., Abth. 2. beschränken die Autonomie der Kirche. Es handle 
sich nicht blos darum, dass niebt in das Dogma eingegriffen werde, 
die Kirehe habe auch ihren Cultus, ihre Gerichtsbarkeit Und das 
Recht der selbstständigen Ernennung ihrer Diener. 

Sarwey, Berichterstatter: Keine Kirche könne sich den 
Staatsgesetzen entziehen. Das canonisehe Reht gelte nur in 
soweit als es den Staatsgesetzen entspreche. 

Graf von Adelmann, (Katholik). Er hoffe, dass eine Zeit 
kommen werde, wo man den Satz anerkennen werde, dass dieser 
Saal rieht der geeignete Ort sei, confessionelle Angelegenheiten zu 
ordnen. 

Domcapitular v. Ritz, bemerkte noch gegen Hölder, ei habe 
einen Beweis dafür erbracht, dass- die Kirche 1 den Grundsatz gehabt 
habe, dass Andersgläubige vernichtet werden sollen. Gegen 
Keys eher: es sei eine unsinnige Behauptung, dass katholische Geist¬ 
liche den Staatsgesetzen den Gehorsam aufgekündet. Kur gegen Aus¬ 
nahmegesetze haben sie sich erklärt. 

Gegen Schbtt: trenn der Staat das inkammerirte Kirchengut 
curüokg^ m kmm. &r#ww riibr, vcflaogep. 



Ü& 1 AM,*tun ap.Jaguar.,!$«?.. ,...., 

Z4m>>ßc^im?!*Ög ersehnen Ambag <auf Gebetgung^emc Tagesordnung 
zurück, lyeil er sah, dass er. keine Unterstützung fand, < ..? 

, Am ß^Nov^lßeiip der 20$, Sitzung begann, die Debatte über 
den I. Artikel. ,* ... 

, , ( Sarwey f ,ejklärte: er lege pefSjönJich keip. grosses Gericht auf 
die Beibehaltung des Placet. Er sei kein Freund der Präy ( p ( u.tiy- 
n) ( as s r eg e 1 p,,,die R.ep r,e.ss je n, pei immer ein unrichtigeres Mittel, 
als. die Prävention., . ...... ,, • 

j.. , Mpfel (Protestant) tritt als Anwalt der Katholiken a#, um 
ihre Gewissens- und Geistesfreiheit gegen die Hierarchie in Scbp^ 

nebnw . i, ■■■-■ k .i 

Welche Katholiken ihn hierzu bevollmächtigt, hat er aneufülpren 
wohlweislich unterlassen. E^s können höchstens tarnen - Katho¬ 
liken ßeiq, ,hmp wahre Kathaliksn ;^dSA ihiu. f!ih dlc ga>tli‘ 
kanisQhen;GeS(Chenke, ..dijB er ihnen .anbietet, fürdasPlacet 
selbst in^ip, kirchlichen A’ng.elcg,epheiten,.für dpn ,rqcur$u$ 
ab abusu etc. wohl schwerlich Überfliessenden Dank: (npoh 
dem .Ausdruck» seines Gesinnungsgenossen D uv emoy) darbringen i). 

. Sodann stellt er die Behauptung auf: . 

In D entsAhlnnd habe sich schon im vorigen Jahrhunderte in 
den katholischen Staaten die Uebeczeugung Eingang verschafft, das? 
der Macht der.Kirche im Interesse der Freiheit Schranken zu setzen 
seien und noch sei Kaiser Jo»ep;h dafür gesegnet, Die Ger 
Wissensfreiheit sei niemals vom Staate beeinträchtigt worden, wo 
sie es wurde, sei dies auf Verlangen der Hierarchie geschehen. 

Wie einst SimsQn gegen die Philister gewaltig mit dem Esels¬ 
kinnbacken losschlug, so wirft Mohl mit den, abgenützten Schlagwör¬ 
tern; „Kirchenbann,“ „Inquisition,“ Scheiterhaufen “etc. 
umher; auch musste ^ieiberüchtigte Mortarageechichte (vgl, Archiv 
IV,. 291 ff.), der. gefangene Galilei (a nuten S- 3ß3< Note 1,} ,und die 
österreichische Begräbnisefrage (vgl, Archiv VI, 19 zur Schau gehragen 
werden. Er bedauere, sagt Mohl, dass er nicht Katholik sqi, als ,sol w 
eher würde er sich einen Ruhm daraus machen, gegen die Hierarchie 
aufzutreten. Es handle sich immer und immer gegen- die Hierarchie 
und nicht um die Glaubensfreiheit. Die erste Pflicht des. Staates sei, 
dass er die Staatsgenossen schütze vor der geistlichen Gewalt. . , 

1) Es ist freilich ein Missgriff, wenn katholischer Beit* für jede Cöooeaeiop; 
welche eine protestantische Regierung der Kirche macht, der tiefgefühltste p$pk aus*' 
gesprochen wird; denn dieser Umstand wird gewöhnlich dazu benützt, um Uebergriffe 
su decken. * ' : ^ t » *' 11J v ' •* 

Der ?err Ministejr von Schleyer, als er gegep die vcp ,dcp^ Biscbpfe von Rot- 
tenburg in seiner Motion vorgebrachten Beschwerden nichts Stichhaltiges vorzubringen 
wusste, txertef sich auf Da^saguDfra S cfrrtibCn ifer<)rdiharia^m aMner 
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‘Dias Placet sei gar nicht- der Vorbehalt 'desStaates ln*'den’ge¬ 
mischten Angelegenheiten, denn da' habe der Staat schori en sieh 
zubefehlen, das Placet könne sieh nur auf rein geistlieheAn- 
Gelegenheiten beziehen. • • • • 1 < 

In Frankreich' bestehe seit 500 Jahren der recursus ab abutu 
und nach Wiederherstellung' der Kirehe im Anfänge des Jahrhunderts 
sei ausdrücklich in einem Gesetze die Genehmigang für Annahme, 
Druck, Veröffentlichung jeder Bolle vWbehahen worden, selbst die 
Decret# dar Consilien dürfen ohne die formelle Genehmigung nicht 
pnbRcirt werden; es dürfe kein National - und Provinoi&leoncil ohne 
RegierHngserlaubniss in Frankreich gehalten werden; ahne; Erlaubnis 
der Regierung dürfe in Frankreich kein Feiertag etablirt, keine Care* 
mob$d‘ausser der Kirche gehalten werden. 

1 Er' beantrage, es bei §. 72. der V.-U. zu belassen. 

0! Db auch "von anderer Seite in der Kammer «Be frühere Behaup¬ 
tung aufgestellt wurde, das Placet sei eine rein deutsche Einrich¬ 
tung, so sehen' wir uns veranlasst, zur näheren Orientirang in der 
Sache einige historische Notizen über den Ursprung deb 'Placet zu 
geben. „Das Placet, sagt der Verfasser „der Wiederherstellung 
des canonischeri Rechts“ beruht auf einer Varmteehung der Kir¬ 
chen- und Staatengewalt, oder Vielmehr auf eiber Unberechtigten Ein¬ 
mischung-der Staatsgewalt in die Selbstständigkeit der Kirche. Schon 
der Ursprung desselben Zeugt hierfür. Es kommt bekanntlich aus den 
unglücklichen Zeiten det byzantinischen Kaiser, welche, anerkannt 
schlechte Politiker, si6h viel mit der Dogmatik beschäftigten. 

Das ■ byzantinische Reich'hat sehlecht geendet; Im Mittelalter 
flosseridie Zuständigkeiten der Kirche ufcd des Staates unterschiedslos 
ineinander. Als der Staat sich später ermännte, so begnügte er sich 
nicht damit, seine Competenz wieder hezzustelleh; nein er mischte sich 
jeszt' ih die Ootapetenz der Kirche. Die bonrbonischen HWe erneuer¬ 
ten das Placet; ihre Herrschaft ging aber entweder unter oder ver¬ 
elendete. VOb Frankreich, wo die Ausbildung des Placet mit der Aus¬ 
bildung des' schismatischen Gallleänismus zosammenhing, ahm¬ 
ten diU 1 deutschen Regierungen die Missbildung des Placet nach: 
Die die Selbstständigkeit der Körperschaften ’bewafehende 
Polizei 1 unterstützte das Placet' und trieb' es Ms zum Maas' des 
Lächerlichen. ' •• ■ ! 

/ Mit dem Rechtsstaate ist das Placet unverträglich, sowie mit 
der PreSsfrCihCit. S. 260. •■■■'*■’ " • >'« •i”' *»: • h» . 

m Dr. Beidtöf sägt: Kur Zeit des grossen occtdentälischCn Schisma 
(lg7®— i4$9) kam lnmehrertto' europäischen Ländern als eine durch 
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die Beschaffenheit der Zeit gebetene Vorsicht« masaregel di« Sitte auf, 
dass die Regierungen in ihrem Lande nur von jenem Papste Zuschrift 
ten an sie, oder di» Bischöfe vollsiehen Hessen,. dessen Rechtmässig- 
keit sie anerkannt hatten. Eine Folge davon wa*, dass ömLande.nur 
ein tmd der aämiithe Papet Abordnungen erlassen konnte* .Und)selbst 
dieser-atar in jenem Grade, .ab es /der Regierang gefällig wes* aber 
der Gedanke 'erhielt sieh aueb nachBeendigung de» Schisma and gab 
die Veranlassung. «u Jener Massregel, welche man in verschiedenen 
Staaten unter dem Namen. Piacetum ragium, place t,, exequatur, pareatis 
kennt In manehen Ländern wird auch garadesu behauptet, 'das Recht des 
Plaoet «ei das la n de s h w r li oh «G en« h mi g u n g s r a ch t und diesot 
deutsche Wort ist sogar dort und da in dieKaBzleispraehe aufgenommea 
worden. Febronius betrachtet dasFlaeetum reginre als ein Maje- 
stätsrecht und bemerkt: „Receptns est ejususas inGaltia, Hjspania, 
Lusitania, Bmhandia, ineegnis Neapel© et Steilia* Bglgio et eerta modo 
in GenttShia. . . -, 

Manchen Menschen scheint das Placet sehr unerheblich, anderen 
höchst wichtig, wenige aber scheinen übef seine Natur naebgedaeht so, 
hohen. In der Tbä# ist es am Pretens, welche* jeden Augenblick 
einen anderen Charakter trägt und, bald in diesem bald in Jenem An-, 
spntche. der.Staatsgewalt,seinen,Grand hat. . 

Beziehen wir das Planet auf den Gehorsam, welchen ,der Unter¬ 
gebene seinem Oberen schuldig ist, so erseheint.es als ein Verbot 
des G-eho vaams. Vgk die weitere Ausführung bei Btidtel S. 288-292. 

Andere wellen in dem Plaqet eine Art Cans.ur sehen- Dies 
ist unrichtig. Die Censur entscheidet nur, ob das ihr .vorgelegte Ma- 
nuscaript zum Drache-geeignet sei; sie .verlangt über .nicht, dass,ehe 
Brief,, den wir an einen Anderen schreiben will, ihr gleichsam vor-; 
gelegt werde, waa das Placetnm gar oft inländischen Kirchenoberen *u- 
muthet Die Censur hat ferner, wenigstens wie officd^P behauptet wird, 
nur dia NiehtvervieUältigung dea SchädlicheB duarch deu Druck zum 
Zweck; das Planet aber kann selbst der einzelnen, ganz unschädlichen 
Mitteilung, hlos weil sie der Regierung nicht zu sagt, ver¬ 
weigert werden. Die Censur endlich drückt nicht geradezu aus,; dass 
der in dem Manuscripte verkommend« Gedanke ihren Beifall'habe, 
das Placet «her sagt dies. , .Siehe ebd. die weiteren ganz treffenden 
Bemerkungen 8. 292—287. , ; 

Holder. Der $, 72. beziehe sieh auch auf die inneren An¬ 
gelegenheiten, auf Dogmen, Lehren etc.; dies stehe ab# 1 nicht;blos 
mit dem Gru nd sätz e , der verfassungsmässigen Autonomie. 4er Kirche, 
sondern auch: mit dem Prinzip jjes Gewissensfreiheit lwl Widerspruch. 
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Man verneiget auch denen die Pfessfrelhett nicht, welche grundsätz¬ 
lich gegen dieselbe «lad. Dar Staat könne bCiu« katholische Untertfeanew 
doch nicht gegen Dogmen seiner Kftrohe schützen wollen, das widerspreche 
ganz de» Wese» des Staatesund der Gewissensfreiheit. Indessen gebe e* 
Gegenstände, welche nicht gerade gegen die Gesetzt» verflossen, doch tief 
in die bürgerlichen Verhältnisse eingreffen, für diese Fülle müsse aneil 
die Versorge der Regie rang eintreten i. B. Einführung der Orden etc. 

Probst dankte Hülder, dass «- die Sache *w# den Rechtsetand^ 
punkt zurtickgcföhrt; ' - - 1 

Gegen M»hl bemerkte «r, «ein Vortrag habe bei Manchen viele 
leicht im 3&Heh ^ergnfige» darüber erregt, ^dass man es den 
Katholiken wieder einmal gesagt habe 1 “ Den Ausfällen 
Molds stellte er schlagende Beweise der Intoleranz der Protev 
stauten gegenüber. In Betreff der Liheralität Mohl’s bemerkt 
er: Mohl habe sieh anf Napoleon*» Gesetze gegen die Kirche berufen/ 
der-sonst doch in alles Dinges als Despot gelte; 

Man habe sich auf Galilei berufen; diese Geschichte habe neuer¬ 
dings ihre Aufklärung erhalten 1 ); von dem Astronomen Keppler, 
der von den protestantistischen Professoren Tübingen’« vertrieben Und 
von den Katholiken aufgenonamen wurde, schweige Mohl; 

Es entrüste die Katholiken, dass man stets mit so un¬ 
gleichem -Maste messe. ■ ■ ■ > 

, Nicht die Freiheit vom Glauben sei Glaubensfreiheit, 
sondern diese, dass die einer Religion zu Grunde liegenden Angetan-* 
ungen und Einrichtungen unbeengt sich äussem können. 

Erbedauere, dass seine politischen Freunde ebenfalls das Placet, 
die Censur aufrecht erhalten wollte*, die Sie sonst verwarfen; ohne die 
Presscensur könnten die BktHex auch arges Unredht uud lfebel be¬ 
gehen, man wolle gleichwohl keine Censur. 

' 1) Es war nicht Galilei'* Wissen, noeh sein Weltsystem, wodurch er 1 der < Com- 

petens 4er Inquisition veriel, denn in beiden hatten Hie#L von Cos« undCopernakus 
ihm vo ränge leuchtet; sondern die Art and Weise, wie Galilei seine Ansichten 
verfocht, indem er geradezu kirchliche Dogmen angriff, and in seinen „Dialogen“ den 
ihm so Wohlwollenden Papst 'Urban VIII. unter der Form eines bigotten Peripatetikerä 
lächerlich machte. Galilei {wurde aber nicht der Tortur unterworfen, überhaupt seit 
der grössten Müde und Schonung behandelt, Sein Gefängniss war der Pallast und 
Garten des ihm befreundeten Toskaner Gesandten. Galilei’s Verteidigung war kei¬ 
neswegs eine siegreiche, sondern vor dem Gerichtshöfe läugnets er reinweg, dass er 
jemals das Cope rnik aa isc h e Weltsystem für wahr gehalten adfer «padiktiseh aiüge-i 
stellt habe. & habe nur die beiden Systeme nebeneinandergestellt, ohne etwas ent¬ 
scheiden zu wollen. Die Beweise im Einzelnen enthält: Marino Marini, Galilei e la 
inqölslaiön«. Bona 1890/ Es ‘Sind darin die FrOeessakteti mitgetbeilf. Napoleon I. 
wollte diese bereits veröffentlichen, unterliess es aber, ah» ersifa, da*s>V d##uuhj 
statt den päpstlichen Stuhl zu beschimpfen, ihn nur gegen vielfache Verläumdungen 
verteidigt haben würde. n ^ , <o > (D. B.) 
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Warum gegen, die, katholische Kirche allein dieses liisetr anew? 
bei Är. .allein -das Amsuah-msgea e tn? -Man 1 baba'dm Staate weit-; 
verewigte.Verbindungen, -eh.in Besag auf eie,, aufüie Freimaa« t e rv 
die Irwingianer, dieDeuteahkathelikendae Piaeet bestehe ?. 

■ ’ >Es .bestehe nur als >Aus»ahme regel gegen die. -katholische 
Kkche. WaramhierdiePräventivmasaregel? ; . ■>*?. 

Iff Pceaisfejii istehe' (Üb Einehe nicht ttnter diesem Misstrauen, 
diesem Beberblejbsei alter Verurtheilft. . :Efatwade*;»olte man «De Kir¬ 
chen unter der Knute des Staates halten (wie Mohl. (wollet, oder man? 
müsse ,aieh «tf die fieprersinn , beschränken, wiebei anderen Genossen¬ 
schaften. Was hierDr. Probst sagt,. da« hat auch »der .berühmteStaateH 
Beebtslehter .Garl ;LudWig von JHalLer, nur meeh weiti schärfer* 
gesagt:! „0 des seltsamen Volkes!“ ruft .er ans, :^das eich vor seihe» 
Birten und Freunden fürchtet, äberunter den Wällen und Fein- 
den ruhig zu schlafen vermeint.. . * ,-y n u-dt 

Man setzt stets vorauf« dass nishts so gefährlich für die Ruhe 
der. Staate« sei, al» die Beligion und Kirohe nnd dass biegegen von 
den weltlichen Herren oder ihren Beamten .nichts, für dieletztere 
au besorgen sei. .*, > ■, -i't : i j.,--' t -u 

Dergleichen Vorwände sind nichts anderes, alfjene Skenen- 
Stimme sophistischen Defätismus, kraft detem maii auch in weltlichen 
Dingen, zur eigenen Qual der Fürsten, alles - ebne Ausnahme regieren, 
und seiner direkten Leitung unterwerfen wolle, .und .nach gleichen 
Grundsätzen würde auch* alle Freiheit« alle» Eigenthum der Privat¬ 
personen vernichtet. .... • iu , ‘ -t. 

Uefarhaupt fmdert die .Begel d>er •Gcrecbtigkeiit.« daiss, um 
dem Missbrauch einer &n sich rechtmässigen Freiheit am; steuern, der* 
selbe vorfer st i vorhanden,oder wenigstens * wahrscheialkh »ein muss; 
ihn stets voraus zu sehen, 1 da^ : nielnti besteht« ,iW® 
er weder durch den Willen, noch durch die That erwie¬ 
sen worden, ist nicht nur eine Beleidigung des guten 
Kamens, über die sich selbst dar geringste Privatman n 
beschweren würde, sondern der Vorwand aller. Unge¬ 
rechtigkeit. 

Andere Corpprationeh und Gesellschaften liegen auch im Staate, 
bat .man desshalb je im Ernste behauptet, dass sie gar. keine Freiheit 
und Selbstständigkeit gemessen, dass ihre rechtmässigen Besitzungen, 
Verträge und Verhältnisse nichts gelten, dass, der Landesherr sich 
unter dem Vorwände des, Staatsbesten in alle ihre eigenen Ange¬ 
legenheiten mischen dürfe. . < ■’ * 

Ef ’ ist doch ein seltsamer Widerspruch , in 'eben deix^ ^ug^n- 
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bdiAe^Woman allgemeine Publicity zur 'Regel ’maicht}wo v man‘ allen 
Ätheistettüiid Aufrufirpredigernv 1 die anbeschrUrikfeste>'Pre* 9 - und Oew- 
eurfreiheH gestattet , hingegen dasObethatiptder Kirchd und die üb* 
rigen Vorsteher der katholischen Kirehe zürn •Stillschweigen verottheitafa 
odersolfch niedrigen Censur Unwissender 'oder' «btAwbUdndor Besam* 
ten Unterwerfen* <4 wMftm*).* - ' 1 *•> •*;*' ; : • *» *»»« -fr- w ?.<>* 

> fr * Sehkifct. ’0te Aufgabedes'Staates sei iÄchfr ff Wos> 'die** «in 
iteehtsi- sondern udclr'efti'■fiWMiiiiltifesetÄ*^ > ••*»*<! *'f 


- Br‘gestehe , ‘'daSis i et da» Plaöev (fiiF^iBneiv Angelegenheiten •dek 
Kirche, denn für gemischte soll es ja hlfeibfef»)' tfttte*' UHgbr rt tt tif ge fr ff ; 
dsngeheülUl^ nw>i esi gnt Aei^ aeineförenafflstungen au habin und eine 
solche sei des iPtecht. Bei daoergeührttchen Dingen-)handle e»;<isi#h 
nicht UW tyqseeBepi^iye., , $ 8 , seien 160 (ja. spg^r 200 ) Millionen 

Katbohken!, der Papst i heb} tffio eine, «pg^hpiire ^c>ht., W en l\ i $er 
Papel etwa« yerfdgt,, uso , werde jedgn gute Katholik, pott p^hr gcih^- 
nbeti #» : dep Menaqbenjli W dsew ?V^e» dea verweie« er auf die 
erste Kammer, anf die Aeussera#g des Prinzen vpfl Qeqiggfln WftUerftejn. 
Pap, pj^>^estantipche ; V<$k sei gegpn dip^opcession: (dass sich ^r Staat 
‘Wr^ilf^ iPTO.Wschen , i; , 

n i7 yon papamerer, Jp mehr, dieKegierupg zp. dgr yeberzei|gun£ 
gekommen, dass rdf* ^rc^e, ihr Jtec^ ( gegeben .wjßrdeji jnüsse, um ( so 
mehr, spi^ dip B(|de^tnng (des Placet gesunken. 

1 .,In.Belgien und Holland sei man sehr literal gegen'die Kirche, 

KiiuA M J f >vr> — m- -,'ij l[( t , .. r, 0 , ft « j „ ,* ri [ 7 

hinsichtlich des Yerkphr^ mit d^n Oberen und der "Bekanntmachungen, 
ebenso in Preussen. , Gegep Schott bemerkte !er| wenn cler^apst' so 
wichtig sei, so könne ja das Placet ausser. Acht gesetzt und' umgan¬ 
gen werden. Wenn Probst’s Antrag nicht durchgeÜe,' so möge man 
wenigstens dW ^Woirte fallen lassen, ''d^reh ^treicftung 1 Voh 1 Mktdies be- 

äntragd' Jene Worte sdieii verletsend, seheri aus, Wie 1 eih’e ! tfntdriml- 

'■•• 1 • ' :: . '•■■•' 




nüngl'des Papstes unter den'Bischof. 

*' 11 iSilaatsrath 'von G-’olt'hef: ’bet l. Ar'fikel’^i dt^' Mtl'ch'tT^- 
s'iej von'welchem äm‘Ende das ganzie‘'Gesetz abhängig !u0v '* funi 
Er würde glauben, ein Ee6h( des Staäte^‘ku ; ^ergdWÜr', wehtf^iär 
’ für'Pr<)bst f s Passung wäre. !ä.us ’ derselben würdte ’föigisii^ v dhss n d^r 
"Staat in ^emiscftten'Cregenstähden ^ wo ^iebtöf'nicht tfaif'Üeii^Staäife- 
' gesehen im "Widersprach stellen, nichts "iüehr ’mitsitispfteCh’en'bktfk. 
Man müsse unterscheiden, 9b man es mit der katholischen und' Jh$- 
t’estantischen Kirclie züthun habe oder. s<inst"’eiheiii' l Verfefa(e. Die 
Autonomie der förche" werde allerdings Verletzt 1 ‘bleibSrl’,' weftil '^e 

t j- ’j a + ^lu 1 . 1 ü 1 1 x i -j (i«. ‘ T . üb i, i> : \f i •. . ! * 1 ti > 1; >< l |J * } 

1) ßestauration de f Staa£s,w^isßenßchaft^yoy CorZ Ludwüj*v. Haüer. 
IV. Bd. S. 399 ff. 
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t«ln inneren Angelegenheiten unter <Wm Plaeet eteb*n,.auf der «de¬ 
ren Seite gebe der Arb 1. dm Entwurfs das Recht des. Steeles nicht 
«ttf und der Entwurf, des Staates sei, gerade deshalb von dem Organ 
der extremen kirchlichen Partei, mit Gift und Galle überschüttet und 
«r persÜBMeh Snhiay^r II* genamt worden. Eine schwache Regie¬ 
rung werde auch mit dem Plaeet nichts «asriqhtan können* eine starke 
werde sich selbst au halfen wissen. In einem Staate, der aus zwei 
Driteln Protestanten beziehe, «jrötimgewfes keioe Gefaht für die nicht 
hathtdizehen StaatzgenosMn* (Warna hält denn,die württember gische 
fiegfemmg das Plaeet aufrecht?) 

Eto Plaoet «ei gans «Ufeegefaen für Belgien und Holland auch 
in Prenssen und Hannover, weiches sonst kein Master Üb uns sei. 

Hie Voraussetzung, dass der Staai'zu entscheiden 
habe, was gemischt fand Was rein kirchlich sei, theile er, 
doch glaube er nicht, dass es nöthig sei, dieselbe* ausdrücklich aniszu¬ 
sprechen. Her letzte 'Satz sei nofthWtaidtg, die ibegierung könne 
sich nuf an flem Bischof haften. ; ‘ ■ 

Domcapitular von Ritz wendet sich'zuerst gegen die Aua- 
fälle vonMohl and widerlegt seine falschen Rehauptnngen, als ob die 
Kirche die Leibeigenschaft begünstige. ’ Gerade sie sei Cs gewesen, 

welche zuerst die Aufhebung der Sklaverei angestrebt. ' 

* 1 > - ' . ^ 
Am meisten habe es ihn befremdet, dass Mohl sich auf Napo- 

leon’s I. Gesetze gegen die Kirche berief; nie sei gegen die Kirche 
mit gerechterer Willkür Gewalttätigkeit und Perfidie verfahren wor¬ 
den, als damals, und darauf berufe sich ein Fortschrittsmann, wie 
Mohl! Horrendum dictu! , 

Ha* Plaeet, wenn strenge angewendet und durchgeftihrt^lfönue 
Jpden, Augenblick die Verbindung mit dem Kirchenoberhaupte ab- 
schneiden, den Gläubigen die Mittheilung päpstlicher Bullen und Er¬ 
lasse vojenthalten. Man bebe ja auch die Strafgesetze bei der Hand 
und könne dieselben, wo der Staat wirklich gefährdet würde, mit 
Btrengg anwenden; die Präventivmassregel aber müsse fallen. 
Was die letzten Worte des Artikels betreffen, so gebe er gerne zu, 
dass die Regierung damit nicht den Bischof über den Papst stellen 
wolle, allein 4er Wortlaut stelle den Bischof gleichsam über den 

Papzk 

Am Schlüsse der Debatte stellte Weber (Protestant) noch den 
Antrag, „dass die Kammer die Voraussetzung ausspre¬ 
che, es sei Sache der Regierung darüber an entscheiden, 
was ein gemischter Gegenstand sei“ 
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■ ' Wir glaühfch hier noch anfihren an sollen, Awie sich > der her 
rtthahte Klrdheureehtidehrer Phillips über das Piaeet iuaaeiC 
o „{Jäter dem Plattet, 4 ■■ sagt «r, „veesteht man teile: vota dem Staate 
in Ansprach genonunene Befagniss, die Pablication der Kirohengeeetae 
■ade überhaupt flie Anordnungen de» geistlichen Obrigkeit, ato« i seinem 
Wohlgefallen und seiner GenehiUigittig abhängig am machen. iJEaiist 
«emichtlieb, dass sobald dem Staate diese fiefagnias. a n s üäa d», nietat 
•dte'fvom heiligen Geiste tdaau «jugesetaten Bfeehöft, sondern: ;die Welfe- 
Böbe Obrigkeit die Küche »egieittnwürde« ; :> • «■ 

- i ; Dein da jedes Geeets der Publikation bedarf m kann dieae 
nicht 1 dbrch'den guteniWillen eiset-“ anderen • Gewalt*.bedingt Sein, 
detntB sonst würde die«e die e4 2 gentliiihe. Ge*ehzgsbefii»i f 
bei ihr würde, es stehen, itden sie ihre Schätzpflicht in iria 1 Batitä- 
tigungsrecht verwandelt, enter jfedeh ihr nicbtfäUigeu Btr 
.atimmang ihre Genehmigung tu, verweigern. 

> .Unmöglich; kann .aber, auch' eine .solche Be&tgiiss in den 
Hechten der Staatsgewalt, als seichter liegin, po «weit, dass 
-der Fürst steh' s»gao desPlaaet nicht begeben dtürfte; 
denn sonst seilten seihst die heidnischen Kaiser: und Jeder heidnische 
König sie haben müssen- . 

Ais dar eigentliche Fundament, werauf die Berechtigung des 
Placet beruhen poU, bat man gewöhnliche die Pflicht des Regenten be¬ 
zeichnet; seine Unterthaoen von allem Schaden and JNachtbeil, der 
ihnen, suis kirchlichen: Verfügungen erwachsen könnte, an kewehren. 
Allein es setzt unstreitig das grämte Misstrauen,, ja eine dom gött¬ 
lichen. i Rechte, völlig widersprechende Entfremdung, 'zwischen- Kirche 
und Staat voraus, wenn dieser der gcastUcben Obrigkeit, • mit dem 
Argwohn entgegentrött, dass die zum. Heil« des christliche*.Volkes 
erlassenen Caoones etwa* StaatsgefehrKcbes enthalten können«. • ; ; 

.Stehen die Dinge auf diesem Punkte. *0 sind die-Zustände, fk ein« 
normalen. .; -i • • • i 

Mao mag das Ptawet nehmen, wie mau will, so wird das Resul¬ 
tat immer dassein, dass dasselbe di« Selbstständigkeit, das 
Ansebe-n und diu Ehre der Kirche Auf das, EmpfiudÜ*ta¬ 
ste verletzt. 

Wenn »wachen den beiden die Wflt regierenden Gewalten eine 
wahre Eintracht besteht, so liegt es auch nahe, dass sieaich gegen¬ 
seitig \ioa ibcen Massnahmen Mittheitarag machen;, insonderheit die 
Kirche dem Staate, damit er die nöthigen Vorbereit ung en für den Ihr 
in einzelner/ Fällen zu gewährenden Söhutz treffe . 1 

Allein sobald der Staat eine solche Mittheilung/welehe *u machen, 
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dft Kirche »ie-Anstaüd genommen hat, als eia e P,/144 ht fordert, 
auf denen. Leistung Or einen Rechtsanspruch tsich heil egt,.so 
überschreitet er ganz und gar die ihm »ugewiesenen 

Grenzen; >.•: *.• .•. . < •. •. , ■ 

n\ E» lässt sich «teher aas den auf der Basis de »göttlichen; Rechts be¬ 
ruhenden Verhältnissen zwischenKirche und »Staat keinerlei Placet ablet- 
4en, undselbst die Beschränkung desselben auf diejenigen Kalle, iwo 
die^irehliche < XMsciplin das bürgerliche Leben • mitberührt,. kann, > abge¬ 
sehen von den Nothständen, in weichen die Kirche sich befindet, oder 
von* besonderen Conceosiönen, die in diesem oder jenem Lahde der 
weltlichen Obrigkeit von der Kirche gemacht worden sind, in dieser 
Rücksicht keineswegs für genügend erachtet werden, denn in welchem 
Fällen berührt etwa die kirchliche Disciplin da« - bürgerliche Lebeh 
nidht? Wenii aber gar die Entscheidung über dieseFrage 
der Staatsgewalt* überlassen wird, so ist begreiflich, 
da ss das Placet durchaus de»Charakter einer alle kirch¬ 
liche Freiheit aufhebenden Fessel behält 1 ).“. .l 

; s f i * Bei der Abstimmung über 1 den Ii Artikel' würde Mohl’ls An¬ 
trag mit 70 *g«gten lO Stihuneii; Prohst's Antrag mit 63 gegen 17 
Stimmen, der von Matthes mit 65 gegen 15 Stimmeti äbgelehnt. 

<* Dur Antrag der Mehrheit auf Annahme des ersten Sikzes im 
Entwürfe mit 64 gegen 16 Stimmen angenommen. • »■*•- 1 i 

* '■* -Der Antrag der Mehrheit der Commission auf Annahme des 

sweitenSatses des Entwurfs mit dem von ihr beantragten Zusatze mit 
6tö-gegen 14 Stimmen angenommen. A 

1 >•' Die von Weber beantragte Voranssetzung wurde mit. 60 

gegen ! 9 Stimmen angenommen: Hiermit ist* Art. 1. erledigt • n 
' j - «./ZW 'Art. 2.-—4. des neuen Gesetzesentwnrfes, betreffend die 
kirchlich« Aetaterverleihung, bemerkt Herr Staatsrath von 
Gbltfhvff insdinen Motiven: ; 

„Der Art. 2. bezwecke die Herstellung der bischöflichem Hechte 
bezüglich ‘der Pfründe Verleihung. Dieses Recht stehe dem Bischof 
schon nach §. 78. der V'.-U. 'zn, denn nach den Grundsätzen des 
kathAlischenKlrcherirechts gehöre*die’ Besetzung der Pfründen we¬ 
sentlich zu den Attributen des bischöflichen Amtes.“ ' ■ * • • *- 

Sbhön bei iäen im J. 1807 gepflogenen Goncordatsverhandlungen 
sei-bestimmt worden: * > ■ 

Poür les plaCes et bdndficeS, dont la collatioh dtait de la ddpeu- 

* *>' --*+» . . mjI.m.i 

1) Phillips, Kirokänreobt U BtL & «6-W9.^ ygL noch „du VerMUtafea zwi- 
jjfcs ^IModor. Scherer. Begepsbfpg bei 1860. 
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dance des t EvÖques aVant 4802,' eilt Ifetlr resteht ’l’öbligätiin, de 
porter leur choix! & la connafoanse de S. Maj. etc.; auch' die 1 dein 
heil. Stuhle im Folge der Frankfurter* Unterhandlungen vorgelegte De¬ 
claration habe die Bestimmung enthalten: 1 1 '* 1 ‘ ^ 

: Nominationes. et coTlatfories ad paraeciäö'et älia’beneflbia ! eccle- 
siastica in eo, qu© hucqsqüe fuere statu, permanebunt, epi^copUS proin 
conferet illa, qnae prius'’episcopalf jure collata fuere.' • * v|il 

Die bischöfliche Collatur war also stets rechtlich anetkahtit. 
Allein dessen ungeuVhtet kam in Württemberg, wie in anderen 
Staaten :der oberrheinischen Kirchenprovinz, dis sogenannte 1 1 ahdes- 
herrliche Patronats recht, eine Thedrie, Welche selbst der'Pro¬ 
testant Richter, «ine ! extravagante nennt 1 ) ztrr 'Q^ltung 1 : 

‘ Die■ iwtifttembeirglsche' 1 Regierung stellte geradezu die Behaup¬ 
tung. auf: • 1 

„Dasi Patronats recht ist Auswärtigen und Territorialbesitzern, 
welchen es erweislicher Massen als ein besonderes weltliches Recht 
zusteht, nicht zu bestreiten, im Uebrigen aber als 1 Emanatiota der 
Landeshoheit durchgängig anzUSprechen*).“ 

Der Herr Staatsrath von GoMher gibt zu, dass dieses sogenannte' 
Staatspatronat; das auf keinen kirchenrechtlicheii Titel, überhaupt‘auf 
keinen besonderen Rechtstitel 1 sich gründete', ln anderen 1 ‘Ländern auf¬ 
gehoben Und der Bischof in die ihth nach’'dem' Kirchenr^chte gebüh¬ 
rende Ausübung i der freien Pifrütadverleihung ' eingesetzt worden' sei, 
so)Z. B. schon im d.48*29 tu Ch'tfrhessfew, 1850 in Preisseii, al-' 
lein in Württemberg sei es : geblieben. 1 x " 1 ’ " * 

Im Jahte 1850 kam zwisbheti'dbr WürttembergiicihenRegierung 
und dem Bischöfe von Rottenburg in Betreff der P fr üh döb e s e tz ung 
eineVereinbarung zu Stamdte, ! nich : Welcher t r 

1 I.O ’deT bischilflfchen öoliatütr‘änheifafallleh: ' ■ * ' 

■ ul) die Pfründen, welche ehedeih 'Von den Bischöfen Von Con- 
stanz, Würzburg und Augsburg verliehen 1 Wörden und diejenigen , zu 
welchen Domcapitel ön’d DomCapltel&HeDlgtiitäfen das Ptäsentatiöns- 
recht übten;' 1 • : * •**' * ' 

: > 3) die Pfründen, zu welchen nochmals ^äuigfehobfetten geistlichen' 
Corporationen persönliche Patrönatsredhte ehedem' Zugestanden, oder zu 
welchen sonst 'geistliche' Persdheü präsentirt hatten 1 ;' endlich ' 


1 1 '1)' Richter, Lehrbuch' des katLoHsfclien ’uud evangelischen KirchonrechtsV 5. Aufl. 

§.,W, a. 408if. • i' • " ' • : 

2) V^l. l/angi, ljirehengesstsa {Bej scher X.Bd0 ^InL 8. U. Da&eUie wird 
sehr charakteristisch al§ unwürttembergisches Patronat bexeiojin^t. Reyscher. 
L c. B. 120.' M. e. auch Archiv Vii; 211. 'Note 1.;‘215 ff. ' ‘ 
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37Q; • Wlütteipberjisdies Cpsetz yt>n» Jta. JenusMhM. : 

»,jj 3) diejenigen, Pfründen,, welche in nenen&rZeit errichtet Wnd a m 
allgemeinen oder örtlichen Kiicben«itteln dotirl; und/ solche«, welche 
au* dergleichen Aditlpln bfö *un CoogrUa. aufgebesser t worde»8häd. 

H Dem K. Patronage,, würden.,vmittrihaah ! • 

> 1) ,diejenigen Pfründen, ,an welchen tBe Pateonatsreehte theils 

schon y/O^ dpn Regieruug&voflfahieu Sr h K. J^aja ^tÄfc auf Höchstdie- 
selben übergegangen?«'theRg;durch,;be*o*demf Reohhftitel von. Laien für 
die WdWt; .«••: • •'> 

. . 2) ; die Pfründen»,,b ß i wachen, di* vordem wen weltliche* Corpo- 
ratipnen auageitbtpn. Pafrronatsneohte kraft, gesetzlicher Anordnung von 
dpr Krone vertreten, werden,;, , , <,| ■ i , : 

3) eine Awafrlk ne*. erdichteten: Stellen, zu welchen, der Krone 
das Patronat recht theils schon vqb. den kirchlichen. Behörde hei Er¬ 
richtung derselben Stellen förmlich zuerkannt worden ist, theile.nach 
dem Eraphtppjider Commission, und; klrcheoreehtlichen Getaeiriden, bei 
gegenwärtigem.,Anlas&izuzuprkennert war; -• t. 

,4) ,aus defi Klasse, der Pfründen, zu welchen ehedem' geistliehen 
Corporationen patron&tjpcbe Redde, zugestendeni hatten, diejenigen,., bei 
welchen da» Patponatsrecht den Rechtsnachfolgern jener Cocportttionen 
wiegen geschehener Red,pta,tio« von! der kirchlichen Behörde schon 
früher förmlich zuerkannt worden iet, sowie solche, hinsichtlich wel- 
eher bei .der jetzt;stattgehabten Untersuchung, die dingliche Natur 
der von, der gedachten, Corporation ehedem besessenen Patronatsrechte, 
erkannt, wurde* wesshalfr der Uebergang. der letzteren, auf die Rechts¬ 
nachfolger in den Besitzungen der. vormaligen, geistlichen Corporation 
nen als ernstlich begründet erscheint (,vg. dagegen Archiv VII, 
S|15 ; endlich;, , , ■ > '■••«'• :i • 

5) einige weitere Pfründen,. bei welchen izww keiner der/oben 
genannten beiden; $ttel, Zutritt* »» Ansehung, .welcher.;aben die• Com¬ 
mission die Ueheriassnng ,de« Pafronatarpchts an die Krone«, ln Be¬ 
tracht der ( , ohw,altenden Vothältnpape und .Beziehungen und- ini Interesse 
einergütlichen Ausgleichung, .für gerechtfertigt und angemessen erachtete 
Die K. Regierung hat sich mit diesem Ergebniss vereinigen zw 
können geglaubt , wd .überdies <Re, ohne, blonden» Rechtatitel aus 
Gründen der Conventen# und. ßweekflWteeifkfeit: dem Patronate der 
Krone zugewie^encn l funf Pfründen , der bischöflichen Collatur freiwillig/ 
überlassen. 

Auch der Bischof von Rottenbprg hat, aber, was wohl za 
merken, unter der Voraussetzung, dass der heilige Stahl 
dan bei der 1 Pfrünäenausschefiduftg ih Anwendung ge¬ 
brachten Grundsätzen namentlich, hinsichtlich;, der (428) 





■7/ 


Regierungsmotive zu Art. 1. des württemb. Gesetzes v. 80. Januar 1868, 


s?n r 


incorporirten Pfarreien seine Genehmigung ertheüen Werrfe',^deiner¬ 
seits gegen ’tfas Ergebniss jener Commissionsberathungen, ‘ zumal näötf- ( 
dem der Anspruch auf die unter Ziti. $)’ oben genannten Pfründen fal¬ 
len gelassen worden ist, nichts Weiteres zu erinnern gefunden’.' ‘ 1 ’" 

Hiernach wurden schliesslich 337 Pfründen dein R.'^itronat«' 
untllÖ4 der'bischöflichen Collätur Zufällen. " /' ’ * ’ (l 

’ Her ÖerrStaatsrath bemerkt: ’ >x ' " 

1 Art. 2r sei seiner Fassung nach dem Art. 1$. der k. prönissischeh 
Verfassung vom 30. Januar 1850 nachgebildet. 

Dieser lautet: „Das Ernennungs j Vorschlags-, Wahl 1 - und Üe-' 
stätigungsrecht bei Besetzung kirchlicher &ielleh ist, so weit es dem 
Staate zusteht und nicht' auf dem Patronate oder besonderen Recfits- 
titeln beruht, aufgehoben 1 ).* ■■<*.! n«> 

! °. f • • :• • • •• !•• • ..l ' ui; ;r • ■ , 

, Was Herr von Golther unter„bespnderep Be^htstiteln “ 
versteht, gibt er in den Worten zu erkennen; 

n ; „"VVflnn guch $19 ein besonderer Rechtstitel hauptsächlich nur 
das Patropatsrecht in Betracht kommen wird, sq glaubte die Regierung, 
doch .nach dem. Vorgang der preussischen ,Verfassungsurkunde di^ 
Fassung allgemeiner wählen zu sollen, um auch andere etwa mögliche,, 
ßechtstitel, ubasbesonderp eilten, etwaigen vertrag^mässigen 
^jtel hiefupter zu begreifen. ...... , . t , >lt 

j iin . Auf dieses, deoxepov 4*5$o<; hat pchon ety Artikel ipi deu^he.^, 
Vplksblatte vom. 10. Oet. l$6jl f n Nr. ,2§8. gufmerksait^ g^maeht*), 
iö^bs dort : heisst: , . . , , 


i:ii 1 •; 


;,i|l! • 


*' i ‘ i i I’ 


WiYjfU 4L var tyqventiqp Qyi 4«r im Kgl. 

Itegi erungablatte vom 14. März 1§58 bekannt gemachten Verfügung fallen 

1 ' ! 1 tV in wi^bVscbo'lliob&'Co^Ifcth^tfai Öicanaftezttte•- A^m^tiiisftahdeVi' 
lfcb B^e rao k* 8. 1 Ifreggi tfgtfir 5J ^hlng^n li. *<ElliliNaijgjembf24l Ghrn cfeftid TU 
Hofen 6. Horb 10. Leuhkjrch 6. f Jgi fl. ^epk^ul 

Nereabeim 3. Oberndorf 0. j-tavensburg 21,. Riedlingen 15. Stadtde- 
caiiat KoitenWrg 2? tantfdecänat Rotten‘bürg & Ro^twefl 4. Saulgau 8. 
&oh$tofcefclg 3i 7v Stufigart 3‘. 'pirfft^atig lli UiA'tf Wa$dt< 

1. Waagen l. ; , Wiblingen; 4.,Wyrmlingeii6* Zw{/efalteq 6„Kär* 
chenstellen. 

if. i)em ftöniglictien P’atronate fallen zu: IidDifeäriat&tözii'W AiA f riebi- 
HkbfldW A Bib efa^b * Ifc D^gihgöd 1 9/ Ehingk* li. E^llwarigfeä lO. 
Gmünd 17. Hofen 5. Horb 9. Leutkireh 6. Mergentheim 4. Npk^frj 
ulm 11. Neresheim 2. Oberndorf 9. Ravensburg 16. Riedlingen 13. 
Ötadtdecanai * K o tt e n Ü u r g Ö. Landdecanat’ R o t t e n b u r g * 13. ! Ö o ttweil*2&: S aul- 
g-ntt 1 U>. l6l> T4ttn*»g i«t 

Ulm 10. Waldeee 18. W^ngenlO.Wih4 in igpn ty ( Hra^liqg(in,10. ^V«i e * 
falten 8 Kircheustellen, . , ^ . .. 

' i ) Wir" verweisen Ullerliaupt auf 1 cliese sAhr rnbig und 11 ^rünAnch abgefassten 
iWtJlnKr. 238bGkfes^g» *bn elöer exftttfettnen ki^cÄIich^n ^ari^d 
herrühren, wie Herr Staatsrath von Golther dem Publieum weiss zu machen suchte. 

24 # 
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. .Wir müssen fragen: was .es denn. mit den -besonderen Rechts- 

■imm “T.-iW .« “-..ri-:» i.f 9f ; - •• i'<*r'ii??fT iiiln’i.'iiovr 

titeln“ für eine Bewandniss habe? Wir unsererseits vermögen hierauf 

" ,ir : * ’c. ,♦ . üiüu • r . •- ••. *, , t tn* 

eipe, Antwort nicht zu geben , dem^es ist uns in den „besonderen 
Rechtstiteln“ eine ganze, neue bisher unbekannte Speqies von Begriffen, 
ii^der ^hrej von dem ki^hlichen Besetzungsrecht entgegen getreten. 
Die Motive, bei welchen wi^ yns Rath, erhol^nwolltep, wissen Im 
Grunde auch nichts darüber zu sagen *, ganz ^chpchijern^t^ up^icher 
möchten sie, „apchjandere e^va mögliche Rechtstitel, insbesondere einen 
etwaigen vertr agsm ässj g.en Titel hierunter begreift.^ Dass das Pa-, 
trpj^t,zti r eip^rn, Gegenstände.des Vertrags gemacht werden kann, ist 
eigg allbekannte Spchej aber nieht , 0 er, Vertrag aj^ so^chgr ist in sol- 
cheiy J?atl dgr Titel, f au^ welchem .das £r,neniyingsrecht nerufit, 
sondern das Patronat, welches das Object des Vertrags bildete. ,Üb¬ 
rigens hat auch hierin, wie in dem folgenden Absatz 2. die übelver- 
standene 1 preusslsche V er f assuifgsbestimmung ihre Nachwirkung 

gehabt.“ ! i >"<' *' ' h ' ‘ 

‘ fn 1 dem Äfcsch“. 2*.' Wird die Anstellung vön ! *Grfeistliehen beim 
iiiiitar und an Öffentlichen Anstalten vin der B^iiniihiing ! des r erfeteW 
Absatzes 1 ausgenommen d. h. ganz und gai* d’fcfr Staatsgewalt' 

i „ 4 - J * ‘*"*^M‘ >! >•» |> 1 j | ,ii iiu*' {» V '\';t ‘p, , t J*j j;] • >v» { >■, <' f I * t ■— * t 

EUgeeignet. * 

Die MfdtiVe hietiibef Mhd gänk kürzer HädflT es f 'kdll nädh'ihhe’ii ! 
nur der Fall vorliegen, dass der Staat geistliche Verrichtungen bei 
Öffcntiiehh’n' Anstalteii^ ihd Einrichtungen in Anspruch nehide und 
zü diesem Behülfe riktürgem8ss i/ auch die Wahl der 1 Geistliche^ tieffei 
Ist denn aber der Geistliche ein Handwerker, welcher atif Bb- ; 
Stellung und Bezahlung seine Verrichtungen leiht? 

* Wenn 'der Stadt* aWf seinem ‘Gebiete' eine Ansrtelluüg ttiffit , so 
rügtet er den, ^gestellten „inlf' ^mt^icbgr Autorität jund mit Stfaphtfee- 
fugniss aus und erst <zu. Folge dieser Ausrüstung ist der Angestellte* be-, 

fHtogt,'deta^Staate wirkliche Dienste zu leisten. ; ' 1 i! . . 

Aber einen Geistlichen kann der Staat nicht gut'mit der ^itch> 
liehen'Autorität', nicht mit der kirchlichen Jurisdiction etc. bekleiden*' 
Alles dieses hät eV anderwärts herfcuholen. 1 Man-''sieht, dass "es auch 
hier an der,Rlarheit, des Gedankens fehlt,.und dass auch diese Be¬ 
stimmung geeignet ist, Verwirrung in-das kirchliche. Reehtsleben wo 

bringen.- - • _ : _. . • • •' a •* ' >* 

Der. Mebrh^itsbericht der .staatsrechtlichen Commission ernennt 
den im- ILiArti ausgesprochenen Grundsatz als nothwendigep und 
selbstvetständigen Ausfluss der Autönctoiiie an. < ! 

Dass die Anstellung von Geistliehen bei dem Militärund äh 
öffentlichen . Anstalten auch ohne besonderen. Bechtstitel . von . idem 


• 'MV 1 s -lf I 



‘ ■ 1 ■ • ■ • >m r• ?! 

VerhandJ. der II. wUrttemb. Kammer Ober Art. 2. d. Ges. v. 30. Jan. 1862. 
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Staate ausgehe, glaubt er, lieg'e |n der Natur ( der Sache und bedürfe . 
keiner besonderen. Rechtfertigung. Ebenso rechtfertige sich der 
Schlusssatz des Artikels .selbst, da der Staat diese R^tronatsr^chte (d^r 
Cremeinden und Stiftungen) schon seit langer Zeit an sichre.- 
zogen (annexirt hat), und mithin als Rechtsnachfolger ^ers^ben er¬ 
scheine. .,,, . . . , . . , , , 


Die Commission ,be,autragte, daher den Art 5J r( mjt, d^r, eiuz^eji 
Aenderung anznehmen, dass an die Stelle des Wortes „ßesejzungsrec^t* 
Rr^enninflgsre^htgesetzt^eTd^. , • ,7/ 


:,«i DeruMinderheitsbericbt tadelt es, dass der . 2. vcfn 

Aufhebung des früheren Besetzungsrechteis ,spreche,.!als, ob 
der »Staat, aosserauf; Grund, des wahren Patrenatsrechtes, ein solchem 
gehabthabe, •, •,*; .*•; : . 1 » • ,:.j -i -u 

Dass sich der Staat ohne Bedenken in den Besitz der Patröhatä- 
rechte der Gemeinden und Stiftungen setzte; sei gerade so erklärlich, 
wie er' sich in den’Besitz’ eines’ allgemeinen Patronates 
und selbst des B es etaungsr echtes setzte.’ Aber das Patronat ist 
keine’Saehe des' gewöhnlichen Verkehres ; es kann nicht onerbso ti- 
tulo erworben werde»'und zwar bei Vermeidung <de» Verlustes >(eohk 
eil. Trid. 15. de ref.); durch Schenkung wird es gültig' Übertrages, 
aber in der Regel nur mit Zustimmung' dei Bischofs (<v §.!X. de 
jur. patr. e. nn. eod. in VIo.) ■ , •.: * . - ’ *' 

Wolle man für Abnahme dieses Patronatsrechtfes der Corpora*- 
tionen, Gründe der Zweckmässigkeit geltend? machen, so 7 würde 
das allgemeine Gollationsrecht des Bischofs ein treten. . 


Die Commission stellt den Antrag als Art.-2. zu setzen V „So¬ 
weit nicht das Patronat oder andere bestimmte Rechtstitel es rechtferti¬ 
gen, kommt’ dem Staate kein Recht der'Ernennung Zu k&tholifeöhed 
Kirchenstellen und zur Seelsorge an öffentlichen Anstalten ZU. ' 1 ' li ' 

Bei der Debatte beantragte Mohl, däsS da$'frühere tJ&Befc 
e inkommen, - betreffs def Pfründebesetzuüg in den Artikel ! aufge¬ 
nommen' Werde, wobei übrigens vorausgesetzt werdfe, däss’bel 


iff- 


keiten über das Recht der Pfrtihdebtfsetzung die Entscheidung ’deni 
Staate zustehe. t. ”• • "^ 

Dagegen bemerkte Probst mit liecht, dass inan jenes d$r (Kon¬ 
vention entnommene Uebereinkommen nicht ohjie Weiteres in das Ge¬ 
setz aufnehmen könne, cia die Kirche auch etwas cfabeimifczusprechen 
habe.. ... . .. .... , .. 


M'T 


. • StaotsraJb >v»BnAO’lth*>t>beiMritte 7 cuchaben beä de^Pfründo^ 

ausscheldug Transactionen statt gehabt, es sei ein Vergleichflal&r 
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WOrttembergischcs Gesetz vom SO. Jänaar 1802. 
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es .gehe doch nicht an, einen Vergleich in das Gesetz .aufzunehmen, 
clas tresetz habe nur Grundsätze auszusprechen. ‘ 

Üebrigens beziehen sich die Worte „besondere Rechtstitel“ wie 
er bemerken wolle, gerade auf die P fr ü n de aus s c hei du n g. 

(sic !) , ; ' . . 

’’ Holder, mit Mohl einverstanden, bezeichn ete es als einen küh¬ 
nen Akt des vorigen Ministeriums, diesen Theil der Convention in’s 
Leben eihzuführen. Es bedürfe dieses Vorgehen det Genehmigung 
der StShdekammer. 

Was das vormalige Patronatsrecht' der Stiftungen und Gemein¬ 
den betreffe, so seier ganz mit dem Entwürfe einverstanden. Der 
'Staat'habe sich jene® Recht durch einen souveränen 1 Akt Zu- 
l geth'eilt > , esseijetztfeben öffentliches Recht■ (wie man doch 
nicht Alles nach der Ansicht dieser liberalen Herren zum öffentlichen 
Rechte machen kannl) i • 

;Dageg«Ji frii.erapreohe er ä,uf’$ Entschiedenste, 
dass man sich auf das canonisehe Recht gegen das öf¬ 
fentliche, däs bestehende Recht berufen könne. 

. Demcapitul&r von Ritz erklärte: der Staat besitze kein 
Pfrütidbesetzungsreioht. Das Patronat begründe nur vein Prä- 
sentationsr und&ominätious recht*). i r .ü 

> Er sei gegen.'die Fässqng des Artikels, weil derselbe von beson¬ 
deren Rechtstiteln spreche, welche dfer Staat gar nicht habe. 
Die kirchliche Institution und Auctorität komme nur vom Bischöfe. 


■ ■■ Was. Satz, ä betreffe, so halte er es nioht für gut, diesen Ge¬ 
waltact, den der Staat gegen die Gemeinden und Stiftungen ‘ began¬ 


gen, zuaanctiqwren. 

i: '--i, Gor Staat soUe sinh mit den Letzteren, darüber auseinander 
Hetzen. Was die PftiiwRausacheichmg betreff«, so sw dieselbe unter 
der Vpra.u§set&pug: der Convention izugeatanden weirdehf, 


P?aq könne alsp auf jpne pipht als au£ ejp RpflhtbfTbfe»b: 

,. , Duyefnoy ipit Apfrag ejnvp^tapden, glautyepppb be- 
zu.sollen dm StaatspatrpnatsrecbLset üfcpr.hoipifl.e.w 
^prde^ ZU eijfpr 3,eit der .yerwirrp^, wo p gfiffip zflmWphlp de? 
Kirche geschah und es sei dasselbe in einer Weise ausgeöbt worden, 
dass sit^h die Kirche nicht.^ar^ber bjjkla^en konnte j^l) .. .. 

Wiest beipe^te: Die Pfründeausscheidung war ein Thejl der 


Copventi 


lon, 

\1 


diese 


rar 


Grundlage jpe^ ; ^ie nur .der Jfhei^ naph- 


1) Ein PfrUndebesetiungs-Collaturrecht steht nur dem Bischöfe, nicht ater 
LsImi/«U 4hs dSnnsal 1 kath«iMh«l, gSMÖMtgoidSba’protestantischen MC VfefctArchlv 

1 , ' Q i i !' ynbi‘»rt , > 
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dem die Grundlage gefallen fttr diö'ICitcht, öhnC ‘dbh Bischbf (er hätte 
beifugen sollen, such deh Papst) zu hWretl 1 , bihdehd seih sollet Das 
sei rechtlich nicht zulässig. ' << l "■ - 

Gegeh den tob HClder ln solcher AWgeto^öheit ättsgesp/ochen en 
Satz, dass in allen Fällen das cauottiseUe KechtVor dOmöffentKcKen 

zurück zu tteten habe, erhöh «r Einsprache. . . :l > 

. > Satrwey- behauptete geradezut Es sei kuSSer EwOiifel,' dälss die 
Pfründenausscheidung wie sie zwischen Regitirttbg uhd BÜfechbf" ifü 
Stande kam, ein 1 förmll6h 'gtiHige f- Ver'trb'g Sei. 

Hierbei • hat er: überdehen, dass der Bischbf die Ubbeteinkünft 
unter der ausdrückli>eh<et | i Bedingong abgeschlossen bat, 
dass der h. Stuhl den hei der Pfrtindeattss^Hbidutig in Ah* 
wendUng gebrachten Gfbntlsätzen, : Aaiierttlich hinsichtlich 
der incorpbrtvtem Pfarreien »eine’GbnOhmignnjg ertheile. 

■’ Diese GbhOhtttigung ist aber keineswegs erfolgt, sondern der 
heilige Vater hat nach Beilage H. ZÜt ConVeirfidn in Rücksicht auf 
die abgeschlossene CoriVehtioh, Umgähg hehmend V6n jfeder Unter- 
suchung des Werthes der inneren Gründe, Welche zur'Be* 
gründung einzelner Titel für Vefieihung von Beiieficien 
angeführt wurden, die Vereinbarung bestätigt. 

Nachdem nün die'Öonventiori im Ganzen verworfeii wurde, 
füllt aüch die Bestätigu^g’ hihweg Und der h. Stuhl Steht wtfedfer auf 
dem Boden des gemeinen Rechtes und def früheren Concortlate, in Be¬ 
treff der P fründeverleihuhg. 1 ! 

Es muss' der Württembergischen Regierung nbbh gut in Erinne¬ 
rung sein, was der h. Stuhl’Üi der denkwürdigen Note 1 vom 10. Aug. 
1819 gegen die Frankfurter Rechtsmacherei Art. iß., 85., 36. in die¬ 
ser Beziehrung geltend 1 machte. ' 

Füv’s erste, dass es heisst: Es ist bekannt, dass der Bischof, 
welcher ’die Eihsetzung ertheilt, auch die 1 Vergebung der Pfründen 
zusteht, dem Patron aber nur die Präsentation*). 

Fü/s Zweite, dass der h. ‘Stuhl sich die monatliche Alter¬ 
native^ deren fer si ch erlreüte, sich nicht nur so ohne Weiteres entreis- 
sen lassen 1 Wolle, weil dies'jgegen das' Concordat Nikolaus V. 

- Irtdessbii ist flicht zu ZWeifelii, dass der heilige Väter, wenn 
man ffait ihm ihr ordnungsgemässes Benehmen tritt, den obwalten¬ 
den Verhältnissen billige Rücksicht tragen Wird, indem er schon da- 
mälserkfärtS, dass ’erdieVerteihbb'g def ihm zustehenden Pfründen 

• t ;. , -i-,: ■'! ■ ■.■ .i.i)' ,i .i\'. . • i uf /ii.i '■ • ‘ *'• ‘ 

i) Vfcl. 'DlS 'WetMhWA’ctrttfitiligsn der‘Ui^achkatHofbtAttii'Kirtsb*nverf«sttng: 

dje;Bep««daoe^ «atmendidL,8»(fiaatitt ». « 0 . M6-a^' > >u , etu • • 



; , R i WÄrttembergtecbevfiesett vomoM^Jaauur 18*2.. • 

Bjseköt'efl unter der Bedingung zugesteben wolle, sie nürsol- 
cbfn Personell - zu yorleihen,, welche, ausserdem, ! dass sie deren wür¬ 
dig, auch noch den respectiven Regierungen angenehm seien! -n-> • 

; .Allein,ohne den h. Stuhl könne diesb>Bdage unmöglich erledigt 

W8rden,; 1 wiftf'd(Bnn, 1 aueh der Rockwürdigsle <H4hr (Erzbischof von Fnei- 
burg bei der neuesten Verpinbpnwg imi* der badidchen Regierung in 
Bptreff der Reee^zMng der Pfründen >;am. Schlüsse eine ausdrückliche 
dessfnüeigö Verwahrung. m*phte*ii(Ygl. Archiv VII. S. 128.) 

Der Antrag Prohe^’s Wurde ibei d e * Abstimmung mit 55 gegen 
25 Stimmen.; der ersteAntxng Mohl’s mit .50 gegen. 27 , der kweite: 
„ßfxeitigke^tep über des .Riecht, zur Ernennung' auf 'Kirchenstellen ent- 
.seheidet die .Staatsbehörde^niR 45 gegen -38 Stimmen abgelehnt. 

,j ., t Rier jipachte der-,Hjerr Präsident Römer (Protestant) die ganz 
unstatthafte Bemerkung; Der Antrag sei >abgelehnt, weil sieh diese 
Voraussetzung von s^lb^t „verstehe, er entppbtue,daß der Ver- 
■handlung^ als ^nsic^t der Kammern. ; ,, > , 

t Der Abgepifd^ete, .Probst und .Domcapitular von Ritz wider- 
spüTjache^ alsbald, . , .... ,yf . 

( ( Der Antrag ypn. Sarwpy u»d Genoss«» wurde-mit 50 gegen 27 

Stimmen augeuo.ippieji. l( Y . 

Art : .$. t »Die.Zulassung zu. einem,Kirchenamte ,ist. durch den 
Besitz d^ württembergwehen S,taatsbürgetrecktes sowiedurch Nach- 
weisung eüjer wiaseusckaftlicheiij .Vorbildung bedingt 1 * wurde mit dem 
verschärften Antrag M o hl ’ s : - durch den: Nachweis einer' vom 

Staate für «u,t. s preckend erkannten wissenschaftlichen Vor¬ 
bildung“ mit 4) gegen £5 Summen angenommen. > . ■ 

, . Mobb obgleich in/diesem , datre uicld, HoherpHeater, hat gewei- 
sagt, „man mache ein Gesetz, aus weleihem ; e»n« Drachenltaut 
hervorgehenj werde.“ , i , - 

Die Weissagung dü^ftein Erfüllung gehen,nurnich,t indem 
Sinne, wie Mohl die Sache auffasat. . > . 

, Der Herr Staatsrath von,Gülthe.p piotiyirt diesen Artikel da¬ 
mit, dass er sagt: Die Voraussetzung d^s inländischen Riu;gerrephtes 
rechtfertige siel} yop von selbst. .Aber auch Verlangen des Nackr 
weises einer; wissenschaftlichen Vorbildung, müsse als vollständig ge¬ 
rechtfertigt erscheinen, wefin,m$n sich vergegenwärtige, ,Ty,^ch wich¬ 
tige Interessen sich ; hieran für, dpn Staat, wie fü? die. Kirche/ knif: 
pfen, Jei der hervorrage^deM Stellung, wel^he^em QeistJlohfr, inpiitf 
ten einer Gemeinde einnehme, bei der Beziehung, in welcher derselbe 
theils als Reljgi 9 uslfi,brer fi zur Volks¬ 

schule stehe, bei dua vielfaohen Berühmagen, <welche izwtsdwn uiheiU 
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Geistlichem. und 'den , weltlichen, namentlich! >aoch staatlichen/ Behör¬ 
den statt finden« bei, dem gichtigen Umstande, sdaas eine gründliche 
und, umfassende Bildung voneiner eips-eittgea; ujnd feeifa-nr 
g.enen religiösen ( JiiQhtung am, besten bewahren '— hier 


.haben wir des Pendele, ächten ^oi, —- etfchp^ie der ^aat iiii hohem 
Grade dabei hethe^igt, dass der katholische Klerus, $es ;Lppde$ . sich im 
Besitze, e.i.uer tüchtig<pn ( ,wis,8enscha|ftlicho.n{ befinde*. 

f Auf die.jWdrttenibergischß Engherzigkeit, Reiche, im I. $hschn. 
diesem Artikels jSich kund gibt , wujrde schon, im deutschen Volk^idatt 
jir, 2.40, yc^k;3(). Oqt, 1861 aufmerksam gemacht. , ( . 

Wap nun die „vpm Staate für notwendig anepkannnte 
Bildung betrifft, so darf man sich nur an das erinnern ? was sich 
an der kadio>lisch;theologiächen Fakultät in Tübingen üqter dem regimf 
des weil, h^risters &chlayfcr zugetragen hat und man ^vird keinen 
Augenblick in Zweifel sein, was unter dieser staatlich anerkann- 

l> ’_;n ■ - ■ .•••,. |i;.i ■ • .iu , • •. ' i. .» *•.. I 

ten,Bildung zu verstehen.sei 1 J. 

i * >< • , * ?r ■ i »; -i. »* .- : !lt - >:i 

Wir wollen uns bei diesem Astikel in keine weiteren Erörterun- 

. üT ii . ,"i; >-:■ ::, f 

gen einlassen, nam exempla sunt odiosa. 

Ein sehr freimiithiger Artikel im deutschen' Volksblatte „zum 
katholischen Kircherigesetzesentwurf“ Nr. 264. vom 12. Nov. 1861 
hat diesen Punct schon gehörig 'beleuchtet, es ist daselbst mit Recht 
auf das'Cretinisiren“ der katholisch*- theologischen Fakultät auf 
das Wegdfangsaliren Möhler’s und die Versetzung"Di ; . Jdack’s vom 
academischeii Katheder auf die Dorfkanzel aufmerksam gemacht —- 
weil diese eine'staatlich nicht anerkannte einseitige Bildung 
beförderten. Es ist auch noch gar wohl erinnerlich, was man am 
Stehmebach unter einer „correcten Gesinnung“ der katholischen 
Theologen verstanden hat. 

Der katholischen Kirche' ünd deren WÖfsteftdr isit in dWfebm HI. 


Artikel eih testimonium paupertati^ ausgestellt, was der Hefr Btaats- 
rath Gölther wohl gefühlt hit. ' ’ ' r “ : ’" 1 

' J ‘Er buchte diesesVWatiüetWas zu Verblttinen,’ indem er sagt: 

‘katholische 0berkiriiihbtib^Mbfde wefdezwär ohne 
allen Zweifel ihrerseits von selbst'a’ü'ih be&Webt'rfefn, deh 
katholischen Klerus auf der-Äfihe' wEsBCttSscliaftlfchfe^ Bil- 
dung, welche dbns#lbeahäeitber Ausge*e,ic.httet! habe, zu er¬ 
halten« da- das Anteresse dCr Kirehe hierbei mindestens in demselben 
-Masse: bjetheiligt:sei. •• ,'• 


.Lu—Ui Lu i.-- ; m > ) • ! ; ; 

I) V# 1 . „W<f kitbtfliö'che kifchenlra^ ! iti von Dr. 

' i. >, ;■ ,ui')h Asv U/A 
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' ;, AlMnü«4ifen'‘8<ee pfeifeismtrs gibt « 1 ‘itt d^ W^tfen lrtlwir 
! l! „GJeiefcwoMdar^ti4r | 'SlaatBidht atftefläise«; uBtör hBen U*W- 
staaden diejenige 1 ^Versorg«> zu treffe» y 7 w »leiht; e^htnal «durch 
seine lBt«ree*«ri alsidringend gebeten giehdarsteU'e.- 
" DömCa^itülW' vüh' Ritz hat ’ Verwähifari^'"dia^eg^h 1 eing i el6gt> 
das# man’dürch diesen ArtikdldieVbrbftdung adf ,i di'y Laridesg'y m- 
nasien tittd Tübingen beöchrffnte'ühd diW 'Khabe höem‘inarb 
aussöhiiesae, 1 d ä ! s Sfl i e s ea ‘fn l! dfer Ab sic h t d e f p r 61 e ^ tan ti - 

sbtoit 'kmmtotiitymter -'mW ^>Kl ii äui' den^Üibafte^ 

hervor; was die Regibtfungthün wird; Wird die’hake iStikünft Beigen. 
, Die Katholiken werden sich v übrigens dem' Art. V., der Bulle.: 
„Ad pomihici’^gregis custodiana? f „Jn Seminario Archiepiscopali vel 
fipiScöpaH*' is üieriqoirum numeras äli‘, at^ue .ad formam, Pecretorum 
Säcri cbnöflii l’ridentini insttynr ac educari deijebit qui Dioecesis anq- 
piitüduii et necessitati respondeat, quique ab Episcopo congrue ent 
definiendus“ durch eine protestantische Majorität nickt So oThne Wei- 
teres weg escamouren lassen. 

H ' Li. »/ - ! ; < ’ .. 1 -1 i.i 1 , 

Diejenigen furchtsamen Herren^ welche wähnen, die katholischen 
Geistlichen. würden nicht im Stande sein, die Aufsicht über die Schu¬ 
len zu führen,, sollten doch auch wohl wissen, dass a,n der katholisch 
theologischen Fakultät eh) eigenes Collegium über Pädagogik 
und Didaktik .gelesen und. die Seminaristen in Rottenburg den 
praktischen Unterricht in den Schulen ^Ottenburgs durch eigene An¬ 
schauung kennen lernen und dass auch eine. Vorlesung über Gesetzes¬ 
kunde gehalten imd bei Abhaltung des Pfarrerconcurpes in der Päda¬ 
gogik t|nd^Didaktik, sowie in der Gesetzeskunde besonders ge¬ 
prüft wird. " . , 

.;; I .,Awh $) n d säpwytliphe Eezirl^^huljpe^cto^n i( ffer ^atfaplischen 


Sch»W VfÜr4efPh^rgs katholis^e Geistliche, und, Stehen sicherlich auf 
derselben Stufe der Bildung wie die protestantischeq.Decaqe und Prä¬ 
laten, wie .dghf! ein. projteßtautjac.hqf , Abgeordneter .es inff?r lummer 
öffentlich ^apsgesprqcbffl .hfd», \ dip.; katholischst» Elepaentar-Schulpn seien 

he^er, i,. .... ,;. ,.. , 

• De# J^iSata.dgs.FVv'Arttk^te:^ •!. v.u. o .*'/ 


* .„Die! HireHenämter, n welche i nicht' Von «dir Staitäfegtenmg 
' «hbst abhKögbn liöiinhtt 'fivrran Soidie» verliehen weiden, Wel¬ 
che nicht von der Staatsregierung .itttttev' AWMhrtitig 
von Thatsachen als ihr in bürgerlicher oder poli- 
,,, ,,tUcbej, Beziehung. missfällig, erklärt werden? r- 
hat zwar Aehnlichkeit mit dem, was in der Erklärung» d#s.'heil4g*U 



Regierungsmotivg^u Ark.,4. ^e^tzes ( y. 30. J^paar 1862. ^ 


iilffiWw, m9°m n ^ jp», M*? 7 

zu §. a gesagt ist, man werde dem Bischof die Weisung geb^u? 
. U,|. ,»ö« ! Bischof (Wird JwflW^ha Bfrä»#eiL ipiepwM- W- (geistliche 

yerlßiWa», welche #m aehfeWicibÄn undwiof HhatSÄphen, gestütz¬ 
ten Gi'üiude». der Ki &ftaui)gi>iu> reitti bflirßejlijch w, O^ey poli¬ 
tischer Hinsicht missfällig sind. - .1, „... --j :\i,' 

: tü» dieses *u/ erfahren wird der aBisebof hei jedwnWacalur der 
K. Jtegtepapg'inofioltjser Weise die Namen der Mitbewerber mit- 
theihm, damit dieselheu hürnen »einer kuüatei- t/a vererabareiidea Frist 
.ihm'Einwendungen geltend mache» 4tftnü^ aUdi», . weun mdn die 
Sache »ehärfer in’*» Augefaset, und Wen» man das liest, was des Herr 
Stpatsrad# 1 vom Golther in den Motiven, theüs veitolümt, theiüuPvec- 
blümt sagt, so springt der mächtige Unterschied klar in die Augeiu 


!1 Ättf den auf eiher 'falschen und'lähgst Teproblrten Theotie be- 
rtihend^nSat^:'„welche nicht voh der iWAaterteglbruhg selbs't 
abhängen,“ '' ■"•' 

hat schon der mehrerwähnte Ärtirel’ iiia HebtscheriVolks blatt 
Nr. 2’40; vom lff.'Oct. 1861 aufmerksam' gemacht' 1 

Ebenso auch die höchst verfängliche Bemerkung: „dass die k. 
Regierung unter den bi|fgerlichen feezieWn^en vorzugsweise' die all¬ 
gemeinen Vorbedingungen für die Bekleidung mit einem öffentlichen 
Dienste, wie z. B. den vollen Genuss der bürgerliche^ Ehren versteht, 
unter dep politischen Beziehungen mehr die spezielle Stellung der 
Kirchendiener zum Staate, wohin p. B. das politische Verhalten, die 

| * ■ , ; ’ ■ • >, ■ ' i * ■ ) ' 1 1 i . • { 1 

Beobachtung der Rücksichten des confessionellen Frie¬ 
dens! die relative Befähigung zur Veysehung der bür¬ 
gerlichen Fuctionen der Geistlichen gehört. 4 * , 

n«: Beanstandung kgnn bei 4ßF wie 

bei, niner. spgtergn, Beför ffprpng^cidejr auch. UW .yej-splzung ,^ 
hobcji upd entweder allgemein $r all* gellen o^er nur bmMfibtlich 
einer einzeln^ Stelle ^gpsteljf, .ketgtere* ist 

*• 9- 3?>9» wenn e*} sich,(^raw ( Mn4olt, eifep GeietRcbep, der in 

copfes^nel% Sfziehuug.efae pn^pgf pnd. nac^eUige IRtftnpg äo 
den Tag gelegt fa^t, wenigstens,, ypp ..der 4w»teUw Ifl einer,, pachte 
seb^n Geweihe .wgpnj.Ron #nw Stpljs,, womit 

die ^eitpng ^er V er VoUwg,,ßÜ»es bootenden Stiffupgftypgplögens, #der 

vprbpwle ft 4s*» JtowwJw ferne gehal- 
% n er ^ n \ «WW hVnlsle , flur, JfongeJhatas 

geleistet haben.“ „ 

oiu» PK $S?!#WHÄi 4*£ik$l*J HP* die .‘tn den 
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Motiven dar gelegten Maxitnen können zii ,: grossen' Willktirlichkkiten 
führen. *' ‘" i ‘" ' 1 • « ' * ' i; • 

' ' Diesem wällte 1 die Convention 1 VOlbeugen 'durch- die’Bestimmung: 

' *' 1 „welche' aus eflieblicheti utfd auf Thatsaehen gestützten 'Gfriirt- 
ddn in if'eih bürgerlicher undpblitis'cb'erHinsicht ihi«W- 
fällig sind.“ *b *■ . *‘^» >* . d > t - 

•:<> Der Minderheitsbzriehtmaehte die ganz richtige Bemerkung: 

:j.>. „.Nimmt der Gesetaesentwürf für den Staat,.in.Anspruch ,*v*da*s 
der .Bischof. dürieh jede Erklärung, ; dass ,der Bewerber missfällig!, sei, 
sobald-inur, Thatsachö» irgend wiel«h«r ..,A.rfc dafür angeführt werden, 
gezwungen werde* vonaeinem Buchte Ernennung .atmisteJkea* so.wäre dies 
ein. Eingriff!in, die i Autonomie .der Kirche, in welcher)das Be&etznugs- 
jseeht/de#;Bischofsunzweifelhaft begründet iat.f .i r . . t-.-> 1 

Din; ^ul^dftg( zupa Kircbeqamte, wäre soffen bejliety^en Er- 
dfü^t^ats^giefung. antyüipgegetjep .und dfä Hecht, defjlisqhflfp 
empfindlich beeinträchtigt. - , » . . I. 

jj. „Bip/s^ljte d<tbpr de» .. • . ... , ,, 

„den erten Satp (Je^ Art. 4. wegzulaesen und zu, sagen: ja 
Betreff der Besetzung des bischöflichen Sthuls etc. kommen die Be¬ 
stimmungen der Bulle ad bominyü gregis custodiam vom 10. Aprü 
1827 und das Erlauterungsbrev.e vom 22. März 1828 ausschliesslich 
in Anwenaui^g. . 

Bei der Debatte stellte der Abgeordnete Duvernoy wieder ein- 

\ j , l * ' - 1 . ’ ’ • ■ , , * . . t - j *. ’ t > [ 1 1 " 

mal seine ängstlichen Befürchtungen zur Schau, indem er sich an den 
Herrn, Staatsrath von Golther mit der Frage wandte: 

„Ob durch Fassung des 2. Satzes eine. Abänderung des Funda- 
tionsinstrumentes und der V. 0. vom 30. Januar 1830, ein trete?“ 
Dieser beruhigte 'die ängstliche Seele alsbald mit «den Worten: 

■ ‘Hk Wörde im Wesentlich nichts geändert und 1 es werde bei 
den BestinilnUngen des Fuhdatioüsinstnimerttes sein Ver¬ 
bleiben haben, 1 also' auch hinsichtlich der dort für' den ‘Landesbi- 
schof und die Doincapitularen festgesetzten‘Eigenschaften. 4 ;t> 

; Duverhoy stellte sbföfrt ddh Anträg, ausdrücklich'in den Arti¬ 
kel atifeüiiehmen ^’dlisB es bei jeneu Beiftitamüngert'bleibe. derselbe 
Wurde'jedoch ihit b4 gegeri 24 Stiinmen 'abgelehnt. 1 - 1 ■ 

!: : •‘'Probst beWkf rfifeh'gegen den Anträg MöHI’b auf' einen Aiis- 
spruch dfeS Stakttrecbtälebfers Rob'ärt Von- Mo hl, Welcher‘käge':‘ 

■' -DasS’, 1 weim 'der Staat' adle ! Geistliche 1 ,* die ihm blos missliebh 
sind, antrechliessen könne, 1 er die 
hätte. 4 

Wibsf 'bbtr^htete dfe F&gä al£ eWhrh’fka$ und 


in der Gand 

. ^fi i‘U. > »i iy 


<V 
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^cb . iinf clie verfassungsmässig garantirten wesentlichen Rechte 
des Bischofs, unter welche auch die Bestellung der Geistlichen gehöre. 

( In -der ersten Kammer gab zwar Herr Staatsraih von Grolther 
apf Anfrage, des Fürsten von Dettingen und Wallerstein die£r : 
kjärung^ dass ,die Regierung yon ihrer Exclusive nur aus' erheb- 1 
liehen auffhatsachen beruhenden Crrühde ( n Geiirajich'm**, 
chen werdn. Das ,sei auch in den Motiven ausgesprochen allein^die 
Regierung, wechselt und vestigia terrent. 

In Betreff des. II. Absatzes über die Besetzung des' bischöflichen 
Stahles und der DomcapitularsteRen, berufen wir uns der Kürze 1 Hai-* 
herauf den Band II. S. 274—280 des Archivs, wo das zür Erläti- 
terungNöthige beigebracht ist. 

In der f 1. Kammer wurde Art. I. mit dem Zusatd der 
11^. Kammer angenommen. Der’Art.' II 1 . ebenfalls in Einklang mit 
der 2. .Kammer ohne Widerspruch; Art. ill. und IV. gleichfalls mit 
den Zusätzen der 2. Kammer angenommen. ; ' '" ' ’ " ’’ . 

Artikel V., nach welchem 1 die $$.' '4*7: und : 4Si' «fef * V.‘ Ü., 
welche bisher ^ch auf die katholischen Geistlichen angewendet wiir-“ 
den, sowie die Vorschriften des $. 102. Abs’ch. 4. des VetwaTtungs- 
edipts vom 1. März 1822 und des §. 2." Zfff. 'i. der V. 0. Vom 23.' 
August, 1825 aüfgehoben werden, fand dütch fetettfn 'Staatsräfh von 
Golther in’ den Motiven efhh" sehir' einlässliche iiüd gkiiidRche" Ver“ 
theidigung, wobei ihm" übrigens seih Vorgänger im Afhte^ Sthateirafh 
von ^ümelin in den Mötiveii ‘iiün ersten GesbtzesentWtirfeS. 61—hfl ; 
(vgl. Archiv yt, 405.) ^ui vötgearbeitet hettA 1 1 ' 

Herr von Golther' wies besonders darauf hin’, da'sS'lss 'dör Zvtrefek 
dipses Artikels sei, die 1 Hindernisse afu beseitigen ) : welcfiSe s'dither' der 
kirchlichen Disciplinargerichthbarkeit entgegehsthbdeh. ’ 

‘ Diese gehöre iil deh wesentlichen Rechten dCs Bi^chofS 'hnd Sei 
durch §; Ü8. delV. Ü». gewährleistet. Ahch J in'ahäörehStäalen) na- 
mehtlich 'ih Hrehyseh^ B Aden 'ötö. sei die SfeitsfständigeDiSCfplinar-' 
g'eWhlt' der’Kirche : — ufrcT zwar sogar ohne jegliche Beschrähkdng Von 
Seiten der ‘ Staatsgewalt — anerkannt. (Vgl. Archiv VH,'' 2 3f3* ff.) 

Nach §. 73. der 'V.' 'U. seien' dieRircheridienöt httr in' Äfasehi 
nhg ihfor bürgerli chfen Handlungen und 1 Verhältnisse det weWicheh' 
Obrigkeit unterworfen. Schön das OrganisatiOnSedict vdm‘ 1. Jänhät 1 
1803 habd es 1 in ‘Absicht attf blös gelkUitehe ‘ GÖgittatähdAfr'ted Mt 
bisherigen Episcopaljnrisdiction belassen und dem Ordinariate nur znr 
Pflicht geinächt ln „ Ehedispensations-' und anderen nicht, blosgeist- 
lichen Angelegenheiten“ mit dem I. Senate der Oberhuidejsregiernng zu 
Ellwangen „zu cotnmunicirai*'/und Verfügungen, Abstrafungen; Amts- 
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entsetzungen phne ( dessen „Cognition“ ntir in so laÜge tiffcht 1 ün Ufdf- 
fen^ „bis und 1 dann in Absicht’einer eigenen tiandesTiierä^llie 'neue 
Vorkehrungen werdeu getroffen werden' können; dass so'dariü 1 da^Orga- 
nisationsmanifest vom 1Ö. Marz 18Ö6 §.63.' neben deih Bistfliöf^ uiVd' 
dessen Öfficialat eine besondere Staatsbehörde (geisrficher ^ath; sßkffei^ 
IL, katly, Kircheprath) zur Besorgung upd Wahrung der &oü#eränethts- 
rechte“ einsetzte; dass auf die Beschwerde des' früheren G&üeralvica- 
riats ki Ellwangen wegen unbefugter Eingriffe des katholischen gelst : 1 
liehen Raths in seine Amtsbefugnisse, 'mehrere' höchste "Beerbte er- 
folgtep, in welchen die kirchliche Disciplinargewalt anerkannt würde! 

Als nothwendige Censequenz der kirchlichen Disciplinargerichts- 
barkeit über . die Geistlichkeit erscheine, es, dass auch das der Ertennt- 
nissfallung vorausgehende Untersuchungsver/aihren lediglich von 
Organen der Eircbengewalt vorgenommen werde, wie es denn auch* 
vom staatlichen Gesichtspunkte aus nicht für angemessen‘zu erkennen 
wäre, wenn, der ; Bischofhierbei über Organe der Staatsgewalt verfügen 

So .einleuchtend nun all' dieses ist so fand doch bisher ein vom 

* •* '• * s ■‘ r r ; II i / . w ;i- • ; h i». . 

c«*o rächen Rechte ganz und gar abweichendes Verfaßen statt 1 ). 

Als der f Bischof von ^Ottenburg, Johann Baptist.von Heller 
in spincjt bei dpr^Ständekamraer eingebrachten Motion vom 13. Nov. ^ 
l841„Ziff. 6, lind im Nachtrage zp derselben S. 95—105. seine dies- 
fal|s»geq Beschwerden vorl^rachte, jpurden dieselben sowohl von der 
staatsrechtlichen Commission, welche die Motion zq begutachten hafte, 
von ,4 er ^•t^«r. l der, i( Ahgpor.dneten (i fülf i unbegründet ^erlä^rt^) und 
<%v 0 p, ( dpr ^Rugietupg; lj844 : ^cmaelite Concession 

beschränkte sich jnrl^etrcff der selbftstäpdigen. ( Strafgewait deSj .Bi- 
^jhofe,fuf. Yicrwpise h Apfer^gUhg.,gfif8^cher^E^citfen, Einberufung 
in des. Pp^^ipn^haus , gfgepüber , vpia nicht dpfipitip Angestellte^ 

W9 c h,cq und qcl^ffe^ bp? aqf 3|0 Gqld^ ; .ei^- > 
schliesslich} : dagegpu jwurden, : ,,V p* s e t z ung e n, v o n k a piftMSj?<h.p n 
K i r,p he n d i e n e r p st,ete von Sr. ,K. Majestät verfügt und jöei $eu 
Maßregeln fyi Zurücksetzung, djer mit Verlust des Amtsgehaltes ver¬ 
bundenen Suspension und ; ^er Entlassung jwurde das. in ^n $§> 47 r 
ühd U, Jür .diese Maßregeln bei den Staats- und Körppc- 

seba ^ tsdienepu,,.yptgegchriebftQe . Verfahren, auch,; auf die Kirche p-> 

Tl üX TTT “TT !*!•': J !' r . j i - (, . , ( ,*‘! ,, ,,, j 

.. r , 1) bonpner, Darstellung, der ^Rechtsyerbältnisae der ßischöfe in der ohqr? 

rheinischen Kirchenprovinz. S. 389 f. * 

1 - 'Vgl.' 'Aktenirt H S s 1 g <*' DÜr-gfsllutfg dir'Verbandltmgw« " dei" VartttktfJ 

belgischen Kannten tf •rZAbgemdnet.cntttber dMiAngdegenbaUmifdar katbolieebegiKirsKa 

in Württemberg auf dem Landtage 1841 1848. Stuttgart bei Metaler 1842. 
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dLen^rijjk^^oltecb^ilwie.eywigelMobe angewendet, Sfcamaeh «meidest- 
artige < .MasaregeA weg«« Dteüstwecfehliutgeäh > odef* Uhblaaehtotokleit! ger 
g«* kftflM'liflohe.i&eifilichet niemttls* vom Bischof».; stadem nur vier» 
Sr. E. Majestät anf'CöUegialanbfägOl da» ^-orgeeetoten^DieBStibehti^l 
dfln wdjijde* i geheimön n Bathtsi, näßh : Yttrgäugigei) i I Vttaehttiong der 
otaHfet /GfitetohtegeUnn vatüg* iwerdtaHkotateuii »i,.. ■ i ,i,<nA • *l--liil 
; i * Qbgtetrhj di».faLwbe und häldpaei 4»ctt-inelleiilA.u>bgang^deBi$§w: 
47*4>i*!«i< 4&. der iV.U. aehemnäm Jab»atl84ä durchiefriefr gontibgften 
durätfQ griüidUeh widerÄegih ward»*); /«o hliflbsieden»*«* i bisijetzb in 
CNMmWM* :1> .-«►/ • -.tu/ !• >u-ulr Vüi.nin :•>}• ui 

,, IßdtitQi nun de» 2 weck des» €neeeteesestwarfi»a ;fet, diestar gnosr 
ae#, Miftystafid gut entfernen► müsaeni wirf* h iotmä 1 «liin^nf Wifwetnlii.-’i 
eben* Fortschritt) in der tt&bie£ainge»&n r«eh*Tieftenu Amt« 
ao,hattiv»g< erbliäfcfiW **i m *,i> •* • » • ui!» •••»-.•i•. 

, in-Wenrt eben der Herr Staetsrath'TW* CoöItiherÄi den'Motiven, 
sagt: ; i i w 

■ : ■ i <*. i„Schont die aHgeaei*et>< iGirandäätoe des katholischen, Eitchen- 
reehtsj. ftiifi wAlthe der &, ^StidtoiV.'ilJiiiBömigt njUamfr undi nÄdit ndnrl 
der die von dem Bischof beider früher Haiti ihn».gepflogenen Yethtaddh 
lUngen abgegebenen lausdrücklichen Erklärungen bereehtigeiti nuh< aftta 
diese Regierung bei Herstellung, des Dfeeipliaaäge'walt cteö Bfacfeofa vrroni 
der; Vöneussetaung auatmgeben»; dassi die Ausübung, diesen Gericht «bar« 
heit * am. i Sitae dem biathöflieben Ordinariats i ein foriaäjdhes goretHchesr 
Geeicht orgtanisiri werde; das« vOb*dfeteemtiGaricftttrizliini jcderöBeH 
siehimg geordnetes*.¥är£ahnen eiiigehakenri we«&d 9 .daasiiOMutb* der JSefi 
kenadmssiälliuig’des bfseböfUeheat iQedchts • noofti ein iBwebheher Jhet&azea« 
zug an geUtliohöi! Gerichte stettfihdis* ünldtlfÄr dieiüiechti^rechung. in 
dritter Instanzi flini deutsches Gtndihia<rdaä *bon rfted/oberetÄtuKirfi 
chebgewait-delegirt ,werdet) daaüi int allen Instanzen! ikeine.'aßüetta, als 
dien deni tikhohlichen Hechte (entsprechenden>\ättafeii > verhängt tiarierden, 
nämlich: ausser .den t geistlichem Strafen Welahen ätech i dieDegra* 
dation und EäeommtHiioation geholt) • Geldfcuasety Einbertiftingi; rin das 
geiathobe* Corratiohfchaus^Buapension, Veotaeiaalngqohfe oder mit YerW 
lugt, ftn «Range ,«nd^Geh»lfr} Dienstentlassung; dasä viob diesen.Straftat 
die > * Geldbußen . wie* seither. nun derb Charakter • itoitOrddungs s trafen! tdetf 
Dienstbehörden*,haben tadt ebenso.ti die Einberufung. itfda»geistlich« 
Correctionshaus in keiner . WeiSetidennGkaBukten leiiiet eigentiidun Gu^ 
fängnäs^trsfe ott* »oh. trageb hu welchftfiBtetnelöag* besonderst (daran er- 

. * ; - .'■*» . *|1» . \ i, I •- *J-i j’I i. *i f • t . j- , .il .\ . , i *i 

1) Vgl. „Censuren* Uber die Abweisung des Bischofs 
die württeip})<ntgi8.f))*8 1 gl4««OF4ne^ n J»<» I “« r ' &}¥pff»mu#£i»,iM Burtwri 1843. &*.,32 f. 
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innert werden woUe^-Bas© der Btschöffrüher‘selbst dife' Attiktaift 1 ge¬ 
geben habe, es hbbe das Ordinariat von der getetüohen Corredfionsan- 
stalt stets die BedeatiMg ferne gehalten, als wäre Me ein Haus der 
Haft oder einerrwangsweiaea Freiheitsentziehung!“ i ' ■- 

t so ist all 'dieses, richtig; aber falsch, and ein Eingriff in die 
kirchliche Autonomie und di« Selbstständigkeit «des geistlichen Gerich¬ 
ten ist* es, icenn die K. Regierung in dem Oeseteesentwurf dem bi¬ 
schöflichen GerichtegesetsiliCh-vör^cbreibenWtil, dassDtscipliharstTaien 
gegen“ katholische Kirchendiener wegen Verfehlungen im Wandel Oder 
in der Führung ihres kirchlichen Amtes von den kirchlichen Behörden 
n ur auf den Grand eines geordneten processualischeti Verfahrens ver¬ 
hängt werden 1 ), Geldbassen den Betrag von 40 Gulden, die Einberu¬ 
fung in das ‘BeSserengshaus der Diöeesedje Dauer .von 6 Wochen 
nicht übersteigen dürfe und die bisherige kirchliche Observanz sw 
einem unverbrüchlichen Staatsgefsetze gestempelt werden 
will. 

.. Erfreulich-'ist )ea^ dass auch der-Mehrheiteberieh t der staatsrecht¬ 
lichen Commission dfe hisehöfliche Gerichtsbarkeit anetkonnt «Und 'aifs^ 
dfüoklieh sagti darüber, iob ( die« Kirchendiener hinsieh dich ihres Wan¬ 
dels' oder- der Führung ihres Amtete Verfehlungen begangen haben und« 
in > wie-#eit : ihre kirchliche und’ teeeleorgliche Thätigkeit eine solche 
Störung erleidet, dass das kirchliche Interesse die Entlassung jeder Zo* 
rücksetsung'eifheischt, kann der Natur derBa-ehe mach die-kirchliche 
Behörde-einTJrtheil abgeben. Dieselbe ist hierbei an die kirchlichen 1 
Gesetze gebenden, welch© zum Schutz gegen willkürliche Steaferfcenht* 
niss'-eiu geordnetes und die VertttehttgUng sicherndes Verfahren artwrd- 
nen.■ Der.ßftoat hat an sieh 1 keinen «Beruf, sich hi-diese zunächst da# 
lotete ss* der Kirdhe- aUein berührende Frage eu fnischen. ' . > >■ ■■ 

I-. .'DielDebatte über diesen 5. Art. bietet mehreres Interessante dar. 

• ’ Einmal trat den. Abgeordnete Mo hl wieder Ms unberufener und 
nichfcdbevollniäehtigtdr. Anwalt der Katholiken-aufr' - - ' • j < 

Man dürfe, sägte er,-die Kirchendiener nicht schitzlos der 
Kirchengewalt'preisgeben, es concurriren hier auch politfeehe 
Interessen * r die Kirchengewalt! würde ohne diesen* Schatz unbedingte 1 
Werkzeuge-in «den. Kirchendienern'finden. Je freier Man' di©Kirehen- 
gewalthier stelle, desto mehr müsse man die Geistlichen gegen die 1 
Verfügungen -des Bischofs in Schutz nehmen. ' •• - > > 

Auch andere Gesetzgebungen, z< B. die französische, haben* 

1) Vgl. s. B. cap. cum honestiuz Concil Trident, sess. 24. de ref. de sententia 
a lnfoniiÄta conseientia. K ’ 

Molüor Uber die Sentenz des Bischöfe abinformata conecientia. Mainz 1856. 
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die Notwendigkeit:erkannt, den Kletus gegen ein willkürliches Ver¬ 
fahren zu schützen. 

Er bitte die Kammer, nicht -die ganze Stellung des Kleine preis 
zu geben. . ' ■ 

Er beantrage daher an den Bestimmungen der V.- U. festhalten 
zu wollen. < 

Der Abgeordnete Mittnacht erwiederte, die Katholiken bedan¬ 
kten sich für den Schutz von Mohl. 

. m Auch der Abgeordnete Fetzet (Protestant) behauptete: wenn 
die Guratgeistliobkeit des Schutzes des $. 47. der V. U. beraubt 
werde, so sei dieselbe der despotischen Willkür des Bischofs 
preisgegeben. , < 

Wie er, wenn er nicht von VorurtheBen und Leidenschaft ver¬ 
blendet wäre, nach der von Herrn Staatsrath; von Golther in den Mo¬ 
tiven abgegebenen bischöflichen Erklärung, noch von despotischer 
Willkür sprechen konnte, ist schwer begreiflich. 

Aneh der Abgeordnete Helder sprach von einer bischöflichen 
Allgewalt, welcher gegenüber man sehr vorsichtig «zu Werke gehen 
müsse. Es handle sich für ihn nicht darum, die Geistliche» ihrer 
selbst wegen tu schützen, sondern er wolle daftb sorgen, dass nicht 
die Kirchenbehürden die unbeschränkten Herren über die Geistlichen 
Werden und dass sie nicht unbedingt übet dieselben verfügen können. 

Ein genügender Schutz liege in Art 7. nicht. Er verlange, 
dass in demselben ein völlig'unbeschränkter recurautababusu 
aufgenommen werde. Er tadelte es, dass überhaupt' bei dem ganzen 
Entwurf viel zu viel nur in den Motiven ausgesproehensei, was in 
das Gesetz selbst gehöre. " 

Ihm schloss sich der geistesverwandte liberale Abgeordnete 'We¬ 
ber (gleichfalls Jurist) an. > , 

Da der Abgeordnete Prob et bemerkt batte: man möge doch 
der Kirche geben, was iihr gehöre. Wenn man der Kirche das Hecht 
nehme, die Disciphuargewalt zu üben, so werde sie eine Staatsanstalt 
Es handle sich- um kein Preisgeben der• Geistlichkeit. In der Kirche 
bestehe ein gerichtliches und so ausgebildetes Verfahren, dass <er Schon 
oft gewünscht hätte, es auch auf anderen Gebieten zu haben.' Es sei 
gänzlich falsch, - dass man den Geistlichen der Willkürlichkeit eines 
höheren Kirchenbeamten preisgebe“ sd/erwiederte Weber: der 
Abgeordnete . Probst begehe darin einen* Hauptferthnra, dass er die 
Kirche ansehe, wie,einen gewöhnlichen Privatverein. 

Die Kirche sei eine wichtige Corporation, welche die. Staats-« 
«wecke vielmehrgefährden könne, al* ein Privatverein, desahalb müsse 

Anhtr (Kr Unhsanebt. TUI. äÖ 
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dem Staate auchein Obetaufsiehtsrecht-zur Seite stehen; um seine 
Interessen gegenüber der kirchlichen Corporation an wahre»/' Wehn 
man.; von fehler Autüniömie der Kirche spreche*'so sei dies Äir ihn 
eine blosse leere Phrase, vielmehr müsse man in jedem einfeelnefl 
Falle den Nachweis liefern p'öb dfer Staat in seiner "Berechtigung zu 
weit gegangen sei. •* ' " ' 

Was ded Art. 5. betreffe, so weise er darauf Uta, dass der 
Bischof 1000 Priester unter sich lifctitf. Wenn' mail nun dieselben uh* 
bedingt unter die Gewalt des Hwehofs stelle, so bekomme ef damit 
ein* (Macht/ durch Welche er den-ÖtaattanteCessuu gefährlich wCrdfeh 
könne.- i . : 

Mau könne zwar die §§. 47. und 48. der V. 4>. 'fltlien tafeSfefy 
aber dabn müsse der reiktrdva <tfo aimtv als gesetzliche GaraatWe aus¬ 
gesprochen! wefdeik) JedCnfalk könne man die genannten §§. dbr Vi, 
C. in Betreff der' staatlich Mi Functionen der Geistlichen nicht 
fallen lassen und er ttetb danr everitu.lkn Anträge Münder’s bei, 
wuhaCh es hinsichtlich 'der staatlichen Geschäfte der' -Kittahbödiener 
beit den Vetfassungubestimmutigen und dem Abschie des Arb 5. seih 
Verbleiben haben solle. Den re&urtut ab ohuru halte m für; vollkotö* 
men: genügend um iBe Inteiwaen-deb Staates zu Wahren, dieser reour- 
CU8 Werde schon «dnrohv seine Ekistenz so viel wirke», dass dW Bb* 
schof vor Ciebergrifieh und Ausschreitwngen sich hüten Werde. 'Durch 
den recnrsus ab abusu stehe der .Staatsbehörde nicht' blws eine for¬ 
melle und materielle Cognition zu, sondern derselbe habe noch 
eine weitere Bedeutung. • > >< - \ . 

Pt habe nämlich den Fall im Auge, dass huf den GnutthgMad 
ungenügender Beweise ein Erkenntniss gegen feinen 'Kirchendiener ■er¬ 
lassen wefde. Ih femem solbhen/Falle ktamw* durch'den *»ecur«us ab 
abusu eine Abhülfe getroffen werden, wesshalb'dasselbe ausdfttckhch 
in 'den Art. .7.:aufgenoinmeu werden solltfe. .■■■■• ■<■■■ 

Mab sieht hieraus, dass diese liberalen Herren dne gutn fcdhllö 
bfet Kapoleon Ul. und seine» Satelitom gemacht haben. 1 « .: tui >; 

Napoleon III. hat bekanntlich den lXngst feerachollfeUeiV feeeukmid 
ab abusu Wieder auf’s. Nette «n’s Gcdächtniiss aurüfekgetufett Und ifl 
Anwendung; gebracht. ! *. • 

Der erste. Faß eines Appel oomme d’abus unter NOpöleobtrat 
bei dem Bi feChof» von Mou lin s ein. • < ' 1 

'Dieser hatte von allen Geistlichen "die Unterschrift eines ficvwseb 
verlangt, wodurch sie ihre Aeraiciitiöistuog ' auBSprechen sollten tut' 
jeden Kecurs an die Staatsbehörde, gegen' eine vom Bischof aWd cano- 
UMclranuGrtfaiden verftigu^ 1 Absetzung oder Vertotktng. • / > n 
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- Ein Statut der DükesansVnode Von Möulitte' bestimmte ’ 
dass, wenn ‘ein Geistlicher dennoch einen solchen Recursus «uternehme, 
Ihn die Excommunicathyn ipso facto treffen seihe. ' H 

■Die Sache würde vor den Staiftsrath gebracht und in Folge des L 
sen ein kaiserliches Decret unterm 6. April 185? erlassen’, durch wel¬ 
ches die oben angedeuteten Akte der bischöflichen Amtsführung'* 4li 
missbräuchlich und daher elfe wirkungslos erklärt wurden. 
Ito Eingänge des Decrets werden alle einschlagenden älteren Gbsetät 
und Verordnungen über* den abusus’ etc: bis* zUrüCk 1 zu der Dalli* 
04 n4 sehen D-eclaratfion von 1682 angeführt Und 1 geltend gemacht. 

Dieses Decret ist übereinstimmend mit der K. Ordonnanzvom 
9. MärC 1846 gegen Gardtnal Bonald. 11 j I - 

Ein «weiter Pall’ derselben Art''ist' - das Einschreiten gegen den 
Bischof von Foitiers wegen' seines Hirtenbriefs vom 22; ä ‘Februar 1861: 

Der Referent im- Staatsrathe 'Swin erklärtden SlaatsratbälA 
den Nachfolger de* alten Parlamente.- •'* 

Hier muss erwähnt werden, - dass ■ schon der freisittrtige uhd galli- 
canisohe Kirohenhistoriker - Pleury sich Sussertei' „ solche" Erkl^- 
rungen des Missbrauchs der geistlichen Amtsgewalt und 1 die RecutsC 
darüber gehören >njcht unter die Freiheiten-, - sondern“ unstet 
die Servituten; der'gaUicaüisch'en iKirche-. M ‘ 1 ' ''■■■-* : ' 1 
hi..- Auch ist zu bemerken, daCs der jetzigeStaaesrath- als mit'-Pro* 
tes tauten und-Juden- vermischt, sich; sehr'Vom alten Parlamente unter* 
scheidet. * •> •“ ■ - n ' * - u •'" 

•i i i Sonst wollen die - Preiheitshelden alle ReChtsverhlltftisse Und 
Grundsätze erat von 1789 dattfen. -■ 1 - 1 • ; 

Sehn-charakteristisch- ist noch die Begrenzung, in 1 > welche def 
Berichterstatter die den Hirtenbriefen und- oberhirtHfchen Belehrungen 
mkoinmenden. Gegenstände emsChUesst. Es sollen dies 'hur > sein: 

„Die Texte der heiligen Geschichte, die *e«rh-öb4n<J 
Mo-rei des Evangeliums, die Nothwendigteit des 'Gebe- 
tes, die Tröstungen sJes Glaubens, *die* »Hoffnum-g und 

Furcht eines künftigen -Lebens*-. : - ■ il -.•< « - - <- 

Demnach dürfte also ein Bisehof ins eine w-HIrtetAriefett 1 weder 
die Frage dej Erziehung und des- U*n Ve reicht es behandeln; <tteuh 
von der Organisation* 'der W-ohlthätigkeite^Ana-tadten', noch 
von controversen Pragei> der-Lehren, vor aHttA aber^niektf vpm 
Papste -und.Fiapetthum -sprechen•— wflEer hieht 1 einen• abusus be¬ 
gehen und den Art. 204. des Strafgesetzbuches auf sich, angewend e t 

^®hen. ~ L ~‘ ..... .. •. n ,> ( - * ii. -y -i -..i- .v * 

Eine weitere Folge war das Circular des just»*alai*tw»De-> 

26 * 
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$8$ ,, i^ftrttembf^cfces $esetl vom 80.:JWWW : 

Ignglevofli 8. April, 1861 an die Generalprocuraioren,,. in welchem 
e* ,sagt:. S$it, einiger,'Zeit hcaeichiiet. man mir mehrere Mitglieder 

des katholischen Klerus» dip, mündlich oder schriftlich, öffentlich und 
h% Ausübung ihrer» aiptliehep Functionen solche Gegenstände behan¬ 
deln, .über welche zu -discutiren das Gesetz ihnen ausdrücklich ver? 
tobtet,“.,,! •. 

i! , l !,-„i 9 Die Ufien derselben, vergessend, dass der Beruf des Priesters darin 
jMäptchh htr die religiöse Belehrung der Gläubigen zu sorgen, be* 
ßthäftigquöich npt der Kritik der Regierungshaodlungen und bemühen 
eieh .gegen die ,Bolitih des Kaisers Misstraute und Missbilligung zu 
erregen.“ .,1 ; •; • . 

„Die anderen lassen sich durch blinden Eifer hinreissen und zie* 
h«n sogar dieiP-ersou.des Seuverains seihst herbei uqd suchen unter 
eppeqi mehr oder minder durchsichtigen Schleier Beleidigungen anzur 
gingen“, {hier, jwjrd-auf dem Bischof vqu, Pottiers angespielt, welcher die 
Politik Napoleons in der römischen Frage getadelt hat)t), 
i,if - Istiies-hlpsiein neckischer.Zufall, Oder eine Reminiscenz an die 
ü^nrftl S,uin’,s und Delangle’s, dass der Herr Steatsratb von GhoFr 
tbor.im Laufe ider Debatte es ganz besonders betonte: * die Kirche 
habeihr Hauptaugenmerk auf die Lehre zu richten und von 
einer extremen Partei;sprach,: die durch kein Gesetz in ihren extra? 
vnganten Bestiimoungen-behiudert «ein wolle, die einen Conflict wolle und 
davon Vortheile 1 erwarte. Der Henr Staatsrath von Golthec hat, sich 
zwar wiederholt dagegen verwahrt, dass er die französische Ge- 
aotszgehuug,!als Muster anerkenne, allem im.Principsteht er 
eben doch auf gallicanischem Gebiete, die von ihm gewährten 
Freiheiten sijid;4ie, gallicnnischen, nicht — die PreiheStt 

■ •,Geher den seouma* ab abusuvgl. Dr. Beidtel h c; S. 284-tf287. 

. Phillips Kirohaurecht II. Bd. S. 469—677. WaUer$. 48. e. 
S,! 109-! der 13, Aufl. , 

- , ; , M ohjk’ s j Antrag ■ wurde, mit 64 gegen 15 Stimmen vorwoifeü; 
deroAi4.u5i..tdea (Entwurfs mit .tt7, gegen 12 und der Zusatzantrag von 
Sarwey-Hölder wurde ebenfalls angenommen. - 
, . Dusch,das fieberige haben «auch die mit Art, 5; in genauer Ver- 
bindung' stehenden Art. 6. und 7. ihre Würdigung gefunden. 

Wir, bemerkenlinur-noch,-dass,der Herr Staatarath von Goltber 
folgende i-nähere Aufschlüsse .gegeben, hat: . i. 

vi i Es-i sind ganz entschieden vermögensrechtliche Verfügungen, wenn 

, iV i—-—— 1 •- • i ■ 

1 ) Vgl. Historisch politische Blätter 48 Bd. den Aufsatz: „Napoleon HI. 
«ad Idi« dMtholimheJ Kirche.* S. «ÖÖ'tf.t > . 




Verband!, der II. wflrttefflb. Kammer über Art. 7. VI. Ges. V. SoV Jan. 1862. 


man einem Pfründner den Genuss der Pfröndfe dntzlehtj ödei 1 
Recht in einem bestimmten Gebäude zu Wohnen' bestreitet. ! 1 (i ' 1 ^ 


In Baden seien ähMiHid Bestimmungen getröfferf.' ' 1 


Die Absicht der K. Regierung sei entschieden die, dass die 
RÜrC’he nicht befugt sei einen Geistlichen gegen selnfeb* 
Willen von seiner Pfründe zu entfernen. 




I,f Das erachte die Regierung als ein gegen seine Vermögens¬ 
recht! i eben Verhältnisse gerichtete Verfügung, welche gegen seinen 


Willen nicht vollzogen werden dürfe. 


I 


Stellen wir, sagt er, uns die Sache praktisch vor. De^Bis^o^ 
eptfefnf einen Geistlichen ,, von seinem Amte, d. b, .pr enthebt ,i^p ( ii^ 
Folge hievon auch von seiner Pfründe, ( w,as ist dfO jFolg^ hieypn? 

i Jj^twedef der Geistliche ist d^mj* einyerst^jjen . upd da^n Ijpg^ 
kein Grund vor, dagegen einzuschreitenj, pdpraber der Geistliche, Je^ 
stet nicht Folge, er erklärt dem Bischof $ufs Entschiedene ^dpsf er 
das Verfahren nicht für gerechtfertigt erkennen könne und auf fiesem, 
Grunde seine Pfründe .nicht verlasse, igas geschieht dann? Demi «Bin 
achof bleibt dann nichts anderes übrig, als. sich , an die Staatsbehörde 
zu wenden, er muss den Antrag auf VollstreckjUng^ aft? DeihW 1 ? des 
weltlichen Armes stellen. , . , . 


Hier nun tritt die Staatsbehörde auf und. lerklärt dem Bischof : 


die ich den weltlichen Arm leihen («kann, muss tioh< mich überzeugen, 
dass die Sache muht nur formell in Jeder Beuiehtang in ÖBÜmmgj 
ist, sondern dass auch in materieller Beziehung diestaaZMckennInr 
terfessen in keiner Weise Gefainr laufen.* a >h • •; ■:> .. di -. 

Die (Staatsbehörde prüft den .Fall ganz genammad» dieaeo ftück^ 
sichten und* erst darin, wenn sie wieder formell >noch materiell! 
einen Anstand findet von ihrem Standpunkt ans>,/iwird sie den weit« 
liehen Arm leihen. . . . ■ ■ n.i; ins 


Dieser wichtige Punkt wird"in' den Motiven dahin ’ erlüritertte^' 
Wäre z. B. in Zeiten des Conflicts zwischen Staat' und* KhrChfe' nicht 
undenkbar, das lehre die BeihiWi des ersteren Zu Vollziehung *efriefj'. 
von ihr gegen einen Geistlichen gefällten Erkenntnisses* gerade m einem» 
Falle in Anspruch nehmen würde, Wo der Geistliche‘von der 1 Elröhö : 
üm einer Handlung willen bestraft wurde, die die Regierung ihrerseits 1 
alt in’ dessen staatsbürgerlichen Pflichten 1 g*elegeü i b l fe* fi 
trachten müsste. < :• u- im .. buw 


Eben hieraus ergebe sich aber auch, dass pr sich, was die ma¬ 
terielle Seite des betreffenden Erkenntnisses anbelangt, nicht sowohl 
um eine allgemeine Revision desselben, als vielmehr mn eine 1 



$$$ •. Wörtfemh«»f«hfs Gesetz vom 30. Januar 1832. 


Prüfung, darüber handelt;, obdasselbe nicht specie 11 en Rechten 
oder Interessen des, Staates zu nabe trete*). ' ‘ 

In Betreff des, Missbrauch« :der geistbeben Gewalt und des Schut¬ 
tes,, der Staatengewalt wird in den Motiven ausdrücklich Bezug ge- 
ppno auf die vom heibgeo Stöhle verworfene Verordnung v<p 
Januar 1830, wo es §. 36. heisst? 

r , „Den Geistlichen, sowie den Weltlichen bleibt, wo immer ein 
Missbrauch der geistlichen Gewalt gegen sie stattfindet, der Bpcu^i 
an die Landesbehörde.“ .. - . 

Zwar wird beigesetzt: In welchem Sinne diese Bestimmung zu 
verstehen 'sei, hat schon die Erwiederung der K. Regierung an den 
Äschöf voini 5. März 1853 ünter Ziff. 3. am Schlüsse näher erläutert. 

„Obgleich,“ heisst es dort, „es keineswegs in der Absicht liege, 
gegen jed6s EVkenntniss des geistlichen Gerichtes gleichsam eine Ap¬ 
pellation an die Staatsbehörde als eine höhere Instanz zu gestatten, 
so könne doch die R. Regierung nicht darauf verzichten, eirizuschrel- 
tbn, weint Organe ’ der Kirchengewalt ihre voni Staate anerkannten 
Befugnisse überschreiten'oder wesentliche Grundsätze eines rechtliche« 
Verfahrens ünter dessen VorAussetZting ailern der Staat eine kiichliciie 
Strafgewalt anZtteriiehneW veirmögb, ausser Acht'lasseri sollte.“ 11 '* 

In diesem Sinne aber muss die K. Regierung jederzeit an 
ddm : sogeuanhten recurlsus ab abhsu 1 febthaltenr. : 1 • 

Bo werden sofort eltoige Boispiele' angoftihrt^ wehit «twta’deth Ad^ 
geeohuhiigten triebt die' gehönjgeVfertherdigung verstautet‘würdet wenn 
ein hm Verwrtheihe» der: Zutritt *ü den hölieMn icireMicheu Instanzen 
abgeschnitten werden wollte; weite Andere Strafarten, als die oben be- 1 * 
zeichnete«* Angwendeti wunden; wen«' das {für GhldstrafieU UAd die 
Binberufung in das Beeserorigshia«* festgesetzte. Maatrauaa überschritten 
würde fnwem die 'Kirehe zur JHibmng eider krrchübhen Untershcbuug 
oder zur Vollziehung einer von ihr anerkannten Straf«: : selbst'äusaAve 
Bwaugfwi4cl,iD.’s Werk ,TfoIb»,^tc., v f 

}, i^Die RRcbe verweigert,;We«abd di« Verteidigung und wenn 0 » 
je der Fall aeih *obt«>‘' s o dje höher« kirchliche Gericbtebehörda 
dun gemachten Fehler yerbp*$era. Sie;hat auch die Fälle ge? 

neu bostjuunt, in welchen «ine ,App«Uaüß n au die höhere Gerichtshof 
börde epläseig i*t. Der Beklagte kbR» «ich unmittelbar ap die 
höhere Gerichtsbehörde WA>eden, ,pud wenn «eine Rlage begründet ist, 
wird sie nicht abgewiesen werden. - ■. 

u 1) t>ie specielfen liechte können aber auch eine Verletzung der Rechte der 

liifolve, eitifen Eingriff* to ihre Autouoiaic etithjtkien und was liegt nach mbderner 
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< ;J) ap« : es ,Hin Angriff in die «wabhäpgige (^riflhtebwWü und die 
Aptesnpmie der Kirche, gei, wenn die Staatsgewalt eine udnelle J&»tipan 
npwg der Bieqhöfliehca Behwde, »mm Staatfgeeetz stcmpeip, wollen haben 
wjf schon oben beiperk^ 1 )., 

•! . Zur Verteidigung seiner Ansicht beruft sich der Herr $b*#ts- 
rath von Golther auf die K. bayerische Regierungöcntachliessuug vom 
30. Mäf£ 1853 (» UHten -S. 385 ff.), deren- Bestimmungen unter Ziff- 
4r*-7v nfteäh der provisorischen üebereinkunft, mit (Jenr, Randesbisehofe 
vom 12. bis 18. Januar 1854 (im Archiv VI, 471, ff*) in Absicht 
auf'die nähere Regelung der Art und Weiße 4er kirchlichen Gerichts¬ 
barkeit über die Kleriker zum Anhalte zu nehmen sein sollten. 

. Unter , Ziff. 6. wernach jedem Kirchenmitgliflde gemäss S* 52- 
des Religionsedictes die Befugnis« gesteht, wegen 'Handlungen der 
geistlichen Gewalt gegen die festgesetzte Ordnung jederzeit den landes- 
fiirstllchcn Schutz anzurufe«, sind als Handlungen, gegen die festge¬ 
setzte Ordnung vornämlieh bezeichnet 

a) , wenn die Kirchenbehörde ihren geistiichep Wirkungskreis über^ 
schreitend über bürgerliche Verhältnisse ntffieffe:-und .ig die 

. Rechtssphäre de« Staates eingeeife, 

b) wenn-dieselbe ein positives ff tactegießct* verletze, , 

e) wcnn'iselbe behufs des Vollzugs ihrer Rrkeontnis&e sieh äusserer 
Zwangsmittel; bedien», ; i 

4). wenn sie!die Bescheidung'--,!in gastliche* Sachen anhängiger 

• Beschwerden verzögere*« den lustapzenaftig bebm4 e, e; oder flbäfl- 
dernde. Erkenntnisse höherer Instanzen nicht in Vollung-setze. 

. ■ . '•Die Bestimmungen des Württeipbergisc^fß Strafge|etzb«chCS 
$. 447t— 449., ,obgleich yje vom kirchlichen Standpunkt aus pp?bt gqt; 
geheissen ^werden können, haben bisher, soyiel uns bekaput, noch VCpig 
Anwendung gefunden und werden,.,so hoffen wir, auch iw Zukunft VfC- 
nig Anwendung, fipden. 

• • (Schluss fftlgt.) 


Zur Ärrondirnrifr der Pfftrrbeiteffai'en in Rühmen, 

von P. Joseph Hausmann, Pfarrer und Virariatssecrefär zu Deschenitz in dur 

Diöcese Bndweis. 

; - 1 *./ 

Dem zu Ende des Jahres 18^5 von Sei tQ des Hoch würdigsten 
Ordinariate^ von^Budwe^ geipisserten Wunsche gemäss, ^rurden Ije- 

1) Vgl' Htsiorisrdh politische B)4itter Resultat* der Karlsruher 

Conferenz S. 605 f. 
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reite die allzuumfangreichen Vioariate, Dekanate zertheilt, und, um dar 
bei manigfaohe Sehreibereien zu ersparen, auf die neue pdlitischb 
Abgrenzung nach Möglichkeit Rtichsicht genommen* Jedoch ein zwei¬ 
ter Wunsch des Ordinariats, auch die einzelnen Pfarrbenefizien zeit- 4 * 
gemäss umzugestalten, blieb noch unerledigt, obschon jeder Pfarrer 
vom Ordinariate aofgefordert wurde, in einem besonderen : Ausweise 
seine Wünsche kund zu geben und über etwaige* Ausnahms-Verhält¬ 
nisse zu berichten. Die Arrondirung der Pfarreien, in Rühmen ist 
eben ein unabweisbares immer dringlicher werdendes Bedürfniss. 

1) Es zwingt dazu der grosse Priestermangei im Lande selbst, 

der seit den letzten 15 Jahren immer grösser- wird, und selbst, wenn 
die 4 Diöcesan - Knabenseminare später einen Nachwuchs erzielen, 
nicht sobald gedeckt werden wird. - 

2) Dazu führen die materiellen Verhältnisse der Beneficien selbst: 
Joseph II: hat mit der Aufhebung' der Klöster in Böhmen dem Lande die 
tiefsten Wunden geschlagen. Es wurden nun lauter sogenannte Locälien 
unter kaiserlichem Patronate gestiftet, mit 300 Gulden C. M. dotirt, 
uni diese fristeten ihr kümmerliches Dasein bis aufdiese letzten Jahre, 
wo sie zu Pfarreien erhoben und die Congrua auf 400 Gulden ö. W. 
aus dem Religionsfond erhöht wurde; eine Dotation, die unter den jetzi¬ 
gen Verhältnissen, wo beinahe nirgends eine kleine Feld-Area dem 
Beneficiaten zur Benützung geboten ist, und der Geistliche auf dieses 
Fixum allein angewiesen, und die Stolaerträgnisse auf ein Minimum 
reducirt sind, dem Klerus nur eine kümmerliche Existenz gewährt 1 ). 

3) Die Exscindihmg dieser genannten Locälien geschah damals 
ganz willkürlich. Man nahm durchaus keine Rücksicht auf locale 
Verhältnisse, auf die geistliehen Bedürfnisse der einzelnen Gemeinden 
und verfuhr eben eigenmächtig, ohne die Küche zu fragen, und ihren 
gerechten Forderungen' Rechnung zu tragen. 1 

Es wurden, am nur ein Beispiel anzuführen^ die sprachlichen 
Verhältnisse, wo die deutsche und czechische Nationalität sich berühren, 
durchaus nicht berücksichtigt, und oft. uuuöthiger Weise ein Priestsr 
zu Vorträgen in zwei Sprachen wegen der doppelten Landessprache 
in seinem Sprengel gezwungen. Doch das wäre das bei weitem ge¬ 
ringere Uebel; oft kam es zu schroffen Gegensätzen zwischen solchen 
Pfarrkindera selbst, die bei aller pastorellen Umsicht zu Gollisionen 
Anlass gaben. 

4) Die materielle Seite der Frage wurde eben t ohne alle Berück¬ 
sichtigung des canonischen Rechtes behandlet. Die weltlichen Commissäre 
Hessen sich jedenfalls durch die momentane Opfer Willigkeit jener Pfarr- 


1) Vgl. Archiv vn, 60. Vm, 245 ff. 
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gemeihden blenden, ’dfe, ttun vön der ehemaligen Pfarrkirche unabhängig 
geworden, sich* einer 1 neuem Existenz gleichsam zu freuen begannen. Da 
wurden denn die Muttetkirchen alz „altgestiftete Pfarreien“ mit einer 
Cbngrua von 2<f6 Gulden C. M. abgefertigt, um nun um so leichter 
für die neu errichteten Pfarreien einige Natural-Einkünftte zu gewinnen j 
und sondern 1 Religionäsfond’wieder einige Erleichterung zu verschaffen* 
7 5) Als Beleg für unsere Behauptungen führen Wir folgendes Bei¬ 
spiel ad. DaSPfkrr-Beneficium zu Deschenitz war bis zum J. 1782 
von einem Pfarrer, ‘ dem' zwei Kapläiie zur Seite standen, besetzt; nach 
dieser 2leit sind'fünf selbstständige Beneficien daraus geworden. 

a) 'Die vier neuen Pfarreien haben jede ihren selbstständigen Seel¬ 

sorger, Und leiden mehr oder weniger unter dem oben (Nr. 2.) 
' angedeuteten 'Drucke. 

b) Die Ebclesia mater Verlor aber verhältnissmässig noch mehr; 
dehn nachdem man die COngrua auf 200 Gülden C. M. nicht 
auf bringen konnte, mussten Zehendgiebigkeiten, zuerst in natura, 
‘jetzt natürlich kbgelÖst, von drei früheren Filialkirchengemeinden 

: wieder' ZtirÜckbehalten werden, wenn die Ecclesia mater über- 
' 'häupt ihre Existenz Wahren sollte. Dass diese Giebigkeiten nur 
' auf Kosten der brüderlichen Eintracht und geistlichen Amtswirk- 
samkeit erhöben ‘würden, zum Schmerz der armen Beneficiateii 
der früheren Ecclesia mater, soll damit offen ausgesprochen 
Werden.'' ‘ 

c) ’Der Ecclesiä mater entfielen mit dem Absterben des damaligen 

Pfttfrbeneficiateri, wo die Excinditung stattfand, auch alle Stola- 
Pauschalien, die, Wenn auch nicht bedeutend , dennoch ad sub- 
levandam ecClesiam matricem wesentlich beitrugen. 

<f)’ Weiter lud man der Ecclesia mater 1 ) als' einer „altgestifteten,“ 
die mit 200 Gulden C. M. Congrua sich zufrieden stellen muss, 
1 auch die Last ‘auf, dem in letzter Zeit aus dringenden Gründen 
zu entfernenden Beneficiaten 300 Gulderi C. M. alS Pension aus- 
züzalilen, — Und bei AIP dem sdll dieselbe allen ihren Ver- 
' pflichturigen Genüge leisten , als wenn sie im Yollgenrisse ihres 
Einkommens ständCÜ 

Allerdings -wurden alle früher erwähnten Stola-Pauschalbeträge, 
Welche bei der Exscindirurig der einzelnen Beneficien dem noch da¬ 
mals lebenden Pfarrer'der Mutterkirche gezahlt wurden, nach der Auf¬ 
nahme des Concordats in Oesterreich und hiermit nach erneuerter 


1) Für auswärtige Leser muss bemerkt werden, dass die Kircbe unter einem 
PrivatpatronAte steht. 



804 Bmamam. Arren<hw>§ tM* t #Jftlmvfü- 


(*«kung des tfu*canonicum bmumpeupht ,, ?f »ncL;dii ^ 

redhtsisrütig v6n Seite» \ dö* Hpehwürdigsteu Unwiatoftuuia anwfcuvuL 
6 ) Diese ¥eidiält#sj^. jo, weiter iromßr< vernickelter., seigern «ich 
nun offenban *m 'deutlichsten, bei 4 er nnit dem März J, J.yorzu-i 
nehmenden, • Uebetnghmß ■ dw»,.Kii#tenvni3npg«ip,i ,iHfJ„ 4 er allseitfgpu 
limmreiehendeu DotatiflUi „d«r Kirche^,H-^e&,dpi» im : J,. MUJ jerr» 
seMenejne» S^iäP»Pä*«»Mt autjdasMiniJHiUü J«d«Wt, Trf-jpnd/jetat wie¬ 
der nooh allseitig be&teuprt,^ mussten mm dutcbi (?<metetal -V*rw*lr 
tnng des betreffenden Kjj^be^rjnögftn.^ die, laufende»,,.flatliöilrftigslw 
Erfordernisse, gedeckt verdau; Es; zpigt«, sieb} imeretens,; dass ,ife innee, 
ren ScbwlefjglijBitep,, der, Uebßr.gabfi,: dps ,,#jfch«Rvmm<öge«f. ty;, diesem 
Lande gar. bedeutend; sind, w$nu Wehl d?r ,Qnmdgpt? ein«? ,.freien, 
kirchlichen Verwaltung überall mit Freuden 4 apefkaunj; und; bfigrüsst 
wprde. , Dass diese. Sebw»esighe*if.en m,e,igt 9 nsf Im h,|ß(tori — 
sehen 0ange ,dfir EntwickjedMü^'dßg ejn,?: pjnpn Uepejfjcien 
\yurz,elji, wolle,»» ;wir hjermitxnur, amdeutpn 1 }, 

.7). Da# diese Schwierigkeiten „aber! auch weiterhip in- dem seit 
dem Jahrp, 184$ noch nicht v <>lJuMw?dm< üPBge^rdnpten, PptEonats- 

yetbäitntsp^.dm) gamen Lapde veejbst liegen,, ipt «m weiter^: wich¬ 
tiger Glrund «Uidte towitS , ängstete,*ftfgawpgeb, DphU-i W* dem 
uupeMgep ^rnnd^tzp «d«r i^lpaBMiraHer. BflM ,uwti%i8W Rechte 
haben, die grasseu ,^r^udhesitper sejw, viel ytulorpn „ „pm^die, meisten 
können sich in Folge des Umschwungs der Dinge bis jetzt..Rpcb' nicht 
prholen, ja dje : ,EtWstPUg frdhfff.i^bV'^ndeU ^Familjien fipt da¬ 

durch gefdhgdpt worden, -r-, ; ,uud, po (erscheint uljgp .^ehf) Pfle» weni¬ 
ger dpp Patron# alp eine sßKidrücJteRde Lf# 2 ),;;. , . 

8) Endlich ,ppi . nopb .dpK spe^pUe, ^ptne»: dpr. iiij.^npgicht ge¬ 
stellten ; Aprondinjmg der Pfaprbeppfipien Jtegvoigebpbfm, .flas«, 41a katho¬ 
lische Kirche ImpmT •^üppcht, ep jnöqhten, dipi^dtpriestjer, mpht iso- 
Ürt, aoudepn, jn cpmiRUni J$bnn* ; imd; sft . den kipßbbchfn%jst der 
Frömmigkeit upd des „guten, Handels} Rpte* .flinpndpfr pflegen, „, 

Ai^widirungen'ab^, wie sie< bi* jetgt, vermittelt durah „Rftijtisehe 
Acmter pp gestrebt »furden, sind; und bleiben imHW'^ur, halbe„Mass- 
regeln. Weil man nicht auf den katholischen Cleiat . 4 #^eife upd auf 
die geschichtlich? .Entwickelung, der,- Benedeien überhaupt Rücksicht 
nahm» odep ppcb bpssm- igeaagV, weil man die .k^holif c be Kiifcb,^, (dig 
so ?u,sggpn d er Aftern ihrem 


'■i st*.: :. - J 1 mt i f »!*t ■ < iU ni •* :& x n vhm* ) s-r>l» ** ^t! * f n 

1) Vgl. Archiv VIII, 248 ff. 

2) Dies ist auch der Grund, dass in den letzten fünfzehn Jahre» Jte Bettefi- 


ciaten, was J^irchenbq^dijr^nisse und Bap^ich^eiteii anbeia]Q^t ? ReljgiouÄfopdspfar- 
reieu im Durchschnitte immer günstiger gestellt waren, als die auf 
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Gebiete meintaobuhen wtfl walten Baas, wie ete «4. nach Rech# fopj 
dtrti dftify-danmi, »indiÄww iltaeereg»}*» ipwper *mneiatals verfehlte 
iW'beneiehnen- - '• m - 


■V,''i vi! Ab 


Der Stand' tter itfttholi«cli«i r Kirehenfi^age m Bayern , 

*• ' •'■'■' ' ’ Von!#. JÖh. Äeterrtftyer'in’Roffi/ l " ' **• 

T Dje aus .dpj^onlerepz der ^ay^rischep, Bischöfe zu Fpeising ,voip 
1.—20. Ö<jtobpr 1§5(| hervorgegepgen^ Denkschrift fincjet man 
nebst ; deq sich daran schjiesgenden ’ Aktenstücken und Kamiuejver- 
handlungen. bis zupi Oktober 1851 bei Ginzel, Archiv für Kirchen¬ 
geschichte upd Kirch^recjlit. |Ieft %. Regensburg 1851. 55. 173—248. 

Wir theilen ip| Folgenden die weiteren Verhandlungen und Ak¬ 
tenstücke mit, aus denep, ohne dass es eines weiteren Commentars 
bedürfte* hinreichend der, jetzige Stand der katholischen Kirchenfrage 
in Bayerp erhellt. (Vgl. auch Histor. jpolit. Bl. Bd. 50. Heft 1. S. 70.) 

1. Königl. Bayerische Entschliessung v. 30. März 1852*), 
mitgretheilt an die bayerischen Bischöfe unter dem 8. April 1852 durch' das 
" *K. R. B. &t. ! Min. des Inn. f. K. u. Schulangel. 

Se. ^Maj.* der König haben auf die von den Herren Erzbischöfen 
löferi de/ 1 Königreiches unte’r dem 2. November 


and Bischöfen des' Königreiches unter dem 2. November 1850 an 
ÄlIerhöchAtdieselben unmittelbar gerichtete Denkschrift, den Vollzug 
des niit dem päpstlichen Stuhle am 5. ifuni 1817 abgeschlossenen 
Concordates und die Anwendung der Beil. H. zur Verfassungsurkunde 
auf die Verhältnisse der katholischen Kirche betreffend, unter den! 
SÖ. vorigen Monats allergnädigst zu beschliessen geruht, was folgt: 

1) Bei Auslegung und Anwendung mehrdeutiger und zweifel¬ 
hafter Stellen dei* H. Verf.-Beil. ist jene Interpretation anzunehmen, 
welche 1 mit' : den 1 Bestiriimungen des’ Concordates übereinstimmend ist 
öder sich denselbbn annuliert. 

2} Das bberhobeitliche Schütz- und Aufsichtsrecht des Königs 
besteht fort! '^Das in 50t lles Religionsedictes vorbehalteiie Schutz- 
öder'' Oberaufsichtsrecht sibll jedoch niemals so ausgeübt werden, dass 

- ,.p . . $v* 

1) $as b^ye^isc^e Qpncorjlat vom, 5. ^Ju^i 181<f, da & Religiops e dict 
vom 20. Mali 18Und jener iusätzliche Erlass zum Religionsedict vom 
8/ April ‘1859 statt ii. A. Hligedniöldlf toi itiaMr, fbfttes Jur. *cd. p. 90^918., Sekidte, 
^ÜVj^r<^pr T j^ ^31;, j). ^ «fl, di? königl* b*yer, 

Erlfläpupg vom }5.^eptb$\ 182f die Vollziehung des Cppcor^te* .betreffend. Mit 
Atisttahtiie (lerk&hijjl. fentschlieäßüiig vom 30. März resp. 8. April 1852 und 
der königl. Verordnung vom 28. Sept. 1854 in Betreff der OoncurBprüftingen 
*WW (D. K.) 
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' die Bischöfe in der ihnen vermöge ihre« Amtes abstehenden Verwal¬ 
tung rein kirchlicher Angelegehhelten fheWwdferf werdeit/ 'fnsoferrte hie 4 
bei nicht bestehende verfassungsmässige Bestimmungen ttt '■ ^beobachten 
kommen. Ebenso soll die §. 57. reservirte hoheitliche Oberaufsicht 
nicht so gehandhabt werden, dass die freie Berathung kirchlicher 
Gerichts- oder Synodal-Veriarmhlrmglen: gestört irdrdbjs .i y 1 

3) Für die von dem Oberhaupte ,der Kirche oder von den Bi¬ 
schöfen ausgehenden Jubiläums- und Abiassverkündignngen, d^pn für 
die Fasten-Patente wird hiemit das Placet bis auf Weiteres im Vor- 

. . . ! ’ t i ■- t ■ i* | . i * *, ! 

aus ertheilt. Bei allen andern Erlassen .und Ausschreibungen der 
geistlichen Behörden, auf welche nicht die Bestimmung des §, 59. 
des Religionsedictes Anwendung findet.,, sondern bei welchen gemäss 
Titel IV. §. 9. der Verf-Urk. und €. 58. der Beil! II, die vorherige 
Einholung der Kgl. Genehmigung bisher erforderlich gewesen, ist, di^ 
Einholung dieser Genehmigung auch fernerhin nothwendig, und ist 
das Sr. Maj, als katholischem Könige,. zustehende Obgr^ufsichts-. und 
Schutzrecht in seinem ganzen Ümfange unangetastet aufrecht zu er¬ 
halten. , , 

4) Nur die Einführung der geistlichen Gerichte f nicht die Er¬ 
nennung der Personen, welche von den .Bischöfen als ,Gerichtsmit¬ 
glieder , Vicare oder Gehilfen berufen werden» bedürfen fortan der 
Kgl. Bestätigung. Ebenso soll nur die Bildung der Decanatsbezirke, 
nicht die Wahl der Landdecane, in so lange diese blos eine kirch¬ 
liche Bedeutsamkeit und Wirksamkeit besitzen, . der Kgl. Bestätigung 
Vorbehalten, dagegen die Capita^aren ip, ihreip hergebrachten Wahl¬ 
rechte geschützt sein. Pie Bischöfe haben jedoch den weltlichen 
Behörden von der Aufstellung solcher Personen Nachricht zu ertheilen. 

5) Erkenntnisse der geistlichen Gerichte bedürfen der Kgl. Be¬ 
stätigung nicht. Der §. 71. des Religionsedictes ist dahin zu inter- 
pretiren, dass derlei Erkenntnisse nur danp. einen Einfluss agf dip 
staatsbürgerlichen Beziehungen und bürgerlichen Rechtsverhältnisse 
äussern, wenn die Einwilligung der Staatsgewalt qrfyplt ist, j 

Uebrigens ist in Fällen, wo ein ^rie^ter suspepdir t oder;,gntr; 
lassen wird, der Kreisregierung,;und dem,Tisclititelgeber ^littheilung 
zu machen. 

6) Jedem Kirchenmitgljede steht gemäss §. 52. des Religions¬ 
edictes die Befugniss zu, wegen Handlungen der geistlichen Gewalt 
gegen die festgesetzte Ordnung jederzeit den landesfffrstlichen Schutz' 
anzurufen. Als Handlungen gegen die festgesetzte Ordnung sind aber 
vornämlich zu betrachten;: 

a) Wenn die Kirchenbehörde, lhreU geistliCherf Wirkungskreis 
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überschreitend überbtifgerliche Verhültniaseurtheiltund in dieRechts- 

•pfaäre des Staates übergreift;,. .. n, ■ i 

.■hi i b) wenn dieselbe «to .positive«. Staatsgeäetz verletzt; > 

c) wenn selbe behufs des Vollzuges ihrer Erkenntnisse sich 

äussere* .Zwangsmittel.bedientj ■ >, . 

■ ■■,„ d) WB/tn ei«, diel Bescheidung! in/ geistliehen Sachen anhängiger 
Beschwertdf» verzögert, den« i Inetantenzug behindert, oder abäademde 
Erkenntnisse höbexer; Instanten nicht Sn Vollzug bringt. 

.,/ 1.3)1 Findet fl kein Reeudsi Wegen Missbrauche der geistlichen Ge- 
walt gtatt, &o> bteibt;deri/geistlichen,Behörde, insofern sie die Grenzen 
ihrer Wirksamkeit nicht [überschritten 'hat, der Schutz des weltlichen 
AnneB. hinsichtlich ; 4 ör nYolistTeck-ung ihrer Disciplinar-Erkenntnisse 
gesichert; i.l- ii .. *.i»- .i,. . •< ,.:i. : t :• i; . 

. : 8) Bediiigungen tu Kirchen- und namentlich Pfairpfründen sollen 
bloss seim> das Ifcdigenat,! bürgerlich und politisch tadelloser Wandel, 
die» vpn .dem • Bischof». au erprobeade theologische und seelsorgliche 
Befähigung, sodann Kenntnisse im, bayerischen Verfassungs- und Ver- 
waltungsrechte, , .ia» Sclurir,>jJ8ti£tungs- wnd» Armenwesen. Wegen der 
dessfallsigen^/aus>i.Staats- ! > und Kirchendienern zusammenzusetzenden 
gesaieinsChafliieben 'Piüfungsbebörde ist Benehmen mit den Bi¬ 
schöfen vorbshaUbn... ’i i . ■* 

Ebenso bleibt die Ertheilung des landeefür etlichen Tischtitels 
und die Festaetaing der ■Bedingungen zur. Erlangung desselben der 
Allerhöchsten Beschlussfassung Vorbehalten. 

b) Die 'Verleihung kirchlicher ^ Pfründen Seitens der Bischöfe 
setzt die Kgl. Genehmigung voraus. • Geistlichen', welche von Sr. Maj. 
dem Könige eisAllerhöchst, demselben; nicht genehm bezeichnet wer? 
den, kann eine kirchliche Pfründe nicht verliehen werden. Die Vert 
gewissertung über die Geuehinhaltung der Person erscheint demnach 
als eine Vorbedingung dfer blschöflkhen Uebertragung des Kirchenamtes, 
der en^Voübereeh tigung ,wenti diese Bedingung gegeben, in keiner. 
Weise zu beanstanden ist Bei dem Akte der Einweihung soll jedoch, 
ausgesprochen werden, dass von dem Könige die Verleihung der Tem- 
poralieit herrührt. . ...v.i., ... j«. j . 

lOj iDis ftösignatsdneii kirtehlichSr . Pfründen'Sollen in. die Hände 
der Bischöflf geScheh», Inn unbedingter Weise können sie von dem¬ 
selben indessen nnr i dann aageawninen. werden,-wenn die betreffenden 
Pfründen; nicht tandSshsrHicben Patronates sind; und wenn durch Rer 
signatien denetttenu Am Staateärar nicht belastet Iwird; > Bezüglich der 
Feststellung der rV icariatsgehalte t soll von den bischöflichen Stellen 
immer gutachtliche Aeusssrung eingeholt werden.. > >'• 
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• ‘ 11) Auch bei Verleihung Kgl. Patrohatepfftrreie« heöeodle Bl* 

schöfe vorher mit ihrem Gutachten vernommen werden, obnedhus 
jedoch hiedufeh'Se. Maj. der König-in'nlettt freien'BesetzttngSr echte 
beschränkt’sein sollen.- - '-<i> , 

12) Das in den $$ 76. 77. der * Dd- Verf.‘-8eil.:®k‘ '-din 'Unter 
$i 76.Ht: a. und b. fallenden Anordnungen wdrbehakene Mittvirkungs- 
neehfc der' weltlichen • Obrigkeit > soll ntrr: in ■ einer das kirchliche Leben 
nicht beengenden Weise gehandhubt werden. Bezüglich der-Anzeigd 
der Anordnung ausserordentlicher Wrehlieher'Feierächkeiteni und An¬ 
dachten 3 , dann bezüglich der Handhabung 3 .des' §J >7üv des Religion.s* 
edibtes i ist bereits Unterm 20. Juni v. J.AilerhÖehate Entabhliessung 
erfolgt. Aiieh die Wihl der Geistlichen Zu Missiohtd eta 'soll dein 
Bischöfen anheimgestellt bleiben; nur wenn diese Wahl auf Ausütadeg 
fällt, ist jedesmal wenigstens: drei Woeben Vorher Bericht zti erstatten 
Und behalten Siteb Sie. Majj der König .die Entscheidung vor. 1 ■ 

: 13) Die Verordnung wegen Feier der Sonn- undIFesttage, Be* 
schränkung de»- Tanzmusiken, über da» Arbeitcnan abgcwittdigteit 
Feiertagen sollen auf dal Genaueste uuBcogini!werden. 'i«b» ^m i.-.v/ 
14) Bel WaliL. der KlosteCobeiiii iwird -tun dem Absendubg Tob 
(Jeinmissarien Umgang genommen. Die Ablegung' i feierlicher lebens¬ 
länglicher Gelübde in den Nonnenklöstern soll ani düs weilendem 3&. 
Lebensjahr, jene den einfachen zeitlichen. an die vollendete 21;, wie 
durch Kgl« Entschjiessung vom, 9. Juli 18310 bestimmt worden ist, 
gebunden sein, und die Abordnung von.ComaiiSaacfcn nur für den 
Fall, dUss < die Betheiligten .selbst oder denen Eltern, Vormühder oder 
Verwandte selbe verlangen , «der dass eine, dsesfsilsige ^Beschwerde 
zur Kenittaiss. der Staatsregierung kömiit, bei Abligung dertebeoa- 
längliobän Gelübde Vorbehalten werdbn. . > ■•...■! -.in- -u.r.4 

16) Die Aufnahme Sn den geistlichen Stande vespi inodas'Kle^. 
»ic&lsemiaar, ibleibt dem .freien. Ermessen dök t Bisgböfe Überlassen; > Da 
jedoch der. König als Schutzherr der Kirche den. Tischtitel / den- au 
W eihenden ans .Gnade , verleibt, so ist um diese Gnade vor der GrdF 
natiOn geziemend zu bitten, o ». . .n ,» »i n -dv».-{- 

16) Von förmlicher Bestätigung der Vorstände; .ünd Lehrte aq 
den bischöfliche«' Klerical- üudaüden bisher . bestehenden bischöf- 
llchen' Knahenseminarie» wird Umgang genommen, 1 uud >solli die btosa» 
Anzeige «genügen,: wenn -nioht inwde« .einschlägig««, Stükuhgs-u «des 
Dotationsurkunde ein besonderes laadesherrlicbee. Rächt Vorbehalten* ist* 
■; di 17) Hinsichtlich der Erweiterung der bischödtebe&^Senatnarien 
Im SJrtnei'desiAärti. V.odus GoncordatesWird 1 au£,HachttoägUuh. 8U er* 
stattende billige Anträge emgegangen. TgerdsBn -f •«.'»ii..: -«.ms '^mu. 
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,fJ ’'^8) ßel :; feeWfttti^^ÄAi!BÄI(hrsts®^ii«»’ d»n‘-Lyio«tn wird auf die 

Wttftsehe dW' ÄBehöfe ii'öeksieht- ^eAoiftnlöiv werd^m >1 '■(••<- •. 

! * ; ■ 4ö) BeiAneteBtnig ;VötiPr4feasoren depuTheologieau Uriiven 
sltätea still flöhen "Behl 1 Dtftaehtfen der * ktrthoiwohen • Fakultät und des 
Universitätssenates aflfch <9Hn J 'G>utftfditek‘ fltA Diöeesan-BisichdfB: lüber 


dm dogmatische , f 4ep r öitt^(^,,^n4<jl i der Bitt¬ 

steller eriMdt wer^-x Ebenso,,^ $et .^tellpg.der,ifelj^p^^r 
W .dw,, pp^ic^; .lün^eitfs-.,^ Ergiphi^-Anstajtep, : di?,. gut¬ 
achtliche Einvernahme der einschlägigen biscbüfjUjC^ien £>tdJ?; v^ran^-j 
gehen. A uc h ijber Genehmigung der Anstellung, von Beligionslehrern 
in Prlvaiiustituteji^soli 1 ,'die ibisci»oiliche‘’^fefre Vernommen Werden. 


^0) Die Religionswahrheiun ‘sollen stets 1 rein üiid : läutet'dnd' ra 
einer Weise vorgetragen werden, dass sie in das Leben döif ’ Jugend 
eindniigeh, ‘ÜtaiFfli'iiÖ’flie'Afc'hftilH^ 'tbr '^MtsölftÖW,'“ WtviÖ* (das Gefühl 
fer ältit'6 hflä ‘fiöbfik dicht ütfteigi'äfeeri S^'ei'dö. Itt ! dfeber Beziehung 
solieii 'lieinÜ^ch* die ’ Wdttticheh Beliörderi ‘^tti i: Wat®istiHiesAAüge habeil 
lind deh‘ da^kiif ^b^^ft^iiöhteh 'Befnörlkfrigört 1 der ! ^öWtftchön 'Böflördöh 
geeignete' Würdigung zÜWehd&i. w 1,1 11 

21) Den Blschbfeh lfet der- ILVerf.-Bfeil. das Auf* 

fdOhfoMieeht»ibnf/dieiJieii^fons--wnd Sütfeflldhife! und das .uelig^öse; Leben 
att dtn ijjtterriehts- und 'Emehun^-Anstahten -gewährlefstbl* Ein^ich- 
tungen i 'bezügltaft uetos» < sittlichen und religiösen i jebena,. welche < .auf. #s 
Haus-Ordnung au ‘Stutben-Aurt taiten t uhd *ic huUehrernSetniU arien etöi;w- 
dtfevEibiuse haben {kOTiötenyJSfliduJedoehi »erst noch. gcpÄcfgenem Be-> 
nehmetiuder "Bischöfe aoit den welÜidieibiBielsörjdeu iAind»:nurt.iu deren 


gegenseitigem iäinV«r8t*mdni8t sa.tncfliöBji! BaLFrUgea .iihw die Bildung 
den SehUllctoepiw41etaidte> »Whasohe ideu /Bmeliöie.iQiidj innsielitlichidef 


Anordnung des Religionsunterrichtes an den Gpmflfcsieni, und i Latein^ 
spwietLeudwfcthaeMtis-^d'iGew^bss^^ii./^ieiJV^)r^%^.<}er Bi- 
sohöfe/von l:) (ten .wg^tgtou Äebönhw» 

weedön^ui inii!ii'><:i!->stni'.0 <e>i •ns<.:i->v- *i-.|. •, . 1/ s. 

v> / (8#, DenftHißforrhl^Wi »Wefttf. ;l#cb, (< Aftas$gftf)e ..oflBfapyjch^g 

Edicts vom 15.. l( j^ptafl»hfK . 3,,, 3^,ff.). ; .|Wi4 

der Norraativ-Entschliessung vom £4 t i Juli, 1Ö3 $i. djp, ,nächste Beauf¬ 
sichtigung und Leitung des Unterrichts- und Erziehungswesens an den 
cfötoft&h&t &chtfleii ;v ÖberikäseÜ. ''‘BfeSt4Äuzig s -'detr DistrieWjfchulin- 
spmtwöh •wdi-dMtlhs^dctoMter aat den SchuÄehresftöidiuÄlieuwllpn die 
Bischöfe gutachtlich vernommen werden, und versieht sich die Staats¬ 
regierung zu dem Kleriik “ 'd&ss ^’tlifr s&nef Ahfddit ‘anveTtraütfe 
wichtigste Schule der Volksbihftirtg —' die' Elöih^üiaf^diuic — mit 
Sorgfalt und Liebe pflege. 
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23) Vor Erlassung wichtiger Verfüguagenüber das Schulwesen, 
soweit es sich um Untorricht in Religion und Sitte und. um.Förderung 
religiös-sittlicher Gesinnungs- und Handlungsweise., handelt, sollen die 
Bischöfe gleichfalls gehört werden. Die Lehrbücher über, Religions¬ 
unterricht bleiben ihrer Approbation unterworfen^ ; 

24) Das Eigenthumsrecht der katholischen Kirche ari dem Ge- 

Sammtcultusvermögen ist und war niemals ih Zweifel genogfen. Be¬ 
züglich der* Kirchen Verwaltung bleibt es Vorbehalten , : das hoch räth- 
lich Scheinende anzuordnen. "’ 7 

• r ■ ■ ■- .• ‘ • • ' ; ■; ■. >i *, j ' / ,. r . . - 

25) Bei dem Kgl. Oberaufsichtsrechte auf die Verwaltung des 
Kirchenvermögens (§. 75. der Beil. H. zur Yerf.-Urk.) hat es sein 
Verbleiben. 

26) Die K/eiscopcurrenzcasse für die, Rentenüberschüsse venpög- 

licher CultussJiftungen so)J nach den Diöcesen ausgeschieden und., vqn 
den Kreisregierungen hierüber gesonderte Rechnung gefiifcf werden. 
Das Maas .de,r Cpncurrenzleistung . ist jpa Benelpin^n ,mit, den Bischöfen 
festzustellen, und in Hinsicht auf Verwendung popeuf repzgelder 

den bischöflichen Anträgen möglichst zu entsprechen. ; , 

27) In Vornahme kirohlicber Bauten ^ollen dieiKircheubehöcden 

nicht behindert sein; sie haben sich jedoch sachverständiger Tech¬ 
niker zu bedienen und » die st&afepolizeiliehe* Anordnungen einsuhalten. 
Nur kirchliche Bauten, beL welchen das:Staatsärar in,Cooeucrenz tritt, 
oder bei denen wegen > streitiger Baupflicht die Tbätigkeit, 4er weit* 
liehen Behörden angesprochen, wird , haben sich nach den seitherigen 
Normen zu richten. Ebenso bleiben tUe bisherigen Anordnungen über 
Vorlage der Baupläne zur Allerhöchsten Genehmigung t&r.Maj. dos 
Königs in voller Kraft .* . j •»*. <• <. • . ■ 

Indem der Kgl/Regierung, Kammer des Innern; die vorstehen¬ 
den Allerhöchsten Bestimmungen mit dem Anfügen eröffhet werden, 
dass Se. Maj. der König der genauesten Darnachachtung — insolange 
als Allerhöchstdieselben nicht anders verfügen werde» 1 ^ Sich ver¬ 
sehen, ist nunmehr das weiter Geeignete zu'verfügen. • ’* 1 

München, den 8. April 1852. ' - 1 ' 1 ! 

- ’ * . 1 > 1; J > < ‘ i; rJ- iii ;ui . . 

Auf Sr. Kgl. Maj, Allerhöchsten £efehl; ,gpz., Iptr «r 

Durch den Minister der Generalaecretärc MfmatoFialradi JJOnltm« 

An sämmtliche Kgl Kreisregierungen, Kammern , 
des Innern, also ergangen ., , 
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2.' 1 -'Eist« Antwort der ! bayeriWclien Bidchbfe Vr 28.' Ajiri'l’ 
1862 aufidie Königl; EntsChliussuiig'vom ! Ö0; ! MärW,' reap.^ 
den Ministerial-Erlass vom 8. April 1852;' 1 


Aller durchlauchtig ster Gros&mächtigster König! 

Aller gnädigster König und Herr! 

' \ Euere Königl^Majestät haben durch ^Üerhpchst^ Entschliessung 
vom 'BÖ. vorigen 1 Monats , welche den allerurit|3rthäi)igst Ünterzeieh-. 
rieten durch das königl. Staatsministerium des Innern für Kirchen- 


uhd Schulangelegenheiten unter dein 8. laufenden Monats mitgetheilt 


.i 


Worden ist, gnädigst'kund zu geben geruht, dass Allerhöchstdieseiben 
als treuer Sohn der katholischen Kirche geneigt sjrid, ihr zu gewähren, 
was ihr blühendes Wachsen und Gedeihen bereitet t 

' Diese von allen Katholiken und von 'jedem V a hre' n Kreunde 
des Thtönes iriit innigster Freude zu begrüsseride AÖsicht Eurer Kgl. 
Majestät Mt ddri Anfang ihrer Ausführung ’ in jener Instruktion ge-' 
flinde«welche auf Allerhöchsten Befehl an' säWmrtlifcfoe KreiSregie- 
rUngeri erlassen worden 'ist. ! 1 ' ’ f '*■ 

i /\ Djg allefunterthänigst Unterzeichnete!!halten 1 ’ds für ihre' erste' 
Pflicht, Euerer Königl.' Majestät* den' Aiisdrück ' 1 deS 1 innigsten t)arikes 
für Jede buldvdlle Gesinnung' und für’ die* 1 irisier genannten' Instrük- 1 
trön gewährte Inehrfache Berücksichtigung der Änttägk der Denkschrift' 
des 'fcpi'scopates vom2Ö. 'Oktober 1850 ehr erbietigst ‘ darznb'tihgen und 
sie'Wünschen sehnlichst, dass die Segnungen des Friedens, ilen ' Euere' 
Königl. Majestät Sowohl auf dein politischen, als 1 riufd&tid' kirchlichen 
Gebiete : dauerhaft gegründet sehen trollen, Älfethörihtft’ deriiselb&n' iihÜ 
unsertü'theuem Vaterlande von Gott' dem : Berrk itii'reichst Maasse" 
geschenkt Werden möchten. ’ ,! ' *■' ■■ 

! * ‘ Nicht uni' diesen"iori der Kirche Gbttes Sö hei^s Srsehnleri' Frie¬ 
den 1 in * Frage' zu * stellen, oder um die fieberhafte AulYe^uhg der» Zeit" 
durch iinnöthige Verhandlungen zu steigern, habCn sich 1 die älleruriter- 
thäiiigst Unterzeichneten , als die rechtmässigen Vertreter der ältesten 
und von Gott selbst gegründeten Corpöratiöii' Bayerns, 1 nämlichder 
katholischen Elr.che, im üeteber lj&äti izu Frpising versammdt und 
das Besultat ihrer. BöralkUngen Barer Königl. Majestät • eilrfurchtsvollst. 
und! i in einer Weise dargelegt, welche ibeinüht iwar , die Bischöfen 'ge» 
ziemende ; apostolische Preimütlwgkeit und Offenheit 1 mit > aufrichtiger > 
Ehrerbietung^ gegendie erhabene Person des Monarchen zu vereinigen! 
l>er lebhafteste Drang des Gewissens,- die Stimme ■ des Oberhauptes ■ 
der lUrche^n die offenkundigen religiösen Bedürfnisse de*> Gegenwart* 
von zwei Hauptmächten Deutschlands mittdn im ötund der 1 Ereignisse 
Archiv für Urchtomfat. VIII« 26 
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durcjf /(Jewährung kfccbliflher Freiheit, anerkanöt j die gerechte Em&r* 
tupgi pller, JSjathottke»<, welpbe mit Spannung auf <#e Schritte den 
Episcopate$. scheute« /— dieie,, w&ren die Motive welche di« allerun- 


terthänigst Unterzeichneten unwiderstehlich trieben, gemeinschaftlich 
die Angelegenheiten der Kirche zu'berathen. 




Sie wählten dazp absichtlich — zwei volle, Jahre nach der Ver- 
sämmlungder deutschen Bischöfe in Würzburg — einen Augenblick, 


in wetchem' die Hochfiutb cier Revolution verronnen und die Staaten 
zijjr Qrdnung zur^kge^ehrt yyajren^ ^ie wollten in acht con^jv^tiyer 
(resin’nun^ gerade,. £iirch, Anbahnung friedlichen j Vergleiches zwischerj 
Staat und Kirche, und durc^i ruhige Heilung einer seit einem Mep,- 

’ , *i. * j ‘ 4 ’ i , ■ f * ,4-i 1 - ’ • > SI' 1 ' ‘ t . * ■. ff /! •! i < ' ■ ’ i ’ ‘ i t 4 

schenalter fühlbaren Wunde zur Consolidation des Staate^ beitragen ?/ 
ui|d, intern sie daliin strebten, dass Letzterer die gegen die | J£irche 
eing^gängeyen. Verpflichtungen .getreu erfülle, ihm jpne allmächtig«! 
flfilfe (jrqtjes sicjhern, welche der Lohn der Treue und ^erecbjjigke^t is^ 

, Hip iall#rqntwthänig# Unterzeichneten können Euerer Königin 
Majestät ihr inniges Verlangen nicht bergen, dass, naehmehr ^akr. 


drei^igjälirigg|i ^er^pd^ng^n, upd Biffqrenzep das Yflrhültnfca zwi¬ 
schen ^em , ai^f den jpmapde%ren • d< £ Kvche Iffld Jtfah; 

liebem Vertrage ^.ersclj^ep d^tn Staate, ruhenden kl Qpn)W,rdafc , «ad 

^F.,X e 5fW?ÄW?* h^uhigerpwdfW*«®;gfw4w!..*fr4fe.*te dw.- 

kjöctyste ,Minister,ial-Erlasg. ,vpm % h^ufepdcp ( M°Wd4 CS, YjWWiflhne^ 
un^^e, bitten lauere I^pigl. J^pjeatät, ps pur als dteErfnUupg «nur 
dring^pflen; f}ewissf$ns]$icht ppaebe^ ffl*, wpllep, , vypnn. die, aWeruptgr-; 

tji|ipig9t . Uot^e^chpe^n hiemit jp i Allgejppb^e« bezüglich dps ,f#r« 

npnnte^ jj$iss<^ upfj jjer pn ^je ^i-eisregierupgen ergangppep, Jptfrukn, 
tionen, sofern dieselben die Rechte der katholischen, Kixflhe .poßb flicht, 


genügend anerkennen, die Y^r^ahrung <bcserjlecbte yqr^Epprer KgL 
hßajgstät, ehrfijrcljtsyollst pw^fpreqhen, indem sie^ipb verbe^^en,, üb®*! 
die ppzelnen jPupkte^e^er Instruktion^ nach .gppflQgpner, ]r$$iph?r. J}j- 
wägupg Rperer Königl. Majestät weitere gehors#fl$te ,fl*ld 

U., . . i, ... ■ j f . 


und HiesßrAusdqick, pflichtmäsoger Verwahrung, mindert jedoch de» 
gMlemendeni Henk. för die.ifluseh Eunrfe iKöwigL. Majestät 1 häehste Eat- 
sohfiessung gewährten Erieichterungenv umso ^weniger,. ■ al»; die ■ aller- 11 
unt^Mhänigst Äinterzeichneten sich slpps bewusst geblieh«», eind ^ daea' 
AUefhöohstdieselhen auf dem Venoidnungswege nicht '«Hen fiUsdiwer-- 
den^der katholischen Kirche abeuheUen vermöge«, and ale>>«le sieh : 
der, zaversichtdleben , Hoftuuag hingeben, . dass, Ailerköchstdeiw Staats^ 
behwiden .iden. ihnen und Euerer iuhiigl. Majeinäl gagebeas» JlefeM, 
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«St der Kirche einträchtig zu s handeln," getreu und WöhlwÖllend voll¬ 
ziehen Werden.' '* ‘ ,,r! • v 1 '■ '' 

1 Es Verhaften 1 ’in tiefster EhrfUrcht ' 

* Euerer Königlichen‘Majestät 
1 1 ■’ ' ‘ allernnterthfänigst treügehorsamste 1 

■*« ft'N. ■ ■ • ■’ 

. Minetten am 98 . April 1852; ' 

... ! I <• ’ - I, ; . .i . . I • ■ •••••' •••• . :• r. 

3. Eingabe des bayerischen Episcopats an Be. Majestät' 
ffeh'Kfthig Vom ‘fö.'Mai 1853.. 

I » ,,!*•) .! . : »i •. ii >t‘ *. ;• J - -w» * » » V 1 * 

AU^diir^hiftufthtiK^tec etc... 

Die allerunterthänigsVUnterzeichneten haben 1 1 das, was hie in 
IMge‘der allerhöchsten EntschliesSüng vom "8: April v 1 . J: den Voll¬ 
zug des Uoneordates 'betreffend sich ‘gedrungen fÜhlteriV’sogleich'’Ew. 
K. Majestät ehridrehtsVöHst auszuspreehen, iri'der gehorsamsten'Ein-' 
gilbe Vom 28; April v. J. niedergelegt und erfüllen nunmehr die da-* 
mals übernommene Verpflichtung; übel - 'die genannte vom k. Staäts-' 
Ministerium des Innern fuf KircheW*'und 'Schül-Ang^legenheiten erlas¬ 
send‘Instruction desselben Betreffes ihr ehrfurchtSvöll stes Gutachten' 1 
Ew; K. Majestät zu unterbreiten. •' '* u ' ’ n 

Geruhen Ew. K. Majestät aus der Zeit,’ die zwischen dem 28 . 
April und unserer heutigen gehorsamsten Vorlage verflossen ist, zta ‘ 
entnehmen, ‘dass Wir den > fragliehCn ; hOChWiChtigiCU -Gegenstand mit 
leidenschaftsloser Röhe selbst erwogen/ ' mit unseren 1 ' bischöflichen 
Rathscollegien mehrfach' beratlien und Gelegenheit gehabt haben Cü 
beobachten* welcher der praktische lErfdlg'dieser Instruction ist. 

- Dasfe zu dieseni Gutachten die a. ul Unterzeichneten die Form 1 
kurzer Sätze, welche 1 auf die einzelnen <$§1 'genannter Instruction sich 11 * 
beziehen und- antwört'en, ials die passendste befunden Wurde; hat 1 seinen 
Grund darin, daäs ‘Sö am bündigsten Und übersichtlichsten 1 gezeigt 1 
werden kann, wo noch Verschiedenheit, der Ansicht Öbwaitet 1 / alle Mö-' 
tirie der bischöflichen Anträge*'Und Postulate Sind überdies vön deti 1 
a;u. Unterzeichneten 1 söhon : Weitläufig'entwickelt worden und es Wäre ‘ 
überflüssig, 1 sie noch 1 4inmal zu» wiOdeirhdieu. 1 -* 1 < * 

.? Da; indässeti die 1 ai U; UntereCichneteri auf K diese W’eiäe iii ihrCm 
Götachtennur jene Gegenstände berühren, welche ifi 'mehrerwähbter’ 
Instruction berücksichtigt Wörden sind j und da seht* wichtige Punkte 
derr kWchHchen Desiderate hier'keine Würdigung 1 ‘ gefunden häfeen, so 
fühlen steh die Bibchöfe'verpflichtet, dem Missverständnisse vorzübeu*' 
geh, sie ob*'sie di« übergangenen Anträge nunmehr feilen lasseiro&er 1 

26 * 
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stillschweigend zugeben wollten, es seien durch dieselben die Gränzen 
des Concordates und dessen, was der katholischen Kirche zu ihrem 
Gedeihen nothwendig und in den Befugnissen des bischöflichen Amtes 
gelegen ist, irgendwie überschritte» worden. Pie a. u. Unterzeichneten 
erneuern daher ihre früher .gestellten treugehorsamsten Bitten und er¬ 
warten von der Huld Ew. K. Majestät die Abhilfe aller bestehenden 
Schwierigkeiten mit jener Zuversicht, welche ein gerechter Monarch 
und eine gerechte Sache einflössen. Insbesondere aber fühlen sich die 
a. u. Unterzeichneten gedrungen , ^wei funkte hervorzuheben, die sie 
in der Instruction vom 8. April v. J. schmerzlich vermisst haben. 
Der erste ist ein erschöpfendes Eingehen auf die hochwichtige Frage 
über die Erziehung des Klfcrus. 1 Denn wenn 5 espsich auch von selbst 
versteht, dass das,Detail der Ausführung des Art V. des Concordates 
füjr jede DiÖcese gesondert behandelt werden muss, so kann doch eine 
solche Verhandlung nicht wohl zu einem Resultat führen, wenn nicht 
für alle Diöcesen der Grundsatz anerkannt worden ist, dass mit allen 
Knaben- und Klerikalseminarien ; d i e npthwendigen 
Lehranstalten'verbunden sein müssen, und dass zu diesem,. 
Zweck die neben bischöflichen Knaben- und Klerikalseminarien der¬ 
malen schon vorfindlichen Lyceen, Gymnasien und lateinischen 3chu- 
len mit ersteren vereinigt und den Bischöfen übergeben werden sol-: 
len, und (oder) es den Bischöfen freistehe, solche Lehranstalten zu 
errichten. / : / 

Kein Staatsgrundgesetz hindert Ew. K. Majestät, diesen Grundsatz . 
huldvpllst anzuerkennen, wohl aber verpflichtet Art- V. des Coneor- 
dates die k. Staatsregierung ihn anzunehmen und auszuführen, um was i 
die a. u. Unterzeichneten hiermit Ewi K. Majestät um so dringender,- 
bitten, als sie bei den bisherigen Missständen in. der. Erziehung des 
Klerus nicht mehr länger untbätig Zusehen können. 

Der zweite Punkt, sind die Anträge der Bischöfe rücksichtlich der. 
höheren Bildungsanstalten, namentlich der Universitäten, 
welche in der Instruction v, 8. April v. J.; fast ganz übergangen wurden* 
Die a. u. Unterzeichneten sind sich bewusst, gerade in. dieser Hinsicht 
das bescheidenste Maas von Einfluss verlangt zu haben, ja sie muss¬ 
ten erfahren, dass von Katholiken des Li- und.Auslandes dieses Pm- 
stulat als unzureichend betrachtet wurde. Ein Bück auf die Stiftungs- 
Urkunden der altkatholischen Universitäten, auf das, was-Päpste,, BL- 
schüfe und fromme hochherzige Fürsten für sie «1s Stützen, des Throns 
und der Kirche gethan haben, , auf ihreGeschichte bis zur Periode;des 
allgemeinen Umsturzes beweist, dass sie aus dem Sclimosse dter katho¬ 
lischen Kirche hervorgegangen sind* ihre Vertheidigung zum Zweck« 
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hatten, auf katholischen Stiftungsfonds beruhet) und stets in der innig¬ 
sten Beziehung zur Kirche standen. 

Wie könnten daher die Bischöfe der immer weitergreifenden De- 
Christianisirung und Dekatholisirung der Wissenschaften und der zu¬ 
nehmenden Verwilderung der Jugend gegenüber Stillschweigen, und 
Wie kann es ihnen verargt werden, wenn sie im Namen der katholi¬ 
schen Unterthanen Ew. K. Majestät flehentlich bitten, den Katholiken 
ebenso katholische Universitäten zu erhalten, wie sich die 
Protestanten einer protestantischen ohne alle Schmälerung erfreuen, 
der 'Kirche aber einen Einfluss äuf die Universitäten zu gewähren, 
ohne welchen sie nicht mehr' katholisch bleiben können? 1 

' Die a. n. Unterzeichneten haben in ihrer Eingabe vom 28. April 
vl f.' bereits im Allgemeinen die Rechte der Kirche sowohl hinsicht¬ 
lich der Instruction vom 8. April v. J., als auch des sie begleitenden 
höchsten Ministerialerlasses verwahrt. Die Pflicht der Offenheit und 
Wahrheit erheischt es aber von den treugehorsamst Unterzeichneten 
Erzbischöfen und Bisehöfen', Ew. K. Majestät noch näher darzulegen, 
Was sie besonders in jenem Begleit-Erlasse hervorheben zu müssen 
glauben. 

■ ' Es sind nämlich in demselben als unabänderliche AusgangS'- 
puhkte bezeichnet : l) dass die Krone vor Allem äh den Bestimmun¬ 
gen des Staatsgrundgesetzes und seinen Bisilalgen lesthälten, 
wirf' keinem anderen Staatsgesetzeund sonach auch nicht dem 

- ; • . ■ , ' ’ 'i \ 

als Anhang der Verfassung pubücirten Concordat ein Vorwiegen vor 
dem Staatsgrrrndgesetz zuerkeimen; 2) dass das oberste Schutz- und 
Aufsichtsrecht über die Kirche gehandhabt werde. 

Wäs die dem Concordate angewiesene Stellung betrifft und die 
Unterscheidung zwischen dem Staatsgrundgesetze und seinen 
Beilägen einerseits und dem Concordate andererseits, wodurch das 
letztere offenbar zu niederer Bedeutung herabgesetzt wird, müssen die 
i. u. Unterzeichneten ebenso ehrerbietige als feierliche Verwahrung 
einlegeh. Der apostolische Stuhl hat bei der Stipulation, dass das 
Cöncordat als Staatsgesetz deklarirt werden solle, die volle Unerschüt- 
terlichkeit des Concordates beabsichtigt und der hohe Geber der Ver¬ 
fassung hat es desswegen als integrirenden Theil in die Verf.- 
Urk. aufgenommen, die er am Schlüsse als Staatsgrundgesetz 
deklatirte; sonach kommt dem Concordate ausser der wichtigen Prä¬ 
rogative eines Vertrages nicht blos füe allgemeine Eigenschaft eines 
S t ä a t s g e s e t z e s, sondern die spezielle und höhere Eigenschaft, 
Würde und Geltung eines Staatsgrundgesetzes, resp. eines Theiles des 
einen,’ vielfach gegliederten Staatsgrundgesetzes zu. Dass aber das 
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Concordat einintegrirenderTheil der Veit-Urk. sei), gebt,»aus 
folgenden Gründen hervor: , i 

a. Der §. 9. des IV. Tit. der Verfi-Urk. ,schlisset ■ausdrücklich 
in sich «in die Beilage II; und -wird durch diese ergänzt; diese U. 
Beilage aber.'ergänzt sich selbst, wieder laut ihres Schlusssatzes durch 
zwei Anhänge, (deren,einer das Concordat ist) mit den Worten:; «In 
Ansehung der übrigen inneren Kirchen*Angelegenheiten^ sind die wei¬ 
teren, Bestimmungen in , Beziehung auf die,- katholische Kirche in dgm 
mit dem päpstlichen Stuhle abgeschlossenen; Cpnootdat vom 5..Juni 
181? und in Beziehung auf die protestantische Kirche in,, dem hierüber 
unterm Heutigen erlassenem eigenen Rdicte enthalten.“ Demgemäss 
^as Concordat ein integrirendßr, Theil, der H. Beilage, und diese 
selbst mit Einschluss, des Concordates ein, integrireijder Thßi)' des 
Stfautsgrundgesetzes, dessen Würde innd Geltung ihm zuköramt^whsp- 
jhalb es denn auch ln den amtlichen Ausgaben des Staatsgrund- 
gesetzes publicirt ist., • , ., > 

h. Unmittelbar nach den beiden Anhängen; nicht vor densel¬ 
ben steht in der amtlichen 'Ausgabe der, Verf.-Urk. che Beitrittserklä¬ 
rung Sr. Majestät des Königs Ludwig, als damaligen Kronprinz, 
d. cL München : ,30. Mai 1818, worin Allerhöchsfcdieseiben diese Ur¬ 
kunde alsrjein htyd en $ es 81 aat s ge,an t,®, i n a 11 en. se i«nn T heilefi 
vollkommen anerkennen. , » ■ ■ ■ , • > 

f i «. Bei allen ständischen Verhandlungen ist dem ,H. Anhang 
zur H. Beilage der Verf.-Urk. vpu der Krone wie /■von den 'Ständen 
die Geltung eines Staatsgrundgesetzes beigemessen iworden. So bei 
den Verhandlungen der Kammer., im J. 1848 <über die protestantischen 
fjenertilsynoden, und bei Publicatioo des betreffenden Gesetzes Am Ge¬ 
setzblatt yon I 848 S. 150, wo sich ausdrücklich auf §. ;7,i Tit. X. 
der Verf.-Urk. bezogen wird. Wenn, aber das Edict bezüglich', auf 
die protestairtische Kirche evident als Staatsgrundsatz anerkannt ,wor¬ 
den i st: so muss offenbar für das die katholische Kirche betreffende 
Concordat dieselbe, Geltung - angenommen 1 werden» ..weipi nicht > die 
Rechte . der bayerischen Katholiken aufe Empfindlichste »verletzt wen¬ 
den sollen,. , • . , ,,i 

Nnr der Unterschied findet zwischen dem Concordate und den 
übrigen integrirenden Theilen des Staatsgrundgesetzes statt, dass «fe¬ 
steres zugleich ein feierlicher ,, unverletzlicher. Vertrag zwischen jßr. 
Majestät dem König und idem Oberhaupte der katholischen Kirche ist, 
welcher, wenn auch Krone, und Stände über seine Aenderung einig 
wären, ohne Zustimmung des Papstes nicht, geändert worden, kann. 
Die volle Kraft des Concordates als Vertrag datirt vom Tage seines 
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JltafoUutees>, seibeiGeÜwäg t als integriMncWr THeil! dee 1 ßiaatsgntaä- 

gesetzt* Vort» 2ßi Mar 1818. - *r. 'A !■>'.. .<•••-’ 

c - 1 In- wie. weit, das Uoricefdat den übrigeh Theiien deäiStsiatsgrund’- 
geaetee», namentlich.1der II. Beilage deroglre dder^nibbt, ’• ist eine 
Rechtsfrage, in wtkher intir hach Rechtsprinzipien entschieden werden 
fcdnn. Zu den uralten, ünbeeträttetiten, Weil atu dar Neiturdes menfecb 
Beheb Utnkvertoi^wüs gescböpftfen, .in?« eateouisehel^nwje'jn’fe bürgöif*- 
lidke,!Reefct übeigegstogönen Rfcchtsnegekbzählt 4e»KSat»ii'Lex:»pe«iar 
Bsiifelegtt jgeneifcü. Uun isti.ftjei II* Ballige au# Vetf.-Ütitk .j (da» Re¬ 
ligion« - Edict) im Vergteiöb gam» Genoeddeith dab gien-dt ell»i<Gtseth, 
welches die Rechtsverhältnisse der Hü Steile siebende« (Rndiglio ns- 
genossenschiitWuUüliferhSupt regelt; das Coucordat hingegen 
das gestalt«^ iGesetfy. Wedcfces .14» speziellen Rechte der im 
Btaate * lebenden Kefchnlik««,' fefetsetsb Bfe iiet fleiwuth ^redtRieh '.b^- 
grüWdet , ' dass das Geiltordat dtr IL Beilage daderbgireh.mtts, wo 
ebie OoHtaidto beider Gesetze" stattümtet, Hieesu! Jtermtttt aber \ n^ch der 
Cbatakter deA ftiferü«h«fl€obtraotes,. ‘termögn deStfen. <fe*vdhf’.Geber der 
Verfassung für sich' merilwch dndjutidiseh > unmöglich gemacht hatte, 
die Verhältnisse der katholischen, Kirche durch ein anderes nachfol¬ 


gendes al%«i»Maes Gesetz ' «Me«!' IV foteduitoin*ltdfe ! dtefe dftrfeh »das 
Concordat schon geschehen wafr< ts daher der Geber der Ver¬ 

fassung 'fm. »n&higi-erachtet het,r<d**:'.Vttdi9ltof«tudbtr>Jteraehi«|eiW», im 
Staate schon bestehenden, öder fo^ukjBiffct aufzunehmenden öffentlichen 
Kirchengesellschaften zum Staate und untereinander zu regeln, so 
konnte er dies im Allgemeinen für andere 1 Religionsgenossenschaften thun, 
nibfk aber in 'ähfet dötü CbhcöVdath : tW8^sjii , t l (ihfeii^n ' '^ eiöb fbr Äie ka- 
{holisfchfe Kirche, bezüglich Welöhbf df sbkorf ’ib heilige Ver^fli 
ftfberYioMamfeti hkttfe. ... ..(>• - •••>!• -• ••»(<). 


chturigfeh 

iMiit 


f ’ Indterti alsö dife a: ü. Uhtefzefchhetfen 1 Mijestät 

falll bitten, es mögt CnffHbh hüfeh 85 Jähretl das CbWtidrdät hi ’seih^ 
völlbri 'Geltung ätiefkähnt und iusgefÜhit wefdeii,' erlaubet sie' si<}Ä 
jrttgWbh, hihsibhflich dts 'bberhöherrtibhCn küfkichtferdfch'tks ^ich atlf 
jene gehotälÄnstitn Beitterktiiigfen zu beziiflreii, welche feie zu dtr’ Ifr- 
sftuction fbih 8. Aprit v. ’J. gemacht Waben: ■' ' - ’ ' "' f ' ( 

/ ’ Vbrfetehtn^e Därlegiiiig uVd'däs / Güiiächteh ! ,| Über ihehbfeWähn^ 

Instruction haben die a. u. Unterzeichneten EW. K. Majestät iH' ftki 
festen Ueberzepgung unterbreitet ? d^ss,,nur ,^jyr^h, kl^ ^ .unum¬ 


wundene,Ausspraohe der Principiep ,dec . «rsehnte dauerhafte und i volle 


Friede zwischen Kirche önd Staat erreicht werden kann;' ; f 
_,, t)ie ErZbisehofe und $isehofe Bayerns hethtnetn few- ^ .Maje¬ 
stät im Angesichte Gotte» , dass sie .kein «Iota van jaueiiiRechten aa- 
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lasbmwolten,«idi«Ew.il£.i;Majestät vön £Mtl'gegeben und^bderf) 
von der Kirche rechtmässig überlassen worden bind; sie betheuern, 
dass nicht Parteigeist oder Heftigkeit sie leitet, dass alle voü ihnen 
in den kirchlichen Angelegenheiten gethanen Schritte ihnen von ihrem 
■Gewissen Strengstens geboten wardn and sind, and dass sie nur mit 
Ueberwindüng i idei* so natürlichen Abneigung des: Menschen gegen’<da& 
für. ihn -Unangenehme » tmd' Bittere die schwere Aufgabe anf Siohigel- 
nonnnen habenv -auch kuUdie Gefahr hin, misskannt zn werdin Cmd 
vielleicht für den' Augenblick die' Haid > des ‘Monarchen zu > entbehren, 
die heilig'en Rechte der Kirehe zn vertheidigen. ■ ‘ 

Es ’veiharren in tiefster Ehrfurcht 
• ! •• o-id : : Ew.K.Majestät 

i '' 3t: i .-I •• allenmterthänigt trehgekereamete j - 

f B&rvifäa, Erzbischof von Bhmbbrg, f Karl lAu&uti, Erzbischof von 
- MünohenvFrtisiiig y~'f ; öeorjj Ahtön',' Bischof !von Würiburgi 
1 • + Pi!<dr, Bischof 1 von Augsburg, f- Nikolaus; Bischofvon Speyer* 

’ ’ f <Htmrick, Bischof vonPassäuyf Georg , Bischof von Eich 1 
’ Mütt* t Valentin, 1 Bischof von Re^enebttrg 1 ). ' ■» •< *•» 

i ; ! ikH - i*’) 1 -. i; r\ ti r - : = * »*' 1 . , '•{! *“‘- r jiii 

i4. Bi*>cbö(fliBher Efklärii»gen ;und Bemerkung^n vopi.... 

■ • ; 15n Mai 195$. ‘ l ’ i 


f" ca der an die königl. Krelsfegieirungen erlassenen 1 Instruction - 

vom ! 8. April ! 1'Ö62. >•' 


U | 


f»! t 


O: ■ 





n . 


c. | * f > ' 1 * ' > I.Mi 4 


! .ES'.IW d^n Ä^phpfcn, ^erji^igung; g^icfrw» 

^as^. du/f^h ; diesep §. ,de^,,0urch faktische; Upnfliote freilich,,; läjng$t 
fühlbare Widerspruch des Concordates und des Religionsqdictes, pnd .di£ 
Mlp|v<J|övMgk^it japd ^weifelhaftig^t viele* ßtejlepi d^g, letzten von 
(le.r Staatsregigrupg. anerkapnfwird,; und ; dgsg eine ,Interpretation ><ter 
JjU Verfass W g ? -Beilage,, welche mit den ; Bestimmungen. des/.CpgpQr T 
dates übereinstimmendst, adojrtirt werden soll. Allein ngch dem ja 
dem,untprthänigsten Schreiben ,de*, A Bischöfe ap $fi- K. .Majestät von» 
15. Mai 1853 gemachten Bemerkungen über das rechtliche Ve$ält- 
piss beider Bestandteile ,,dgr, Verfassung halfgn. sio pichfür verpflichtet^ 


ehrfurchtsvoll, zu erklären; , 


i,;|f, "l) Von den" abht''prä’latendie die Denkschrift Unterzeichneten, sincf seithe^ 
^Stotbin' der ; ßrirfdötöbb^ vöh Öämberg, Und die Bischöfe von Augsburg Amd • 


bürg. Der damalige Erzbischof, von MLiehen is^ 4er Seitdem ;Äum Purpur>efhobead Car¬ 
dinal ^eis^ch. per Grund, wesshalb von der bayerischen Regierung die Promotion 
de« Letzteren so eifrig belieben wurde, wird in dem Vorträge des seligen Dr. Win- 
di i whüS im vsin *898 funten i«Her Nr. 13#] deutlich attsgesprocbsn/ 
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Vi «iVii^Daa* dfaifc-. SteataragftMUigi'T wtfithe selbst« «auespridht.,’ dsis 
Concotdafc >•*& JI. Beilage Sich Widerstreiten^ imHiBbliokauf'dle 
dbrch ein4n.>. nicht bloe« völkerrechtlichen', sondern mitden*« Papste 
eis Oberhaupt der kathoUsehenKärcbe iii> Bayern nnd durch ihn 
<ak. letzterer abgeschlossenen Vertrag tibemOrorttenen 1 heiligen Ver¬ 
pflichtungen, und i namentlich i auf Art* 1 Xyilf. dee Cohcordatee hiermit 
sogleich ineehtHcb. and.«moralisch vafbundenist, diese*« Wl dehaphueh 
■»ihefcutt.-i-ui-.-',?•«<,•{•. •. .-..vii :« ;•<•«. .. 

■ .;!> 2)Da es imReliglöns-Rdicte Stellen, rgibty Welehe! un zweideu- 

tigbnd ünzweifelhaftdera Concordatelzuwider sind^M gewährt «der 
vorliegende §. in Bezug aUisie keine Abhilfe. M. 

■ ;• > 3) Interpretationen des «Religionß-Edictes, »reiche sich depsn « Goiv> 

eetrdat»»urannÄher«* würden tm- deri.Kirche*nid* alsigertiigend 
aberkannt!werden« kennen. i. .« v ; 


«r tDas Ubwhoheiiltblle Schutt»aehty resp.die SehutspfMcftt der 
Kino*« bezüglich der Rirehe entspringt >*u*< «wei Quellen: einmal »de 
der Pflicht des Staates, alle dem Staate angehörenden Individuen; und 
Corporationen in ihrer Existenz and in ihren wohlerworbenen Rechten zu 
schützen (für welchen Schutz die Kirche und ihre Diener und Stif- 
ttrngmi«kUtf »•Dderei» Staatsangehörige /ih*e Steuern betbhlen); 
sodan* «uiti iieb» macht speziell hinsichtlich«; der katholischen tKtrdke 
ddrch ÜH.irL,' XIH<,/XIV./Äea Cdhcdrdätes oder vielmehr durch de* 
Ges tmmt-Inh alt desselben < übernommenen Verbindlichkeit, die' Kirche 
in ihrem Bestände; aufrecht zu'erhalten.- MLetztste Sehutöpflkht «ist 
von/ de# KÜrehe aufa Reichlichste* belohnt, nthefla durch - das) enordib 
Kirchen vermögen, welches in dem- Besitze des; Staates geblieben ist, 
tfteils «durch sehr bedeutende « Zugeständnisse, Welche der’ Krotfe 
Bayerns bezüglich auf «Patronat uhd namentlkh auf die < Ernennung 
dOr Bisehöfe gemacht worden; sind, theils (und dies ist von deit gröss¬ 
ten« Wichtigkeit) indem die Kitch* durch ibreii geistlichen Biafluss 
gut die Gewissen hinwieder uih den. Staat in seinen Grundfesten sichert 
und'<betchütkt, was sie/in den Zeiten der Gefahr redliehst gethän hat 
dnd ihrtor Miesion aaoh thnn muss.' A n der «fl aus dieser Schutzpflicht 
catepfSngtnde 1 Rockte',«welche nicht düroh das Coneordat bestimmt 
shtdyiinnd ntomentfibhi ein «auf die kirchlichen und geistliehen «Verhält 
nissd •; der Katholiken > «sich'leratreekendea Oberhoheitliches Auffei chts- 
rCtht des Staates könntön die Bischöfenicht anerkennen, ohne den 
schon durch ihre* Namen« ausgesprochenen,; Von Gott ihnen unter Sem 
Pdpste afe tfem Oberhaupt allef* verliehenen!' Oberaufsichtarecht über 
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üb* Kitbhe><zu»j'nts4gen.(BierBisohiJIemttesetr steh daher ( hetterdings 
g^gennjeiewwr leiiiselnen $$r dda 'ReligionsvEÖfctes ’ieitealeitei&te EübV 
taischung ’ dös Staates fei die*^ »@ber^^ichtstWht mw<ihiieii^, nicht 
als db eie dermalen <y«tt der k. SHdatsregieSiirig einesolcheElntoisete- 
-img iwrmfeitMch nnehdenttn vorliegenden gegebenen Vertfielterhngen 
terwarteteny sondern mb dl4> ihöderde , > tauf 1 adtffeifehliilmtn $t»atllredkte 
1 beruhende öötftrfn v6n ehiemnabh' Bedarf' dehnbaren irflÖ «bbni <t»w»- 
wegen nirgends genau definirten oberhoheitlichen Aufsichtsrechtehidft 
•stafeekweigend fcd billigen. Es Verstoßt «ichidkMitoon selbst, dass 
Irfertoit «hie Mitnbmenschuft desiSfcaates > hmn kiretditihb Aftgtde^eahelteh 
nicht ausgeschlossen wntdeii willi, insoweit sie gtar'ErftiBhng teÜ M O t 
•rfehhtapdicht ndfhigrfst, * Ode» aus ehrfbrchtsvollet Rfiek^lebt auf den 
teatholischeh Mbnareäto»* derngtefe/ alsgetteueu 1 Söhn <terKär«htoten- 
kennt, rathsam und schicklich erscheint. Ebenso 1 jj^aUtfc'aber^HUub 'dte 
Kirche, zu der Erwartung berechtigt sein, dass Seitens der Staats¬ 
regierung jenes nicht rum Segen ^des Staates und der Kirche gerei- 
titeiidb Mtegtrtwtor* gej^en'iste vötoeh Wifediy Vdbltee 1 di«' whhre* Ursache 
der bndemen l’hbdrfe ^qudoPrtaks^qMe )s^^> jis shpieaiie *Wsp«cä«i»- 
Mgf itfX ) ■.'< *i n <«)***<»• }}-<>r.tk <*!?* .^ rn^’h 'th v h 

n * i * »* H - »;! ti ;i h;*P .vt 1-iV'U »«• =’: *'[w) 

-.•!> h >(i vW. t.di h;.i< ,,!•&&$* ir*. 7ijl v}i*ii:j- 

'"•- 1 Einbr dw schön feei$. I. fr erd ferten tmafrei f e lfe teten Widersprüche ywfr 
«dheniCendordbtr^tnd V&fakwitijg nach dfenfefeher!gewdbtficfeen A mten 
tefegirweise dter lbtrterwt sind »die §vD< Tit. lV. ’def Verfj-UrkJu.ift 5d;tWr 
fl.dhiilage dertolbdbshv Eus aimweahal ts mito ‘Art.»’XIL ><«.! de»»Cab* 
fcdrd&test > ösnti 1 nachdem dieser* Artikel *«inte itflleh öesetntei du 

Rlaoet frirdte khthrfiitehe Kihche Bayfente gtfünd'gies'etellchvf 
tfragsrinÜsWig utid dhnh ai leAiisriahmebeselti gt hatte,< nndnaoh 
Arti üX VH. oferrf 1 Eustitnunfeig des‘Papstes efeteAentterungdartn tiicht 
«int neben konnte, * war' te: amtmöglieh,' das* ■ ndte»nachfolgende Öesete y wft 
es *1n; cbed genannten $$i> ausgteprftchen ispiatrf die katholische Kürette 
aud*«dehnen «ttd 1 es kSnfecn 1 sich defeshalb «he OberhirtemBsyerris wet 
der mor*Upchnöoh mhdich fllr verpHiehtet hahen j öe ; rfmCn < Auloh 
Arf. KH. e. 1 Ate* fOoneöfdatfes gesieherfe freie Ausübung ttflrei heiligen 
Amihs auf irgend eine Weis« bbächrünken atl lkseen. iSie* fühlten SUh 
tiefenehr 1 trm so 'Urtabtreisltehir gedrängte» i «idi 'gtegeri* dah fe» dfepstes 
$. der höchfetdn Enttehliessüng priticipieH festgehhltene ‘Piacbt nefeetv- 
dingB ehwrbietigst'tea rtrwlahreiiy als die 'Fabsnng ditees •$. ni-ihrem 
tiefen Bedauern entnehmen lässt, diss die k; StetatsTbgterUngi dfeerf Be- 
eeitigimg des fragliohen Widempcnohes dermalen; »nicht beabsichtige. 

\Hirrbbi kann idbht anetwähnt hMben; (hdcB 'dis Ptecet* vor (A(b 
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J&oföbfung dfuPreaiMheit eis eine Art vertfpriventiver'Censuf, wie 
sie ! fiirielle ■ Ynröffentlichungen bestemd > betrachtetwerden konnte; 
nachdem ee aber jetist Jedermann freirteht; *8«Ä auch ahne allen Benif 
hierzu durch,rdie Presse an da&iVclk 5w wenden, * 0 ' *r8ohei»t fesals 
eine .von kränkendem Misstrauen zeugende Ausnahmestellung, ih 
welche die - Bischöfe der , katholischen Kirche- gegenüber .allen anderen 
Bewohnern Bayerns gesetzt werden* Wfeiin ee ihnen, wfekhfen feine 
göttliche Afygiouan .ihre Beerdsn «gegebttc kt, verweb rtfeem könnte, 
öffentlich zu den Gläubigem > au sprechen u»d ihneu>dk Lfehrt» und 
Gesetze der Kirche zu verkünden. Nach Aufhören der Staats-Censur 
kann das Placet nur den Charakter 1 -fer Genehmigung kirchlicher 
Yarpidnu^cn baboo, ekie aekke vmifikt aber flie 'vo« Gott selbst 
'G»iinen<zw«ieheifctge||stlicli«ri und weltlicher Gewalt. ..>• 



j£s, unterl}fgt_ kein#n> Zw«tfel, 4asfl : bej Einfühaiung geistlicher 
Gerichte den Laudeebebördeu, und Unterthwien gegenüber eine authieft- 
ttjgche ,Erklärung ,ider Btaatwftgierupg darüber : nothwendig .ist* dass eie 
r den fraglichen: geistlichen Gerichtshof als cencordatamäsaig anerkennt, 
nnd bi seiner Competen* schützt; ebenso gewiss ; ist es aber, das« 
.durch die k. Bestätigung,»ina geistliQhe Jurisdiction nicht übertragen 

...» 'Un -!•■ rrl; • . IV .1 

i ,;i Hergebrachte/ Bankte, heilige« baten,{ war stets im Geiste,deg 
Chriatenthuns uuddie Bischöle wind daber.idrt Uebetuengungf dass 
der Klerus in den eanoniseben Gesetzen! dtesioherste Gewähr, wigkliob 
hergebrachter Wahlrechte «rWickw, »ber «stob anerkennen wird, dass 
$oJ^che Rechte;nur .vpn der,Kirche;gegeben und genommen werden 
könnenlunddam ein ) $chute.des.Staates g,egen eine legitime kirch- 
jUche Ges^sgebung, r> oicht wdüs«g sek Andererseits wird es den, Bb 
sebpfen,:obliegen, darüber zu wachen, dase- niebt ibr eigenes comoordat- 
wägsiges Kcflbt und ihre .Pflicht.(Art,,3#l,-,|it v a.),al$ Genau« (gien* 
eins) .solche Geis^ücbe aiiftmrtelteB}, welche, sin; tu gedachtem Amte ,<gef 
eignet halten, darunter leide, sonach ihr Bestätigungsrecht der De- 
cane 4m Interesse rder-Kir^iet und; »der : [wühlendem Coiponction zu üben. 
Wollte »einerseits der Staat, früher oder später,den Dechanten Staat* 
li che Functionen übertragen*, so .kann ihn die« nicht .veranlassen, zu 
ihrer Wa^l mitetnwitben. h j •« f 

fcu $. 5. 

t i - . ... , i : . r 1 ■ ' 

Die Bischöfe erkennen die diesem §. zu Grunde liegende, wobl- 
WollgndaiAh^i din bizcböftcbje Jurisdiction' in ihrer Sphäre frei 
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w»lten zu 'lassen v dankbar an/ f bemerkend alfer ,! fedigticff ) ''zBir V^rbbtt 1 - 
gtng von Missverständnissen, > dass *unter öthätbbürgerfichetti Beziehung 
gen und bürgerlichen Rechts^erhältniseen üoi* solche-ferstättden wer¬ 
den können, 1 die ihr«r N*t«'r hachln die Sphären deS Stäatesge- 
hören, dass eis < a*fer «me ordats widrig w&e, ; ''wenn! gewisse mit der 
geistlichem Sentenz noth wendig in-'Zusammenhang stehende capridiif- 
sche:Wirkungen Wie ». B^Verluet-eSnes geistlichen Einkommens öder 
die F61ge der NalBtätsJErkläraag-einer-Ebe oder Scheidung def Ehe, 
'als rein bürgerlich betrachtete weiden Wollten. <’ ' i«’> > 1:1 

1*. ••»’>• •• . • • i*ii ‘U / n-in'A - V W.\ ,•! /*. T)!' •• • 

• V • H t II.- i •■(..» .) i ' ! ’ii ••'.•«. • i 

So sehr die 'Bischöfe überzeugt sind, dass detrecUrfefe 1 adprih- 
cipem, wenn er kuf üBe iw' diesfera ^. beBeichtfeten Fälle beschränke 
werden will, schwerlich einmal Vorkommen oder angenommen werden 

l jj ] j V 

könnte , so muss sich die Kirche doch jederzeit gegen das im $. 52. 
deir- II. Verf.Beil. ahsgesproebenb ündhier oeüerdihgs fbstgeh&ltene 
PriUcip verwahre».' Es 1 gibt iw der Kirehfo ,; öür ! edne / Vöii Ötitt ge*- 
setzte, in hierarchischer Ordhungabgefctufte Jurisdiction? ko ! wie der 
Staat-’ über Acte * dicker kirehtithen 11 Jtfrisdictien? 's i ch 1 eine' Jürisdictiön 
aneignet? ! schreitet ertiber'dtC'ihm vonGottgegebene Macht hiifeMs, 
«ttd 'Wenn 'er def tu AtiÄehöting eines kirchlichen Untergebenen gkgeh 
seine rechtmässigen geistlichen Oberen, als welche der'fkcuretfe'kd 
prinCipem' von ÖCr KlfchevUn jbher'behaChtet 1 wbfdCü Ist;' Gehör 
schenken würde t zerfiele jeUe 1 Ordnung*, ih Welcher Gottder Hbrr 
Kirche’und Staht gegrttnded'lÄt .' 11,1 ! ' - i ' : ! "* 

' In Bayern waltet iahbr tadeh < de» besondereRechts Verhältnis» eh, 
daiss' durch Art. XII. Kt; & des* Ceicörd&fes* den Erzblschöfenund 
Bischöfen- das Recht garantirt 'ist gegen Geistliche die von ‘dein hei. 
ligen Ooncil ' 1 voh Trient ■ bestimmten bder' Hufen sonst ! kngfeihe ssen' ’Und 
zweckmässig scheinenden'Strafen zn : v bthängen (also nicht 'blbs aus- 
zusprechen, Ankern in VoVlz ujg zu kclz eri)' unter alleinigein Vor¬ 
behalt des canortiseheh Recutsus' (öalvo CahbUico rbcärsus, flieht recUr- 
su ad' principom). • ,,:i "<•< ’’ ‘" !}n !l • ' ■ 

Gegen Missbrauch' geistlicher - Gewalt werden die Klrchfenänge hö¬ 
rigen ebenso ättTch-den klüchliehen 1 Ihsttfezbnzug geschätzt Werden, 
Wie die Staatsangehörigen durchden weiötcfien^lnättuiüenzug glegen 
den Missbrauch weltlicher Gewalt. Uebrigens 1 bCWeiSt 1 'diepräAtiSfe^ 
Erfahrung des so äusserst selten Vorkommens des recursus ad princi- 
pem und die regelmässige Erfolglosigkeit desselben, dass dieser Schutz 
ganz überflüssig-int. ’ " " ‘ 

Was die Einzelheiten (fiesbs 5- betrifft , sö ist bezüglich *Ht. ä. 
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BcJ^p !«» ShAuflfl» ^thigft, ! bpfferhÄi>iift»i:|it, ;,h.,kanp ; *gw«r Jt iW^»*T; 
gesetzt wßröpp.,; dta,.$«: Eirchfpositive. Ste#tsgeset?e ,,r»is .verletzen 
wird, $9 |a«gf ßte^t J^iflei.ßesetZf g.egpn ihre.Lehre uodDiscipi. 
lip. ^|^Mt, p^er dj? 8 ^p; pese^ ipH den:Gr*pdgp$pizsiii de* Kirche irr; 
gendwie yereipbar sj^d, i.AbfiT /Angfildcbts der,rip .d«n modernen Step* 
ten leider pur zu sehr, wachsenden Entfernung;, der Gesetzgebung yom, 
ch^icheu ^jtaudppuhf j dwfi * .dieses \ lit.,; h. ausgesprpphenp,. Aww 
njw;ht stillschweigend zugesjtpndep werden.! Zn Ut,! p„iist zu hepaerhpiv 
dftö? ätisserp, Zwangsmittel, im, gewöhnlichen/ßimte,4es „Warta (?• B, j; 
unfreiwillige Einsperrnpg, et^ ( ,dcr l!v Kirche dsriüalfin .flieht ,?u ,Gphotjf; 
stehen,, wollten sh er öamnter,$ trafest. verstanden; werden, welche in die;, 
Oeffentlichkeit treten, : wie, z. $, AnssßhbesöUng vom Gottesdienst e*£,. 
so würde dureh> eme solche; Auffassung ,die i kirohHches,Jurisdiktion; ge¬ 
hemmt, werden. hier $*t*,lit. id- pnthäUuPmgeifiir diie e# [innerhalb/ 
deg kirchlichen fnstanzenzuges,, vollkommen ausreichende; Abhilfe gibt, 
und, % de r ;ßtpnt wiederum nicht in,aeine Sphäre ziehen bann, ü . i 

‘ ■'■.■II 's- .'MUS .i-'iV-'U ! _il- _• Uv : •' ' **• • • •' n«,)!- •■••••: .•>•.; 
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Wenn der §. 69. lit. g. des Religions-Edictes, wie;in ftuthenti-. 
sehen Ausgaben der Verf.-Urk. und ihrer Beilagen (zu München 1818 
in der Expedition des Gesetzes*--fald''allgemeinen Intelligenzblattes) 
getankt #teht f ;typ* der Zulassung yon ^phppplrtmden spricht, so 
kpmmt er he», Verleihung, , von E'rpbeupfründen gar, nicht in Betracht, 
und dps, Copcordat Jiat hier „Ast-,1%, f. d*» iVerhältnisp für die, 
katholische Kirche sqhon,,fe3tgeatellt., i i aber die Lesart: zu Kirnt 
cheppiründen,tatgehalten,, ,pp:ptphti die II, Verf.,-Beil, mit sich.selbst 
5. 39., lit f.j|n, Widerspruch,! welche die- Approbation der .Kirchen-?, 
dieper d. i. die, Bestimmung jener ,Bedingung, .unter, .welchen,ein : in-, 
dividuum pu eipeipKijctApnauU zugelassen,,werden kann, zu,'den rein 
geistlichen Gegenständen rpphpet, , ..;; , t 

r Andere Beehie :4ee sLnndpeiÜmta kirchlicher Pfründen,; als die 
Art,dps Cenqordatep hezeichneta», lassen, siph (nicht i nachweisen,, 
und wollen fie { ,in, den unhestiUWtenBegriff der p«sona ! graita, hinein-) 
gelegt werden , sp, müssen <fce Bizchöfe, (ebrerhietlgat .verlangen , , dass 
dtaer,,Begriff WMd‘>'Aftiu^VII..rdof qpnewrdata durchu.Yertragt der^ 
beiden Aöpbsten! .QpnMmnten iRäfcpr fftstgnshellt.wegde, 
v,7 Wss .dpn s, gi^Efarscpncnra hetrifft,„sc! wird 8ich,,anf die hödbv 
step,,Ortes ;längst, vprWegendeni Aufträge bezogen, undieg können dtei 
Bisehöfs htec[,*urvfUhrfnrchtevollst .erkläre«, (dassaie weitere Zuge-- 
stäudtdsseuuichtiuu msehmMmiStande sei»«. , i , u! ' . : J 

l( i „iBwügBqh de* UmdebherrlicfeeniTiachtitels, wie er,hier und S. löv 
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besprechen wird, sei dieBemkrkihrg eH&ubt, Otoife, wihineib PatrOhitiS 
von dieV Kirche ’ mit ‘ 'einem so ausgedehnten' Patronate betragt 'ist,' *Wlb^ 
Se. Majestät der Könlg,demBeftben auch diekirchliche'4 T erpfHch-' 
tnng obliegt, Tteeh tltelgdbez tu seid', schob atis' dein' Grthidd;‘ 
weil,' wen« der Tischtiffelgebef'Wicht-vdihiahden 'Wäre, 0 hidüt ordtiifrk ,; 
Werden könnte und so die Ausübung 'des PatrOnatstechtes ‘Wegen 1 PrJe- ‘ 
stermUnget Von ■selbst eesslrte. *■ Die katholischen UrtterthanOn Sr. ’Ki J 
Majestät haben iiberdiee iin Hinblick auf dai Vom Staate emgezogetiO 1 
ausserordentlich grosse Kirchenvemi ögen, auf' die Stiftungen 

ihrer Voreltern ‘ Und adf die 1 Vbn Ilme« selbst geleisteten Stenern' 
das Unzweifelhafte Recht au erwarten, <iabs durch : 'kusreichehdeBe¬ 
währung * des TIScbtitels jederzeit dife erforderliche 1 Anzahl "Ven 1 ÖZdi- 
nandeb Und SO 1 'die Befriedigung der religiösen Bedürfnisse gesichert 
würde. Die TlschtitelvOriediung 1 tet älaö' niehf blöfese 'GttAdensäOhe, 
sondern' auch Erfüllung eines Rechtsanspruches 1 der katholischen Uriter- 
thanen, und es versteht sich sonach Con selbst, ! dasfl kie nicht aarf'Bw-'/ 
dingungen geknüpft werden kann, die kirchlich unzulässig wären, 
eine Absicht, die übrigens bei der t. Staatsregierung keineswegs vor¬ 
ausgesetzt Wird." xi) : ' 11 ^ 

J ‘ \ ‘ • 4 ■ l , . i-„ ‘ i - ! ■ • . '.»L# 1*'J .•• f.M I . »1 •!: ♦ • 
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Mit tiefem Schmerz haben die Bischöfe* den Satt' dieses 1 $.r 'ibei 
dem Acte der‘Einweihung soll jedoch ausgesprochen werderi, das* Vört' 
dem König die Verleihung der Tetnpot'äfien hertiilirt^ — wahrgfehom- 
men und entledigen sieh einer 1 heiligen Gewissenspflicht,' Wenn sie 
gegen diese Auffassung der Sache hiermit feierlich prötestlrenv Denn 
der "fragliche Satz' ist im. 'offenbaren Widersprach gegen ‘das vöm Con^ 
cordat-vorausgesetzte Und gewährleistete canonische Recht; gegtn den' 
Siim : der*- Verfassung,' gegen den 1 eigenen Zueäbmfetihang 'deSVoflid 1 ^ 
genden §. Nach dem canonischen Rechte Ist? t:: : J1 ' 

1) Der Bischof Öollator, Verleiher aller Pfründe», auch jener, 
auf welche einem Patrone das Prdsentetionsrecht Zusteht, ’nur^' mit dem 
Unterschiede, dass hier die s. g:collatto beeessaria j eintritt. ■' i! i:,u 

2) Eine kirchhche Pfründe istnach der gangbaren allgemein aner¬ 
kannten Definition der Canebisten \ jak perctsptam 1 peröiptmdi fvtoku* ex ij 
bonis ecclesiasticia ratienespiritualls 'Ofiteii : personUC ‘ eetelcsiasttCäe auc- J 
totdtate Ecclesia« constitutum. JRetnandandferes als der'Bischof ver¬ 
leiht ««nach jenes Rechte kirchli-CKe Einkünfte (d. i. die Tethpo- 
ralieivj zugetfiessen, weil Einkünfte ‘uhdAmt unzertrCbnlichsind'tmd 
haben die Bischöfe diese «oBatioder TemporaHen bisher auch nw tin - 
terbraclien geübt,• wie die inveatitafferiefe bkwetsial' 'Dk weftliche 
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Immission in die Temporalien* (kaino&ur eine vor der betheiligten 
Qpppinder eu^ggsHWbfire jYtgftobcsupg* des I^dflifiteiten, ;sei*i dass 
er .dpo betreflMdfii' ;h* dem Gewas, seiner Pfründe «4t idem., 

weltljphen scljdtsen w^rde. ,,W,ie die, Einehe; einen. Versuch nw)K 
li^pr ^e^sjitep,, , de# kürfthlMIlP« .Siufciü^. »Un» t Afoelil;*, 

Mi *(»*l**.|w» iw»^‘ed4 iM' *w>Peorst. P.JJvc.i&Yä* 

7, t ?c. ,AÄ. ftfi. ß& fWi'ffßeiWfc . ,«i- <£!*;»»!• • !.; in 'i 


Der fragliefaOt Satsdsfc vgegfetti die i MferfaBeong^i deiiB 1 diese <^§1>4#J 
und 47. der II. Beilage) garan^t der JKirehe das volle Eigenthums¬ 


recht ihres Veijmö^ens, also auch. <|es ‘P4ün ) doverm^ens^w|ihre^ der 
^taat, 1 aut dieses Vermögen gar keinen, Anspruch hat. .Lind dieses 

1 j !. .<• i; ; ; ■ • i iir. i’i.ivil' .i'i ( t ; i: ■ 11 • * • •.; - ‘ I I f iflt» ; 

Eigenthumsrecht wird weiter unten in der Entschliessung vom. 8. April 

Dult L iil ■! i,> ’Oiu ui * j J:u : ylu.f* j-i ’M i\.■ j.iiii/. il* ■ r -■:•: ; it «1.» 

als unbez weife it Anerkannt, Nun ist aber offenbar.. dass Niemand et- 

i . -...a «.Ti ... ,j, .«« Ti - -n r .u , T» j l; ./;? •j.b 

was verleihen kann,, wenn ej nicht /( Kigenthümer oder ^egi^imer Ke-, 

präsentaht des Engenthiimers ist. Der Staat aber. resp. der Landes- 

, *XZ . T rj> /*;vi *»!ua > .< .?■ 1 sj , , , t / ;]n»a 

herr, ist weder Eigenthümer des KircheuVermögens ? ( poch le^itl-^ 

mer Vertretet des Eigjenthumsj denn Ei^enthiimerin ist die Kirche undj 
Vertreter dieser Eigenthiimerin der Bisohpf. jStyia^h. iai^ etaf Ver¬ 
leihung der Temporalien durch den Landeshqrm auch nach der Ver- 

n.-TTTTP t, J~. • \\ in •>»u.\ • f ;.J< \ * 1 : • ..•» -.iv*. n 

J??$ r®[i *»:•» rii v <• U*-• i-.' ■•*!! in.\ , « nt u-iitd i.'. inyl j.'b 

Der innere Widersp^, . ^ 

menhang ist nach dem Gesagten ebenfalls evident. Denn während 
am Eingänge des §. ganz richtig iofl'der Verleihung kirchlicher ' 
Pfrdrid 1 en-, ! 'di' l/ des-th^hliöhein Chiles ’ürtd^dki“Üirdhlfcheh EiAkom- 
m&W'geredef wird , 1 wifd'öfötzlitttf efae äfirgdndWb feitfktHfelrb^MiW^tt 
Unterscheidung zwischen "deiü' Kfreheiiknit ürid Vldri' Teniphnflien £e^ 
macht, welehd tiinittrermphr aherkaibit’'Vferdeh fand. 1,! ‘ ‘ il : J 

’ a Mu öie "Bischöfe müssen 'daher ehrfurchtsvoll erklären, dass sie eine' 
sötahfe' iDeclaraiion der ¥mmission ii ) 1 'die' ‘^emporatien 1 mehlt' an^ 
rieh'men' ünd ^die lnimission nur in*'dem 1 open' pez^cAne^i Öinp’auf^ 
fasii^n Verden und dass Sie ’die Äusdrucke'^'verieilien', ? Vorleiliun^ 1 ’ 
bezüglich der Pfründen als iedigliicfi dem bischöflichen Rechte "zultoin-' 
nlühd beti^kchien müssep. n ü: s, " ,! 


1 - M 


■ ,i * **• i) ii*i 5» »L .-.J l:> 2u Ui § 4 1Ö * 11 ' l,M * 1 ■ t!l ’* l *‘ l, ‘* 

* f *: Li*» s »ii \ 0i*<‘ *> 1 U 1 -f» > M i.Mlr ui £ t -< ■ i " ^ t / »il» 

:i H o Naab 1 4t#üi,S0i ehet hesproohetmn Grundsätzen bezüglich des- Ei- 
gepthmasreflhtejit der KjtoßJw aof isa< JPfrüxkdeuenziÖgeB kann eine gut» 
aob^ioh« i Aeuss#»i«g; bezügHehi.dpr; Vicaregehahö. ziohtifür genügend' 
ereohteti fflUien» ftede»:)diefr*k«^cbsi[ßekitd* iflie Beqtfcnpmitg <der-t 
selben beanspruchen muss. .u, t & i:m nnidnt ji»d.\. ,uni* - ns tu« .i«i( 

I 
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-• ! * Die indiesem §. : enthaltene huldvolle Gewährung einer Bitte 
de» Episcopatee hat sieb in der ‘seit der Emanation der höchsten Ent- 
schHessung vom 8.‘ April 1 verflossenen -Zeit als sehr ersprtesslich er¬ 
wiesen und es werden die ; -Bischöfe Ihre Gutachten bezüglich der Be* 
Setzung von- k. Patronatspfarreien gewissenhaft abgeben, Phwe dadweh 
das Patronatsrecht beschränken, oder ihrem durch Art. XI.Äbsehn'. 4i 
den Cencordate»; gesicherten Rechte> entsagen zu: wollen,, u 




1 


iJ ‘ "^Zu J. u. ~ ! _ 

Durch'die allerhöchste Entschließung vom 20. Juni 1851 und 
vom k. April 1852 die Abhaltung geistlicher ^üssionen betretend, ist 
den pflichtmässigen Anträgen der Bischöfe nicht entsprochen und sind 
die t6.' und'7l! der‘iL Verfi-feeill niclit in' 1 einer j das kirchliche' 
Leben nicht beeinträchtigenden ‘Weise gehäridliabt worden! Die wohl- 
motivlrten Reclamationen jener Bischöfe^ die sich durch die Verhält¬ 
nisse ihrerUiöcesen zunächst hierzu veranlasst "landen, liegen der 
höchstenStelle schon langst vor, ohne dass bisher 1 eine Abhilfe statt 
fand! Die Bischöfe hoffen daher, es werde flieh. Staatsregierung sich, 
Überzeugen, "‘dass’ der Staat nur ‘zu seinem'eigenen grössten ‘Schaden 
die Kirche hindern würde, zur Herstellung der öffentlichen Sittlichkeit 
ihre Ueihürftel mit Völler Kraft anznWeridfen.- ' 1 **" " 


‘tih'l 1 


• ll 


f.** > \>h .111 »' ; i > Mi i t, - , ■») in -L jl'i. ;i i'i u. 

•I •. ..M IM). . .. . t I ;,Zu $. ,13. .i.i.i ,1.. 

iJRif Discl#? rtferd«n ; iplt Freude dgr Ye^, 

ordffiwget» be?>iglich .der Feier dej- Sonn- und Feiertage wahrnehmnu 
und s$hen upt Sehnsucht neuen schärferen Maßregeln zur Besehen-, 
kung der so furchtbar, verderblich w^rkepden Tapamusihen «ptgegetn,, 
worüber die Bischöfe erst neuerdings ihre Gutachten abgegeben haben. 

-• 1 : y i -1 ' . • . -. wi - i t <„ n • t . • ■» 1 , - •, ; ■ * ti ■ . • i . < 

Möchte hierbei besonders jener Grundsatz als irijig erkannt yrerden, 
welcher den Wirthen und. Unternehmern öffentlicher Lustbarkeiten 
unendliche Multiplikation letzterer gestattet, weil sie ihre Gewerb- 
Steuer zahlen, während die bei weitem grössere Ang^hl fler steuer¬ 
pflichtigen Familien und Individuen durch diese Gelegenheiten, Ter annt, 
und entsittlicht wird. So lange übrigens in den Bureau’s des Staa¬ 
tes die amtlichen Arbeiten an Sonn- und Feiertagen fortgehen, so lange 
die Arbeiten in Fabriken, Brauhäusern and öffentlichen Bauten an 
Sortn- und Feiertagen gestattet sind) so lange der : Eisenbahnbetrieb an 
diesen /Pagen oiha© alle Beschränkung fortdauert, so lange ist derTag 
des Honm iriefaft<gcfcührimd gohetiiget;' der Staat wird die traarigen sitt- 
licben Foigea , die dies 'für einen grosohn Theil ! seiner Angehörigen 
hat, nur zu schmerzlich fühlen müssen. =•■*** *»*'i 
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Zu §. 14. 

lieber die Gelübde in Nonnenklöstern haben in einer Ve'rhäng- 
nissvollen Periode (1847, von Bischöfen und selbst von Seiten des 
h. Stuhles) Verhandlungen mit der k. Staatsregierung stattgefunden, 
welche geeignet waren, letztere zu ‘ überzeugen, dass die Kirche die 
höchste Verordnung vom 9; Juli 1831 Und' überhaupt einseitige Be¬ 
stimmungen des Staates über die Gelübde nicht anerkennen könne. 
Um so unerwarteter muss die Rückkehr zu jenem Standpunkt erschei¬ 
nen, besonders wenn erwogen w^rd,. dass die hier festgehaltene Ver¬ 
ordnung nicht eine Verfassungsbestimmung ist, sondern lediglich eine 
Administratiymassregel, die nach dem Concordate im Hinblick auf 
den Art. XVII. desselben nicht erlassen werden dürfte, da sie im of¬ 
fenen Widerspruch mit der vigeus und approbata Ecclesiae disciplina 
des Tridentinischen Kirchenrathes steht. (Sess. XXV. c. 15. de regul. 
et mon.) Die Kirche kann daher dieser Verordnung eine obligatorische 
Kraft auch im Hinblick auf die Staatsgesetze nicht beilegen, da Mini- 
sterial - Entschließungen nichts Staatsgrundgesetzen Zuwider laufendes 
bestimmen können. Hierzu kommt noch zu erwägen, dass, wenn die 
Staatsbehörde bei geistlichen Orden, in deren Regel zeitliche 
Gelübde nicht begründet sind, diese ohne Weiteres vorschreibt, das 
ein um so offenbarerer Eingriff in die Sphäre der Kirche ist, als nicht 
einmal die Bischöfe eine vom h. Stuhl approbirte Regel ändern oder 
Gelübden, die nach den Vorschriften des Tridentihums gemacht sind, 
ihre Anerkennung versagen können. Auch entsteht die Frage, ob der 
Staat die bürgerliche Aufrechthaltung der von ihni genehmigten ewi¬ 
gen Gelübde beabsichtige und durchführen könne, durch welche 
die Begründung eines jus inspectionis in dieser Beziehung etwa ver¬ 
sucht werden möchte. 

Zu §.15., 

ist bezüglich des Tisehtitels schon oben das Nöthige bemerkt. 
Uebrigens müssen’ die Bischöfe die freie Aufnahme in -die Knaben- 
seminarien ebenso ansprechen, wie in die ». g. Klcrücalseminaricn. 

Zu §. 16. und 17. 

Die Bischöfe werden die Verhandlungen bezüglich der endlichen 
Erfüllung, des Art V. des Concordates einzeln führen, können dabei 
aber np? ; den genannten Artikel des Concordates als Basis anerkennen. 

1 Zu §. 18. : 

So lange die Lyceeu als Anstalten neben den Diöcesahsemina- 
rien bestehen, um den für letztere erforderlichen philosophischen und 
Archiv Ar Klnhtarccht. YIÖ. 27 
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theologischen Unterricht zu suUrCgijreny und so lange sonach die Ly- 
cealprofessoren faktisch Professores Seminarii ersetzen, können sich die 
Bischöfe nicht, damit begnügen, dass ihre Wünsche bei Besetzung 
dieser Stellen berücksicht werden. Denn um auch nur approximativ 
den Art. V. des Concordates zu erfüllen, muss mindestens der Vor- 
schlag vom Bischöfe ausgehen. Sobald aber die Lyceen mit den 
Seiuinariep ein Ganges bilden werden, hat die,ganz freie Ernennung 
der Professoren gemäss Concordat durch den Bischof einzutreten. 

'Zit §.-10. " ... ‘ ' ‘ - /s " ' ■ • 

, Durch das hier gemachte Zugeständnis ist die kirchliche Stel¬ 
lung der theologischen Fakultäten noch nicht vollendet. Niemand kann 
in der katholischen Kirche die Befugniss ertheilen, die katholische Lehre 
vorzutragen, als die Bischöfe oder der Papst? Hat der Landesherr 
aus was immer für Rechtstiteln ein Ernennungsrecht für theologische 
Professoren oder Religionslehrerstelien, so ist es dem Präsentations¬ 
rechte bei Pfründen insofern analog, ais der Ernannte, nicht lehren 
kann, ohne von der competenten geistlichen Behörde die Befugniss er¬ 
halten zu haben. Diese Befugniss kann aber der Üischof nicht er¬ 
theilen, wenn er nicht auf die Prüfung der Tüchtigkeit des Änzustel- 
lenden den gebührenden Einfluss hat und wenn sein Gutachten nicht 
entscheidend ist. . , . ‘ . 

« » . ' * ( »i • 1 * 1 . .. # w \ : , > : 4 . . i t - * 

Die Reiigionslehre an öffentlichen Schulen steht überdiess auf 
einer anderen Linie,, als der höhere theologische Unterricht an den Fa¬ 
kultäten die Schüler der öffentlichen Anstalten sind Diöcesan-Augehö- 
rige des Oberhirten und es hat letzterer die Pflicht, an ihnen die 

t i r - . t ' > ■ ? » ' ‘‘ i'■ . j ‘' ► ' • • ' . ■ * i > ‘ 

Missionen des Christenthums zu erfüllen. Der Religionsunterricht 
wird in seinem Namen ertlicilt und während z. B. eine theologische 
Fakultät durch besondere päpstliche Privilegien seiner bischöflichen 
Jurisdiction entzogen sein könnte, so findet dies bei der christlichen 
Lehre der Jugend nicht statt. Der. Bischof hat, ads® den. Religions¬ 
lehrer auszuwählen und zu senden, und will man, dagegen sageu, ,)dejr 
Staat bezahle den Religion sichrer und desdhalb habe , der Landesherr 
das Ernennungsrecht, so könnte 1) letzteres formell zugestandeu wer¬ 
den, wenn der Landesfürst nur den vom Bischöfe bezeichneten ernennt; 
2) werden in der Regel die Mittel zur Zahlung' nicht aus' fetaats- 
fonds, sondern aus altkatholischen Stiftungen genommeb; 3) die Pflicht 
des Staates, für den religiösen Unterricht der Jugend die Mittel hei'- 
beizuschaffen, fliesst aus der Besteuerung der katholischen Unterthanen 
und kann für den Staat keine neuen kirchliche» Rechte begründen. 
Bei dpr Aufstellung von Religionslehren ln Pfiyaf-Iuetituteu wird der 
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Staat keinerlei' Thätigkeit zu entwickeln, sondern es den Vorstehern 
solcher Institute zu überlassen haben, welche Religionslehrer sie sich 
vom Bischöfe erbitten wollen. 

Zu §§. 20 — 24. 

Um diese §§. richtig würdigen zu können, muss vor Allem aus¬ 
gesprochen werden, dass bezüglich * dtr katholischen Jugend die Kir¬ 
che die heilige Sendung von Gott habe, ihre religiöse Und sittliche 
Belehrung und Erziehung ! zu leiten und anzuordnen. Die freie Aus¬ 
übung dieser Sendung ist durch Art. V. des Concordates (vgl. §§. 38. 
33. des Rcligions^Edictesj gewährleistet, das Recht selber aber ist eiu 
dem Episcopat wesentlich inhärirendes, welches von der weltlichen 
Macht nicht genommen und nicht gegeben werden kann. Der Staat 
kann Und' soll (in seinem eigenen höchsten Interesse) die Thätig¬ 
keit der Kirche kräftig unterstützen, es wäre aber eine Umkehrung 
des in der Natur der Sache liegenden Verhältnisses, wenn er in Be¬ 
zug auf die Religionslehre und die sittliche Erziehung der katholischen 
Jugend die Leitende und Anordnende sein, und wie §. 20. sagt, den 
Bemerkungen der geistlichen Behörden geeignete Würdigung zuwen- 
deh wollte. 

Selbst das Religions-Edict §. 38. erkennt den religiösen Volks¬ 
unterricht als einen Gegenstand der Anordnung der Kirche an; diese 
Anordnung und die im §. 39. ebenfalls gewährleistete wirksame 
Aufsicht ist weit mehr als die §§. der höchsten Entschliessung vom 8. 
April v. J. besagen. 

Durch den zu §. 21. gemachten Beisatz: Einrichtungen etc. ist 
jede freie Verfügung der Bischöfe allen möglichen Hemmnissen ausge¬ 
setzt, und zuletzt doch wiederum die weltliche Behörde zum Richter 
über, das gemacht, was für Religiosität und Sittlichkeit der Schulen 
frommt. 

Mit blossen Wünschen bezüglich der Bildung der katholischen 
Schullehrer, welchen der gesummte ^Nachwuchs det katholisch en 
»fügend an vertraut werden soll, sich zu begnügehj ist den Bischöfen 
im Hinblick auf ihre Verantwortung vor Gott, vor der Kirche und 
eien katholischen Elternunmöglich. l)ie iraürigeri Folgen einer nicht 
auf kirchlicher Basis* ruhenden Erziehung der Schullehret sind über¬ 
dies in so frischem Andenken, dass die katholische Staätsregierung 
die gerechteste Ursache hat, dre selbstständige und energische Mit¬ 
wirkung der Kirche in dieser hochwichtigen Angelegenheit dringend 
zu wünschen, statt auch hier Misstrauen obwalten zu lassen. 

Bezüglich des Religions -Unterrichts 1 an den Gymnasien und 

27* 
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Latein-, sowie Land wirthäcbafts- und Gewerbeschulen sind nicht etwa 
die Vorschläge der Bischöfe von den weltlichen Behörden naqh Thun- 
lichkeit zu berücksichtigen, sondern nach der von Gott gesetzten Ord¬ 
nung zwischen Kirche und Staat haben die Bischöfe diesen Unterricht 
anzuordnen und zu leiten. ’ 

Zu §. 22. 

<• 1 \ . r ' :■ 

Der Pfarrklerus bleibt,, wie für seine, gesammte.pastoreile Thätig- 
kedt, so namentlich für seine Wirksamkeit hinsichtlich der Beaufsich¬ 
tigung und Leitung des Unterrichts- upd, Erziehungswesens an den 
deutschen katholischen Volksschulen dem Episcopate streng verant¬ 
wortlich und;es, werden die Bischöfe ihre oberste Aufsicht über diesen 
SO wichtigen Zweig der kirchlichen Mission entweder durch die von 
ihnen begutachteten , und zu diesem Zweck eigens bevollmächtigten Di- 
strictsschulinspectoren oder, durch andere Männer ihres Vertrauens üben 
lassen. 

Zu §. 23. 

Verfügungen überdas Schulwesen, so weites sich um Un¬ 
terricht in Religion- und Sitte und um Förderung religiös,- 

. i ' 

sittlicher Gesinnungs- und Han diu ngsweise handelt, gehören 
ihrer Natur nach und verfassungsmässig (§. 38. und! 39. des Religions- 
Edicts) zur Sphäre der geistlichen Behörde , die also nicht blos zu 
hören ist, sondern in der gedachten Richtung anzuordnen hat. Aus 
eben diesem Grunde wird der Episcopat Lehrbücher über Religions¬ 
unterricht nicht blos negativ approbiren, sondern es als seine Auf¬ 
gabe betrachten, sie auszuwählen und aüszuführen. 

' Zü §§. 24. 25. 

' *" - - ’ >, r i ■ ’ ■ • » 1 i i' 

Die wesentlichen Merkmale des Eigen thumsrechtes sind die 
Fähigkeit des Eigepthüipers oder seines rechtmässigen Vertreters, über 
das Eigenthum frfi zu verfügen und dasselbe zu verwalten. Hat dem¬ 
nach die Kirche ihrer von Gott gegebenen Verfassung nach Eigen¬ 
thum und Eigenthums-Rechte, wie es durch das Concordat und die 
sonstigen Staatsgrupdgeset^e gewährleistet ist, so muss ihr, d. i. ihren 
rechtmässige^ canonischen ; Vertretern.in der von.den Kirchengesetpen 
bestimmten Abstufung die freie Verwendung upd Verwaltung dieses 
Kirchenvermögens .zustehen. Den Episcopat von dieser Verwaltung 
ausschliessen und an seine Stelle eine staatliche Curatel setzen, 

• 1 < * i’ ' ■ i **► ( t. .$ * i, *t f 

würde die Grund Verfassung der Kircljp angreifen und faktisch das 
Eigentumsrecht der Kirche läugnen, wovon die k. Staatsregierung 
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dasGegentheil will und im Hinblicke auf die Verfassung wollen muss. 
Indern daher die Bischöfe die mit Ausschluss det bischöflichen Gewalt 
den auf üncanonischem Weg gebildeten Kirchenverwaltungen vom 
Staate einseitig übertragenen Befugnisse und eine Staatscuratel, welche 
ebenso den Bischof ausschliesst, als ,mik den kirchlichen Grundsätzen 
unvereinbar bezeichnen, 'geben sie sich der sicheren Hoffnung hin, dass 
die k. Sraatsregierung endlich das wahre Rqchtsverhältniss hersteilen 
wjrd, mit deren Anerkennung auch das in §. 26. berührte Concurrenz- 
wesen in einer den kirchlichen Gesetzen entsprechender Weise geord¬ 
net werden ,wirjl., f als die im gedachten §. angebahnten .sein dürfte, 
die nur als ein Uebergang zum Besseren angesehen werden kann. 
Auch hier ist das natürliche Verhältniss umgekehrt worden, und in¬ 
dem die k. Behörden in die Funktionen der Bischöfe eintreten, wurde 
letzteren- ■ die blos mitwissende und einsichtnehmende Stellung zuge- 
wieseai welche, .der k. Regierung auf diesem Gebiete zukommeu 
könnte. 

■ (M. .vgl. jetzt über die betreffenden Verhältnisse: »Die Verwaltung des Kir- 

chenverraögens in Bayern.« Landshuj. bei Thomann 1862.); 

Zu §. 27. 

So dankenswertb die hier gemachten Zugeständnisse erscheinen, 
so sind sie doch theils durch die in der bisherigen Bevormundung des 
Kirchenvermögens gelegenen Hemmnisse,, theils durqh die bei diesem 
§. gemachten Einschränkungen sehr limitirt und sonach ungenügend. 

Können die Kirchenver,waltungen unter Leitung ,des Bischofes 
über ihre Mittel nicht verfügen, kann letzterer die Coucurrenz anderer 
Kirchenstiftungen nicht in charitativer Weise ip Anspruch nehmen, ist 
überdies das freie Recht der Collecten upter den katholichen Kirchen- 
angehörjgen gehemmt, so kann gerade dias Hauptmoment: die Mittel 
bei kirchlichen Bauten, ,von der Kirche nicht beschafft werden, und 
hiermit fallt die Freiheit in Vornahme kirchlicher Bauten von selbst 
zusammen. Wer ferner die Verzögerungen, Verteuerungen, und durch 
die Unkenntniss vieler Bau beamten in kirchlichen Dingen herbeige¬ 
führten Uuzweckmässkciten, kirchlicher Bauten kennt, wie die bischöf¬ 
lichen Behörden, der wird es in der Regel .nur alseinen. empfindlichen 
Nachthejldes Kirchen Vermögens und der kirchlichen Bauten befrach¬ 
ten müssen, wenn die Kirche nicht jene Freiheit geniesst, die jeder 
Private hat. 


Es erfolgte nun endlich eine: 
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5. Königlich Allerhöehste Verordnung vom 28. Septegä¬ 
bet 1854, die Concur s-Prü,flupg der katholischen Pfayr- 
und Predigtamts-Candidaten betreffend. 

(Ans dem Regierungsblatt für d«s Königreich Bayern 18Ö4 Nr. 46, 8. 833—849.) 

Maiimftla» II. 

von Gottes Gnaden König von Bayern, Pfalzgraf bei Rhein , 

Herzog von Bayern j Franken und in Schwaben etc. etc. 

Wir haben U n s veranlasst gefunden, die über die Prüfung der 
katholischen Pfarr- und Predigtamts-Candidaten bestehenden Vorschrif¬ 
ten unter Einvernahme der Erzbischöfe und Bischöfe einer Revision 
unterstellen zu lassenj und verordnen nunmehr, was folgt: 

$. 1. 

Die Uebertragung aller katholischen Pfarr- und selbstständigen 
Predigerstellen, dann aller selbstständigen, mit pfarrlichen Rechten 
bekleideten katholischen Seelsorgestellen ist durch das befriedigende 
Bestehen einer Concursprüftrhg bedingt, welche gemäss der nach-, 
stehenden Vorschriften stattzufinden hät. '' 

. S-2, 

Von dem Bestehen dieses Concurses sind im Falle ihrer Be¬ 
werbung um eine Seelsorgepfründe oder um eine selbstständige Pre¬ 
digerstelle Unseres Patronates befreit: 

a) die in dem Range Unserer Collegialräthe stehenden Geist¬ 
lichen, .. , 

b) die Professoren an Unseren Universitäten und Lyceen, 

c) der Regens eines erzbischöflichen oder bischöflichen Klerical- 
Seminars, und 

dj die Professoren der Gymnasien und der ihnen gleichstehenden 
Lehranstalten, diese jedoch nur, wenn sie zehn. Jahre lang 
in solcher Eigenschaft zur Zufriedenheit gedient haben. 

§• 3 . ■ ( < ■< 

Die besagte Cöncurs-Prüfung soll alle Zwei Jahre für sämmt- 
liche einem DiöcesanVerbande ängehörebde Pfarr- und Predigtamts- 
Candidaten an dem Sitze ihres Diöcesan-Oberhirten und zwar in der 
Regel in einem der Sommermonate jedes zweiten Jahres abgehalten 
werden. * ... 

§• 4. 

Die betreffende kirchliche Behörde macht drei Monate vor dem 
Concurs den Termin desselben durch ein an den Klerus gerichtetes 
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Ausschreiben bekannt und es haben die Con Currenten längstens sechs 
Wochen vor dem Termine ihr Zulassungsgesuch bei dem betreffenden 
Ordinariate einzureichen. 

Die Admission erfolgt ‘durch ’ ein längstens 14 Tage vor dem 
Termine auszufertigendes .utaäiT gegen Empfangs-Bestätigung des Bitt¬ 
stellers zu behändigendes Deere! 

Die bischöflichen Behörde werden 1 zü diesem Concurse nur 
solche Priester zulassen, welche' im Besitze des bayerischen Indige- 
nates sind, bis zum 1. Juli des betreffenden Jahres vier Jahre mit be¬ 
friedigendem Eifer und untadelhaftem sittlichem Betragen im Ihlande 
seelsorgliche Dienste geleistet, oder ein öffentliches Amt in könig¬ 
lichen Diensten bekleidet haben, und auch durch Zeugnisse der Di- 
sjtripts-Polizeibehörde und Districts-Schulinspection ihre gute politische 
Haltung und beziehungsweise ihren Eifer für die Schule nachweisen 

' V‘f . . »■' .. *-f *,»:•(• , . • »;{; ; 1 ; i' * • • • y 

können. ( , , , 

Priester, welche nicht empfehlende Sitt'eWnotcn häbeVi, werden 
nicht zugelassen. 

Die .Gründe der Abw.eisppg werden stets angegeben .werden. 
, r .Qggdi<jLateii, Jenen an der YQ;scJhriftsratps/3i,gen Dienstzeit nipht 
n^hr. .^s Mopate felftep,.fcpnpen jbei .pntsprechepdem Yorhapden- 
seip Jef jüh^gpn. J^fprfteruissp zu; ?;üfung yugplpssen werden. , . : 



• -t. f f.V • r . , * t > •’* ; .. 1 t • II \ ; ’ : -* t ’< • ‘ * 

Der Bischof setzt, idie, Prüfungs-Commission aus einpm Vorstände 
und 6 bis 8 Mitgliedern zusammen, nämlich aus ^.bis ( - 3 Mitgliedern 
des Domcapitels, 2 bis 3 Professoren der Theologie an der Univer¬ 
sität oder dem Lyceum, welche hiezu einzuladen sind, aus einem wirk¬ 
lichen Pfarrer und dem Regens des DiöceSän-Seminars.' . i > 

' ' Dife k!. Kreisregierung wird von dieser' Zusammensetzung be¬ 
nachrichtiget, Und ersucht, behüte des Referates über kirChenpolitische 
Gegenstände aus ihrem Gremium einen Examinator katholischer Re¬ 
ligion abzuordnen, welchem vom 'Bischof ein Correfereht 5n v genannten 
gemischten' Gegenständen beigegCberi Wird:" ' '* '' ! 

, S- 6- 

Die Prüfung, welche in der Regel an vier aufeinander folgenden 
• Werktage^ des Jiloygens von 8—12 , Uhr und Nachmittags von 2—6 
, lyorgenomm 61 ? .werden soll , beginnt mit der schriftlichen Ausar- 
ppftungvpn Probeapfgabpp, beziehungsweise mit der schriftlichen Be¬ 
antwortung von Fragen aus folgenden Gegenständen: 



424 Zetermayer. Die katholische KlrehenfrageinBayern (1852—58.) 

Erste Abtheilung. 

1) Dogmatik, 

2) Exegese, 

3) Moral-Theologie, 

4) Kirchengeschichte, 

5) Kirchenrecht, 

6) Pastoral-Theologie, 

7) Katechetik, 

8) Predigt., 

Zweite Abtheilung. 

Gegenstände des Staatsrechtes und beziehungsweise der Staats¬ 
verwaltung, soweit dieselben den pfarramtlichen Wirkungskreis be¬ 
treffen, mit vorzugsweiser Rücksichtnahme auf die über das Schul¬ 
wesen, sodann über die Kirchenvermögensverwaltung, das Armenwe- 
sen, und die Religlpnsverbältnisse in Bayern bestehenden Bestimmungen. 

$• 7. 

Aus jeder der in der ersten Äbtheilung genannten Disciplinen 
ist den Candidaten eine Probeaufgabe, aus den Gegenständen der 
zweiten Abtheilung sind denselben zusammen vier Probeaufgaben 
zur Bearbeitung vorzulegen. Für Ausarbeitung einer jeden Prüfüngs- 
Aufgabe wird mit Ausnahme der Bearbeitung des Predigtstoffes, zu 
welcher drei Stunden einzuräumen sind, ein Zeitraum von zwei Stun¬ 
den bestimmt, nach deren Ablauf sofort zu dem nächstfolgenden Ge¬ 
genstand geschritten wird. 

' ’ ' 1 - ‘ ■ f 

$. 8 . 

Vor Eröffnung der Prtiftxng-wird eine Sttzbng gehalten, worin 
durch den vom Bischof bestimmten Vorstand die rein geistlichen Re¬ 
ferate vertheilt, die Prüfungsaufgaben berathen, und per majora fest¬ 
gestellt werden. Jeder Referent hat zu diesem Bebufe zwei Prüfungs¬ 
aufgaben zur Auswahl vorzuschlagpn. 

Die vier kirchlich politischen Aufgaben werden hierauf von dem 
Regierungs-Referenten in Uebereinstimmung mit dem Vorstande fest¬ 
gesetzt. 

$. 9. 

* f 

Die schriftlichen Ausarbeitungen sollen unter fortwährender An¬ 
wesenheit und strenger Aufsicht des Vorstandes und eines Mitgliedes 
der Prüfungs-Commission stattfinden, von welcher gegen etwaige Uh- 
terschleife sorgfältig zu waehen ist. 
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Des Candidaten ist hiebei lediglich der Gebrauch der heiligen 
Schrift, des corpusjUris-canonici und der Beschlüsse des Concilhtras 
von Trient, nicht aber die Benützung anderer Hilfsmittel und nament¬ 
lich nicht jene von Compendien, geschriebenen Lehrvorträgen etc. 

gestattet. - !i - • '> • : - ; 

> •' ■ . ,1 • - •: ■ ! ‘ ■ ' . ' 

$. 10 . 

(Nach Beendigung d^r schriftlichen Prüfung haben dieCandidaten 
einen Haupttheil der von ihnen gemäss §. 6. Nr., 8. schriftlich aus¬ 
gearbeiteten Predigt vor versammelter Commission von der Kanzel 
vorzntragen; doch soll bei grösserem Andrange, zum Zwecke gleich¬ 
zeitige* Tornähme vön jb zwei Candidaten, der Commission gestattet 
sein, sich abzutheilen. ’ ’ 

$• 11 . 

Für die' Censur sowohl, als für die Classification werden sechs 
Notengrade Und eben so viele Clässen bestimmt, nämlich : 

I. der ausgezeichneten , 

II. der vorzüglichen, ■ 
ta. der sehr guten, 

' IV. der guten, 

V, der mittelmässigen, 

VI. der unzureichenden Befähigung. 

Die Zumessung der Noten hat allenthalben 
eigentlichen 'Wortbedeutung zu geschehen, wobei ini 
wird, dass das Prädicat „ausgezeichnet“ nur den durch besondere 
Gediegenheit hervorragenden; Leistungen, jenes der „unzureichenden 
Befähigung“ aber nicht nur den misslungenen, sonderniauch den mit 
Benützung unerlaubter' Hilfsmittel gefertigten , oder; von Andern un¬ 
verkennbar abgeschriebenen Elaboraten, sowie in dem Falle >: zu er- 
theilen sei, wenn aus irgend einer Diseiplin ein, Elaborat gar nicht 
eingereieht worden ist*. . 

, $ 12 . 

I. < ’i: i • • •. •.: - *, t * t i ; i 

( Die Censur der oben $. 6. in der ersten Abtheilnng ^ufgeführten 
schriftlichen Probearbeiten erfolgt gleich nach beendigter Prüfung, zu 
welchem Endzweck sofort die Elaborate unter die Mitglieder, der Comr 
mission zu vertheilen sind. Die Commissions-Mitglieder haben sich 
in das Censurgeschäft nach Disciplinen zu theilen. 

Jede schriftliche Ausarbeitung wird von drei Mitgliedern der 
Commission censhrt, und erhält von jedem derselben -die nach §. Uv 
zu bemessende Note, welche von dem Censor in eine eigene) den 


\ i - iv MM, 

strpig^nach ihrer 
besondere bemerkt 
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Nameui der Candidaten uqd <üe Bezeichnung 4er P.röftWg»r,Gegö**tände, 
dpu? eine» Rubrik ^otfo^umme. ^Mii^KlU jUBd K m .^leflem 

Behufe in litbqgiraphirten ,E*eroplswep zy.gejtheiltmde, Cem-tuflleo ein- 
aiitragen.i^t. i'*.I •■m>,)*»<j**-»-•■„• .,• ■; m‘i*|; ; !<> > üt; - •»f<; t!v) 

Eine Zwischen- oder Bruchbezeichnung findet hiebei night t sfMt, 
vielmehr ist im Falle des Zweifels und des Schwankens zwischen 
zwei Notengraden auf die von (Üeii^ Candidaten bei Bearbeitung des 
Gegenstandes' bewiesen« 'Ibjgisfchie' ’ftfthiühg, ‘ailf Btyl tmd 'tx^rStellungs- 
weise ’ehtsBhdide^de^ feüdksicht'fcü‘'Äehiüetii ’ 1 b •dtt.jimii <■ ■■ '• 
\'.;r /! ’i'i'ij '< t i 11'*; i"i 1 * ) r ‘ Uik:U\ - I >'r *f%* t lyli, n'L -1 *1 >li »<i«.>’» 

^ 13 , 

«J »i t\ j <i,M'«y. r X ,t?iM . f TÜb•*’« V2 ^3 U*»' (I >:t|) 

; 1 ? ie 11 .^ ir %W. 0 l it !s«hen Aufg$ep .werden .yofi dffln,,.R«gieri4r!gf- 
Referenten und von dem bischöflichen Correferenten gieicbuxä@sig,(Cjensirt> 


S*i ^ 

, Di^ Note ftir } den, piüpdlicl^en , Thpijl der Prüfung wird. durch 
Stimmenmehrheit t der anwesenden Cofjayiis^ipnsmit^lifder geschöpft und 
sofort in das Prüfungs-Protokoll eingetragen. „ t j 

Hiebei ist zum Zwecke der nähere^ Würdigung ^er Candidaten 
hinsichtlich ihrer Befähigung zum Predigtamte,unter, kü^er Andeutung 
der in Begehung auf die Behandlung des Predigtstpffes ,, auf den Vor¬ 
trag , den körperlichen Anstand, die Reinheit und <^en Klang der 
Stimme, die Action u. s. w. .gpn^achtjen Wahrnehmupgepy insbesondere 
auch darüber sich zu Bussern, ob und für welchen Rang «hier selbst- 
ständigen Predigf^anzel der Caiylidat allenfalls f geeignet^el. . , 

% • t ii... • i ;i .: i: j. fi ■' v • " ' .§•! 15, - i )• *} «■-■.*. ti • 

• ’ ’'Nach 1 beendigter Censur und * nich ■ erfolgter Efnlieferung ■ det 
Prüfungsarbeiten, dann dert: gefertigten' ■ Ceneutlisten' 1 tritt die : Classr- 
fioirung : d«fr Goncurrenten einv welche durbto die- ! Wsohöfliche Behörde 
vorgenomtndn wird. . ■*-.». • u.' i . .1 ** :• •. <vb •• -u-i >J- 

Zu diesem' Behufs' werdet 'alle- einzelnen Noten/ welche ein 
Candidat aus den schriftlichen Probearbeiten beider'AbtiteiUmgen-er¬ 
halten hat, zusammengezählt, und ^urch die Gesammtzahl der bei 
ihm vorgenommenen Censuren, nämlich durch 32 getheilt. 

Öle hiebei sicH ergebende* feurchs’clinittssunime bildet die Ha 


ttssumme bildet die Haupt- 
lahl Hinwiederum tue 6lasse 


prüfüngsnote des Kandidaten, deren ganze .SSaHl Hinwiederum ,_ 
bezeichnet^ welcher derselbe ziizutheileii ist. ’ ’ / * 5 

•i *i *•>*.<» • ‘ -- f “> 1 .bist •. if iiiMih'i > ' uv ■ >ii- ■ 

nM i’.\ ifSvil}?’ >tf .lilift . / -i. ; > 

i Ergäbt? Mch .b«)» Berechnung 4er. HauptnoteiwituBtuchtbeä, wel¬ 
cher -: 16 /g 2 i, solfin i diö .Hälfte, ilb«rsteigt; f ia#t isb der .Gandidat deri nächst 
«riterentGJaßse .zuzuweiftön. .* «n: ; <•wi-h.-? f - *i./ .|m. •« •. 
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U( , Ra.^i^ «^mn^liihfeigpielBiveiäe ein Carplidat, dessen Noten sumnte 
79 beträgt, mit der Hauptnote II 15 /aa der EL Clasge (vorzüglicher 
Befähigung >,,dagegen ein Arn^r, .dessen, Notenauniroe>83 beträgt, 
mit der Rauptprfifhngsn9t,n IE 19 /j8M . giesse (sehr guter, Bp* 

föhigpng) »ngehörep« .... , : i • ■•■» 

Der Platz, wpR]^n.$in .Qaqdidat, in der Classe, beziehungsweise 
ip der ganzen Reihenfolge. der ^oecurrenten ein^nnßhfp^n (hat, wird 
durch die Zahlengrögse seiner Rguptnote bestimmt’i Bei .gleichen 
Hauptnoten entscheidet über den Vorrang das Ergebnis» der münd¬ 
lichen Prüfung, eventuell die bessert Note aus dem Schulfache. 

; \ - », J .; r . ;I •*: - . ; ' ‘*U; 

,, • . , S* E7* .1 t» ..... . . 

Die Orcünwiate haben sofort die Ergebnisse der Prüfung ein- 
snhtiesslich, der BohriRlicbep* Ausarbeitung«» an Unser .Staatsministe¬ 
rium des Innern .für Kirchen- und Sehulangelegenheiten » ei»zusend«iv 
und demdessfallpigw Berichte Uettaffigeon ' v f < ^ > i y 

: ,a) ein 1 einfaches Namens-Verzeichntsa der geprüfte» iP£arran?(ts-fCate 
,, if . ; 4idate n U«ch der .Reihenfolge der • Stattgehabten Claemfiöirung, 
unter Angabe de* 'Oteaee,. de» Platze» itmd deii Heuptnoteii ■.> um 
b) die in alphabetischer Ordnung gefertigte Hauptclassific»tteusJtab<dle> 

: , welche nachfolgende Rubriken Mt ««thaltett hat s >■/ 

I).,den. laufenden Nummer, .<M * ■ < •••':•> - 

^),ljauf'!i«t!4 Zunamen, de» Candidaten^ i ■■ 

.3) Zeit, und Ort der .Gebart, ■ v\ n wn •••' < »■ ' 
4).Tag r Monat und dahri de» Eintrittes in den öffentlichen Dienst, 
- £) gegenwärtige' Anstellung öder Verwendung j / i.. 

. 6) die dem Ordinariats-Zeuginiase zu entnehmenden Noten über 
wissenschaftliche Bildung, Amtseifef und sittliches , Betragrn, 

7) die Hauptnote aus dem Zeugnisse der Districts-Polizeibehörde 
und der Districtsschul-Inspection, 

8) die .piaese , dun Platz und die Hauptnote nach dem Ergeb- 

niese des Pfqnrr- und Predigtamts-Goncwrses, . ; . 

9) die Notei aus .dem. mündlichen Theile dieser Prüfung, 

10) besondere Bemerkungen, namentlich auch darüber, ohy und 
; für weleheu Rang, einer selbstständigen Predigt-Canxel der 

, Candidatvgeeiguat »ei.:• 

■ :t / S ■ < ! Mi ' W?1> fili». M T^f jg i *- ’ ’ » 

* .. *.*U ->M > " »1 ,f '' ' t * ' *• ' *» " 

. ^ch Unsens,RtgatprRRnisto- 

nW? % R^^p,^, : ppd ^c^ng^geob<?iteu «nd dep 

betreffenden Candidaten die erlangtem ^^ncftrsprüftmgJt-Noten ,pp(pr 
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Angabe der Hauptnote, ider blasse üüd ; dis’ Blattes,''dhAti' 8er Xnzahl 
der Concurrenten, auszufertigen. '* ’ • i ; u ‘ 

Den Candidaten der letzten Cliufcs^ aber 'ist zheröffWeii, dass 
sie wegen unzureichender' ilefähigang zitrückgeWiÖsen ■ «Med. 

Diesen letzteren bleibt es gestattet, sich tffei eiih 
Concurse einer’ wiederbolteh 'Priffhü^ zh Initär^eÄCd. v 
1 iTach dreiiriä! erfolglbsbestahden'em Concur^ 'findet eine deitete 
Zulassung zü demselben 1 nicht"inehr statt:'" ' ' 

' ••• .>\ i ' - 'i ; T • , i • n / .»•»'> !*»(•• «d >» • ' ■' ; « 

.()!< : ■- ü. . >♦'•/ ■,(}> ■, 

Die Hauptclassifications-Tabelle bildet die Grundlage der bei 
Unserem Staats-Ministerium des 'Innern für Kirchen- und Schulange- 
legenheMeu ' übet den Stand dir gedrtifteir Pfarr-' und Predigtamts- 
CandidatC« 'zu führenden uwd' gehörig bvMfchV ; CU hfcltettdert 1 ^oriAerlr- 
btt6her‘ l ''SU‘ diesem Zwecke «ollen ‘wHe Ve^ättdbrüiigeft ; , , Wodtitch l die 
Anstellung eines solchen tJundiduOew ♦m'Beelsörgedlienst irgend tiiP 
itiö^lreb 1 Odet Unstatthaft geworderi'ht, * toti der / obethirtttcheti Stelle 
deti"Krehrre^lerungbn : mitgtetheift, tMid l ’VOh 'Sesen alsbald 1 dOm ‘Staats¬ 
ministerium . des’ InderW 1 i für * KtTdh erd' und S^hUlangelOgetiheMen ange- 

«^gt^Weftfen.'*'^"* “'"MV* 1 *. i<!ii-'i.!«' rJ -■» KV 

Ausserdem tjoHehf lBf ’di« gejünfteh,'JedOCh' «OCh 4fih< stabil 

angestellten Pfarr- und Predigtamts-Cattdidtrtfen jetiefCohedCse, welche 
die Reihe der Alistellung' dni iAllgemeinen trifft, aUjährlifch' dfis ober- 
hirtlichen Qualifications-Zeugnisse dttreh' ; die 'Kretsregierungen erholt, 
und iA eiriemder Habip#classi0eation(f»T&bdlle ’ angemessenen 1 Ydrzeich- 
nisse, unter AngabedeB* 'Aufenthaltsortes,'der 1 * Vewirbndurtglä’v^eise, und 
der allenfalls bestehenden, 'besonderen Anträge^ dem Staatsministerium 
des Innärn 'für' Kirchen- und Söhulangei^fenheiten Vbrgelegt werden. 




'.UV ' X !'f 

;$• : 20 < 




Bei Verleihung def zW Unserem Patronate gehörenden Pfründen 
werden die Classification« Ordnung «Ad dfer Vorzug 1 der geprüften 
Candidaten*'de# älteren CJoridurees 1 Vor jenen'des 1 ‘jüngeren ,' 1 'unter der 
Voraussetzung 'ihrer‘fortdauernden 1 Würdigkeit^"^tets'insoweit In Be- 
aohtdng gCzogbn weiden^ als efei die gegebenen Verhältnisse 1 und die 
erforderliche Bedachtnahme. auf die Beförderung bCrehe-btepfründeter, 
verdienstvoller Priester gestatten,. FJivatpatrone sind bei Ausübung 
ihres Präsentationsrechtes an die Reihenfolge des Concnrses upd der 
ClaSsibcation nicht'' geliuAdert, 1 '‘dagegen über : $elialteh j ’ aiisscHliessend 
nur geprüfte übd '-För 4 befähigt etHärtC 'Pfa'ri'- rekpl 1 Preckgtamts-ban- 
(fidätenin Vorschlag! zu' bringen.' 1 ‘ 



Gutachten f fyfhfife . v, |5. 185jl üb. v. 8. April l&t. 


§• 21, 


/ .■ . (■ i,.\ 


P*b geprüften Ffarr-, und Predjgtaflrk3-$aitdidaten der ersten und 
zweiten Classe gestatten W!?>.,eich, dreimal ; jyit>e tjaph derJpopeursreihe 
8 te treffende, iPfri^df.ig^. vierliiittpn,, die piner; efntrüg- 

Weherpn; odejt ,ihren, Verhältnissen m^fir znsggenfteu Pfründe »bwwartpn. 
-- 7 -, UebrigengiPpMen. gtptfUte..fia Bd l tf ate P t welphe im .Bfpitjse. f infj*chpr 
Dfttefipien .jslnd,, wfie bi^her, .bei,.Verleihung sogenannter Anfangs- 
Pfründen .flwgfngpn, Tfei;dw>. ; .wp§eg^ ( efti bleib$, 

seiner Zeituip. eidedjg^ Vf^de^,^^; WWW .fjpb ap ^ewerbee- 


«vx 


. »r»ji J » H ti »iii 






* Den oberhirtlichen Stellen bleibt ' dle Walil def Mittel Zunächst 
überlassen, durch' die sie in'den &fand' gesetzt werden," diejenige 


Bripster ihrer Diocese "kennen zu lernen, Welche' mit' den iibrigeA 
erforderlichen Eigenschaften besondern “Beruf und ein hervorragendes 
Talent für das Predigtamt verbinden, andres ist dieses Ümstandbs bbi 
Ausstellung dm oberhirtlichen | Qn^lifications-Zeognisse für die Ztilas- 
lassung zur Concursprüfung ggggl^rien Falles ausdrücklich zu er- 
wühwn,\ 


; ,Dabm ihaheiWI>^M VOTa.iPP^ii* 1 *® Priesfer, > welche die bei der 
Prüfung fdtgelngte.PtiPbpi eiper ausgezeichneten Tüchtigkeit im Predigt¬ 
amte auah in ibttfn, ip$e#tlif$^n Wirken als Prediger oder als Pfarrer 
Wh/rßt»; «Kalffie, feingprpk bewährt,. uiyd, dgmit.pinen yorzüglichen Be- 
rufiteifer und eiueui.ücht Werikalis^fken Wgnjief ^rbMhdep,, h^>eu,, bei 
Besetzung besserer Pfarreien, besonders: in-cStädten . und .Märkten, 
yorzugWpiae, ^e^f^cbt ,.zu . . 

§i 23. ' 


Tom' Tage der BbkänntftfA!6htiftg dibsef TeTotdbung im' Regie- 
rungsblatte «^„ trptpn sämmtlicbe, über die Cöncursprüfüng ' der 
katholischen Pfawhund Predigtamtseandidaten prl^^senpn, Vorschriften 
ausser Wirksamkeit, und es haben.die 1 -vorstehende«-. Bestimmungen 


für alle Diöc&seii Unseres Reiches gfeicfcroäSsige Anwendung zu 


finden. 


’iU i'Ji 




D.pch wollen^W|T|V Jhp.^jpfinblic^p auf die inderDiÖcese Speyet 


bestehend«)^ besondwu Verhältnisse^ b*s auf Weiteres gestatten,, 
daselbst def'NtfchweiS'cder^v«Uen,.«mtei! :$.iAmis i Admisaionsbedingniss 
geforderten Diensteszeit erlassen erente:' * ’’ ! *» "«; u *r 

o «• f . «i/ »i r ; 


^.§fv;24fo 


Die nftchstte DOncursprtifung findet im hStirigeüJahre statt, und 
ist sclileunigsit' anzubi'dneh, ' ‘ • ' 
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Zu derselben werden zugelassen: 

' diejenigen Candidaten, welche bis ztira 1. Juli 1853 ,die 
Vorbedingungen hiefür erfüllt hatten. . » . 

Bei der Classification sind diejenigen Cahdidatett} welche 'berehs 
am 1. Juli 1851’ den Vorbedingungen genügt hatteh, ' und daher hi 
diesem Jahre den Cöncurs hätten bestehen können, von den Candidaten 
des Jahrgangs 1858 zu trennen, Und ist für jeden der beiden genannten 
Jahrgänge eine besondere Reihe der Concutrehten zti bHdfen. ; ; 

Im Falle bbwaltender' besonderer Verhältnisse “ bühnen 'in- dem 
heurigen Jahre zwei Prüfnngen vorgenommen werden, so zwar, dass 
äuß ersteren.,diejenigen Candidaten, welche, bis ^um 1. Juli, 1851, 
und. zur zweiten jene,, welche ans 1. Juli 1853 die vorschriftsmässigen 
Bedingungen hiefür erfüllt haben, zugelassen werden. 

Unser Staatsministerium des Innern für Kirchen- und Scliul- 
Aßgelegenheiten ist mit dem Vollzüge gegenwärtiger Verordnung 
beantragt. ; . ,, 

Berchtesgaden den 28. September 185i. 

4 ar»*. ■ 

v. ZVMhUi - 

Auf Königlich AllöriiÜtbsten Befehl: 
der GWneraHSeeretär, 
Ministerialrath w. Besold. 

Erst unter dem 0. October 1852 erging’ eihe an dte Bisdiöfe 1 gerichtet»* 
Antwort anf die Denkschrift vom' 15. Mai 1858. Sie wurde‘den Regierungen** 
hOrden bekannt gegeben durch felgenden • t ,< 

6. Ministerial-Erlass vom 9. October 1854 an die Kgl:'Regierungen. 

K. St. M. d. I. f. K. u. Scb.-Ang. 

• Dej;, Kgl. Regierung K. d. ,1. wird anruhend, eine Abschrift jener Eröffnung 
zur Kenntnissnahme mitgetheilt, welche den HocbwOrdigaten Herren krzbisehOfen 
und Bischöfen aus Anlass einer allerunterthanlgstenVörStellung derselben mH 
Allerhöchster Ermächtigung Sr. Majestät des KOnigs’ in Betreff des Vollzuges Mw 
Conourdates unterm heutigen Tage zugegangen ist. >. , ,• \ </ 

i •. Wie aus dem Inhalte dieser EntscblteMung Ziff, 8, hgrvorgebt, i^A,in der 
bischöflichen Eingabe gegen den Gebrauch des Ausdruckes »Verleihung der Tem- 
poralien« bei dem Akte der Einweisung Bedenken erhobeg worden. 

Um Missverständnisse Ober den Sinn dieses Ausdruckes zu'Begegnen, wird 
hiermit verfügt, dass von dem suti Ziff. B. der MtaisterikiemschliesBung vom &. 
Aptü 1852 ln fine ungeordneten. Erklärung Umgang genommen .werde- . ^ 
München, den 9. October 1854. ,_ , ; 

Auf Seiner Königlichen Majestät allerhöchsten Befehl: 
von Ztoehl. 

An die.fKgl. Hfigierung K. A I., ftorgb fjenJBipist«^: der 

Den Vollzug des Concordates betr. General-Seeretir Ministerialrath 

v. Bexölä! ‘ " 
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1. Ä BlWo/t i ttes i fe'a^fcrtsfch'fen Infnt?tfei!fo'ihs^ Vötii 9 ! ,' l Otte : bfer l, l85H : auf 
die'Dviik'syWtm^tfet »isch«fe vom 15l Mal 1853. 

ftjeri.' - ' i,! 1 

■ • f i J < ; /• *’i -t U * °it«. «J » 1 • *♦ . *i ‘ 

St^ats^ninist^iu, dt-s Urnern £ür. Kjrc|}ep: unp Schulaqgelegenb.eiten. , 
Seine Majestät der König haben die Erklärungen, Anträge undsWüUOCbe* 
welche djg Hoch würdigten Herrn Erzbischöfe von Münehen-Freising und Bamberg 
in Uebereinstlramungmitihren Hoch würdigen'Herrn Suffraganen im Betreffe des 
Vollzugs des .Concordates in .der, unterm, ,15. Mai. v. J. abergebenen allerunteCr 
UMjnjgsten Vorstellung niedergajggt haben, in» Hinblicke auf die Wichtigkeit dca 
Gegenstandes einer .storgräliigen, Prüfung unterstellen lasset) «nd das ^unterfertigte 
kgl. Staatsministerium alle^gnädigst zu, ermächtigen, geruht. Aber, die in lener Vor* 
Steilung und deren. Beilage,.ent härenen wesentlichen Punkte, dein 
Folgendes izn eröffnen:, , ...// . , 

Die. oben, erwlbnte. Vorstellung,herühft. zunächst^ 

, J. Die fragejiftlMfrdie Ergighung des Klerus) 

II. Die Stellung und Einwirkung der Bischöfe rüeksichtlich der höheren 
Bjldungs^Anstaltenr/nhwentlich auph.der 'Universitäten. 
jlL Die .Frage , AlifT i# SteHnng UW* Anerkennung.. CopcortUtes als 
StaatsgRundgeaetg,.. .. , . 

‘ Ad I. . . ' : ' 

*. ■ i. . -M . ■ .r D"f ' .1 ■ .’ . • • • • 

Wenn in der Ministerialentschliessung vom 8. April 1852 Ziff. IJ. ohjie 
näheres Eipgehen^f ^ie Jrage^ über^tjje Erziehung .d$s Klerus im Allgemeinen 
erklärt worden j?t, dass jtiu^icbijic^ der Enyßit^rung per bischöflichen Seminarien 
im Sinne des Art, V. des Concordate? aup nachträglich zu erstattende billige Ap- 
träge werde eingegungen werden^ so erläutert sich, diese Erklärung, durch, die 
Erwägung, dass, per Art, V. des Concordates hiefür bereits ,die im Allgemeinen 
Maassgebenden Bestimmungen ausgesprochen . hat, und die Verschiedenarligkeit der 
Verhältnisse und Bedürfnisse der einzelnen Diöcesen vor Allem eine nähere 
Prüfung der für einzelne Fälle gestellten bestimmten Anträge wesentlich erfordert. 

Se, Kftnigk Majestät haben übrigens .aus Anlass ,dftr .oben erwähnten Ein¬ 
gabe nunpiepr wiederholt Allerhöchst Ihre Geneigtheit au^^prechw. geruht,,apf 
die .bischöflichen Wünsche bezüglich der Errichtung, neuer;, oder der Erweiterung 
schon, bestehender Knabenserainarien, sa ferne diese Bitten Jond'Wünsche von.dep 
betreffenden OUerhirH?n einzeln yergebraebt werden und an sieb billig erscheinen 
mit dem Vorbehalte der je in den einzelnen Fällen zu treffenden näheren Be¬ 
stimmungen, einzugehen. 

(! . w ,Hinsichtlich dfr. Concursprhfung .far da? Pfarr- .und Predlgtamt wird auf 
die in Abschrift anliegende in dieser, J^zjeh|uug > innierra. l ?8.. v./Mts^i (jseBtemb$r 
1854, ?. ohW;DP^;Kr, 1 4.>,,organghne i -hOSOh|lere AJlerhöchhte£mscb|ifssi»ng Mn- 

fWptSW* ... ii*. ,1 i .,*: * \it 

' ;; ■; J;• ' , ^;;;; 1 Ad ii. . ; w ‘"' / ;' 

In dem Art. V^ Abs. 4. des Concordates ist jerkläit,, (iass dLe Bischöfe, \vel- 
chen obliegt über die 61aubens- und §it.ie,n|ehrfi zu \vacb i et] (invigilare) l ,,in Aus- 
übung dieser Amtspflicht, aujlj ip Beziehung auf die, öffentlichen Schulen nicht 
werden gehipden werden. ^,,,;, 

P^se^dberh^Uich^Befiigniss upd Fflichtwobrnehutüpg, jst in {te^us. wtif. 
öffentlichen Untern ciitsanstalten bisher nirgends beanstandet, und durch die Mi- 
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nisterial-Entsrhliessung vom 8. April 1852 Ziff. 18. und 28. für den Vollzug noch 
im Einzelnen und zum Theil unter wesentlicher Erweiterung der früher bestan¬ 
denen Uebung ausser Zweifel gestellt worden« sp dass bei richtiger Auffassung 
und Anwendung jener Direktiven, den Bestimmungen des Art. V. Abs. 4. des Con¬ 
cordates , nach den bei den Verhandlungen hierüber angenothmenen Grundlagen, 
Genüge geleistet erscheint. 

Was insbesondere die höheren Öffentlichen Untefrichtsanstalten betrifft, so 
ist — obwohl die Organisirung und Besetzung der Lehrstellen an diesen Staats- 
ans! alten Sr. Majestät dein KOnlge aussehliessend zusteht, und diese Anstalten mit 
Und »eben der religiös-sittlichen Bildung der Jugend eine aussehliesend in die 
Sphäre des Staates fallende Aufgabe zu lOsen haben — durch Ziffer 18 und 19 
der besagten Entscbliessung mit Rückblick auf Art. V. des Concordates angeordnet 
werden, dass bei Besetzung sämmtlirher (nicht bloss der theologischen)Lehr¬ 
stellen an den Lyzeen auf die Wünsche der Bischöfe Rücksicht zu nehmen; und 
dass bei Anstellung von Professoren der Theologie an den Universitäten ein Gut¬ 
achten des DiOcesan-Bischofs über den dogmatischen Standpunkt und den sittlichen 
Wandel eines jeden Bittstellers zu erholen sei. 

Nicht minder wurde in Bezug auf alle anderweitigen UnterHchts- und Bil- 
dtmgsanstalten bestimmt, dass alle Anordnungen und Einrichtungen, welche auf 
die Religions- und Sittenlehre und auf das religiOs-sittliche Leben Bezug haben, 
von den kirchlichen Stellen jedoch nach der allgemeinen Eigenschaft jener An¬ 
stalten nur nach vorgängigem Benehmen und im Einverständnisse mit den welt¬ 
lichen Behörden zu treffen sein. 

Wie hienach die Befugnisse der Kirche hinsichtlich der religiOs-sittlichen 
Bildung der Jugend namentlich an den hohem Unterrjchtsanstalten im Sinne des 
Art. V. des Conrordates anerkannt und gewahrt erscheinen, muss andererseits 
auch das der Krone zustehende, die kirchliche Mission keineswegs ausschliesende 
Recht der Besetzung der Lehrstellen an den sämmtlichen Bildungsanstalten des 
Staates in gleicher Weise aufrecht erhalten bleibeu. 

Ad. III. 

ln der bischöflichen Eingabe vom 15. Mai v*. J. ist die Besorgniss ausge¬ 
drückt, als ob durch die Unterscheidung zwischen dem Staatsgrundgesetz und seinen 
Beilagen einerseits und dem Coucordate andererseits,' bei dessen Bezeichnung in 
dem besonderen Ministerialerlasse vom 8. April 1852 der Wortlaut des im Art. 
XVIII. des Concordates selbst gebrauchte Ausdruck eines »Staatsgrundgesetzes« 
beibehalten wurde, das Coneordat zu einer niedrigeren Bedeutung herabgesezt 
werde. 

Diese Besorgniss erscheint indessen nach den bestehenden thatsächlichen 
und rechtlichen Verhältnissen nicht begründet. 

Im Tit. IV. $. 9. der Verfassungsurkunde ist wörtlich ausgesprochen: 

»Die übrigen näheren Bestimmungen über die äussern Rechtsverhältnisse 
Rechtsverhältnisse der Bewohner des KOnigsreiches in Bezug auf Religion und 
kirchliche Gesellschaften sind in dem der gegenwärtigen Verfassungsurkunde bei¬ 
gefügten besonderen Edicte enthalten.« 

Dieses Edict scbliest aber mit dem Satze: 

»In Ansehung der übrigen innern Kircben-Angelegenheiten sind die weite¬ 
ren Bestimmungen in Beziehung auf die katholische Kirche in dem mit dem 
päpstlichen Stuhle abgeschlossenen Concordate vom 5. Juni 1817 enthalten.« 





Beide Gesetze, sowohl dgs JL Edict, alsaueh das Coneordat. können daher 
nur als Bestandtheile der Verfassungsurkunde selbst betragt« weroöii. 

Diese dem historischen Zusammenhänge und dem rechtliche^ Standpunkte 
vollkommen entsprechende Annahme erleidet auch durch den Umstand ‘keine 
Aenderung, dass seit dem Bestehen der Verfassuhgsurkunde das Coneordat möhifr 
fach in ..offiziellen Erlassen und insbesondere in der in Ueberelnstunmuh^'niii; 
dempäpstliphen Stuhle ergangenen allerhöchsten Entschhessüng de dato'Tegernsee 
den 15, September. 1821 (Reg.-Blatt Seite 805) mit dem Ausdrücke »Staatsgesetz« 
bezeichnet worden ist, indem diese Bezeichnung zunächst in Confoirmität mit dem 
Ausdrucke des Art. XVIO. des Concordates selbst geschah, bei dessen Erscheinen 
'nur dieser Ausdruck üblich uhd statthaft. iind die FörhiJ“Iti die* Verfas¬ 

sungsurkunde und ihre Besfandtheile publizift werden solfefl ^ : Äbfeb' i: ihidht' feüt* 
gestellt war. t ", t '* ~ 1,1 ' rt 1 • ' *'*'' 

’ A Nachdem übrigens die Ertheihing' einer authentische^'Eiläuterurig über 1 das 
.Yefhältniss der Verfassurigsgesetze zu einander' und sörhtt auch des Coneordat^ 
z^ dem Religions-Edicte und der ' hiebei ih Frage 1 kommeiideW eWiiseihen '^esflm 1 - 
piungen ohne Mitwirkung des Landtages m'iht zulässig erscheint, so ’mussZür 
Lösung scheinbarer oder wirklich bestehehder Widersprüche zunächst auf den 
Weg der doktrinellen Interpretation in den vorkommenden einzelnen 1 Fällen ver¬ 
wiesen und im 1 Uebrigeh auf jeti’e' Erklärungen Bezog gehömrtien werden, die zur 
Beruhigung des' ftleriis, sowohl Ih def Allertiöchsten EntsChTWssang Vötft 15», Sdpt. 
1821', als auch in deh Miriisteriätentschliessungen vom 16. Sept. 1851, Nr. 7863. 
und vöiri 8:'April 1852, 2W. l/riiedergeiegt worden sind/ 1 ' •> 1 ■* < m- • 

Anlangend die in der Beilage der bischöflichen Eftigabe Vom' IS.-Maiv.-i, 
weiter berührten Punkte wird - im Einzelnen Folgendes bemerkt? - .) < 

i. Die in «ter MtolsteWalenlSöfiliesisung vöin 8. Ajirtl 1852' Zi® 1,-taMH» 
gelegte Erklärung über die Art und Weise der Uebung des Sr, MAj. dem Könige 
gemäss $$. 50—57. der ll. Verfhssongsbeitege zentehenden obersten Schutz- und 
Aufsichtsrechtes gewährt die» Zusicherung, dass die Bischöfe hierdurch in der tAps- 
Übung dessen, was ihres Amtes ist, nicht behindert werden sollen,-wie denndtehopb* 
würdigsten Herren Erzbischöfe und Bischöfe von der Gerechtigkeit, und dgp 
Wdhlwollenden, die Kirche und deren Institutionen tief verehrenden,Gesinnungen 
Sr. MaJ. des Königs mit Vertrauen erwarten dürfen, dass dieses : Schutzrecht 
JederzCit' trär zum Frommen und nte zum Nachtheile oder tedigMchzuBevorfiuo- 
dnng der katholischen Kirche werde ansgeübt Werden. ; , ' : t .> - ,, t«> „ 

■ In as ferne die kirchlichen Einrichtungen und, : Anordnungen „plejtf allein 
Kirche und Altar, sowie Oberhaupt das innere Lebep der Gläubigen Jierüljren, 
sondern auch auf die äusseren politischen oder anderen Rechtsverhältnisse def 
Gläubigen ln deren Eigenschaft als Staatsangehörige .Einfluss äus$ern, erscheint 
eine Mitwissenschaft and Einsichtnahme von Seite der Staatsregierung nicht ^jjr 
als Recht, sondern sogar als Pflicht, welche in jenen Fällen, wo es sich um Er¬ 
haltung der öffentlichen Ruhe und Ordnung und des gegenseitigen, friedlichen 
Verhaltens,unter den verschiedenen Confessionen im Staate handelt, zur Handha¬ 
bung des obersten. Aufsichtsrechtes erwachsen kann und muss. 

?. l)a hinsichtlich aller derjenigen Erlasse und Veröffentlichungen,'welche 
von Seite der kirchlichen Obern an die Geistlichkeit und ah die DiöcesariftngeMP 
rigen gewöhnlich ergehen, inhaltlich der vorliegenden EritSchliessung das plaeetum 
regium im Vorans ertbeilt ist, so erscheint die'Nothweftdigkeft 'der Plazetirimg, 
wie solche nach ^en, zur Zeit gütigen BestlmmaOgen des TIt. tfer’Vef-* 

am»» a» nwiiMnia m 38 ' 
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ftissangstjrkttßiile und sf*ifp4itfit erhalten 

Weil'8»). ft*üs^^ nur »ncb in giiw &«^»d l rr^f'j5tieO msd AnlästWi gesehen. in 
\<<.|<;!(M: k'i«liik&8 Erlüge ba? börgfrttut*-. tind • polnische Gebiet mir berühren, 
t?&d t$ kann rtsels den sals ZifT. li ^DföaTf€ö?n kdSiri3ercfflgea be*8g}fcji der I'' ■ 
Ityfiang Sföuu.- liftd,Aafstebisreeteies §& -gÄber nicht ab- 

AVajteh» dass. 4er. l!m««iraiie r<»h Welche. »ar fcMhii&t 

Angeli^oJjeiien beireffentiniinid« roglfticb in das MrgeflkSe anä fsntöjtrhf 
Cetifer aurdi den Voiroehält «1e> Plswna» «nr Smmtik* nicht g»- 

Y $■. %'<§?! & de« Mwttst«i'a*‘8ri»s* vam *. Aptfl ®dt 4, bewerfet trip.,-; 

4er g@tsQi«fct» GencbUr, skbi «Sie ErnriJt<.Ojjg der Per- y . 
SWSö^ y si^kfef vom de» fi&riiöfiM* als ticrithtsuHssfed^r. ikgt* nrWCeMfesi ■' • 
berufen werden, fnrien der i. fsestiugtHig beoörfe, s? fe«m ej. <ä *ui '' 

4. Sä, üu U. der Ü. »rfassüHfsbwiaeie und Ar}. SJI lit ,r, öes '-käy Jy 

ne« Xweitbl unterbejen. dt«» dies«*» &s*&Ugin&i*Me biefet toi*fmt 
Übertragung $jwji VbdfikMHf/'m de» ist ?<W<\*n wseßen^eu gs^r-fiebt* 
ctkDMu «ik«HWr. soodrxa dass durrli d« »Ü&i&ti&t* Sentiii?;v 4*e AiyMisnnuiÄ 
und der Schutt ite&ene des: Siaatesund der LaMtgbe&sirät* gewalOT*dn so!W. 

i. fct i« der Minisieriaiemsdiiiessaiss vsua S, April i AS* Ziff. 8. wnä b* 

»wb bawiflst*««» Handlungen gef«’* die festgeseme irninis^ berühren mit Aas- 
s«b Id. 4. «wiÄfcWüi faites tedtgüefe &*■ Ä»bare 4o Staat»-« •;;■•■ der 
MrjwiidfW fe««4<e4dojg, «Aaread die Ijtakbin^frriuca «es bödsuibostc jähe 
d&MMi i« *ä«ä>*lteb*B Satben, — wie ss d« &t>ibb£<s.*« EjagaJe* vom 15. 

Ifeß -i,';ä <tr;»e« wc*n ia Widerrede g*A»g«s warde - »-Mgeartaei der besrir 
•»«tag «8» y W. de« 8ci*!ÄßSAi.*,*.s t& E»>er& «*«**> *&**£<*£ «der aogt-■.. 
fmbaett »<rc« it 

Bw X^AsÄttf i As« rerorsa« »d rrtan^* «fleawfe es* ILru^aiui« fc 
«rt«. ; irtk-äi tJerttble le?cet te«t®n2 kann aber «^r afagiäeiasete« V^ms- 
iw td die rwiarse 8 «suh» 4^ «es fekteiti^duses as <* 

«WsSKSf e*s«r «wtegaritif «neräpoi. als »äe-rMs^i tsH*4ba»öi «vs- 

♦ffefs %A» «pap«, •&& *su x*. tm. 4tm L*»«esfe<m 4 » «wafeft-. «fefiSt « A» >;;■ 
ür iftwwD ««re'i isL 4*ss tee ksr'aisrb«. Swaae 

für A3aP»r*' » ln»a ß«S^e«»* o*S «artfc® ^ /, 

«ütftv jwp JSffrfferbtA jSbt füte«*«- S*fw •::' ; 

?csr-$e* Iw <s A*r >«^w*i«a3BJt>i«?sReBr *'*«t %.. *»*4 iful Zsf » 

1 ?: 4 »estfe-se« feS**? «|b| ünS«Mi>».* , 4as>' -öerssdiy H» ^üt >asag« pl|' 

«»* *.««• *» Ar^..r«&<f h jä» «i«c s* nsea issr ^c ' 

*««l 1# =t£ 

.«» Aase»««- ,*«»«• Sr**?« rinf 3t t■ vH 1 nari«ii ar''rrn ;^tir f; 

"^•s; Ajjrb.i^V Ri?*' A-> > r^ee%^ >a fr'V e^« •«¥»,. ■ /.-■', y y-y ■ -£$1 * t : 

t ^ :<- i.;; '4i? z - 4r vat? fbier- '■ i 

»vw «tr .-:«i -Ife.. ?*«8*r5 Ists^t.ysrss?« Büug ?M.«a B» w- 

*. •?• •>••* ' i. y:^ -'SsaSTES '.£fe 

^>-^ ;V r=y. --;-'.ü«äP» -«^■.ü»sä«r' 

•»»’-vSi. l'jfR'rn •••»e*'5*a» ftaSff ^ 

•?< »ssfcway-.’. 4t- *t. ««2 «7- de 
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8. YerfkssungsbeUagie des •■veile Eigentumsrecht ihre* Vermögens easdrückiidt 

garantirt werde. 

Wie aus der gleichseitigen Bestimmung sub Ziff. 25. der Ministerialent- 
schliessung vom 8. April 1852 unzweifelhaft hervorgebt, kann dem erwihnten 
Ausdrucke »Verleihung« die Bedeutung einer Eigenthumsdhertragung in dem 
anteilegten Sinne nicht beigemessen werden. 

Durch die kanonische Investitur erlangt der Bepfrüudete das Kirehenami 
und das Recht zu dem Genüsse der damit verbundenen Einkünfte. 

Die weltliche Einweisung .(Installation) enthalt die Anerkennung des Pfrün¬ 
debesitzers als solchen von Seite der. Staatsgewalt und zugleich die Zusicherung, 
ihn in dem Pfrflndegenime mit dem weltlichen Arme zu schützen.. 

In diesem Sinne werden Se. Maj. der König den Akt der Installation nach 
den den bayerischen Landesfürsten desfalls unzweifelhaft zukommenden Gerecht¬ 
samen auch ferner ausüben lassen — und es sind demgemäss die k. Behörden 
durch die abschriftlich lagefügte. Entscblieasung entsprechend angewiesen worden. 

Uebrigens wird auf die in der Eingabe vom 15. Mai v. J. enthaltene Er- 
kltfnng, dass die Bischöfe die Ausdrücke »verleihen, Verleihung« bezüglich aller 
Pfründen als lediglich dem bischöflichen Rechte zukomraend betrachten müssten, 
bemerkt, dass der nach den eanonischen Satzungen bestehende Unterschied zwi¬ 
schen der von einem Patrone und der von dem Diöcesanbisehofe ausgehenden 
Besetzung kirchticber Pfründen nicht verkannt, und das Wort »verleiben« auch 
bei Pfründen landesfürstücben Patronates gebraucht, nicht als gleichbedeutend 
mit der bishöflichen Verleihung angesehen werde, dass jedoch die Anwendung 
dieses Wortes bei Pfründen königlichen Patronates, wie ans den annot. ad cod. 
bav. civ. pars V. cap. XIX. $. 17. ersehen werden kann, ihre gute historische 
Berechtigung besitze, nnd für Bayern als eine hergebrachte, der Würde der Krone 
entsprechende, and nicht zu beanstandende Formel : auch ferner werde aufrecht 
erhalten werden. 

7. Im Hinblicke auf die gesetzlichen Bestimmungen des Tit. IV. $. 9. der 

Verfassungsurkunde und das revidirte Gemeindeedict vom 1. M1M4 nass es 
bezüglich der Feststellung der Vicdriatsgehahe bei dem durch die Ministmai eat- 
Schliessung vom 8. April 1852 Ziff. 10. erteilten Zugeständnisse das Bewenden 
behalten. ' ■ • • < 

8. Bezüglich der Anordnung und Abhaltung ausserofdehtfiCher kirchlicher 
Feierlichkeiten nnd Andachten ist lediglich mit Unterscheidung der Fälle, In wel¬ 
chen solche Feierlichkeiten ans Anlass eines politischen Ereignisses, oder unter 
Einstellung der ^rbeitsthätigkeit an Werktagen, oder unter freiem Himmel abge¬ 
halten werden sollen, durch die Entschliessungen vom 20. Jnni 1851 and vom 8. 
April 1852 Ziff. 12. das Nähere angeordnet and ausdrücklich ansgesprochen wor¬ 
den, dass das in §. 76. und 77. der II. Verfassnngsbellage für die unter $. 70. 
lit. a. und b. fallenden Anordnungen, vorbehaltene Mitwirkongsreeht der welt¬ 
lichen Behörde nur in einer das kirchliche Leben nicht beengenden Weise ge- 
handbabt werden solle. 

Ebenso ist die Wahl der ßeisUteben zu Missionen den Bischöfen freigestellt 
und nur in dem Falle. , wenn dje, Wahl auf Ausländer fällt, vorgängige Anzeige 
gefordert und Allerhöchste Entscbliessung Vorbehalten. . 

tn der bischöflichen Biagabe vom tö. Mai v, J. pind. jene f|üe nicht näher 
bezeichnet werden, i» welch ander Zuraherung bimöffttUch der Auslegung *pt 
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fl 7Ö. diitf 77. d^'lK I^Wisg^t^^ bdnt 'Vdlledt« dtfdi-dte"wraWidieii 
Behörden nicht entsprochen wurde. 

Wenn' aber ith Falle der Berufung von Auslähdem für Missionen int''Inlande 
‘d(4 vorgängige Anzeige and -Elrihbfurig 5 ÄlterbÖkbSter Ehtsehllessung in dieser Be¬ 
ziehung gefordert wird,' st»' kann ‘hierin nicht eine Beschränkung des kirchlichen 
Lebens an sich, welches Se. Majestät nicht beabslttaiget, sondern selbstveretftnd*- 
uch nür die wöhfbegrörihfete Wahrütig des 'dhrRrbne gemäss §.19. des lndige- 
natsedietes zusteherttfen Hechtes erkannT'Werden, Fremden die Erfoutais». zum 
Ähfien’thalfe ini Königreiche 1 ‘za eHheiien, oder hach zu* versagen. 

' 91 feezügltch der Heilighhltöng deT SÖnin- und Festtagsfeier wirdauf .die 
inzwischen ergangenen Entschliessnngen der Sfaatsmintsterten des Ihnen) beider 
Xbtheilungen, dann des Handels tind der öffentlichen Arbeiten, namentlich gegen 
<i/e'Verrichtüng von* !l ^mtsgesthfiften ah‘Sonn-httd Festtagen, die Vornahme von 
‘Arbeiten aii Öffentlichen Ballten, Eisenbahnen, Kanälen, sowie hinsichtlich. der «Be¬ 
schränkung der Tanzmusiken und der Kfrchweihfestbelustigungen hmgewiesen;:: 

~ ■'* 10. Hinsichtlich' der Festsetzung eines bestimmten Lebensalter» qu Able¬ 

gung dCr feierlichen lebenslänglichen' Atrdensgelttbde in deu .NpnnenklOsterw,,wer¬ 
den nach Allerhöchstem'*8efett!e Sr. Maj. des Köuigs Verbandlangea mit dp» 
Apöstoll^fen Stuhle* gepflogen'werde». •. t « ■,< 

1 ' ''"11. Wib in der bischöflichen Eingabe vom 15. Mab .v., ; J. uptGrdpd hef- 
Vbrgehoben wdrde, kann did Verbindlichkeit des Staates,»eine derZnhl derjenigen 
^fründert,' worauf deMl Landesherrn das Besetzuugsreeht zukommt. oder, wglche 
gegenwärtig von den Bischöfen in ihrer Eigenschaft, als ordin«ii flrei verliefen 
werden, Verbältnfesmässigi entsprechende Anzahl von Geistlichen, mit: dem Tisch- 
titel Zu versehen, nicht in Widerspruch‘gesogen werden. ' , 

Ebenso Wenig kann aber aach in Abrede gestellt .werden) dass dem Staate 
die Verbindlichkeit, bestimmen» t ndi f wfla en den Tischtitel na. verleiben, nicht 
obliege, dass daher nicht jedem Kleriker als solchem ein spezieller, rechtlicher 
Anspruch hierauf zokomme. , , 

Da: demgemöss der.' König..den,,'fjschtUel an viele Ordinanden nicht bloss 
als Patron, sondern auch als. Schutzherr der. Kirche aus unmittelbar allerhöchster 
Gnade verleibt, so entspricht es,vollkommen djesem, Verhältnisse Xi dass der zu 
Weihende am jene Gnade vor der Ordination geziemend bitte. 

12. Mach dem Inhalte .der bischöflichen Eingabe vom 15. Mai v. J. scheint 
4er Fassung des Ziff, 20. Abs, 2. der Ministertalentschliessung vom 8. April 1852 
die Deutung beigelegt wordep zu sein, als ob hierbei die Stellung, welche der 
Kirche in Ausübung ihrer Sendung 1 , die religiöse und sittliche Erziehung der Ju¬ 
gend zu leiten,, nicht entsprechend gewürdigt erscheine, indem den weltlichen 
Behörden aufgetrageu sei, in dieser Beziehung ein wachsames Auge zu habet) und 
den darauf bezüglichen Bemerkungen der geistlichen Behörden geeignete'Wür¬ 
digung zazuwenden. 

Diese Annahme beruht jedoch auf einem Missverständnisse, indem hier 
zunächst der Allerhöchste Wunsch bezüglich des erspriesslichen Gedeihens des 
religiösen Unterrichtes der Jugend und zugleich der Auftrag Ausgesprochen ist, 
dass, soferne fliesend 1 Gedeihen äussere ttindefuisse hu Wege stehen, diese 
auf Kundgabe von Seite der geistlichen Stellen durch'die welWehen Behörden 

beseitigt werden sollen. ' '■ . ’ ’ li4i ■ . • ■'> - •■.>•;. . 

’ 18. Gtrmfiss litr. tw Abs. t. «der'EntscbMossong: vom 8. Apgfl ,1852 ist 

'ganz dönfbfm den Bestimmungen des IMtgionSedictee §, 3fi. und. Art, V^ dw Con- 
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eordaten« dis Aufis»etit»echt.auföie Religiony npd SitteniehrenUBd das religiöse 
Laben an den l Unterrichts- und Erziehungsanstalten.: ete den Bischöfen zustehend 
wiederholtanerkannt.' ..- 

' >. s Ansserdem ist; Maat gemäss Ab». & eod. aoheimgegebe« and zwar pr}* 
marin and selbstständig an Studfenanstaltön und Scbullehrer-Seminarien die zweck-. 
dteaifchenätEinriehtungen in reflgiös-sktlicber Beziehung zu treffen und wird dieses 
2agesttndnissnurandie<selb8verst8ndli«he Voraussetzung geknüpft« dass solche 
Einrichtungen* nach, vorgftngigemi'Binarer nehmen mit den weltlichen Behörden 
getroffen werden^ wiee solches ideziobe» ad ii. bereits angedeuteten vielverzweig- 
t#n Aufgabe-' dieser Anstalten und deren .Steilung als öffentlicher und-Stwdsan-i 
stalten entspricht,' und den deutlichen.Und«bestimmten Grundlagen des Copcord*- 
tes Art; V; Ahsu 4. gemäss erscheintr. •••. -n • !•< -i •»>-* 

Bs kahn hiernach die-in der bischöflichen Eingabe ausgesprochene Annahme, 
dahs' "durch die in der Entsetdiessungi voto 8, April 1832 Ab& & enthaltene Be¬ 
dingung jede freie Verfhgang der Btacbitfeti allen möglichen Hetnmmssen tutsge- 
setzt nad die weltliche. Behörde zum dichter über das gemacht werde« was für 
Religiosität und Sittlichkeit der- Schule fromme, als'begründet und gerechtfertigt 
nicht erachtet, .werden. . < ; ■■■» -~i -n • ■ *-••• •>:. . 

Wenn ferner Abs;.3. edd. ausgesprochen ward, dass bet allen Fragen über 
die Bildung der ScbonehrerJübe(rbaupt'<fieW6nscheund Anträge der Bi¬ 
schöfe nach Thuntichkeit berUcksichtiget werden sollen, so erscheint der nach? 
dttieksamen Mitwirkung der Bischöfe" in dies« wichtigen Angelegenheit ver¬ 
trauensvoll Rechnung’ getragen, nibht aber zu der Annahme Veranlassung gege¬ 
ben, als stunde • ein harmonisches 1 Zusammenwirken auf [diesem Gebiete: des Ab* 
siebten der Staatsgewalt* ferne. .• . , 

14. ftie Organisation des VolkmbulweseftS, Wie solche durch da» in der 
EntsehMessting vom 8. April 1852 Ziff. 22> angeführte* Edict voo.15. £epti llS08- 
bestimmt wurde* hat nach Wortiaot und Sinn des Art. Y. des Concordates eine 
Aenderung nicht erWttert, und wenn auch die Verantwoctlfehkeit des Pfbrrklerus 
in Bezug auf den religiösen Volksunterricht und die Sitten an de« 
Schulen gegenüber den Bischöfen keinem Zweifel unterliegen kann, so stehen 
andererseits nicht minder die Distrikts- und Lokalschulinspektoren, deren Auf-* 
Stellung auf einer staatlichen Einrichtung tmd Anordnnng beruht, unter.den Vor¬ 
gesetzten Schulbehörden des Staates, unter den Kreisregierungen K. d. L, wel¬ 
chen formationsgemäfes dasfgefianlBiteiUnPtöfririite- 'unid ErziebtmgsWesen in ihren 
Bezirken untergeben ist. 

Uebrigens ist den Bischöfen auch hiebei der gebührende Einfluss dadurch ge/ 
wahrt, dass sie Vor der Anstellung Über das betreffende Individuum vernommen werden 11 

15. Da unter* den in der Ministerialentschliessung vom 8. April 1852 Ziff. 
23. erwähnten wichtigeren Verfügungen nicht allein solche «• welche das religiöse 
und sittliche Moment des Schulwesens betreffen , sondern allgemeine und < organi¬ 
sche Verfügungen verstanden sind, bei^ weichen die kirchlichen Behörden in der 
berührten Beziehung betheiliget erscheinen, so entspricht die hier ertheilte An¬ 
ordnung den bestehenden gesetzlichen Verhältnisse. 

Wenn auch die Auswahl and Approbation der Lehrbücher für den Reli¬ 
gionsunterricht unbeanstandet den Bischöfen zukömmt, so kann dpeh,deren Ein¬ 
führung in den Öffentlichen Unferrichtsanstalten mit Rücksicht auf das. Sr. Maj. 
dem Könige verfassungsmässig' zukommende OfeefaafttchtsreOht < ohne-' Mndesberr- 
Usbe* EiB8tebt*aad ZtWimBraag jdattHaft ^ ti. i»,< 
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16. Da gemäss TW. TV. ü. 8. WM 10. der Verfassungsurkunde das. Cal* 
ttts vermögen unter die Gewlhrscbafttteo Staates gesteht ist 1 und: Letzterem die 
Verpflichtung grundgesetzlich obliegt, allen Religionstheilen das Eigenthum der 
Stiftungen und den Genuss ihrer Renten nach den ursprünglichen Stiftungsurkunden 
und dem rechtmlssigen Besitze vollständig zn sieben), so ergibt sich hieraus von 
selbst die Berechtigung desselben für die Bewahrung des Kircbengut« gegen Verluste 
duirch Anordnung einer gesetzlichen Controle die geeignete Sorge zu tragen , wie 
dies durch die Bestimmungen des raridirten Gemetadeedictes geregelt worden ist. 

Eine Umgestaltung der bestehenden Normen hu Sinne der Eingabe vom 
15. Mai 185S kann daher nicht stattfinden, dagegen weiden die Bestimmungen. 
Ober den Vollzug des revkHrten Gemeindeedictes §. 94. Abs. 6. in Folge der 
durch die Entschliessung vom 8. April 1852 Abs.24. ertbcftten Allerhöchsten Er¬ 
mächtigung einer Revision unter Einvernahme der. Bischöfe unterstellt werden. 

17. Golleoten für kirchliche Zwecke müssen gleich jenen für andere Zweoke 
der staatlichen Aufsicht und Genehmigung unterstellt bleiben. 

Denn abgesehen davon, dass es Aüljgabe und Pflioht der Staatsverwaltung 
ist, der Vornahme von CoileCteb bei den Untertbanen in einer allzu grossen Zahl 
zu begegnen, und die Art des Collectirens zu Verhütung von Missbrauchen überhaupt 
einer Controle zu unterstellen, könnte nicht zugegeben werden* da«6 im Falle der 
Freigabe der Collectenfür kirchliche ZweckeSammlungen flirandere nicht mioder drin¬ 
gende und wichtige Z wecke wesentlich beemtriehttget oder unmöglich gemacht würden. 

18. Durch die Ministeriaientschliessung vom 8. April 1852 Ziff. 27. ist be 
reite ausgesprochen worden, dass die Kirchenbehörden in Vornahme kirchlicher 
Bauten nicht behindert sein sotten, jedoch sachverständiger Techniker sich bedie¬ 
nen und die staatspolizeiiieben Anordnungen einzubalten haben. - 

Nicht minder ist es denselben gestattet, auch die Baupläne durch; selbst¬ 
gewählte Techniker vorbehaltlich der Revision durch die betreffende Baubehörde 
herstellen zu lassen. . < . 

Bei der Entwerfung «nd Prüfung dieser Pläne und Voranschläge sollen vor 
Allem die Mittel der Ktrohe berücksichtigt werden. 

Im Uebrigen bleiben die bisherigen Normen bezüglich, der technischen Be¬ 
handlung der kirchlichen Bauten, wie in der Ministeriaientschliessung vom 8. 
April 1852 bereits bemerkt ist, unverändert aufrecht erhalten. > 

' München, den d. Otrtober 1854« ; 

Auf Seiner Königlichen Majestät allerhöchsten Befehlt 
von Zwehl. 

An den hoehwürdig . . . Herrn . Durch den Monster der 

Den VoUzug des Concordates betr. General-Secreiär Ministerialrath 

" v. Besold. 

Esrind,zumtheil schon verhör, zwischen dem erzhischöfl. Ordinariate zu Mün¬ 
chen and der bayerischen Regierung die folgenden Verhandlungen geführt worden: 

8. Eingabe des Erlbischofs von München vom' 16.' Augüst 1853. 

An S. K. Majestät von Bayern zuin k. Staatsministerium des Innern flir 
Kirchen- und Schulangelegenheiten die Ausführung des Art. 5. des Concordates 

betreffend *)• 

Ew. K. M. haben auf die in <Jer Denkschrift der Erzbischöfe und Bischöfe 

1) Art. 5. des Bayerfeekan Oowcordatoa. lautet also: 

Sua singulia Dioeoesibus Seg^arja SWWOTTOUhM' «»• 
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Bayerns vom 20. Qct. I960, bezüglich der endlichen Ausführung des. Art. V. des 
Coocordafces gestellten Anträge in der allerhöchsten Entschli^ssung vom 90. ’Mäf£ 
resp. 8. April v. Js. }. 17. zu erwiedern geruht, dass hinsichtlich derErweltt'rung 
der bischöflichen Seminarien im Sinne des Art. 5. des Concordates auf nachtfäg» 
lieh.zu erstattende billige Anträge eingegangen werden wird- 

, Der Ailerunterthäpigst Unterzeichnete kann nur die lebhafteste Freude em¬ 
pfinden, dass er sich in der Lage sieht, Ew. K. Majestät in der Xnjage eih gatf* 
kurzgefasstes Promemoria (s. unten Nr. 9.) Ober die„ künftige Schlichtung dieser 
fürrdie Erzdiöeese höchst wichtigen Angelegenheit ehrfarchtsvollst Übergehen Zjj 
können, in welchem wohl die, billigsten Anträge gestellt sind. Denn, wenn def 
Kgl. Staatsregierung kein Kreuzer neuer Leistungen angesöhnen, pnd 
nur um die Ueberlaasung einiger Gebäulichkeiten gebeten wird, im Wesentlichen 
aber blos die durch ^en deutlichsten Wortlaut des C^oncördates feierlich' 1 ver- 
heissene Freiheit in der Leitung, dem Unterricht und der Verwältimg der $ettl- 
narien und vor Allem die freie Anstellung der Vorstände und Professoren der¬ 
selben, resp. der damit.verbundenen Lehrstellen begehrt wird, so glaubt der' 
AMerunterthänigit Unterzeichnete, dass es unmöglich ist, einen billigeren Antrag tti 
erstatten. Während ihn das Copcordat auf das Schärfste berechtigthätte: eine 
die bisherige Dotation der Seminarien um das Vierfache Übersteigende Leistunk 
und ausserdem die volle Freiheit der Kirche jin dgn vorhin bezeichneten Rich¬ 
tungen zu beanspruchen, will er gern dem zeitlichen Vortheii entsagen, wenn er 
nur das erlangt, dem zu entsagen er und seine Nachfolger nimmermehr be¬ 
rechtigt sind. 1m Bewusstsein so massiger Ansprüche glaubt sich der Allefuhtef- 
thänigst Unterzeichnete.der sichersten Hoffnung hingebeo zu dürfen, dasä £w. K. 
M. tröstliche Verheissuug: es werde auf billige Anträge zur Erfüllung des Art. 5. 
des Concordates eingegangen werden, ohne weiteres Hemmniss ausgefübtt wer¬ 
den wird. 

. , Geruhen fyv. K. M. zu, diesem ßehufe nachstehenden treugehorsamstert 
Bemerkungen des AllerunterUtänigst Unterzeichneten allergnädigst^ Würdigung zü 
Theil werden zu lassen: 

1) Es handelt sich hier um ejn feierlich garantirtes, seit mehr als 90 Jah¬ 
ren reklamirtes und nur auf die ungenügendste Weise berücksichtigtes Becht 
der Kirche. Ew.K. M. hohe Gerechtigkeit will dem letzten Unterthanen sein Recht 
nicht geschmälert wissen, geschweige denn der ganzen katholischen Kirche in 
Bayern. Würde dia k. Staatsregiefung den billigsten Anträgen des Bischofs 
nicht entsprechen, so würde sie ihn rechtlos stellen und im Angesicht "fiotW’ und 
der Welt erklären, dass man den feierlichen. Vertrag des Concordates nicht halten 

grua in bönie fundisque atabilibaa providesntur; in iis auttm Dioecusibus, in qtdfam 
desunt, sin* mora otm teadem parher dotatipue irt Kenia fijndisq.ue’ sUbüR>u» 
dentar. :» ... . ... - • . • • - .... .... > .,t. ,. )lV q 

. Ip.Serninariis.auten» a4mü$en*ur atqne.ad. normam Bann CtypeUüTridentinis 
efformabuntur atque ingtitueqtur »doleaceutps, quos Archiepi^scopi et Epiijcopi prp .uer 
cessitate vel utilitate Dioecesium in iis recipiendos judicaverint. Horum Seipinariormn 
ordinatio, doctrina, gubematio et admiuistratio Archiepiscoporuin et Episcoporum auc- 
töritate pleno liberoque jure subjectae erunt juxta formag Canonlcais! ' 7 '' ' 

' 1 Reetore» quoque et Profesaores Semlnarlorum ab Arehiepiscopiset Episeopf» 
rfonrtntrbuntur, et quotleScunqne necessarium aut'utile ab ipsisjudioabiHir retnOve- 
buntur. t.. • • >' ' .• ••'Inrt-, i'i 

Cu* Episoopis immmbat FUei ao morum dootriuae invigilare V in hu jus officio 
uwteptio gtiam o»*a Behob» yqb ib m nollo modo, impedieotwu 
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^(►llp, eine Erklärung, die nothwendig zur'Foige hätte, dass huch die von Selten 
der Kirche, im Concordat gemachten Zugeständnisse als unverbindlich betrachtet 
werden müssten. . . .. 

2) Von einer Unmöglichkeit oder Schwierigkeit der Befriedigung 
dieses Rechtes durch Gewährung der von dem AllerunterthänlgsP Unterzeichneten 
gestellten Anträge kann keine Rede sein. Kein Stäatsgesetz hfofleft Ew\ K. M. 
darafy"l^eine,Leistung wird gefordert,*' Welche dem'Staate n e’uVLasteh atihegte, 
mit ,^nem*. Jota,, wird über das Concordat hinauSgeschritten, oder in ein vbn 
4i^em verkanntes landesherrliches Recht Ew. K. M. beglich def Kirche eingegriffen. 

. . . 3) Was die katholische Kirche im ‘Hinblick auf Ihre "göttliche InstitbtKm 

u^n/japf die Beschlüsse des tridentinl^iien Kirchenrathes hliisiriitlirirflbr Erziehung 
des Klerus auch ordnen und fordern rnffss, darüber ist ‘Niemand authentischer 
Richter als der Papst und die‘Bischöfe. Ew. K. M. haben schon mit der Denk¬ 
schrift der bayerischen Erzbischöfe und Bischöfe diese Erklärung des Oberhauptes 
der Kirche über diesen, hochwichtigen Gegenstand vom 19. August 1850 entgegen- 
zunehpien geruht. Der bayerische Episcopat 1 hat ebenfalls in der genannten Denk¬ 
schrift und jn der'weiteren vom 15. Mai 1. Js. seine Stimme abgegeben; alle Bi¬ 
schöfe Deutschlands haben, von def Pflicht des Gewissens getrieben, diese Forde- 
rupg als die erste' und ernsteste Lebensfrage der Kirche anerkannt. Ein Kirchen- 
Ijürst, dessen Unheil Ew. K. M. gewiss für eben so competent, als gemässigt halten 
werdpji, d^r unvergessliche Cardinal-Fürstbischof Melchior Von Diepenbroik’ hat 
iqi Angesicht des Todes in seinem Testamente vor der gahzett Welt das denkwür¬ 
dige Zeugniss abgelegt: WAfe das dringendste Zeit bedttffniss' erketine Ich die 
Erweiterung des Kierikal : Diöcesan-Seminars zu einer den ganzen Corsas derTheö- 
lpgig zunächst,, und dann auch ein Seminarium püerorum umfassenden geist¬ 
lichen Erziehungs- und Bildungsanstalt,' 4 und er hat Seinen Amtsnachfolger „drin¬ 
gend gebeten und beauftragt, sich die Verwirklichung dieses Zweckes zur heiligen 
Aufgabe zu machen.“ Der selige Cardinal hat daher gehaü das verlangt, was 
des Episcopat Bayerns in seiner Denkschrift vom 20. Oct. 1850 anstrebt, des¬ 
sen. Verhältnisse der Verewigte so genau kannte. 

\ /{Sollten daher sogenannie aufgeklärte Katholiken Ew. K:M. die Meinimg an¬ 
nehmbar zu machen versuchen, als sei der Antrag des Episcopates nicht zum Be¬ 
sten der Kirche, so werden Ew. K. M.’ in Allerhöchst Ihrer Einsicht wohl erwägen, 
wer berufen ist, über das Beste der Kirche zu entscheiden, 6b solche Namenka¬ 
tholiken, oder der Papst, sein ökonomisches Concilium und die Gesammtbeit der 
der maligen Bischöfe Deutschlands. 

4) Nicht um ein bloses Recht der Kirche fragt es sich,..dessen Erfüllung ihr 
nützlich sei, aber ohne dessen Genuss sie dennoch dauernd bestehen könnte; nein, 
Bw.K.M., es fragt sieh tom das Leben und Gedeihen der Heilsanstalt Gottes. In 
Bezug auf die Erziehung des Klerus hängt es gar nicht von dem Gutdünken eines 
einzelnen Bischof^ ab,'von den im Wesen der Kirche‘begründeten cantmischen 
Normen abzuweichen. Ein furchtbares Wehe würde itih vor dem Richterstuhle des 
Herrn treffen, wenn er die Verwüstung ruhig ansähe, welche Unglücke und Unsitte 
unter den Jünglingen anrichten, die zum Dienste des Heiligthums bestimmt sind, 
wenn er nicht alle Mittel aufböte, um eine Besserung dieses Zustandes herbeizu¬ 
führen. Ew. K. M. werden dieser ernstesten Gewlssenspf liebt eines katholi¬ 
schen Bischofes, die gnädigste Würdigung um so mehr zuwenden, als 

5) auch das Heil des Staates davonabhängk' Seelsorger ohne Glauben 
und ohne Sitten, unbotaMe^g gegen die Gesette Gtdtes und der Kirche, unbe- 
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kümmert am 4as Heil derhÄnea anyartraaleo Seele®, ununterriphtet io der, söjtlfpbe» 
Wissenschaft, sie werden vielleicht, so lange es ihr zeitlicher Vortbeij, erheischt, 
vor weltlichen Behörden sich den Schein der Unlertbäpigkeit zageben wissen, 
aber sie werden nicht am Gottes Willen sich der Eifrigkeit in allen bürger¬ 
lichen Dingen sieh unterwerfen« sie werde®, selbst gegen Gott und die Kirche uor 
gehorsam," das (Volk nicht >bn Geiatedee Gehorsams , erziehe® j, hie werde# se^ 
von der Sflnd* angesteckt, das Volk .nicht aus dem Schlamm« des, Xe^etb#^, 
retten. . •; .• \ ... i;-i-hm-.-.: jtiii 

<" -Der «HeWmterthinigst Unterzeichnete dankt Gott,d«fts,gs, unter dem Kfpru« 
Seiner EradiBrese so viel treffKcbe Männer zählt, und dass vermöge einer der 
Kirche sowohl.als unserem guten wUboyeriscben Voftsstemm innewphnenden Un-> ; 
verwöstlichkeit die fraurigen. Folgen etaer entebristttebenden oder wenigstens; 
zum Berufe der Priester durchaus nicht passenden Erziehung unter dem Nach*; 
wachs des Klerus noch nicht so fühlbar geworden sind;, aber er, würde anderer*, 
seks gegen die Wahrheit versloasen, wenn er die tiefen Wunden läugnen wollte, 
die tfbtzdem-durch die mangelhafte, kleiikalische Erziehung der Kirche Gottes ge¬ 
schlagen worden sind. 

Wird diesen Uebetn abgeboifen, «n.wird der Staat, aus der Wirksamkeit 
eines pftiebttreuea,Klerus. den grössten Nutzen schöpfen; Bayern wird; seinen ka¬ 
tholischen Charakter beweisen, das erlauchte Haus Ew. K. Majestät .wird immer, 
inniger Vom Volke getragen ^werden; der Segen,. welcher nicht hlos auf der. 
trafen Erfüllung eines der Kirche Gottes feierlich gegebenen Worte*« sonder® vor, 
.Utens/auf einer der Kirche erwiesenen grossen. Wobithat ruht« .wird Ew.K. Mo 
und allerhöchstiDero Nachkommen gesichert sein. . ■ v - 

Mit Freimutb muss ich Ew. K. .Majestät aber auch erklären, das», wenn 
meine ehrfurchtsvollen Bitten für das Beste meiner Erzdiheeae. unerhört, bleiben, 
die ganze schwere Verantwortung vor dem ewigen Richter auf jene fallen.würde, 
welche dem wahren Wohl« Ew. K. M. und Bayerns entgegen arbeitend die, ge¬ 
rechte Befriedigung der kirchlichen Bedürfnisse in Bayern zu Anden bemüht 
wären. . < .. 

Einer allergnädigsten Gewährung seiner Anträge entgegensehend, verharrt 
in tiefster Ehrfurcht Ew. K. M. 

allenmtertbäoigster treuer : 

Carl August, Erzbischof von. Münehen^Freising. 

München 16. August 1853. 

. ■ . , 

9. Erzbischöfl. Promemoria vom 16. Aug. 1853 über die Ausfüh¬ 
rung des Art. 5. des Concordates für die Erzdiöcese München- 

Freising. 

i, , I. Bedürfnis,«, dff Erzbischöfe. 

. . Das Concordat hat im Art. 5. di© Herstellung voe^SejniaafienHn Sinne des 
Fridentiniums stipulirt und es lat in, der Denkschrift des bayerischen, Episcopales 
nlbsg dargethan, dass der genannte h. Kirchenradi die Erziehnng der künftigen 
Kleriker vom, Knaben- und Jünglingsalter. an bis zur Priesterweibe, beziehungs¬ 
weise zur praktischen Seelsorge in; den von ihm angeordneten Semkiarien fer-- 
deck Diese ganze Studie weihe aber, welche dem Eintritt in die Seelsorge vor- 
ansgeht, umfasst nach dem bestehenden Lehrplan acht. Klassen des vorher«- 
lenden Uateeriehtes iianvifcrAbtheüungea der lateinischen Schule, and;iVier.iAb*- 
theüangen des .fiymuaiunsvüoodnanofünfiJahreL. desiihöJiereft jbUodbpliwhnp and. 
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nisterjal-Entsrhllessung vom 8. April 1852 Ziff. 18. und 23. Ihr den Vollzog noch 
im Einzelnen und zum Theil unter wesentlicher, Erweiterung der früher bestan¬ 
denen Uebnng ausser Zweifel gestellt worden« so dass bei richtiger Auffassung 
und Anwendung jener Direktiven, den Bestimmungen des Art. V. Abs. 4. des Con¬ 
cordates , nach den bei den Verhandlungen hierüber angenbitimenen Grundlagen, 
Genüge geleistet erscheint. 

Was insbesondere die höheren Öffentlichen Cnterrichtsanslalten betrifft, so 
ist — obwohl die Organislrung und Besetzung der Lehrstellen an diesen Staats- 
anslalten Sr. Majestät dem KOnige aussehliessend zusteht, und diese Anstalten mit 
Und neben der religiOs-sittlicben Bildung der Jugend eine ausschliesend in die 
Sphäre des Staates fallende Aufgabe zu lOseu haben — durch Ziffer 18 und 19 
tfrr besagten Entsebliessung mit Rückblick auf Art. V. des Concordates angeordnet 
werden, dass bei Besetzung sämmtlirher (nicht bloss der theologischen) Lehr¬ 
stellen an den Lyzeen auf die Wünsche der BiscbOfe Rücksicht zu nehmen; und 
dass bei Anstellung von Professoren der Theologie an den Universitäten ein Gut¬ 
achten des DiOcesan-Bischofs über den dogmatischen Standpuhkt und den sittlichen 
Wandel eines jeden Bittstellers za erholen sei. 

Nicht minder wurde in Bezug auf alle anderweitigen Unterrichts- und Bil- 
dongsanstalten bestimmt, dass alle Anordnungen und Einrichtungen, weiche auf 
die Religions- und Sittenlebre und auf das religiOs-sittliche Leben Bezug haben, 
von den kirchlichen Stellen jedoch nach der allgemeinen Eigenschaft jener An¬ 
stalten nur nach vorgängigem Benehmen und im Einverständnisse mit den welt¬ 
lichen Behörden zu treffen sein. 

Wie hienach die Befugnisse der Kirche hinsichtlich der religiOs-sittlichen 
Bildung der Jugend namentlich an den hohem Cnterrichtsansl alten im Sinne des 
Art. V. des Concordates anerkannt und gewahrt erscheinen, muss andererseits 
auch das der Krone zustehende, die kirchliche Mission keineswegs ausschliesende 
Recht der Besetzung der Lehrstellen an den sämmtliehen Bildungsanstalten des 
Staates in gleicher Weise aufrecht erhalten bleibeu. 

Ad. III. 

In der bischöflichen Eingabe vom 15. Mai v'. J. ist die Besorgniss ausge¬ 
drückt, als ob durch die Unterscheidung zwischen dem Staatsgrandgesetz und seinen 
Beilagen einerseits und dem Coucordate andererseits, bei dessen Bezeichnung in 
dem besonderen Ministerialerlasse vom 8. April 1852 der Wortlaut des im Art. 
XVIII. des Concordates selbst gebrauchte Ausdruck eines »Staatsgrundgesetzes« 
beibehalten wurde, das Concordat zu einer niedrigeren Bedeutung herabgesezt 
werde. 

Diese Besorgniss erscheint indessen nach den bestehenden ^tatsächlichen 
und rechtlichen Verhältnissen nicht begründet. 

Im Tit. IV. $. 9. der Verfassangsurkunde ist wOrtlieh ansgesprochen: 

•Die übrigen näheren Bestimmungen über die äussern Rechtsverhältnisse 
Rechtsverhältnisse der Bewohner des KOnigsreiches in Bezug auf Religion und 
kirchliche Gesellschaften sind in dem der gegenwärtigen Verfassungsurkunde bei¬ 
gefügten besonderen Edlcte enthalten.« 

Dieses Edict schltest aber mit dem Satze: , 

»In Ansehung der übrigen innern Kirchen-Angelegenheiten sind die Weite¬ 
ren Bestimmungen in Beziehung aur die katholische Kirche in dem mit dem 
päpstlichen Stahle abgeschlossenen Concordate vom 5. Juni 1817 enthalten.« 
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Beide Gesetze, sowohl dqs II. Edict, als such das Concprdat. können daher 
nur gls Bestandtheile der Yerfassnngsurkunde selbst betrachtet werfldn. 1 ‘ ‘ 

Diese dem historischen Zusammenhänge und dem rechtlichenStandpunkte 
vollkommen entsprechende Annahme erleidet auch durch ‘den Umstand 'keine 
Aenderung, dass seit dem Bestehen der Verfassungsufkunde das Concordat mehr¬ 
fach inoffiziellen Erlassen und insbesondere in der in Uebpreinstfmttiühg'.riiii 
dem. päpstlichen Stuhle ergangenen allerhöchsten Entschliessüng de dato 4 Tegernsee 
den iö. September 1821 (Reg.-Blatt Seite 805) mit dem Ausdrücke »Staatsgesetze 
bezeichnet worden ist, indem diese Bezeichnung zunächst in Confoirmität mit dem 
Ausdrucke des Art. XVI3. des Concordates selbst geschah, bei dessen Erscheinen 
nur dieser Ausdruck üblich und statthaft, Und die 'FoThi^’ iri Wettfeft^die 1 Verfas- 
Sungsurkunde und ihre Restandtheiie publizirt werden sOlfeti j ,! ribfcli"'ihidht ! lieft* 
gestellt war. , ’ ^ ‘ ’ * ’' r ; ‘ ‘ i "' i 

’ ^ Nachdem übrigens dfe Ertheilung 1 einer aufhentischeti’Eitf&utenirife; über 1 däs 
Vefhältniss der Verfassurigsges'etze zu einander und soihit auch dös CmtofÜkMl 
zi^ dem Ileligions-Edicte und der hiebei ih Frage' kommenden einzelnen 'Beftte 1 - 
mungen ohne Mitwirkung des Landtages riibht zulässig erscheint, so 'mUSs’ Zöf 
Lösung scheinbarer oder wirklich bestehender Widersprüche zunächst auf den 
Weg der dokirinelleri Interpretation in den vorkommenden einzelnen'Fällen Ver¬ 
wiesen und im v Uebrigeh auf jeüe'Ertflfiiriingetf'Beiug genommen werden,'die zur 
Beruhigurig des Klerus, sowohl in def AllertiöchstenEntschüessung Völft 45; Sdpti 
1821, als auch in deri Ministerin lentschtiessiingen vom 16. Sept. 4851, Tfr.-JWBL 
und voni 9:' April 1852, 2HF. 1.’niedergelegt worden sirttL 11 •- •> '-' - 1 

Anlangend die ln der Beilage der bischöflichen'Eingabe Vom* 15 ‘Mat V/ J. 
weiter berührten Punkte wird im Einzelnen Folgendes bemerkt? »- • •' ' 

1. Die in der Mlttisterialentäeftliessung vbflTS. April 1852 Zi® S.niOdOT* 

gelegte Erklärung über die Art und Weise der Uebung des Sr, Maj. dem'König* 
gemäss ff- SO—57. der ll. Verrassungsbeitege »stehenden obersten Schutz- und 
Auftichtsrechtes gewährt die Zusieherong, dass die Bischöfe hierdurch in der Ans- 
hbung dessen, was ihres Amtes ist, nidit behindert werden sollen, wie denn die boph- 
würdfgstetf Herren 'Erzbisehöfe und Bischöfe von der Gerechtigkeit, und den 
wohlwollenden, die Kirche und deren Institutionen tief verehrenden Gesinnungen 
St. Maj. des Königs mit 'Vertrauen erwarten dürfen, .dass dieses : Schutzredjt 
jederzeit' ntör zuffi Frommen und nie zum Nachtheile odfcr ledigBchzuBevormu»? 
düng der katholischen Kirche werde ansgeübt Werden. •; ,•, i. .. 

.) fe' sc ferne die kirchlichen Einrichtungen und Apordnungen picbl allein 
Kirche und Altar, sowie überhaupt das innere I^b?# der Gläubigen ^erüljren, 
sondern auch auf: die äusseren politischen oder anderen Rechtsverhältnisse der 
Gläubigen in deren Eigenschaft als Staatsangehörige Einfluss äussern, erscheint 
eine Mitwissenschaft and Einsichtnahme von Seite der Staatsregierung nicht jjij^r 
als Recht, sondern sogar als Pflicht, weiche in jenen Fällen, wo es sich um Er¬ 
haltung der öffentlichen Ruhe und Ordnung und des gegenseitigen friedlichen 
Verhaltens.unter den verschiedenen Confessionen im Staate handelt, zur Handha¬ 
bung des obersten Aufsichtsrechtes erwachsen kann und muss. 

2. Da hinsichtlich aller derjenigen Erlasse und Veröffentlichungen,' welche 
von Seite der kirchlichen Obern an die Geistlichkeit und ari die Diöcesanangefafr 
rigen gewöhnlich ergehen, inhaltlich deri vorliegenden ErttSchliessung das placetum 
regium im Voraus ertheiit ist, so erscheint die Nothwehdlgkeft der Plazefinmg, 
wrie solche nach don. zur Zeit gütigen Bestimmungen des Tft. : IV. L ’J. 9^ tferVef-* 
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fassungsurkunde upä' genjäss 58. 'iäeK il. Verl^ssuii^tiÖlag^' Aufrecht Erhalten 
bjeibep muss, nur .noch in ganz besöftdereh : FSlten' und Ablässen gegeben, in 
vyejchep kirchliche Erlasse das bürgerliche und politische Gebiet mit berühren, 
itqd es kann nach, den §ub ZilT. L enthaltenen Erläuterungen bezüglich der 
pebung tjea obersten ^Schutz- und ÄuFsichtsrechtes eitt Zweifel darüber nicht ob¬ 
walten , dass der Eirtanifung von oberkirchlichen Erlassen, welche nur kirchliche 
Angelegenheiten betreifen und nicht zugleich in das bürgerliche und (tttitisehe 
Gebiet eingreifeu, durch den Vorbehalt des Placetntn eine Schranke nicht ge¬ 


setzt sei. , . 

. Jf . /3#j- W$in in dem Jjlinisterjalerlass. vom 8. April 1852 Zlff. 4. bemerkt ist, 
dass nift die -Einführung fler geistlichen Gerichte, nicht die Ernennung der Per¬ 
sonen, weiche von den Bischöfen als Gerichtsmitglieder, Vicare öder Gehilfen 
Psegufen. werden, forta^ der,k. Bestätigung bedürfe, so kann es im Hinblicke auf 
J, jS8 r 1U,. h. der II. Verfassungsbeilage und Art. XII. lit. c. des Concordates kei¬ 
nem Zweifel, unterliegen, dass diesem Jestätigungsakte nicht die Bedeutung bittet 
Uebertragung oder V,erleihung der .den Bischöfen zustehenden geistlichen Jurts- 


dik,tion .zukomine, sondern dass durch die allerböpbste Sanktion die Anerkennung 
und der Schulz Reitens desStaates und der Landesbehövden gewährt sein solle. 


: 4. Die.in der Mmisterialentschliesaung vom ,8. April 1852,Ziff. 6. vornäm- 

lioh^bezeichneten Handlungen gegen die festgesetzte Ordnung .berühren mit Ausr 
nehme des sub iit. d. erwähnten Falles lediglich die Sphäre des Staates und, der 
bürgerlichen Gesetzgebung, während die Unabhängigkeit der bischöflichen Juris¬ 
diktion in geistlichen Sachen, — wie in der bischöflichen Eingabe vom 15. 
Mai v. J. seihst nicht , in Widerrede gezogen wurde - ojbngeachtet der, Bestim¬ 
mung des S- «2. ,dee »eljgions«4ictes.,iÄ Dauern niemals,bezweifelt oder ange- 
f«Men iwordeo istv ...• .. V 


- Bie Ztrtfissrgkeit des irewrstw ad pnacipem gegen ein- Erkenntniss der 
gCfctlkÄe* Gerichte; letiteh Instanz kann aber > unter den angedeotetea Voraus¬ 
setzungen- im Hinblicke auf die erwähnte Bestimmung; des Boflgionsedictea um a* 
Wihiget" einer Beanstandung unterliegen, als überhaupt jedem Unterthawm jmvgc? 
wehrt Wefben moss, sich bittiichan den Landesherrn zu wenden, wenn er t iwm 
Brtr ohgiefth Irrigen Meinung befangen ist, dass ihm dnrcb< eine kirchliche Sentenz 
«!&■ Unrecht ln Jehett Beziehungen Und Heehtsverbfiltntsseazugefügt worden, sei, 
welche nur bürgerlicher oder palitiscber Natur sind. , 


1 Bezüglich des In “der Ministerialentsehlfessung vain 8. April 1852, ZilT. 6. 
lii.'d. berührten falles Wird erläuternd bemerkt, dass derselbe für die Staatsge¬ 
walt nicht ZQ einem Jurisdiktionsakte Anlass biete, wohl aber zu einem Akteider 
ihtefzeSsimV, Geithe nicht gemissblüiget werden kann : -insbesondere, wem». Ms 
zhta Ausgange' des' Prozesses für einen Dritten und beziehungsweise den Staat 
seihst‘Nachtheile öder Verpfliebtüng>en erwachsen.' v <n ra 

5., Wegen Einrichtung der Concnrsprüfhng für das Pfarr- und Predigthmt 
wird auf die desfalls ergangene besondere Entschliessutig Bezug genommen. 1,1 
. ,, 6. . Ia. dgr pisohöflidien Eingabe vom 15. Mai v. J. wird ' der Ätisdrrtck 

»VeriejMung ,,der Tiemporalien« in dem Schlusssätze ZifT. 9. der Ministerialen!- 
pebiie^ung ; vom,8, April, J852 beanstandet, weil nach cänonisCheni Rechte der 
Bischof der. Collator (Verleiher) aller Pfründen — auch derjenigen, auf welchen 
einem Patron^ das Präsentationsrecht zustehe, — und der Staat nicht Eigentümer 
des Pfründevermögens sei, überdiess aber der Kirche durch $$. 48. und 47 . der 

* - J >' f . V'lO’itlÜti ;;; 
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». Veifassangsbeil^e des veUe EjffeBtbaaureeW ibres Vermögen» ausdrücklich 
garautirt werde. 

Wie aus der gleichzeitigen Bestimmung sub Ziff. 25. der Ministerialent- 
sefcliessung vom 8. April 1852 unzweifelhaft hervorgeht, kann dem erwähnten 
Ausdrucke »Verleihung« die Bedeutung einer EigentbamsQbertragung in dem 
unterlegten Sinne nicht beigemessen werden. 

Durch die kanonische Investitur erlangt der: Bepfrüpdete das Kirehentmt 
und das Recht zu dem Genüsse der damit verbundenen Einkünfte. 

Die weltliche Einweisung .(Installation) enthält die Anerkennung des Pfrfln- 
debeaitzers als solchen von Seite der. Staatsgewalt und zugleich die Zusicherung, 
ihn in dem Pfründegenusse mit dem weltlichen Arme zu schützen. 

In diesem Sinne werden Se. Maj. der König den Akt der Installation nach 
den den bayerischen Landesfürstgn des&dis unzweifelhaft zukommenden Gerecht¬ 
samen auch ferner ausüben lassen — upd es sind demgemäss die k. Behörden 
durch die abschrifttkb angefügte Entscbliessung entsprechend angewiesen worden. 

Uebrigens wird auf die in der Eingabe vom 15; Mai v. J. enthaltene Er¬ 
klärung, dass die Bischöfe die Ausdrücke »verleihen, Verleihung« bezüglich aller 
Pfründen ate lediglich dem bischöflichen Rechte zukommend betrachten müssten, 
bemerkt, dass der nach den canonischen Satzungen bestehende Unterschied zwi¬ 
schen der von einem Patrone und der von dem Diöcesanbischofe ausgehenden 
Besetzung kirchlicher Pfründen nicht verkannt, und das Wort »verleiben« auch 
bei Pfründen IandesfttrstHcben Patronates gebraucht, nicht als gleichbedeutend 
mit der bisböflieben Verleihung angesehen werde, dass jedoch die Anwendung 
dieses Wortes bei Pfründen königlichen Patronates, wie aus den annot. ad cod. 
bav. civ. pars V. cap. XIX. §> 17. ersehen werden'kann, ihre gute historische 
Berechtigung besitze, und für Bayern als eine hergebrachte, der Würde der Krone 
entsprechende, and nicht zu beanstandende Formel aueh ferner werde aufrecht 
erhalten werden. ., , ... 

7. Im Hinblicke auf die gesetzlichen Bestimmungen' des Tit. IV. ü, der 

Verfassungsurkunde und das revidirte Gemeindeedict vom l. J«U18*4 muss es 
bezüglich der Feststellung der Vicariatsgehalte bed dem durch Ule Ministtrialent- 
schliessung vom 8. April 1852 ZifF. 10. eftheilten Zugeständnisse das Bewenden 
behalten. 1 • , 

8. Bezüglich der Anordnung und Abhaltung ausserordehttittoer kirchlicher 
Feierlichkeiten und Andachten ist lediglich mit Unterscheidung der Fälle, ln wel¬ 
chen solche Feierlichkeiten aus Anlass eines politischen Ereignisses, oder Unter 
Einstellung der irbeitsthätigkeit an Werktagen, oder unter freiem Himmel abge¬ 
halten werden sollen, durch die Entschliessungen vom 20. Juni 1851 und vom 8. 
April 1852 ZilT. 12. das Nähere angeordnet und ausdrücklich ausgesprochen wor¬ 
den, dass das in §. 76. und 77. der II. Verfassungsbeilage für die unter 5. 7fl. 
llt. a. und b. fallenden Anordnungen, vorbehaltene Mitwirkungsrecbt der welt¬ 
lichen Behörde nur in einer das kirchliche Leben nicht beengenden Weise ge- 
handbabt werden solle. 

Ebenso ißt die Wahl der ßeistUcben zu,Missionen den Bischöfen freigeste)it 
und nur in dem Falle, wppn dje, Wahl auf Ausländer fällt, vorgängige Anzeige 
gefordert und Allerhöchste Entschliessung Vorbehalten. . , 

ln der bischöflichen Eingabe vom lö. Mai v. J, «indjene Fälle nicht näher 
bezeichnet worden , iw welch an der Zwwbemng hiwöriztlieh der Auslegung ^er 

28 * 
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fj|: 7&‘iftf<f 77. däf'lf VfcWäsrföfafcäbÖth^e 1 ’WfitftVöllimdie dafefc^die-weWiChei 
Behörden nicht entsprochen wurde. . '■■■■•■•: n-;i:...i. 

Wenn'aber ith Falle der Berufung von Ausländern ftlr Missionen'irt'Inlande 
’d<4 vorgSngfige Anzeige ond - ßldWÄuri^'Ä'rie^bÖfehÄer EhtsirtiHessung • Indieser Be¬ 
ziehung gefordert W’tirt , 11 "so 1 kdnn hierin nicM eine Beschränkung des UrcfelMm 
Lebens an sich, welches Se. Majestät nicht beabsichtiget, sondern selbstVCTStind- 
fech iltif die' WbhTbegfftndfete Wahröri£ ;! des ’dbr Rrbne gemäss- §.19. deslndige- 
natsedictes züstähelitfen 1 Hechtes : eikanrtf il Mperden, Fremden die Erhrabois». zum 
Aufenthalte ini Rönigrefche^zo ^eWheilen, oder hoch zu' versagen. 

1 ‘ "9: bezüglich der Heilfghälfüng der SÖnis- ’ttnd Festtagsfeier, wird auf die 
inzwischen ergangenen E'fitschlie'ssnngen der SfaatsUiinfeterien des Ihnern beider 
Abtheilungen, dann des Handels dnd der öffentliehen Arbeiten , namentlich gegen 
die Verfichtung’ ton' :i Amtsgesfchftften : an 'Sonn- uttd Festtagen, die Vornahme von 
Arbeiten ad Öffentlichen Bähten, Eisenbahnen, Kanälen, sowie hinsichtiiefc der'Be¬ 
schränkung der fanzirtoäiken 1 titid der 'KtecliMte ihfestbelustigungen hinge wiesen;:: 

' '• t(k Hinsichtlich' der Festsetzung'eines bestimmten Lehensaltur» .qu Able- 

gang der feierlichen lebenslänglichfen' ; Ordensgelflbde in.den, Nonnenk.löStern, !J mer- 
den nach Alterhöchstemütefehie Sr. Maj. des Königs Verhandlungen put d^m 
Apostolischen Stuhle : gepflogenwerden-. , ,,-i 

,,t 11. Wife tn der 'bischöflichen Eingabe vom. 15. Mai. v. (i J. mii Grupü bef* 
Vörgehobeii wurde, kann didVerbmcHieiikeit des Staates«* eine- der Zahl demjenigen 
fnrötfden, 1 worauf deftO Landesherr« das Bes*t zupgsreobt-zukommt, oder welche 
gegenwärtig von 'den Bischöfen in - ihrer Eigenschaft, als. ordinarü frei verheben 
werden, verhältnismässig' 'entsprechende Anzahl von Geistlichen mit dem lisch- 

titel zu versehen, nicht in Widerspruch gezogen werden. . ' > 

‘ 1 Ebenso Oretiig kann aber auch in Abrede gestellt .werden dass dem «Staate 
die Verbindlichkeit , bestimmt 1 ®« huftvidtten den Tiscbiitel ««verleiben, nicht 
obliege, dass daher nicht jedem Kleriker als solchem ein spezieller, rechtlicher 
Anspruch hierauf zukomme. ., ■> - t < . , 

Da: demgemäss 4er- Rönig. den ,'fjschtitel, an viel^ Ordinajiden nicht bloss 
als Fatron, sondern auch als, Siehutzherr der . Kirche aus unmittelbar aUerhäghster 
Gdade verleiht, so entspricht ; es, vollkommen djeseip, Verhältnisse , dass der zu 
Weihende um jene Gnade vor der Ordination geziemend bitte. 

42. ,Ngph dem Inhalte „der bischöflichen Eingabe vom 15. Mai v. J. scheint 
4er Fassung ,des Ziff. 2,0. Abs- 2. der Ministerialentschliessung vom 8. April 1852 
die Deptung beigelegt wordep zu sein, als ob hierbei die Stellung, welche def 
Kirche in A\tsüJ>ung ihrer Sendung,, die religiöse und sjttliche Erziehang der Jti- 
gend zu leiten,, nicht entsprechend gewürdigt erscheine, indem den weltHcheh 
Behörden aufgetragen sei, in dieser Beziehung ein wachsames Auge zu habeti und 
den darauf bezüglichen Bemerkungen der geistlichen Behörden geeignete Wür¬ 
digung zuzpwenden. ' * ’ • 1 

Diese Annahme beruht jedoch auf einem Missverständnisse, indem hier 
zunächst der Allerhöchste Wunsch bezüglich des erspriesslifchen Gedeihens des 
religiösen Unterrichtes der Jugend und zugleich der Auftrag ausgesprochen ist, 
dass, sofeme diesen!' Gedeihen äuSserfeHindernisse im Wege stehen, diese 
auf Kundgabe von Seite der geistlichen Stellen durch 7 die weltttehen Behörden 

beseitigt werden sollen. ’ '' " " ' ••• ; . * •;••• 1 . 

18; Ghmäss lilr. kl. 1 Ab». I. 'dfer Entseböossung vom B. April ,1852 ist 
fcanz tiönfbrm den Bdsttohnungen dee lMttgioßScdicte» Je 39; und, Art, V^-dw Con- 
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c»rdates, das Aufttehtsrecbtaufdie Religiony and, Sitteniehrenuud das religiöse 
Leben 1 an denIUnterrichts- und Erziehungsanstalten; alsden Bischöfen,,zustebend 
wiederholtanerkannt.: , , t . . . j-.- •*;,;*» ti (i . ....... f - 

i ■ = Ausserdem ist: ihnen gemäss Ab». 2^, eod.ajah ei ingegeben and zwar pr|s- 
marin und selbstständig an StadLenanstaiten UßdSchullehrer-Semiaarien die zweek- 
dtmriichen|£inriehtungen in religiäs-sktUcber Beziehung ,zu treffen und wird dieses 
Zugeständnis nur an die selbsverständliche Vorausaetzung geknüpft, -dass solche 
Einrichtungen nach. vorg&nglgemM Einvernehmen mit den weitiichen Behörden 
getroffen werden,!* wie 1 solches ider oben adll. bereits angedeuteten vielyerzweig- 
t*n Aufgabe dieser Anstalten und , deren . Steilung als öffentlicher undStaatsan- 
stalten entspricht, und den deutlichen • öod< bestimmtem Grundlagen -des Copcorda» 
tes Art; Vi 'Absj '4. ‘gemäss erschein». ■•■i 'i..i / •* ■•••>. 

Es kann hiernach die'in der bischöflichen Eingabe ausgesprochene Annahme, 
dass' "durch «He in der Entsebliessungi vota 8, April 1832 Ah» 2. enthaltene Be¬ 
dingung jede freie Verfügung der Bischöfe u allen möglichen Hemmnissen nosge* 
setzt und die weltliche Behörde zum.Utohter über das gemacht werde, was für 
Rettgioskät and Sittlichkeit der< Schule fromme, als:begründet und gerechtfertigt 
ntoht erachtet weiden.' ;■<: /• • • 

Wenn ferner Abs. a. eod. ausgesprochen wird , dass bet allen Fragen über 
die Bildung der SebmtehOT^tt*feefffeaupt'die. Wünsche und Anträge der Bi¬ 
schöfe nach Thunlichkeit berücksichtiget werden sollen, so erscheint der naob- 
drucksamen Mitwirkung der Bischöfe' in dies«! wichtigen Angelegenheit ver- 
traftensvoü Rechnung' getragen, nichts aber za der Armmime Veranlassung gega¬ 
belt, alS stünde ein harmonisches Zusammenwirken auf [diesem Gebiete den Ab» 
siebten der Staatsgewalt'ferne. ' * <-n » . .:n 

14. Die Organisation des VoBts*ehalwese«s>, Wie solche durch da» in der 

EtttseMlessting vom 8. April 1852 ZilE 22; angeführte Edict vom, 15. Sept ; :i808 
bestimmt wurde* hat nach Wortlaut und Sinn des Art. V. des Oohcordates eine 
Aenderung nicht erttttert, und wenn auch die’ Verantwortlichkeit des Pfarrklerus 
in Bezug auf den religiösen Volksunterricht und die Sitten an den 
Schuten gegenüber den Bischöfen 'keinem Zweifel unterliegen kann , so stehen 
andererseits «rieht minder die Distrikts*: und Lokalschulinspekteren, deren, Auf- 1 
Stellung auf einer staatlichen Einrichtung nnd Anordnung 'beruht, unter.dein Vor¬ 
gesetzten Schulbehörden des Staates, unter denKveisregierungenK.d. I, wel¬ 
chen formatioDsgemäfcs das gesatnmte Unterrichte- und Erziebtmgswesen in ihren 
Bezirken untergeben ist. i’, ,\ 

Uebrigens ist den Bischöfen auch hiebei der gebührende Einfluss dadurch geV 
wahrt, dass sie v*or der Anstellung über das betreffende Indivldunm vernommen werden' * 

15. Da unter' den in der Ministerialentschliessung vom 8. April 1852 Ziff. 
23. erwähnten wichtigeren Verfügungen nicht allein solche, welche das, religiöse 
und sittliche Moment des Schulwesens betreffen,, sondern allgemeine und,organi¬ 
sche Verfügungen verstanden sind, bei,, welchen die kirchlichen Behörden in 4 er 
berührten Beziehung betheiliget erscheinen, so entspricht die hier ertheilte An¬ 
ordnung den bestehenden gesetzlichen Verhältnisse. 

Wenn auch die Auswahl und Approbation der Lehrbücher für den Reli¬ 
gionsunterricht unbeanstandet den Bischöfen zukömmt, so kann dqeh, deren Ein¬ 
führung in den Öffentlichen Unferrichtsanstalten mit Rücksicht auf das Sr. Msj. 
dem Könige verfassungsmässig' zuhommende Obefaafstehtsredht 'Ohne Htndesherr- 
üche Einslcbt und Ztlsämmang nleht Piate grelfeß. ' u m 
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1«. Da gemäss TW IV. $§. 8. wwi l0. der Verfassangsarkünde das Cal- 
tasvemWrgen unter die Gewlhrscbaft des- 8taates gesteht ist und Letzterem die 
Verpflichtung grundgesetzlich obliegt, allen Religionstheilen das Eigenthum der 
Stiftungen and den Genuss ihrer Rentdn nach den ursprünglichen Stiftungsurkunden 
und dem rechtmässigen Besitze vollständig zn Stehern, s® ergibt sidi hieraus von 
selbst die Berechtigung desselben ihr die Bewahrung des Kirchengutes gegen Verloste 
dttirch Anordnung einer gesetzlichen Controle die geeignete Sorge zu tragen , ade 
die» durch die Bestimmungen des revidirten Gemeindeedictes geregelt worden ist. 

Eine Umgestaltung der bestehenden Normen im Sinne der Eingabe vom 
15. Mai 1853 kann daher nicht stattflnden, dagegen weiden die Bestimmungen 
Ober den Vollzug des revidirten Gemdindeedtetes §. 94. Abs* 6. in Folge der 
durch die Entschliessung vom 8. April 1852 Abs. 24. ertbcHten Allerhöchsten Er« 
iftlebtigung einer Revision unter Einvernahme der. Bischöfe untersteht werden. 

17. Coileeten för kirchliche Zwecke müssen gleich Jenen für andere Zweck* 
der staatlichen Aufsicht and Genehmigung unterstellt bleiben. 

Denn abgesehen davon, dass es Adflgahe und Pflicht, der Staatsverwaltung 
ist« der Vornahme von GolleCteb bei den Unterthanen in einer allzu grossen Zähl 
zu begegnen, and die Art des Collectirens zu Verhütung von Missbrauchen überhaupt 
einer Controle zu unterstellen, könnte nicht zugegeben werden« dass im Falle der 
Freigabe der Collecten fQr kirchliche Zweckeßammtuagen für .andere nicht minder drin¬ 
gende und wichtige ZweckeweBentlich beeinträchtiget oder unmöglich gemacht würden. 

18. Durch die Ministeriatentschiiessung vom 8. April 1852 Ziff. 27. ist be 
relts ausgesprochen worden, dass die Kirchenbehörden in Vornahme kirchlicher 
Baute« nicht behindert sein soften, jedoch sachverständiger Techniker' sich bedie¬ 
nen und die staatspolizeilicben Anordnungen einznhalten haben. - 

: Nicht minder ist <es denselben gestattet, auch die Baupläne durch selbst- 
gewählte Techniker vorbehaltlich der Revision durch die betreffende Baubehörde 
hentellen zu lassen. .> aa <,••• ' . 

Bei der Entwerfdng und Prüfung dieser Pläne und Voranschläge sollen vor 
Allem die Mittel der Kirche berücksichtigt werden. 

Im Uebrigen bleiben die bisherigen Normen bezüglich, der technischen Be¬ 
handlung der kirchlichen Bauten, wie in der Ministerialentscbiiessung vom 8. 
April 1852 bereits bemerkt ist, unverändert aufrecht erhalten. . 

% München,: den 9. Ostober 1854« ; 

Auf Seiner Königlichen Majestät aüerhöcbsten Befehlt 
von Zwehl. 

Ae den hoehwürdig . . . Herrn Durch den Minister der 

Den Vollzug des Concordates betr. General-üecretär Ministerialrath 

v. Besold. 

Es sind, zum Tfteil schon vorhor, zwischen dem erzbfschöfl. Ordtoarihte zu MOn - 
eben and der bayerischen Regierung die folgenden Verhandlungen geführt worden: 

8. Eingabe des Erihischdfs von München Yonf iöi' August 1853. 

An S. K. Majestät von Bayern zuin k. Staatsministerium des Innern flir 
Kirchen- und Scbulangelegenheiten die Ausführung des Art. 5. des Concordates 

betreffend *)• 

Ew. K. M. haben auf die in der Denkschrift der Erzbischöfe und Bischöfe 

1) Art. 5. des Bayeriaoton Oeucordatos.lautet also: 

Sua aingulia Dioeoesibus Sopdparia Bpiscop^ pt do^opo: ooftr 
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Bayerns vom 20. 0(4. 1850 bezüglich der endlichen Ausführung des Art, V. des 
Concordaies gestellten Anträge in der allerhöchsten Entsehjigssang vom 30 ,'MSk 
resp. 8. April v. Js. $. 17. za erwiedern gernht, dass hinsichtlich derErweiti>rnhg 
der bischöflichen Seminaren im Sinne des Art. 5. des Concordates auf nachlfäg- 
Uch.za erstattende billige Anträge eingegangen werden wird. 

, Der Allerunterthänigst Unterzeichnete kann nur die lebhafteste Freude em¬ 
pfinden, dass er sich in der Lage sieht, Ew. K. Majestät in der Anlage elh gsni 
luurzgefasstes Promemoria (s. unten Nr. 9.) über die, künftige Schlichtung dlesdf 
für 4ie Erzdiöcese höchst wichtigen Angelegenheit ehrfurehtsvollst übergehen Zji 
können, in welchem wohl die, billigsten Anträge gestellt sind. Denn, wenn der 
Kgl. Staatsregierung kein Kreuzer neuer Leistungen ahgesonnen, und 
nur um die Ueberla$sung einiger Gebäulichkeiten gebeten wird, im Wesentlichen 
aber blos die durch ^en deutlichsten Wortlaut des Concordatek feierlich 1 ver- 
beissene Freiheit in der. Leitung, dem Unterricht unti, der Verwaltung der gettii- 
narien und vor Allem die freie Anstellung der Vorstände und Professoren der¬ 
selben, resp. der damit.verbundenen Lehrstellen begehrt wird, so glaubt der 
AUerunterthänigit Unterzeichnete, dass es unmöglich ist, einen billigeren Antrag Ztf 
erslaM^n. Während ihn das Concordat auf das Schärfste berechtigt hätte: eine 
die bisherige Dotation der Seminarien um das Vierfache Übersteigende Leistung 
und ausserdem die volle Freiheit der Kirche £ln den vorhin bezeiehneten Rich¬ 
tungen zu beanspruchen, will er gern dem zeitlichen Vortheil entsagen, wenn er 
nur das erlangt, dem zu entsagen er und seine Nachfolger nimmermehr be¬ 
rechtigt sind. Im Bewusstsein so mässiger Ansprüche glaubt sich der Alleruhtet- 
thäiügst Unterzeichnete.der sichersten Hoffnung hingeben zu dürfen, dask Ew. K. 
M. tröstliche Verbeissuug: es werde auf billige Anträge zur Erfüllung des Art. 5. 
des ,Coucordates eingegangen werden, ohne weiteres Hemmniss ausgeführt Wer¬ 
den wird. 

. , Gerphen Ew. K. M. zu diesem Bebufe nachstehenden treugehorsamsteh 
Bemerkungen des ^llerunterthänigst Unterzeichneten allergnädigste Würdigung tk 
Theil werden zu lassen: . , . V ., ’' 

1) Es bandelt sich hier um ein feierlich garantirtes, seit mehr als 80 Jah¬ 
ren reklamirtes und nur auf die ungenügendste Weise berücksichtigtes Recht 
der Kirche. Ew.K. M. hohe Gerechtigkeit will dem letzten Umerthanen sein Recht 
nicht geschmälert wissen, geschweige denn der ganzen katholischen Kirche in 
Bayern. Würde die k. Staatsregiefung den billigsten Anträgen des Bischofs 
nicht entsprechen, so würde sie ihn rechtlos stellen und im Angesicht ßot’tes' und 
der Welt erklären, dass man den feieriiehen Vertrag des Concordates itfcht halten 

grua in boni» firodteque stftbüibusprovideantur; in iis autcm Dioecesibu^, in qüibvä 
desp»t, sin* morn 0 Hm «adern paarHe* dotatipne ip bonifl fvadisqij^ «tabiljbps; fw* 
dentnn • .» .. ; - .■ ’i , . > -- Vf \ , ti M)V<m 

f ip. S^ipipariis f jutiew fl4u^entu^r atqpe.M. nonpam. Sacrf yppeilp., Tj-tyontipis 
efformabuntur atque ingtitueptur adolescentps, quos Archiep^scopi Qt Epi^cqpi prp ^pe* 
cessita^e vel utilitate Dioecesium in iis recipiendos judicaverint. Horum Sepiinariorum 
ordinatio, doctrina, gubematio et administratio Archiepiscoporum et ^piscoporum auc- 
toritate pleno liberoque jnre sübjectae ertint juxta formas Canonlcas! ~ ^ r ‘ 

ßectores quoque et Professores Semhiariornm ab Archiejpscopii Idt Episeopfe 
rtörtfinabünteur, et quotteeopnqtie necess&riutn Mit ‘utile äb r ipatejutflodbitbr^ rekn^s- 

bnntnr. . * i.'■> ’ f f • ' .'s 

Episoopiä iöcumbat Fldoi ao morum dootriuae invigllare y itx hnjus officio 




wolle, eine Erklärung, die nothw^ndig zur'Folge hätte, dass auch die von Selten 
der; Kircheim Concordat gemachten Zugeständnisse als unterbindüch' betrachtet 
werden müssten. 

2) Von einer Unmöglichkeit oder Schwierigkeit der Befriedigung 
dieses Rechtes durch Gewährung der von dem Ailerunterthänigsf Unterzeichneten 
gestellten Anträge kann keine Rede' sein. ’Rein Staatsgesetz hindert EW. K. M. 
darag, geine,tetstung wird gefordert,’ welche dem Staate neue'Lasten attflegte, 
mit keinem Jota, wird Über das Concordat hinausgeschritten, öder en ein von 
4ie^em verkanntes landesherrliches Recht Ew. K. M. beglich det Kirche eingegriffen. 

, . 3) Was die katholische Kirche im Hinblick auf Ihre "göttliche Institution 

und auf die Beschlüsse des tridentinisihen Kirehenrathes hitisichtlich der Erziehung 
des Klerus auch ordnen und fordern muss, darüber ist 'Niemand authentischer 
Richter als der Papst,und die’Eischöfe. Ew. K. M. haben schon mit der Denk¬ 
schrift der bayerischen Erzbischöfe und Bischöfe diese Erklärung des Oberhauptes 
<jer Kirchg über diesen, hochwichtigen Gegenstand vom 19. August 1850 entgegen- 
zunehjnen geruht. Der bayerische Episcopatbat ebenfalls in der genannten Denk¬ 
schrift und .in der weiteren vom 15. Mai I. Js. seine Stimme abgegeben; alle Bi¬ 
schöfe Deutschlands haben, von der Pflicht des Gewissens getrieben, diese Forde¬ 
rung als die erste und ernsteste Lebensfrage der Kirche anerkannt. Ein Kircben- 
Iprst, dessen Unheil Ew. K, M. gewiss für eben so competent, als gemässigt halten 
werdet, d<jr unvergessliche Cardinai-Fürstbiscbof Melchior von DiepenbroCk hat 
itp Angesicht des Todes in seinem Testamente vor der gahzeti Weit das denkwür¬ 
dige Zeugniss abgelegt: „Als das dringendste Zeit bedürfhiss'erkenne ich die 
Erweiterung des Klerikal-Diöcesan-Seminars zu einer den ganzen Cursas der Thed- 
logie; zunächstund dann auch ein Seminarium puerorum umfassenden geist¬ 
lichen Erziehungs- und Bildungsanstalt,“ und er hat keinen Amtsnachfolger „drin¬ 
gend gebeten und beauftragt, sich die Verwirklichung dieses Zweckes zur heiligen 
Aufgabe zu machen.“ Der selige ' Cardinal hat daher’gehad das verlangt, was 
des Episcopat Bayerns in seiner Denkschrift vom 20. Oct. 1850 anstrebt, des¬ 
sen Verhältnisse der Verewigte so genau kannte. 

ßollten daher sogenannte aufgeklärte Katholiken Ew. K. M. die Meinimg an¬ 
nehmbar zu machen versuchen, als sei der Antrag des Episcopates nicht zum Be¬ 
sten der Kirche, so werden Ew. K. M.' in Allerhöchst Ihrer Einsicht wohl erwägen, 
wer berufen ist, über das Beste der Kirche zu entscheiden, Ob solche KameUka- 
thoiiken, oder der Papst, sein ökonomisches Concilium und die Gesammtheit der 
dermaligen Bischöfe Deutschlands. ' 

4) Nicht um ein bloses Recht der Kirche fragt es sich, jdessen Erfüllung ihr 
nützlich sei, aber ebne dessen Genuss sie dennoch dauernd bestehen könnte; nein, 
Ew.K.M., erfragt sieb tim das Leben und 6edeihen der Heilsanstalt Gottes. In 
Bezug auf die Erziehung des Klerus hängt es gar nicht von dem Gutdünken eines 
einzelnen 'Bischofs/ ab, von den im Wesen der Kirche begründeten canonischen 
Normen abzuweichen. Ein furchtbares Wehe würde ihn vor dem Richterstuhle des 
Herrn treffen, wenn er die Verwüstung ruhig ansähe, welche Unglücke und Unsitte 
unter den Jünglingen anrichten, die zum Dienste des Heiligthums bestimmt sind, 
wenn er nicht alle Mittel aufböte, um eine Besserung dieses Zastandes herbeizu¬ 
führen. Ew; K. M-werden dieser ernstesten Gewissenspflicht eines kaUtoli- 
schen Bischofes, die gnädigste Würdigung nm so mehr zuwenden, als 

5) auch das Heil des Staates davon abbängtu Seelsorger ohne Glauben 
und ohne Sitten, unbotMssig gegen die Gesetze Gettos und der Kirche, «nbe- 
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kümmert am > dasHeil deribnenanvertraaten Seelen, ununterriehtet in dgr,g$(t}ül!en. 
Wissenschaft, sie werden vielleicht, so lange es ihr zeitlicher Vortheil, erhehchf» 
vor 'weltlichen Behörden sieh den Schein der Untertbänigkeit zu geben wissen* 
aber sie werden nicht nm Gottes Willen sich der Eifrigkeit in allen bürger¬ 
lichen Bingen sieh unterwerfen« sie werden, selbst gegen Gott und die Kirche uo* 
gehorsam, das VolknicWim Gliedes Gehorsamsreraiehwj jie Wördw 
von ded SDnde angesteckt, das Volk! .nicht au» dem Schlamme des, 
netten, ’>■ • .• v > . -.*.*• • • . • >* vt-- t •> -.■> : itin 

• • • Der «Hertmlerthlnipt Unterzeichnete, denkt Gott,,d«s. es.unter .dem Kf?W 

äefaer Eradidrese so viel treffliche Mjtoner zahlt, und dass vermöge einer der 
Kirche sowobluals unserem guten altbayerischen Volks stamm innewohnenden Uttr 
varwOstüchkeit die traurigen Folgen einer entchrtsthehenden , «des wenigstens; 
zum Berufe der'Priester durchaus nicht passenden Erziehung unter dem Nach*« 
wuchs des Klerus noch nicht so fühlbar geworden sind;, aber er, würde anderer-, 
seits gegen die Wahnbett vemoasen* . wenn er die tiefen Wunden läugnen wollte, 
die trotzdem- durch die mangelhafte kletikalisohe Erziehung der Kirche Gottes ge¬ 
schlagen worden sind. <=• * 

Wird diesen Hebeln abgeholfen, ts« <wird der Staat, ans der.Wirksamkeit 
eines pffichttrenen., Klerps. den, grössten Nutzen schöpfen; Bayern wird: seinen ka¬ 
tholischen Charakter beweisen, das erlauchte Haus Ew. K. Majestät wird immer, 
höriger-vom Volke getragen «werden; tler Segen, welcher nicht bios auf der, 
trafen Erfüllung eines der Kirche Gottes feierlicb gegebenen Wortes« sondern vor fi 
Aftern auf einer der Kirche erwiesenen grossen, Wohlthat ruht, wird Ew. K.. M., 
und allerhöchst iDern Nachkommen gesichert sein. ■ . ' -v, - ■ , , 

Mit Freimuth muss ich Ew. K. Majestät aber auch erküren, das», wenn 
meine ehrfurchtsvollen Bitten für das Beste meiner Eczdüceae..unerhört, bleiben, 
die ganze schwere Verantwortung vor dem ewigen Richter auf jene fallen würde, 
welche dam wahren Wohl* Ew. K. M. und Bayerns entgegen arbeitend die, ge¬ 
rechte Befriedigung der kirchlichen Bedürfnisse ln Bayern zu finden bemüht 
wären. .; 

Einer ailergnftdigsten Gewährung seiner Anträge entgegensehend, verharrt 
in tiefster Ehrfurcht Ew. K. M. 

allerunterthänigstertreuer; 

;.u,. Carl August, Erzbischof von Münehen-Freising, 

München 16. August 1858. 

9. Erzbischöfl. Promemoria vom 16. Aug! 1853 über die Ausfüh¬ 
rung des Art. 5. des Concordates für die Erzdiöcese lifünchen- 

Freising. 

- f, ■, ,... - f 1. EedürfniSjS df r Erzbischöfe. 

• ■ : Bas Coneordat hat im Art. 5, die HersteUung venäerniaarien im Sinne, des. 
TiUenttainrns slipulirt und es ist in. der Denkschrift des bayerischen,Spiscopates 
näher dargethan, dass der genannte h. Kirchenrath die Erziehung der künftiges 
Kleriker vom, Knaben- und Jünglingsalter an bis zur Priesterweihe, beziehungs¬ 
weise zur praktischen Seelsorge in; den ,von ihm angeordneten Seminarien for¬ 
dert. Diese ganze Stndienreihe aber, welche dem Eintritt in die Seelsorge vor- 
ansgeht, umfasst nach dem bestehenden Lehrplan-ac ht; Klassen des vorbenet" 
toarien Uadariehtfls iwivjfcr.iAhtbeilungeader lateinischen. Schule, und;vie.r,; Ab- 
theiloDgen des.fiymaafjuttsyüaodknm;fünfjdattre^,de«tjh6üet8ftvphüoaopiriiclwp w4. 
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theologischen' Stadterns’ sonaeh im Gänzen dTeM'ehnJabre.i Hieraus^ folgt» 8 m» 
das Diöcesanseminar, beziehnngswelsedle Ihr die Bildung de9 Klerus bestimmten 
Anstalten, ebenfalls dreizehn Curse in sieh sehliessen müssen, Der Säeular- 
kletnfe der Erzdiözese MÜtfö‘h«n* Preis lüg, welcher aus beiläufig 1100 Prfc* 
stern besteht, vertiert nach einem zehnjährigen Durchschnitt jährlich gegen SO 
seineT JfitgHefler 'durch den Tod. Wenn uhn - auch ‘ angenommen werden wüi, 
dass der jährliche Abgang VonAustretewd«« ans der Erzdiöcese durch'Ein¬ 
tritt fremder Diöeesanen ersetzt wird, so ist es gewiss, dass zur Deckung der 
seelSbrgeriicBen Bedürfnisse der Erzdiöcese alljährlich drei3Big Nenge«leihte 
erfordertifch sihd; würde die Zabl : def letzteren mehrere Jahre hindurch bis anf 
25 herabsinken, so VtOWe bald drückender Prlestermangei und in Folge dessen 
laute'Klage des'"Volkes entstehen. Die Gesamnltzhbrder: te den SenrinariVfiza 
Erziehendem betrögt also für dreizehn Carse aa je drels8fg 39© Zöglinge, die 
sich folgender Massen vertheüen: - ■ y :r, > . 

1) In den acht Klassen des Gymnasiums und den Molnischen Söhnten 240. 

2) ln den vier Jahren 1 höheren theologische» Unterrichtes iderDhile* 

sophie und Theologie 120. - 

3) In dern Jahre’praktischer Vorbereitung för die SeeisorgerdOt ' ii 

Das Concil vom Trient hat in weiser Fürsorge ihr jene'ausgedehnten Diä¬ 
resen , welfche die grosse Zahl der Aspiranten des geistlichen Standes nicht in 
einer Anstalt unterbringen können, die Verthellung in mobrer« den Bischöfen 
ausdrücklich' freigestellt. Dass' eine solche Vertheilnng für die Erzdiöcese Mön- 
cben*Frdtsing schon ans difceiplWären Gründen netfawendig ifet, Zeigt dev Augen¬ 
schein, and es ist deshalb auch schon die Anlage zweier Semtairien vorhanden. 

Zur Ausführung des Concordates wäre sonach erforderlich: ■ < ’■ * 

: t) Ein Knahenseminar 1 für 240 Zöglinge. 1 •• ‘ • >: >» »• 

2) Efn höheres Alumnat für 150 iögling», "und "adch hier-kann eine 
Trennung' iw zwei Anstalten stattflnden, wdfin "in der einfen tZOZögtinge der 
höheren theoretischen Curse /in der anderen 30 des praktischen CnrseS Unterge¬ 
bracht werden. 

’ Die Realexigenz dieser Anstalten - würde sieh nach den aller bulligsten 
Ansitzen folgendermassen berechnen: ' ■ ' > r < 

1) Für zwei, beziehungsweise drei Anstalten die nöthigen Gebäulichkei¬ 

ten, um die obengenannten Zahldn Von ZIgllngen, das Lehrerpersonal, die Die¬ 
nerschaft, die Oekonomie zu fassen, für jedes dieser Lokale mindesten 1 f 600 fl. 
jährlich zur Bestreitung dey Baureparaturen . . . . 1800 fl. 

2) Fijr vollständige Verpflegung, Bedienung etc. von 240 Zöglingen' des 

Knabenseminars, jeder nur zu 120 fl. jährlich gerechnet, was gewiss sehr mas¬ 
sig ist . . 28,800 fl. 

3) Für Verpflegung etd. von 150 Zöglingen def höheren Curse, jeder we¬ 
gen gesteigorter Bedüirfhisse zu töO 'ft. jährlich: gerechnet 22,500 fl. 

4) Für Regiebedürfnisse der StodienanataKen, BfbUethelren, Sammlungen at£ 

2 » Je 800 fl. . •. b • - . '. , 2,4*0 1 fl. 

• Die Personalexigenzför Vorstände, Ptoftesoren etc. dtrfte sfch, wenn man 
nach dein jetzigen Massstab ein Lebrerpersonai von IO 1 Vorständen and Profes* 
soretrdes Knabenseminars, beziehungsweise Oer lamtt verbundenen Lehranstalt 
van 4 Professoren der Philosophie and 4 Professordn' der Theologie und 4 Vor» 
sttdden für die beiden höheren Seminarien aammntj und 'den Gehalt eb ne s 
beoesbiiet^aufdie dämme Vo*i47ij400 fli «mtaifIWto. . t« h u 




Proipemari« des.Erzbiscb. v. MOucheo v. tfl,Apg.A35fcfM r L »i <L CflDfr bett^ 444 

Die jährlfefae Geaapuutansgabe. beliefe, sich aisp in.gunder Summe «Pf 74,000 fl., 
ungerechnet die,Böthigeu Gebäulicbkeiten, ,; ^ .• vi' ^ t 

FOr diese Berechnung ist freilich vorausgesetzt,. das» alle Z^glinge. Frei* 
Plätze geniessep würden , wogegen eingewendet, werden .könnte, dass ja doch 
apch die Eltern etwas zu leisten haben, Allein , „ , r , , •- . . 

1) die meisten Aspiranten des geistlichen Standes gehören unbemittelten 
Familien oder Landleuten an, die über baares Geld nicht disponiren,kennen; ,2) 
die gewöhnlichen Mittel des Fortkommens solcher Stip|en|ep: Kospage, Monats* 
gelder, Instructionen wflrtfen fortfaUen; g) di« .Verpflegungskosten für : die Zöglinge 
sipd aber so gering angesetzt, dass die Eltern ohnehin fOr Vieles, z, B. Kleider» 
Wäsche, Bücher u. s. w, zu sorgen,,hätten. Würden aper, auch wirklich Bemit- 
t^te zur Zahlung angehalten, so würde deren Betrag die obenang»setzte SpDMpe, 
gewiss pur unbedeutend mindern. , •• . 

Ii. Wirklicher devmaligtef'Bestand.-?- ' u > ■■ 
Wie schon oben bemerkt wurde, musste bei Wiederherstellung' f der Efz- 
dibcese im Hinblicke aof die grosse Zahl der heratizabildenden Kleriker sogleich 
die GTttndang mehrerer Anstalten in Angriff genommen werden, und es bestehen 
dermalen iW derselben folgende zur Ausfflbrnng des Art. 5; des Concordates im 
Sinne des Tridentinums begonnenen Institute. ■-< ■ 

A. Das erzbischöfliche Knabenseminar zu Freising mit den 

S tud ienanstalten. ' 

Diese Anstalt, welche von einem Inspectör and 2 Professoren geleitet wird, 
kann wegen mangelnden Raumes nur 52 Zöglinge aufnehmen, obgleich der An¬ 
drang 2u 'derselben in stetem Wachsen begriffen ist. 

Im Zusammenhalt mit dem oben sub I. über die Bedürfhisse der Erz-Diö- 
cese Geeggten müsste ,eine Erweiterung dieser Anstalt mp das Vierfache statt* 
finden. Die Zahl jener Zöglinge, welche dermalen Freiplätze im Knabenseminar 
gehiessen, beläuft hieb aaf ungefähr 40, Die GesammtsomiPe, weiche auf Ver* 
pflegong der Zöglinge verwendet wird, beträgt gegen 7000 fl., wozu vom Sehen 
des Staates, beziehungsweise ans Kreisfoeds nur 000 fl. geleistet wenden, ^wäh¬ 
rend das Uebrige theils aus Stiftungsfonds der oberMMlfcben Steil«, tfcelte von 
den Eltern der Zögbnge bestritten wird. < 

Das deratahge Haus der Anstatt Ist .ihr Eigeptluna. , ..-,4 

... , ' Oben worden 28,800 fl. als Realexigenz des Knabonwutinars entziffert; 
gegenwärtig geniesst dasselbe nur ein Viert«! dteeer Summe;der -Staats¬ 
kasse keinen Heller. . , ,... , ..... 

v Der Unterricht an dem Knabenseminar isfc jener der vier (fassen der 
Lateinschule und der vier Gymnasialclassen. Das Lehrpersonal besteht der¬ 
malen aus acht (Rassenlehren) und einem Lehrer der Mathematik; einer der 
Clawtnlehrer ist zugleich Rector der Anstalt uadjnspceur des Knabeneeaüaars; 
zwei (Rassenlehre* sind Prifastan J« demselben, h r . 

Für die Besoldung diese« Personals wird dermalen geleistet; <■, ..>• v.- 

*) für den Rector.. . . . JO0 fl. 

, .ii b) für den Inspector des Knabensemmar;-' k . 100 fl. 

®) Vier GympasialprofteMoren au je: dt»; fl. . 8000 fl. 

, d) Der Matbematikprofesaar n . . . .. . 700 fl. 

, «> Akerazulagep . „ .. ■, . ,, . . . v .■ .. » JW» Mi< 

0 Vier Studienlehrer zu je 400 fl. «.muiM-tu» 




4# Zkttrmayer. Der Stabil 'tfer^ täthM. Ktrctienfirage lh Bayern (1852—58). 

'#)' fcs' wurden Von der oberhüffichen Stelle sämtoftlieheriPrö- 
fessoren and Stadienlehrern freie Verpflegung UttdWotnitfrtg aas den 
IHtteln der erzbischöflichen SeMinäii^n gewfibrt (mH Ausnahme'des 
Professors Her Mathematik). Wenndteses Emolument für Jeden nur 
za 300 II. angerechnet wird, so betrügt es^die SUttme von ' V 2400 fl. 

h) FAP verschiedene irthenattteCriebte,tm'Hebräischen, den !i 
neueren Sprachen etc. gegöt v : , ‘* ' , ' i . . 1 ’700 i !L l 

D Für iTe« ActUüir tttÄ ^aUtf .' J-U •/ - , fn g 

k) Für Realextgenk’ des ! 6yiUnasioms und der' lateinischen 
SehUle gegen ; ,r . ;,n 'v*' : 1 . ' •:'> V" . tftOf II. 

' ‘ ! SürtaCh Verteil denfialeh für' die Lehranstalt gegen" '. 88Ö0 fl. 

gÄet, Wozu def 1 Staat, beztebuiigswefee 'Ktetefbnd . . 4it2'fl. »9 MC. 

gibt. Die oberhirtliche Stelle leistet . . •; .' 1 2400"fl. 

durch freie Verpflegang and : Wohnung der Professoren gegeu 1200 (I. 

durch Geldbeiträge; 

flprcb Ueberlasaang vonBeneflpLen ■. . , . ,. •; , 400.fl. 

in Samma ... i • . ... . . • 4000 fl. 

Das Uebrige wird theils aas inspectionsgeldera, theils vom Magistrat za 
Freising (mit 400 fl.) gedeckt. • ■ . 

Die für Personal- und Beale^jgenz. sab I. angesetzte Summe • von $000 fl. 
für 10 Vorstände und Lehrer und von $00 fl. für Regie sind daher dermalen 
schon gedeckt und zwar , zur Hälfte von der oberbirtlichen Stelle, 

Der Staat, resp, die Kreisfonds leisteten sonach zu dem ganzen Institut 
des erzbischöflichen Knabenseminars t|Dr Verpflegung, und Unterricht 600 fl. u, 471 fl. 
gewiss ein. Minimum gegenüber so grossen Bedürfnissen, . v . 

B. Das erzbischöfliche Klerikalseminar mit dem Lyceum! 

r - * r ; p , * 4 * J V ■ 

Diese Anstalt besteht in der ehemaligen fömbiscböÄicbeB Residenz, die 
voraussichtlich, der .0eher!aosuag 'der noch reservirten Räume 
derselben zu freierem Eigen tham des Kierikalsemlnars,.Ratan ge¬ 
nug darttetet, um 120 Alumnen in sich zu fassen, also jene Zahl, welche nach 
dem sub Nr. I. Gesagten fQr die vier Curse höheren Stadiums nothwendig ist. 


EQr die Verpflegang der AlUmnen sind dermalen verwendbar : : 

a) Staatsbeitrag . - . . . . °. . . . 1 5025 fl. 

1 ' b)* Seminaristiea uüd AlumuatkO . i . ■ . •> 3000 fl. 

c) Aus den Realitäten und Stiftungsfonds . . . 8000 fl. 

d) AUs< besonderen Zuschüssen . . ' 1 . . . 1500 fl. 

■ ■ ! Summe 15,525 fl. 


FOr den phftosdphisöh-theoidigisehen Unterricht an dem erzbischöflichen 
Klerikalseminar ist bis Jetzt durch das Lyceum gesorgt. Die Einnahmen dieser 
Anstalt belaufen sich auf circa 10,800 fl., von welchen Einnahmen als ständig 
erscheinen: 

■ a) aus Kreisfonds . .. 6912 fl. 

b) von der oberbirtlichen Stelle , • 1800 fl. 

"Als Bedfirfniss für die Besoldung von 1 Rector, 5 Professoren Her Theo¬ 
logie and 4 Professoren der Philosophie, 1 Actunr und 1 Pedellen,' sowie' Tür die 
Realexigenz stellt sich die Summe von circa 900 fl. heraus^ welche durch’ obige 
slUdfllBm Einnahmen beinahe gedeckt ist. ^ 11 ‘ ' * '< 1 
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Cv ,»*s Priesterhau* zo Dotrfen upd das Prics L t.«rh*u$ 1^St. 

•t . ,. , , Johann ,vcn Nepomuk zu München,. , 

. , . Es iat.iin. 1fr. I. schon gesagt worden, dass das praktische Jahr der ^eel- 
«srgliehen, V.wbiidpng-yon dqp theoretischen Cpr^en, getreppt., ^pjij sonach ,12,9 
Alumnen im Klerikalseminar and SQJi^.eihßip^i^Fea.Prie^exhajus untergcjjrfcljjt 


werden können... 


i j ,.£s ; bestehen eben, zwei,.solcher Erifisierhfiusejc ifi 
Freising, nftiplich das zu. Dor.fea und djisJjei S(., Jo bann ypn jV'epomuk. 
Ersteres ist das vormflige Dföcesansemjnar des Bisthums Freising;, and, es stan,d 
deswegen bis zur Säcularisation unter der ausschliesslichen Verwaltung, der ob,ei)- 
hirtiicben Stelle. .Wenn auch dermalen ,S|t^eBeyemien.von qrca ßppo fl^nifht 
so bedeutend .sind, .um eine grosgp jVnzabl, vpp. Alumnen, $pfUtrejg,. so.üjgfa 
dasselbe doch .sehr, gut zur praktischen, yorbildqng junger Kleriker benutzt Wer¬ 
dern. Dasselbe gilt yop, dem Priestprhaus. St. Johann dahief. Beide Anstalten 
sind; fijndatipnsmässig ganz geeignet, den. Seminarien zu Freiqtyg alst, praktisclje 
Bildungsanstalten zur Erfüllung des Art. 5. des Concor^ates : zu,r Seltezu stehen; 
Wd sie haben auch apprqximaf.iy, Mittel ijazu. Beide stphen in Bezug auf 
Ernennung der Vorstände, innerliche, Leitung, etc, sphan, jetzt untgr der, obe^djrt* 
lichen Stelle. Die nach den klaren Bestimmungen der. Fundajipn, der obcj^jirt- 
lichen Behörde. zukommend.e und wiederholt recjamirte , fr.a,i.p Verwaltang 
muss hiermit neuerdings bn Hinbljfkauf Art. <5. d^.Ccpdfdäts nachdrücklich. in 
Anspruch genommen werden. 


. ä ": ill. Anträg'e fÄraie Zukilnfi: * Vi ' (,: 

• •' - ! i>l ,1 • !i I ' ■ , - . I ’l 1 • 

Obgleich, wie sub I. erörtert ist,/de? Staat concordatmässig die Spanne 
von 73,000 fl. jährlich zur Erhaltung der durch Art. ,5. des j Concordates stijpuiUr- 
ten Seminarien zu leisten hätte, so will die oberhirtliche Stelle, um zu zeigen, 
wie sehr sie die RQcksiehten der Billigkeit achtet und wie ernst .es dem Episcöpat 
mit der. in der Denkschrift ypip. 20. October ; 1850 gemachten Zusage war, er 
werde keine exorbitanten Forderungen stylen —,4;jeiflen H£l},er..$,^er fljtjtjfy» 
d4gpr.Leistungen vom Staute fordern,,sfpfyft»,flK.be^üg^h,', wenn dpr Staat 
dig bisher genehmigten Leistungen: 

... ,«) zum erzbischöflichen Seminar 
und zum Gymnasium und de? 

■ '>'■■■■■ 1 •••'•■ " « • - .*>' «■*.1 . ■ii,m-... Summe. .■■ ;!l |-47fltiifl. 

b) zuto erzbischöflichen Krerikal-Semtaar-ron . ,.u 1 5tt25fl. 

c) zum Lyceum circa . .• / ■< . . .., 1 S ; i70OOfl. 

,, . in Summa . ‘ *ffe,797 fl. 

unabbrüchig fqrtbezahlt. ' ' " . ' ; 

Der erste Antrag der oberhirtlichen Steile geht alsb dahih," dass die'bis¬ 
herigen Zuschüsse aus Staatskasse oder Kreisfonds zu Knäbenseihinar, 
Gymnasium und Lateinschule, Klerikalseminar und Lyceum huch in Zukuhft un- 
abbrüchig als Dotation der in Art. 5. des Cöncöfdütes ( VSrnbl's'Sfeii'tfh 
Bildung^anstaltgeleistet werden. ' ' ' '* 1 

Djer jf weite Antrag ist; es möge anerkannt werden: das' Knaberisemfnit 
und flas Klerikalseminar zu Freising, die Priesterhäuser zuDölfftii trnd 'bdf &. 
Jobapn von Nepomuk zu München sind die in der tifedftcese Müncheti-Freising 
zur Ausführung des, Art. 5,‘ des ConcordatS bestimmten BildangsSnsfälttik 111 

~ '* ’ * »..* . 1. r. \ > 1 1'» »t. r ,r ; u t < i/ Ji * ‘ {»•>/ •rlV.tjtH ü ; - 
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W Deir Stand : (fft8Sa*8& 

•‘' DrltfenV 1 Dä 8as Cotfbhrdat j absöffiOHIcii düe hottrWettdigön Deftranktal- 
ten bei den Seminarien stipnHrthat, sö sind die Lateinschule und das Gymnasium 
zd Freising mit dem erzbischöflichen Kterikalsemlndr dasbibat nntrennbar zu ver¬ 
binden,‘was jedoch nicht iusseblle'sst, dass auch Eltern^ mit bischöflicher Erlaub- 
biss diese bischöflichen Lehranstalten besuchen. ■••• 

Viertens. Die Ernennung sämmtlicber Vorstände an den vier Anstatten, 
nämltfch dem Rnabenseminar lind dem Klerikatsemtnarzu Preising, an dern Prie- 
sterhaus zu Dorfen und bei St. Johann steht wie bisher schon eoncordat» 
mäSSig atibchliesslich dem jeweiligen HochwQrdigsten Herrn Erzbischof von 
Mühchen-Freisirig zu. Ebenso die Ernennung sämmtlicber Professoren, welche 
für den niederen und höheren Unterricht der Seminarien von' der ersten lateini¬ 
schen'Schute an bis tttr Philosophie' lind Theologie incl. erforderlich sind. 

’ Fünftens. Nach Art.5. des ConcordatS hat der HOehwQtrdigste Herr 
Erzbischof die ganz freie Leitung dieser Anstalten, namentlich des Unterrichts 
iind der DiSciplhi derselben, und er kanti in dieselben nach GnfbeflndeU anfheh- 
nieh oder daraus entlassen. ■ '■ ‘ ■* 4 

' Sechstens. Ebenso gebfthrt dem Hoebwbrdigsten Helth Erzbischof die 
ganz freie' Vermögensadministratiön der genaiinten vier Anstalten und der damit 
verbundenen Lehranstalten. ' 1 4 • •' 

Siebentens. Die bisher den genannten Anstalten gewidmeten und gröss¬ 
ten’Theiis schon im VOIllg freien Elgenttttim der Kirfche befindlichen' Gebäulich¬ 
keiten, namentlich: 4 ; 

a) zn Freising die fürstbiscbOflicbe Residenz sammt Appertinenzen mit 
Dazugabe der bisher noch vor behaltenen Räume, das Lycealgebäude, 
der Lerchenfeldhof, das HeckenstaHefsebe Hans, der Werner- und DonzerhOfe 
(welcher noch dem k.' Aerar gehört) , das Gebäude des Knabenseminafs sammt 
Appertinehzen; ' 11 * 1 

’ b) in Dorfert das Pflesterhaüs daselbst; 1 > 

" i) in Mtfnehen das Priesterhaas zu st Jdhann KMen die Dotation der 
Dibeesahsemih'arten bezagHtti dfer LOcaütäten. 4 ’ ’ 

,u Die sub I: entzifferten staätSbeitrige, sowie das bestehende Vermögen des 
Knabenseminars zu Freising, des Gymnasiums und' der HrteirtfsChen Schule, des 
gleriltalseminars, des Lyceums, des Prföstefhanses zn Dorfen und ‘des Priester- 
hauäes bei St.'Johann dahlerbildeh deh Dotationsfond der DiöCesanseminarien im 
Sinne von Art. 5. dea Concordates, jedoch so, dass die Fonds der beiden Priester- 
Häuser zu Dorfen und bei St. Johann, stets getrennt edrweiWt und nur Z| »ii Besten 
•dieser' beiden Anstalten .verwendet werden. . 

,, Achtens. Ri ( e oiberhirtlicheBehörde verpflichtet sieb, keine weiteren An¬ 
sprache an das k. Aerar zu machen, so lange der obenbezeichnete Status unver¬ 
ändert bleibt, muss rieb Jedoch ausdrücklich Vorbehalten, 'dass es ihr stets frei 
upd unverwehri bleibt, sich durch Sammlungen an den Wohlthätlgkeitssinn der 
JDiöcesanen zu wenden, alle zum Besten der Diöcesanseminarien gemachten Stif¬ 
tungen und Schenkungen anzunehmen, localitäten und GrQtide zu acqairiren oder 
in äquivalenter Weise zu ändern, die höthigen Bauten selbstständig zu fuhren 
und bei nachgewiesenem Bedürfnis in canonischer Form Und stets in billigem 
tyaasdie RentenQberschüsse der Diöcesankirchenstiftuugen in Anspruch zu nehmen 
Neuntens. Als dringendstes BedÜrfniss stellt'sich eine Locatität für das 
erzbischOfliicjbe. Knabenseminar heraus, ln Freising ist mit Ausnahme der Kto- 
atergebäude von Neustiften, welche jedoch im Besitz des k. Militärirars sind, kefn 




«ingtt« de* Erabtochofi.v. Mtaphewar. .1 ViMffi, «n, 


sMctow Gebäude vorhanden,! Wfinn «l3^ jder,wSt«int esnisht ermöglich kann, 
da» genannte, Kloster abzulassen, se wifd -nmuein übrigen, aelQ^n, 

oterhirtlichfi Stelle theils durch-ZuschOs« W- Etiftungsfobds, iheils durch Samp- 
luhg feH den Gläubigen,-iheil*.dtarch .Inanspruebnabroe . v^n B^tenOb^c^Qssep 
ab führen gedenkt, v. i«,.- v.i•« .. i** : u 


IQ, Aberroallge .Einga.be des Erzbischofs vli ( fe'"Äfütt'^!fefl ? tt. 

: wlfrffsfs^ 

zum k. Staatsrolnlstermm Ües‘ Innern rar kirtb^n* ’niiä ScütilaiigefegenfieitedV ; dli 
' Ausführung des Art; l>i‘ des' Öohebrdüteä' Betreffet •'■■’ iim ,i ' ,ilK,H 

• ‘ L ' v * ' :ui^. -v’i ' V. i--»Mi; m^U liw< w Jf: 

• Aöerdurchlauahtipster u ?i s,. w.. „ !is) 4i) , ..- 

Es . sind : mehr, als anderthalb. Jahre, ;vro$ftspeni, seit der aJleruQterthiUüg;sjt 
tintcrwlohneteia einer, ehrertietiteateoVorsteliang .vom ÄfihAugust 1853 und ln 
einem beigefügten Promemoria Ew. König!. Majestät, .deu,;gehorsara&U|n Nfcbw^is 
unterbreitet hat , wie ln derErzdiöcese München , der Art- 5. des Concordat^s 
sehr leicht und ohne alle neue Beschwerung des Staates qusgefpbrt. werden k^p. 

Inzwischen. haben Ew. König!« Majestit allergn|digst geruht, d^ch, die 
höchste Ministertalentselrifesaaug vom ö. October v.. L »den, Vollung des Cppcp.r- 
datek betr.c den Bischöfen dies Kelches ansspgechen zu lassen, auf die .bischöf¬ 
lichen Wünsche bezüglich der Errichtung neuer oder der Erweiterung schon be¬ 
stehender. Knabenseminarien, srHtarne-* Etttfft / iWd.ipitt%.;VUo. de*. betref¬ 
fenden Obetthirten einzeln vorgetragen .werden, und an sich hüÜK e^cbeipep, 
einzngehen. ,. rUfi 


i Den aiierunterthäniget ■, Unterzeichnete ■ glaubt, 44f*b *dip Chen erwähnte 
VorsteUang vom 18. Aug., 1853 .,dieser .gnftdigs^h Whlgn?mei»png Ew, ; Königh 
Majestät schon vollkommen entsprochen izu. hoben, und do .eine W-ei$& , d ec Ery^jf 
terung der Diöcesanseminarien voigesehlogen worden isf, ; w«Wie keinen.,Erero^r 
naher Leistung*des Staates* fordert;;-und da.Keine Befugnisse..dep-Ejscjhofs angjr 
sprachen wurden als jene, welche wörtlich and ausdrücklich im Art. 5. .fle^, Gopr 
cordates enthalten sind, so sind billigere Wbistftft und,Eiften jücht gcdenkbar, 
wesshalb der aller unterthänigat ,En$e waifthuele Sich.,der festen Zuversicht hingibt, 
Ew. Königl. Majestät werden ,geruhen, .das so tröstliche Wort königlicher Ver- 
hetemmgi für die Erzdiöcese MttnehenrEreisiPg \wbWwollendst zu erfüllen. 

Gestatten Ew. Königl. Majestät dem alleruntartblpjgsi ynt£rzei<$pe^[n einen 
Punkt des Promemoria vom 16. Aug. 1853 hervorzuheben, der, wenn er nicht 


4m: rechten i Lichte aofgefasst., wird; * vielleicht zu Bedepkep ye^pipssung getyep 
könnte. < Es .ist nämlich, dort ; die Uebergabe des Gymnasiums, und f der ( lateinischen 
Schule*, ptpvie,, des. Ey^u^ ap. ^e^beüfen Seminaren, resp. die Vereinigung 
ersterer mit freie . i^nennung t aller, Professoren '‘beantragt. 

Hiergegen könnte vielleicht eingewendet' werden " ‘(lass' dadurch' das Princip der 
landesherrlichen Ernennung zu den Lehrstellen' an'öffentlichen königl. Lehran¬ 
stalten \erfetzt -werde. Altem Ew..*Königl. Majestät .Scharfblick .wird es nicht 
'Entgehen, dass durch die-Ausführungdes oben erwähnten Antrags. die bisherige 
Formation der betreibenden' Anstalten ■ geändert, dass ihre Dotation iur Ausführung 
d^s Art. 5. des Concordales verwendet und sie selbst.in.rein bisehöfliche .und 
Diöcesananstaltew verwandelt würden, dass sonach,, fürderhin. der^ Bischof- nicht 
Professoren an kö’tligliehien A.ristelle n wi ernennen hätteit sondern an Dih- 
cesamnstalten. : Eine** -VePteteungii des genannten. PriBCipe .ftndtt also.,kfinosr 


wegs statt. 


.W US 'Ui if\ 




m Zcterm'ayer. Dter Stand def kafhol. KftreMenfragetoBayern>(t862—*8). 

Bä ferner die Anstalten Ih TrMMng ,' nämllfh Gytrinastanv abdbateiBsdhbie 
undLyeeom vor der Errichtung der Semiflartengarnicht existirteu, saor 
dem lediglich behufs letzterer und za ttaeilweiser einstweiligen Erfüllung des. Art. 
5. des Coneordates errichtet worden sind,' so ist das, Malerische Moment der 
gedachten Anstalten meinem Antrag durchaus nicht entgegen,’ sonderni vielmehr 
im, höchsten Grade gön^ig. , _ . 1; 

In der zuversiehtliehcja Hoffnung, meine, neunjährigen Bemühungen am Er¬ 
füllung d£s Art, 5. fies Coneordates . durch die Gnade Ew. Königlichen Majestät 
endlieh mit Erfolg gekrönt zu sehet}, habe ich, nur Eines ehrfurchtsvoll beizu- 
fhgen. Es war dem ailerunterth&nigst Unterzeichneten vergönnt, jener herrlichen 
Anrede beizawobnen, welche Se. päpstliche Heiligkeit Gilbst Pias IX. nach der 
dogmatischen Entscheidung der Immaculata eonceptio am 9. December v. J. an die 
anwesenden 200 Bischöfe des Erdkreises gehalten hat. Die Oberhirten aller Län¬ 
der verÄahmen dabei die erdsten Worte: Ihr seht hieraus, ehrwürdige Brüder, 
wie gross‘zur Bildung tauglicher Diener Christi die NothWendigkeit und der 
Mützen yöh Semiriarien sei, hm deren Leitung sich bloss die Borge und der 
Elfer der Bischöfe, nicht der Weltlichen Gewalt annehmen ihuss. Erzieht die dort 
versammelten 'Jünglinge, "die ein hoffnungsvoller Nachwuchs der Kirche sind, zur 
Frömmigkeit und zum WiSsen; damit sie gleichsam' mit doppeltem Schwert her 
waffhet,' einst gute Krieger 'seien, um die Schlachten des Herrn zu schlagen. Eine 
So' feierliche Mahnung des ''Oberhauptes der Kirche zu vergessen, wäre um so 
strSUHeher, als flu* 1 schon eine speeieile 'Mahnung an die:bayerischen Bischöfe vor¬ 
ausgegangen ist. 

:! ' Indem def allferuniterihlhigst Unterzeichnete Ew. KOnlgl. Majestät’ neuer- 
' ding's gnädigst hm Genehthigting seiner Anträge vom 16. Ahg. 1883 bittet, er- 
Wirt er zugleich ehrftardhtsvolist, dass er (riebt ruhen und rasten kann, bis er auf 
allen von Pflicht und Gewissen gebotenen Wegm< die endliche Erfüllung des Art 
5. des CoTicördafes fttrdfe Erzdiözese München* FreMag iwrboigef&hrt ha¬ 
ben wird.- *•'' !l ' ! ’ ; ! : ’ ‘ ! ’ •' ■> •* • .*>•■ >i dis ».• 

• ” ' Es erstirbt ln tiefster Ehrfurcht ■ : . 

• - ‘ ■ Ew. Königlichen Majestät ’ : - - 

'■‘ l '■> aUerantertbkrigsLtreugBborsMner .■ . 

Carl August, Erzbischof von Mflncfaen.Freising. 

1 München, 12. März 1B58; 1 ' >: -U. t • 

*•••>-' ■ 1 ' 1 • .<’• f . i. .»,.••• 

lll Nette £i'tfgatte'des jetzigen Erzbishofs Gregor voii Mttnehe* 
vdm 26. Pebrüar 1857 an Seine Königliche’Majestät von Bayern 
zum Staatsministerium des Innern für Kirchen- uUd' Sehülangelegenbeiten, die 
geistlichen Bilduugsanstalten der Erzdiöcese betreffend. 

Allerdurehlaucbtigster etc. 

Nachdem Ew. Königl. Majestät dem allerantertliänigst Unterzeichneten schon 
vor der Uebernahme seines schweren und verantwortungsvollen Amtes huldreichst 
au erlauben geruht haben, sich in seinen Anliegen r Allerhöchsterem erhabenen 
Thron nahen zu dürfen, und ihm inzwischen die wichtigsten Bedürfhisse des 
Erzöisthums genugsam bekannt geworden, so wagt er vertrauensvolist, Ew, 
Ktthigl. Majestät über die dringendsten dieser Bedürfnisse,^-über die Erweiterung 
und theitweise Herstellung der Diöcesanseminarien nachstehende bittliebe Anträge 
zu Füssen za legen. 
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1. Das allerdringendste Bedürfhiss ist ein zureichendes Lokal ffir das 
erzbischöfliche Knabenseminar in Freising. Diese Anstalt kann dermalen wegen 
Mangel an Raum nur 52 Zöglinge aufnehmen während die Bedürfnisse der Erz* 
diöcese eine fast fünfmal grössere Zahl fordern. In Freising befindet sich mit 
Ausnahme der Klostergebäude von Neustift keine geeignete Lokalität. Sollte es 
nun nicht möglich sein, dieses Kloster zu dem genannten Zwecke abzulassen, so 
ist ein Neubau nothwendig, welchen die oberhirtliche Behörde durch Beiträge 
aus Stiftsfonds, durch Sammlungen bei den Gläubigen und durch Verwendung 
von Rentenüberschüssen herzustellen gedenkt. 

2. Da das Concordat auch die nothwendigen Lehranstalten bei den Semi- 
narien stipnlirt hat, so erlaubt sieb der gehorsamst Unterzeichnete den weitem 
bittlichen Antrag zu steilen, dass die Lateinschale and das Gymnasium in Freising 
mit dem Knabenseminar und das Lycenm mit dem Klerikalseminar in der Art 
verbunden werden, dass sie die erzbischöfliche Erziehungsanstalt für den niederen 
und höheren Unterricht des Diöeesanklerus bilden; jedoch würde dieses nicht 
hindern, dass auch Externe diese Lehranstalt besuchen. 

3. Es wolle huldvollst anerkannt werden, dass wie das Knaben- und Kle¬ 
rikalseminar in theoretischer, so die Priesterhäuser in Dorfen und bei St. Johann 
in München die in der Erzdiöcese Münehen-Freising bestimmten Bildungsanstalten 
zur praktischen Seelsorge sind, und dass dem jeweiligen Erzbischof von Münehen- 
Freising nicht bloss, wie bisher, die Ernennung! der Vorstände an den vier An¬ 
stalten: An dem Knaben- and Klerikalseminar in Freising, an dem Priesterhause 
zu Dorfen und bei St. Johann dahier, sondern auch die Aufstellung der Übrigen 
Professoren, welche zum Unterrichte der Seminarien erforderlich sind, zustehe. 

4. Auch möge, wie es Art. 5. des Concordates bestimmt, die Vermögens¬ 
administration aller dieser Anstalten, sowie die Leitung derselben, namentlich in 
Bezug auf Unterricht, Disciplin, Aufnahme und Abweisung dem jeweiligen Ober¬ 
hirten der Diöcese huldvollst überlassen werden. 

5. Die bisher den genannten Anstalten gewidmeten und gröstentheils schon 
in das freie Eigenthum der Kirche übergegangenen Gebäulichkeiten bilden die 
Dotation der Diöeesanseminarien bezüglich der Lokalitäten. 

6. Hinsichtlich der Geldleistungen von Seite des Staates wird die unier- 
thänigste Bitte gestellt, dass die bisherigen Zuschüsse aus Staatskasse und Kreis¬ 
fonds auch in Zukunft wohlwollendst geleistet werden. 

Diese Staatsbeiträge, nebst dem bestehenden Vermögen des .Knabensemi¬ 
nars, des Gymnasiums und der Lateinschule, des Klerikalseminars und des 
Lyceums in Freising, des Priesterhauses zu Dorfen und des Priesterhauses zu St. 
Johann dahier müssten den Dotationsfond der Diöeesanseminarien bilden. Jedoch 
sollen die Fonds der beiden Priesterhäuser zu Dorfen und bei St. Johann stets 
getrennt verwaltet und nur zum Besten dieser beiden Anstalten verwendet 
werden. 

7. Wird nun dieser im Vorangehenden bezeichnete Status eingeführt, so 
verpflichtet sich der unterthänigst Unterzeichnete, keine weitern Ansprüche an 
das königliche Aerar zu machen; nur erlaubt er sich hierbei noch die unter- 
tbänigste Bitte, dass es ihm stets frei und unverwebrt bleibe, sich durch Samm¬ 
lungen an den Wohlthätigkeitssinn seiner Diöcesanen zu wenden, alle zum Besten 
der Diöeesanseminarien gemachten Stiftungen und Schenkongen annehmen, die 
nöthigen Bauten führen und bei nachgewiesenem Bedürfhiss in eanoniseher Form 

Arrtlr Ar Klrctointht. VUI. 39 
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nnd stets in billigem Maasse die Rentenüberschüsse der DiOcesankirchenstiftnngen 
in Anspruch nehmen zu dürfen. 

Ew. Königl. Majestät haben bereits durch die höchste Minlsterialentschlies- 
sung vom 9. Oct. 1854 Allerhöchst Ihre Geneigtheit ausgesprochen, unsere Bitten 
und Wünsche bezüglich der Errichtung neuer und der Erweiterung schon be¬ 
stehender Knabenseminarien einzugehen, soferne diese Wünsche und Bitten von 
den betreffenden Bischöfen einzeln vorgetragen werden und billig erscheinen. 

Indem der allerunterthänigst Unterzeichnete dieser höchsten Entschliessnng 
nachkommt, gereicht es ihm zum grössten Tröste, sich in der Lage zu sehen, 
Ew. KOnigl. Majestät zur Schlichtung dieser für die Erzdiöcese höcbsiwichtigen 
Angelegenheit ganz billige Anträge ehrfurchtsvoltst übergeben zu können. 

Es wird nämlich die Erweiterung der Diöcesanseminarien in einer Weise 
vorgeschlagen, die der königt. Staatsregierang durchaus keine neue Geldleistung 
auferlegt, und nur die unterthänigste Bitte um die Ueberlassung einiger Gebäu¬ 
lichkeiten, um die concordatmässige Freiheit in der Leitung, dem Unterrichte 
und der Verwaltung der Seminarien, sowie um die freie Anstellung der Vorstände 
und Lehrer an den damit verbundenen Unterrichtsanstalten gestellt; Befugnisse, 
wie sie der allerunterthänigst Unterzeichnete bereits als Abt des Benedictiner- 
stiftes Metten hatte, Befugnisse, welche das Concordat wörtlich und ausdrücklich 
dem Bischöfe zusichert, und zu deren auch nur theiiweisen Entsagungen er nimmer- 
mehr berechtigt ist. 

Eben in dem Bewusstsein, ohne schwere Pflichtverletzung keine mässigeren 
Ansprüche stellen zu können, glaubt sich der unterthänigst Unterzeichnete der 
sicheren HofThung hingeben zu dürfen, dass Ew. König). Majestät dieselben aller¬ 
gnädigst genehmigen werden. 

Ew. Königliche Majestät werden den Dank für diese unschätzbare Wobl- 
that von allen Denjenigen, welche es wahrhaft gut mit Altar und Thron meinen, 
und 'ebensogut wissen, was beiden frommt, um so gewisser und reichlicher 
ärnten, als die fragliche Angelegenheit für die Wohlfahrt des Staates nicht we¬ 
niger als für das gedeihliche Wirken der Kirche von unmittelbarem Einflüsse und 
grösster Wichtigkeit ist. 

Seelsorger ohne Glauben und Sitten, ohne wahre, auf ächt christlichen 
Grundsätzen fhssende Bildung und Wissenschaft, ohne Gehorsam gegen die gött¬ 
liche und kirchliche Autorität, ohne Sorgen für das Heil der anvertrauten Seelen, 
solche Seelsorger, wie sie bei der gegenwärtigen Heranbildung leider öfter Vor¬ 
kommen, werden, gegen die heiligen Gesetze Gottes und der Kirche ungehorsam, 
die Jugend und das gesammte Volk nicht im Geiste des Gehorsams erziehen und 
unterrichten; sie werden selbst von Leidenschaft und Sünde geblendet, nur blinde 
Führer der Blinden sein, und können die Gemeinden nicht vor dem Verderben 
bewahren. Von dieser Ueberzeugung geleitet, hat die Kirche auf ihrer h. Ver¬ 
sammlung zu Trient es den Bischöfen als schwere Pflicht auf das Gewissen ge¬ 
legt, die künftigen Kleriker schon vom Knabenalter an bis zur praktischen Seel¬ 
sorge in eigenen Seminarien erziehen und bilden zu lassen. 

Wird nun durch die allerhöchste Gnade Ew. Königl. Majestät in der an- 
beregten Weise geholfen, so wird der reichste Segen des Himmels nicht ausblei- 
ben, der Segen für Ew. Königl. Majestät, der Segen für allerhöchst Ihr erlauch¬ 
tes Haus und der Segen für das gesammte theuere Vaterland. 

Durchdrungen von der längst gewonnenen Ueberzeugung, dass Ew. Königl. 
Majestät allezeit zw Hülfe bereit sind, wenn es sich um das wahre Wohl aller- 
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höchst Ihrer getreuen Unterthanen handelt, ' sieht der allerunterthänigst Unter¬ 
zeichnete einer allergnädigsten Gewährung seiner Bitten und Anträge entgegen 
und erstirbt in tiefster Ehrfurcht 

Ew. Königlichen Majestät 

allerunterthänigst treugehorsamster 
Gregor, Erzbischof von München-Freising. 

München, den 26. Februar 1857. 

Auf die vorstehende dritte Einzelvorstellung des Erzbischofs von München 
vom 20. Februar 1857 erfolgte endlich die: ' 

12. MinisteriaJentscbliessung vom 18. Mai 1858 (Präs. 18. Mai 

1858.) 

KönignMi Bayan. 

Staatsministerium des Innern für Kirchen- und Sehulangelegenbeiten. 

Dem hochwürdigsten Herrn Erzbischof von München-Freising wird auf die 
Eingabe vom 26. Februar v. J. und die hierin bezüglich der Studienanstalt und 
des erzbischöflichen Seminars in Freising enthaltenen Anträge mit Allerhöchster 
Genehmigung Seiner Majestät des Königs nachstehende Entsrhliessung ertheilt: 

Auf die beantragte Vereinigung der lateinischen Schule und des Gymna¬ 
siums zu Freising mit dem dortigen Knabenseminare, sowie auf die Vereinigung 
des Lyceums mit dem Klerikalseminare daselbst kann nicht eingegangen werden. 

Die Studienanstalt zu Freising hat vielmehr als eine dem öffentlichen Un¬ 
terrichte gewidmete Anstalt auch ferner fortzubestehen und die allgemeinen hin¬ 
sichtlich der Slaatsanstalten dieser Art bestehenden Vorschriften haben auch auf 
die Freisinger Studienanstalt ihre Anwendung zu finden. 

Das Besetzungsrecht bezüglich sämmtlicher Lehr- und Vorstands-Stellen an 
dieser Anstalt in der bisher geübten Weise wird ausdrücklich Seiner Majestät dem 
Könige Vorbehalten. [Es wurden demgemäss nun auch protestantische Lehrer in 
Freising angestellt.] 

Dagegen wird die Leitung und Beaufsichtigung des, Knaben- und Klerikal- 
seminars zu Freising wie bisher dem bochwürdigsten Herrn Erzbischof von Mün- 
eben-Freising nicht beanstandet. 

Imgleichen werden demselben die beiden Priesterhäuser zu St. Johann von 
Nepomuk in München und zu Dorfen als praktische Bildungsanstalten für den 
Diöcesanklerus zur Dreien Leitung und Verwaltung nebst ihrer speciellen Dotation 
Oberlassen. 

Hinsichtlich der Vermögensverwaltung dieser Seminarien und Priesterhäu¬ 
ser bleibt in Gemässheit des $. 10. Tit. IV. der Verfassungsurkunde das allge¬ 
meine Oberaufsichtsrecht des Staates Vorbehalten. 

In Ausübung des dem hochwürdigsten Herrn Erzbischof von München-Frei- 
sing bezüglich der Vorstände des Klerikalseminars und der beiden Priesterhäuser 
zu St. Johann in München und zu Dorfen zustehenden Ernennungsrechtes soll 
derselbe auch in Zukunft nicht behindert werden. 

Dagegen muss, in so lange nicht eine abändernde allerhöchste Entschlies- 
sung erfolgt, bezüglich der Ernennung der Vorstände des Knabenseminars auf 
dem in der allerhöchsten Errichtungsurkunde vom 5. Mai 1826 Art. VIII. vorbe¬ 
haltenen landesherrlichen Rechte um so mehr bestanden werden, als dieses Recht 
nach den Bestimmungen des $. 16. der Minlsterialentschliessung vom 8. April 1852 
»den Vollzug des Concordates'betr.« ausdrücklich gewahrt erscheint. 

I SW* 
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Bern Anträge wegen Ueberlassung des Eigentums an den bisher benutzten 
ärariälischen Gebinden kann eine Folge nicht gegeben werden. 

Bezüglich der für «(die Zwecke der obengenannten 4 Anstalten vorzüneh- 
raenden Collecten und Neubauten, dann der Verwendung von RentenüberschOssen 
vermöglicher Cultusstiftungen sind die bestehenden gesetzlichen und verordnungs* 
mässigen Vorschriften zu beachten. 

München, den 18. Mai 1858. . . 

Auf Seiner Königlichen Majestät allerhöchsten Befehl: 

• " ■ '• ' ' v' Zivehi: ‘ 1 •• 1 

An den hochwfirdigsten Erzbischof - Durch dän Minister ‘der 

* • ‘ von Mühcheh-Freising.' r ■ General-Secretfir Ministertalrath 

Den Vollzug des Concordates insbesondere von Bezold. 

die Studienanstalt und das eraMMtiöflidie ,, 

Seminar in Fr^sing;betreffend. 

Vortrag<des früheren GeneralVikars Domcapitulars Drt Win- 
discHmann 1 ) vom 4. Juni 1858 über den Stand der katholischen 

Kirchenfrage in Bayern. 

Als durch die französische Revolution und ihre Folgen die Partei des Anti- 
cbristenthumes den vollständigsten Sieg über die Kirche Christi gewöhnen zu 
haben schien, da begnügte sie sich ln Bayern nicht damit, den ganzen Episeopat, 
alle Orden und die kirchlichen Lehr- und Erziehungsanstalten zerstört zu haben, 
sondern sie bemächtigte sich überdies des ganzen Volksschulwesens, der höheren 
Studien, ja der‘theologischen Lehre lind der Erziehung des Klerus, und sie konnte 
gewiss sein, wie dieses der Erfolg auch nur zu sehr bestätigte, auf diese Weise 
in einigen Menscbenaltern den Geist des katholischen Priesterthmrtes zu brechen 
und' den gesammten Unterricht zu dekatholisiren, wie andererseits durch die 
Hemnisse des katholischen Cultus und Lebens binnen derselben auch beim Volk 
das katholische Bewusstsein abhanden kommen musste. Allein die göttliche Vor* 
sehung bat durch die ernsten Zeitereignisse diesen Plan vereitelt und die Politik 
Zwang dazu, ein Concordat mit dem heiligen Stühle abzusebliesseni Bei den 
merkwürdigen Verhandlungen über'dasselbe war nicht leicht ein Putakt, aöf wel¬ 
chen die ehemaligen Illuminaten ein wachsameres Auge hatten, und in welchem 
sie der Kirche zäheren Widerstand leisteten, als gerade Unterricht und Erziehung 
und namentlich Erziehung des Klef ns, wie andererseits der heilige Stuhl andern, 
was Art. 5. des Concordates enthält, unerschütterlich festhielt, wie dieses arus 
dem Buche »Concordat und Religionseid« p. 84. und den daselbst roitgetheilten 
Aktenstücken zu entnehmen ist. Nach Errichtung der Bisthümer wurde sogleich 
zur Errichtung von Seminarien geschritten ubd zwar in unserer'Lrzdiöeese vor 
allen anderen Diöcesen auch die Nothwendigkeit eines Knabenseniinörs erkannt 
und dies bezüglich Verhändlungeh eröffnet. v r ‘ ’ 

Sei es, dass die damaligen Vertreter der kirchlichen Rechte nur zu gut 
den Geist der damaligen höheren Staatsbeamten kannten und' wohl wussten, dass 
von ihnen nichts za erlangen war, sei es, dass ihnen selbst die Begründung der 
Forderung der Kirche auf die unveräusserlichen Rechte und Pflichten dfes Episco* 


1) Windischmann behielt noch eine Zeit : lang das betreffende Referat. Mit 
dem Antritte des Erzbischofs Gregor in MUnehen wurde Dr, v;P»and Qeneralvioar. 
Man sehe auch: .Windischmann.. ein Bild seines kirchlichen Wirkens, und, seiner 
•wissenschaftlichen Thätigheit von Pr. Stro dl ^München .1862. , .. . 
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pats und das Concilium von Trient nicht so klar einleuchtete — genug es wurde 
das unter den damaligen Umständen entschuldbare Versehen gemacht, dass man, 
um Etwas zu erlangen, nicht Alles forderte, wozu man das Recht hatte, und mit 
Aengstlichkeit den Principiepfragen auswich, um einige in der That höcht unbe¬ 
deutende Zugeständnisse in materiellen Fragen zu erhalten. 

Der grösste Eehler, der aber bei diesen Unterhandlungen gemacht wurde, 
war der, dass map die Hauptfrage: die Freiheit des, Episcopates in Bezug auf 
den Unterricht und die Auswahl der Professoren der zum geistlichen Stande 
Heranzubildenden nicht in den Vordergrund stellte. Es erfolgte in unserer Erz- 
diöcese eine in jeder Beziehung höchst unzureichende Dotation, der beiden Semi- 
narien, und während der Staat als solcher sehr wenig leistete, und das Bedeu¬ 
tendste durch die Wohlthätigkeit des Klerus und namentlich des höchstseligen 
Herrn Erzbischofs Lothar Anselm aufgebracht werden musste, erlebte Letzterer 
die Kränkung, dass ihm bei Gründung des Lyceums das Recht der Ernennung 
der Professoren verweigert wurde., Wie indessen alles Kirchliche, wenn auch 
noch so kümmerlich angebaut, allmälig gedeiht, so wuchsen auch unsere Anstal¬ 
ten heran und sie begannen für die Erzdiöcese Segen zu bringen. Allein eben¬ 
deshalb waren sie auch der antikirchlichen Partei stets ein Dorn im Auge und 
selbst unter einer der Kirche nicht abgeneigten Regierung wurden allerlei An¬ 
griffe auf den ohnehin so knapp zugemessenen Recbtsbestand der Anstalten ge¬ 
macht. Ich erinnere hier bloss an den ipi Jahre 1845/46 gemachten Versuch,, 
dem Hochwürdigsten Herrn Erzbischof die freie Ernennung der Vorstände des 
Kjerikalseminars streitig zu machen, resp. dem Könige ein Genehmigungsrecht 
zu vindiciren, ein Versuch, der von dem hochseligen Herrn Erzbischof Lothar 
Anselm mit Entschiedenheit und Würde zurückgewiesen worden ist, ferner an 
dje im Jahr 1844 und 1846 geführten Correspondenzen über die Administration 
des Knabenseminars, aus welchen ich das diesseitige Schreiben vom 30. Januar 
1846 als .auch heute noch wichtig hervorhebe. 

Als der hochwürdigste Herr Erzbischof Carl August die Verwaltung der 
Erzdiöcese antrat, begann pari passu jene unselige Periode, welche den Stürmen 
des Jahres 1848 vorausging. War es ihm schon an und für sieb eine durch die 
Stiftung des Knabenseminars und Lyceums zu Eichstädt genugsam beurkundete 
Herzensangelegenheit, den Art. 5. des Concordates endlich zur Ausführung zu 
bringen, so musste er sich durch die gerade bei seinem Amtsantritte an alle Bi¬ 
schöfe der .Welt ergangene Mahnung der ersten Encyclica des heiligen Vaters 
noch mehr im Gewissen dazu gedrungen fühlen. Allein das unselige Jahr 1847, 
welches den Anflug einer Universität zu München so jämmerlich zerstörte, machte 
deito Oberhirten jede Unterhandlung mit der Regierung unmöglich. U6ber einer 
Reihe von Angriffen in anderen kirchlichen Gebieten wurde bezüglich Freisings' 

1) der Concurs der, Professoren , 

. 2) jede Zuziehung eines weltlichen Commissärs zu dep Prüfungen pro 
seminario gefordert, und 

3) seihst das bisherige Vorschlagsrecht des Erzbischofs ifür Professoren 
am Lyceum zu einem blossen Erinnerungsrecht über die Competenten herab¬ 
geschwächt. 

Der Festigkeit Carl August’s ist es zu danken, dass in allen 3 Richtungen 
Widerstand geleistet wurde, und namentlich ist er es, der jene schwächliche Zu¬ 
lassung eines weltlichen Commissärs auch bei den übrigen Bisthümern, hinderte, ( 
indem er durch offene Darlegung der Sachlage ein Inhibitorium des h. Stuhles 
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veranlasste, so dass selbst das Ministerium Wallerstein genöthigt war, jene Maas¬ 
regel zurückzunehmen. 

Was die Ernennung von Professoren am Lycenm betrifft, so ist dabei be¬ 
sonders das oberhirlliche Schreiben vom 23. November 1847 auch für die heutige 
Frage bemerkenswert!). Auch die persönliche öffentliche Heruntersetznng des 
Directors Nussbaum und der Anstalt liess der hochwürdige Herr Erzbischof nicht 
ohne eine Protestation an das damalige Ministerium hingehen 1 )* 

Dass in den Jahren 1848 und 1849 weder Staat noch Kirche in der Lage 
waren, auf Unterhandlungen bezüglich des Art. 5. einzugehen, ist von selbst 
einleuchtend. 

Im Jahr 1850 fanden die Verhandlungen in Freising statt, und zwar auf 
ausdrücklichen Befehl des h. Vaters, d. d. Gaeta vom 10. August 1849, und es 
wurde dort die Frage wegen Erziehung des Klerus und wegen Erfüllung des 
Art. 5. des Coneordates wiederum auf eine specielle und mit der Denkschrift 
vom 20. October 1850 der höchsten Stelle vorgelegte Weisung des h. Stuhles 
vom 19. Aug. 1850 ausführlich behandelt, und dabei von der Staatsregierung 
auch nicht eine Silbe mehr verlangt, als was im Concordate versprochen war. 
Anderthalb Jahre verflossen ohne Antwort, so dass die Bischöfe sich veranlasst 
sahen, zu moniren und auch der h. Stuhl durch Erlass vom 15. April 1852 die¬ 
selben zu erneuter Th&tigkeit aufforderte. Was indessen zu erwarten sei, 
verrieth ein merkwürdiges Symptom. Auf eine Denuntiation Freudensprings 
hin wurde 1851 plötzlich in greller Weise und ohne alles Vorwissen des hochw. 
Herrn Erzbischofs eine Untersuchung der Freisinger Lehranstalt durch den be¬ 
kannten Herrn Spengel vorgenommen, welche offenbar die Absicht hatte, einen 
Anhaltspunkt für eine abschlägige Antwort bezüglich der Anträge des Episcopates 
zu begründen. Der hochw. Herr Erzbischof unterliess es nicht (6. Mai 1851) 
dem Herrn Minister über dieses Verfahren seine Meinung zu sagen, und es wurde 
so der Erfolg des Spengel’schen Angriffes wenigstens für jetzt abgewendet. 

Endlieh erschien die Antwort auf die Denkschrift vom 8. April 1852. Sie 
war bezüglich der Anträge der Bischöfe wegen Art. 5. des Cöncordsles und der 
Unterrichtstagen überhaupt sehr unbefriedigend. Mit unsäglicher Thätigkeit 
brachte es Carl August nach seiner Rückkehr von Rom im Spätsommer 1852 und 

1) Gelegentlich einer amtlichen Correspoudenz Uber die Wiederbesetzung der 
Lehrstelle für Kirohenrecht und Kirchengeschichte am künigl. Lyceum in Freising 
hob das Ordinariat MUnohen-Freising ausdrücklich hervor, -dass die Freisinger Lehr¬ 
anstalt zur theilweisen Erfüllung des Art. 5. des Concordates gegründet worden sei. 
Denn .nach deren Begriffe wäre ein Klerikalseminar, in welohem die Alumnen die 
nothwendigen philosophischen und theologischen Studien nicht machen können, ein 
sehr mangelhaftes. Die Lyceallehranstalt in Freising bilde sonach eine untrennbare 
Ergänzung des dortigen Seminars. Mit vollem coneordatmässigem Rechte könnte 
daher das freie Ernennuugsrecht der Professoren dieser Anstalt von dem Ordinarius 
angesprochen werden, znmal hier noch die besondere Rücksicht auf die grossmüthige 
Dotation der theologischen Section durch den hochseligen Erzbisehof Lothar Anselm 
abwsrte. Ferner b) das' theologische Lehramt in der katholischen Kirche, von wel¬ 
chem die Fortpflanzung der wahren Lehre und die Bildung des Klerus vorzüglich 
abhänge, sei nothwendig dem Einflüsse und der Ueberwachung der Bischöfe unter¬ 
stellt und von diesen müsse die Mission za denselben ausgehen. Das Ordinariat müsse 
aber dieses Recht, welches znm grösten Nachtheil der Kirche seit dem Anfang dieses 
Jahrhunderts nicht mehr berücksichtigt, aber selbst von dem protestantischen Prenssen 
für seine Universitäten dermalen anerkannt sei, hiermit ausdrüchlichst verwahren. 
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im Winter 1853 dahin, den hochwürdigsten Episcopat zu einer erneuten Vorstel¬ 
lung vom 15. Mai 1853 za vereinigen. Die hochseligen Ober hirten Caspar Boniffez 
von Bamberg nnd Petrus von Angsburg waren dabei seine festesten Stützen. Diese 
neue Denkschrift behandelt neuerdings die Frage wegen Art. 5. des Concordates 
nnd redete ein ernstes Wort wegen der Universitäten. Da übrigens die ministe¬ 
rielle Antwort vom 8. April 1852 wenigstens einige Hoffnung bezüglich des Art. 
5. offen liess, so versfiumte es der hochwürdige Herr Erzbischof nicht, unter dem 
16. August 1853 ein weitläufiges Promemoria einzugeben, in welchem er nacb- 
wies, wie leicht der Art. 5. des Concordates für die Erzdiöcese durch die ein¬ 
fache Ueberlassung der dortigen Anstalten an die Kirche ausgefübrt werden 
könne. 

Nach vollen fünf Jahren kommt jetzt die Antwort darauf. Allein es fehlte 
nicht an indirecten Antworten. Seltsamer Weise erschien auch diesmal Herr 
Spengel wiederum auf dem Schauplatz mit seinem in einer Brochüre gemachten 
öffentlichen Angriffe auf die katholischen Lehranstalten überhaupt, und auf die 
Freisinger insbesondere. Er sollte natürlich die abschlägige Antwort vorbereiten. 
Der hochwürdige Herr Erzbischof Karl August verfehlte nicht, diesen Angriff auf 
das Entschiedenste abzuwehren und auf Ahndung des Missbrauchs des Amtsge¬ 
heimnisses und Ehrenrettung der Anstalt zu dringen. Beides geschah nicht, was 
charakteristisch ist. Das Einzige was geschah, war, dass Spengel nicht mehr als 
Commissär nach Freising kam. 

Die zweite indirecie Antwort war die Erlassung eines Schulplanefe mit 
Bestimmungen über Religionsunterricht etc., ohne Befragung desEpis- 
eopates. Auch hiergegen und über die Gebrechen dieses Planes änsserte sieh 
Carl August in einer weitläufigen Vorstellung voni 22. Mai 1854, welche dem 
übrigen Episcopate mitgetheilt wurde. 

Und von Seiten der oberhirtlichen Steile wurde bezüglich der Anwendung 
dieses Studienplanes auf die Freisinger Anstalt remonstrirt und dabei die Genesis dieser 
Anstalt näher dargelegt und gesagt, dass man, wenn die kirchl. Freiheit bezüglich der¬ 
selben nicht anerkannt werde, die diesseitigen Leistungen zurückziehen müsse. 

Auf die zweite bischöfliche Denkschrift erfolgte nach diesen Vorspielen end¬ 
lich eine Antwort vom 9. Oct. 1854. Auch diese geht auf die Frage wegen Art. 
5. des Concordates nur sehr oberflächlich ein, enthält aber hinsichtlich des Lehr¬ 
amts überhaupt ganz falsche Grundsätze. Da jedoch wenigstens eine Rücksicht¬ 
nahme auf Vorschläge wegen Erweiterung der Seminarien, resp. Errichtung von 
Knabenseminarien versprochen war, so knüpfte der hochwürdige Herr Erzbischof 
Carl August an dieses Versprechen eine Erneuerung seiner Eingabe vom August 
1853, welche er unter dem 12. März 1855 einreichte. Die Antwort hierauf war 
seine Beförderung zum Cardinalate, welche der Oberhirt seit sieben Jahren stand¬ 
haft ausgeschlagen hatte, und nur im Geiste des Gehorsams annahm. 

Unser jetziger hochwürdigster Oberhirt, tief durchdrungen von der Notb- 
wendigkeit unabhängiger geistlicher Bildungsanstalten und von ihrem Erfolg durch 
die unter seiner Leitung in Metten so schön emporblühenden Institute aus eigener viel¬ 
jähriger Erfahrung belehrt, erfasste diese Lebensfrage der Kirche gleich bei hocb- 
derselben Amtsantritt mit grossem Ernst, und sobald hochdieselben durch persön-v 
liehe Kenntnissnahme von den Freisinger Anstalten nach allen Richtungen und 
von der ganzen Sachlage genugsam instruirt waren, richteten Sie unter dem 26. 
Februar 1857 eine Eingabe an die höchste Stelle, welche die Anträge des vorigen 
hoch würdigen Herrn Erzbischofs in allem Wesentlichen erneuerte. 
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Es dauerte aber wiederum trotz mehrmaliger und mehrseitiger Monitoriet» 
bis zum 18. Mai dieses Jahres, bis die bereits bekannte Antwort erfolgte. 

Erwägt man, dass die Anträge der hochwürdigen Herren Erzbischöfe Carl 
August und Gregorius nur die Absicht hatten, dem Staate die Ausführung des 
Art. 5. des Concordates möglichst zu erleichtern und ihm durchaus keine neuen 
Lasten aufzuerlegen, so ist der kurze Sinn dieser Antwort der: es soll Oberhaupt 
nichts zur Erfüllung des Art. 5. des Concordates geschehen. Auf die schneidendste 
, Weise ist nicht bloss das Recht des Bischofes: Unterricht und Lehrer zu bestellen, 
im Allgemeinen zurückgewiesen, sondern es ist selbst auch das Lehramt der 
Theologie, die Ernennung der Professoren, welche seine Zöglinge des Priester¬ 
thums zu unterrichten haben, seiner Jurisdiction entzogen; einUmstand, der 
auch dem Kurzsichtigsten die Tragweite dieser Massregel erkennbar machen 
muss. Ja! nicht einmal die Ernennung des Inspectors des Knabenseminars ist 
trotz des klarsten Buchstabens des Concordates zugestanden, und man hat, wie 
ieh nur zu richtig vorausgesehen habe, den Muth gehabt, sich auf die Stiftungs¬ 
urkunde zu berufen, während man für die Besoldung des Inspectors keinen Heller 
leistet. Ebenso verletzend ist das erneuerte Hervortreten mit der Obercuratel 
des Staates, während das Concordat die Administration pleno liberoque jure dem 
Bischöfe vindicirt, und also in ausdrücklichster Welse eine Curatel ausschliesst 
und während nach den einfachsten Rechtsgrundsätzen lex specialis, als weiehe 
das Concordat zu betrachten, der lex generalis derogirt. 

Damit es aber nicht den Anschein habe, als habe man eine absolute ab¬ 
schlägige Antwort gegeben, hat man das Priesterhaus von St. Johann und Dorfen 
zugestanden, auf welche beide Anstalten sich der Staat das Verwaltungsrecht ohne 
den geringsten Rechtstitel arrogirt hatte, während sie früher stets unter der Ver¬ 
waltung des Bischofs von Freising gestanden hatten. In Begleitung anderer 
Schritte zur Erfüllung des Concordates hätte diese endliche Anerkennung eines 
schon öfter reklamirten Rechtes erfreuend sein können, soll sie aber jetzt als 
Mittel gelten, die oberhirtliche Stelle zu beschwichtigen und von weiteren Schritten 
abzubringen, so wird dies hoffentlich erfolglos sein, denn wer sollte den Sinn 
davon nicht fühlen?! 

Ich erlaube mir zu dieser sachlichen Darstellung einige allgemeine Bemer¬ 
kungen hinzuzufugen: 

I) Es handelt sich hier nicht bloss um Erfüllung einer durch das Concor- 
dqt übernommenen Verbindlichkeit, wie z. B. die Dotation eines Emeritenbauses 
etc., von welchem weder die Existenz der Kirche abhängt, noch das Dogma be¬ 
rührt wird. Nein! es handelt sich um die Entpflanzung der Kirche Gottes. Niemand 
hat von Gott den Auftrag: die zukünftigen Priester zu unterrichten und zu er¬ 
ziehen, als die Bischöfe, und wo jene der Staat, insbesondere der moderne, vom 
Christenthum sich mehr und mehr entfernende Staat diese Erziehung und diesen 
Unterricht in seine Hände nimmt, wie er es in Bayern bereits einmal gethan hat, 
da muss die Kirche zu Grunde gehen. Man täusche sich nicht mit 
Hoffnungen auf einzelne besser gesinnte Persönlichkeiten unter den höheren Staats¬ 
beamten, oder man betrachte es nicht als ein Misstrauen auf die Person des Mo¬ 
narchen, wenn solche Besorgnisse ausgesprochen werden. 

Auch die bestgesinnten Monarchen können im Glauben an die modernen 
antiehristlichen Staatsprineipien von der gerade jetzt mit unglaublicher Rührigkeit 
arbeitenden Partei der feinde der katholischen Kirche irre geführt werden, and 
meines Erachtens ist das die wahre Unterthanentreue und die 'wahre Lieble kam' 
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Monarchen, wenn man ihn auf die Gerahr hin, für eine Zeit lang verkannt zu 
werden, warnt und beschwört, jenen üblen Einflüssen keinen Ranm zu geben. 
Wer aber glaubt, so schlimm könne es in Bayern nicht werden, der blicke zurück 
aufs Jahr 1847, der sehe auf das ehemals erzkatholische Sardinien, der sehe 
auf das Gebähten der' Jakobiner in der Schweiz. Ich sage es mit dem innigsten 
Wunsch, dass es nicht geschehen möge; auch bei uns sind Dinge möglich, die 
wir uns Heute nicht träumen lassen. 

2) Es sihd hauptsächlich zwei falsche Principien des antichristlichen Staats¬ 
thuines, welche leider mehr oder weniger in allen ehemals katholischen Staaten 
der Kirche gegenüber triumphirt haben. Das Erste ist: Aller Unterricht (man 
nimmt einst weilen den Religionsunterricht im strengsten Sinn des Wortes noch 
aus) hat vorir Staate zu kommen, ist vom Staate zu überwachen; ja selbst der 
theologische Unterricht und die Erziehung der Geistlichen darf der Kirche nicht 
unbedingt Überlassen werden. Diese Lehre ist ganz eigentlich häretisch und 
widerspricht der Anordnung Gottes selber. 

sie macht die Braut Christi, welche vom Herrn zur Lehrerin und Erziehe¬ 
ritt der Völker gesetzt worden ist, geradezu mutrdfodt, raubt ihr das Lehramt in 
ihrer eigenthümlichstdn Sphäre und vergisst mit schnödem Undank, dass die 
Kirche, besonders auch in diesen Ländern, mehr als ein Jahrtausend die Mutter 
und Trägerin aller Wissenschaft gewesen ist. 

Das zweite falsche Princip ist: dem Staate allein gebührt es, in alle Säckel 
zu schauen und Alles zu administriren und zuletzt Alles zu nehmen. Was es mit 
der berühmten Obercuratel für eine Bewandniss hat, sehen wir jetzt in Frank¬ 
reich, in Sardinien und anderswo. Die Braut Christi soll die zeitliche Ausstattung, 
die ihr der Herr durch die Hände der Gläubigen verleiht, nicht selbstständig ver¬ 
walten. Die Besseren unter den so denkenden Staatsmännern betrachten sie nie 
eine altersschwache Person, die man unter Vormundschaft setzt; sie, die Grün¬ 
derin und treue Mehrerin des ungeheueren Stiflungscapitals, von dessen Früchten 
jetzt noch die modernen Staaten zehren. Die Schlimmeren aber sehen sie an wie 
eine Diebin, der man auf die Finger schauen muss; sie wollen überdiess, dass 
jeder Heller christlicher Wohlthaten durch die Hände des modernen Staates gehe 
aus Gründen, welche neulich in Belgien hell an den Tag getreten sind. 

Aus diesen zwei Principien fliesst aller Widerstand, welchen die Annahme 
und die Erfüllung des Art. 5. des Concordates seit vierzig Jahren gefunden hat. 
Die Kirche kann aber eben desshalb nie and nimmermehr nachgeben, ohne sieh 
selbst aofzugeben. Nicht aus Missverständnissen rührt dieses Nichthörenwollen; 
man hat sich ja nicht klarer und deutlicher aasdrücken können, als es geschehen 
ist, und man hat gerade desswegen alle materiellen Forderungen auf das Minimam 
beschränkt, damit kein Hinderniss gelegt werden könne! Nein! gerade weil man 
vollkommen versteht, was die Kirche will, erhört man sie nicht. 

3) Unsere Vorgänger vor 30 und 40 Jahren konnten sich sehr entschuld¬ 
bar über die Sachlage täuschen, oder auf bessere Zeiten hoffen. Wir können es 
nach solchen Erfahrungen nicht. Nachdem alle Mittel der Vorstellungen, der 
Bitten erschöpft sind, nachdem die Kirche durch alle ihre competenten Organe 

. gesprochen hat, ist die Zeit des Handelns gekommen. Es wird sonst unsere Ver¬ 
antwortung ’ vor dem Richterstuhl Gottes und vor der künftigen Generation, die 
durch unsere Schuld verloren geht, eine furchibare sein. Ich verhehle mir die 
Gefahr, die beim Handeln ist, nicht. Sie wären gar keine, wenn wir alle, 
wenn alle'Bischöfe einig wären; sie liegt uur in der Isolirtheit. Eine solche 
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Lage, (und vielleicht war die damalige noch kritischer) hat Clemens August 
nicht ( abgehalten, seine Pflicht zu erfüllen; bat Hermann von Freiburg nicht 
abgeschreckt, 6ott die Ehre zu geben. Und wie gross war der Segen, welchen 
ein solches Bekenntnis der Kirche gebracht hat. Die Kirche wird die falschen 
Principien der Zeit nicht Oberwinden ohne Opfer, ohne Mutb, ohne Ausdauer. 
M&ehten wir nicht zu schwach dazu sein! 

4) Würden wir aber auch wirklich so schwach sein, trotz der Worte des 

heil. 6eistes: timorem eorum non timeritis, nachzugeben, und auf eine falsche 
Basis bin einen falschen Frieden schlossen, so wäre dieser an sieh null und 
nichtig; weder der heil. Stuhl, noch irgend ein zukünftiger Bischof wäre daran 
gebunden; wir worden nur den Grund zu noch weit gefährlicheren Zwistigkeiten 
legen; wir worden uns somit nicht bloss an der Kirche, sondern auch am Staate 
schwer versündigen. , 

5) Zeigen wir jetzt Mutlosigkeit, und nehmen wir diese direkte Weige¬ 
rung, den Art. 5. des Concordates zu erfüllen, stillschweigend hin, so gefährden 
wir das ganze Cnncordat. Man wird uns dann auch den Status quo nicht lassen, 
und wenn man 1845/46 und 1847 schon von dem bereits Gegebenen wieder abneh¬ 
men wollte, so wird man es jetzt um so unbedenklicher thun. 

Möge Gott uns stärken und erleuchten, damit es nicht heisse: Perditio tua 
ex te Israel. 

Nach vorstehendem Vortrag geht mein Antrag dabin: 

Unser hoch würdigster Oberhirt möge nach dem vorliegenden Entwurf in 
kurzen Worten für das Einzige, was die Ministerialentschliessung vom 18. Mai l 
J. Gutes enthält, geziemend danken, die übrigen Rechte der Kirche wahren und 
erklären, dass vom Schuljahr 1858/59 an die diesseitigen Beiträge zu den Freisin¬ 
ger Studienanstalten nicht mehr geleistet werden können. 

München am 4. Juni 1858. 

ür. Windiachmann. 

Es erging nun dem vorstehenden Anträge geniäss folgendes 

14. Schreiben des Erzbischofs von München-Freising vom 4. Juni 
1 859 an Seine Königliche Majestät in Bayern. 

Zum königl Staatsrahtisterium des Innern Ihr Kirchen- und Schulsachen, den Voll¬ 
zug des Art. 5. des Concordates, insbesondere die Studienanstalt und das erzbi¬ 
schöfliche Seminar in Freising belr. 

Allerdurchlauchtigster etc. 

Der alleruntertbänigst Unterzeichnete erfüllt mit Freuden die erste Pflicht, 
welche ihm der mit der allerhöcbstderselben Genehmigung ausgefertigte Erlass 
des königl. Staatsministeriums des Innern für Kirchen- und Schulangelegenheiten 
vom 18./19. v. M. rubr. betr. auflegt, nämlich die Pflicht ehrfurchtsvollsten Dan¬ 
kes dafür, dass Ew. Königl. Majestät in allerhöchstdero hohem Gerechtigkeitssinne 
den wiederholten Bitten und Vorstellungen der oberhirllichen Stelle gnädigst ent¬ 
sprochen, und die Priesterhäuser bei St. Johann und bei Dorfen, welche vor der 
Säcularisation des Bisthums Freising stets unter unmittelbarer Leitung und Ver¬ 
waltung der bischöflichen Behörde gestanden hatten, Letzterer wiederum zurück- 
gegeben haben. Indem der alleruntertbänigst Unterzeichnete diesen Beweis lan- 
desväterlicher Huld mit innigstem Dank annimmt, erkennt er zugleich in der zu- 
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künftigen Verwendung dieser beiden Priesterhauser einen sehr erwünschten Be-, 
helf zur praktischen und scientiviscben Fortbildung des Diöcesanklerus. 

Zur Erfüllung der zweiten Pflicht, welche durch genannten höchsten Erlass 
geboten ist, schreitet der allerunterthänigst Unterzeichnete nur mit aufrichtigem. 
Schmerze, weil er fürchten muss, Ew. König). Majestät undankbar und unbeschei¬ 
den zu erscheinen. Allein in der Erwägung, dass ein katholischer Bischof nicht 
bloss ein Verbrechen gegen die Kirche, sondern auch gegen die dem erhobenen 
Monarchen schuldige Unterthanentreue und Ehrfurcht beginge, wenn er in einer, 
der wichtigsten Angelegenheiten Ew König). Majestät die Wahrheit vorenthielt, 
im Vertrauen auf Gott, welcher die Reinheit meiner Absichten kennt, im Ver¬ 
trauen auf Ew. Königl. Majestät Huld, welche Allerhöchst sich überzeugt halten 
wird, dass es mir gewiss nicht um unnöthigeu Widerspruch zu thun ist — in 
dieser Zuversicht fühle ich mich verbunden, Ew. Königl. Majestät ebenso offen 
als ehrfurchtsvoll zu erklären, dass mit dankbarer Ausnahme der bereits erwähn¬ 
ten Ueberlassung der Priesterhäuser St. Johann und Dorfen Ew. Königl. Majestät 
Staatsregierung durch den höchsten Erlass vom 18./I9. v. M. die wirkliche Er¬ 
füllung des Art. 5. des Concordates nicht gefördert und die in diesem Artikel 
stipulirten Prindpien des freien Unterrichts und der Erziehung der für 
den Dienst der Kirche bestimmten Jugend in den bischöflichen Seminarien nach 
Vorschrift des Tridentinums durch die vom Bischöfe hiezu ausgewählten Vorstände 
und Professoren in der freien Administration dieser Anstalten durch den 
Bischof nicht anerkannt, vielmehr durch einige Punkte dieses höchsten Erlasses 
verneint sind. Der allerunterthänigst Unterzeichnete findet sich daher in seinem 
Gewissen strengstens verpflichtet, hiermit die durch Art. 5. garantirten Hechte 
der Kirche in den oben genannten Richtungen in tiefster Ehrfurcht zu verwahren, 
und Ew. Königl. Majestät treugehorSamst zu bemerken, dass, wenn ich oder 
irgend ein Bischof gegen Art, 5. des Concordates verstössende Zugeständnisse 
wagen würde, wir weder den von Gott selbst herrührenden Rechten unserer 
Nachfolger etwas vergeben, noch ohne ausdrückliche Zustimmung des heil. .Stuh¬ 
les am Coueordate etwas ändern, vielmehr nur den Grund zu höchst bedenklichen 
Missverständnissen zwischen Staat und Kirche legen würden. 

Wenn der allerunterthänigst Unterzeichnete in seiner treugehorsamsten 
Eingabe vom 26. Februar 1857 die Vereinigung der lateinischen Schule und des 
Gymnasiums zu Freisiug mit dem Knabenseminar, und des Lyceums mit dem 
Klerikalseminar beantragt hat, so geschah dieses vor Allem in der Absicht, an 
das bereits Bestehende anzuknüpfen, und dem Staate die Erfüllung der durch 
Art. 5. des Concordates übernommenen Verpflichtung der vollständigen Dotation 
der Seminarien so sehr zu erleichtern , dass kein Heller neuer Staalsbeiiräge 
erbeten wurde. Ew. Königl. Majestät Staatsregierung hat diese Anträge nicht 
angenommen, was ich im luteresse des Staates tief bedauern muss. Da aber 
hiermit zugleich ausgesprochen ist, dass die Freiainger Studieuanstalt und das 
Lyeeum Staatsanstalten bleiben, und an ihnen das eoncordatmässige Recht der 
Ernennung der Professoren durch den Bischof nicht vollzogen werden soll, so 
werden Ew. Königl. Majestät in allerhöchst dero erhabenen Gerechtigkeitssinne 
gemäss anzuerkennen geruhen, dass dann auch dem Staate allein die Erhaltung 
dieser Anstalten obliegt, und dass es dem Bischof nieht zugemuthet werden kann, 
jene Mittel, welche die Woblthäligkett des Klerus znr Erleichterung der Erfüllung 
des Art. 5. de» Concordates und zur Errichtung von Diöeesanseminarien und der 
damit verbundenen Lehranstalten in seine Hände gelegt hat, zur Erhaltung von 
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Staatsanstalten, welche die fragliche Bestimmung des Concordates nicht erfüllen, 
fürderhin zu verwenden 1 ). 

Indem daher der allerunterihänigsl l'nierzeirbnete mit Schmerz seine bestge¬ 
meinten Absichten unerfüllt sieht. legt derselbe Ew. Könjgl. Majestät die aller- 
unterthänigste Erklärung ehrfurclitsvoll'st zu Füssen,, dass er sich im Hinblick auf 
seine schwere Verantwortung vor Gott, vor dem heil. Stuhle und seiner Erzdiö- 
cese und unter Vorbehalt aller durch Art. 5. des. Concordates gewährleisteten 
Dotationsansprüche verpflichtet sehen würde, im Vertrauen auf die göttliche Hülfe 
die durch besagten Artikel , anbefohlenen bischöflichen Lehr- und'Erziehungsanstal¬ 
ten neu zu begründen. 

Nur durch eine gründliche Ausführung des Art. 5. des Concordales können 
alle Schwierigkeiten für die Zukunft beseitigt werden. Es ist daher im Interesse 
eines wahren Friedens zwischen Staat und Kirche, und im Gefühle der Erfüllung 
einer heiligen. Pflicht gegeji die Kirche nicht bloss, sondern auch gegen die erhabene 
Person Ew. Königl. Majestät, dass ich diesen Schritt thue; möge Gott ihn segnen 
und den gütigen Sinn Kw, Königl. Majestät lenken und leiten, damit Alles zu 
seiner Ehre und zum höchsten YVohle Ew, Königl. Majestät gereichte. 

Es erstirbt in tiefster Ehrfurcht 

Ew. Königlichen Majestät 

treugehorsamster untertänigster 
Gregor, Erzbischof von Mlinchen-Freising. 

München am 4. Juni 1838. 

y 

15. JAierae ISuntii Apostolici d. d. Monachi 29. Julii 1858 ad Archi- 
episcopum Monacenaem-Frisiensem. 

Der damalige päpstliche Nuntius zu Mü neben, Erz bisehofFlaviusFürst 
Chigi, erHess darauf unter dem 29. Juli 1858 im päpstlichen Aufträge ein 
Schreiben an den Erzbischof von Mönchen, worin es heisst: 

»Sanetitatem suam summopere probasse eodemque tempore inventese pro* 
denter, et dignitate confectam eam Responsionem, quam Tu Regio Cultuum Mi¬ 
nisterin de Seminarii negotio remitti eurasti.« 


Die canonischen Vorschriften 

über die Aufbringung der Kosten zur Erhaltung der katholischen 
Pfarrkirchen und der dazu gehörigen Pfrftndengebäude 2 ). 

Üeber die Aufbringung der Kosten zur Herstellung fund Erhaltung der katho¬ 
lischen Pfarrkirchen und der dazu gehörigen Pfründengebäudö hat sich in Oesterreich 
im Laufe der Zeit eine umfangreiche Legislation entwickelt, welche in einem grossen 


1) Es ist übrigens bis jetzt mit den kirchlichen Beiträgen nach Preising noch 
beim Alten geblieben. Jedoch wurde 1859 ein St. Corbiniansverem in der Erzdiöoese 
gegründet, aus dessen milden Beiträgen und einigen dafür gemachten Stiftungen all- 
sogleich ein besonderes k:rohliches Knabenseminar zu Scheuern eingerichtet wurde. 
VgL die Hirtenbriefe des hoehw. Erzbischofs Gregor von München^Preising vom 28. 
Februar 1859 und vom 10. Januar 1860 (Pastoralbf. 186(0 Nr f L %),. 

2) Vgl. Archiv VI1L S. 88 ff. 
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Theile der Monarchie mit den thataSohlichen durch die Ereignisse des Wahres 1848 sn 
Tage gekommenen Verhältnissen nicht mehr in Einklang zu bringeu ist, und deren 
Abänderung desshalb als ein nicht ferner abweisbares Bedürfnis« sich darstellt. 

‘ Um hiefür die. geeigneten Grandlagen zu gewinnen, ist es erforderlich ,< anf die, 
freilich sehr allgemein lautenden canonischen Vorschriften über die kirchliche Baulast 
zurückzugeiten, weil dieselben.in ein*einen Kronländern der Monarchie für diese An* 
gelegenheit 1190 h dermalen massgebend sind und in den übrigen die Rasi« bilden, auf 
welcher die Staatsverwaltung zu stehen glaubte,, als sie. es unternahm,, pie Regelang 
der Sache ausschliesslich in ihr Gebiet zu ziehen. Auch darum muss man sich die 
vorerwähnten canonischen Vorschriften gegenwärtig halten, weil seit dem Jahre 1848 
wiederholt auf kirohlioher Seite das Streben sich geltend gemacht' hat, die Frage über 
die Verpflichtung zur Herstellung nnd Erhaltung der katholischen Kirchengebäude 
lediglich nach den Bestimmungen des Kirchengeeetzea zur Lösung zu bringen', und 
weil die Allerhöchste Entschliessung vom 3. Oetoher 1868 in Aussicht stellt, dass bei 
der neuen Ordnung dieser Angelegenheit a uf das Kir öhengesetz, dio Landtage- 
wohnheiten und die durchgeführte Gruudentlastung Rücksicht' genommen werde., Wir 
lassen daher mit besonderer Rücksicht auf Oesterreich die betreffenden .Vorschriften 
hier 1 nach der Zusammenstellung eines,der bewährtesten Canonisten Oesterreichs fol¬ 
gen, und gedenken demnächst auch eine von demselben Gelehrten verfasste Darstel¬ 
lung der österreichischen Gesetzgebung hinsichtlich der Bestreitung der 
Kirchen- und Ffarrbaukosten mitzutheilen. 

Die wichtigste allgemeine Bestimmung des Kirchengesetzes über die Her¬ 
stellung kirchlicher Gebäude ist in dem Concilium von Trient (Sess.2l. de reforin. 
cap. 7.) enthalten und lautet: 

Parocbiales Ecclesias, etiamsi juris patrouatus sint, (vetustaic vel alias) 
collapsas feflei instaurari procurem (Episcopi) ex fructibus et proventibus quibus- 
cuniquead easdem Ecclesias quomodocumque perlinentibus. Qui si non fuerint 
sufllcientes, omnes patrönos et aiios, qui fruefus aliquos ex dictis Ecetesiis pro- 
venientes percipiunt, aut in iilorum defectum parochianos omnibus remediis op- 
portupis ad praedicta cogant, quacumque appellatione, exemtione et coptradictione 
remota. Quodsi nimia egestate omnes laborent, ad matrieeg seu yicinjores Ec<p,le- 
sias transferantur. ‘ ' 

Eine Erläuterung, dieser Vorschrift, welche, obgleich sie nur von eigentli¬ 
chen Kirchengebäuden spricht, doch nach authentischer Auslegung auch von den 
Pfarrgebäuden gilt, hat der Cardinal-Erzbischof von Bologna, Prosper Lambertini, 
gegeben, welcher später unter dem Namen Benedict XIV. den päpstlichen Stuhl 
bestiegen, und, ausgezeichnet durch tiefe canonische Rechtsgelehrsamkeit, in vielen 
Richtungen eine neue Phase der kirchlichen f,egislatipn angebahnt hat. Man darf 
nicht besorgen, von irgend einer Seite einem Widerspruche zn begegnen, wenn 
man sich an die von ihm verteidigten Ansichten anschliesst. Als Erzbischof von 
Bologna erliess er. zahlreiche Unterweisungen an seihen Klerus über verschiedene 
Gegenstände des canonischen Rechtes; die mit der Zahl 100 bezeiebnete beschäf¬ 
tiget sich mit der Herstellung schadhaft gewordener Kirchengebäude. 

Den,.Anlassjsu dieser, Unterweisung hatte die Zumuthung einzelner fiterer 
der Diöcese Bologna gegeben, welche meinten, dass ihr Erzbischof schadhaft ge¬ 
wordene. Pfarrkirchen und Pfarrhäuser hersteilen solle, wenn es ihm zusteht, die 
betreffenden Pfründen frei zu verleihen (es waren Pfründen collationis liberae 
EpiscopaJis), Gegen fliese Zumut|iUfig verwahrt sich der (Cardinal Lambertini nach¬ 
drücklich, indem er erklärt: . t . . 

Nihil mimin, neqtie ; ab, humaparum rerum vicissilndipe aliepum. vhjetur, si 
in ainpla dioefesi, quae rauhis, ^ochiis ahundat, aliquae ipter ipsas deprehen- 
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dnntur, quarum templa restaurari debeant, aut iterum a fnndamentls excitairi. 
Neque sane inusitatum est, si aedes alicujus parochi, quae Canonicae vulgo nun* 
cupantur, diuturnitate temporis labefactatae refici pariter expostulent. Porro ad- 
vertimus parochos ad nos statim eonfugere, cum ipsorma Ecelesiae vel privatae 
aedes inslaurandae seu rursura rondendae putantur, si eam parochiam conferre 
libero jure ad nos pertlneat, nec sit de jure Patronatus alitujus Communitatis aut 
pdvatae cujusvis familiae. Idautem a n'obis parochi exposcunt ea ducti optalone, 
quod templum et parochi dotnicilium, cum opus fuerit, ab eo reficiendum seu rur- 
sus aedificandum sit, qui jure gaudeat, eamdem parochiam conferendt. Hbec sane 
opinio, vi veritati consentanea duceretur, nos ipsos a gravissimis expensis liberas- 
sei, quas fecimus, ut in hac Sede Archiepiscopali, quae Canonica nostra appel- 
landa est, meliorem in formam redacta, nos ac familiäres nostri commodius im- 
motaremur: si, inqnam, opinio superius exposita a veritate nequaquam abhorreret, 
qutdquid nos aggressi sumus, quidquid pecuniae impendimus, a Sede Apostolica 
pefagendum fbisset. ad quam spectat Bononiensem Arcbiepiscopatum libere con¬ 
ferre. Sed vehementer errant, qui Inter lafcos dfsseminant, ab hac Sede Arehiepis- 
cOpali Testaurandas esse vel aedtflcandas parorhiaies Ecclesias et Canonicas, qaae 
ab Archiepiscopo jure suo confCrri debent. 

Zur Beseitigung dieses Vorurtheiis erläutert Cardinal Lambertini die Vor¬ 
schriften der kirchlichen Gesetzgebung Ober die Verpflichtung zur Herstellung der 
Kirchen und Pfarrhäuser. Er geht dabei von der oben angeführten Anordnung 
des Conciliums von Trient aus, zu welcher er bemerkt: Quibus verbis eadem Sy- 
nodus non parochiales tanlum Ecclesias juris patronatus, sed alias quoque liberae 
collationis amplectitur, et qua ratinne, si opus fuerit, restaurandae sint, aperte 
ostendit. Episropis indicil omnem curam impendere, ut. qui sumtus ob eam cau¬ 
sam facere debeant, pecuhiam conferant. Si autem ipsi magna egestate impediun- 
tur, consitium ab Episcopo tune suscipienduin demonstrat. Tridentina vero Synodus 
nusquam Episcopo praecipit refleere vel labentes parochias liberae collationis 
rursum exstruere iis fructibus, quos ipse percipit. 

Dies vorausgesetzt, bezeichnet der genannte Cardinal nach dem Vorgänge 
bewährter Kirchenrechtslehrer für die Ermittlung der Kirchen- und Pfarrbaukosten 
folgende Anhaltspabete. Doctores Conriliö Tridentino inhaerentes hos veluti gradus 
eonstituunt: 

i. S\ Ecclesia restauranda peculiares aliquos proventus suppeditat, qui 
ievandls ipsius inconimodis ac detrimentis impendi debeant, uli fas esset joxta 
ean. 30. 12. qu. 2, tune iidem proventüs ad Ecclesiam reparandam primo confe- 
rendi sunt. Der bezogene Canon betrifft die alte kirchliche Observanz, ut de omni 
stipendto, quöd accedit, quaiuor fleri debeant portiones, una videlicet Episcopo ei 
familiae ejus propter hospitalüatem et susceptionem, alia Clero, tertia vero pau- 
peribus, quarta Ecclesiis reparandis. 

5. Si aliqua Constilutio vel Stätutum, intereedat, quo privatae famillae 
suis sumptibus Ecclesiam, cum oportuerit, refleere, vel dirutam rursus excitare 
teneantur, tuhc etdem Statnto parendum est. 

3. Si loco Statuti vetus ac certa consuetudo alferatur. ob quam privat! 
aliqui cives eXpensas facere cogantur, tune ea consuetudo vim legis habere aut 
retinere debet. Es ist die einhellige Lehre aller Canonisten, dass in dieser Ange¬ 
legenheit nach dem Landesbrauche vorzugeben sei. 

4. Si neque Stätutum neque ulla consuetudo interveniat, tarn parochus 
ipse fadendis expensis subjidtur, qui tarnen haud fhtetus ex patrimonio suo de- 
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saniere, sed illos, qui slbi ex beneflcio (über des zuth Untefhalte des Pfründners 
Nothwendige) supersunt, omnino debet; wobei sieb auf das cap. de his, deEecle- 
siis aedificand. bezogen wird: »De iis, qui parochiales Ecclesias habent, düximus 
respondendum, quod ad reparationem et Institutionen! Ecclesiarum eogi debent, 
eam opus fuerit, de bonis, quae sunt ipsius Ecclesiae, si eis supersunt, conferre, 
ut eorura exemplo caeteri invitentur.« Der Grund ist der sub 1. erwähnte Um¬ 
stand, dass am Kircbengute die thqilweise Widmung zu kirchlichen Bauherstel¬ 
lungen haftet. Perspectum est Omnibus in tres partes distribui proventus ecclesias- 
ticos a jure PontiQcie, quarum prima benefleiato conservando, altera juvandls / 
egehis, tertia restaurandae Ecclesiae tribuitur. Et qunmvis bodie distributiv lila 
antiqui juris in omnibus non servetur, Illud tarnen et jure et consnetudine recep- 
tum est, ut hoc onus in praedictis reditibus, proventlbus et deCimis annexum eum 
sequatur, qui eorum usum, fruitionem, perceptionem et eommoditatem habet. Aus 
der bezeiebneten Widmung des Kirchengutes wird weiter gefolgert: non solum 
parochum, sed caeteros etiam, qui pensiones ex ilia parochia suscipiunt, ex lege 
teneri, ut partem suom impertiant, cum templum reparandum est, nisi forte 
pensiones eaedem prorsus immunes conceasae fuerint, uti plerumque contnlgit. Item 
qui in eadem Ecclesia Simplex aliquod benefteium obtinet, idem praes* 
tare debet. Denn die canonischen Vorschriften (cap. 1. de Ecdes. aedifle.) verlan¬ 
gen, ut, quicumque ecclesfasticum benefleium habent, omnino adjuvent ad tecta 
Ecclesiae restauranda vel ipsas Ecclesias emendandas. 

' •>. Si parochus sustentationem suam ex beneflcio solum percipiat, neque sint 
ulli, qui|pensiones aut benefleium Simplex ex sua parochia desumentes necessa- 
rium pro expensis pecuniam suppeditent, tune si eadem parochia jus patronatum 
adjunctum habest, Concilium Trident inum faciendas a patronis expensas decer- 
nit, non modo si templum reficiendum sic, sed etiam si ruina dirutum a hinda- 
mentis restituendum judicetur. iVara qui jure cogilur aediflrium aliquod reparare, 
illud etiam rursum excitare cogitur, si in ruinam deciderit. Es ist zu beachten, 
dass hier die Verbindlichkeit des Pfarrpalrons zur Herstellung und Erhaltung der 
Kirchengebäude nicht an die Bedingung des Bezuges von Früchten oder Einkünften 
der Kirche geknüpft erscheint, wessbalb es wohl nicht gegründet ist, wenn man 
heut zu*Tage die Patrone von der erwähnten Verbindlichkeit loszählen will, weil 
sie von ihren Patronatskirchen keine Bezüge' haben; und es dürften Jene Recht 
haben, welche die Worte der angeführten Stelle aus dem Concümm von Trient: 
»qui fructus aliquos ex dietjs Ecclesiis provenientes percipiunt« nicht auf die Pa¬ 
trone beziehen, wofür auch der Ausdruck * omnes patronosc (mögen sie Bezüge 
von der Kirche haben, oder nicht) zu sprechen scheint. Jedenfalls kann in Oester¬ 
reich jetzt nach Art.XXVI. des Concordats hierüber.wohl kein Zweifel obwalten. 
Allein der Patron kann sich nach kirchlichem Rechte von der in Rede stehenden 
Verbindlichkeit durch die Verzichtleistung auf sein Patronatsrecht losmaehen. 
Cum patroni, so erklärt der Cardinal Cambeftini weiter, restaurare ac denuo eri- 
gere, si opus fuerit, Ecclesiam debepnt non praecise, sed causative, uti expjfl- 
cant Theologi. nempe si jus praesentandi retinere velmt : binc factum 
est, ut iisdem patronis consenianeum temporis spatium proponatur, quo templum 
restaurent, vel si rtecessitas pusiulet, illud rursum aedificent., aut jus nqniinandi 
dimiltant. Doch darf nicht unerwähnt bleiben, dass hier nur von dem nach Mass- 
gabe des Kirchengesetzes eworbenen Patronatsrechte die Rede, somit nicht ausge¬ 
schlossen ist v dass ausser diesem Rechte liegende Titel vorhanden sein können, 
welche.der Verzichtleistung auf dasselbe im Wege stehen; z. B. wenn Jemand 

t 
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ein Gat besitzt, auf welchem die PatronatsverbindUchkeit haftet, oder wenn diese 
Verbindlichkeit auf einer bei der Errichtung der Kirche odrr Pfründe urkundlieb 
versicherten Zusage beruht. 

6. Si Ecclesia jus, patronatupi additum nequaquam habest, si in libera eol- 
latione Episcopi posita sit, nec ullae pensiones neque ullum beneficium Simplex 
intersit, tum populus expendere debet, quidquid ad illam reflciendam vel iterum 
aedidcandam requirilur. Zu dieser .Classe von Baupflichtigen gehören auch Jene, 
die innerhalb der Grenzen einer Pfarre Güter besitzen, aber wo anders wohnen. 
Nach der Ansieht des Cardinais Lambertini sollen wohl die Miether oder Piichter 
solcher Besitzungen jener Baupflidht nachkommen, aber befugt sein, die gehabten 
Auslagen von dem Mieth- oder Pachtzinse in Abzpg zu bringen. 

,7. Si opulenta dote Ecclesia praedita sit, a parochi proventibus sejunga- 
tur, facultas, pro illius parte alienanda exposci potest, ut sacrae aedes reparen- 
tor, ve! a fUndamentis condantur. 

Ultimo si orones aditus interdusi sint ad pecuniam congerendam, tune Ec¬ 
clesia in usum profanum redigatur necesse est, et parochiae tituius in proximam 
Ecclesiam tansferatur. 

Die voranstehenden Andeutungen werden ausreichen, um die Grundsätze 
zu bezeichnen, nach denen das Kirchengesetz, die Verpflichtung zur Herstellung 
und Erhaltung der Kirchen- und Pferrgebäude geregelt wissen will. In erster 
Linie soll das disponible Erträgniss des Kirchenyermügens zur Verwendung kom¬ 
men; bei Unzulängligkeit desselben sollen Jene eintreten, die hiezu durch ein be¬ 
sonderes Statut, oder durch die Gewohnheit verpflichtet sind; dann folgen Jene, 
die aus dem Kirchengute Bezüge haben, darauf die Patrone, endlich das Pfarr- 
volk. Und wenn durch alle diese die erforderlichen Mittel nicht beigeschafft wer¬ 
den können, wird die Verwendung eines Theiles des kirchlichen Stammvermögens 
unter den fflr die Verüusserung des Kirchengutes vorgezeichneten Modalitäten zu¬ 
gestanden. 


Rechtsquellen und Rechtsentseheidungeih 

Decretum s. Congregat. Regularium d. 4. Januarii 1862. 

De ultimis voiuntaltbus et suceessiontbus in bona monachotum, qui ex indulto 
Apostolfco extra daustra degunt 1 )- 

Reverendissime Pater! Nonnulla a te proponebantur dubia circa facultatem dispo- 
nendi Monaehorum, qui ex Indulto Apostolico extra claustra degunt. Verum ma- 
gis expedire Visum est tibi hac super re communicare generalia responsa hujus 
S. Congregationis EpiScoporum Regularium, quam ad singula dubia peculiariter 
respondere. 

1) Monachus etiam perpetuo et absoluto Saecularisationis Apostolico Indulto 
praeditus, non potest de bonis disponere absque Apostolicae Sedis special! be- 
neplacito. 

2) Si dicto Indulto disponendi careat, vel eo legitime usus non sit, distin- 
guendom est inter bona ab eo relicta, seil, bona, quae Monasterii erant seeumque 

1 )'Veranlassung zu diesem Erlass haben die zahlreichen in Folge der Reform 
durch den Cardinal Fürstbischof v. Schwarzenberg von Prag' eingetretenen Säcolarna- 
tionea gegeben. (A. d. R.) 
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e Claustro egrediens ipse attalerat, vel ei ut cunqae obvenernnt, quemadmodum 
et bona, si quae habebat ex illis provenientia sao Monasterio inanent. Quo ad 
autem cetera bona a tali Monacbo extra claustra aliter quam ex bonis ad Reli¬ 
gionen] pertinentibus acquisita, judicandum de iis est juxta Constitutionem Gre¬ 
gor» XIII. Officii nostri 0; ubi dicta Constitutio viget. - 

3) Jus succedendi haereditati Monacbi professi decedentis extra Claustra, 
qui Apostolicam Indultum obtinuit manendi exlra Claustra (ad tempus retento ha- 
bitu vel veste sui Ordinis dimmissa, ad ejus Monasterium spectat. 

Haee tibi signiflcanda erant, et interim fausta euncta atque felicia tibi ad 
precor a Domino. 

Romae 4. Januarii 1862. 

Tui Studiosus 

N. Cardinalis Sracciani-Clarelli, Praefectus. 

Rmo. P. Abbati Monasterii 

N .... Ordinis S. Benedict. A. Archiepisc. Philipp, Secretlr. 

2. Begrüssungs schreiben der neapolitanischen Bischöfe an die bei 
der Canonisationsfeier zu Pfingsten 1862 zu Rom versammelten 

Bischöfe 1 2 ). 

(Aus dem Ord.-Bl. der Prager Erzdiöcese 1862, Nr. 16.) 
Emmentiasimis S. R. E. Cardinalibua, Venerabilibus Patriarchis, Pri- 
matibus, Archiepiscopis, Epiecopis Catholicia Romam congregatis Ar- 
chiepiacopi, atque Episcopi Neapolitani salutem, et confortari in Do¬ 
mino semper. 

Convenientibus Vobis in unum, Emi Patres, ac Fratres charissimi, et desi- 
deratissimi, soIemr.isSima (hac sacra Penteeostes die in circuitu Petri Cathedrae, 
quid aliud superest nobis Ecclesfae Neapolitanae Episcopis in propria quasi in 
aliena regione eaptivis, nisi quod Danielis prophetae exemplo (VI. 10) fenestris 
apertis in coenaculo contra Jerusalem novum, h. e. Romam, et adore- 
mus Dominum, et confiteamur peccata nostra cor am Deo, ut dies 
captivitatis nostrae abbrevientur; atque insimui de longe mente prospicia- 
mns qnae Romae, et in templo isto principe hoc mane perfleiuntur; quorum ma- 
xima pars estis Vos ipsi, quibus adiungi, fuit per summam iniuriam ab his qui 
foris sunt nobis prohibitum? Histinc ergo absentes corpore, praesentes autem 
spiritu, non possumus quin exclamemus: »Quam pulcbri sunt pedes super Vati- 
canum montem, et super Petri cathedram annuentis, et praedicantis paoera, an- 
nuntiantis bonum, praedicantis salutem, dicentis Sion: regnavit Deus tuus, cujus 
omnipotenz Nomen Ejus, qui facit mirabilia solus!« N 

Utique mirabile prorsus est, quod multi Filii desertae magis quam ejus 
quae habet virum. Urbs siquidem quae praedicebatur ab impiis pro hac tempes- 
täte desolata, et quasi vidua, jam sedet quasi Domina gentium dilatans locum 
tentorii sui, et pelles tabernaculorum suorum extendens; atque induta vestimen- 
tis gloriae suae incedit quasi sponsa ornata viro suo! 

Mirabile, quod ille idem Vir ejus heri, et nudius tertius vir dolorum,' et 
sciens inflrmitatem, quasi despectus, et novissimus virorum a fl 1 iis perditionis re- 


1) Bullar. Bom. tom Q. p. 440. (Edit. Luxemb.) Constitutio 43. (Nota Editor«.) 

2) Vgl. Archiv Vlll., 301 Note 1. 
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pptatns, hoc mane exaltetur, et elevetar, et snblimis sit vaide in conspectu popu- 
lorum , qai undique ad eum fluunt aurum, et thns deferentes, ita nt qui pro 
fidei obstinatiore (cum Tertullianö loquimur) ab impiis damnatus ferme 
nodus factus sit, jam credentium opere per S. Petri denariam abundanter fiat 
suae confessionis alumnus (apolog. 27, 39.) — Mirabile, quod ille idem, cui 
Papae tilulus ferme opprobrio vertebatur ab impiis, hodie credentium Pater in 
oculis oranium adpareat; siquidem filii Ejus vel de longe venientes affluunt, atque 
ipsi super thronum sedenti adstant quasi novellae olivarum in circuitu mensae 
Qgminj! 

Mirabile prorsus, quod cum impii Ecclesiam Catholicam jam mortuam, 
jamque sepultam blaterent, Caput ejus hoc mane sicut nec Salomon in omni 
gloria sua incedat, universa circumdatus Ecclesiastica Hierarchia; quae almae 
Sionis aemuja per choros ordinata, et splendenti amicta varietate progreditur, 
Vicarium Agni sequens quocumque ierit, et cantans canticumnovumLeoni.de 
tribu fuda, qui vincit et regnat, et imperat; quique solus dignus est accipere glo¬ 
mm, et honorem, et virlutem (Apoc. IV. 11.) — Rursus mirabile est, quod cum 
Dominus miscuerit in medio inimicorum Ecclesiae suae spiritum vertiginis, ita ul, 
düm unitäicm nescio quam somniant, nominis divisiones, et odia, et bella excilent 
inter cives, Ecclesia sola hodie omnimodls UNA monstretur; unitate fidei, et 
Petro per Pium docenti una voce respondeat, Amen; unitate cultus, et Pio de 
Sanctorum canonizatfone interroganti, respondeat, Placet; unitate regiminis, et 
Pio. fratres suos coram videre cupienti, adsit frequentissima! — Mirabile quod 
cum raulier ilia meretrix plena nominibus biasphemiae super bestiam sedens in 
unhvraos ferme fines terrae grassetur, et ppcolum suum praebeat bibendum Ple¬ 
num abominatione atque iminunditia (Apoc. XVII. 3.) Ecclesia sola hodie sicut 
heri SANCTA monstretur! Quid enim hodierni Japoniae Martyres testantur, nisi 
miram Ecclesiae in gentium conversione faecunditatem? Quid Beati Michaelis 
canonizatio commonstrat, nisi prophetiae, et miraeuiorum, caeterorumque charis- 
matum dona, nec non consilia Evangelica, juxta Jesu Christi D. N. promissionem, 
in Ecclesia sua jugiter vigentia et duratura? Quid enim aliud ostendit ista mul- 
torupi millium fidelium ex omni natione quae sub caelo est, lingua sua loquen- 
tiurn frequentia in Templo isto principe, non secus ac olim in plateis Hierusalem? 
Quid Vos ipsi Emi Patres, ac Fratres charissimi, iilorum Pastores ex Gallia, et 
Hispania, ex Angiia, et Germania, atque ex universa Europa non modo, sed et 
ab Oriente, atque America, extremisque insulis universae terrae, cum devoti 
coram ab ore pendetis Pii Pepae IX. qui vel ipsa sola sua praesentia testatur, 
quod Romanorum Pontificum „hac serie, et succesuione, uti loquitur S. Ire- 
naeus, tum traditio ApoMolorum in Ecclesia, tum, praedicatio ad nos 
usque pervenit“ (cont: haeres:), quid aliud, inquam, demonstrat nisi quod 
Ecclesia Romana sola et CATHOLICA sit, et APOSTOLICA? 

Mirabile .... sed non esset dicendi finis! Vos ergo Emi Patres, et Fra¬ 
tres nostri charissimi, narrate in populis quae vidistis hodie; et audistis inirabi- 
lia Domini, ut fideles sensum Christi habentea laetenlur, et confortentur in Do¬ 
mino, quia majora horum videbunt: impii vero ad saivandum ab homine iniquo 
et viro doloso: qui post novendecim saecula ex quo Jesus Christus D. N. in hoc 
mundo vincit, et regnat, ipsum adeo hospitem heic, et peregrinum declarare con- 
tendunt, ut Vicarius Ejus Romanus Pontifex ne inter Christianos quidem possidere 
aliquid nomine proprio possit, ubi reclinet caput, atque tuto pro Ecclesiae liber- 
tate pervigilet! ... 
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At vivit Dominos qui non patietur sanctnm darf canibos, atque haeredtta- 
tem ipsius ab alieno rapi non permittet! Petri eqoidem sedes, uti notat S. Ber- 
nardos, ab orto suo usque ad haec tempora pluries clamavit »Saepe expugnave- 
runt me a joventute meac sed totidem liberata snbjongit »Etenim non potuerupt 
mihi« Amen, Amen, Amen, »nec nunc quoqoe relinquet Dominus virgatn pecca-* 
torom super sortem justorum. Liberabit ergo et hac vice Petruni a vineulis, et 
Sponsam suam solabitur, qui est Rex Regum, et Dominus Dominalitinffl. Mirabiltir 
enim, quae facit hodie, majora horum futura promittunt. ; 

Vobis interim Emi Patres, Fratresque in Domino cbarissimi, per' quos hodie 
dextera Domini fecit virtutem, ac magnificata est; Vobis, qui a Spiritu Sancto 
positi Episcopi regere Ecdesiam Dei vestris ovibus Vos duces braebuistis, atque 
periculis Omnibus spretis ab Oriente, et Occidente navigastis ad Petri Catbedram, 
atque Ecdesiam principalem »ad quam necesse est omnem convenire Ecdesiam, 
h. e. qni sunt undique fideles: Vobis per quos hodie mundo rursum innotuit quod 
Roma Italiae nostrae decus et praesidium ea civitas sit quae 

.pastoralis honoris 

facta CAPUT MUNDO, quidquid non possidet armls 
Religione tenet.» 

Vobis inqnam ab Italiae praesertim Episcopis sit Salus, et liOnor, et gratia- 
rüm actio in Domino. Prospera cuncta ergo Vobis a Domino adprecamur, et 
Angelus Raphael comitetur vobiscum in via, ut cum pace, Salute, et gaudio reVer- 
tamini ad propria. Vos autem etiam atque etiam deprecdtnur, ne cessetfs ela* 
mare ad Dominum, et Virginem Immaculatam Dei Genitricem pro Ecclesiis Italiae, 
praesertfm meridionalibus, ut solvantur vineola captivitatis nostrae, quae sub fttcö 
libertatis restriguntur in diem; et pax flliorumDei redeat inter Italiae flnes. 

Salvete iterum Emi Patres, saivete Fratres amatisslmi, et desideratfssimt; 
et cum manus Vobis deosculamur, in osculo charitatis peramanter nos sub- 
scribimus. 

Neapoli Sacro Pentecostes die 1862. 

Humillimi in Duo ei addictis&imi FF. 

Joseph Cardinalb Consenza Archiep. Capuanus. Antonius Arcbiep. 8a- 
lernitanus, Acernensis Ecclesiae Perpetuus et vacantis Nucerinae Apostolicus Ad¬ 
ministrator. Laurentius Archiep. Cosentiuus. Cajetanus Archiep. Acheruntin. 
Materanen. Joseph Archiep. Tranensis et Nazareth. Petrus Archiep. Kossanen. 
Aloisius Archiep. Teatin. Franciscus Archiep. Baren. Vincent. Andreas 
Archiep. Hydruntinus. Philippus Archiep. Cajetanus. Raphael Archiep. Brun- 
dusin. Vincentinus Archiep. Sipontin. Joseph Archiep. Tarentin. GregoriuS 
AfchieP. Compsan. et Companien. Bartholomeus Episc. Caiven. et Theanen. 
Administrator Apost. Castellaneten. Nicolaus Episc. Liciensis. Franciscus 
Episc. Uxentinus. Nicolaus Episc. Melphitien. Juvenacen. et Terlitien. Nicolaus 
Episc. Cariaten. A. Michael Episc. Venusinus. Januarius Maria Episc. An- 
glonen, et Tursien. Ignatius Episc. Melphien et Rapollen. Josephus Episc. 
Lucerinus. F. Franciscus Xaverius Episc. Muranus. Michael Angelus 
Episc. Marsicen. et Potentin. Dominicus Episc. Aversanus. Franc. Paulus 
Episc. S. Agathae Gothorum. Bernardinus Maria Episc. Fodian. Josephus 
Episc. Molanus. Michaetangelus Episc. Marsorum. Joannes Joseph Episc. 
Andrien. Fr. Dalmatius Epis. Boven. Fr. Joannes Baptista M. C, EpiSc. 
Vallen. et Caputaquen. Aloisius Episc. Thelesin. et Cerretan. Henricus Episc. 
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Casertanus. -Raphael Episc.Squillacen. Ferdinandus Episc. Suessan. Aloi¬ 
sius Episc. UrUanus. Francisco# Episc. Abellinensis. Alph. Maria Episc. 
Gravinen. et Montis Pelusii. Vincentim Episc. Rüben, et Bituntin. Fr. Tho¬ 
mas Episc. Trojanus. Joseph Episc. Oppiden. Raphael Episc. Catacensis. 
Felix Episc. Isciau., Antonius Episc. S. Severi. Fr. Michael Epicc. Apruti- 
nus. Franciscos Episc., Laquedonien. Cqjetanus Maria Episc. Nuscanus. 
RfsUippus Episc. Militen. .Fr. Hiacintus Episc. Neocastren. Valerius Episc. 
Gallipolitanus. Leonardos Episc. Asculan. et Ciriniolen. Fr. Aloisius Episc. 
Triventin. Philippits Episc. Nicoteren. et Tropien. Fr. Aloisius Episc. Cotro- 
nensis. Fr. Simon Episc, Tricaricen. Joannes Dominicas Episc. Eumeniae. 
Ordinarius Altamprae et Aquaviyae. Bonaventura Episc. jam Liparensis. Jo- 
seph Episc. Thyatiren. jam. Coadjutor Episc. Venafren. 

Antwort Seiner päpstlichen Heiligkeit bei Ueberreicbung der 
vorstehenden Adresse in dem öffentlichen Consistoriuni am 9. 

Juni 1862. 

Sensus, quos haeteous Nobis exposuistis, Venerabiles Fratres et Dilecti 
Filii, summam nobis attulerunt laetitiam: sunt enim amoris vestri pignus erga 
Sanctam hanc Sedem, multoque etiam magis testimonium praeclartesiraum illius 
vinculi cbaritatis, quo Ecclesiae catbolicae Pastores non solum inter se verum 
etiam cpm hac Veritatis Cathedra arctissime conjungunlur: ex quo manifesto 
apparet Deum «uctorem pacis et cbaritatis nobiseum slare. Et si Deus pro nobis, 
quis. contra nos? Ipsi ergo Deo laus, bonor et gioria! Vobis vero pax, salus 
et gaudiura: pax cordibus vestris: salus Christi fldelibus curae commissis: gau- 
dium vero Vobis et illis.ut una cum Sanctis exultetis cantantes canticum novum 
in domo Domini, in saecula saeculorum! 


Uterutur. 

l. Da matrimonlo christiano librl tres auctore de Femme. (Romae typis 
a. eosgregationii de prop. flde, 1858, Honachii Georg Franzius.) [Eine 
andere Ausgabe erschien Leodii 1862, zu beziehen von Kirchheim zu 
Mainz, Preis 4 Thlr ] 

Perrone,.das Haupt der römischen Theologen, hat ausser dem in seinen 
Praeiectiones über die Ehe Gesagten ein besonderes reichhaltiges Pius dem IX. 
gewidmetes Werk über die Ehe verfasst, nicht nach der streng-sebolasüschen 
Methode mit Einwürfen und Antworten, sondern nach der bei den Deutschen ge¬ 
wöhnlichem, weniger weitläufigen, zusammenhängenden Schreibweise. Diese Con~ 
cession an die Neuzeit soll von vornhinein lobend anerkannt werden. 

Der erste Theil, welcher de matrimonio christiano handelt, zerfällt in zwei 
Hauptabtheilungen, nämlich 1. de matrimonio sacramento. Dass die Ehe ein wah¬ 
res Sarrament sei, wird bewiesen aus den Concilien, dem Lügdunense II., Floren- 
tinum, Tridentinum, aus dem Sacramentarium Gelasianum (496), wo die pecea- 
torum confessio zum würdigen Empfang vorgeschrieben wird. Im missale Ge¬ 
lasianum, zuerst veröffentlicht vpn Cardinal Tbomasius, wird die actio nuptialis i. 
e. celebrita? nuptiarum beschrieben; sie soll während der Messe geschehen, die 
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Brautleute sollen die Coroumnion empfangen. Gelasius stützt sieb auf, Leo den 
Grossen und seine Vorgänger. Dieselben Feierlichkeiten der Trauung werden in 
den Eucbologien der Griechen, in den Liturgien der verschiedenen Secten vorge¬ 
schrieben. Die Autorität dieser Liturgien als des Ausdruckes des Glaubens einer 
Gesammtheit, nicht eines Einzelnen, darf nicht gering angeschlagen werden. 

Aus den Zeugnissen der ältesten Kirchenväter, welche citirt werden, er¬ 
wähnen wir das des Tertullian: Quod matrimonium ecclesia conciliat, et eonflr- 
mat oblatio (Messe), et obsignat benedictio, des Augustinus (de bono conjugiali): 
Bonum nuptiarum per omnes gentes atque omnes homines in causa generandi 
est, et in flde eastitatis, quod autem ad populum Dei periinet, etiam in sanetitate 
sacramenti. Gegen Lassaulx, Wiese und Ciistner wird hervorgehoben, dass die 
Ebe schon vor Augustin von Tertullian, Leo dem Grossen, Sacrament genannt 
werde. Die Scholastiker schlossen sich der Auffassung der Vorzeit an. Aus der 
Tradition wird bewiesen, dass die Worte Pauli (Ephes. V.): Sacramentum (my- 
sterium) hoc magnum est et, mit Recht auf die Sacramentalität der Ehe bezogen 
werden. Dass nicht der Priester, sondern die Brauleute die ministri sacramenti 
seien, wird ausführlich gegen Melchior Canus und Benedict XIV. bewiesen, und 
so denjenigen, welche in der Ehe Contract und Sacrament gern trennen möchten, 
jeder Anhalt weggenommep. Die benedictio des Priesters ist demgemäss nur als 
eine zu dem Saeramente hinzukommende, geeignete Feierlichkeit, als Sacrameo- 
taiie anzusehen. Unter den vielen von Perrone beigebrachten Gründen interessirt 
sehr der Hinweis auf die dem Beschluss des Tridentinum vorangegangenen Di¬ 
sputationen der Väter, in denen den matrimoniis clandestiuis gegenüber pro future 
drei testes gefordert werden und der Vorschlag zur Sprache kommt, ob nieht 
statt des betreffenden Priesters ein weltlicher Beamter angenommen werden könnte. 
Die Väter wiesen diesen der Civilehe günstigen Vorschlag ab. Der Wortlaut der 
kirchlichen Censur über die kircbenrechtliehen Werke des Turiner Professor Ne¬ 
pomuk Nuytz ist gleichfalls nicht ohne Bedeutung. Pius IX. verurtheilt diese 
Werke mit den Worten (1851): Plura de matrimonio falsa asseruntur : nulla 
ratione fleri posse Christum evexisse matrimonium ad dignitatem sacramenti: 
matrimonii sacramentum non esse nisi quid eontraetui aeeessorium ab eoque sepa- 
sabile, ipsumque sacramentum in una tantum nuptiali benedictione situm esse. 

Der zweite Theil bandelt de matrimonio civili. Folgende Behauptungen 
werden bewiesen: I. Matrimonium civile, ubi publicatum est Tridentinum eondlium, 
natura sua turpis est concubinatus et quicunque solo conjugio civili inter se eon- 
juncti vitam agunt, poenis ab ecclesia latis contra publicos concobinarios obnoxii 
sunt. Es verdient hierbei bervorgqhoben zu werden, dass das Coneilium Tri- 
dentinnm alle Gläubigen für unfähig erklärt, anders als coram paroebo et testibus 
den consensus, resp. Contract , womit das Sacrament zusammenhängt, zu 
scbliessen. 

2. Matr. civile natura sua opponitur matrimonii ehristiani indissolubilitati 
favetque divortio. 

3. Opponitur unitati favetque materiali ac legali polygamiae. 

4. Adversatur publicae honestati indueitque in apertam morum corruptelam. 

Ferner: neque in ecelesiastica, neque in ethnica antiquitate matrimonii ci¬ 
vilis origo inveniri potest; im Gegentheil galt das matrimonium als res sacra. 

Prima origo matr. riv. inter christianos a protestantismo repetenda est. 
Matrimonii civ. dilatatio et socialismo debetur eisque favet. Lex matr. civilis 
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Inter catholfcos antiphtlosophica est iniqua, antipölHtca. Quotquot deliberate ac 
positive ad legem de matrimonio civil! ferendam concurrunt Teos eoram deo se 
gravissimi criminis coostituunt. Lex, quae matr. civil, libertatis nomine eobonestat, 
in legem desinit, quae favet tyrannidi. 

Die Gründe, welche von politischen Rednern,; insbesondere in Piemont, für 
die Civilehe angeführt wurden, werden trefflich widerlegt, insbesondere die so¬ 
genannte Gewissensfreiheit, welche doch nicht darin bestehen könne, dass ein Ka¬ 
tholik gezwungen wird, vor der weltlicheu Behörde eine Ehe zu scbliessen, die 
er in seinem Gewissen für ungültig hält, da nach seinem Glauben nur in facie 
ecclesiae eine gültige Ehe geschlossen werden könne und die Religion ebenso 
wenig wie Gott dem Belieben des Staates unterworfen werden könne. In Folge 
des durch das revolutionäre Frankreich eingeführten und verbreiteten »civilen 
Contractes« bat die Sittlichkeit in der That gelitten. Niemals hat die Kirehe die 
Civitehea in Frankreich u. s. w. approbirt, d. i. als wahre Ehen anerkannt. Kön¬ 
nen auch die einzelnen Bestimmungen des Concils Uber die Ehe Disciplinaran- 
Ordnungen genannt werden, so haben sie doch insoferne dogmatischen Werth, 
als es Dogma ist, dass der Kirche die Gesetzgebung über die Ehe gebühre. 

Der zweite Band handelt zunächst über die Macht, welche der Kirche über 
die Ehe zusteht. Es wurde bewiesen, dass diese Macht aus göttlicher Macht 
stamme, dass sie unabhäng sei, sich auf das Band beziehe, dass nur die Kirche, 
d. h. die geistliche Obrigkeit, kommende Ehehindecnisse aufstellen und dispensi- 
ren könne, und zwar nur der Papst in letzter Instanz, die Bischöfe nur mit sei¬ 
ner Genehmigung, nicht aus eigener Vollmacht. Die kirchliche Gewalt erstreckt 
sich auf die sponsalia, aaf die Eben der Häretiker sowohl unter sich, wie mit 
Katholiken. Wo das Ooncüium 'l'ridentinum nicht publizirt oder die zunächst für 
Belgien gegebene Declaratio Benedictina ausgedehnt ist, sind diese Ehen der Hä¬ 
retiker gültig, auch wenn die Form des Tridentiniqm nicht beobachtet ist. Dass 
sie hingegen, wo das Coneilium Tridentinam publizirt und die Declaratio Bene¬ 
dictina nicht ausgedehnt ist, ohne Beobachtung der forma Tridentmi ungültig 
sind, wollen viele katholische Theologen, Vor einigen Jahren Übrig contra Knopp, 
nicht zugeben; Perrone indess widerlegt sie und beruhigt damit, dass die Decla- 
ratis Benedictina fast auf alle Länder, welche unter protestantischer Herrschaft 
stehen, ja auch auf solche, welche unter katholischer Herrschaft stehen, ausge¬ 
dehnt sei, dass ferner, wie Pius VII. an den Erzbischof von Mainz schreibt, in 
Gegenden, wo das Cond! zwar verkündet ist, aber entweder gar nicht oder seit 
langer Zeit nicht beobachtet wurde, die clandestinen Ehen gültig seien und die 
Kirche anräth, verheiratbete Häretiker, wenn sie katholisch werden und in Be¬ 
treff ihrer Ehe keinen Zweifel hegen, im guten Glauben zu lassen und ihnen die 
Saeramentc zu spenden. Jedenfalls kann keine Ansicht wahr sein, bei welcher 
der Kirche mit Recht der Vorwurf der Härte gemacht werden könnte. Die Acten 
über diesen schwierigen Gegenstand sind wohl noch nicht geschlossen. Eine auf 
geschichtliche Basis begründete Tabelle belehrt uns, wo bereits das Concil Trid. 
verkündet, wo die Declaratio Benedictina Anwendung finde und wo nicht? Per¬ 
rone selbst erkennt die Unzulänglichkeit dieser Tabelle an. So waren z. B. dem 
Referenten selbst Zweifel wegen seiner Heimath »Schlesien« bei Durchsicht der 
Tabelle aufgestiegen. Einerseits heisst es §. 265: dass in Ober- und Nieder¬ 
schlesien das Concil promulgirt sei, wie u. A. Kugler, der Kanzler der Breslauer 
Universität, bezeugt. Es wird hinzugefügt: Haec provinda magna ex parte nunc 
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subesi Borussiae. Andererseits heisst es 269: die Dedaratio Bened. finde An?, 
Wendung Vratislaviae anno 1765, et quo sub ditione Borussiae extitit. Ist non 
unter Breslau auch die ganze Diöcese mit inbegriffen? v 

Im zweiten The» wird die Macht des Staates über die Ehe, d. h. über ihre 
bürgerliche Ordnung besprochen, nach dem Grundsätze des heiligen Thomas: 
Matrimonium in quantum est in Officium naturae statuitur lege naturae, in quan- 
tum est in Officium communitatis statuitur lege civili, in quanlum est sacramen- 
tum statuitur jure divino. Nicht auf das Band selbst-, nur auf die bürgerlichen 
Folgen habe der Staat, der gläubige wie der ungläubige, ein Recht; wirkliche 
Ehehindernisse Könne nur die Kirche aus eigener Macht aul'steUen; diese? Recht 
verdankt sie weder den weltlichen Fürsten, noch theilt sie es mit ihnen, , 

Der dritte Band »de unitate ac indissolubilitate matriraonii christiani« be¬ 
weist die Behauptungen: Non solura christiani matr. unitati, sed ipsi matrimonii 
notloni spectato etiam solo jure naturae, direcle opponitus polyandria et uxorum 
communio. Polygamia simultanea juri naturae absolute non repugnat, eidem ta¬ 
rnen minus conformis est et quod antemis etiam adversatur; ante evangelium 
absolute vetita non posse dici videtur nec proinde necessaria divina, dispensatio, 
ut veterum polygamia a crimine contra jus naturale vel divinum, ut christiani ma¬ 
trimonii proprietas prima ac inviolabilis sit unitas. 

Sodann erhalten wir die kirchliche Lehre über die zweite, dritte und 
vierte Ehe. 

Die Unauflöslichkeit wird erwiesen aus dem Naturrecht mit Rücksicht auf 
das positive göttliche Gesetz (adhaerebit uxori suae) und das mosaische Recht- 
Die Erklärung des Ehescheidungsgrundes uopveta (fornicatio), wie sie Dötting er 
(Christenth. und Kirche S. 388 ff.) im Gegensatz zur caxpia (adulterium) an¬ 
nimmt, ist Perrone nicht unbekannt gewesen, sie wird aber nicht beliebt, weil 
beide Ausdrücke promiscue gebraucht wurden und nach dem Zusammenhänge, so 
wie dem consensus patruin hier nur von dem Verbrechen einer wirklichen Form 
die Rede sei. (Matth. V, 32.) 

Nachdem Perrone im Grossen und Ganzen die kirchliche Lehre über die 
Ehe gegenüber den Behauptungen der Neuzeit klar dargelegt und- verteidigt bat, 
ist es wohl an uns nicht, ein Splittergericht über dieses grossartige Werk zu 
halten, sondern auf. dasselbe fussend für unsere Verhältnisse uns genau zu unter¬ 
richten und die angemessensten Waffen im Kampfe gegen die Civilehe anzuwen-* 
den. Perrone konnte auf die neuesten Kammerreden, z. B. in Preussen, nicht 
Rücksieht nehmen, denn sie sind jünger als sein Werk, in dem er die Turiner 
Kammerreden gut beleuchtet und die Freunde der Civilehe treffend widerlegt. 
Wiewahl daher Vieles von dem, was er schreibt, zur Widerlegung unserer deut¬ 
schen Freunde der Civilehe dient, so stellt sich doch auch vielfach die Lage als 
eine andere heraus, weil bei uns die Civilehe zumeist von Protestanten in einem 
protestantischen Staate vertheidigt wird. Es wird daher nicht immer genug sein 
an den Beweismitteln der positiven Dogmatik, wie sie Perrone trefflich bietet, 
man wird auch zu philosophischen Argumenten greifen müssen. Protestanten, 
welche noch christlich sein wollen, haben im Kampfe gegen die Civilehe mit den 
Katholiken ein gleiches Interesse; wir freuen uns dieser gemeinschaftlichen Schlacht 
gegen den Antichrist. Wir lassen uns auch nicht abfertigen mit der Bemerkung: 
Staat und Kürehe mögen, ein jeder von seinem Standpunkte, die Ehe beurteilen 
und behandeln, mögen sich um einander nicht kümmern. Abgesehen davon, dass 
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dies ein philosophischer Unsinn ist, für ein und dieselbe Sache zwei letzte In¬ 
stanzen anzunehmen, wünschen wir nicht, dass die zwei Obrigkeiten, welche diese 
Welt regieren und beglücken sollen, in dem wichtigsten Punkte einander angrei¬ 
fen und verleugnen. Wir wollen die Concordia sacerdotii und imperii. 

Lie. Sw ientek in Creutzburg. 


2. Winkler, Dr. Joseph, bischül. Commlssär, Chorherr und Professor der 
Theologie ln Luzern, Lehrbuch des Kirchenrechtes, mit be¬ 
sonderer Rücksicht auf die Schweiz. Luzern. Sehr. Rüber 1862. ZI 
und 462 S. 8. (l Tblr. 16 Sgr.) 

Was die Form dieses Werkes betrifft, so empfiehlt sich dasselbe, wie Ref. 
bereits in der Kath. Litzg. 1862 Nr. 38. aussprach, durch seine Kürze, Einfach¬ 
heit und Natürlichkeit der Darstellung und die Beseitigung überflüssiger Phrasen. Der 
Styl hat jedoch manche Rauhheit und Eigentümlichkeit. Was den Inhalt dieses im Sy¬ 
stem sich an Permaneder anschliessenden Lehrbuches betrifft, so erscheint dasselbeals 
Leitfaden für mündliche Vorträge und zur Repetition des Kirchenrechts geeignet, als 
Wegweiser flir die Seelsorger in praktischen Fragen jedoch meistens unzureichend. 
D^nn wenn darin auch hier und da, namentlich in den Anmerkungen Andeutun¬ 
gen für die Praxis gegeben werden und über einige besonders wichtige Materien, 
besonders das Eherecht, etwas ausführlicher gehandelt wird, so bietet das Ganze im 
Allgemeinen doch nur eine auf das Dürftigste beschränkte Darstellung des historisch 
bestandenen und geltenden Kirehenrechts. ln den Anmerkungen finden sich auch 
manche interessante historische Notizen, einige Mal, z. B. im Eherecht, auch Anga¬ 
ben über das protestantische Kirchenrecht. Die in dem Werke gegebenen literari¬ 
schen Nachweisungen sind jedoch meistens für praktische Zwecke nicht ausrei¬ 
chend, sowie auch die S. 16. —20. gegebene Literaturübersicht sehr wesentliche 
Lücken enthält und von vielen Werken nur längst veraltete Auflagen verzeichnet. 
Zu kurz ist auch die auf S. 3. —12. gegebene Geschichte der Quellen und zu un¬ 
vollständig im Ganzen auch die S. 33.-42. bei Besprechung des Verhältnisses 
von Staat und Kirche geschehene kurze Erwähnung der staatlichen Kirehenrechts- 
quellen. Bisweilen verleitet auch das Streben nach Kürze den Verf. zu Ungenauig¬ 
keiten (z. B. S. 12. wird, ohne die verschiedene gesetzliche Bedeutung der einzel¬ 
nen Theile das corpus juris canonici hervorzuheben und namentlich das Decretum 
Gratiani als blosse Privatsammlung zu bezeichnen, allgemein gesagt: »die h. 
Schrift des Neuen Testaments, das corp. jur. canonici und dqs Coneiliuin Triden- 
tinum sind von der Kirche veranstaltete, mithin officielle Sammlungen von 
Quellen des Kirehenrechts, und haben als solche gesetzliches Ansehen.« Ueb- 
rigens ist Winkler’s Lehrbuch im Ganzen eine erfreuliche Bereicherung der kir¬ 
chenrechtlichen Literatur, besonders wegen der zahlreichen Mittbeilungen über 
die schweizerischen Kirchenverhältnisse. Schweizerische Kirchenrechtsquellen, be¬ 
sonders für den Canton Luzern und einige Formularfen bilden auch S. 379 —462 
einen Anhang des Buches. Das im Archiv Bd. VII. S. 308. mitgetbeilte und be¬ 
sprochene schweizerische Bundesgesetz vom 3. Febr. 1862 über die Scheidung ge¬ 
mischter Eben ist zwar (S. 312. Anm. 3.) bereits erwähnt, aber noch nieht im 
Anhang abgedruckt. Druck und Ausstattung des Buches sind preiswürdig. 

■ • Vering. 



Falise, Ritaam Rubriearumque brevis elacidatlo. , 473 

3. Ritmun Rubriearumque Itssalis, Bmlarii, ac Ritualis Romani bwi« 
alncidatie. Jnxta tertiam edit. Parisienaem, anctor« J. B. Faliae, 
Dioeceais Tornac. Presbytero. Sehapusiae 1862. Snmptibns F. Harter!. 

(2 Thlr.) 

Dieses Cäremoniale ist bei gedrängter Kürze das vollständigste unter allen 
die wir kennen. Der Verfasser gibt den vollständigen Text der drei liturgischen 
H&uptwerke, des Missale, des Breviers, und des Rituale, verbunden mit einem 
Commentar aus den Entscheidungen der Rituscongregation und der bewährtesten 
Rubrieisten; nichtsdestoweniger bleiben Text und Commentar, Obgleich zu Einem 
Satze verbunden, vollkommen von einander geschieden. Durch diese vortreffliebe 
Einrichtung ist es leicht, auf den ersten Blick zu erkennen, was bestimmt und 
kirchliches Gesetz, und was zweifelhaft oder bloss Ansicht der Rubridsten ist. Der 
Usus Romanus hat in dieser Ausgabe jene Berücksichtigung gefunden, welche 
seine Bedeutung in der Liturgik fordert. 

Mit besonderem Takt sind die synoptischen Darstellungen einzelner Functio¬ 
nen entworfen. Auf wenig Seiten, ohne Wiederholungen, stellen siet die Officien 
der verschiedenen Minfstri nebeneinander gleichzeitig den Augen des Lesers dar; 
diese Uebersiehtlichkeit ist besonders geeignet, das Studium zu erleichtern. 

Was die Citationen betrifft, so zeichnen sieh dieselben, ungeachtet ihrer 
ausserordentlich grossen Anzahl, durch seltene Zuverlässigkeit aus. Msgr. de 
Conny, Verfasser eines sehr geschätzten römischen Cäremoniale, bezeugte in einem 
Artikel des Univers, dass er diejenigen, welche sieh auf die Privatmesse und das 
Hoehamt beziehen, sämmtlich verglichen, und darunter nicht eine einzige irrige 
gefbnden habe. 

Ein solches Werk musste günstige Aufnahme finden. Bereits vor einem . 
Jahre erschien zu Paris die dritte Auflage, mit Empfehlungen von acht Bischöfen 
Frankreichs. Auf vielfach wiederholtes Verlangen von Seiten hochwürdiger Pro- 
fessorep an Seminarien und Universitäten entschloss sich der Verfasser, eine la¬ 
teinische Ausgabe seines Werkes zu veranstalten; der Uebersetzung wurde die 
dritte französische Ausgabe zu Grunde gelegt 1 ). Wir lassen eine gedrängte Ueber- 
sicfat des Inhaltes folgen. Das Werk besteht aus zwei Theilen; der erste enthält 
das Praktische, namentlich 1. die Privatmesse und was sich an dieselbe an- 
sehliesst; 2. die gesungene Messe (Missa cantata) und die übrigen Functionen in . 
kleineren Kirchen; 3. das feierliche Hochamt (M. solemnis) und alle anderen Func¬ 
tionen für die grösseren Kirchen; 4. die feierlichen Pontificatfbnetionen. Im zwei¬ 
ten Theil wird die Theorie behandelt. Zunächst die Rubricae generalis des 
Missale, und jene de defecübus in rel. Missar. occurentibus ; darauf die 
Rubriken des Breviers de coneurrentia, occurentia, translatione festorum, und de 
singulis partibus offfcii. Ein liturgisches Journal, das auf diesen Abschnitt folgt, 
zeigt die Anwendung der gegebenen Regeln auf die verschiedenen Zeiten und 
Feste des ganzen Jahres. Die Bestimmungen de festa patroni, dedicationis Eccle¬ 
sia e, u. s. w. sind nicht vergessen. Der letzte Abschnitt enthält das ganze römi¬ 
sche Rituale mit einem canonisehen Commentar, in welchem sieh eine grosse 
Zahl vorzüglicher und sehr praktischer Bemerkungen findet. Erwähnung verdient 


1) Diese Ansgabe ist in dem bei der theologischen Facultät der k. k. Univer¬ 
sität su Innsbruck bestehenden theologischen Convikt der Gesellschaft Jesu schon als 
Handbuch des praktischen liturgischen Unterrichts eiogeführt. 



«i Literatur: Strodl, Windischmann. . 

endlich noch eine vortreffliche Abhandlung, als Einleitang des ganzen theoreti¬ 
schen Theiles, Ober die Gesetzeskraft der Rubriken and der Entscheidungen der 
Rituscongregation, die Bedeutung der Ansicht der Rubricisten u. s. w. X. 

4. Windischmann , Fr. H. H. Ein Bild seines kirchlichen Wirkens 
nnd seiner wissenschaftlichen Thttigkeit. Ton Dr. W. Strodl. 
■fluchen 1862, Lentner. 

Die vorliegende Schrift verdient ausser dem allgemeinen Interesse, das der 
gefeierte Hann an ihrer Stirne erweckt, noch eine ganz besondere Würdigung 
von Seiten der Freunde des kirchlichen Rechtes. Denn der Name Windischmann 
ist mit der Kircbengeschichte Bayerns und der Entwickelung der rechtlichen Stel¬ 
lung der Kirche in Bayern in den Jahren 1840—1660 aufs Innigste verwachsen. 
[Vgl. oben 401 ff.] 

Unter den Eindrücken der Kampfe, welche die Kirche in Preussen zu 
bestehen hatte, und die alle im Hause seines Vaters, des berühmten Medicinal- 
rathes und Professors in Bonn, Dr. Karl Jos. H. Windischmann, ihren Wiederhall 
gefunden hatten, aufgewachsen, hatte der junge Windischmann in sich schon 
frühe trotz seiner philosophisch-philologischen Studien jene bestimmte, scharf 
ausgeprägte kirchliche Richtung ausgebildet, die sein ganzes Leben und Wirken 
klar bezeichnet. Wie er später bei seinen Vorträgen über das Kirchenrecht an der 
Universität in München diese Principien weiter entwickelte, so leiteten ihn diese 
auch in. seiner Stellung ms Domcapitular und Generalviear der Erzdiücese Mün¬ 
chen-Preising. Sein Eintritt ins Metropoiitancapitel fiel in die Zeit des in Folge 
des Kölner Ereignisses in Deutschland neu erwachten katholischen Bewusstseins. 
Damals hatte Bayern dem bedrängten Rechte der Kirche eine Zufluchtsstätte ge¬ 
währt und dadurch in der That die Bedeutung einer Grossmacht erlangt Aber 
es fehlte in Bayern selbst noch gar Vieles und die Bischöfe Bayerns erhoben sich 
mannhaft, um die Anerkennung der kirchlichen Principien zu erringen. 

Unser vortreffliches Schrifteben schildert des Nähern die Steilung Win- 
dischmanns unter dem Ministerium Abels, seine Wirksamkeit unter den verin* 
derten Verhältnissen seit 1848, seine Beziehungen zu der Freisinger Bischoft-Ver- 
sammlung vom Jahre 1830, seine Thätigkeit für die Erziehung des Klerus ; die 
mancherlei Kämpfe in allen diesen Rücksichten, endlich seinen zeitlichen Hingang 
in einer Epoche, die seine Bestrebungen, wenn nicht preis zu geben, so doch 
unvollendet lassen zu wollen den Anschein gibt. — a — 
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S. 272 Z. 5 v. o. lese man: keine; Z. 6: erinnert daran; Z. 11: Böses und 
darnm wünscht er. , < 

S. 293 a. E. fuge man hinzu: Die 6. Lieferung der Uebefsetzung Biirgeler’s ist noch 
nicht erschienen, weil das Original von Vergottini noch nicht vollendet iqt. 

S. 386 Z. 16 v. o. lese man er statt erst. i 









































